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Vorwort. 


Der hochverdiente Verfaſſer dieſes Buchs, mein verehrter 
Lehrer K. H. Rau, ift im März 1870 aus feinem arbeitſamen, 
für die Wiſſenſchaft fo fegensreichen Leben gefchieven, als er eben 
die Ueberarbeitung der 6. Auflage der Finanzwifjenfchaft begonnen 
und bis auf 17 Bogen geförbert hatte. Er hat furz vor feinem 
Tode gegen feine Familie ven Wunſch geäußert, daß ich die Fort: 
ſetzung des Werks übernehmen möchte. Diefem mich beehrenven 
und erfreuenden Wunfche bin ich gerne nachgefommen, obwohl 
ih mir von vornherein die fachlichen Schwierigkeiten und bie 
perfönlichen Bedenken, ein ſolches Hauptwerk eines verehrten 
Meifters weiter zu führen, nicht verhehlte. Schwierigkeiten und 
Bedenken jtiegen aber noch erheblich, als ich an vie wirkliche 
Ausführung der Bearbeitung ſchritt, und fie find während des 
weiteren Verlaufs ber Arbeit wahrlich nicht geringer geworben. 

Für die Bearbeitung bot ſich mir ein voppelter Weg. Einmal 
fonnte ich mich darauf bejchränfen, indem ich ven eigentlichen 
Zert des Buchs möglichjt unverändert ließ, in ven Anmerkungen 
Literatur, ſtatiſtiſches Material u. ſ. w. nachzutragen und ge- 
legentlich Hier abweichende Meinungen zur Sprache zu bringen. 
Im Wefentlihen war Rau felbjt, wie faft jeder Verfaſſer in 
jpäteren Auflagen öfters aufgelegter Werke, bei den verjchievenen 
Bänden feines Lehrbuchs ver politifchen Defonomie fo verfahren. 
Auch in den von ihm noch für die 6. Auflage durchgejehenen 
17 erften Bogen der Finanzwiffenfchaft bejchränften fich vie 
Veränderungen faſt ganz auf Nachträge und Erneuerung des 
ftatiftifchen Materials in den Anmerkungen. Indem ich in ber- 
jelben Weife die Reviſion fortjette, konnte ich meine Arbeit zu 
einer viel müheloferen machen und dem Buche falt ganz ven 
bisherigen Charakter wahren. Es ijt mir auch wohl bekannt, 
daß gerade in biefer Art öfters Werke, und auch Yehrbücher, 
verftorbener Autoren von Dritten bearbeitet worden find und baß 
diefes Verfahren Manchem durch Pietätsrüdfichten geboten erjcheint. 
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Ich habe dennoch nach gewiſſenhafter Prüfung den anderen 
Weg der Neubearbeitung beſchritten und die wiſſenſchaftlichen 
Rückſichten den rein perſönlichen vorangeſtellt. Damit glaube 
ich dem Andenken des verehrten Verfaſſers nicht zu nahe getreten 
zu ſein, ſondern im Gegentheil in ſeinem Sinne gehandelt zu 
haben. Denn Rau war wie wenige Gelehrte unbefangen in der 
wiſſenſchaftlichen Würdigung auch gegneriſcher Anſichten und 
wünſchte nicht ſowohl ein eigenes abgeſchloſſenes, ſtets mehr oder 
weniger ſubjectives Syſtem aufzuſtellen, als vielmehr Werke zu 
liefern, welche das geſammte Material der Wiſſenſchaft, eigene 
wie fremde Forſchungen, dem jeweiligen wiſſenſchaftlichen Stand— 
puncte gemäß ſyſtematiſch durchgearbeitet dem Leſer vorführten. 
Darin liegt der eigenthümliche Vorzug der Rau'ſchen Werke 
gerade als Lehr- und Handbücher zum Studium und zum prak— 
tiſchen Gebrauche vor anderen Syſtemen. Dieſer Vorzug aber 
läßt ſich nur erhalten, wenn die Neubearbeitung möglichſt den 
Veränderungen und Fortſchritten der wiſſenſchaftlichen An— 
ſchauungen Rechnung trägt. Demgemäß glaubte ich, zwar unter 
möglichſter Beibehaltung des Bisherigen, doch eine tiefer greifende 
ſachliche Um- und Neubearbeitung großer und wichtiger Abſchnitte 
des Werks nicht unterlaſſen zu dürfen. Das Buch iſt dadurch 
allerdings vielfach, ja räumlich gut zu drei Fünfteln, ein neues 
geworben, für deſſen Inhalt nicht Rau, ſondern ich verantwortlich 
bin. Methode, Gefichtspuncte, Auffafjung, Material haben mehr 
oder weniger eingreifende Aenverungen erfahren. ‘Die fubjective 
Anficht des neuen Bearbeiter wirft dabei ja freilich immer ein 
und leicht mag unbefangene fachliche Prüfung öfters der früheren 
Behandlung vor der jetigen ven Vorzug geben. Aber jevenfalls 
darf ich behaupten, nur jolche Aenderungen und völlige Umge— 
ftaltungen vorgenommen zu haben, die miv nach beſtem Wiſſen 
und Gewiſſen als fachlich und wijjenjchaftlich geboten erjchienen. 
In raſch fortjchreitenden Disciplinen, wie 3. B. vielen Natur: 
wiljenjchaften, find Neubearbeitungen von ſyſtematiſchen Werfen 
älterer Autoren ebenfalls mehrfach jo eingreifend erfolgt, wie jet 
die meine in der Finanzwiljenjchaft ausgefallen iſt. Ich werbe 
dabei immer noch dem Einen zu wenig, wie dem Anveren viel 
zu viel verändert haben. Ein billiger Beurtheiler wird fich aber 
auch die Schwierigkeiten nicht verhehlen, welche in beiverlei Be— 
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ziehung obwalteten, wenn das Buch doch immer noch möglichſt 
das Werk Rau's bleiben und anderſeits dem heutigen wiſſen— 
ſchaftlichen Standpuncte, wie er ſich wenigſtens für mich darſtellte, 
gemäß umgearbeitet werden ſollte. 

Um die Einheitlichkeit des Werks möglichſt zu wahren, habe 
ich auch die 17 erſten Bogen mit in die Neubearbeitung ein— 
gezogen. Jedoch iſt hier die Einleitung und ein Theil des 
1. Abſchnitts (bis 8. 38) ziemlich unverändert geblieben. Bei 
einer etwaigen weiteren Auflage beabſichtige ich allerdings auch 
die Geſchichte der Finanzwiſſenſchaft umzuarbeiten und einen Ab— 
ſchnitt über die Finanzgeſchichte einzureihen, wozu es mir jetzt 
an Zeit und Raum gebrach. Bedeutende Erweiterungen, ſyſte— 
matiſche Vervollſtändigungen, und zum Theil eine völlige Neu— 
bearbeitung haben bereits die Abtheilungen 8 bis 10 des 1. Ab— 
ſchnitts des 1. Buchs (5. 38—44, ©. 49—86) erfahren. 

Im 2. Abjchnitte des 1. Buchs ift die 1. Abth. (Ausgaben 
für die verfaflungsmäßige oberjte Gentralleitung), ferner das 
2. Hauptftüd der 2. Abth. (Ausgaben für vie einzelnen Ab- 
theilungen der Regierungsgejchäfte) in der Hauptjache unverändert 
geblieben. In den Anmerkungen wurbe theil® noch von Rau, 
theil8 von mir neues Material gegeben. 

Vollſtändig neu von mir bearbeitet und beveutend erweitert 
worden ift dagegen ber Abjchnitt vom Staatsdienſt und Bejol- 
bungswefen im 1. Hauptit. d. 2. Abth. (S. 99— 146), — berjenige 
Theil der Yehre von den Ausgaben, welcher am Meijten eine 
principiellsfinanzwifjenjchaftliche Behandlung geftattet. 

Als 3. Abjchnitt des 1. Buchs habe ich einen neuen, faſt 
ganz von mir allein herrührenven Abjchnitt (Dedung der Staats: 
ausgaben u. f. w.) eingejtellt, worin meine fchon früher entwickelte 
Theorie von der Dedung des Staatsbedarfs und von der Wahl 
zwifchen ordentlichen Einnahmen und Staatsfchulvden als Dedungs- 
mittel ihren ſyſtematiſch richtigen Pla gefunden hat. Rau hatte 
einige bezügliche Erörterungen im 3. Buche gegeben, vie jegt in 
oben genannten Abfchnitt verarbeitet worden find. 

Bon der Lehre von den orbentlichen Einnahmen (2. Buch) 
enthält ver vorliegende erſte Band einen einleitenden Abjchnitt über 
diefe Einnahmen im Allgemetmen, ſodann die Lehre vom Privat- 
erwerb vollſtändig. Jener Abjchnitt ift faft ganz neu gearbeitet 
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und find darin Puncte im Zufammenhang abgehandelt worven, 
welche Rau bisher getvennt erörtert hatte. Die jetige Behandlung 
wählte ich, um Allem zuvor die Begriffsbeftimmung und Claſſi— 
fication ber einzelnen Einnahmearten feitzujtellen, ein wichtiger 
Punct wahrlich auch für die Praxis, in dem bisher die nach- 
theiligfte Verwirrung herrſchte. Namentlich Fam e8 mir darauf 
an, mit den Regalien als einer. befonveren Cinnahmeart aufzu- 
räumen, bie privatwirtbichaftlichen Einnahmen, die Gebühren und 
bie eigentlichen Steuern richtig von einander zu trennen und in 
ihrem charafteriftiichen Wefen zu bejtimmen. Hier wurde daher 
Ihon Vieles behandelt, was Rau erſt in den Einzelabjchnitten 
über die bezüglichen Einnahmequellen beiprochen hat. Namentlich 
der Abjchnitt über die Gebühren, an welche fich in Theorie und 
Praxis jo viele Streitfragen anfchliegen, giebt bereits eine voll- 
jtändige und fpecielleve Weberficht über dieſes Gebiet, was in 
ſyſtematiſcher Hinficht anzugreifen ift, aber mir unvermeidlich 
jchien, um die einzelnen Arten der ordentlichen Einnahme ſcharf 
auseinander zu halten. Die zufammenfajjende Behandlung aller 
Einnahmearten war ferner auch durch meine Auffaffung geboten, 
wonach ‚viele folche Elaffen und einzelne Einnahmen nur gefchicht- 
liche, nicht abjolute, Logische Kategorieen find, je nachdem gewilfe 
Staatsthätigfeiten, an welche ſich Einnahmen knüpfen können, 
nach verjchievenen Finanzprincipien behandelt werden ($. 89— 91). 

In der Lehre vom Privaterwerb des Staats, welche für einen 
ver bejten Abjchnitte des Rau'ſchen Werkes gilt, ift die 1. Abtheil. 
(ältere Domänen im Allgemeinen), das 1. Hauptft. ver 2. Abtheil. 
(Einnahmen aus Felpgütern u. f. w.), ferner der Abfchnitt von 
der Bewirthichaftung der Waldungen, der Bergwerfe im We- 
fentlichen unverändert geblieben. Die Beränderungen in ben 
Anmerkungen rühren meiftens noch von Rau her. Nur die „Re— 
geln für die Zeitpachtungen“ ($S. 143 — 149) glaubte ich nach 
dem Erjcheinen des trefflichen Werks von Drechsler über ven 
landwirthichaftlichen Pachtvertrag zum Theil auch neu faſſen zu 
müffen. Die Richtigfeit der von Rau noch wenig beachteten 
Lehre von der bloßen Nelatiwität folcher wirthichaftlicher Regeln 
zeigt fich hier am einem eclatanten Beifpiel. 

Dagegen find die Abjchnitte von der Beibehaltung oder Ver— 
äußerung ver Staatsforiten, von den Staatsbergwerfen, Fabrifen, 
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den Handels⸗, Geld- und Bankgeſchäften großentheils gänzlich um— 
und neugearbeitet und das 6. Hauptſt. von den Verkehrsanſtalten, 
beſonders den Eiſenbahnen eigentlich ganz neu hinzugefügt worden. 
Denn die Eiſenbahnen finden ſich in der 5. Aufl. der Finanz— 
wiſſenſchaft kaum mehr als nur erwähnt (S. 330—337 d. 5. A.). 
Die bier jett gegebene zuſammenfaſſende Behandlung des Ver— 
fehröwejens ermöglichte e8, den Stantpunct des Staats gegenüber 
den einzelnen Arten von Wegen und Berfehrsanftalten principiell 
feitzuftellen. Die eingehende Behandlung des Eiſenbahnweſens 
aber wurde gerade durch ven Charakter des ganzen Rau’fchen 
Finanzwerks geboten und entjpricht nur ver ähnlichen Behandlung 
des Domänen, Forſt-, Bergweſens u. f. w., während das Staats- 
eifenbahnwefen wenigjtens bei uns in Deutfchland jetst auch finanziell 
ſchon der wichtigjte Theil des modernen Domänenwefens tjt und 
ed wohl immer mehr werden wird. Freilich bringt es dieſe Be— 
handlungsweife unvermeidlich mit fich, volfswirthichaftspolitiiche, 
technische, abminiftrative und finanzielle Puncte gemeinfam zu be- 
jprechen, was gegen die Anforderungen ftrenger Syſtematik ift, 
gerade aber durch das Wejen des Rau'ſchen Werks bedingt wird 
und in anderer Hinficht feine Vorzüge hat ($. 131). 

Die Autorfchaft der einzelnen Paragraphen und zum Theil 
der Anmerkungen ift durch unfere Namenschiffren R. und W. 
erfichtlich gemacht. Die 88. ohne Chiffre ſind unverändert ge- 
blieben, vie mit R. und W. gemeinfam, im Anfang des Werks 
($. 1,2, 9, 10 u. a.) auch einige aus Verſehen mit W. allein 
bezeichneten 88. rühren von uns beiden her oder enthalten Ver— 
änderungen des früheren Texts durch uns beide oder durch mich 
allein. Die nicht befonders fignirten Anmerkungen gehören in ver 
Kegel dem Berfafjer des Texts des betreffenden $._ Am Schlufje 
des Inhaltsverzeichniſſes findet fich eine Ueberficht der Autorfchaft 
ver 88. Ich glaubte, durch diefe genaue Bezeichnung die Ver— 
antwortlichkeit am Sicherften feftzuftellen, feinem von uns beiden 
zu Liebe und feinem zu Leide. 

Das Werk hat, wie aus dem vorliegenden Bande verglichen 
mit dem früheren 1. Bande jchon erfichtlich ift, einen nicht uner— 
heblich größeren Umfang erhalten, was ich am Wenigften für 
einen unbebingten Vortheil halte. Bei dem Vergleich mit ver 
früheren Auflage ift indejfen nicht zu überfehen, daß manche 


fpätere Abfchnitte ver 5. Aufl. jetst bereits theilweife abgehandelt 
jind. Ferner war das Eiſenbahnweſen ganz neu einzujtellen und 
das Material ift außerordentlich gewachjen, wie ſich u. A. auch 
aus dem ftarf vermehrten Umfange der zweiten Auflagen ver 
Finanzwerke von Stein und Bergius im Bergleich mit ven eviten 
Auflagen ergiebt. Der vorliegende erſte Band hat in der neuen 
Auflage einen anderen Abjchluß gefunden, als in der fünften. 
Doch möchte die jegige Trennung dev Bände 1 und 2 auch fachlich 
Vorzüge haben, va beide Bände num einigermaßen abgejchlofjjene 
Ganze bilden. Die ganze fpecielle Steuerlehre fommt jett unge- 
trennt in den 2. Band. 

Ih muß endlich noh um Entjcehuldigung bitten, daß das 
Schlußheft des 1. Bandes etwa 2 Monate fpäter erfcheint, als 
ich bei der Herausgabe des 1. Hefts glaubte in Aussicht ftellen 
zu können. Daran ift lediglich ver Umſtand ſchuld, daß meine 
Zeit außerordentlich ſtark durch amtliche und jonftige, unauf- 
jchiebliche Thätigfeit in Anfpruch genommen war. Ich will es 
dabei überhaupt nicht verhehlen, daß ich, eben in einen neuen 
Wirfungsfreis eingetreten, mir für die ganze Bearbeitung dieſes 
Werks die nothwendige Muße und Zeit oft nur mit großer Mühe 
zujammenftehlen konnte und mehrfach mit außerorventlicher haftiger 
Anjtrengung arbeiten mußte, wenn bie dringend verlangte Heraus» 
gabe ver neuen Auflage des im Buchhandel ganz vergriffenen 
Werks nicht noch lange verzögert werden follte. Spuren hiervon 
werben fich leider wohl manche finden, befonvders auch in ftyliftifcher 
Hinficht, fo fehr ich mir Mühe gab, namentlich ven Text regel: 
mäßig forgfältig zu überarbeiten. Die befchauliche Arbeitsmuße 
unjeres Altmeifters Rau im fchönen Heivelberg gehört eigentlich 
auch zum Abfaffen folcher mühſamer, bis in das Einzelnjte möglichit 
genau herzuftellenver Werke, aber fie fehlt leider nur zu jehr 
in der Hegerei der Weltjtadt. Die Berfchiedenheit der Naturelle 
bedingt ein Uebriges an Verſchiedenheiten ver Arbeitsweife. 

An die Bearbeitung des zweiten Bands gehe ich binnen Furzer 
Zeit und hoffe, ihn dem erjten im nicht zu langer Friſt folgen 
laſſen zu können. 

Berlin, Weihnachten 1871. 


Dr. Adolph Wagner. 
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Einleitung, 


5.1. 


Zum Wefen des Staates gehört eine von dem Oberhaupte aus- 
geübte höchſte Gewalt und eine von berfelben ausgehende, auf die 
Beförderung ver gemeinfamen Zwede gerichtete Regierungsthätig- 
feit (I, 8. 4.), deren Bedürfniß fich, wie die Erfahrung zeigt, 
überall, wo Menfchen nahe beifammen Ieben, fühlbar macht un 
biefelben zur Unterwerfung unter ein Oberhaupt antreibt. Wie 
jeboh dies Bedürfniß je nach der Bildungsftufe, ver Yebensweife, 
den Ermwerbarten der Völker u. dgl. in ungleicher Weiſe em: 
pfunden wird, fo ift auch die Regierungsthätigkeit von verjchiedener 
Stärke und ihr Wirkungsfreis von verjchievener Ausvehnung. 
Dabei läßt fich die Wahrnehmung nicht verkennen, daß bei fort- 
ſchreitenden Völkern die Auspehnung der Negierungsthätigfeit im 
Ganzen beveutenver als die wievererfolgende Einfchränfung auf 
einzelnen Gebieten zu fein pflegt, was von weittragenden Folgen 
it (a). Zur Ausführung der von ihm zu leitenden Thätigfeiten 
muß der Staat bez. die Regierung, welche dieſe Ausführung leitet, 
eine eigene Wirthſchaft führen, welche Finanzwirthſchaft, 
dinanzverwaltung (mitunter jubjectiv Finanzweſen) (b) 
over Regierungswirthſchaft, bisweilen auch Staats— 
wirthſchaft over Staatshaushalt genannt wird (I, 8. 2, 
3, 17). Für diefes Gefchäftsgebiet find mancherlei äußere Ein- 
richtungen erforderlich, durch welche die Ausführung der Finanz: 
verwaltung geregelt und beförvert wird, namentlich Geſetze, Ver— 
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orbnungen, Behörden und Aemter, Anftalten u. dgl. Der 
Inbegriff diefer äußeren Anoronungen bildet das Finanzwefen 
in objectiver Bedeutung des Wortes. W. 


(a) 


(&) 


Man kann unfchwer ableiten und durch die Erfahrung aus Gefchichte 
und Statiftif begründen, daß die und warum dies fo ift. Die Negie- 
rungs= oder Staatöthätigleiten dehnen fi auf neue Gebiete aus (erten= 
five Steigerung) und werden auf den bisherigen Gebieten voll— 
fommener ausgeübt (intenfive Steigerung), beides Folge und wieder 
Urfache der höheren Cultur. Die daneben etwa mitunter eintretende 
Einfhränftung der Staatsthätigkeiten erfolgt doch meift nur auf 
einzelnen Gebieten, namentlih auf dem rein privatwirtbichaftlichen 
(Staatögewerbe), ſporadiſch. Wo es fih um organifhe Staats- 
zwecde handelt, befonders im der Sphäre des Rechtsſchutze s, wird 
es immer mehr Grundfag, dem Staate allein die Thätigkeiten zu über- 
tragen. In Folge deffen darf man wohl von einem Geſetz der fort- 
fohreitenden — der Staatsthätigkeiten, daher 
aber auch wieder von einem Geſetz des wachſenden Staats— 
bedarfs ſprechen. Die durch —— Decentraliſation der Ver— 
waltung, alſo durch Uebertragung bisheriger Staatsthätigkeiten an klei— 
nere autonome Kreife (Provinzen, Kreiſe, Gemeinden, Vereine u. |. m.) 
mitunter erfolgende Einfchränfung der Staatsthätigkeiten hat bisher 
ohnedem noch feine große praktifche Bedeutung gewonnen. (Selbft Eng- 
land zeigt den umgefehrten Entwidlungsgang gerade in neuerer Zeit.) 
Sie würde aber auch mehr eine fcheinbare als eine wirkliche Ausnahme 
von obigen Geſetz bilden. Denn meiftens handelte es fich doch dabei 
nur um Ueberträge vom Staat3= auf das Provinziale, Gemeinde- 
Budget u. | w., wo dann Hinfichtlich der Mittelbefchaffung wieder ähn— 
liche Aufgaben vorliegen (8. 38 ff.). — Ueber die Zunahmetendenz der 
Staatöthätigkeiten in ihrer finanziellen Bedeutung ſ. A. Wagner, 
Orden. d. dfterr. Staatshaush. (Wien 1863), ©. 3 ff. und Art. Staats- 
haush. in Renutzſch' Handwörterbuch d. Volkswirthſchaftslehre (Leipzig 
1866), ©. 835. — W. 

Das Wort Finanz ſtammt aus dem Latein de3 Mittelalter. Im 
13. und 14. Jahrhundert verftand man unter finatio, financia, auch 
wohl financia pecuniaria, eine ſchuldige Geldfeiftung. Diefe Ausdrücke 
ftammen von finis ab, welches oft einen Zahlımgstermin bedeutete, wie 
man durch eine ähnliche Metonymie des Sprachgebrauches öfters fagt: 
einen Termin, ein Quartal, ein Biel bezahlen. Mit dem griechiſchen 
Worte reLos, Biel, Zwed, verhält es ſich in ähnlicher Weife. Dafielbe 
wurde auch für Steuer und Zoll gebraucht. In der älteren Kanzlei— 
ſprache bedeutete finis auch den einen Nechtsftreit beendigenden Vertrag 
umd die daraus herrührende Zahlung, ferner einen vor dem König über 
einen Kauf von Grundſtücken abgejchlofjenen Vertrag, deſſen Urkunde 
die Form eines Urtheild erhielt (quasi litis terminus), fodann die 
Abgabe an den König von foldhen Käufen (the Kings sylvor), eine 
Entrichtung des antretenden Pachters oder Grundholden an den Ver— 
achter oder Grundherrn, aud) eine ſchwere Geldftrafe; überhaupt werben 
in England allerlei Geldgebühren mit dem Namen fine bezeichnet. 
Bgl. Du Fresne du Cange, Glossar. mediae et infimae latini- 
tatis, s. v. financia und finatio. — Spelmann, Glossar. archaeo- 
logic. s. v. finis (Lond. 1654. ©. 228). — Hüllmann, Städte 
weſen, II, 95. — Gneift, Engl. Berfafjungs- und Verwaltungsrecht, 
I, 36. — Mehrere Schriftiteller hielten den Stamm des Wortes Finanz 
fir germanifch; fie deuten entweder auf das englifche fine, Geldftrafe, 
Privilegientare u. dgl. (3. B. Genoveſi, Grumdf. der bürgerl. Ock., 
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I, 358), welches aber nah Spelmann a. a. D. nicht vor der nor— 
mannifhen Eroberung vorfam und nad dem Obigen mit finis zu- 
fammenhängt, — oder auf finden, ſchwed. finna, welches durch den 
Mittelbegriff von erfinderifch auf ränkevoll führt, wie das islän- 
difche findinn durch ingeniosus, calumniosus, erklärt wird, Haldor- 
son, Lex. island. ed. Rask, I, 213 (Havn. 1813), — oder auch auf 
fein. — Mertwürdig ift, daß im 16. umd 17. Jahrhundert das Wort 
eine allgemeinere "und zwar jchlimme Bedeutung hatte, weil vielleicht 
das fremde Wort an fein und erfinderifch erinnerte und die finationes 
jelbft mit vielen Bedrückungen verbunden fein mochten, weßhalb 3. B. 
Schottelius (Von der deutſchen Hauptipradhe, Braunſchweig 1663, 
S. 1316) Finanz durch Schinderei, Wucher, erffärt, und Sebaftian 
Brant (Narrenichiff) Untreu, Finanz, Neid und Haß zuſammenſtellt; 
vgl. Friſch, Deutſch-latein. Wörterb., ©. 267, Scherz, Glossar. 
germ. med. aevi, ed. Oberlin, I, 392. Campe, Wörterbuch, 
©. 321. Ju Frankreich bezeichnete ſchon damals finance eine Geld» 
fumme, oder insbefondere die Staatseinnahme (Nos adversaires ont 
peu de finance, mais ils la ménagent bien, ſprach Ganzler de 
l’Hofpital 1568), les finances aber das ganze Staatövermögen umd 
den Zuftand der Negierungswirtbichaft. Der Einfluß der franzöfifchen 
Sprache verdrängte aus der deutfchen jenen ſchlimmen Wortfinn von 
Finanz gänzlich. — Der jpanifche Ausdrud hacienda für Finanz ſtammt 
vielleicht aus dem arabifchen chasena, Schatfammer. Auch im Ruſſi— 
chen heißt kasna die Caſſe, kasnatschei der Schatsmeifter. Vielleicht 
iſt dies Wort durch die tatarifche Herrfchaft eingedrungen. Doc wird in 
der ruffifchen Sprache Finanzweien durch hosudarstwennie dochodui, 
herrichaftlihe Einnahmen, ausgedrückt. 


8. 2, 

Wie eine jede Wirthfchaft, fo bedarf auch die Finanzwirthſchaft 
Arbeitskräfte und Capitalien, um den ihr, bez. dem Staate eigen- 
thümlichen Productionsproceß durchzuführen. Die Yeiftungen, 
welche nach ver herrſchenden Auffaffung der Staatszwede vom 
Staate erwartet werden und nach dem jeweilig geltenden Ver— 
waltungsſyſtem allerdings in manchfach verſchiedener Weife aus- 
geführt werden Finnen, muß der Staat durch bejtimmte Berfonen 
vollziehen laſſen. Die Arbeit diefer Perfonen kann er mitunter 
unentgeltlich, zwangsweife oder freiwillig (3. B. im Syſtem 
der unentgeltlichen Ehrenämter), in der Regel, namentlich in ver 
entwicfelteren Bolfswirthichaft, jedoch nur entgeltlich. gegen 
Vergütung erlangen. Denn unentgeltliche Leiſtungen, die den 
Bürgern auferlegt werben, jtören biejelben auf eine fehr Läftige 
Weiſe in ihren Privatgefchäften und find dennoch für den be— 
abfichtigten Erfolg oft unzureichend ($. 3 [B]). Dies erflärt fich 
daraus, daß nach dem Gejeß der Arbeitstheilung (I, $. 114.) 
die für die Regierung nothwendigen Dienjte, welche bejonvere 
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Gejchielichkeit erfordern, am beiten von folchen Perſonen verrichtet 
werben, die ſich ihnen ausjchlieglich widmen. Ferner find andere 
Arbeiten wieder derartig, daß fich nicht freiwillig und ohne Ent- 
gelt zu ihnen Arbeiter bereit finden (mancherlei vein mechanijche, 
niedere Arbeiten). Der Staat muß alfo über die erforberlichen 
Gapitalien verfügen, um damit die ihm nöthigen Arbeitsleijtungen 
zu bezahlen. Dafjelbe gilt von dem Falle, wenn es fich um Ab— 
tretung von Sachgütern, um Gewerbsverrichtungen, Darleihen ꝛc. 
handelt, welche nicht gleihmäßig von allen Bürgern, jondern nur 
von gewiljen Perjonen erlangt werden fünnen. Es mag nun 
die Regierung jolche Yeiltungen anbefehlen oder vertragsmäßig 
veranftalten, in jedem Falle muß fie diejenigen Perjonen, welche 
mehr als andere für öffentliche Zwecke beitragen, in Sachgütern 
entſchädigen und zu diefer Ausgleichung einen hinlänglichen Güter: 
vorrath zur Verfügung haben. Die Summe der zur Ausführung 
der Stantsthätigfeiten erforderlichen wirthichaftlihen Güter (per- 
fönliche Yeiftungen, Sachgüter und in der Geldwirthſchaft Gele) 
iſt ver Staatsbedarf, deſſen Urſache und Maaß ver jeweilige 
Bereich der Staatsthätigfeit und das bejtehende Verwaltungs: 
ſyſtem, d. h. das Syſtem von Mitteln bilvet, mit welchem die 
Staatsthätigfeiten durchgeführt werden. Der Staatsbedarf er: 
fcheint ald Staatsausgabe, joweit mit ven dem Staat zur 
Verfügung ftehenden Sachgütern (insbefondere Geld), andere 
Güter, (Arbeitsleiftungen und Sachgüter) eingetaufcht und be- 
zahlt werben. Zur Dedung over zur Beltreitung der Staats- 
ausgaben müſſen dann Sachgüter in die Verfügung des Staats 
gebracht, d. bh. Stanatseinnahmen bejchafft werden. Die Be— 
forgung von Staatsausgaben und die Beſchaffung von Staats— 
einnahmen bilden ven Inhalt ver Sinanzwirthichaft. W. 
8. 8. 

Nur in einem uranfänglichen, höchſt einfachen Zuftande fonnte 
ein Staat ohne bejonvdere Finanzwirthichaft bejtehen. So lange 
ein Fürft nur etwa auf das Nichteramt oder die Heerführung 
und wenige andere Gefchäfte befchränft war, ohne viele Beamte 
zu Hülfe nehmen zu müfjen, konnte ev fich ſchon durch die höchſte 
Würde hinreichend belohnt finden und feinen Unterhalt, auch 
Sogar einige Negierungsfoften aus eigenen Einkünften bejtreiten, 
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beſonders wenn er, wie dies oft vorſam.“ cher Grundeigen— 
thümer war (a). In Freiſtaaten iſt die ilziehung von Amts— 
geſchäften durch unentgeltliche Dienſte häufig, ſie iſt jedoch nur 
von dem wohlhabenderen Theile der Bürger zu erwarten und 
geſchieht ſowohl wegen der kurzen Dauer der Aemter als wegen 
des Mangels an Kenntniß und Geſchicklichkeit bei einem Theile 
der Negierenden und Beamten fehr unvolltommen (db). Die 
Kriege wurden anfänglich durch aufgerufene Bürger geführt, bie 
ich im Felde felbft zu erhalten hatten. Da jedoch folche un— 
bezahlte Dienfte, obgleich fie meijtens geringere Wirkſamkeit haben, 
dennoch den Einzelnen Opfer, und zwar fehr ungleiche, auf: 
erlegen, fo iſt e8 ein bedeutender Fortfchritt, wenn die Staats- 
gewalt die Mittel erlangt, um fich durch Hingabe eines Gegen— 
werthes die nöthigen Leiftungen in erwünſchter Güte zu verichaffen. 
(a) Hieraus entftand_die in den fog. Patrimonialſtaaten herrſchend gewefene 
Lorftellung, daß das ganze Staatövermögen Eigenthum des Fürſten— 
hauſes fei. — Ueber die wirtbfchaftliche Lage des Fürften bei rohen 
Bölfern find einzelne Nachrichten gefanmelt bei Meimers im Götting. 
hiſtor. Magazin V, 197 (1789). Bei den eingebornen Stämmen in 
Brafilien erhält der Fürſt den größeren Theil der Kriegsbente und be- 
treibt fiir feine Umterthanen den Handel mit chriftlichen Kaufleuten. 
Ueber die nordamericaniſchen Jägervölter Ferguson, Essay of the 
history of civil society, ©. 129 (Baf. 1789). — Den Anfang des 
Finanzweſens bilden freiwillige Abgaben, wie bei den alten Deutfchen 
die Ehrengefchenke an die Oberrichter (prineipes) der Gauen, Taeit. 


German. C. 15, auch zu einzelnen Unternehmungen, Reynier, Econ. 
publ. et rurale des Üeltes, S. 255. 


‚) Die reicheren athenifchen Bürger mußten unentgeltlich gewiſſe Yeiftungen 
(Feiturgieen) vornehmen, 3. B. zur Ausrüftung und Unterhaltung 
eines Schiffes im Kriege (Trierardie), Bödh, Staatsbausbalt der 
Athener, I, 481. IL, 79. (Das Nemterfyften will freilich nicht nur vom 
finanziellen oder wirthfchaftlichen Gefichtspunfte aus, alfo nad feinen 
technischen Yeiftungen, fondern namentlich auch vom politifchen Ge- 
ſichtspunkte, daher in Zuſammenhang mit den Staatsverfaffungsfragen, 
beurtheilt werden. ©. darüber Mobt, Politik, II, 350 fi. 9 


Ss. 4. 


Wie in jeder Einzelwirtbichaft in jevem Zeitpunkt ein ge: 
wiffes, dem Führer derſelben eigenthümliches oder übergebenes 
Vermögen bejteht, fo ift dies auch bei der Negierungswirtbichaft 
der Fall. Das Staatsvermögen wird in einem feiner Vernunft: 
beſtimmung entfprechend eingerichteten Staate (dem heutigen fo- 
genannten Rechtsftaate) (a) als Eigenthum der Staats— 
gefammtheit betrachtet und ift von dem Priwatvermögen des 


Be) SO Een 


Staatsoberhauptes verfchieven. Die Staatsgewalt hat das Staats: 
vermögen in biefem Sinne zu verwalten und ihren hierauf fich 
beziehenvden Rechten ftehen Pflichten zur Seite. Das Staats- 
vermögen ift von dem Volksvermögen, dem Inbegriff des Ver— 
mögens ver einzelnen Bürger und Körperjchaften, zu unter: 
fcheiven (d). Welche Gegenftände aber zu jenem zu rechnen 
feien, dies läßt fich nicht aus allgemeinen Säten erkennen, jon- 
bern ift in jedem Lande eine aus der Gefchichte vefjelben zu er- 
Härende Thatfache, und dieſe Unterfuhung fällt in das Gebiet 
des pofitiven Staatsrechts. Das Staatsvermögen enthält ſowohl 
folhe Güter, die fortvauernd in demſelben bleiben, als folche, 
bie als Einkünfte neu eintreten und als Ausgaben wieder aus- 
gefchieven werden. Die Regierungswirthſchaft ift mit der Volks— 
wirthichaft in engfter Berührung. Die Staatseinfünfte fließen 
meiſtens aus jener, die Ausgaben fließen großentheils in dieſelbe 
zurüd. Die Betreibung hervorbringender Gewerbe durch bie 
Regierung kann fogar zu beiden Gebieten gerechnet werben (c). R. 


(a) Nach der Bezeihnung von R. von MoHl. Anderd im Patrimonials 
ftaat oder in der Theofratie. 

(5) Ueber Staatsvermögen in einem weiteren Sinne, ald Zufammenfaffung 
von Boll3- und eigentlihem StaatSvermögen, ſ. I, $. 48. — Die 
älteren Kameraliften brauchten da3 Wort Staatövermögen häufig in 
diefem weiteren Sinne, theilten aber dies Vermögen in Grund=- und 
bereitefteö Bermögen ein (opes paratissimae), fo daf das letztere 
die Einkünfte oder den aus denfelben berfließenden verwendbaren Geld- 
vorrath bedeutete; das Finanzweſen wurde daher als die Verwaltung 
des bereiteten Staatsvermögens erklärt. Binde, Gameraliften-Biblio- 
thet, ©. 687 (1751); v. Jüſti, Staatöwirthich. II, 21. 

(c) Wo die Regierung Berg -, Hüttenwerfe und Forſten bewirthfchaftet, da 
nimmt fie neben den — — * dieſer Gewerbe eine Stelle 
ein und hat an dem Erzeugniß * hervorbringenden Thätigkeiten im 
Volke Theil. Der Roherträg an Mineralſtoffen und Holz wird daher 
in der Statiftit der Gütererzeugung des Volkes mit aufgenommen R. 


8.5. 


Die Wiſſenſchaft von der beiten Einrichtung ver Regierungs- 
wirthſchaft oder von der beiten Befrievigungsweife der Staats- 
bebürfniffe durch fachliche Güter ift die Finanzwiffenichaft(e), 
ein Theil der politifchen Defonomie, I, 8. 15. Diejelbe iſt nicht 
jelten auh Rameralwijfenfchaft im engeren Sinne bes 
Wortes genannt worben (b), weil man urfprünglich unter Kammer— 
jachen over Kammergefchäften nur das Finanzwefen verjtand und 


— — 


erſt nach Errichtung der Kammercollegien auch andere, nicht 
finanzielle Geſchäfte, die ſog. Polizei, hinzukamen (c). Die Finanz- 
wiſſenſchaft wurde bisweilen auch mit dem Namen Staats— 
wirthſchaftslehre belegt, ven man jedoch wohl beſſer ver 
ganzen politifchen Defonomie vorbehält (d). 


(a) 


(b) 


(ed) 


Es ift dem Sprachgebrauche durchaus zumider, auch die Befchaffung 
perfünlicher Leiftungen ohne Bermittlung ig Güter, 3. B. das 
Conferiptionswefen, in die Finanzwirtbfchaft zu rechnen, auch ift diefes 
Geihäft von eigentbümlicher Art. Vgl. dagegen Behr, Wirthſch. des 
Staates, S. 190 (Demgemäß ift im $. 2 auch nur die Beforgung von 
Staat3ausgaben, nicht die Beihaffung des ganzen Staatäbedarfs, wel— 
her auch unmittelbar zu erlangende verfönliche Dienfte, 3. B. im 
Behrwefen, umfaßt, zur finanzwirtbfchaftlihen Thätigkeit gerechnet 
worden. Mebrigens ließe ſich auch die Beiſchaffung der perfönlichen 
Feiftungen immerhin von dem neueren, von Rau nicht getheilten Stand- 
punct aus zur Finanzwirtbfchaft rechnen, wonach nämlich auch per- 
fönfihe Dienfte, nicht nur Sachgüter wirtbichaftliche Güter find. Siehe 
Hermann, Staatdw. Unterf., 2. Aufl., 1870, ©. 113. Roſcher, 
Rationalöf. 8. Aufl., I, $. 3. W.) 


3.2. Dithmar, Einleitung in die bköonom., Polizei- und Gameral- 


wifienfchaften, 6. Aufl. v. Schreber, ©. 19. (Franff. 1769.) Eine 
noch engere Bedeutung von Kameralwiffenichaft MN jetzt faft vergeffen. 
Man unterichted ehemals in dem heutigen Umfange der Finanzwifien- 
Ihaft zwei Theile, nämlich 1) die Kameralwiſſenſchaft, welche von den 
ganz tm der Berfügung der Fürſten ftehenden Quellen der Staat3- 
einmahme, d. i. den Domänen und Regalien handelte, 2) die eigent- 
liche Finanzwifienschaft, deren Gegenftand die der landſtändiſchen Mit- 
wirkung unterworfenen Abgaben der Bürger waren, vgl. 8. 925 ſ. 3.2. 
Fiſcher, Fehrbegrifi u. Umfang der teutfchen Staatswifjenfh., S. 20 
(Halle, 1783). Röffig, Lehrb. d. Finanzwiff. 8. 6. 

Rau, Ueber die Kameralwiſſ. ©. 8. 


Unter Staatswirthfchaft wird zwar am angemefienften die von 
der Negierung für den Staat geführte Wirtbichaft verftanven, allein 
Staats3wirthbfchaftslehre (eigentlih Staats - Wirthichaftslehre) 
läßt fich der bürgerlichen Wirthfchaftsichre entgegenfegen umd bezeichnet 
dann die wiſſenſchaftliche Darftelung der ganzen wirtbfchaftlichen Seite 
des Staatölebens. — 8. Stein (Finanzwiſſenſch. S. 14. 65) mennt 
die Regierungswirtbichaft Staats wirthſchaft umd verfteht, dem all- 
gemeinen heutigen Sprachgebrauch zuwider, unter Finanzwefen nur den— 
jenigen Theil des Staatshaushaltes, der fi mit den Einnahmen 
des Staates befchäftigt, fo daß die Finanzwiſſenſchaft nur einen Theil 
der Staatöwirtbichaftstehre bilden foll. — & den lateinischen Schriften 
über Staatswiffenfhaft oder Finanzweſen insbefondere aus dem 16. 
und 17. Jahrhundert wurde beim Mangel eines Hauptwortes die Finanz— 
wiſſenſchaft Yehre de aerario genannt, f. $. 20. 


8. 6. 
Da das Finanzweſen die jachlichen Hilfsmittel zu allen An— 


talten und Unternehmungen ver Staatsgewalt liefert, fo ijt das— 
jelbe ein nothwendiger Zweig der Negierungsthätigfeit, von deſſen 


gutem Zuftande der Umfang und die Wirkfamfeit ver anderen 
Zweige der Staatsthätigfeit zum Theile bevingt werben. Ein 
ungeregeltes, durch Nachläffigfeit oder Unreblichfeit verderbtes 
oder durch die politifchen Verhältniffe zerrüttetes Finanzweſen übt 
auf ven ganzen Zuftand des Staates, auf deſſen äußere Unab- 
hängigfeit fowie auf die innere Wohlfahrt ven nachtheiligften Ein- 
fluß. Die Erfahrung bat dieſes vielfach betätigt (a) und ber 
hohen Bedeutung des Staatshaushaltes volle Anerkennung ver- 
ichafft. Je mehr die Regierungskunſt vervollfommmet wird un 
je mehr foftbare Anjtalten zum Bedürfniß werben, deſto Fünjt- 
ficher umb fjchiwieriger wird auch das Finanzweien. Dagegen 
bietet diefes auch fo viele Verſuchungen zu Bebrüdungen und 
Unveolichfeiten der mitwirkenden Beamten dar, daß in ver Regie- 
rung ftrenge Geſetzlichkeit und Ordnung erforderlich ift, um jene 
Fehler zu verhüten. 


(a) Beifpiele giebt die Staatengefchichte in Menge. Man bedenke nur die 
Lage Franfreih8 vor 1789 und in der letzten Zeit des Directoriums 
vor dem 18. Brumatre VIII. (1800), ferner in neuefter Zeit Spanien, 
Defterreih, Italien. 


ge 

Das Finanzwejen muß unter den allgemeinen Grundſätzen 
jtehen, welche aus dem Zwecke jeder Wirthichaft entipringen (a), 
und hat viele Gegenftände, VBerrichtungen und Regeln mit ver 
Einzelwirthichaft der einzelnen Familie oder Privatgejellfchaft ge: 
mein. Wie jie ift e8 auf ein beſonderes ausgejchievenes Ver— 
mögen angewiefen. Daß man die Einnahmen mit den Ausgaben 
ins Gleichgewicht fegen, auf die Fortvauer ver Einnahmen (Nach = 
haltigkeit) forgfältige Rüdficht nehmen, alfo ven Vermögens: 
ftamm, aus dem die Einkünfte fließen, fchonen, ven vohen und 
reinen Ertrag der Einkünfte wohl unterfcheiden, auf Vermehrung 
verjelben und auf Verminderung ver Ausgaben Bebacht nehmen, 
alfe wirthichaftlihen Borgänge durch genaue Aufzeichnung in ber 
Erinnerung feithalten und hierdurch eine Ueberſicht derſelben er- 
langen müſſe, dieß alles gilt als Vorſchrift in der Finanzwifjen- 
ſchaft ebenſowohl wie in der Privatwirthichaftslehre (b). 


(a) Bol. Rau, Grundriß der Kameralwiſſ. 8. 32. fi. In den Tetten 
Jahrzehnten ift die gefammte Wirthſchaftslehre faft nicht mehr bearbeitet 
und daher auch der allgemeine Theil derjelben nicht abgehandelt worden. 

(5) Verſuch, jene aus diefer abzuleiten, bei®enovefi, Bürgerl. Delon. I, 362. 








S. 8. 

Das Finanzwefen umterjcheivet fich jeboch auch wieder in 
vielen Hinfichten von einer bürgerlichen Wirthfchaft, und die Be— 
leuchtung dieſer Berfchievenheit dient dazu, Die eigenthünnlichen 
Grundſätze der Finanzwilfenschaft vorläufig anzudeuten. Ein 
änßerlicher Unterfchied zeigt fich meiltens fchon in ver Menge 
und Manchfaltigfeit ver vorfommenden Gefchäfte. Im Finanz: 
wejen wenigjtens eines großen und mittleren Staates erreichen 
bie Ausgaben und Einnahmen einen Betrag, welcher vie Ein- 
fünfte eines Privatmannes oder einer Gemeinde in ver Regel 
weit überjteigt. — Ferner findet fich im Finanzivefen eine größere 
Anzahl von verfchiedenen Einnahmequellen und von Gegenftänven 
der Ausgaben, als in einer Privatwirthichaft. Beide Umftänve 
bedingen den Betrieb des Stantshaushaltes mit einem zahlreichen 
und complicivtien Beamtenapparat und die Trennung meh: 
verer Zweige des Finanzdienſtes, wodurch die oberfte Yeitung be- 
trächtlich erjchwert wird. Der Vorftand des ganzen Finanzwejens 
fann nur durch verjchievene Mittelglievder die Ausführung ver 
Beichlüffe bewirken, die Gejfchäftsführung der unteren Beamten 
nicht an Ort und Stelfe beobachten, ſondern biejelbe fajt mur 
aus fchriftlichen Berichten Ffennen lernen und vwermittelit fchrift- 
licher Befehle leiten. Diefe Umſtändlichkeit und Schwerfälligfeit 
im Staatehaushalte hat die Folge, daß bier Manches nach an- 
dern Regeln eingerichtet werden muß, als in der bürgerlichen 
MWirthichaft, und daß die Tettere in den gewöhnlichen Erwerbs- 
geſchäften (der Yandwirthichaft, Fabrikation, des Handels) dem 
Staatsbetrieb mit nicht jelbjt intereffirten und noch durch 
gleichwohl unvermeivliche Controlen gebundenen Beamten wenig: 
ftens in der höher entwicelten Volkswirthſchaft oft überlegen iſt 
(8. 104, 153). R.W. 


8. 9. 

Der grundfägliche innere Unterſchied zwijchen der Finanz— 
wirtbichaft und ver bürgerlichen Wirthichaft liegt in den Zweden 
beider und in der Art ver Einkünfte (8. 10). Die Finanz- 
wirthichaft ift ebenfo wenig als der Staat Selbjtzwed, fon- 
dern Mittel für die Bebürfnißbefrienigung der Privatwirthichaften. 
Inhalt und Umfang der Staatsthätigfeit müffen daher nach dem 
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vichtig erfannten, dem Intereſſe des Volks gemäß bejtimmten 
Staatszweck bejtimmt werden. Im dieſer Beziehung fteht aber 
der Staat und demgemäß die Finanzwirthichaft außerhalb ber 
freien Berfehrsconcurrenz. Er vermag vielmehr kraft feiner 
Souveränetät feine Aufgaben, die Art der Erfüllung derſelben 
und mithin die Menge und Bejchaffenheit von Leiftungen, bie er 
ver Bevölkerung bietet, freithätig zu beftimmen, ohne Rückſicht 
auf die Begehrtheit diefer Leitungen Seitens des Volle. Die 
Durchführung diefer Aufgaben wird dem Staate aber wegen ber 
ihm zu Gebote ftehenvden Einkünfte möglid. W. 


8. 10. 

Der Einzelne kann fi nämlich fortvauernde Güterzuflüffe 
nur durch den Erwerb verfchaffen, d. h. durch eigene Produc- 
tion oder durch den Tauſch. In beiden Fällen wird das Er- 
worbene gegen einen fpeciellen freiwillig dagegen ge— 
gebenen Entgelt in Arbeitsleiftungen oder in bereits befeffenen 
Sachgütern erlangt (a). Der Staatsgewalt ftehen zwar folche 
Erwerbswege ebenfalls offen, fie vermag aber auch den Bürgern 
zwangsweije kraft ihrer Finanzhoheit (Souveränetät in 
Sinanzfachen) Abgaben aufzuerlegen, ohne ihmen eine jpecielle 
Gegenleiftung dafür darzubieten. Dadurch wird e8 dem Staate 
möglich, dauernd auch nicht begehrte over zu koſtſpielige Leiſtungen 
berzuftellen, für welche die Privatwirthichaft im freien Verkehr 
feinen Abſatz oder feinen vollen Erſatz der Productionskoſten er- 
langen würde. Im diefer Gewalt liegt eine offenbare, durch bie 
Gejchichte reichlich belegte Gefahr des Mißbrauchs, d. h. einer An- 
wendung der Souveränetät des Staats und fpeciell der Finanz: 
hoheit gegen das wahre Intereffe des Staats und feiner Bevölke— 
rung. Daher weift auch die Finanzwiffenfchaft von ihrem Stand» 
puncte darauf hin, daß die Regierung in der Ausübung der 
Sinanzhoheit einer Controle bedarf. Eine folche liegt in einem 
der Regierung unabhängig gegenüberftehenden Drgan, das bie 
Interejjen ver Bevölkerung auch in den Finanzjachen zu vertreten 
bat, daher in einer je nach der politifchen Verfaſſungsform ver 
Staaten verſchieden organifirten Volksvertretung (Stände, 


Parlament u. ſ. w., Steuerbewilligungsrecht verjelben). W. 


(a) Rau, Ueber die Kameralwiſſ. S. 47. — Glüdsfälle, z. B. Erbichaften, 
Geſchenke u. dgl., können zwar Einnahmen gewähren, die nicht in dieſem 
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Sinne erworben, ſondern unentgeltlich erlaugt ſind, allein man hat 
über ſolche Ereigniſſe keine Gewalt. 


6:1], 


Das Finanzwefen, als ein Zweig ver Staatsverwaltung, muß 
unter den allgemeinen Grundfägen ftehen, welche das Weſen des 
Staates, die Beftimmung defjelben, vie auf die einzelnen Staats: 
zwede gerichtete Negierungsthätigkeit fowie die im Staate obwal- 
tenden Nechtsverhältniffe betreffen. Sp wie die Befugniß der 
höchften Gewalt, eine befonvere Wirthichaft zu führen und bie 
hierzu nöthigen Mittel anzuwenden (bie Finanzhoheit over 
dinanzgewalt), in viefen Grundſätzen begründet ift, jo geben 
diefelben auch die Nichtfchnur für die Gränzen dieſes Rechtes in 
feinen einzelnen Aeußerungen und für die damit verbundenen 
Dbliegenheiten. Letztere rühren theils aus einer Anwendung 
privatrechtlicher Sätze her, 3. B. die Verpflichtung, ven Staats— 
gläubigern vollftändig Wort zu halten, theils aus einem jtaats- 
rechtlichen Grunde, 3.3. das Gebot, die Staatslaften gleichförmig 
aufzulegen, das Verbot, Staatseinfünfte für Privatzwede zu miß- 
brauchen u. dgl. Die Finanzwiffenfchaft ſchöpft demnach einen 
Theil ihrer Grundlehren aus dem philofophifchen Theile 
der Staatswiffenfchaft (a) und nimmt, als Theil der Staats— 
klugheitslehre (I, 8. 21), wie die Polizeiwifjenfchaft, Juſtizpolitik 
u. a., eine Stelle in dem Syſteme ver gefammten Staats— 
wiſſenſchaft, insbefonvere in der Regierungspolitif ein. 

(a) Diefer Theil wird auch reine Staatslehre oder allgemeines Staatsrecht, 
jus publicum universale, pbilofophifches Staatsrecht genannt. Ueber 


die — f. v. Mohl, Encyklopäd. der Staatswiſſenſchaften, 
©. 288, Bluntſchli, Allgem. Staatsrecht, 3. A. II, 378. 


8. 12, 


Alle Zweige der Staatsverwaltung follen in einer folchen 
organifhen Verbindung unter einanter jtehen, daß feiner ven 
Beitrebungen eines anderen feindlich entgegenwirkt. Dies gilt 
auch ganz bejonders von bem Finanzwefen, weil biefes nur bie 
Mittel zu den Staatseinrichtungen liefert, ohne jelbit geradezu 
die Wohlfahrt des Staates zu befördern. Am leichtejten könnte 
der Zwed des Volfswohlftandes (II, 8. 1) beeinträchtigt und bie 
Wirkſamkeit der Volfswirtbichaftspflege fruchtlos gemacht werben, 
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wenn man nicht bei jedem Geſetz und jeder Maßregel in ber 
Finanzverwaltung darauf bedacht wäre, eine nachtheilige Wirkung 
auf die Erzeugung, Bertheilung und den Verbrauch ver Sad: 
güter für die Bedürfnijfe des Volfes zu vermeiden. Defhalb ijt 
es nöthig, fortwährend die Gejete der Volkswirthſchaft zu Rathe 
zu ziehen und nach venjelben zu unterfuchen, wie weit ver Staats: 
aufwand ausgedehnt: werden und wie für denſelben ver Bedarf 
am Beten aufgebracht werben könne. Selbſt die richtig auf: 
gefaßten Zwede ver NRegierungswirtbichaft fordern zur Schonung 
des Volfswohlitandes auf, weil diefer die Fortdauer reichlicher 
Staatseinnahmen bedingt. Cine drückende, die VBerarmung eins 
zelner Bolfsclaffen oder des ganzen Volkes herbeiführende Finanz. 
verwaltung, fie mag fih nun harter Gewaltjtreiche (a) oder 
liſtiger Kunftgriffe (b) bedienen, kann nur aus Furzjichtigem Des: 
potismus entjpringen. (©. u. $. 36—37 a.) 

(a) Die — zgeſchichte liefert zahlreiche Beiſpiele ſolcher Ungerechtigkeit, 


z. B. der Erpreſſungen von Juden, wie ſie mehrere engliſche Könige, 
am meiſten Johann, ausübten. 


(2) Solches Verfahren wurde ſonſt Phusmacherei genannt. Zincke, 
Cameraliſtenbibliothek, III, 672 Leipz. 1752). Schon im Alterthume 
famen Maaßregeln diefer Art vor, wie deren mehrere im 2. Buche der 
dem Ariftoteles_ zugejchriebenen Oekonomil erzählt werden, vgl. Klock, 
ne — ©. 1062. Gregorius Tholozanus, De republica, 
1 ce. 6. 


8, 13. 


Die Finanzwiffenfchaft muß aus diefem Grunde jtetS auf die 
Lehrſätze der Volkswirthſchaftslehre gejtügt werden und kann 
großentheils als Ergebniß einer Anwendung dieſer Wiffenfchaft 
auf ven Zwed der Verſorgung der Staatsgewalt mit fachlichen 
Hilfsmitteln angefehen werben (a). In demfelben Verhältniß 
zur Volkswirthſchaftslehre jteht auch die Bolkswirthichaftspofitit 
oder die Lehre von der Volkswirthichaftspflege (b). Diefe und’ 
die Finanzwiljenjchaft, die man beide unter dem Namen ver 
wirtbichaftliden Politik zufammenfaljen kann, laſſen jich 
wegen ihrer Abjtammung von den genannten zwei Grundwiſſen— 
ichaften, aus deren Verbindung jie entjpringen, mit gleichem Rechte 
ebenjowohl in die Staatswiſſenſchaft einveihen, als auch mit ver 
Bolkswirthichaftslehre zu einem wiljenjchaftlihen Inbegriff, der 
politiihen Defonomie (I, $. 3, 14), vereinigen. Das 
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Finanzwefen und die VBolfswirthichaftspflege, obgleich ven Zweden 
nach verfchieden, find doch ven Gegenſtänden nach verwandt, in: 
dem fie beide eine Sorge der Regierung für Wirthichaftsange- 
(egenheiten enthalten, und dies wird in mancherlei Berührungen 
fihtbar. Manche Einrichtungen gehören beiden Gebieten zugleich 
an, weil fe neben ihrer Wirkung auf die Volkswirthſchaft auch 
für die Staatseinfünfte benugt worden find, z. B. die Zölle, die 
Münzen, das Poftwefen u. dgl. Wo diefe beiden verjchiedenen 
Zwecke fich wiverjtreiten, da muß in der Regel der finanzielle 
nachftehen, weil die Regierung eher eine andere minder jchädliche 
Einnahmsquelle auffindet, als die Volkswirthſchaft fich im Kampfe 
mit einem mächtigen Hinvernifje emporheben kann. 


(a) Daß die Volkswirthſchaftslehre der Finanzwiffenfchaft nur Regeln zur 
Schomung, nicht zur Beförderung des Volkswohlſtandes geben könne, 
zeigt richtig S Schön, Grumdfäge der Finanz, ©. 10. 


(d) Die Anfihten über das Berhältnig diefer Wiffenfchaften zu einander 
find nicht übereinftimmend. Einige betrachten mur die Volkswirth— 
ſchaftspolitil als den angewandten, praktifchen Theil der National- 
Ökonomie und fegen beiden die Sinangwirthfchaft gegenüber, 3. B 
Baumſtark, Kameral. Encyklop. ©. 64. (1835) 


Ss. 14. 

Die allgemeinften Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft find dem— 
nach ihrem Urfprunge nach von breifacher Art, nämlich 1) all- 
gemein wirthfchaftliche ($. 7); — 2) philofophiich-ftaatsrechtliche 
und politifche, überhaupt ftaatswifjenfchaftlihe ($. 11); — 
3) voltswirthichaftliche ($. 12). Außerdem werben in verfchie- 
denen Theilen der Finanzwiffenjchaft mehrere Hülfslehren 
benutzt, unter welche hauptjüchlich gehören: 

1) Gewerbsfunde (I, $. 22), nämlich Land» und Forft- 
wirthichafts:, Bergbaus, Gewerfs- und Handelslehre, nicht allein 
weil die Negierung ihrer Einkünfte willen bisweilen jelbft an 
einzelnen Gewerbsgefchäften Theil nimmt, jondern auch weil ohne 
Kenntniß des Gewerbsbetriebes das aus demſelben herfließende 
Einkommen nicht genau beftenert werden kann (a). 

2) Geſchichte und Statiftif (I, 8. 23, 24). Die Ge- 
ichichte des Finanzwefens ift in die Stantengefchichte verflochten 
und muß in ihrem Zufammenhange mit ven allgemeinen Ver— 
änderungen im Staatenleben betrachtet werden. Bald war es 
bie in einem gewiſſen Zeitpunct herrſchend geweſene Vorftellung 
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von dem Umfange ver gefellichaftlichen Bebürfniffe, bald die Macht: 
ver Negierenden, durch die Verfaſſung oder troß derſelben aus- 
gevehnt, bald ein fremder Einfluß auf die Regierung, was ben 
Umfang und die Bejchaffenheit des Staatsaufwandes regelte, auch 
wurde die Wahl der Einnahmsquellen häufig von, Rücdfichten 
geleitet, welche in allgemeinen Staatsverhältniffen Beruhten. — 
Unter den Gegenſtänden der Statiſtik iſt nicht bloß die Beſchrei— 
bung des Finanzweſens, ſondern auch die Darſtellung ver volks— 
wirthichaftlichen VBerhältniffe jenes Staates, wegen der Abhängig- 
feit des erfteren von dem Zuftande der Volkswirthſchaft, höchſt 
fehrveich, ja zur Erläuterung und Ausbildung der Theorie kaum 
entbehrlich (D). 

3) Staatsrechenkunſt, politifche Arithmetik, ein 
Theil der angewandten Mathematif, welcher fich mit der Löfung 
manchfaltiger, in der Staatsverwaltung vorfommender Rechnungs: 
aufgaben befchäftigt. Der Kreis ver Gegenftände, bei welchen 
fich Anlaß zu Berechnungen ergiebt, ift feineswegs geſchloſſen, 
fondern erweitert fich fortwährend. In ven Finanzgefchäften wird 
befonders von den geometrijchen Reihen wegen ber Zinsberech- 
nungen vielfacher Gebrauch gemacht (c). 


(a) Die fir den Finanzbeamten nüßlichen Lehren der reinen umd ange— 
wandten Chemie (hemifchen Technologie) enthält: Ph. v. Holger, Die 
Staatswirthſchaftschemie, Wien, 1843. 

(2) „Dam fagt oft: Zahlen vegieren die Welt. Das aber ift gewiß, Zahlen 
eigen, wie fie regiert wird.“ Goethe bei Eckermann, I. — ©. über 
—— d. Verhandl. d. Pariſer, Londoner u. beſ. Wiener Inter— 
nat. Stat. Congr. in d. amtl. Berichten. 

(c) Neuerlich wird von Mathematikern dieſer Theil der angewandten Zahlen— 
lehre für unnöthig gehalten, weil die allgemeine Arithmetik ausreiche. 
Allein es giebt viele Aufgaben, zu deren Löfung Kenntniß gewiſſer Ge- 
ſchäfte und Einrichtungen gehört. — Der Engländer Betty (1690) 
wird al3 Begründer Diefes Zweiges der angewandten Arithmetif an- 
gefeben, im melden man auc die Erfahrungsfäte über die Zahlen- 
verhältnifje des menſchlichen Lebens aufzunehmen pflegt, foweit fie nicht, 
als einzelne Staaten betreffend, der Statiftif angehören. v. Floren- 
court, Abhandlungen aus der juridifchen und polttifchen Nechenkunft. 
Altenburg, 1781. (Vgl. A. Wagner, Art. Statiftit im d. Staat3- 
wörterb., X, 429; Guerry, stat. mor. de l’Anglet. Einleit. Betty 
hatte in Graunt einen grümdlicheren Borgänger) — Michelfen, 
Anleitung zur juriftifchen, politifchen und Ökonom. Rechenkunſt. Halle, 
1752. II. B. (unbequem wegen Bermeidung der Buchſtabenrechnung). — 
v. Yangsdorf, Arithmetiſche Abhandlungen über jurivifche, ftaats- 
und forſtwiſſenſch. Fragen, Mortalität, Bevölferung und chronologiſche 
Beftimmungen. Heidelberg, 1810. — Gremillet, Theorie der Be- 
rechnung zufammengefeiter —5 überſ. v. Deyhle. Ulm, 1825. — 
Löhmänn, Handbuch für juridiſche und ſtaatswirthſchaftl. Rechnungen, 
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Leipzig, 1829 (beide letztere Werke mit Tabellen, welche die Berechnung 
abfürzen). — Müller, Aritymetif und Algebra, Heidelberg, 1833. — 
Eifenlohr, Arithmetit und Algebra mit ihrer Anwendung auf die 
Rechnungen des Geſchäftslebens. SHeidelberg, 1838. — Bleibtreu, 
Polit. Arithmetif. — 1845. — Settinger, Anleitung zu 
finanziellen, polit. u. jurid. Rechnungen. Braunſchweig, 1845. Deſſen 
weitere Ausführung der politiſchen Arithmetikt. 1863. — Beskiba, 
Lehrbuch für die juriftifche, politiſche und kameraliſt. Aritbmetit. Wien, 
1862. — Wild, Politifche Rehnungswiffenih. 1.8. München, 1862. 
— Die früber fog. Mathesis forensis bejchäftigt fich dagegen mit matbe- 
matifhen Fragen, die fich bei gerichtlichen Gefchäften ergeben. Bolad, 
(Math. for. 2. Aufl. Yeipzig, 1740. 49.) zieht Aufgaben der Geometrie, 
Baukunſt, Mechanik (z.B. bei Mühlen) und Chronologie mit herbei. R. 


8. 14a. 


Die Kenntniß des Finanzwefens der beftehenvden 
Staaten ift auch für die Finanzwiffenjchaft eine Quelle ver 
Belehrung. Bornehmlich kommt hier in Betracht: 

1) Das pofitive Finanzrecht, als ein Theil des pofitiven 
Staatsrechts; daher die verfaffungsmäßigen und gefeglichen Be— 
fimmungen über die Mitwirfung der Volfsvertretung an ber 
Feſtſtellung und Controle des Staatshaushalts (Budgetrecht, 
Controlrecht). Ferner die Gefege, Ausführungs- und Vollzugs- 
verordnungen, Injtructionen u. ſ. w. über Beſteuerung, Verwal- 
tung des werbenden Staatsvermögens, Staatsfchuldenwefen und 
Finanzverwaltung im Allgemeinen. Auch die Steuergefegentwürfe, 
vie Motive zu denfelben, die Kammerverhandlungen darüber find 
ſehr zu beachten (a). 

2) Die Finanzrehnungen. Jemehr das Budgetrecht der 
Volfsvertretungen und deren verfafjungsmäßige Finanzcontrole 
md je mehr das Princip der Deffentlichkeit in Finanzfachen ſich 
einbürgerte, deſto veicher, eingehender und leichter zugänglich ijt 
diefes finanzftatiftiiche Material geworben. Nothwendig ijt dabei, 
namentlich auch für Vergleiche verfchievener Perioden und Länder, 
die Unterfcheivung von Regierungsentwurf des Voran— 
ſchlags over Budgets (vorgelegtes Budget), von ver- 
faffungsmäßig verabfchiedetem Budget und Schlußred- 
nung (Ergebniß). 

Die vergleichende Finanzitatiftil hat die Aufgabe, 
aus der Vergleihung der Finanzrechnungen eines Staats in ver- 
ſchiedenen Perioden und verfchievener Staaten die characteriftifchen 
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Sfeichartigfeiten und Unterfchieve ver Gejtaltungen des Finanz: 
wejens abzuleiten. Zu dieſem Zwecke müſſen die finanzjtatiftifchen 
Daten aber möglichjt genau vergleichbar gemacht werden. Störend 
ijt dabei, ohne daß dies immer genügend bei Vergleichen beachtet 
wird, daß in den einzelnen Kindern vie Aufjtellung von Brutto- 
und Nettobudget, d.h. von Ausgaben und Einnahmen inbe- 
griffen und abzüglich ver vurchlaufenden Boften, ver Ge- 
winnungs- und Erhebungsfoften ver Einnahmen u. j. w. felten in 
ganz gleicher Weije erfolgt; ferner daß mitunter das moderne 
Princip der fiscalifhen Caſſeneinheit noch nicht ganz 
conſequent durchgeführt ift, ſondern für einzelne Zweige der Ein- 
nahmen und Ausgaben noch beſondere Gaffen beitehen (b). 
Bei finanzjtatiftischen Vergleichen, namentlich bei etwaigen Be— 
vechnungen der DVertheilung der Ausgaben und Cinnahmen auf 
den Kopf ver Bevölkerung oder des Verhältniſſes zwiſchen Rob: 
ertrag und Reinertrag im Ginnahmeetat jtört ferner die jehr 
ungleihe Ausdehnung ver privatwirthichaftlidhen 
Thätigfeit in den verjchievenen Staaten (Domänen, Bergwerfe, 
Eifenbahnen u. ſ. w.) (c). Endlich hat auch die unmittelbare Ver» 
gleihung von Staaten und Staatshaushalten ſehr ungleicher 
Größe ihr Mifliches, indem 3. B. ein Kleiner reicher ober 
armer Staat verglichen mit einem großen Staat in zu günftigem 
oder zu ungünftigem Yichte evfcheinen wird. Denn der große 
Staat wird oft aus Provinzen ungleicher Entwicklung zufammens 
gejegt fein, von benen manche Provinz jenen Heinen Staate 
gleicht, was aber bei der Zufammenziehung der Reſultate Des groß- 
jtantlichen Finanzwefens nicht jo zum Vorſchein kommt (d). W. 


(a) ©. die Werke über deutfhes Staatsreht von Zachariä, 
Bluntfchliu.N. Ueber Preußen v. Rönne, Staatsrecht d. preuf. 
Monarch. 3. Aufl. 1870— 71; Grotefend, Grunde. d. Verfaſſ. u. 
Verw.«Rechts im Nordd. B. u. Preuß. Staate, Arısb. 1870, ©. 148 fi. 
(Üeberf. d. Gef. u. Berordn., ohne Auszug); Yaband, d. Bubgetredit 
nach d. Belt. d. preuß. Verfafiungsurf. unt. Berückſ. d. Verf. d. Nordd. 
Bundes, Berl. 1871. — v. & örnig, Darft. d. Einricht. üb. Budg., 
Staatsrechn. und Gontr. in Defterreih, Preußen, Sachſen, Baterı, 
Wiürtemberg, Franfreih und Belgien, Wien 1866. — ©. fonft auch 
die Darftell. d. Staatsrechts d. einzelnen Staaten. — Das Material 
d. Gefege u. f. w. im den amtl. Geſetzſamml. u. Regierungsbl., u. in 
den Sammlungen, welche davon veranftaltet find (fo f. Preußen die 
Heymann'ſche u. die Stöpel’fche Samml., f. Baden Wehrer’s 
Repertor.). Sonft f. die leider noch nicht überall vorhandenen Ver— 
arbeit. in d. Handbüchern d. Finanzgeſetzkunde, fo f. Defter- 
reih Defjary, Grundz. d. öſterreich. — dien 1855. — 
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Konopaſek u. Mor dsgl., dann die Werte über den Haushalt ein— 
einer Staaten, |. $. 23. , 

(b) Sie Mühe, die Grundlagen für richtige Vergleichbarkeit herzuftellen, 
gab ſich v. Gzörnig, d. öfter. Budg. i. Vergleich mit jenen d. vorzügl. 
and. europ. Staaten, Wien 18625 f. $. 23. 

(2) Dur) — — des angegebenen Umſtandes entftehen die größten 
Täuſchungen. So berechnet felbft Horn in f. annuaire du cred. 
publ. p. 1860. ©. 289 die Kopfquoten der Einnahmen u. Ausgaben 
der Hauptftaaten ohne Rüdficht auf jenes Moment: Baden nimmt 
hier gleich nad) Groß- Brit. die zweithöchſte Stelle ein, — wegen feines 
Eiſenbahnweſens u. feines Bruttobudgets; Baiern mit feinem damal. 
Nettobudget. trog Staatsbahnweſens erft Die zwölfte! Solche Zufammen- 
—— ſind ohne jeden Werth. 

(d) Namentlich in Deutſchland wird dies bei = Preußens 
mit einem Mittel- oder Kleinftaat fo oft überfehen 


8. 15. 


Bei der alten, insbeſondere auch in Beziehung auf das Finanz- 
weien häufig befprochenen Streitfrage über das Verhältniß 
ver Wiffenfchaft (Theorie) zur Ausübung (Praxis) können 
folgende Säte als Anhaltspuncte dienen. 

I. Die bloße Gefhäftsübung (Routine) ohne 
wiffenfhaftlihe Kenntniß muß entſchieden als un- 
jureihend erklärt werden. Ohne georbnetes, veifes und 
vieljeitiges Nachdenken über die wirthichaftlichen Angelegenheiten 
der Staaten iſt man nicht im Stande, den richtigen Weg zu 
Verbefferungen zu finden; man bleibt aus Gewohnheit gerne bei 
vem Bejtehenden, ohne e8 unbefangen zu prüfen, und hält jich, 
ſtatt das Ganze zu überbliden, an Einzelnes. Sobald in einem 
praktiichen Gebiete eine wifjenfchaftliche Behandlung angefangen 
hat, kann Niemand, der zur Ausübung berufen ift, e8 ſei denn 
in den ganz untergeordneten Dienften, den Beijtand bes in ber 
Wiſſenſchaft niedergelegten Gedankenvorrathes entbehren, ſelbſt 
wenn dieſe noch unreif wäre. Der Schein einer aus bloßer Ge— 
ſchäftsübung erlangten vollkommenen Tüchtigkeit iſt dann eine 
Täuſchung, weil dabei immer mittelbar auf irgend eine Weiſe die 
in dem Beamtenſtande verbreiteten oder auch zum Gemeingute 
der Bürger gewordenen wiſſenſchaftlichen Lehrſätze ihren Einfluß 
geäußert haben, auch muß dieſe mühſame Weiſe der eigenen Aus— 
bildung, wo man die Theorie zerſtückelt und aus zweiter oder 
dritter Hand ſich aneignet, dem unmittelbaren Erforſchen derſelben 
immer nachgeſetzt werden. Die Erfahrung beweiſt, daß die Wiſſen— 
Ihaft eine große Macht über die Ausübung befigt, daß ihre 


Rau: Wagner, Binanzwiffenfhaft. 6. Aufl. 2 
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Lehren auf vielerlei Wegen früher oder fpäter in das Gejchäfts- 
(eben gelangen und dort herrjchend werben, und daß hierdurch 
große DVerbefjerungen zu Stande fommen (a). 


(a) Der ausgezeichnete theoretifch hochgebildete öſterreichiſche Finanzpractiter 
v. Hod ſetzte feiner Schrift Über „d. Öff. Abgaben u. Schulden” fol- 
gendes Wort Royer-Collard's vor: „Die Theorie als überflüffig 
erklären, beißt den Hochmuth haben, man brauche nicht zu wiſſen, was 
man fagt, wenn man fpricht, und was man thut, wern man handelt.“ 
Ueber das Berhältniß von Theorie und Praris in einzelnen Finanz— 
fragen, 3. B. der Balutafrage, |. A. Wagner, Aufl. Papier-Währung, 
Riga, 1865, ©. 1 ff. W. 


8. 16. 

I. Gleihwohl giebt die Wiſſenſchaft für fi 
allein zur Führung [hwieriger Staatsgefchäfte nicht 
die hinlänglihe Fähigkeit. Sie kann bei ver Entwidlung 
allgemeiner Lehrjäge nicht in alle Berfchievenheiten der äußeren 
Auftände der Zeit und des einzelnen Landes eingehen und muß 
bei ihren Anforderungen eine gewiſſe, oder die gewöhnliche Lage 
der Dinge vorausfegen. Nur da, wo bloß wenige Fälle möglich 
find, ift es thunlich, für jeden verjelben beſondere Grundſätze 
aufzuftellen. Man muß aljo bei der Anwendung jener wifjen- 
schaftlichen Vorſchriften auf ein einzelnes Yand immer erſt bie 
bejonderen Umftände erforjchen und hieraus die Kegeln für das 
zweckmäßigſte Verfahren ableiten. Was hier als Ausnahme einer 
theoretifchen Regel erjcheint, ijt nur die Folge von der Einwirkung 
eines anderen Grundſatzes. Zu dieſen jorgfältig aufzufajfenden 
Umftänden gehören die rechtlichen Verhältniffe (pofitives Privat- 
und Staatsrecht des einzelnen Yandes), die bisherigen Einrich— 
tungen ber Finanzverwaltung, auf die man fortbauen muß oder 
von denen man wenigjtens nicht fogleich abgehen darf, der Zu: 
jtand der Gewerbe, die Wohlhabenheit des Volkes, die äußere 
Stellung des Staates u. dgl. 


8. 17. 


III. Es war auch öfters die Schuld der bisherigen 
Theorie, wenn man fie nit anwendbar fand, d. h. 
jie war noch unvollfommen und ihre Xehren bedurften, wenn 
man fie in Vollzug zu bringen unternahm, noch einer Läuterung. 
Dies war die Folge des jugendlichen Alters der ganzen politifchen 
Delonomie und des Umjtandes, daß viele Bearbeiter derſelben 
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ihre Sorgfalt und Vorliebe den volfswirthichaftlichen Grundlehren 
zugewendet hatten und in bie Finanzwiſſenſchaft weniger ein- 
gebrungen waren. Daher blieben manche jchwierigere Theile ver- 
felben ungenügend durchdacht, e8 wurden bie und da aus einem 
zu befchränften Kreife von Erfahrungen einfeitige Schlüjfe ab- 
geleitet, e8 wurden Behauptungen, die nur in gewiſſen Bejchrän- 
fungen wahr find, mit zu großer Allgemeinheit aufgejtellt, vie 
drei Arten von oberjten Grundſätzen ($. 14) durchdrangen fich 
nicht immer gehörig, bald wurde das eigenwirthichaftliche Princip 
auf Koften des rechtlichen und volfswirthichaftlichen, bald eines 
der beiden leteren mit Hintanfegung ver übrigen einfeitig ver- 
folgt, endlich find über manche Arten von Finanzgeſchäften noch 

gar feine wilfenjchaftlichen Betrachtungen angeftellt worben (a). 

Je glüclicher man diefe Mängel vermeiden und je mehr fich ver 

Borrath belehrender Erfahrungen anhäufen wird, deſto fefter muß 

auch das allgemeine Vertrauen auf die Wiſſenſchaft wurzeln (b). 

(a) Wo dies noch nicht gefchehen ift, da ift man leicht gemeigt, ſogar die 
Möglichkeit oder doch die Fruchtbarkeit einer ſyſtematiſchen Behandlung 
in Zweifel zu ziehen und die Gegenftände in das Gebiet wechfelnder, 
befonderer Regeln zu verweifen, wie Dies in Frankreich oft gefchehen ift. 
Wie aber die Wifjenfchaft mehr gepflegt wird, zieht fie auch mehr folcher 
Angelegenheiten im ihren Bereid). 

(5) Bergl. v. Jakob, Finanzwiſſenſchaſt. I. Vorrede. — v. Malchus, 
Handb. I, Vorrede. — Daß Theoretifer von mangelbafter Sachkenntniß 
bisweilen zu unreifen Ausfprüchen verleitet wurden, dadurch den Ge- 
[häftsmännern Stoff zu gerechtem Tadel gaben und hiedurch ein Vor- 
urtheil gegen die Theorie felbft veranlaßten, ift nicht im Abrede zu 
ftellen. — Jakob a. a. O. unterfcheidet 1) den reinen Theoretifer, der 
fih bloß an das Allgemeine Hält, 2) den praftifchen Theoretifer, der 
die Anwendung der Theorie auf wirkliche Fälle lehrt, 3) dei theoretischen 
Prattifer, 4) den bloßen Praftifer, Routinier. Die Yinanzgelehrten 
müfjer zur zweiten, die Finanzpraktiker zur dritten Kategorie gehören, 
um nütslich wirken zu können. In Männern wie Malchus, %. ©. 
Hoffmann, Nebenius und vor allen Hod bat die deutfche Finanz- 
wifjenfchaft Bertreter befeffen, welche mehr als ähnliche bei irgend einent 
anderen Volke Theorie und Praxis auf diefem Gebiete vortrefflich ver— 
einigt haben. W. 


S. 18. 


Wie die gefammte politifche Oekonomie (I, 8. 26), fo ift 
insbefonvere die Finanzwifjenfchaft 1) für ven Beamten in 
jedem Zweige ver Finanzverwaltung unentbehrlih. Manche 
biefer Zweige wurden früherhin bloß nach den befonderen Kunſt— 
regeln, 3. B. ver Forſtwiſſenſchaft, des Bergbaues, des Poft-, 
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Münz-, Lottowefens ꝛc. behandelt, in unferm Zeitalter aber ver- 
breitet jich mehr und mehr die Neberzeugung, daß dieſe technifchen 
Kenntniffe nicht genügen, und daß man auf die allgemeinen 
finanzwifjenfchaftlichen Grundlehren zurüdgehen muß,. um jeven 
dieſer Gejchäftszweige ganz zwedmäßig zu gejtalten. Jene Wiffen- 
fchaft ift 2) für die Rechtspflege und ſog. innere Ber- 
waltung im engeren Sinne von unzweifelhaften Nutzen, weil 
bei vielen Rechtsjtreitigfeiten (7. B. fiscalifchen) und Vergehen 
(3. B. Steuerbetrug) die Begriffe und Einrichtungen des Finanz. 
wefens maaßgebend find, und weil manche Staatsanftalten vie 
Zwecke der VBolkswirthichaftspflege (Wohlftandspolizei) und ver 
Regierungswirthichaft zugleich betreffen, aljo beide Gebiete be- 
rühren, $. 13 (a). Sie nügt 3) dem Bürger, welcher bie 
Ereigniffe feiner Zeit begreifen will, insbeſondere demjenigen, 
welcher in Gemeindeämtern, auf Provinzial» und Landtagen zu 
einer öffentlichen Wirkſamkeit berufen ift (b). 


(a) Kaffenvifitationen und Sportelwefen bringen ebenfalls den Gericht3- 
beamten mit Finanzgefhäften in Berührung. 


(2) Die Wirthſchaft einer Gemeinde (Kämmeteiwefen) ift ‚im vielen 
Stüden al3 ein Finanzweſen im verjüngten Maaßſtabe, in anderen 
Puncten dagegen als eine ſehr ausgedehnte Privatwirtbichaft anzufeben. 
Auch für die }  Wirtbfehaf ftögefchäfte fehr reicher Privatperfonen, z. B. der 
deutſchen Standesherren, und Körperſchaften, z. B. der Kirche, ferner 
der großen ẽrwerbogefellſchaften dient die Finanzverwaltung in vielen 
Stücken zum Vorbilde. 


8. 19. 

Die Geſchichte ver Finanzwiſſenſchaft ſteht mit ver 
Gejchichte der Finanzverwaltung in Zufammenhang, indem beide 
Gebiete gegenfeitig auf einander einwirken. Für die frühere 
Zeit, wo es noch fein geordnetes Nachdenken über Gegenftänve 
des Staatshaushaltes, Fein Zurücgehen auf oberjte Grundſätze 
und feine dieſen Gegenjtand behandelnden Schriften gab, läßt 
fih nur aus den Finanzeinrichtungen der Staaten auf die Mei- 
nungen und Regeln fchließen, nad denen die Staatsmänner 
handelten, doch muß man bei biefem Schluffe vorfichtig fein, 
indem Manches mehr dem Zufalle oder einem dunkeln Gefühle, 
al8 ver Meberlegung zuzufchreiben ift. Auch fpäter, als mar 
anfing, das Finanzwejen wiljenjchaftlich zu betrachten, gingen bie 
Schriftiteller meijtens von den Einrichtungen der Staaten aus 
und bejchäftigten fich mit Vorſchlägen zu verfchievenen einzelnen 
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Berbeiferungen verfelben, bis allmälig durch Bergleichung des 
Staatshaushaltes verfchiedener Länder und Erforjchung allge 
meiner Grundſätze ver Gefichtsfreis fich erweiterte. Man kann 
breit Perioden von ſehr ungleicher Länge annehmen. 

I. Unwiffenfhaftlider Zuftand. Dem ganzen Alter: 
thume war eine methobifche Behandlung des Finanziwefens fremd, 
und dieſer wichtige Theil ver Negierungsgefchäfte jtand bei ven 
Gelehrten in einer Geringichätung, die von einer Vervollkomm— 
nung der Finanzverwaltung abhielt. Obgleich z. B. in Athen 
und Nom mancherlei Steuern und andere Staatseinkünfte mit 
einiger Sorgfalt behandelt werben, jo hielt man es doch nicht 
ver Mühe werth, Rlugheitsregeln für viefelben nieverzufchreiben 
und allgemeinere Grundſätze aufzufuchen. Die wenigen auf ung 
gefommenen Schriften von finanziellem Inhalte find zwar für 
die Kenntniß der alten Staaten lehrreich, doch für die Theorie 
von fehr geringem Werthe (m). 


(a) Xenopbons Heine Schrift: mopoı 7 meet neooodwr, de reditibus 
reipubl. Atheniensis, enthält Vorſchläge zur Vermehrung der atheni— 
chen Staatseinkünfte, wobei beſonders das Streben, dem Staate zu— 
reichende Einfünfte aus feinem eigenen Gebiete, unabbängig von fremden 
Zuflüfien, zu verfchaffen, ferner die Empfehlung des Vergbaues auf 
Silber, und die Meinung, die Vermehrung diefes Metalls köune den 
Preis defielben. nicht erniedrigen, bemertenswerth ift. Deutfch (mit 
einem weitjchweifigen Gommentar) von Binde, Wolfenbüttel, 1763. 
2gl. Reynier, Ec. publ. et rur. des Grees, ©. 319. — Das 
2. Buch der, angeblien ariftotelifchen Oefonomit (8. 12 2 [B) ift 
vielleicht umädht. Bol. jedoh Heeren, Ideen, 4. Ausg. II. ©. 252. 


S. 20, 


Als nach dem Ende des Mittelalters die Staatswifjenfchaft 
wieder erwedt wurbe, verbreiteten fich die politifchen Schriftjteller 
auch über das Finanzwefen, aber die erjten Verſuche ſowohl in 
größeren ftaatswiffenfchaftlichen Werken (a), als in ver abgefon- 
derten Darjtellung des Finanzwejens (b) waren fehr mangelhaft; 
fie zeugen mehr für den Sammlerfleiß, als für die grünpliche 
Sachkenntniß ihrer Verfaffer, welche zwar manche gute Yehren 
ver Sparfamfeit, Gerechtigkeit und wirthichaftlichen Klugheit 
aufjtellten, jedoch die zur Erläuterung beſtimmten Thatfachen 
aus den verſchiedenſten Zeitaltern und Staatsverhältnifjen her— 
nahmen und feine Einficht in den Zuftand und die Bepürfniffe 
der Gegenwart bewiejen. Später, im Berlaufe des 17, Jahr— 
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hunderts, ergriffen Geſchäftsmänner die Feder. Auch ihnen 
ſtanden die Hauptgrundſätze ver Wiſſenſchaft ($. 14.) nicht voll- 
jtändig wor den Augen, fie waren fajt nur von dem einen, dem 
eigenwirthſchaftlichen Grundſatze durchbrungen und behandelten 
mit Vorliebe das Domänenwefen, welches man damals als ven 
wahren Kern des Finanzwejens betrachtete. Das damalige unvoll- 
fommene Steuerwefen zog noch wenig Nachdenken auf fich und 
bie Lehre von ven Staatsausgaben fiel größtentheils hinweg, weil 
e8 an leitenden ftaatsrechtlichen Sägen fehlte. Doch wirkten 
deutſche Schriftiteller, von einem richtigen Gefühle geleitet, eifrig 
für Ordnung, Gerechtigkeit und Schonung, obgleich fie dieſes 
Streben nicht tiefer zu begründen vermochten (c). 


(a) Borzüglich zwei framzöfifhe Staatsgelehrte: Jo. Bodinus (Bodin, 
+ 1596), De republica, Lib. 6. cap. 2, zuerſt franzöf. 1577, dann 
Yatein. 1586 und öfter. Der Berf. dieſes merkwürdigen Wekkes war 
neben feiner unermeßlichen Gelebrfamteit auch in Staatsgeſchäften be- 
wandert. Vgl. über ibn Baudrillart, Bodin et son temps, 
Par. 1853. — Gregorius (Gregoire) Tholozanus (von 
Toulouſe, + 1597), De republica, im 3. Buche. Diefes Buch wurde 
mehrmals abgedrudt, u. a, Francof. 1642. 4. Arnd (Bibliotheca 
politico-heraldica, 1705, S. 97) erwähnt eine Ausgabe von 1597, 
Francof. ; nad) der Bei pn gen. XXI, 879 ift die ältefte Ausgabe zu 
Cahors 1595 erfchienen. Naude (Bibliographia politica, Hal. 1712, 
S. 28) fchildert den Berf. richtig: omnia ingerit et pauca digerit; 
vgl. Rau, Primae lineae historiae politices, S. 32. — Bodinus 
wird von Gregorius nicht erwähnt, fcheint aber von ihm bie und 
da bemutzt worden zu fein. Gregorius bebt die juridifchen umd 
religiöfen GeftchtSpuncte mehr bervor als Bodin, neigt ſich auch mehr 
zur unbedingten fürftlichen Gewalt, ohne jedoch deren Mißbrauch unge— 

rügt zu laſſen. — M. Z. Boxhorn, Institutiones politicae, Lib. I. 
cap. 10 in defien Varii tractatus politici, Amstel. 1643, ©. 51 (furz, 
aber bemerfenswerth), und viele Andere. 

(b) Jac. Bornitius, Aerariam. Francof. 1612. 4°. (E3 werden nur 
die Staat3einkünfte abgehandelt, nach einer zufammengefegten ſyſtema— 
tischen Ordnung, ohne feite Grundfäße, zum Theil flüchtig. Am aus- 
führlichiten find die Auflagen (vectigalia) befprochen, Die der Berf. in 
lieita und injusta, in vera und quasi-vectigalia (Borgen, Wegnahme 
von Privatvermögen), in ordentlihe und außerordentliche, jene wieder 
in Auflagen von Perfonen und von Sachen tbeilt.) vgl. Roſcher, 
deutiche Nationalök. a. d. Grenzfcheide d. 16. u. 17. Ih., Abb. d. phil. 
hift. El. d. Sächſ. Akad. d. Wil. IV, 300, 311. — Besold (F 1638), 
De aerario. Tubing. 1615. 4. (Der Berf. zeigt mehr Kenntniß von 
der Finanzverwaltung enge Staaten in feiner Zeit, handelt 
auch die Staatdausgaben ab, wie Bodin md Gregorius, empfiehlt 
Einfuhrzölle von Kumftwaaren, ut cives ipsi eadem facere condiscant, 
giebt aber wie feine Vorgänger bei einzelnen guten Lehren viel unver— 
arbeitete und zum Theil ungenaue hifterifche Nachrichten.) S. Roſcher 
eb. ©. 323. — Klock, De aerario, Norimb. 1651. und 2. Ausg. 
v. Beller, 1671 fol. (meitichweifig und gedankenlos; z. B. ausführ- 
liche Lehren der Landwirthſchaft im 2. Buche). 





(c) ®. 2. v. Sedendorf, Der deutsche Fürftenftaat, 1656 und öfter; 
3. Theil. — v. Schröder, Fürſtliche Shat- und POLE EUER, 1686 
und öfter. — Die Memoires von Sully, f. L, 8.3 


8. 21. 


I. Uebergang zu einer wijjenfhaftliden Be- 
handlung. Im 18. Jahrhundert wurden vie fchriftitellerijchen 
Arbeiten auf dieſem Gebiete mit bejjerem Erfolge fortgejett. 
Ohne von neuen und großen Ideen burchbrungen zu werben, 
gewann doch die Finanztheorie jowohl eine bejjere Anordnung, 
als eine forgfültigere Ausführung und fchloß fich näher als 
bisher an die Staatswiffenfchaft an. Dieß geſchah vorzüglich in 
Deutfchland durch die Entftehung und Ausbildung der Kameral- 
wiffenfchaft, weil in dieſem Inbegriffe der für einen Beamten 
in der inneren Verwaltung vienlichen Kenntniſſe die Finanz: 
wiſſenſchaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren Hülfslehren 
in Verbindung geſetzt und vielfältig durchdacht wurde (a). Die 
bejjeven Schriften dieſes Zeitraumes (D) find noch jest brauchbar, 
vorzüglich darum, weil fie die in ber Praris angenommenen 
Grundregeln fennen lehren, die fich zum Theil erhalten haben. 
Die lange Reihe ver italienischen ftaatsöfonomifchen Schriftjteller 
lieferte für das Finanzwefen wenig Ausbeute, einzelne Auf: 
Härungen über das Münz- und Steuerwejen ausgenommen (c). 


(a) = die Literatur in Rau, Grumdriß der Kameralwiffenfchaft, 1823, 
10. — Biele blos finanzielle Schriften find gemannt bei Rind e, 
Kamerafiftenbibiotbek, III, 780 ff. (1751). 

(B) Duval, Elömens' des finances, P. 1736. — Dutot, Reflexions 
politiques sur les finances et le commerce, La Haye, 1738 — 54. 
II. 8. — de Bielefeld, Institutions politiques. 1760. I. Ch. 11. 
und “is — G. H. v. Juͤſtĩ (r 1771), Syſtem des — — 
Halle, 1766. 40. und deſſ. Staatswirthichaft, 1. 2. Ausg. 1752, 
2. Ausg. 1758, die erjte ausführliche und methopifche —* ung der 
Finongmifienfchft, die auch lange Zeit Handbuch der Praftifer blieb. — 

ie finanziellen Artikel in Bergius, Polizei= und Be, 
1767 fi. IX Bde. (Das Neue Bofizel- und Kameralmag. deil. Verf. 
enthält meiftens Technologie.) — v. Sonnenfels (geb. 1733, * 1817), 
Grundfäße der Polizet, Handlung und Finanz, 3. B. 1. Ausg. 1765, 
7. Ausg. 1804. — (v. Pfeiffer) Grundriß des Finanzwefens, 
Leipzig 1781, und deſſ. Lehrbegriff ſämmtl. öfonom. und Kameral- 
wifien haften, 1764 — 78. VI. — Mortimer, — übe der Hand—⸗ 
luugs-, Staats- und Finanzwiffen haften, v. Engelbredt, 
Hamburg, 1781. — Grouber de J———— Theorie gend- 
rale de l’administration des finances, P. 1788. II. B. — Jung, 
Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, 1789. — Röffig, Die Finanzwifien- 
ſchaft, 1789. (Fleiß ohne Urtheil.) 
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(c) Doch iſt, die gedräugte Entwidlung der Finanzgrundſätze bei Geno- 
veſi —8 Grundſätze der bürgerl. Oekonomie, I. Theil, Cap. 2. — 
Bal. übrigend Pecchio, Storia della economia publica in Italia, 
Lugano, 1829. 


8. 22. 


II. Wiffenfhaftlide (rationelle) Periode Das 
phyſiokratiſche Syſtem (I, 8. 38 —42) gab ven Anftoß zu Unter- 
juchungen einer ganz neuen Art, namentlich über vie höheren 


Grundſätze der Beftenerung, und bahnte hiedurch fpäteren For— 


ichern ven Weg. A. Smith verbreitete hierauf ein neues Licht 
über das Finanzweſen, indem er bie volfswirthichaftliche Grund— 
lage vejjelben in feinem ber ganzen politiichen Oekonomie ge- 
winmeten Werke entwidelte. Die Staatseinfünfte traten aus 
der Bereinzelung, in der man fie bisher betrachtet hatte, zu einem 
Ganzen zufammen, welches mit dem größeren Ganzen ver Volks— 
wirthichaft in der engjten Verbindung erichien. Man warb jett 
in den Stand gefett, für die nothwendige Schonung des Volks— 
vermögens und ber Volfsgewerbe beftimmte Grundfäte ftatt 
undentlicher und ſchwankender Regeln aufzujtellen, und man 
lernte Maaßregeln und Einrichtungen als fehlerhaft erkennen, 
bei denen man bisher Fein Bedenken gehegt hatte. Hiezu fam, 
daß die Fortſchritte ver Philofophie in Deutjchland und die von 
der franzöſiſchen Staatsumwälzung angeregten jtaatswilfenfchaft- 
lichen Unterfuchungen eine Aufhellung ver ftaatsrechtlichen Be— 
griffe und Lehrfäge zur Folge Hatten, und fo auch von einer 
anderen Seite der Finanzwiſſenſchaft vorgearbeitet wurde. Diefe 
gewann hiedurch eine feite ſyſtematiſche Gejtaltung, und es be— 
reitete fich in Folge dieſer Vervollkommnung der Wiſſenſchaft ein 
Umſchwung ver Praxis vor, der noch im Gange ift und lange 
nicht beendet fein wird. 


8. 23. 

Die vielen Bearbeitungen der politiichen Defonomie, feit 
Adam Smith (a) erjtredten fih immer auch in das Gebiet 
des Finanzwefens, inzwifchen wurde baffelbe in vielen Werfen 
jener Art, hauptſächlich in den nichtveutfchen, nicht vollſtändig 
vorgetragen, ſondern vorzüglich in der Abficht hevbeigezogen, um 
volfswirthichaftliche Lehren darauf anzuwenden und baburch zu 


— — 


erläutern. Man beſchränkte ſich dabei meiſtens auf eine allge— 
meine Betrachtung des Steuerweſens, der Staatsausgaben und 
Staatsſchulden, die man bei der volkswirthſchaftlichen Lehre von 
der Conſumtion einſchaltete. In Deutſchland, wo bie Finanz- 
wiffenfchaft ſchon früher als eine befondere Wiſſenſchaft behandelt 
worden war, wurde von vielen Schriftitellern die zufammen- 
hängende und volljtändige Darjtellung verjelben beibehalten, jo 
daß fie als einer der drei Haupttheile der politifchen Defonomie 
vorgetragen (b), over auch ganz ausjchlieglich abgehandelt wurde (c). 
Dieſe bis jetst in anderen Ländern faft nicht nachgeahmte Methode 
hat die Ausbildung der Finanzwiffenfchaft ſehr beförvert. Im 
den Werfen über die ganze Staatswiſſenſchaft oder über bie 
Staatsklugheitslehre (Politif im Sinne der Neuern) wurde bie 
Tinanzwiffenichaft nur kurz zufammengefaßt, jedoch nicht ohne 
Gewinn für die Anwendung ftaatsrechtlicher Grundfäge (d). Die 
Unterfuchungen über einzelne Gegenſtände des Staatshaushaltes 
in ſehr zahlveichen Schriften von größerem oder geringerem Um— 
fange lieferten nützliche Ausbeute zur Läuterung und Bervoll- 
ftändigung der Wiffenfchaft, und ver auf biefem Wege jich 
ſammelnde Stoff erhielt durch die jehr häufig vorkommende Be— 
ziehung auf einzelne Länder, deren Finanzeinrichtungen theilg 
bloß befchrieben, theil® geprüft wurben, Lebendigkeit und Brauch— 
barkeit für die Ausübung. Im diefer Hinficht wurden die Ver- 
bandlungen der Stänbeverfammlungen, jo wie bie neuere Deffent- 
lichkeit der Finanzverhältniffe lehrreih. Das Finanzwefen ein- 
zelner Staaten ver Borzeit wurde von mehreren Gejchichts- 
forfchern (e), das der Gegenwart theil® in bloß berichtenden, 
theil8 auch in beurtheilenden Schriften (f) beleuchtet. 

(a) Ad. Smith, Unterfuchungen, 5. Buch (füllt den 3. B. der Garve— 
hen Ueberſ, im der neuſten u. beften Ueberfeßung, der v. Aſher, 
Stuttg. 1861, II, 206 ff). — Nach ihm am ausführlichften: Say, 
Traite d’&con. pol., 3. Bub, 6—9. Cap. Deſſ. Cours complet 
d’economie politique pratique (deutſch von J. v. Th.: vollftäind. Hand- 
buch der praft. Nationalöfonomie) 7. Thl. 3. Abſchn. (im V. B.) und 
8. Thl. (im VI. 8) — Simonde de Sismondi, Nouveaux 
principes d’econ. pol. 6. Buch. (de l’impöt). — Ricardo, Prin- 
ciples of polit. econ. Cap. 8—18. 29, — v. Baumſtark, 1837. — 
J. St. Mill, Grundſätze der polit. Oekon. 5. Buch, deutſch vor 
u 2. Aufl. in 1 Bande, 1864, Bud V, ©. 590 (3. Aufl. 
870). 


(d) Krug, Abriß der Staatsöfonomie. ©. 116 bis Ende. 
Harl, Handbuch der Staatswirthſchaft und Finanz, 2. Abtheilung 1811. 
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(e) 


(d) 





u Eu 


Graf J. v. Soden, Nationalöfonomie, VI. B. 1811 (bat auch den 
befonderen Titel: Staatsfinanzwifienfchaft). 

Fulda (+ 1847), Grundfäge der rn u -politifchen oder Kameral- 
wiſſenſchaften, 2. A. 1830. ©. 255 b 

Schmalz, Staatswirtbichaftsiehre, II. ge bis Ende. 

Lotz, Handbuch der Staatswirtbfchaftäfehre, IIIx B. 

Polis, Die Staatswiffenfchaften, II, 263 bis Ende — be 1827). 

Krau | e, National= und taatsöfonomie, I, — 

es fle, d. gefeltich. Spft. d. menfchl. Wirthſch, Tiib. 1867, 2. Aufl. 

176—179, 198—220 (bei. aotinaaiet . d. Staats), 8. 274 
bis 284 (Abrif d. Finanzwiff.) 

A. hg Ordn. d. Öfterr. Staatshaushalts, Wien 1863, Abſchn. I, 

1— 63. (Oberfte Grundfäge d. Finanzwifl. f. d. Ordnung des 

——— 

nn th, — Grundz. d. Nationalök.,, 2. B. 3. Aufl. Cöln 1869, ©. 505 
i 


Stokar v. Neuforn (F mm, Handbuch der Finanzwiſſenſchaft. 
ea — ns en isoft, Hall IT. (ef 

v. Jako ie Staatsfinanzwifienichaft, Halle, 1821, (fehr gut 
2. Aus sgabe von Eifelen, 1837. sun; 

Behr, Die Lehre von der Wirthichaft des —— „Pig, 1822. 

gulta, Handbuch der Finanzwiffenfchaft, Tib. 
v. Malchus (T 1840), (ebem. weftfäbl. ı. eb, Sinanzminifter). 
— al ED und Finanzverwaltung. Stuttg. 1830. 

(vorzügli 

Schön, Die Grundfäge der Finanz, eine kritiſche Entwidlung. Bres- 
lau 1832. (Nur einzelne Abhandlungen.) 

Barth, Borlefungen über — 1843. 

Gr. Gancrin, (+ 1846), Die Oekonomie der menfchlichen Gefellichaft 
und das Finanzweien. Stuttg. 1845. 

M 5 A Graf Moltte, Ueber die Einnahmequellen de3 Staats, 

amb. 184 
umpfendad, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, II B. Erlangen 1859. 


Stein, Lehrbuch der reise Leipzig, 1860. 

gain, Finauzwiſſ., — 

J. Bergius, —2 — der Finanzwiſſ. mit beſonderer Be— 
ziehung auf den preuß. Staat. Berlin 1865. 

N. Wagner, Art. Staatshaushalt in Renkic’ ‚Handmwörterb. d. 
— — derſ. Art. Staatsſchuld. in Bluntſchli's 
Staatswörterb. B. 

Laspeyres, Art. Staatöwirthfe, ebend. B. 10. 
® reifen, die Staatdeinnahmen. Gefchichte, Kritif und Statiftik 
— ben. Stuttg. 1866. II. B.; ders. vergleih. Zuſammenſtell. 
d. europ. Staat3ausg., 1865. 

Bifchof, Katehism. d. Finanzwifl., 2pz. 1870. 


Aus anderen Ländern: 


Jose Canga Arguelles. Elementos de la sciencia de hacienda 
Madrid, 1833. (Ganz furzer Abriß mit Anwendung auf Spanien.) 
J. Garnier, El&ments des finances, suivis des elöments de statis- 
ue. P. 1858. 2. W.: Trait& des finances, P. 1862. 
F. Cohen, Etude sur les impöts et les budgets, Paris ohne Jahres» 
zahl, Vorrede von 1865. 


Behr, Spftem der angewandten Staatslehre, III, 348. (1810.) 
Craig, Grundzüge der Politik, III. Bd. deutſch. Yeipzig, 1816. 
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v. Aretin, Staatörecht der conftitutionellen Monarchie, fortgef. durch 
v. Rotted, II, 295. (1827.) 

Weber, Grundzüge der Politik, S. 259. (1827.) 

ei —* 5 Handbuch des Syſtems der Staatswiſſenſchaften, S. 291. 
1828. 

Shmittbenner, Orundriß der politifchen und biftorifchen Wifjen- 
fchaften, I, 215. (1830.) 

Schön, Die Staatswiſſenſchaft, S. 311—360. (1831.) 

v. Rotted, Lehrbuch der ötonomifchen Politik (des Bernunftrechtes 
4. Band), — 1835. S. 228. 

Stahl, 30 d. Rechts, II, 2. 8. 120 fi. 

Waitz, Politik, 1862. ©. 81 ff. 

ne Ideen und Reynier's Schriften, f. I, 8. 28. Ferner: 
anilh, Essai politique sur le revenu public des peuples de 
lantiquit6, du moyen age et des siöcles modernes. P. 1806. 
Neue A. 1823. II. Bd. (größtentheils über Frankreich und ei, gel 

Böckh, Die Staatshanshaltung der Athener. Berlin, 1817. IL — 
2. Ausg. 1850. (vorzüglich.) 

Ueber Rom ift die ältere Hauptfchrift: Burmann, de vectigalibus 
populi Romani. 

2 gem] ch, Hiftorifcher Verſuch Über die römischen Finanzen, Altona, 

04. 

Boffe, Grundzüge des Finanzwefens im römischen Staate. Braun- 
ſchweig, 1806. 7. 1. 

Beder, Handbuch der röm. Alterthümer, — von Marquardt, 
3. Thl. 2. Abth. 1853 (enthält Finanz⸗- und Militärweſen). 

Br a 3. Gef. d. röm. Zributfteuern u. f. w., im Hildebr. 
a 


B. 4,5, 8. 

Hüllmann, Deutſche Finanzgeſchichte des Mittelalters. Berlin, 1805. 
(Nur das Finanzweſen des ganzen Reiches, nicht der einzelnen Lande.) 

v. Boſſe, Darftellung des ftaatswirtbfchaftlihen Zuftandes in den 
ra auf feinen gefchichtlichen Grundlagen. Braun— 

weig, 1820. 

Hoffmann, Das Finanzwefen von Wiürtemberg zu Anfang des 
16. Jahrhunderts. Tübingen, 1840. 

A. Fr. Riedel, der Brandenburg=Preußifhe Staatshaushalt in den 
beiden Tegten Jahrhunderten. Berlin 1866. (Geht bis 1806, forg- 
fältig aus den Quellen erforfcht.) 

Schätzbares Material enthalten Eichhorn, Deutiche Staat3- und 
ra und dv. Naumer, Gefchichte der Hohenftaufen, V. 

at IV. 


Sinclair, History of the public revenue of the British empire. 
3. Edit. 1803. III. (Vorzüglic,.) 

Froumanteau (pfeudonym), Le secret des finances de France, 
1851. (Aufzählung aller Einnahmen und Ausgaben des 30 jährigen 
Zeitraums von 1550—1580, vgl. v. Mohl, Gefchichte und Literatur 
der Staatöwiffenfchaft, III, 111.) 

de Forbonnais, Recherches et considörations sur les finances 
de la France depuis 1595 jusqu’en 1721. Bäle, 1758. II. 4%, — 
Liege, 1758. VI. 80, 

Arnould, Histoire générale des finances de la France. P. 1804. 4°, 

de Monthion, Particularitöss et observations sur les ministres 
des finances de la France les plus celöbres depuis 1660 jus- 
qu’en 1791. P. 1812. 

Bresson, Histoire financiere de la France. P. 1828. II. (meiften- 
tbeil3 aus Monthion abgejchrieben). 
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Bailly, Histoire financière de la France. 1830. II. (bis 1786.) 

Die Discours preliminaires von Pastoret vor dem von demfelben 
herausgegebenen Theilen der Ordonnances des rois de France, 
Band 15—19, enthalten ebenfalls die ältere franzöfifche Finanz— 
geſchichte. 

de Nervo, Les finances frangaises sous l’ancienne monarchie, la 
r&publique, le consulat & ——— P. 1863. II B. Fortſ. sous 
la restauration. 1865—68. IV B. 


Cohn, G., Eolbert, i. d. Tüb. Ztichr. f. Staatswiſſ. B. 25. be. B. 26. 
©. 390 


F. Cohen, Etude sur les impöts et les budgets, f. o. (e) (großen- 
theil3 Finanzftatiftit von Frankreich u. Großbritanien, daneben aud) 
von Defterreih, Preußen und Rußland). 

E. Pfeiffer, ſ. o. (e). 

1) Deutſche Staaten. 

v. Neden (F 1857), Allgemeine vergleichende Finanzftatiftif, Darm— 
ftadt, 1851—56. II B. in 4 Abtheilungen. Es find bloß die deutfchen 
Staaten abgehandelt. Bd. I enthält die rein deutſchen Staaten, 
Br. II Preußen und Oefterreich. 

2) Defterreid. 

A. v. Malinktovfti, Handbuch, zunächft für E k. Nameralbeamte. 
Wien, 1840. II. (Abriß des öfterreichifchen Finanzweſens.) 

de Tengoborski, Des finances et du credit publie de l’Autriche, 
Par. 1843. II. B. Deutſch 1845. Dagegen die 3 onen 

Miesner, Ruffifch-politifhe Arithmetik, Yeipzig, 1844. II. 

A. Tebeldi, (Beidtel?), Die Geldangelegenbeiten Oeſtreichs, Leipzig, 
1847. (Nur zum Theil finanzwiffenschaftlich.) 

?. Kohn, Anti-Tebeldi. veipaig) 1848. 

J. v. Hauer, Beiträge zur Gefchichte. der öfterreihifchen Finanzen. 
Wien, 1848. V Hefte. 
übner, Oeſterreichs Finanzlage, 1848. 
effary, Grundz. d. öft. Finanzgeſetzkunde, Wien 1855. 

v. Czör nig, Oeſterreichs Neugeftaltung 1845 — 58, Stuttgart, 1858. 
©. 119. Deſſ. Das öfterreichifche Budget für 1862 in Vergleihung 
mit jenem der vorzüglicheren anderen europäiſchen Staaten, II B. 
2. A. Wien, 1862. 

Wagner, N, Ordnung d. Öfterreih. Staatshaushalt3, Wien 1863. 
©. o. (6). — Derf., Oeſterreichs Finanzen (bifter. ftat. Abriß bis 
1862) im d. Staatswörterb. VII, 595—646 u. die hier cit. Abbandl. 
Derf., Defterr. Finanz. feit d. Frieden v. Villafranca (1859—63) in 
„Unf. Zeit“ 1963. 

3) Preußen. 

Literatur üb. d. Finanzweſ. d. preufß. Staates, Berl. 1868. (halbamtl.) 

Boromsfi, Abrif des praftifchen Kameral- und Finanzweſens in den 
K. preußifchen Staaten. 3. Ausg. II. Berlin, 1805. 

Benzenberg, Preußens Geldbaushalt und neues Steuerſyſtem. 
Seipzig, 1820. — (v. Neibnit?) über Preußens Geldhaushalt ꝛc. 
Berlin, 1821. ; 

Hanfemann. Preußen und Frankreich, ftaatswirtbichaftlich und poli= 
tisch, 2. Aufl. 1834. — (Gegen den Berfaffer trat Kaufmann auf, 
den wieder Springsfeld zu befämpfen fuchte.) 

v. Biilow-Cummerow, Preußen. Berlin 1842. 3. A. 

Bergius, Preuß. Zuftände, Münſter, 1844, — deſſ. —— der 
rer mit befonderer Beziehung auf den preuf. Staat, 

erlin 1865. 
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Dieterici, Tabellen und Nachrichten für den preuß. Staat für das 
Jahr 1849, IV. B. 1853. | 
Krug, Gef. d. preuß. Staatsſchulden, Berl. 1861. 
v. —* rnig, Das öſterreich. Budg. ꝛc. I, 281. 
uch fi die amtliche Statiftif des preufß. Staats, 3. Jahrgang 
1869, ©. 357 — 578 (Einnahmen u. Ausgaben von 1860—69). 
Richter, d. preuß. Staatsfchuldenwefen, Berl. 1869. 
4) Andere deutfhe Staaten. 


Höd, Grumdlinien der Kameralpraris, Tüb. 1819 (ift größtentheils 
Finanzftatiftil). — Defjen Materialien zu einer Finanzftatiftit der 
deutjhen Bundesftaaten. Schmalf. 1523. 
Geret, Syftemat. Repertorium der fönigl. baier. Finanzverordnungen. 
1512. 1825. II. deſſ. Samml. ungedrudter Verordnungen. 
Rudhart, Ueber den Zuftand des K. Baiern. Erlangen, 1827. 
II. 8. £rxl. 1827. 
8. Stofar von Neuforn (Sohn des oben genannten, j 1865), 
——— der geſammten Finanzverwaltung im Königreiche Baiern. 
amberg, 1857. 
Chr. Herdegen, Würtembergs Staatshaushalt, Stuttg., 1848. 
——— Das würtemberg. Finanzrecht. I. Tübingen, 1857. 
bbelohde, Ueber die Finanzen des Königr. Hannover, 1834. 
Lehzen, (} 1855), Hannovers Staatshaushalt. 1853—55. II. B. 
Amtliche Beiträge zur Statiftif der — des Großh. Baden, 
— 1551. 40. Bon dem Miniſter Regenauer heraus— 
gegeben. 
Re — Der Staatshaushalt des Großh. Baden, Karlsr. 1863. 
(Die S letztgenaunten Werfe find durch Genauigkeit und Gründlich— 
feit ausgezeichnet.) 
Eigenbrodt, Handb. der Großh. Heſſ. Verordnungen. II. B. 1817. 
v. Hoffmann, Beiträge zur näheren Kenntniß der Geſetzgebung und 
erwaltung Des Großh. befen Gießen, 1832. 
un a o ', — der Verwaltung im Großh. Weimar-Eifenad), 
j 844. ©. 517. 
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5) Großbritanien. 


v. Raumer, Das britiſche a nk Berlin, 1810. (Betrifft 
auch nn Einkünfte) — Defi. England im Jahre 1835. Berlin, 
1536. D. 

Lowe, England nad) feinem gegenwärtigen Zuftande, nad) dem Engl. 
von Jakob. Yeipzig, 1823. 

State of the nation in the y. 1522, franzöf. von Ch. Dupin, 
Systeme de l’administration britannique en 1822. Paris, 1823. — 
State of then. in the beginning ofthe y. 1523, franzöf. Tableau 
de l’administration de la Gr.-Br. au commencement de 1523, 


Paris. 

Parnell, On financial reform. 2d. ed. London, 1830. 

Marshall, Digest of all the accounts relating to the population, 
productions, revenues, financial operations ... etc. of the u. K. 
of Great Britain and Ireland, Lond. 1833. II Vol. 40. (Sehr 
reichhaltige Materialien, bloße Zahlenangaben.) 

Pablo Pebrer, Histoire financiere et statistique générale de 
l’Empire Britannique, trad. par Jacobi, Paris, 1834. 2. Aufl. 
1839. 

Bailly, Exposé de l’administration générale et locale des finances 
du royaume-uni de la Gr. Bret. et d’Irlande, Par. 1837. I. 

Porter, The Progress of the nation, ı. N. 1851. 

Wells, The true state of the national finances, Lond. 1842, 
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v. Czörnig a. a. O. I, 19. 

Bode, Geſch. d. Steuern d. brit. Reichs. Lpz. 1867. 

Baxter, taxat. of the Unit. Kingdom, Lond. 1869. 

G. Duff, East Ind. finance. statement 1869. 

Parliament. papers f. 1870. Finance accounts f. 1869—70. — 

Rep. of the commiss. of Inland Revenues etc. f. 1856 —69, with 
retrospect. history 2 p. Lond. 1870. 


6) Fran kreich. 


—3 methodique. Finance. Paris et Lièges, 1784. IV Voll. 

40. (Die Grundlage diefes für die Kenntniß der damaligen Finanz- 
verwaltung fhägbaren Wertes find die einſchlägigen Artitel der 
Diderot’fchen Encyklopädie.) 

Necker, De l’administration des finances de la France. Paris, 

Boffe, Ueberfiht ber. framffifen Staatswirth 
offe, erficht der franzöfiihen Staatswirt t. Braunfchweig, 
1806— 17. 1 (der I. B. Hiftorifch). 1m Re 

Wehnert, Ueber den Geift der neuen franzöfifchen Finanzverwaltung. 
Berlin, 1812. 

Ganilh, La science des finances. P. 1825. (Gegen Villoͤle's 
Berwaltung.) 

Duc de Gaöte (Gaudin), Notice historique sur les finances de 
la France de l’an 1800— 1814. P. 1848. — Memoires. II. 1826. 

de Gerando, Instituts du droit administratif francais. III. 2. 
zum XTheile, IV. gang, P. 1830. 

Rapport au Roi sur l’administration des finances. P. 1830. (von 
v. Audiffret, mit 38 Tabellen ımd einer Sammlung von Ver— 
ordnungen, —5 lehrreich). 40. 

Macarel et Boulatignier, Da la fortune publique en France. 
Paris, 1838 ff. III B. (unvollendet). 

Dfiander, Darftellung der franz. Finanzen von 1830—32. Stutt— 
art, 1839. 

—— d'Audiffret, Examen des revenus publics. Paris, 1839. 
— Def. Systöme financier de la France. Paris, 1840—54. V B. 
3. Aufl. bis 1870 (8. 5). 

v. Hod (} 1569), Die Finanzverwaltung Frankreichs. Stuttg. 1857, 
(vorzüglich). 

v. Ezörnig a. a. O. I, 133. 

Annuaire de l’&con. politique für jedes Jahr. 

Merlin, Progression comparde. des budgets de l’etat sous le 
second empire. P. 1869. 

Horn, bilan de l’empire, Par. 1869, 5. ed. 

Keller, dix anndes de deficit (1859—69). Par. 1869. 

u, erlande. 

(Ofiander) Geſchichtl. Darftellung der niederländ. Finanzen feit 1813. 
Amfterd. 1829. — Deſſen Geſchichtl. Darftellung ... von 1830—33, 
Stuttg. 1834. 

8) Belgien. 


Expose de la situation generale du Royaume en 1841 —50. 
Brux. 1852. III, 671. Degl. 1857 — 60 im Expose. Brux. 1865, 
t. II, p. 509 ff. 

9) Spanien. 

Canga Arguelles, Diccionario de hacienda. Lond. 1826—27. V. 
Bergl. oben (c). — 

Borrego, Der Nationalreichthum, die Finanzen und die Staatsſchuld 
des K. Spanien, deutſch von —— Mannh. 1834. 

Miranda y Eguia, revoluc. financ. de Espaüa, Madr. 1869, 
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10) Schweiz. 
Beriht an den Großen Nath der Stadt und Nepublif Bern über die 
Staatöverwaltung von 1814—1830. 2. A. Bern, 1832. 
MEN): a die Finanzen des Cantons Bern in Rau's Archiv, 


ou tinget, Der Staatsbaushalt der fchweizer. Eidgenofjenfchaft. 
rich, 1847. 
vo & Taur, Der Staatshaushalt der ſchweizer. Eidgenofjenfchaft. 
ur 1860. 4. 
dabresberichte der verfchiedenen Cantons= Regierungen über die ganze 


11) Stalien. 
Plebano et Musso, Fin. du roy. d’Italie. Par. 1863. 
Annuario del ministro delle — d.R. d'Italia, p. 1869. (5. J. 9.) 
De Choisy, situat. financ. d’Italie ete. Tor. 1369. 
12) Rußland, 
Horn in d. Annuaires (f. u. Wo. 14). 
Wolowski, Fin. de la Russie. Par. 1864. 
Graf Keyſ erling, aus d. Neifetagebüchern d. Grafen G. Kankrin (ruff. 
Finanzmi.). Braunfchw. 1865, I, 59—118. — 1823— 1842.) 
(Goldmann) Ruf. Bapiergeld. Niga, 1566. 2. Aufl. 
A Wagner, Ruf). Papierwähr. Wiga, 1969. 
Walcker, Selbſwerwall d. Steuerief. u. ruſſ. Steuerreform. Berl. 1869. 
Petersb. Deutfcher Kalender 1566 ff. 
13) Bereinigte Staaten von Nordamerifa. 


of, Finanz. u. Finanzgeſch. d. B. St. v. A. Stuttg. 1567 (vor- 
züglich,, f. d. Anzeige v. A Wagner i. d. Gött. Gel. Anz. 1567. 
5 921—952). 
14) —— Staaten überhaupt. 

Cohen, Compendium of finance. Lond. 1822. 

John Macgregor, Commercial statistics, III. B. Feige 1847. 

Horn, annuaire internat. du cred. publ., 3 Jahrg. Par. 1859—61 
(leider nicht Tortgejent). 

Ezörnig, Defterr. Budg. f. 1862 f. (N). Hauptwerk, Vergleihung 
d. Budget von De ei, Groß - Britannien Frantreidh, eeußen, 
Rußl., Belgien, Holland, Baiern, Spanien, Portugal, die 4 ec 
ausführlich. (Bol. ibri ens beim Gebrauch diefes erts d. Aufl. > 
Engel, Ztfchr. d. peu Stat. Bur., Krit. Beitr. 3. vergleich. Finanz- 
ftat. 1862 . 145, u. A. Bagner, Necenf. d. — — Werts, 
Gött. Gel. Anz. 1863. &. SI—116, aud) def. Oron. d. Oefterr. 
Staatshaush. 135 ff.). 

O. ‚Si bner, Berichte d. Statift. Centr. Archivs, 1858, über Gr.-Brit. 

u. Oefterr. 
feiffer * —R 
rze ſorg ältige Auszüge aus Budgets und Abrechnungen im Goth. 
Almanadı. Mandes amtlich ftatijt. Material in den fie Statift. 
Jahrbüchern, umd reichhaltig und vollftändig in den Papieren 
der Kammern u. ſ. w 

S. auch die vibliographieen v. Müldener, bibl. geogr. stat. et 
oecon. polit.. Gött., ferner deff. ftaatswifl. Bicher dau in d. Tüb. 
Ziſchr. Staatswill. dann D. Mühlbrecht's Ueber. d. rechts— 
u. ſtaatswiſſ. Lit. 3. Fahrg Berl. 1868—70. R.W. 
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Erftes Buch. 
Staatsausgaben. 


J. Abſchnitt. 
Allgemeine Betrachtung der Staatsausgaben. 


8. 24. 


Der Staatsaufwand iſt eine ſolche von der Regierung 
angeordnete Widmung (Verwendung) von Sachgütern für Zwecke 
des Staates, durch welche jene einer andern Benutzungsart dauernd 
entzogen werden. Eine Verwendung von Gütern für die Staats— 
zwecke könnte zufolge geſetzlicher Vorſchrift durch die einzelnen 
Bürger oder Corporationen aus ihrem Vermögen geſchehen (a); 
gewöhnlich aber wird fie aus ven in das Staatövermögen ge— 
langten Gütern von der Staatsgewalt felbft veranftaltet, und 
joweit dieß der Fall ift, bilvet fie einen Beſtandtheil der Re— 
gierungswirthichaft. Ihre einzelnen Theile werden Staats— 
ausgaben genannt (b). Dieje können unter verfchievenen allge: 
meinen Gefichtspuncten betrachtet werben. 
 ) Urt, die Staatsausgaben in Anſchlag zu 
bringen. Diefelben beftehen größtentheils aus vertragsmäßig (c) 
fejtgefettten Vergütungen gewiſſer Leiftungen, welche die Staats- 
gewalt für Hffentliche Zwede vornehmen läßt, und zwar meijteng 
aus Geldfummen, weil jene Vergütungen nach ihrem Geld— 
preife ausgebrüct und entrichtet werden. Es darf jedoch in der 
Tinanzverwaltung auch bie in einer Geldſumme angebeutete 





Menge von Werth (Gebrauchswerth) nicht umbeachtet bleiben. 
Eine Gelvausgabe gewährt dem Empfänger einen deſto ftärferen 
Bortheil, je größer die Werthmenge ift, über welche fie in einem 
gewifjen Lande und Zeitpuncte bie Verfügung giebt, I, 8. 65 bis 
67. Für den Zahlenden befteht die in einer Geldausgabe liegende 
Laft in der Werthmenge, die er aufgeben ober in ber Menge 
von Arbeit, die man anwenden muß, um fich ven binzugebenven 
Geldbetrag zu verfchaffen. R. 


(a) Bal. 8. 3 (2) u. $. 37 (a). Neuere Beifpiele geben die Einquartierung 
der Wehrmannfchaft mit Belöftigung, vorübergehend oder dauernd, wie 
in Schweden, $. 74 (e). 

(6) Ob die ausgegebenen Summen wirklich durch die Hauptjtaatscafje geben 
. ee ift gleichgültig, wenn fie nur in das Staatseigenthum ge= 
angt find. . 

(e) Ausprüclich oder ftillfehweigend, 3. B. durch Annahme eines Amtes, 
welches mit einer beftimmten Befoldung verbunden ift. 


8. 25. 


2) Art der ausgegebenen Sachgüter. Im der Kind— 
beit der Regierungswirthichaft mußten geradezu folche befonvere 
Güter, wie fie für die Zwede der Regierung erforverlich waren, 
bon derſelben erworben und aufgewendet werden, — fogenannte 
Naturalausgaben, zu denen Naturaleinnahmen die Mittel 
lieferten. Zufolge der Einführung des Geldes und ver hiedurch 
verurfachten Lebhaftigkeit des Verkehrs bejteht heutiges Tages ber 
größte Theil des Staatsaufwandes zunächit in Geldausgaben. 
Es laſſen fich in diefer Hinficht überhaupt 3 Fälle unterfcheiden : 

a) Die Regierung nimmt nur eine Geldausgabe vor, um 
eine Forderung zu befriedigen oder eine gewiſſe Yeiftung, 3. B. 
eines Beamten („Perfonalbedarf”) zu vergüten, wobei es 
den Empfängern der Gelpfumme überlafjen bleibt, von verfelben 
beliebigen Gebrauch zu machen. 

b) Sie erwirbt durch die Geldausgabe andere Sachgüter, bie 
fie dann einem Staatszwede als Mittel wiomet („Real— 
bedarf”) Die Geldſumme, als allgemeiner Ausdruck einer 
gewiſſen Preismenge, wird in nügliche Dinge einer befonderen 
Art und Beichaffenheit umgejegt und diefe kommen. in Gebrauch; 
e8 treten aljo zwei Vorgänge nach einander ein, 3. B. beim 
Ankauf von Pferden und Zutter für Neiterei und Gefchüße, bei 
Errichtung eines Staatsgebäudes. 


Rau-Wagner, Finanzwiffenihaft. 6. Auf, 3 
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ec) Die Regierung wendet Sachgüter auf, welche ohne Ver— 
mittelung des Geldes in ihren Befit gelangt find (a). Um vie 
Geſammtheit ver Ausgaben vollftändig zu überbliden, ift es noth- 
wendig, auch biefen unmittelbaren Aufwand anderer Güter nach 
den wirklichen Preifen anzufchlagen und den Geldausgaben bei- 
zuzählen. Zugleich werben dieſe Naturaleinnahmen nach ihrem 
Gelobetrage in die Rechnung der Einnahmen eingereiht. Hiedurch 
ändert fich das Verhältniß der Einnahmen und Ausgaben gegen 
einander nicht ab, es wird aber das Ergebniß ver einzelnen Ein- 
nahms- und Ausgabszweige richtiger dargeftellt (b). 


(a) 3. B. Holz aus den Staatswaldungen wird in den Eifenbahnen oder 
Staat3-Berg- und Hüttenwerten, Eifen aus diefen in den Waffen- 
fabrifen verwendet, Zehentgetreide an das Militär abgeliefert u. dgl. 

(db) Ohne dieſes Vorgehen ift es unmöglich, die wirklichen Erträge der 
Staatöerwerbdanftalten u. f. w. richtig zu überſehen. 


8. 26. 


3) Berhältniß des Aufwandes zur VBerzehrung. 
Die meiften Gelvausgaben dienen zur Beftreitung von Arbeits- 
lohn, Pacht- oder Zinsrente, oder zur Abtragung einer älteren 
Verbindlichkeit, zur Bezahlung eines gefauften oder beſtellten 
Sachgutes u. vergl. Man pflegt zwar die Ausdrücke Staats- 
aufwand und Staatöverzehrung (Staatsconfumtion) für gleich- 
beveutend anzunehmen, allein dieß ift nicht ganz richtig. Eine 
aus der Staatscafje erhaltene Summe wird von dem Empfänger 
nicht immer ganz verzehrt, ſondern bisweilen zurückgelegt, wie 
dies 3. DB. bei den Schulvenabzahlungen vollftändig und regel- 
mäßig gejchieht. Bei folchen Ausgaben zur Erwerbung eines 
Sachgutes (8. 25. b.) wird an der Stelle der aufgewenveten 
Geldfumme dem Staatsvermögen ein neuer anderer Bejtandtheil 
einverleibt, veffen Verzehrung früher oder fpäter nachfolgt. Bei 
vielen Nachfchaffungen kann man jedoch annehmen, daß ihr Be— 
trag ber jährlichen Verzehrung gleichfommt, 3. B. bei Waffen, 
Dienftpferven, Dienjtkleivungsjtüden. 

4) Der Zwed der Ausgaben ift ein mittelbarer oder 
unmittelbarer. 

a) Ein Theil derjelben fteht mit den Staatseinfünften in 
genauer Verbindung und macht entweder biefelben erjt möglich, 
oder dient wenigftens, ihren Ertrag zu vergrößern. Dies find 
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die Einnahmskoſten, deren Zweck nur ein finanzieller iſt. 
Dahin gehören «) die Ausgaben für Laſten, d. h. für Ver— 
bindfichkeiten, die fih an die Einkünfte anfchließen und einen 
Theil verfelben hinwegnehmen, 3. DB. privatrechtliche Laſten bei 
Domanialeinnahmen, Rüderfag von Einnahmen, wenn ver Grund 
zu einer gefchehenen Entrichtung binweggefallen ift; — /) vie 
Erhebungs- und Berwaltungstoften jeder Art von Ein- 
fünften, wobei fich wiele Gelegenheiten zu Erfparungen und vor- 
theilhaften Einrichtungen barbieten, was bei den Laſten weniger 
ber Fall ift. 

b) Andere Ausgaben werben unmittelbar für die manchfal- 
tigen Staatszwede gemacht, wozu der Ueberſchuß der Einnahmen 
über die mit venfelben zufammenhängenvden Kojten, d. h. ver 
reine Ertrag ber Einnahmen die Mittel varbietet (a). Bei 
diefen Ausgaben läßt ſich eine Abftufung in der Stärke ver 
Staatsbebürfniffe wahrnehmen, die man am Teichteften aus ver 
Größe ver mit der Unterlaffung einer Ausgabe verbundenen 
Nachtheile ermeſſen kann. Es giebt nothwenpige Ausgaben, 
die zur Erhaltung des Staates und ber für feine Beftimmung 
am meilten umentbehrlichen Einrichtungen, ferner zur Erfüllung 
übernommener Berbindlichfeiten dienen. Andere Ausgaben find 
nüglich, können aber ohne tief eingreifende ſchädliche Folgen noch 
verjchoben werden und müſſen bei Beſchränktheit der leicht auf- 
zubringenden fachlichen Meittel den nothwendigen nachitehen. 
Unter dieſen nüsßlichen Ausgaben laſſen fich wieder mehrere 
Grade des von ihnen zu erwartenden Vortheils erkennen. In 
den ihrem Zwede nach nothwendigen Ausgaben ift häufig nur 
ein gewiljer Betrag verjelben als unentbehrlich anzuſehen, die 
weitere Größe aber wie eine nügliche Ausgabe zu betrachten (B). R. 
(a) Der im badifchen Boranfchlage fogenannte eigentlihe Staats— 

aufwand, den man aud reinen Staatsaufwand nennen fünnte, 

Beifpiele Die Laften und Koften der ordentlihen Einkünfte be- 

tragen: Baden, Rechnung 1567 —68 i. D. 26,5 Proc. (4,936,000 fl.), 

Anſchlag 1870— 71 24,9 Proc, (4,767,000 fl... — Bayern U. 1870, 

35,2 Proc. (33 Millionen fl). — Frankreich A. 1869 12,6 Proc. 

(246,5 Mil. fr). — Weft-DOefterreich (diefjeit der Leitha) A. 1868, 

20,3 Proc. — Preußen A. 1870, 27,2 Proc. (583 Mil. Thlr. Hier 

find die bei der Einnahme fogleich abgezogenen 2°573,000 Thlr. für das 

f. Haus wieder zugerechnet worden, ebenfo die Bundesftenern mit 

433 Mill. Thlr.). Bal. Pfeiffer, Staatsausg. ©. 36 (ältere An— 

gaben). 
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(6) Pfeiffer (vergleichende Zufammenftellung der europ. St. Ausg. ©. 19) 
bemerkt zwar gegen die oben aufgeftellte Unterfcherdung, jede nützliche 
Ausgabe fei nothiwendig, allein die angegebene VBerfchiedenheit unter den 
Ausgaben ift nicht zu beftreiten. Bergius (Grundſätze der F. W. 
©. 12) erfennt Ddiefelbe an. Sein —8 daß die nuͤtzlichen Aus— 
gaben erſt vorgenommen werden dürfen, wenn die Staatsſchulden abge— 
tragen und die ſchlechten Steuern abgeſchafft find, läßt fi im diefer 
Allgemeinheit nicht annehmen, befonders da die nothwendigen und miig- 
lichen Ausgaben aneinander grenzen, ohne daß eine ſcharfe Scheidelinie 
gezogen werden könnte. — Juſti (Staatsw. II, 488 ff.) umterfchied 
1) nothwendige Ausgaben, und zwar a) fchlechterdings, b) bedingt noth- 
wendige, c) durch weiſe Nothwendigkeit gebotene, z. B. für Erhöhung 
des Bolkswohlftandes; — 2) nützliche, Sammeln eines Schatzes, Pflege 
der Wiſſenſchaften, Künſte und Sitten; — 3) Ausgaben der Bequemlich— 
keit und Wohlanſtändigkeit, z. B. Pracht des Hofes. — Man kann auch 
die Ausgaben nach ihrer Beziehung zu dem jetzigen Zuſtande des Staates 
eintheilen: 1) erhaltende, für dem ganzen Staat oder einzelne 

inrichtungen defjelben, und bier fünnen wieder in Anſehung des Zeit— 
punctes der Bornahme umverfchiebliche (dringende) und verfchiebliche 
unterfchieden werden; 2) befördernde oder verbeffernde, Die 
etwas ganz Neues oder die Vervollklommung von etwas Beftehendem 
bewirken follen, 3. B. Erridtung einer weiteren Yehranftalt oder Er- 
weiterung einer fchon vorhandenen. Die erhaltenden Ausgaben find 
meiftens nothwendiger als die verbefjernden, doch giebt es Fälle, wo 
die Herftellung einer neuen Einrichtung mehr Beduürfniß ift, als die 
Erhaltung einer anderen minder wichtigen. R. (Die etwas veränderte 
Begründung der Unterfcheidung von nothwendigen und nütlichen Aus- 
gaben, welche R. hier gegen Die früheren Auflagen giebt, fann mich 
leichwohl von der theoretiichen und practifchen Bedeutung diefer Unter- 
Tacbung nicht Überzeugen. Bei dem Mangel eines objectiwen Merkmals 
jcheint mir lettere mwerthlos zu fein. ©. m. Ordn. d. öfterr. Staats— 
haush. ©. 7, ı1 ff. W.) 


8. 27. 


5) Wirkung der Ausgaben in Bezug auf die 
Gütererzeugung (Production). Wendet man die Unter- 
iheidung einer probuctiven und unprobuctiven Verzehrung (I, 
$. 321. 322.) auf die Staatsausgaben an, fo ergiebt fich 
Folgendes: 

a) Manche Zweige des Staatsaufwandes bezweden geradezu 
die Beförderung der Gütererzeugung, indem nämlich die Regierung 
entweder gewilfe Ziveige der Stoffarbeiten auf eigene Nechnung 
betreibt, oder die von den Bürgern getriebenen Stoffarbeiten und 
die zur Ausdehnung derſelben nützlichen Verkehrsgeſchäfte auf 
mancherlei Weife unterftügt und erleichtert, wie e8 in ben ver— 
fchievenen Veranftaltungen der Volkswirthſchaftspflege geichieht, 
j. B. bei der Anlegung von Erbftolfen (II, 8. 42.), bei ver 
Urbarmachung (II, 8. 103.), beim Straßenbau u. dgl. Die fo 


verwendeten Gütermaffen find wahre Gapitale im Sinne ver 
Bolkswirthichaft, und diefer Theil des Aufwandes findet in ber 
Vermehrung des Gütererzeugniffes feinen Erſatz, ift aljo mit 
feinem wirtbfchaftlichen Opfer des Volkes verbunden (a). 

b) Ausgaben, welche auf die verfchiedenen anderen Staats: 
zwede, Schug und Eultur- und Wohlfahrtsförderung ($. 43), 
gerichtet find, bewirken für die verzehrten Sachgüter einen Erſatz 
durch Vortheile für die Gefammtheit oder die einzelnen Bürger, I, 
8. 322. III, $. 26. Bei vielen folchen Staatsanftalten läßt fich 
zugleich ein mittelbarer Einfluß auf die Gütererzeugung erfennen, 
wie 3. B. ganz deutlich bei der Befchügung ver Berfonen und 
des Eigenthums und bei der Verbreitung von Kenntniffen, die 
für den Gewerböbetrieb nütlich find, II, $. 1. Diefe mittelbar: 
probuctive Wirkung von Staatsausgaben, deren nächite Be— 
ſtimmung nicht eine volfswirthichaftliche ift, fann ihrer Größe 
nach nicht nachgewiefen werben, findet bei ven verjchievenen 
Theilen des Staatsaufwandes in fehr ungleihem Grade Statt 
und fällt bei manchen Gegenjtänvden over in manchen Fällen 
ganz hinweg. Mag fie hie und da im Verhältniß zu ben ver- 
wendeten Sachgütern gering fein, fo macht Dies die Ausgaben 
nicht verwerflich, weil der Staat nicht bloß wirthichaftliche Zwecke 
hat; allein ver Aufwand diefer Art muß, da er nicht durch Ver— 
mehrung der Sachgüter erjtattet wird, in folchen Gränzen ge— 
balten werben, die fich aus dem Umfange ver jührlichen Güter: 
erzeugung und dem ohne volfswirthichaftliche Nachtheile zu er- 
langenden Staatseinfommen ergeben. (©. übrigens $. 37a.) 


(a) Bringt eine ſolche Ausgabe eine Staatdeinnahme zu Wege, welche ſowohl 
den Zins als nöthigen Falles (bei einer befchränkten Dauer der Wirkung) 
die Tilgung der verwendeten Summe dedt, jo ift die Vergütung fogleich 
augenfheinlih und die Ausgabe ift dann unmittelbar ehr die Finanz⸗ 
verwaltung vorteilhaft. (Stein, ©. 33, bezieht die Unterfcheidung 
productiver und unproductiver Ausgaben nur auf diefen Fall.) Entiteht 
eine Productionsvermehrung oder eine Ausgabenerfparung, die allen 
Staatöbürgern oder einem unbeftimmbar groben Theile derfelben zu 
Gute kommt, fo liegt in dem vermehrten Bolkseinfommen der Erfat 
für die aus den Beiträgen der Bürger zur Staatscafje beftrittene Aus- 
gabe. Wäre freilih der bewirkte wirtbfchaftliche Vortheil auf eine ge- 
wifje Claſſe von Staatdangehörigen oder auf die Bewohner eines Landes- 
theiles bejchränft, fo wäre es der Gerechtigkeit gemäß, daß wenigſtens 
ein Theil der Ausgabe von denen getragen werde, die ihre Wirkung 
bauptfächlich genießen. In der That verlangt die Gerechtigkeit in folchen 
Fällen eine Prägravation der betreffenden Landestheile mit Steuern 
(3. B. bei Wafjerbauten, Wegebauten), f. 8. 38a. 








8. 28. 


6) Größe des Aufwandes im Bergleich mit feiner 
Wirkung Der Grundfak der Sparfamfeit, welcher in jeber 
Wirthichaft, alfo auch in dem Finanzwejen die Hauptregel für 
die Ausgaben bildet und aus der Rücficht auf die Bejchränftheit 
des Vermögens und Einkommens im Vergleich mit dem großen 
Umfange der Bebürfniffe entfpringt, forbert eine verjtändige Ans 
orbnung des Aufwandes, fo daß mit gleicher Aufopferung fach» 
licher Güter der größte Erfolg, oder, was daſſelbe fagt, gleicher 
Erfolg mit dem geringjten Güteraufwanbe bewirkt wird. Die 
Beobachtung dieſes Grundfates wird nicht allein von ber wirth- 
Ichaftlichen Klugheit ($. 7.), fondern auch von der Gerechtigkeit 
geboten. Der Stantsaufwand fehmälert immer den Gütergebrauch 
der Bürger, e8 mögen nun bie erforderlichen Einkünfte unmittel- 
bar aus dem Privatvermögen erhoben, oder gewiſſe Erwerbs- 
geichäfte den Bürgern entzogen und von ber Regierung betrieben 
werben. Staatsbürgern dürfen aber nur jolche Laſten aufgelegt 
werben, welche zur Erreichung der Staatszwede dienen, und bie 
Staatsgewalt ift zu feinem Aufwande befugt, ver nicht zur Be— 
friedigung eines folchen Staatsbebürfniffes beiträgt (a). 


(a) Beredte Entwidlung Kal Satzes bei Necker, Admin. des fin. de 
la France, I, 30 der I. Ausg. — Bon den ältern Schriftftellern nimmt 
Bodin große Lurusbanten in Schutz, empfiehlt aber doch ein ver— 
ſtändiges Maaß derſelben und der fürſtlichen Geſchenke Gregorius 
(Cap. VIII. Abſ. II.) eifert ſtrenger gegen die Verſchwendung umd den 
Prumf der Höfe, noch ftärker De For, ©. 10 ff. Diefe Beiden tragen 
die Lehren der Sparfamteit i in dem Abſchnitt von der Erhaltung des 
Staatsvermögens vor, conservatio aerarii. 


8. 29. 

Man hat früherhin und bisweilen felbjt noch in neuefter 
Zeit eine entgegengeſetzte Anficht aufgeitellt, indem wan zu be- 
weifen fuchte, daß auch ein über das Bedürfniß hinaus in’s 
Ueberflüffige erweiterter Staatsaufwand volfswirthichaftlich nicht 
ſchädlich ſei. Da die ausgegebenen Geldſummen wieder in das 
Volk zurüdfehren, von welchem fie aufgebracht worden find, fo 
ift hieraus gejchlojfen worden, es vergüte fich hiedurch der Nach- 
teil, ven fonft die Entbehrung diefer Gütermenge verurfachen 
könnte, und es werde vielmehr ein nütlicher Umlauf des Geldes 
erregt, wobei Gewerbsleute Abfag und Beichäftigung fänden und 
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die Gütererzeugung befördert würde, I, 8. 342 (a). Dieſe Säte 
find fogar öfters gebraucht worden, um die Verſchwendung ber 
Höfe, die Errichtung unnüger Prachtgebäude u. dgl. zu vertheidigen. 


8. 30. 


Das Irrige diefer Darftellung liegt Hauptfächlich darin, daß 
die Nütlichfeit des Geldumlaufes zu hoch angefchlagen (I, 8. 255. 
256.), und dagegen bie wirkliche BVerzehrung fachlicher Güter 
nicht genug beachtet wird. Wenn auch die in die Staatscaffe 
gelangten Geldſummen wieder durch Stantsausgaben in die Hände 
Einzelner gelangen, jo gefchieht dies nicht ohme eine bedungene 
Gegenleiftung der Bürger. Diefe müſſen die Gütermenge ent- 
behren, deren Geldbetrag fie dem Staate entrichten, und ver von 
der Regierung veranftaltete Verbrauch von Gütern tritt an bie 
Stelle einer für Privatzivede vorgenommenen VBerzehrung. Daß 
durch die Staatsausgaben größerer Abſatz und jtärfere Erzeugung 
gewijfer Waaren, Vermehrung des Gewerbsverbienftes und ver 
Renten und ausgevehntere Beichäftigung der dabei thätigen 
Arbeiter entjteht, ift nicht in Abrede zu jtellen. Allein wenn bie 
Staatsausgaben Kleiner wären, fo würde darum doch im Ganzen 
nicht beträchtlich weniger verzehrt werben (a), denn bie Bürger 
würden ben Theil ihrer Einfünfte, ven ihnen bie Regierung übrig 
läßt, zu ihrem eigenen Nuten und Vergnügen anwenden, wobei 
unmittelbar oder mittelbar Waaren gekauft werben, und Dies ge: 
ichieht auch mit den als Capital angelegten Gütermengen, I, 
$. 338. 339. Durch die Staatsausgaben wird demnach die Er» 
zeugung und der Abjat der Unternehmer im Ganzen nicht ver- 
größert, fondern nur der Verbrauch auf andere Gegenſtände 
gerichtet und an andere Drte verlegt, als es außerdem der Fall 
jein würde (b). 


(a) Der Unterfchied könnte höchſtens fo viel betragen, al3 die Einzelnen der 
Staatölaften willen mehr arbeiten und erwerben, um diefelben mit ge— 
ringerer Beichränfung ihres Gütergenuffes ag a zu können, 8. 268. 

(5) Wenn freilich, wie e$ während eines langen Krieges gefchieht, Capitale 
geborgt werden, befonderd im Auslande, fo kann der Verbrauch, alfo 
auch die Hervorbringung einzelner Waarengattungen ftärker erweitert 
werden, al3 es das jährliche Volkseinkommen geftatten wiirde, die mehr 
begehrten Waaren fteigen im Preife und geben ungewöhnliche Gemwinnfte. 
Dagegen muß man aber auch die Belaftung des Vollkes durch die 
Schulden in Anfchlag bringen. R. 
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8. 31. 


Kommt nun ein gewiffer Staatsaufwand in dieſer Hinficht 
ver Privatverzehrung gleich, fo erfcheint er nur dann als ge- 
rechtfertigt, wenn er in ver Beförberung irgend einer Seite des 
Staatswohles feine Vergütung findet. Ein Theil der Bürger 
wird immer durch die Laſt ver Staatsabgaben zu fchweren Ent- 
behrungen genöthigt, ein anderer Theil verjelben wenigjtens in 
feinem Gütergenuß befchränft oder im MWeberfparen gehinvert, 
und diefe Opfer müffen durch die Vortheile aufgemogen werben, 
weiche mit Hülfe des Staatsaufmwandes für öffentliche Anjtalten 
und Einrichtungen und damit für die Bevölkerung zu Stande 
fommen. Es ift nicht die Aufgabe der Staatsgewalt, einzelne 
Gewerbsleute oder Lohnarbeiter auf Koften ver Gefammtheit in 
Nahrung zu fegen, weßhalb es nicht fortwährend, fondern nur 
in jchwierigen Umftänden, 3. B. bei einer Theuerung over großen 
Stodung von Gewerben, zu billigen ift, daß man auf Staate- 
fojten Arbeiten anorbnet, die bloß zur Befchäftigung nahrungs- 
loſer Menſchen bejtimmt find, und felbft dann hat man darauf 
zu jehen, daß zugleich Werke von dauerndem Vortheile zu Stande 
gebracht werben, II, $. 347 (a). 

(a) Als Beifpiel dienen die Arbeiten, welche in Irland von der britiſchen 

Regierung unternommen wurden, al$ das Mifrathen der Kartoffeln 


große Noth — = auch Hermann, Staatswirthichaftliche 
Ünterfuchungen, 2 . Aufl., ©. 210.) 


8. 32. 


Folgerungen aus dem Grundfage ver Sparfamfeit: 

1) Es darf feine Ausgabe ohne einen dem Gemeinwohle an- 
gehörenden Zwed, alfo für irgend eine Privatabficht oder bloße 
Privatvortheile vorgenommen werben, ein Sat, deſſen Nichtigkeit 
aus den obigen Betrachtungen außer Zweifel fteht, deſſen An- 
erfennung und Durchführung aber fehr ſchwer zu bewirken ift (a). 

2) Man darf auf minder wichtige Zwede feine Summe ver: 
wenden, welche zur Beftreitung einer dringenderen Ausgabe nöthig 
ift. Ueberhaupt foll wegen ver Unmöglichkeit, für alles Nügliche 
in einem gegebenen Augenblide zureichende Mittel zu finden, eine 
jolhe Gfleichförmigfeit in den verjchievenen Regierungszweigen 
beobachtet werden, daß gleich wichtige Zwecke zugleich bejorgt 
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werden und leichter verjchiebliche Ausgaben erit nach ver Dedung 

der nothwendigeren an bie Neihe kommen. 

3) Jede einzelne Ausgabe muß, fo weit feine andere Rüd- 
ficht im Wege fteht, jo eingerichtet werden, daß die beabfichtigte 
Wirfung mit den geringften Koften zu Stande gebracht wird, 
doch ift hiebei nicht allein auf ven Augenblid, fondern auf längere 
Zeit zu fehen (b). 

(a) Hieraus kann 3. B. die Verwerflichfeit der Sinecuren, d. h. der 
Amtsftellen mit Befoldungen ohne Dienftgefchäfte, beurtbeilt werben. 
Großbritannien hatte eine Menge von Sinecuren, die erft in der neueften 
Zeit größtentheild abgefchafft wurden. Man flug ihren Belauf auf 
360,000 2. St. jährlih an. Polit. Journal, 1821, IX. — Bergl. 
Say, Handb. V. 100. — In älteren Zeiten gingen die Berjchleude- 
rungen der Staatsgelder fehr weit und viele Perfonen wußten fi daraus 
zu bereichern. 


(db) 3. ®. bei der Wahl einer hölzernen oder fteinernen Brüde, bei der 
Größe eines neu anzulegenden Bahnhofes u. dgl. 


8. 33. 


Der Grundfag der Sparfamfeit würde aber mißverftanden 
werben, wenn man rücjichts[los den Staatsaufwand befchränfen 
und folche Ausgaben unterlaffen over verkürzen wollte, von denen 
das Wohl des Staates oder einzelner Staatsanftalten wejentlich 
bedingt wird. Diejer Fehler fönnte fogar die Unabhängigkeit des 
ganzen Staates gefährden. Unbedachtfames Abbrechen an ven 
Staatsausgaben ijt eben fo tadelnswerth, als ver entgegengejeßte 
Fehler, die Verſchwendung. Indeß kann nicht jedes Volk einen 
gleichen Aufwand für öffentliche Zwecke machen, weil die Grade 
der Wohlhabenheit ungleich find, und es ift fehr ſchwer, in jedem 
Lande die Gegenftände zu erkennen, bei denen eine Erjparung 
mit dem geringjten Nachtheil für die Gegenwart und Zukunft 
möglich iſt. Es gehört daher eine genaue Kenntniß ver Einzel- 
beiten in der Staatsverwaltung und zugleich ein beharrliches YFeit- 
halten der allgemeinen Grundfäge dazu, um eine gleichförmige 
und zwedmäßige Sparfamfeit vurchzuführen, befonvers ta balo 
Eigennuß, bald Trägheit und Gewohnheiten fich entgegenftellen 
und auch erworbene Rechte over Billigfeitsgründe eine Berück— 
fichtigung anfprechen (a). 


(a) Bergl. Parnell, On financial reform, S. 97 ff. „Jede Staat3behörbe 
iſt gerüftet, die überzengendften Gründe anzugeben, warum ihre Aus- 
gaben nothwendig in Ihrer jeßigen Ausdehnung beibehalten werden 
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müſſen. Jede Art von Sophismen, Einflüſterungen und zuverſichtlichen 
Behauptungen wird zu Hilfe genommen“ ꝛc. 


8. 33a. 


Vom Standpuncte ver Theorie aus muß bier abermals auf 
die Nothivenbigfeit einer durch die Volksvertretung auszuübenden 
wirffamen Finanzcontrole hingewiefen werben, vamit Umfang 
und Inhalt der Staatsthätigfeiten und daher wiederum bie Höhe 
der Ausgaben richtig und fparfam beftimmt werbe. Im der fog. 
eonjtitutionellen Budgetwirthſchaft Liegt hiefür die — 
wenigjtens verhältnißmäßig — befte Garantie. Regierung und 
Volksvertretung vepräfentiren hier in mancher Beziehung die bei- 
den verjchievenen Seiten, die Regierung die des Angebots, 
die Vertretung die der Nachfrage nad den Staatsleiftungen. 
Beier Urtheile über Werth und Koften viefer Leiftungen wer: 
ben leicht auseinandergehen. Die Regierung wird oft ven Werth, 
d. h. die Summe von Vortheilen der Staatsleiftungen für bie 
Bevölkerung, über- und die Koften, d. h. die Opfer, welche bie 
Bevölkerung in den Steuern (und in ber damit verbundenen 
Beläftigung) trägt, unterjchägen; umgefehrt vie Volksvertretung. 
Die Regierung wird auch oft geneigt fein, Stantsthätigfeiten 
überhaupt länger beizubehalten, ftatt fie aufzugeben oder ben 
Privaten zu überlaffen (3. B. in der gewerblichen Sphäre); eine 
bejtimmte WBerwaltungseinrichtung zu conferviren, ftatt zu ver- 
beſſern (Prineip der Stabilität in der Politif); die Staatsthätig- 
feiten noch weiter auszubehnen, ftatt ven Privaten und ben Ver— 
einen ober doch ven Gemeinden, Kreifen, Provinzen neu heran: 
tretende Aufgaben zu übertragen (Princip ver Staatsallmacht, der 
Bevormundung, der Hhpercentralifation); oder endlich neue Ge— 
biete der Staatsthätigfeit nach alter Schablone einzurichten. In 
allen diefen Dingen wird eine unabhängige, gut eingerichtete 
Bolfsvertretung fehr Häufig ven entgegengefeiten Standpunct ein- 
nehmen, das Princip des Fortfchritts befennen, auf Einfchränfung 
der Staatsthätigfeiten, Reform der Berwaltung bindrängen und 
gerade dadurch der Regierung gegenüber zu einem Organ wirf- 
ſamer Finanzeontrole werden. Freilich wird die Volksvertretung 
unter dem Einfluffe einfeitiger Zeitanfichten auch leicht in bie 
den vegierungsfeitigen entgegengefetten Fehler verfallen. Aber 
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dennoch beſteht eine große Wahrſcheinlichkeit, daß aus dem Pac- 
tiren der Regierung und der Volksvertretung Compromiſſe 
hervorgehen, durch welche das Intereſſe von Staat und Volk in 
ver Beſtimmung ver Staatsthätigkeiten und bes dafür erforder: 
lihen Aufwandes noch am beiten gewahrt wird und namentlich 
auch der Grundſatz der Sparfamfeit zur richtigen Geltung kommt. 
Der leitende Grundſatz bei der Prüfung muß in jedem einzelnen 
alle fein: jede Staatsthätigfeit oder jede Art verjelben und daher 
jede Ausgabe dafür ift zu verwerfen, welche ver Gefammtheit ein 
höheres Opfer auferlegt, als bie betreffende Staatsleiftung ihr 
nüßt oder werth ift (abfolute Verwerflichkeit) oder als fie 
nothwendig koſtet, wenn fie ebenfo gut, aber billiger von 
ben Privaten, Vereinen oder anderen Organen für öffentliche 
Awede, wie den Gemeinden u. f. w. ausgeführt werben kann 
(relative Berwerflichkeit) (a). W. 


() S. Schäffle, Gef. Syſt. d. menſchl. Wirthſch., $. 205, 216. Im 
abfolutiftifhen Staate Tiegt die Gefahr unrichtiger Beſtimmung der 
Staatsthätigfeiten und geringerer Sparfamteit —2 doch kann auch 
hier etwa durch einen Staatsrath und durch eine richtige Stellung des 
Finanzminiſteriums gegenüber den anderen Miniſterien eine Prüfüngs— 
und Controlinſtanz geſchaffen werden. Die preußiſche Finanzverwal— 
tung war auch in der abſolutiſtiſchen Periode ſparſam und ordentlich. 


8. 34. 


Bei vielen Ausgaben, die mehr für Leiftungen gewerblicher 
Art als für höhere Dienfte gemacht werden, hat die Erfahrung 
auf mehrere Mittel hingeführt, um ven Aufwand unbefchadet des 
Erfolges ſparſamer einzurichten. Dahin gehört: 

a) Das Ausbedingen des Preifes vor dem Beginn ber 
Ausgabe, um Ueberforverungen und Streit zu verhüten, es fei 
nun im Ganzen oder für eine gewilfe Einheit ver Leiftung (a). 

b) Die Benußung des Mitwerbens, um fich die vortheil- 
hafteften Bedingungen zu verfchaffen. Dieß gefchieht entweder 
durch mündliches Abbieten und Zufchlag an den Wenigjt- 
forvernden, wobei bei manchen Gegenftänden der Ausgabe eine 
Gefahr entjtehen kann, daß ein unfähiger oder unreblicher Unter- 
nehmer die zuverläffigeren Mitbewerber unterbietet, — over durch 
Annahme jchriftlicher Forderungen (Submiffionen), wobei 
man dem Wenigftfordernden, wofern auch feine Perfönlichkeit vie 
gehörige Sicherheit gewährt, den Vorzug giebt (2). 
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c) Abſchließen von Verträgen über größere Mengen von 
Waaren, weil hiebei niedrigere Preife erzielt werben, als fie ein 
Berfäufer im Kleinen bewilligen kann. Dieß iſt auch ausführbar, 
wenn bie größeren Maffen nicht gleichzeitig, fondern nach und 
nach geliefert werben, wie Brot, Fleiſch, Milch ꝛc. für öffentliche 
Anftalten. 

(a) 3. 8. 1 OFuß Anfteich, Lieferung von 1 Würfelruthe Steine zum 

Straßenbau, Drud von 1 Bogen. 

(db) In ——— find dieſe Submiffionen allein 'geftattet. Genaue Vor— 
jchriften der hiebei zu beobadhtenden Formen und Bedingungen ge- 
fammelt bei De Gerando, Droit administratif, IV, 268 (Straßen- 


bau) und 343 (Civilbauten). — Man pflegt fich die Wahl unter einigen 
Mindeftfordernden vorzubehalten. 


8. 35. 


d) Das Verdingen von Ausgaben, die aus mehreren 
Theilen bejtehen, an einen einzigen Uebernehmer (Accordanten) 
um eine im Ganzen ausbebungene fejte Summe (a). Dieß hat 
fih bei manchen Ausgaben nützlich erwieſen, weil der Ueber: 
nehmer feines eigenen Vortheils wegen genauere Aufjicht führt 
und mehr Sorgfalt anwendet, als es von Angeftellten ver Re— 
gierung in der Regel zu erwarten ift, weil er Veruntreuungen 
und Nachläffigfeiten befjer verhüten fann und auch nicht durch 
die Gejchäftsformen, die für Finanzbeamte ver nöthigen Ueber- 
wachung willen vorgejchrieben find, in der Wahl des ſparſamſten 
Berfahrens gehindert it. Meiſtens wird durch eine Verbingung 
die Staatsausgabe geringer und dem Uebernehmer fällt auch noch 
ein Gewinn zu. Verträge dieſer Art werden fowohl für eine 
einmalige zufammengefetste Ausgabe gefchloffen, z. B. einen Baur, 
die Fortſchaffung von Gegenjtänden (Ho, Salz u. dgl.), als 
für einen jährlich fortvauernden Aufwand, 3. DB. für die Bedürf— 
niffe eines Gefchäftszimmers. Der Uebernehmer muß für gute, 
vorfchriftsmäßige Ausrichtung des verdungenen Werfes und Ge— 
ſchäftes haften und forgfältig überwacht werben. Indeſſen ijt 
das Verdingen in folchen Fällen bevenklih, wo ein unreblicher 
Uebernehmer Leicht durch mangelhafte Leitungen Schaven thun 
fann und wo die dagegen zu treffenden Borfichtsmaßregeln un— 
zuverläffig oder zu umftändlich find; daher zieht man 3. B. bei 
manchen Arbeiten des Straßen» und Wafferbaues, bei Feſtungs— 








[3 


bauten die Ausführung des Werkes auf Tagelohn vor. Mit Hülfe 
ehrlicher Angeftellten und guter Aufficht ift man in manchen 
Fällen im Stande, die Ausgaben ohne Berbingen (auf eigene 
Rechnung) wohlfeiler oder bei gleichem Aufwande beffer auszu- 
führen (db). Iſt die erforberlihe Menge von Leijtungen ven 
Umſtänden nach wechjelnd, wie 3. B. die Heizung nach der Strenge 
des Winters, die Zahl der Beköftigten in einem Straf» over 
Kranfenhaufe, da darf der bedungene Preis nicht im Ganzen feft- 
gejegt werben, weil fonjt ver Uebernehmer, um ficher zu gehen, 
jeine Forderung auf den ungünftigften Fall gründen müßte. 


(a) Man nannte eine folche Uebereintunft fonft Admodiation. — Ber- 
ins, Pol. u. Kam. Mag. I, 18. — Die verabredete Summe beißt 
berfum, Baufhjumme. 


(b) Man hat neuerlich in manchen großen Anftalten mit gutem Erfolge die 
auf Verding angenommenen Kojtgeber, die zu fehr auf ihren Nuten 
bedacht waren, wieder abgefchafft und die Belöftigung auf eigene Rech— 
nung eingeführt. 


8. 36. 


T) Berhältniß der Ausgaben zu dem Volksein— 
fommen. Ein Grundſatz, welche Höhe der gefammte Staats- 
aufwand, ganz allgemein genommen oder in einem bejtimmten 
Staate zur beftimmten Zeit, abfolut dem Betrage an Geld ober 
wirthichaftlichen Gütern nach over al8 Quote des Volkseinkommens, 
erreichen darf, läßt fich offenbar nicht aufjtellen. Die früheren 
Berfuhe, hiefür beftimmte Zahlenfäge oder unüberfchreitbare 
Quoten des Volkseinkommens zu ermitteln, find daher auch immer 
mißglüdt (a). Zu betonen ift nur, daß weber der Werth noch 
die Koften einer Staatsleiftung für fich, fondern immer nur beide 
zuſammen bei ver Beurtheilung ver abfoluten und relativen Höhe 
der Ausgabe zu berüdfichtigen find. Daher dürfen nicht bloß 
politifche, aus dem Wefen des Staats hergenommene, aber 
auch nicht ausfchlieplih öfonomifche Erwägungen entjcheiven. 
AS Regel kann ver Sat gelten: je größer der unmittelbar 
öfonomifche Werth einer Staatsleiftung — der aber erheblich 
weiter als gewöhnlich zu fajfen (b) —, je mehr vie Leijtung 
die Productionsfraft Aller fördert und je größer das abfolute 
freie Volkseinkommen, d. h. dasjenige, welches nach Befriedigung 
der nothwendigſten (materiellen) Bebürfniffe ver Bevölkerung 
übrig bleibt (ec), ift, endlich ein je größerer Theil der reinen 





Staatseinnahme ($. 26, 4b) aus dem Privaterwerb des Staates, 
nicht aus Steuern herrührt (d), deſto höher kann auch ver Staats- 
aufwand, abfolut und als Quote diefes Einfommens, fein. W. 


(a) Murhard, Theor. u. Pol. d. Beftenerung, ©. 110, Parieu, Theor. 
des impöts, I, 57, Hod, Oeff. Abgaben, S. 34, ımd die dort citirten 
Schätzungen von Büſch, Bielefeld, Juſti, Polis, Schmalz u. W. m. 
Man ging von Yo bis 4/1 des Volkseinkommens. Selbft Hock glaubt 
aber doch noch fagen zu dürfen: „Wir würden ein Steuerfuften, das 
jährlich mehr als 15 %/ des freien Einfommens des Volkes koftet, ſchon 
für zu hoch halten.” Schön hält den Nationalcharacter und die Staat3- 
form (letztere auch ſchon Juſti) für entfcheidend für die mögliche Höhe. 

(2) Dieß ift 3. B. in der Militairfrage, fo weit diefe eine vollswirth- 
haftliche und financielle ift, zu beachten, mehr als es meiftens gefchiebt. 

as weltgejchichtliche Beifpiel Preußens diene als Beleg. Namentlich 
in der allgemeinen Wehrpflicht, wenn fie ernft, wie in Preußen, 
nicht als Milizſpielerei, durchgeführt ift, muß ficherlich auch eine grof- 
artige Schulung der männlichen Bevölferung erfannt werden, die der 
Yetsteren dauernd zu Gute kommt. Dem Militärbudget lebt daher 
mehr ökonomiſcher Nutzeffect auch in dieſer Beziehung an, al8 man oft 
dent. Der vollswirtbichaftliche Fortfchritt Preußens, der auch im 
übrigen Deutſchland faum eine Parallele findet, ift gewiß zu einem 
wejentlichen Theile auf diefe Schulung des preußifchen Volkes im Militär- 
wejen mit zurüdzuführen. ©. N. Wagner, Preuß. Jahrbücher. 1868. 
I, 398. v. Rihthofen, üb. d. Productivit. d. Armee u. ſ. w. 
Sclesw. 1869. 

(e) Freies Eintommen im Sinne Roſcher's, f. Syft., I, $. 145, vergl. 
auh Rau, I, 714. 

(d) Diefer Umftand ift namentlich auch bei Vergleichen verfchiedener Staaten 
zu beachten, um den wirklichen Drud von Ausgaben wie die fir die 
Staatsfhuld und fir Militär richtig zur bemeffen. Ein hohes Procent 
diefer beiden Ausgaben von der Geſammtausgabe kann doch relativ er- 
träglich fein, wenn der Staat große Reineinnahmen aus Feldgütern, 
Forften, Eifenbahnen ꝛc. bezieht. Die Yage Preußens und der deutfchen 
Mittelftaaten ift im Diefer Beziehung befonders ginftig, verglichen mit 
Defterreih, Frankreich, Groß - Britannien. ©. die Daten u. d. Meth. 
d. Berechn. bei A. Wagner, Ordn. d. öfterr. Staatshaush., ©. 151, 
Derf., Art. Staatsſchulden i. Staat3wörterb. X, 56. 


5. 37. 


Bei Bergleichen mehrerer Staaten oder eines Staates in ver- 
fchievenen Zeiten ift namentlich immer erſt eine entſprechende 
Steichmäßigfeit der Budgets zu gewinnen. Vielerlei Ausgaben 
für öffentliche Zwecke erfcheinen hier im Stantsbudget (z.B. auf 
dem europäifchen Kontinent, namentlich in Frankreich), dort in 
ven befonderen Budgets der Gemeinden, Kreife, Provinzen, auch 
der Kirche ac. (3. B. in England) (a). Viele Laften des Volfes für 
öffentliche und fpeciell für Stantsleiftungen gehen auch gar nicht 
oder nicht vollftändig durch die Rechnungen des Staates, ber 
Gemeinde ꝛc., 3. B. Einguartierungen und manche Arbeits: 


feiftungen (db). Natürlich ift es die Gefammtheit aller ſolcher 
Opfer, welche mit dem Volkseinfommen in Vergleich gebracht 
werden muß. Statiftiiche Berechnungen hierüber find höchft 
fchwierig und fat niemals volljtändig. Vollends einigermaafen 
zuverläffige Berechnungen, welche Quote des Volkseinkommens 
in einem bejtimmten Staate und Zeitpuncte von dem gefammten 
(in obiger Weiſe verjtandenen) öffentlichen Aufwand beanfprucht 
wird, fehlen noch durchaus wegen der Unficherheit ver Berechnung 
des Volkseinkommens. Ob es einmal möglich fein wird, ftatiftifch 
zu ermitteln, welche Quote vom Volkseinkommen ohne Bedenken 
vom Staate für deſſen Ausgaben verwendet werben barf, muß 
für jest dahin geftellt bleiben. Die ftatiftifchen Unterfuchungen 
über den Normalconfum der Familien (Haushaltungen) und ver 
einzelnen Wohlſtands- und Berufsclaffen von Familien würden 
indeſſen auch für die beregte Trage einige Anhaltspuncte geben (c). W. 
(a) Czörnig, d. öſterr. Budg. ꝛc., hat fi) daher mit Recht befonders be- 

müht, dad Staatsbudget durch Hinzufügung diefer anderen Budgets 

(auch derjenigen befonderer Anftalten, 3. B. ſür Unterricht, welche Ein- 


nahmen aus eigenen Vermögen beziehen) zu vervollftändigen, f. 
z. B. I, 103 über Großbritannien. 

(5) Berborgene Ausgaben oder verftedter Staatsbedarf. ©. Her- 
mann, Staatswirthſch. Unterſ., 2. Aufl., ©. 50, 224; der. — dem 
Wiener "Internat. Statift. Gongteß, ſ Rechenfhaftsbericht, ©. 360, 526; 
Ficker, 3. Sr d. internat. Congr., 1557, ©. 106, 114. Bergl. 
Yoß, ande. 93. — In den einzelnen Staaten umd in verfchte- 
denen Jeilen (Kriegszeiten !) find diefe Ausgaben von fehr verfchiedenent 
Umfange, was bei Vergleichen des o Ffen vorliegenden Staat3aufwandes 
nicht zu — iſt. Große Uebelſtände beſtehen in dieſem Puncte noch 
in Rußland 

() ©. Engeli. d. Ztſchr. d. K. Sächſ. Stat. Bür., 1957, ©. 169, und 
die dortigen Arbeiterbudgets nad) Ducpétiaur, ke Play. Neuerdings 
die Arbeiten von E. Laspeyres in d. Balt. Monatsſchr. 1870. Die 
Grundlage für Alles ift eine gute Haushaltsftatiftit der verſchie— 
— Wohlſtandsclaſſen, worüber indeſſen noch wenig Genügendes vor- 
iegt 


8. 37a. 


Mitunter hat man wohl die Frage aufgeworfen, ob der 
Staatsbedarf fo hoch ſteigen dürfe, daß die in ver Deckung ge— 
brachten Opfer der Bevölkerung ein vrüdendes Maaß er- 
reichen. Letteres will befagen: der übliche Normalconfum ver 
Bevölkerung muß bejchräntt, die übliche Erjparung vollends ſtark 
vermindert werden oder ganz aufhören. 

Jene Frage ift zu bejahen, wenn diefer Zuftand fich nur 








auf Furz vorübergehende Staatsnothlagen erftredt, 
die Vornahme der hohen Ausgabe Erfolg verfpricht und gerade 
diefer concrete Staat die Erhaltung verdient (a). Die Frage 
ift zu verneinen, wenigitens theoretiich, fo ſchwer dies auch 
ven Betheiligten, namentlich den leitenden Staatsmännern fallen 
mag, wenn diefe Bebingungen fehlen und ver Zuſtand ein 
dDauernder würde. Im untergehenden Staaten liegt letztere 

Eventualität öfters vor. 

Sind die Staatsleiftungen an fich nicht entbehrlich, kann auch 
an ven Koften für fie nichts erfpart werben, fo beweift die Un- 
möglichkeit, ven Staatsbebarf aufzubringen, eben die Unmöglichfeit 
des dauernden Beſtandes eines folchen Staates. Selbft die Hülfe 
durch Staatsbankerott, alfo durch Bruch der privatrechtlichen Ver— 
pflichtungen, wird hier nicht immer dauernd helfen. Die „Staats- 
production” muß in ſolchen Fällen am Ende wie die Privat- 
production eingehen, weil „das Unternehmen nicht mehr die Koften 
deckt“ (b). 

Ein auf die Dauer nicht überfchreitbares Ber- 
hältniß des Staatsbenarfs zum Volkseinkommen bejteht mithin. 
Damit wird aber nur die Regel betätigt, daß zwifchen ven Ver— 
wendungen bes Einzelnen für feine verjchievenen Bedürfniß— 
befriedigungen eine gewifje Harmonie bejtehen muß. Denn in 
fetter Linie vertheilt fich der durch Steuern gedeckte Staatsbeparf 
ja als Ausgabe auf das Haushaltbudget ver Privaten. W. 

(a) Man vente an Rußland 1812—13, Preußen 1813—14. Freilich wird 
das endgiltige Urtheil hier immer vom Ausgang mit abhängen. Die 
Herren Gambetta und Conforten werden im December 18970 das Bei- 
[piel der franzöfiichen Republik auch hierher gerechnet haben. Ob mit 

echt, Tehrte Die Zukunft. Der Ausgang des heroifchen Kampfes der 

Norpftaaten von Amerika hat die enormen financiellen Opfer gerecht- 

fertigt. Bei längerer Dauer des ſüdlichen Widerſtandes hätte die Union 

doch vielleicht ſchon aus financiellen Gründen gejpalten bleiben müfjen. 


Denn Staatdausgaben von der Höhe der 1564er können nicht lange 
ausgehalten werben. 


(d) Auch bier ift die Gefchichte die Richterin, die aber ihr endgiltiges Urtheil 
mitunter länger verſchiebt als man erwartet. Ueberblickt man die poli— 
tiſche und financielle Geſchichte DefterreichS feit 1848, fo liegt min— 
deftens die Muthmaaßung nahe, daß auf den bisher verfuchten Grund⸗ 
lagen ein ſolches Staatsweſen auf die Dauer ſchon financiell nicht 
moͤglich iſt. Welche Grundlagen ſind aber noch unverſucht? Aehnliches 
gilt von der Türkei. Gelingt es Italien nicht bald, feine Finanzen 
u ordnen, jo wird felbft bei Diefem Staate ein Zweifel an jeiner Lebens> 
Fpigfeit auffommen. . 


PER 


8. 38, 


8) Eintheilung der Ausgaben in Bezug auf ihre 
Verwendung für das Land. Wenn ber Staatsaufwand 
innerhalb des Landes gejchieht, jo werben einheimijche Arbeiter 
und Unternehmer bejchäftigt, wird inländifchen Gapitalen und 
Grundſtücken eine Rente abgewonnen, I, $. 340. Daher haben 
ihen ältere Schriftiteller ven Sag aufgeftellt, man. folle vie 
Staatsausgaben fo einrichten, daß die Summen nicht außer 
Landes gehen, fondern dem inländischen Nahrungsftande zu Gute 
fommen (a). Doch ijt diefe Regel nur unter der Bedingung 
zuläffig, daß a) ver Zwed der Ausgabe darunter nicht leivet und 
biefe auch nicht höher wird (b), oder b) daß wenn die Verwen— 
dung im Inlande mehr foftet, dadurch ein volfswirthichaftlicher 
oder politifcher Nebenvortheil erreicht wird und vefhalb der Mehr- 
betrag auch als befondere Ausgabe zu rechtfertigen fein würde, 
„B. als eine Prämie zur Ermunterung eines wichtigen und 
diefer Begünftigung bebürftigen Gewerbszweiges, namentlich etwa 
eines ſolchen, durch welchen wichtige Güter für die Meilitär- 
verwaltung erzeugt werben. Die Herjtellung ſolcher Güter im 
Inlande kann mitunter durch die politifche Sicherheit des Landes 
geboten fein (c). 


(a) v. Juſti, Staatsw. II, 482. — Daß die ins Ausland gehenden Geld- 
fummen in der Regel auch eine entfprechende Waarenausfuhr nach ſich 
zieben, kann nicht als volljtändiger u 3 des Nachtheiles für die ein— 
beimifchen Gewerbe angejehen werden. Allerdings baben aber wohl 
De Gründe zu der Forderung mitgewirkt. 

B. Benfionen im Lande zu verzehren. In deutſchen Staaten be- 
ftanden und bejtehen leider noch mehrfach Abzüge für Penſionen, felbit 
Wittwen —— welche im „Ausland“ verzehrt werden, d. b. natürlich 
in der Mehrzahl der Fälle in andern deutſchen Staaten. Da dergleichen 
meiftend durch —— — Geſundheitsrückſichten xc. veranlaßt 
werden wird und die deutſchen „Staaten“ doch nun einmal ſchon 
lange vor 1866 und 1870 ein nationales, culturliches und wirthichaft- 
ad — bilden, ſo erſcheinen dieſe "Abzüge eben fo Eleinlich als 


t. 
(e) Baffenfobriten, Kanonengießereien, Schiffsbauanftalten, mande Fabriken 
für Eifenverarbeitung (Panzerplatten, Eifenbahnmaterial ꝛc) W. 


8. 38a. 


Wichtiger ift die Betrachtung, wie fih die Staats- 
ausgaben über das inländifhe Staatsgebiet ver- 
theilen. Hier hat man zwifchen Haupt- und ee 

Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 





oder Localftaatsbedarf (a) over zwifchen allgemeinen 
und jpeciellen Ausgaben (b) (in dieſem Sinne des Wortes) 
zu unterjcheiden. 

Der Hauptjtaatsbedarf wird durch die allgemeinen Zwecke 
des ganzen Staats als ſolchen (c), ver Staatsbedarf für die 
Yandestheile durch die jpeciellen Bedürfniſſe viefer letzteren 
nach einer Staatsthätigfeit überhaupt oder nach einer gerade in 
der Art oder in dem Umfange auszuübenden Staatsthätigfeit be- 
bingt over fommt doch bejtimmten Landestheilen vorwiegend 
zu Gute. 

Derjenige Theil des Hauptſtaatsbedarfs, welcher ſich an bie 
Gentralverwaltung anfnüpft und daher auch vornehmlich am Re— 
gierungsfig verausgabt wird, kann centralifirter (d), derjenige 
Theil, welcher ſich jchon nach feinem Zweck oder doch unbeſchadet 
deſſelben über das ganze Land vertheilt, kann vecentralifirter 
oder vertheilter Hauptjtaatsbedarf genannt werben. Letzteren, 
ſoweit e8 der Zwed erlaubt, möglichit gleichmäßig über die Theile 
des Staatsgebiet zu vertheilen, aljo demgemäß vie betreffenden 
Staatsanftalten und Thätigkeiten u. ſ. w. einzurichten, ift eine 
billige Forderung im Intereſſe der jteuerzahlenden Provinzen 
gegenüber zu ſtarker Gentralifirungstenvenz (e). W. 


(a) Umpfenbad, Finanzwiſſ. $. 20. (etwas andere Scheidung). 

(d) v. Malchus, Yinanzwiff. II. 8. 7. 

(ec) Dahin alfo namentlich: Centralverwaltung, Hofftaat, Heerweſen, Flotte, 
öffentliche Schuld. In Staaten mit großer Staatsfhuld, ftarkem Heer 
ift der Hauptftaatöbedarf nothwendig tm Berhältmß zum Localftaat3- 
bedarf fehr hoch. Die unvermeidliche Folge ift, daß die Provinzen ftarke 
Hinauszahlungen an die Gentralcafjen zur — dieſer Ausgaben 
machen müſſen, was mitunter etwa gerade die wohlhabenderen, daher 
mehr Steuern tragenden Provinzen zu der unrichtigen Anſicht verführt, 
fie ſeien überhaupt den andern Provinzen gegenüber überlaftet (italien. 
Provinzen Oeſterreichs früher, einigermaßen balt. Provinzen Rußlands). 
Benetien zahlte 1862 976 Mill. fl. für die Gentralausgaben Oeſter— 
reichs, 1234 Mill. wurden im der Provinz felbft verwandt, ſchwerlich 
im Berbältnig zum Wohlftand des Landes eine Ueberlaftung. ©. 
Näheres in dem in Anm. (e) unten gen. Auff. v. A. Wagner. Um 
fo nothwendiger aber ift e8, in ſolchem Fall wenigflens ven 2 auptfats- 
bedarf möglichft zu decentralifiren. 

(d) Hofftaat, Minifterien und andere höchſte Militär- und Civilbehörden, 
allgemeine WeichSanftalten, wie 3. B. hohe Schulen, Sammlungen, 
Bibliothefen u. f. w. Die Zinszahlung der Staatsfhuld erfolgt meift 
auch am Wegierungsfig, namentlich) wenn derfelbe ein Geldplaätz, fonft 
an anderen in- umd z. Th. ausländischen Börfenorten. In Preußen 
bat man pafjend begonnen, auch in Provpinzialorten durch die Poftcaffen 
die Zinſen auszuzahlen, nur im Intereſſe des Staatscredits. 


(e) Die Ausgaben für die mittleren und unteren VBerwaltungsbehörden, Ge- 
richte, Schulen, daS Gros der Ausgaben für — und Flotte erfolgen 
nothwendig an den Orten, wo die betreffenden Anſtalten ſind. Mitunter 
beſtimmt die Natur der Sache ſchon die Localität, wie z. B. bei der 
Flotte, den Feſtungen, dem Bergbau. In anderen Fällen ſteht die 
Wahl frei. Es iſt nicht zu läugnen, daß in unſern modernen Staaten 
und zwar neben Frankreich und Rußland (Petersburg!) wohl am meiſten 
in den deutſchen und andern europäiſchen Mittelſtaaten (z3. B. auch 
Dänemark) oft eine einſeitige, mitunter ganz zweckwidrige Begünſtigung 
der Reſidenzen erfolgt iſt, indem möglichſt alle höheren Behörden 
dahimein verlegt wurden. Gewiß auch eim culturlicher Nachtheil, freilich 
aber eine Folge der künſtlichen Zerritorialbildung diefer Staaten (Karls- 
rube, Darmftadt, Stuttgart, Hannover! Auch Minden und Dresden 
find zu nennen). Pafjend wenigftens der oberite bad. Gerichtshof in 
Mannheim, der hannov. früher im Celle. Gerade in der jegigen ge- 
funden Entwidlung des deutſchen StaatSlebens ift die Verlegung des 
oberften Handelsgerichtshofs nach Yeipzig eine ganz gute Maßregel, die 
von franzöf. Gentralifattion abführt. — Im Dep. Seine betrugen 1846 
die Staatseinfünfte (ohne Zölle) 129 Mil. Franc, die Staatsausgaben 
machten dafelbft 527 Mil. aus. In 19 Dep. beliefen ſich diefe Aus— 

aben nicht voll auf %/, der Einkünfte pi 58 Proc. derf.); Cordier, 
eputirten-Kammer, 18. Mai 1846. e Lavergne berechnete, daß 
1850 im Nordweften von Frankreich die Staatseinfünfte 514, die Staats 
ausgaben 707 Dil. Fr. betrugen, in den mittleren Landestheilen jene 
951/5, diefe an 77 Mil. Im &obre 1855 war die Verfchiedenheit noch 
größer. Die gefammte Ansgabe mit Ausnahme der im Auslande für 
den Krieg verwendeten Summen war um 727 Dill. Fr. angewachfen, 
wovon 543 Mill, auf das Dep. Seine und die 4 Dep. mit Kriegshäfen 
famen, alfo nur 184 Mill. auf den übrigen Theil des Landes, und 
zivar auf Die Dep. der Mitte, des Südweſtens und Nordoftens zufammen 
nur 44% Mil. Offenbar konnten die Einkünfte der Landestheile noch 
weniger im gleihem Verhältniß zu den Ausgaben — Journ. des 
Econ. April 1853, ©. 1, Juli 1857, ©. 32. — Ueber Oeſterreich 
ſ. Ezörnig a. a. O. II, 426. 9. Wagner, DOefterr. Finanz. feit dem 
rieden v. Billafranca, „Unf. Zeit“ 1963, ©. 188 ff. (mad) den 
aten aus d. Vorlagen 3. VBoranfchlag v. 1862 berechnet). Auf das 
Centrale fommen v. 3546 Mi. fl. Erforderniß 2677, v. 296°6 Mill. fl. 
Nettoftaatseinnahme 104 (inch, Militärgrenze). Die Provinzen hatten 
alfo 257°3 Mill. fl. für die Centralausgaben zu liefern, ergaben aber 
nach Abzug der für fie umd in ihnen erfolgenden fpec. Ausgaben von 
869 Mill. nur 1993 Di. fl. für diefen Zweck, daher 55 Mill. ft. 
ord. Deficit. Die Ueberfchüffe der Provinzen find fehr ungleich, Dal- 
matien hatte gar feinen, Näberes a. a. DO. ©. 159—190. 


8. 38b. 


Hinfichtlich des Localſtaatsbedarfs ijt namentlich immer 
zu unterfuchen, ob und wieweit vemjelben wirklich ein Staats-, 
niht nur ein (reines) Local» oder Landestheilbedürfniß zu 
Grunde liegt. Im legteren Falle ift ver Bedarf möglichft ganz 
aus vem Staatsbudget in dasjenige des gleichfall® zu einem 
politiihen Körper zu organifirenden, einen bejondern Haushalt 
führenden Heineren räumlichen Kreiſes (Provinz, Bezirk, Kreis, 
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Gemeinde) hinüber zu fegen. Webrigens fönnen mitunter aus 
befonderen Gründen wahre Xocalbevürfnijje zu Staatsbedürf— 
niffen erklärt und demgemäß bie betreffenden Ausgaben in das 
Staatsbudget gejett werden. Die Natur des Staats als eines 
Organismus rechtfertigt das (a). Gleichwohl wird es ein Aus: 
nahmefall fein und ift alsdann eine Prägravation bes be: 
günftigten Landestheils mit Staatsabgaben wohl zuläffig. 

Die richtige und billige Entjcheivung über ſolche Puncte, 
welche befonders bei venjenigen Ausgaben, die nicht den Rechts— 
Ihutzwed des. Staats betreffen, ſchwierig ift, hängt von einer 
zwedmäßigen Organifation der Gemeinden, reife, Provinzen 
wejentlih mit ab. Die große Frage der fogen. Decentrali- 
jation der Verwaltung im modernen, übermäßig centrali- 
jirten Staat hat auch finanziell eine wichtige Tragweite. “Die 
Finanzwiffenfchaft muß eine jolche Decentralifation und bie Ein- 
richtung von Vertretungsorganen (Landrath, Departements- 
rath, Provincial=, Kreisftände, Gemeindevertretung) in ven klei— 
neren räumlichen Kreifen auch von ihrem Standpuncte aus for: 
dern, damit die gerechte VBertheilung und Aufbringung des Bedarfs 
für öffentliche Zwede möglichjt ficher verbürgt werve (db). W. 


(a) Ohne en diefes Grundfages kann man überhaupt nicht von 
einem Staatsleben, fondern nur von einem Gemeinde-, Provincial- 
leben ſprechen. Dean denke an die Debatte über die Gotthardtbahn in 
der Schweiz! Vollſtändige Öleihmäßigkeit der Vortheile und Opfer 
aller Betheiligten bei allen Staatsthätigkeiten ift eimmal nicht zu errei- 
chen. VBortrefflihe Anfänge einer richtigen Scheidung von Staatd- und 
Yandestbeilbedarf 3. B. in neuen Straßengejegen wie dem badi— 
hen v. 14. Jan. 1868, f. $. 38d, Anm. (a). 

(d) Die gerehhtere Bertheilung der Laften, keineswegs nothwendig 
eine verminderte Belaftung überhaupt, oft ficher das Gegentheil, würde 
die finanzielle Folge der Decentralifation der Verwaltung fein, was 
man oft verwechfelt. — Die Bedeutung der Frage der Provincial-, Kreis- 
organifation befonder3 in Preußen kann in unſrer gegenwärtigen 
politifchen Entwicklung auch in finanzieller Beziehung kaum überſchätzt 
werden (Debatte üb. den Hannov. Provincialfends u. a. m. |. d. folg. 88.). 


8. 38c. 

Die Bildung befonderer Provincial-, Bezirks, 
Kreis: und Gemeindehaushalte neben vem Staatshaus- 
halte (a) wird fich bei entfprechenver Mitwirkung und Eontrole 
von Bertretungsförpern darin nüßlich erweifen, daß 1) bie 
Leiftungen der Bürger mit den für fie daraus entjpringenben 
Vortheilen leichter in vichtigem Verhältniß ftehen, 2) die Bereit: 
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willigkeit zur Uebernahme von Laſten durch den deutlicher ſicht— 
baren Nutzen für die einzelnen Landestheile, die Anhänglichkeit 
der Bürger an dieſe verſtärkt, 3) ein löblicher Wetteifer, nützliche 
Anſtalten zu errichten und zur Blüthe zu bringen, entſtehen wird, 
4) die Ausgaben nach reiferer Erwägung des wahren Bedürf— 
nijjes eingerichtet und 5) auf die fparfamfte Art beftritten werden 
finnen. Auch lehrt die Erfahrung, daß eine folhe Selbitver- 
waltung eine Menge tüchtige Arbeitskräfte entwickelt, welche 
ih für das Gemeinwefen ohne Entgelt zur Verfügung ftellen 
und daß wohlhabende patriotiiche Familien e8 als eine Ehren 
ſache anfehen, durch Stiftungen und Beiträge öffentliche Zwecke 
durchführen zu helfen, weil fie eben den unmittelbaren Nuten 
für das Gemeinwohl erkennen. Ein nicht verwerflicher Ehrgeiz 
jpielt dabei freilich oft mit. Bon jeher äußerte fich die Neigung, 
Stiftungen für gemeinnügige Zwecke zu dotiren, innerhalb enger 
localer Kreiſe, namentlich in ven Gemeinden, ſehr jelten für ven 
ganzen (zumal großen) Staat, pfychologifch begreiflich (b). R. W. 


(a) ($. 383c— 35h bildeten ihrem weſentl. Inhalt nach in den früheren 
— — die $. 53 —55 u. 57, hatten aber bier wohl feine ganz rich— 
tige Stelle im Syſtem. Trotz der immer größeren Wichtigkeit, welche 
die Frage der Provinzial», Kreis- und Gemeindefinanzen in nenejter 
Zeit erhalten bat, muß e3 indejjen in d. gegemmwärt. Aufl. noch genügen, 
mehr nur in orientivender Weile dieſe Puncte zu behandeln. Eigentlich 
würde eine nähere Ausführung, etwa in einem Anhang, geboten fir 
wie ich mir nicht verhehle, Er 8.385, Anm, (a). W.) — v2. Jacob ll 
8. 828, 985. — Fulda, Handb. 8. 21. Mehr gegen bejond. Bezirts- 
baushalte u.f.w. — v. Malchus II, 41. Bal. u. . die Verhandl. 
d. bai ex. Ständeverfamml. v. 1525, 2. Kammer, B. 1. V. XII. XV 
u. Beil. LVIII, LXXXU. Dan —— * damals 8 Regierung 
u. Ständen nicht, erſt 1831, fam ein anderes Gefet zu 
Stande, nad) dem "die Kreisausgaben 3:6 Mill. fl. oder 13%/2"/0 des 
gefanumt. Staatsaufwands ausmachten. Weitere Abänderungen im Gef. 
v. 11. Nov. 1837 und noch mehr im Gef. v. 23. Mai 1546, ſ. den 
folg. $. Anm. (5). Wichtig war das Mufter Belgien's, d. dort, Pro- 
Daiaiger v. 30, Aug. 1536. Weber Baden u. andere Länder ſ. 
Weigel, d. bad. Gef. v. 5. Oct. 1863 (Über d. Organiſ. der inneren 
Verwaltung) Carlsr. 1564. ©. 348. 

Auch im neuefter Zeit, troß viel Tebhafteren Staatsbewußtſeins, bewährt 
fid) dies noch. Man denle an Städte wie Frankfurt, Cöln, Bafel und 
überhaupt die fehweizer, die bier rühmlichft hervorzuheben find, 


(b) 


8. 38d. 


Unter ven Ausgaben ver Provinzen, Bezirke und Kreife (und 
zum Theil auch der Gemeinden) können dreierlei Arten 
unterfchieven werben, je nachdem vie Mitwirkung biefer Körper 


an ber Beitimmung der Art und der Höhe der Ausgaben eine 
verjchiedene tjt. 

a) Speciell überwiefene (obligatorifche) Ausgaben, 
welche bis ind Einzelne hinein nach Zwed, Höhe und Art ver 
Deckung von der Staatsgewalt den Fleinen räumlichen Kreifen 
geboten werden. Hierbei bietet fich der Vortheil, daß ein Bedarf, 
welcher gleichzeitig wegen ver dabei obwaltenden Intereſſen 
(Tocal-) Staatsbevarf und reiner Localbedarf ift, möglichft 
richtig und billig auf den Staat und die betheiligten kleineren 
Kreife vertheilt werben kann, z.B. für Straßen-, Wafjerbau (a). 

b) Generell überwiefene (obligatorifche) Ausgaben, 
bei welchen das Nähere ver Verwendung und felbjt die genaue 
Beitimmung der zu verwendbenden Summe ver Beurtheilung ver 
Heineren Kreiſe überlajfen werden, während ver Zweck felbjt und 
der Umfang, in dem ev erreicht werben foll, von der Staatsge- 
walt vorgefchrieben wird. 

Die Unterfcheidung zwifchen den jpeciell und generell zuge- 
wiejenen Ausgaben ift in der Praxis noch nicht ſtreng durch— 
geführt (b). 

ec) Freiwillige (facultative) Ausgaben, vie feinem 
genau zu bemefjenden Bedürfniß entjprechen und daher recht 
wohl nach den concreten Verhältniſſen ver einzelnen Yanvestheile 
ein Mehr over Weniger zulaffen, je nach Bedarf und nach ver 
Größe der Hülfsquellen. In Betreff gerade dieſer Ausgaben 
zeigt jih die Einrichtung befonderer Haushalte und die gute 
Drganifation der Vertretungen der genannten Kreife vorzüglich 
vortheilhaft. In größeren Staaten find neben einander Pro- 
vinzial- und Kreisverbände und Haushalte nöthig, in Hei- 
neren genügt es oft an Tegteren. Sind auch die Kreife (wie in 
Preußen) noch zu groß, jo können in ihnen für beftimmte finan- 
zielle und fonftige Zwede Amtsbezirke gebildet werden. Cine 
zu enge und ängjtliche Begrenzung diefer Art Ausgaben, wie fie 
wohl der Benormundungsfucht der Bureaufratie entjpricht, würde 
dem ganzen Zwed der Einrichtung wejentlich fchaden (ec). R. W. 
(a) ©. z. B. das bat. aa v. 14. Jan. 1868. Unterſcheidung 

von Gemeindewegen (für dem Verkehr innerhalb einer Gemarkung oder 

vorzugsweife für die nachbarl. Verbindung einer Gemeinde mit einer 


andern) und Yandftraßen (die einen weiteren Verkehr vermitteln und 
nad) Anhörung der betheiligten Gemeinden u. Kreißverbände ins Staat3- 
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budget gefett werden). Als Regel gilt nah 8.5 für die Yandftrafen, 
daß Die Koften der Unterhaltung dem Gemeinden, Durch deren Ge- 
markung fie ziehen, zu %/,, dem Kreisverband diefer Gemeinden zu #/a, 
der Staatscafje zu */s, die Koften des Neubaus und der Haupt— 
verbefferung bez. zu es, %Ys und %s zufallen. Unter Umftänden 
wird der etwa zu drückend werdende Beitrag der Gemeinden zu Laften 
der Staatscafje ermäßigt. Nach erfolgter Genehmigung des Budgets, 
worin die betreff. Straben eingefett find, kann der Bau u. f. w. auch 
gegen den Willen der beitragspflichtigen Gemeinden u. Kreife ausgeführt 
werden. — Für Preußen vgl. die Borfchläge v. Gneift, Vermalt., 
Juſt., Rechtsweg u. f. w., Berl. 1569, ©. 471, 475 über Wegewefen. 
Bu den * üiberwief. Laſten der Kreiſe Ra in Preußen d. Unter- 
ftiigung bedürft. Familien zum Dienft einberuf. Neferve- u. Yandwebr- 
ar nach Gef. v. 27. Febr. 1850, 8. 3; die nah Gel. v. 
11. Mai 1857 von den Kreifen zır Teift. Naturallieferungen f. Kriegs— 
zwede werden vom Staat vergütet, |. $. 16 u. 2 d. Gel. — In 
Frankreich gehören theils hierher, theils unter die folg. Rubrik der 
generell zugewieſenen Ausgaben nach Gef. v. 10. Mat 1838: 1) die 
ordentlihen Depart.- Ausgaben, für Unterhalt der Depart.- 
Straßen, der dem Dep. angehörenden Dienftgebäude, Unterh. u. Trans 
port der —— u. Sträflinge, Koſten der Gerichte (ohne Beſol— 
dungen), Findeltinder, Irrenhäuſer, Schuldzinfen u. ſ. w. Hierzu wer— 
den 101/,0/, Zuſchläge der Grund-, Perſonal- u. Mobiliarſteuer erhoben, 
in 1866 22,228,000 fr.; 2) 70% Zuſchlag zum fonds commun, aus 
welhem denjen. Dep., die mit ihren Mitteln nicht ausreichen, etwas 
zugelegt wird. Diefe 171/20, find als fonds imposcs par la loi 
(durch d. jährl. Finanzgef.) bezeichnet; fie betrugen mit einigen Neben- 
einnahmen in 1866 40,447000 fr. Au den dep. ordin. Der Voranſchlag 
wird von der Staatöregierung geprüft, die einzelnen Ausgabefäße können 
erhöht werben, foweit es die zuhörigen Mittel erlauben. — In Bel- 
gien nah d. a. Gef. PR ag Miethe, Heine Ausbefferungen 
u. Mobiliar der Gerichtsgebäude, Gefängnifie, Gendarmeriecafernen, 
Ausgaben für die bifchöfl. Gebäude, für Landftraßen, Findelfinder, Zu— 
ſchuß an d. Gemeinden f. d. Schulwefen, f. arme Jrre, f. Gemeinde- 
wege u. f. w., Bing der Provinzialfchuld u. f. w. Die Provinzen erhalten 
6%, ord. Stenerzufchlag, dazu einen wechfelnden auf beſtimmte Zeit. 
Am D. 1841 —50 beliefen fich dieſe Zufchläge auf 2454000 fr., die 
Provinzialansgaben 1868—69 auf 10:316°000 * nach d. Anſchl. R. W. 


(5) Hierher gehören einige Poſten der in d. vor. Anm. gen. range Dep.= 


(e) 


u. belg. Provinzialausgaben. — In Baden 3. B. nad dem Wegege- 
feß d. Ausgaben für die Gemeindewege, f. 42 Geſ. — In 
Baiern, Öer, v. 23. Mai 1846, neues Gef. v. 28. Mai 1552: jeder 
Amtsbezirk hat eine Vertretung (Diſtrictsrath) u. einen Ausſchuß, geſetzl. 
Yaften En Zins u. Tilgung der Diftrietsfchulden, Unterhaltung der 
Bezirksanftalten, Anlegung u. Erhaltung der Diftrictöftraßen, der Heb- 
ammenfchulen, Thierärzte, — In Württemberg in jedem Amtsbezirk 
eine Amtöverfammlung, die einen Ausſchuß (Amtspflege) wählt, der Die 
Cafjenverwaltung führt u. d. erforderl. Summen nad d. Steuerfuß 
auf die Einwohner umlegt. Vicinalftraßen, Brüden, verfchied. nützl. An- 
ftalten, 3. B. Kranfenhäufer, Anftellung v. Aerzten gehört zur Compe— 
tenz. — Im Großh. Heffen Bezirksräthe, welche gemeinnüg. Anftalten 
unterhalten, äbnlich die — ee im ebemal. Hannover, 
Bezirksräthe im ehemal. Churheſſen, Amtsräthe mn Braunſchweig 
(1850). 

In Frankreich find unter d. Bezeichnung centimes votdes par les 
conseils d&partem. aufgeführt: 1) facultative Ausgaben im engeren 


Sinne, für den Bau von neuen Dep.-Straßen u. Dep.-Gebäuden, f. d. 
Mobiliar der nicht zum Dienft nothwend. Gebäude, für Penfionscaffen 
der Departementäbeamten u. ſ. w. Hierzu dürfen höchſtens 7% Zus 
fhläge der in Anm. (a) gen. Steuern erhoben werden. Die Steuer- 
ug äge betrugen 1866 16°127°000 fr., nebſt 4813000 fr. fonftiger 
Intünite, 2) Aufßerord. Ausgaben für Bmwede, die nicht den Schul- 
unterricht betreffen, zufolge befonderer Geſetze. Hierzu liefern befond. 
Sufchläge zu den 4 directen Steuern, im %. 1566 45°700°000 fr. u. 
Anleihen, 1866 f. 8'/; Mill. fr., die Mittel. 3) Ausg. f. Vicinalftraßen, 
für welche böchftend 5 Bufchlageentimen (Proc.) ——— ſind, nebſt 
Beiträgen der Gemeinden u. freiwill. Gaben (13°4 Mill. fr.), zuf. 1866 
27369000 fr. 4) Ausgaben f. Vollksſchulen; nur ein Theil fällt auf 
die Dep., e8 dürfen höchſtens 2 Cent. Steuerzufchlag aufgelegt werden, 
1866 6789000 fr. 5) Die Dep. dürfen eine Erneuerumg der Grund- 
jteuerlatafter befchließen und bis 5 Gent. dieſer Steuer dafür verwenden; 
wirt. Verwendung 1859 — 62 nur 25.000 fr. bierfür, Die fämmtl, 
Departementsftenerzufchläge beliefen fih 1859 auf 947, 1866 auf 
11024, die Departementsausgaben auf 11148, bez. 13315 Mill. fr. 
(Die Bem. v. Stein, Fin. ©. 84, daß in d. obigen Aufzähl. eine 
Verwechslung der dep. depart. fixes und communes ftattgefunden, ift 
ungegründet, wie d. Jahresbudget zeigt. Hod, — Frankreichs 
©. 159 unterſcheidet fire u. veränderl. Zuſchläge, im B. ſelbſt aber 
fommen die bier angegebenen Benennungen vor, Auch die zugewief. 
Ausgaben bleiben nicht ganz gleih. ©. übrigens über d. Depart.= u. 
GERA ERORTUER 5 zu d. directen Steuern Hod a. a. O. Kap. 4 
passim.) — Belgien: Bau v. Straßen, Eanälen, Anftalten für die 
Kirche, Gefumdheit, Pferdezucht, Handelstammern u. ſ. w. Hier find die 
facultativen Ausgaben am meiteiten ausgedehnt; es ift den Prov. auch 
eftattet, Anleihen zu machen Bu den Einkünften gehört d. Hunde— 
tener, d. Weggeld auf Provinzialftraßen, mitunter eine bef. Viebfteuer, 
ſodann die Bufchläge F d. Staatsſteuern. Die Schulden der Provp. 
betrugen 1850 11:45 Mill, fr., davon 454 in Brabant. In Brabant 
war 3. B. die Provinzialausgabe 1853 1°512°000, 1860 1'186°000, davon 
famen auf die obligat. Ausg. 951000 u. 977°000, auf die facultativen 
561°000 u. 209000 fr. Letzterer Boften ſchwankt in d. einzelnen Jahren 
ftark, weil der Aufwand f. Wege u. Canäle fehr mwechfelt (3. B. 1853 
457000, 1855 425000, 1858 250°000, 1859 18°000, 1860 69°000 fr.). 
Don den Einnahmen in gleihem Betrage famen auf die Zufchläge zu 
Staatsſteuern 759-000, Staatsbeiträge f. div. Zmede 82000, Straßen- 
geld 94000, Humdefteuer 50000 fr. ©. Nähere im Expose de la 
situat. du royaume p. 1851—60, Brux. 1865, I, Zit. 3. p. 32 ff. — 
In England werden d. Braffchaftsausgaben alle Bierteljahr von d. 
Verfammlung der Friedensrichter feitgefegt u. durch befond. Abgaben, 
County rates, gededt. Man unterfcheidet unter den vielerlei Bezirf3 = 
und OrtSabgaben Großbritanniens, deren andermweite Regelung für noth— 
wendig erfannt wird, 1) Kirchipielabgaben (parish rates), unter denen 
die Armenfteuer (poor rate) die erbeblichfte ift; circa 3 Mill. 2. St.; 
2) Grafſchaftsumlagen (county rates), welche wie die unter 1) genann— 
ten f. verſchied. Zwede unter befond. Namen erhoben werden, dahin ge= 
hören auch Die hundred u. borough rates, die Wegegelver, Hafen = 1. 
Leuchtthurmgebühren, kirchl. u. YJuftizverwaltungs en (fees) u. dgl. 
Aus der allgemeinen county rate werden bie ein niffe, Brücken, Ge— 
richtsgebäude, Kranken- u. Irrenhäuſer, Conſtables bezahlt. Man 
ſchlägt neuerlich die Grafſchaftsumlagen auf circa 143, die Straßen 
elder u. a. Geb. auf 2.5 Mill. 2. St. an. In Schottland machen die 

tts= u. —— — zuſ. circa 950°000, in Irland 11831000 8. St. 
aus. Rep. of the poor law commiss. on local taxat., Lond. 1843, 


the local taxes of the Unit. Kingd., Lond. 1846 (v. derf. Commiff.) 
u. neuere Reports, fo üb. Local taxation in Engl. a. Wal. Lond. 1869. 
Neuere Daten bei Czörnig, öfter. Budget I, 104 ff. ©. auch de 
Parieu, impöts, IV, 230. Fisco et van der Straeten, in- 
stitut. et taxes loc. du roy. uni de la Gr. Bret., 2. ed. Par. 1564. — 
Gneift, engl. Communalverfafi., 2. Aufl. Berl. 1563, ©. 455 — 513, 
1288 - 1304, derf., Verwalt., Juſt. Nechtäweg u. ſ. w, ©. 118 ff. — 
In Baiern (Gef. v. 1846 u. v. 1852) erfordern neue Kreisanitalten 
die Zuftimmung des Landraths; dahin gehören Anftalten f. gewerbl. 
Unterricht u. and. Förderungsmittel der Gewerbe, Kranfen-, Irren-, 
Gebär-, Armen-, Beihäftigungs-, Findelhäufer. — In Baden find 
dur d. Gef. v. 5. Oct. 1563 Kreisverbände mit Corporationsrecht 
angeordnet. Sie werden durch gewählte Kreisverfammlungen u. in der 
Zwiſchenzeit Durch die von diefen ernannten Ausſchüſſe vertreten. Nach 
8. 41 ift „die Kreisverfammlung berechtigt, im Intereſſe des Kreifes u. 
jeiner Bewohner gemeinüg. Anftalten zu gründen u. zur Förderung der 
emeinf. Eultur, Birthfchaft u. Wohlthätigfeit die Gemeinden zu unter- 
tügen.“ Beſond. Gegenjtände des Wirkungsfreifes find: neue Straßen, 
Brücken, Canäle, Uebernahme ſchon vorhandener, Errichtung von Spar- 
cafien, Kreisichul-, Nettungsanftalten, Werk-, Waifen-, Armen-, Kran- 
fenhäufer, fonft. Armenfürforge, event. Uebernahme von Gemeindelaften 
auf dem Kreis, Anleihen, Kreisumlagen, Alles unter geſetzl. Auffichts- 
recht des Staatd. — In Breußen tft d. Kreis-Bezirks- u. Provincial- 
ordnung v. 11. März 1550 durch Gef. v. 24. Mai 1853 aufgehoben 
u. jind die früheren Berfaffungen wieder eingeführt worden. Yeider iſt 
die Herftellung einer den Bedürfniſſen der Gegenwart entiprechenden 
Kreisordnung auf Grund der Vorlage von 1869 noch immer nicht 
gelungen. Daſſelbe gilt von d. Provimcialverjaffung. Vgl. d. 
Schr. „(Gefften?) die Reform d. preuß. Verfaſſ.“ Lpz. 1870. ©. 79 ff., 
92, — Möller, d. Recht d. preuß. Kreis- u. WPropincialverbände, 
Berl. 1866. — v. Rönne, Staatsrecht d. preuf. Monarchie. 3. Aufl. 
Leipz. 1870, I, 2. ©. 466 ff. Gerade der jetz. preuß. Staat enthält 
vortreffliche Elemente fiir ein gefundes Provincialleben (wobei allerdings 
zunächit eine richtige territoriale Grundlage durch einige Ver— 
änderungen des zufällig gefchichtlich übertommenen ZTerritorialbeftands 
der Provinzen, 3. B. was Hannover anlangt, berzuftellen ift). -Gegen- 
über dem fo berechtigten Einheitsdrang wird auf Herftellung u. Erhal— 
tung einer ftarten Provincialautonomie nur noch mehr Gewicht zu legen 
fein, — das allein Berechtigte im deutfchen Particularisnus. — Nach 
d. Verordn. v. 5. Juni 1823 über die BProvincialftände u. nad 
den darauf hin für d. einzehten älteren Provinzen — Pro⸗ 
vincial⸗Ständeverfaſſungen haben die Stände kein Recht, den Verband 
beſteuern oder mit Schulden zu belaſten Rönne a. a. O. ©. 481). 
leber d. Wirkungskreis eb. ©. 475 ff., 480. Für Schleſien allein 
bisher von den 8 alten Prov. erfolgte durch Erl. v. 1. Nov. 1869 eine 
Organifation d. Verwalt. d. provincialftänd. Vermögens u. der provin- 
caljtänd. Anftalten. Wichtig ift daher d. Erweiterung d. Befugnifje der 
Provincialftände in d. neuen Prov., f. über Hannover d. Verordn. 
v. 22. Aug. 1867 (auh Rönne Il, 2 ©. 521), d. Gef. v. 7. März 
1568, wodurch dem provincialftänd. VBerbande der Prov. Hannover jähr- 
lich 2 Mill. Thlr. aus den Staatdeinnahmen zu eigner Verwaltung 
eigenthiiml. überwieſen ift, u. zwar f. folg. Zwecke: Beftreit. der Koften 
d. Provinciallandtags u. der einzelnen Landichaften, Unterhalt. u. Ergänz. 
d. Yandesbibliothefen, Zufchüfje f. öffentl. Samml. f. Kunft u. Wiffenfch., 
Unterhalt. u. Unterftüg. der Srrenanftalten, milden Stift., Blinden =, 
Taubſtummen-, Rettungs-, Idioten-, Landarmenanſtalten, des jüd. 
Schul- u. Synagogenweſens, Koſtenbeſtreitung, bez. Unterſtützung des 
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chauſſeemäß. Ausbaus v. Landſtraßen u. Inſtandhaltung der Gemeinde— 
wege, Bildung eines Fonds f. Zuſchüſſe zu Yandesmeliorationen. Darüber 
hinaus ift die Provinz (zum Unterſchied v. d. älteren Prov., die dies 
Recht nicht haben) befugt, im Intereſſe der Provinz Aus— 
— Leiſtungen zu übernehmen u. d. Art u. Weiſe der 
Aufbringung derſelben zu beſchließen (5. 2 d. a. Berord. v. 
1867). Durch Gef. v. 25. Dec. 1869 ift die hannov. Yandescreditcafie 
v. 1642 zur Provincialanftalt erflärt u. mit ihren Nechten u. Pflichten 
auf die Provinz unter bez. Entlaftung des Staats übergegangen. Auch 
d. Provincialftände v. — haben nach Verordn. v. 
22. Sept. 1867 ähnl. Befugniſſe wie die hannov., dsgl. die Communal— 
ſtäude der Prov. Heffen-Naffau (Verordn. v. 20. u. 26. Sept. 1867). 
Für d. Neg.-Bez. Caffel ift durch Erl. v. 11. Nov. 1868 d. Verwal— 
tung des communalftänd. Vermögens u. der commumalftänd. Anftalten 
Tpectell geregelt, durch Erlaß v. 16, Sept. 1867 ift der ehemals churheſſ. 
Staatsſchatz dem communalftänd. Verband des Neg.- Bez. Eafjel als 
ein demfelben gehböriges u. von ihm zu verwaltendes Vermögen iiber- 
wiejen worden f. Unterftüt. des Chauſſee- u. Landwegebaus, Yand- 
kranfenanftalten, Jrrenbetlanftalt, Arbeitsanftalt f. polizeilich eingezog. 
Bettler, Arbeitöfchene, Landſtreicher, Yandarmenpflege u. Landarmen- 
baus, Pandesbibliothefen u. „ähnl. im Wege der Gejetgebung feſtzu— 
ftellende Zwede.” Dem commumalftänd. Berband des Reg-Bez. Wies- 
baden ift die Naſſ. Landesbank durch Gef. v. 25. Dec. 1869 libertragen 
worden, eine naſſ. Sparcafie errichtet. — Nach der Kreisverfafi. f. d. 
älteren Prov. Preußens (Gef. v. 1. Juli 1823 u. 27. März 1824) haben 
die Kreisftände nur die Befugniß, die freisweife aufzubring. Sta at s⸗ 
präſtationen zu repartiren, ſoweit deren Aufbringungsart nicht durch d. 
ee beftimmt vorgefchrieben ift, fowie die Negulirung v. Abgaben u. 
Yeiftungen f. Kreisbebitrfniffe zu begutachten. Durch div. Verordnungen 
der 40er Jahre (ſ,. Rönne a.a.D. ©. 549) haben die Kreisftände aber 
die Befugniß erhalten, die Kreiseingeſeſſenen auch zu anderen (micht- 
obligatorischen) Ausgaben zu verpflichten, woraus wieder das Recht ab- 
geleitet wurde, Kreisfhulden zu contrahiren (davon ift ziemlich 
umfafiend Gebrauch gemacht worden, Anbaberpapiere dürfen nur auf 
Grund f. Privileg ausgegeben werden). Als Zwecke werden in d. 
meiften Berordimumgen genannt: Ausgaben zu gemeinmüg. Einrichtungen 
u. Anlagen, welche im Intereſſe des ganzen Kreiſes beruben, fpeciell 
noch (mit Ausnahme d. Prov. Preußen) „Die Beſeitigung eines Noth- 
ftands“. Ueber d. Berwendung der Kreiscommunalfondg f. Nönne 
S. 550, über die Kreisftände d. neuen Provinzen eb. ©. 574 ff., die 
Befugniß zu facultativen Ausgaben vdiefelbe wie in den alten Laudes— 
tbeilen. — Ueber Oeſterreich f. Ezörnig, Budget II, 401 ff. Die 
Kronländer auch in d. deutfch = öfterr. Fheile yaben einen bedeut. 
Provincialbaushalt, namentl. die Ausgaben f. Kranfenverpflegung, 
Findel-, Gebär-, Srrenanftalten, Impfung, Bwangsarbeitshäufer, 
Schulmwefen, 3. Th. Gendarmerie-, Militärquartier, Vorſpann, Yandes- 
ftraßen u. Yandeswafjerbau gehören dahin. Der größte Theil der Aus— 
gaben ift Durch befond. Landesftenern zu deden (a. a. D. ©. 401). 
Außerdem find die Beiträge 3. Verzinfung u. Tilgung der Grund= 
entlaftungsfhuld in Ihe -Defterreich Ausgabepoften der einzel— 
nen Kromländer, nicht des Staats, ſ. ebd. ©. 418. R.W. 


8. 38e. 
Die facultativen Ausgaben der Yandestheile, namentlich wenn 


fie durch bejondere Steuern gededt werten müſſen, pflegen viel- 
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fach ver Genehmigung der Staatsgewalt zu bebürfen (a). 
Auch wird wohl, um die Fähigkeit zur Tragung von Staatslaften 
nicht zu fehr zu vermindern, ein Maximum für ven Geſammt— 
betrag ſolcher Ausgaben oder wenigjtens für die zur Dedung 
erhobenen Steuern der Kreife u. ſ. w., insbefondere aber für bie 
Zufchläge zu den Staatsjtenern, ein für allemal oder von Zeit 
zu Zeit, gleichförmig für alle Lanvestheile oder für jeden einzelnen 
apart, feitgefegt (db). Durchaus nothiwendig find folche Be— 
ſchränkungen ver Autonomie der Kreife und Provinzen jedoch 
nicht. Sie entfprangen meiftens der ängjtlichen Bevormundungs- 
politif des Staats. In einer ordentlichen Einvichtung ver kreis-, 
provincialftändifchen Vertretung und in genügender Oeffentlichfeit 
liegt die befte Bürgfchaft für eine zweckmäßige Befchaffenheit und 
ein richtiges Maaß der Ausgaben der befprochenen Art. 


Nothwendig ift e8 indeffen, um eine richtige Vorftellung vom 
Umfange der Ausgaben für äffentlihe Zwede zu gewinnen, ges 
naue Weberfichten ver Ausgaben aller dieſer autonomen Körper: 
ſchaften zufammenzuftellen. In das Staatsbudget gehört freilich 
vie betreffende Ausgabe (und Einnahme) unter feinen Umſtänden, 
jelbft die zugewiejene nicht (c). R. W. 


(a) In Preußen bat z. B. die Regierumg diejen. facultat. Ausgaben der 
Kreife, fiir welche befondere Beiträge einzuziehen find, zu genehmigen, 
in den alten wie in den neuen Provinzen. Rönnea.a.d. ©. 551, 
585. Im Allgemeinen follen Feiftungen der Kreiseingefeflenen auch nicht 
für Einrichtungen aufgelegt werden, welche über 2 Rufe hinaus Aus- 
gaben verurfachen. Ausnahmen biervon ſ. Rönne ©. 551, 552. 

() ©. die Beftimmungen in Frankreich im vor. $. Anm. (a) u. (ec), 
eb. in Belgien. In Baiern erlaubte d. Gef. v. 1846 eine Kreis- 
umlage von höchſtens 12/4 0/5 zu facult. Ausgaben. In d. preuß. 
Nheinprov. follen die Kreisbeiträge f. ſolche Zwede in der Regel 10 Proc. 
— Steuern (inc. Mahl- u. Schlachtſteuer) nicht überſchreiten 

ürfen. 

(c) Es iſt nur die Conſequenz des franzöſiſchen Gedankens, daß Departe— 
ments u. Gemeinden in keiner Beziehung etwas Selbſtändiges, ſondern 
nur Abtheilungen des Staats ſind, wenn die Steuerzuſchläge für Depart. 
u. Communalausgaben u. ſ. w. als ſpecielle Einnahme u. Ausgabe im 
Staat3budget erfcheinen. Nach dem N. f. 1865 war dies fpec. Budget 
bei den directen Steuern 202°47 Mill. fr. neben 31536 Mill. allgem. 
Einnahme. Die Zufchläge f. Depart.- Ausgaben betrugen 10935, für 
Gemeindeausg. 81587 Mill. fr., der Reft von 11:25 Mill. fr. fam auf 
din. bunt Poften u. Erfäge u. f. w. (non- valeurs). Nach d. N. 
f. 1570 war d. fpec. Budget in Eim. u. Ausg. 280°3 Mill. fr., wovon 
233°79 Mil. fr. auf die Stenerzufchläge zu den dir, Steuern, 
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8. 381. 


Während die Einrichtung beſonderer Provincial- und Kreishaus— 
halte großentheils erſt in der neueren Zeit eine wichtige Frage 
practifcher politifher und financieller Discuffion geworden und 
jehr Vieles in dieſer Hinficht erſt noch zu erreichen iſt, beiteht ein 
befonderer Haushalt der Gemeinden jeit Alters her. 
Diefer Unterfchied wird durch die Gefchichte ver Territorialent— 
wicklung unferer Staaten einfach erflärt. Die Gemeinde ftellt 
ben engjten und uranfänglichen Kreis einer räumlichen Interefjen- 
gemeinjchaft dar, in welchen gewiſſe Gemeinbebürfnifje ver In— 
faffen eine Befriedigung mit den Mitteln ver Gefammtheit er- 
heiſchen. So ergiebt fich die Nothiwendigfeit von Ausgaben, denen 
wieder Einnahmen entiprechen müfjen. Letztere fließen theils aus 
dem eigenen Vermögen der Gemeinde, welches viefelbe häufig 
auch feit unvordenklicher Zeit befigt (wie Grund und Boden, 
Forſten u. f. w., etiva bereits bei der Anfievlung als Gemeindegut 
vorbehalten) oder fpäter aus Schenkungen und Grübrigungen 
erworben hat, theil® aus Abgaben ver Angehörigen und Bewohner 
der Gemeinde für den Gemeinvehaushalt. 

Durch die Entwidlung der neueren Staatsverhältniffe wurde 
die Selbjtändigfeit der Gemeinden vielfach bejchräntt, fo daß aus 
ven legteren mitunter nur kleinſte VBerwaltungsabtheilungen des 
Staatsgebiet wurden (befonders auf dem Continent, am Meijten 
in Frankreich). Dies hatte in financieller Beziehung zur Folge, 
daß auch der Gemeindehaushalt, was Ausgaben, Einnahmen und 
Verwaltung des Gemeindevermögens anlangt, viel zu fehr von 
oben herab nach einfeitigen Gefichtspuncten der herrſchenden 
Staatspraxis bevormundlich vegulirt ward. Für unfere Gegen- 
wart erjcheint e8 daher ald dringende Aufgabe, an deren Löſung 
übrigens doch ſchon länger, auch in Deutjchland, mit Erfolg 
gearbeitet wird, den Gemeinden in Betreff ihrer Ausgaben für 
örtliche Zwecke wieder eine felbftändigere Stellung zu geben und 
ihnen, foweit die Einkünfte aus dem eigenen Vermögen nicht 
ausreichen, unter Controle des Staats das örtliche Be— 
jfteuerungsrecht zu verleihen. Damit verknüpft fich die weis 
tere Aufgabe, wie zwifchen dem Staate und den Provinzen und 
Kreifen, jo auch zwifchen viefen allen und ben Gemeinden bie 
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Gebiete der Thätigfeit für öffentliche Zwede richtig zu begrenzen. 
Dies muß in zwedmäßigen Gemeindeordnungen für 
Stadt und Land gefchehen, wobei gegenüber der Gentrali- 
jationstendenz in unfern modernen Staaten eine Erweiterung 
der Gemeindecompetenz, damit aber freilich auch des Gemeinde— 
bedarfs unausbleiblih und höchjt erwünſcht iſt. Mlancher jetige 
Localftaatsbevdarf wird dann zum reinen Localbedarf und 
ziwar zum Bedarf des Heinjten räumlichen Kreifes im Staate, 
zum Gemeindebevarf werben, durchaus im Interefje ver Sache. 
Der Staat hat fich dabei auf die Aufjtellung gewiſſer gleich- 
förmiger Regeln für die Gemeindehaushalte und auf die Aus- 
übung einer Oberaufficht über letstere zu bejchränfen. In beiverlei 
Beziehungen ift aber die Selbjtändigfeit dev Gemeinden in ihrem 
Finanzwefen möglichjt fejtzubalten. Namentlich erheijcht ver Ge— 
meindehaushalt ber modernen Großſtadt eine freiere Bewegung 
als fie ihm etwa durch fchablonenhafte Staatsgeſetze gewährt wird, 
freilich aber auch eine beſonders fcharfe Gontrole durch richtig 
organifirte ftädtifche Vertretungen (a). W. 


(a) Man vente an die berüchtigte Hausmann'ſche Finanzverwaltung von 
Paris unter dem zweiten Empire! — (Das Finanzwefen der Gemeinden 
hat im neuerer Zeit vielfache Erörterungen erfahren. Eine zujammen- 
faffende Behandlung wäre fehr erwünſcht. Mit Aückficht auf den Raum 
muß bier ein weiteres Eingehen auf die Gemeindeausgaben unterbleiben. 
Die Erörterung führt auch unvermeidlich noch mehr, als dies in den 
vorhergeh. 88. der Fall war, in die Frage der Decentralifation der 
Berwaltung hinein. Erwägt man dies Alles, ſo wird man fi) faum 
mehr verbergen können, dab eine bloße, Staatsfinangwifienichaft dem 
heutigen Standpuncte der Staatswifjenfchaften nicht mehr völlig ent- 
ſpricht: es handelt fich eigentlich um eine Finanzwiſſenſchaft des Staats 
und der übrigen „räumlichen Gemeinwirthſchaften“, Provinzen, Kreife, 
Gemeinden, um eine Lehre, welche die Ausgaben und Einnahmen diejer 
Haushalte in ihrem organischen Zufammenbang behandelt. Das Ge- 
meindeftenerwejen an und fir ſich wie im feiner Beziehung zu den 
Staatöftenern wird im Lehrbuche mehrfach berührt. Ein reichhaltiges 
Repertorium der Literatur Über Gemeindewefen f. in d. v. ftatift. Bur. 
d. St. Berlin (Dr. Schwabe) herausgeg. Städt. Zahrb. f. Volfg- 
wirthſch. u. Statift., B. 3. 1869, B. A. 1870. W.). 


8. 388. 

Die die Staaten manche Ausgaben zu machen haben, welche 
nicht immer das ganze Staatsgebiet, fondern nur Theile 
vejjelben betreffen ($. 38a—38f) und neben oder unter dem 
Staatshaushalte bejondere Haushalte dev kleineren autonomen 
räumlichen Kreije im Staate fich bilden, fo fommen umgekehrt in 
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einigen Staaten auch Ausgaben vor, welche ſich auf ein größe— 
res Gebiet, als das des Staats beziehen und entſtehen beſondere 
Haushalte über dem Staatshaushalt. Dies iſt der Fall in den 
für unbegrenzte Dauer beſtehenden Staatenverbindungen. 
Staaten, welche in einem fogen. Staatenbunde dauernd, wenn 
auch nur lofe völferrechtlich mit einander verbunden find oder 
welche in dem engeren jtaatsrechtlichen Verbande des fogen. 
Bundesjtaats jtehen (a), haben regelmäßig Ausgaben von 
Bundeswegen zu machen. Die Gegenftände, für welche und 
die Höhe, in welcher diefe Ausgaben erfolgen, ferner die Art 
und Weiſe, wie die letteren durch Einnahmen gebedt werben, 
ergeben fi aus der Bundesverfaffung und den diefelbe aus- 
führenden oder fortbildenvden Verträgen der Bundesſtaaten over 
Gefeten des Bundes. — 

Im Staatenbunde ift die Souveränetät der einzelnen 
Staaten nur wenig bejchränft, vie gemeinfchaftlichen Gegenſtände 
find an Zahl und Bedeutung unbeträchtlih. Wenn fie auch 
wejentlihe Staatsaufgaben betreffen, hat der Bund als folcher 
boh Feine eigene Staatsgewalt, Fein Gefeßgebungs- 
und Beſteuerungsrecht. Ein felbftändiger Bundeshaus— 
halt kann daher beinahe ganz fehlen. Die etivaigen wirklichen 
Bundesausgaben werden durch Beiträge ber einzelnen 
Staaten nach einem bejtimmten Bertheilungsmaßjtabe (3. B. 
der Größe der Bevölkerung) gevedt (Matricularbeiträge) 
und erjcheinen als Ausgaben ver Einzelftaaten in deren Etat. 
Ein befonderes Bundesſchuldenweſen fehlt (b). W. 


(a) ©. 5. B. über Staatenbund u. Bundesftaat Waitz, Polit., ©. 45. 43, 
153 ff., R. v. Mohl, Enchch. d. Staatswiff., 1859. ©. 37, 9. A. 
Zadhariä, D. Staats - u. Bundesrecht, I, 8. 25—28. (2. Aufl.) 


(2) Ein folder Staatenbund war der Deutfhe Bund 1815—66, die 
Schweiz (obwohl fhon mit einiger Annäherung an den Bınvdesitaat) 
bis 1848, Ueber den Deutfchen Bund f. Bahariä II, $. 243 ff., über 
die Bundesmatrifel u. Bundescaſſen eb. $. 294—296. Die Koften der 
Bımdesfanzlei wurden durch Beiträge gededt, weldhe nach dem Stimm- 
recht im engeren Rath in der Weiſe repartirt wurden, daß auf jede der 
17 Stimmen ein Simplum von 2000 fl. im 24fl. Fuße kam, alle 
anderen Ausgaben nad der Größe der Bevölkerung auf Grund der 
Bundesmatritel, Simplum 30000 fl. Bei ver Auflöfung des Bundes 
im J. 1866 galten für dieſes Matricularweſen die Beſchlüſſe der Bundes- 
verſammlung v. 14. Apr. 1842, 3. Oct. 1851 u. 26. Juni 1860. Auch 
für den Fall eines Bundesfriegs war zur Beftreitung der Kriegäfoften 
eine Bundestriegscafie i in Austict genommen, welche aus den matricnlar« 
mäßigen Beiträgen der Bundesftaaten zu dotiren war. 
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8. 38h. 


Der Bundesſtaat hat eine in bejtimmter Sphäre fou- 
veräne, eine eigentliche Stantsgewalt. Wichtigere und 
zahlveichere Theile der den wejentlichen Staatsaufgaben entjtam- 
menden Staatsthätigfeiten find der Competenz einer eigenen 
Bundesgefeßgebung unterjtellt (a). Namentlich pflegen das 
Militärwefen, die auswärtige Vertretung (Diplomatie 
und Confulate), einzelne Zweige ver inneren, befonders ver 
volkswirthſchaftlichen Verwaltung (Handel, Münzwefen, 
Sommunicationen und große Berkehrsanftalten, Poſt, Tele: 
graphen u. f. w.), des oberjten Juſtiz- und Unterrichts: 
wefens u. a. m. Sache des Bundes zu fein (6). Zur Durch 
führung diefer gemeinfamen Zwede und zur Beforgung der dafür 
fowie für die Bundesgewalt und Bundesvertretung ſelbſt nöthigen 
Ausgaben bedarf der Bundesſtaat eines eigenen Haushalts, 
wie ein Cinheitsjtaat, einer befonderen Finanzverwaltung 
und eventuell (für Kriege, etwaige Berfehrsanftalten u. f. w.) 
eines eigenen Bundesſchuldenweſens (c). Da es fich bier 
um größere Ausgabepoften handelt, deren Aufbringung durch 
Matrieularbeiträge der Einzeljtaaten nah der Kopfzahl over 
nach irgend einem ähnlichen immer ziemlich willführlichen Maß— 
ftabe ohnehin die Einzelftanten ungleich belaften würde (d), fo 
werben zwedmäßiger Weife mit den genannten Ausgaben auch 
gleichzeitig bejtimmte Einnahmegquellen aus dem Haushalt 
der Einzelftaaten ganz ausgefchieden, ver Kompetenz des Bundes 
und feiner Geſetzgebung unterjtellt (e) und pafjfend dem Bunde 
daneben noch ein beſonderes Beſteuerungsrecht zur Dedung 
jeiner verfaffungsmäßigen Ausgaben verliehen (f). Anderenfalls 
müfjen, wenn die zugewiejenen Einfünfte nicht ausreichen, auch 
hier noh Meatricnlarbeiträge erhoben werden, — was beifer 
abzuftellen ift (9). Ye mehr fich der Bundesftaat in feiner Fort: 
entwiclung dem Einheitsſtaate etwa nähert, je größere und Foft- 
fpieligere Aufgaben an ihn herantreten (Bunvesfriege!), deſto 
mehr muß auch ver Bundeshaushalt in Betreff der Ausgaben 
und Einnahmen allmälig einem gewöhnlichen Staatshaushalte 
gleichen (A) und deſto mehr fchrumpfen die Einzelftantshaushalte 
zu freilich höher ausgebildeten Provincialhaushalten zufammen (£). 
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Eine folhe Entwicklung ift auch in financieller Hinficht wohl im 
Ganzen erwünſcht. Das fchwierige Problem der richtigen 
Trennung von Hauptſtaats-, d. h. eben von recht eigentlichen 
Staatsbevarf und Local: (Lanvestheil-) bedarf wird auf dieſe 
Weiſe vielleicht am beften gelöjt (8. 38b u. ſ. f.) W. 


(a) Die großen u von bleibender Bedeutung find befanntlich die 


Bereinigten Staaten von Nordamerifa, die Schweiz (Berf. 
v. 12. Sept. 1848), der Norddeutfhe Bund (Verf. v. 25. Juni 
1867) und das nunmehrige neue Deutfhe Reich (VBerfaff. v. 31. Dec. 
1570, Bertr. mit Hefien v. 15. Nov. 19870, Baden v. demf. Tage, 
Würtemberg v. 25. Nov. 1870, Baiern v. 23. Nov. 1870). ; 


(d) Zn Nordamerika find Aeußeres, Heer u. Flotte (incl. Invaliden— 


(e) 


penfionen), oberfte Gerichte, Indianerweſen, Regierung der Territorien, 
andelspolitit, Zollweſen, Münze, Poft, Yandvermefiung, Küftenficherung, 
undesfhuld Bundesſache; in der Schweiz Aeußeres, Heer (in 
Bulver- u. Patronenfabrifen), oberfter Gerichtshof, Handelspolitif, Zoll= 
weien, Münze, Boft, Telegraphen, Maaß und Gewicht, technifche Hochſchule 
Bundesangelegenbeit. Die Competenz des Nord deutſchen Bunds er— 
ftredte fih nach $. 4 der Berf. auf folgende „der Beaufjichtigung u. 
Gefetgebung des Bunds unterliegende“ Gegenftände: Frei 
Heimaths- u. Niederlaſſungsverhältniſſe, Staatsbürgerrecht, * weſen 
u. Fremdenpolizei, Gewerbebetrieb u. Verſicherungsweſen (ſ. 8. 3 d. 
Berf.), Colonifation u. Auswanderung nad) aufßerdeutfchen Ländern — 
Zoll⸗ u. ren te u. f. Bundeszwede zu verwend. Steuern — 
Maaß-, Minz-, Gewichtsſyſtem, ng a über Ausgabe v. fund. u. 
unfund. Papiergeld — allgem. Beftimm. über Bankweſen — Erfindungs- 
patente — Schuß d. geift. Eigenth. — Schuß d. deutſchen Handels im 
Ausland, der Schifffahrt, der Si ge, Conſulatsweſen, — Eiſenbahn— 
weien u. Herftell. v. Yand= u. alleeitrafen, Jutereſſe der Yandeöver- 
theid. u. d. allgem. Verkehrs, — Flößerei u. Schifff. auf den mehreren 
Staaten gemeinf. Wafjerftraßen, Zuftand der letzteren, Yluß= u. and. 
Wafjerzölle, — Poft- u. Telegraphenweien, — Belt. üb. wechjelfeit. 
Vollſtreckung v. Erfenntnifjen in re u. ſ. w., — Beglaubigung 
öffentl. Urkunden, — gemeinf. Gejeßgeb. iiber Obligat.-, Straf, * 
dels-, Wechſelrecht u. gerichtl. Verfahren, — Militärweſen des Bünds 
u. Kriegsmarine, — Medicinal- u. Veterinärpolizei. — Dieſer Artikel 
iſt wörtlich als Art. 4 auch in d. Verfaſſ. d. deutſchen Reichs überge- 
gangen mit dem Zuſatz, daß d. Beſtimmungen über Preſſe u. Vereins— 
weſen auch Bundesſache fein follen. 
In den gen. 3 Bundesftaaten befteht ein ve größerer Bundeshaus⸗ 
balt und ein Bundesihuldenmweien. In Nordamerika Abſchluß f. 


1868/69: Kriegsdep. 7850, Marine 20.00, Koften der Schuld (Zins 


fen u. ſ. w.) 141°06, Tilgung derf. 25322 (bei gleichzeit. Vermehr. der 
Schuld um 23568, alfo großentheils nur Converſion), Aeußeres 837, 
Civildienſt 12:44, Penſ. Indiauer 3552, Berjchted. 35:66, Summa 
58478 (excel. Zilgung 33155) Mill. D., Stand d. Bundesihuld (faft 
anz durd den Bürgerkrieg v. 1861—65 veranlaßt) 1. Juni 1870 nad) 
Übzug des Cafjabeftands 240656 Mil. D. (wonon 43473 unverzinsl., 
meiſt ae — Schweiz, N. für 1869 2174, A. f. 1870 
2239 Mil. fr. — Norddeutfher Bund: Et. f. 1870 7673 Mil. 
Thlr. Ausgabe (incl. Nachtragseredite), A. f. 1871 77:45 Dil. Thlr., 
twov. 4:72 auferord., davon Militär zuf. 6711, Marine 8:00, Binfen 
dv. Schuld 0612, Aeußeres 0556, Conſulate 0.354 Mil. Thlr., 





(d) 


(e) 
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Handelögeriht 58600, Kanzleramt, Bundesratb, Bundesausſchüſſe 
0,274 Mill., Reichstag 20.563, Nechnungshof 63000, Poft u. Zeitungs- 
verwalt. 12220, Telegr. 59822 Thlr. Für d. franzöf. Krieg find bis 
E. 1870 f. 220 Mil. Thlr. Anleihen gefetsl. bewilligt, deren Tilgung 
ourch die franzdj. Kriegsentfchädigung wohl in Ausficht fteht. 

Das Trügerifhe des Kopfquotenſyſtems berubt darauf, daß ohne 
Nücficht auf den verfchiedenen Wohlftand die Confumtions-= u. Pro— 
ductionskraft u. die Steuerfähigfeit jedes „Kopfes“ im jedem fog. Staate 
als gleich angenommen wird. Dabei wird ganz überjehen, daß große 
u. Fleine Staaten fich gar nicht unmittelbar vergleichen laſſen, da der 
kleine „Staat“, vollends in Berbältniffen wie den deutfchen, eben nichts 
Anderes als eine zur Souveränetät gelangte Provinz oder gar nur ein 
Kreis eines natürlichen großen StaatsgebietS ift. Die vergleichende 
Statiftit begeht in ihren Vergleichen von „Staaten“ (etwa ein thürin— 
gifcher und Preußen!) hier oft die gröbften Berftöße gegen jede Yogif. 
S. Wagner, Shſt d. Bettelbanfengefetg. 1870, ©. 189 u. o. $. 14a. 
Die Oppofition 3. B. gegen den Acceffiongvertrag Waldecks mit Preußen 
v. 18. Juli 1867 Seitens preuß. Abgeordneter, weil dadurch für Preußen 
gewifje Laſten erwuchfen, welche Walde nach d. Kopfquotenprincip hätte 
tragen müſſen, berubte ebenfall3 auf der Verkennung diefes Puncts. 
In finanz. Hinficht bietet in Deutfchland nur die Bertbeilung gewifier 
Einnahmen (Zölle u. |. w.) nach dem Kopf eine theilweiſe Ausgleihung 
der Juconvenienzen des Kopfquotenprincips bei den Ausgaben. Aber 
Gleihmäßigfeit wird Doch nicht erreicht, fo lange Matricularbei— 
träge befteben. 

Namentlich gewiffe indirecte Abgaben u. Gebühren find in 
Bundesstaaten fir den Bundeshaushalt aus d. Einzeljtaatsbaushalt aus- 
geichieden, jo die Grenzzölle in Nordamerika (1868/69 18005M. D.), 
der Schweiz (896 M. fr. Brutto in 1869), im Nordd. Bunde 
(1871 9. 18°56 M. Thlr.). Außerdem in der Schweiz die Eimm. aus 
Poft, Telegr., Pulverfabr., Zündkapfelfabr., Gebühr. am Polhtechn., in 
Nordamerika die Einn. aus d. Yandverkauf (4:02 M. D.) u. beveut. 
innere Verzehrfteuern u. a m. (f. Anm. (f), im Nor dd. Bund Brannt- 
weinftener, Salzjt., Nübenzuderft., Braumalzft., inländische Tabakſteuer 
(i. $. 1871, N. 30:01 M. Thlr.) u. 105 DEI. Thlr. Averſen der 
nicht zum Zollverein gebör. Theile des Bundesgebiet3, ferner die Wechiel- 
ftempelft., (896000 Thlr.), Nettoeimm. aus Poft 240, Telegr. 0,6 M. 
Thlr. u. H. a. P. Somit find im Nord. B. i. Ganzen 54.09 Mill. 
Thlr. Einn. der Einzelft. auf den Bund übertragen. 

In Nordamerifa ift während des Bürgerkriegs der umfafjendfte 
Gebrauch von dem Beltenerungsreht des Bundes gemacht worden, f. 
Hod, Finanz. Amerifas ©. 187 fi. Nach d. fpäteren Ermäßigung 
braditen diefe Steuern 1868 noch 18634 M. D., wovon auf rohe Baum- 
wolle 2250, Spirit. 1428, gegohr. Getränfe 5°69, Tab. 18:64, Manu 
fact. 3916, Licenzen 16:36, Banken, Verſich. Eifenb., Telegr. gef. 16:53, 
Eintommenft. 33°07, Teftamentft. 2:82, div. Abgaben 2:43 M.D. Im 
Nordd. Bunde u. Deutfchen Reiche beftehen noch feine dir. Bundesfteuern, 
die aber nicht ausbleiben können. 

Die faft ganz nad) dem Kopfquotensyftem erhob. Matricularbeiträge im 
Nordd Bunde find im N. für 1871 2336 M. Thlr, wovon auf 
Breußen 1925 M. Thlr., Sahjen 195, der Heft auf die fleineren. 
Der amerik. Bürgerkrieg 1861 —65 hat dort, der franzöf. Krieg v. 
1870-71 wird im Deutfchen Reiche darauf hinwirken. 

In Preußen find z. B. nad d. Et. f. 1870 19:20 Mil. Thlr. eigene 
indirecte Abgaben, 43:35 M. Thlr. dsgl. f. d. Bund veranfchlagt. 


Rau-Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. > 
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8. 38i. 

In der concreten Wirklichkeit zeigen die ſogen. Staatenbünde 
und Bundesſtaaten ſchon mancherlei erhebliche Modificationen 
der theoretiſchen Idee dieſer Staatenverbindungen. Die Geſchichte 
weiſt aber auch noch zahlreiche andere Verhältniſſe einer 
Staatenverbindung auf, welche zufälligen hiſtoriſchen 
Ereigniſſen entſprungen ſich nicht immer leicht unter eine be— 
ſtimmte völker- oder ſtaatsrechtliche Formel bringen laſſen, zumal 
der rechtliche und factiſche Zuſtand in ſolchen Fällen oft erheblich 
von einander abweichen (a). Staaten, welche nur in Perſonal— 
union ftehen, wie 3. B. Schweren und Norwegen, bleiben im 
Weſentlichen felbjtändige, wenn auch unauflöslich verbundene 
Staaten. Ein größerer Kreis gemeinfamer Angelegenheiten, daher 
auch ein gemeinfamer Haushalt fehlt, kaum daß einzelne gemein- 
fame Ausgaben (etwa für Diplomatie) vorfommen. Auch für 
gemeinfame Behörden können hier die Ausgaben in ben einzelnen 
Budgets getrennt bleiben (b). 


Staaten, welche in Realunion ober einer ähnlichen näheren 
itantsrechtlichen Verbindung ftehen, haben in vielen Puncten vie 
Merkmale eines Bundesſtaats oder ſelbſt eines Einheitsſtaats 
und eine größere Reihe wichtigerer gemeinfamer Gegenſtände 
(„Geſammtſtaat“, wie 3. B. die Defterreichifch - ungarifche 
Monarchie). Daher giebt es hier einen eigenen „Haushalt für 
die gemeinfamen Angelegenheiten”, neben befonveren 
Haushalten der Länder oder Ländergruppen. Die Einrichtung 
gleicht in vielen Hinfichten derjenigen des bundesſtaatlichen Finanz: 

- wejens: im gemeinjfamen Haushalt gewiſſe burchaus gemeinfame 
Ausgaben (etwa Aeußeres, Heer, gemeinfame Schuld), auch be— 
ftimmte gemeinfame Einnahmen, welche ohne Separatverrechnung 
für vie Theile des Gefammtjtantsgebiets zuvörderſt zur Dedung 
der Ausgaben dienen (Einnahmen, welche ſich an die Ausgabe- 
zweige fnüpfen, einzelne indirecte Steuern). Die übrigen Ausgaben 
werben nach einem verfaffungsmäßig beftimmten Maaßſtabe durch 
Beiträge jedes einzelnen Landes gevedt (ec). Die Gefchichte zeigt 
auch in folchen Puncten viel Mannigfaltigfeit. Mitunter ift vie 
Nealunion fo eng, daß alle wichtigeren Gegenſtände gemeinfam 
jind und die einzelnen Länder höchſtens noch bejondere Haushalte 
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von der Natur eines Provincialhaushalts oder ſelbſt das nicht 
einmal mehr haben (d). W. 


(a) Beifpiele: daS frühere und jegige Verhältniß des K. Polen zu Ruß— 


6) 


(e) 


land, früher wohl ein Mittelding zwifchen Perſonal- und Realunion, 
getrennte Finanzen, jet factifch wenigftens faum etwas Anderes als 
Einverleibung; das polnifche Budget der Ausgaben poftenmweife bei 
den Budgets der ruff. Reihsminifterien, wonchen nur ein Fleiner Betrag 
noch bejonders für Polen im ruff. Budget fteht (1570 374 M. R.); 
ebenjo bei den Einnahmen. — Ferner das völfer- u. ftaatärechtliche 
Berhältniß der drei deutfhen Dftfeeprov. Rußlands nad den 
Capitulationen mit Peter I. u. nach d. Nyftädter Frieden mit Schweden, 
verglichen mit dem factifchen BZuftande (Finanzen Theil der Reichs— 
finanzen). Das VBerhältnig Transkaukaſiens (Em. u. Ausgabe 
ein befonderer Theil des rufj. Budgets), Finnlands (im Wejent- 
lichen Perſonalunion, durchaus getrennte Finanz. u. Ausgaben, Schulden, 
befond. Militärbudget getrennt v. allgem. Budg. des Yandes). — In 
Defterreich hatte die Militärgrenze feit Tange ein apartes Budget, 
das nur als befond. Theil des Staatsb. aufgeftellt war. Das jetige 
Berhältniß zwifchen Defterreih und Ungarn (ciSleithan., im Wiener 
Reichsrath vertretene u. Länder d. ungar. Krone) auf Grund der augen- 
bliklih zu Recht beftehenden Berfafjung v. 1567 läßt fich auch nicht 
unter eine einfache Formel bringen. Merkmale der Perſonal- u. Real- 
union, des Bundesjtaats, Staatenbunds u. wieder des Einheitsftaats 
Tiegen in bunter Mischung durcheinander. Als Realunion ift das 
Verhältniß vorläufig vielleicht noch am NRichtigften zu bezeichnen, weil 
dies Moment noch vorwaltet. Das ift natürlich fiir die Einrichtung 
des Finanzweiens von weſentlichem Einfluß, ſ. u. Anm. (c). Weiter 
Y an das Berbältniß der Türkei zu ihren Schußftaaten, der Donau- 
ürftenthümer unter einander (Rumäniens, jett wohl faft dem 
Einheitsftaat gleichfommende Realunion), LZuremburgs zu Holland 
(feit 1867 Perfonalunion), Limburgs dsgl. bis 1866, der Elbherzog- 
thümer zu Dänemark bi3 1864 u. W. m. erinnert. Alle folche elle 
liche Berhältnifje äußern auch auf die Ausgabeeinrichtung u. die Finanzen 
überhaupt ihren Einfluß. Sie haben felten lange unveränderten Beſtand 
umd führen leicht zu polit. Verwicklungen, daher. auch zur Unordnung 
im Finanzweſen. 


Schweden u. Norwegen haben f. gemeinf. Sachen einen aus ſchwed. u. 
norweg. Mitgliedern zufammengefegten Staatsrath, deſſen Koſten, wenn 
aus dem mir nicht jpecieller vorliegenden Budgets geſchloſſen werden 
darf, getrennt in beiden Haushalten erfcheinen. 


Nach d. Verfaff. v. 1867 find in Defterreih-Ungarn gemeinfam: 
die Zweige (u. Ausgabeetats) für d. Neufere, für Heer u. Flotte, f. ein 
gemeinf. Finanzmin. u. eimen gemeinf. Rechnungshof (Summe W. f. 
1870 9479 M. fl.) n. gemeinfame Dedungsmittel: eigene Einnahmen 
d. Kriegsmin. der Confulate, Ueberſchüſſe d. Zollgefälle (12 M. fl.), im 
G. 1533 Dil. fl. Alle anderen Einn. u. AusgabeetatS (auch 3. B. 
der Hofftaat) find getrennt. Der Reſt der gemeinfamen Ausgaben 
(79:46 M. fl.) wird zu 70%, von den ciSleith. u. zu 30%, von den 
ungar. Ländern gededt. Bon der Staatsſchuld ift nur die ſchwebende 
in Betreff der Münzſcheine u. des Papiergelds (E. 1869 31908 M. fl.) 
gemeinfam, die ganze übrige (E. 1869 26809 M. fl.) Taftet auf d. 
ciSleith. Yanden nach dem finanziellen Ausgleih mit Ungarn allein, 
jedoch zahlt Diefes zur Verzinſung der Schuld die fire Summe von 
30 Di. fl. jährlich. Die Grumdentlaftungsihuld laſtet in d. weſtl. 
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END .:. 


Hälfte des Staat3 auf den einzelnen Kronlanden, in Ungarn auf 
der Gefammtheit der ungar. Yande als deren Staatsſchuld. 

(d) So bat Rumänien eim einheitl. Budget; an die Türkei zahlt es für 
beide Fürftenth. getrennt den Kleinen Zribut von 5000 u. 3000 Beutel 
(& 500 Piaſter = 30 Thlr.). Auch d. anderen türk. Schubftaaten haben 
ganz getrennte Budget3, in denen d. Tribut an d. Pforte al3 Ausgabe- 
pojten (in d. türk. Rechn. al3 Einnahme) apart vorkommt (Aegypten 
150.000 Beutel). 


8. 39. 


9) Eintheilung der Staatsausgaben in ordent— 
lihe und außerorventliche. Diefe Eintheilung erfolgt in 
einem etwas verjchievenen Sinne, je nachdem man auf vie Zeit 
des Eintretens des Bedürfnifjes, für welches eine Aus- 
gabe bejtimmt ift, oder auf bie Dauer der mit einer Aus- 
gabe erzielten Wirkungen ($. 41a—4lec) fieht. Außer- 
dem kann die Unterfcheivung auch eine jtaatsrechtliche Be— 
deutung haben ($. 41d). Bei der erjten Eintheilung ergiebt 
fih Folgendes (a): 

Drdentlihe Ausgaben find folche, welche im regelmäßigen 
Gange des Staatslebens jährlich oder doch in beftimmter Wieder- 
bolung vorkommen und einem fortvauernden Bedürfniß ent- 
iprechen. Man kann deshalb ihr Eintreten vorausfehen, und es 
ift zwedmäßig, zu ihrer Dedung Einfünfte von gleicher Fort- 
dauer aufzufuchen. 

Außerordentlihe Ausgaben werben durch ein befonderes 
Bedürfniß eines einzelnen Zeitpunctes herbeigeführt. Dies Be— 
dürfnig läßt fich bisweilen vorherjehen, erſcheint aber auch nicht 
jelten ganz plöglich; jolche Ausgaben find bisweilen auf ein Jahr 
beſchränkt, bisweilen erjtveden fie fich auf mehrere Jahre. Sie 
find für die Gleichförmigkeit im Staatshaushalte jehr ſtörend, 
weil man die Einkünfte nicht beliebig und fchnell nach der jedes- 
maligen Größe des Bebürfniffes zu erweitern vermag. So lange 
die außerorventlihen Ausgaben wenig betragen, kann man fich 
daburch helfen, daß man einen Theil ver Einnahmen als frei 
verwenbbaren Hülfsvorraty (Keſervefonds) in Bereitjchaft 
halt, find aber große Summen erforderlich, fo müſſen außer- 
ordentliche Hülfsmittel in Bewegung gefeßt werben (b). R. W. 
(a) Vgl. v. Malchus, Finanzwiſſ. II, 55. 

(6) Nach dem hannbv. Grundgeſetz von 1833, 8. 143, ſollte ein Reſerve— 


credit von 5 Proc. Des ganzen Ausgabebudgets für außerordentliche 
Ausgaben zur Verfügung des Geſammtminiſteriums bereit gehalten 
werden. 


8. 40. 


Diefe Scheidung der orbentlichen und außerorbentlichen Aus- 
gaben ift da mit einer befonvderen Schwierigkeit verknüpft, wo 
viele einzelne Ausgaben in eine Claſſe fallen, deren Geſammtzweck 
feftjteht, während die nächjten Gegenjtänvde ver Ausgaben von 
Jahr zu Bahr wechjeln. So tft 3. B. neben den ohne Zweifel 
orventlichen, aber unjtändigen Ausgaben für Baureparaturen fehr 
häufig ein neues Gebäude für den Staatsdienſt aufzuführen, 
weil ein altes unbrauchbar wird, oder an einem gewiljen Orte 
für einen bejtimmten Zwed noch feines vorhanden war. eve 
jolhe Bauunternehmung erjcheint, einzeln betrachtet, als eine 
außerordentliche Ausgabe, denn fie wiederholt fich nur nach einem 
unbejtimmbar langen Zeitraume. Weberblidt man aber die Menge 
der in einem größeren Staate für öffentliche Zwede nöthigen 
Bauwerke (Häufer, Brüden, Yandjtraßen u. vergl.), von denen 
fajt immer eines oder das andere der Erneuerung bebarf, fo muß 
man diefe ganze Claſſe von Ausgaben für eine ordentliche an- 
jehen; nur ganz ungewöhnlich große Ausgaben werben baher 
als außerorventlih angenommen und bevürfen einer bejonderen 
Fürſorge. 


8. 41. 

Bei den ordentlichen Ausgaben tritt wieder in Bezug 
auf die Größe der erforderlichen Summe ein Unterſchied ein. 
Man nennt diejenigen Ausgaben, die von Bahr zu Jahr mit 
gleicher Summe bejtritten werden Fünnen, jtändige, während 
vie unftändigen von wechjelnder Größe find. Zur Erreichung 
mancher Zwecke wird nach den Umſtänden bald eine größere, 
bald eine Fleinere Menge von Mitteln nothwendig, z. B. bei 
Baufoften, Diäten, Prämien, Strafproceßkoften. Um aber doch 
für zuveichenve Einfünfte jchon vorher einigermaßen forgen zu 
können, bildet man fich bei den unftändigen Ausgaben wenigjtens 
eine VBermuthung über ihre wahrfcheinliche Größe, indem man 
den Durchfchnitt aus ven vorhergehenden Jahren zu Grunde legt, 
wobei man jedoch erwägen muß, ob die Verhältniffe fich nicht 
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unterbeffen verändert haben. Der Durchfchnitt würde 5. B. dann 
zu einem ganz falichen Schluffe führen, wenn vie einzelnen 
Sahresfummen fein Auf- und Niederſchwanken, ſondern ein fort- 
Ichreitendes Steigen oder Fallen einer Art von Ausgaben be- 
merfen ließen. Wo vielerlei unftändige Ausgaben vorkommen, 
da fann man bei forgfältig gefertigten Weberfchlägen Hoffen, daß, 
wenn ein Theil der erfteren ven Anfchlag überfteigt, dagegen an 
andern etwas eripart werben wird. Da es jeboch nicht ficher 
ift, vaß beide Fälle fich gerade ausgleichen, jo iſt auch der un: 
ftändigen ordentlichen Ausgaben willen ein Hülfsvorrath ($. 39.) 
ſehr nützlich, veffen Größe im Verhältniß zum ganzen Staats: 
aufwande nach den Umſtänden zu bemeffen ijt (a). Laſſen fich 
unftändige Ausgaben ohne andere Nachtheile in jtändige umwan— 
deln, fo ift dies für die Ordnung im Staatshaushalte fehr 
förderlich. 

(a) Ju Großbritanien und Frankreich wird fein ſolcher Hülfsnorrath 
ehalten und das Fehlende einftweilen geborgt. Wenigftens in unferen 
yentigen Großftaaten ift Die Ausgabe von Schatzſcheinen ein pajien- 
des Mittel, ſolche Hilfsvorräthe zu erfegen oder zu er In 
Preußen war ſonſt ein anſehnlicher Reſerveſonds, z. B. nach dem 
Voranſchlage von 1847, 2312000 Thlr., er wurde aber auch zu Landes— 
verbefferungen benutzt und der — zum Staatsſchatze geſchlagen. 
Neuerlich find nur noch 300;000 Thlr., jetzt 400°000 als Haupt -extra- 
ordinarium des Finanzminiſteriums aufgenommen. Baiern hatte 1855 
bis 61 650°000 fl. Nefervefonds auf 43 Mil. fl. Ausgaben nach Abzu 
der Einnahmskoſten, alfo 19 Proc., für 1868 u. 69 find je 1:818:000 X 
als Reichsreſervefonds bei 581/: Mill. reiner Staat3ausgabe angefeßt, 
alfo 3,1 Proc. (Der Beweggrund biezu liegt darin, daß die Landſtände, 
um eine Stenererhöhung zu vermeiden, die Einfünfte höher angefchlagen 
haben, als fie mit Sicherheit anzunehmen find.) Würtemberg 1869/70 
70'000 fl. —= 0,31 Broc., Sachſen, A. 1870/71 97861 Thlr. = 0,77 Proc. 

In Baden find den einzelnen Minifterien 1870 — 71 je 51'760 fl. für 


verfchiedege und zufällige Ausgaben zugewiefen = 0,36 Proc. von 
14363000 fl. ordentlicher reiner Ausgabe, 


8. 4la. 

Wichtiger als die eben befprochene ($. 39— 41) ift die mit 
ihr verwandte, aber doch ſcharf zu unterſcheidende zweite Ein— 
theilung der Ausgaben in ordentliche und außerordentliche, 
wobei auf das innere Moment der Dauer der mit 
einer Ausgabe erzielten Wirkungen gejehen wird. Diefe 
Cintheilung ift erft in neuejter Zeit beachtet und für bie Theorie 
gebührend verwerthet worden. Ihre Wichtigkeit liegt darin, daß 
fie zugleich ven Ausgangspunct für eine richtige Theorie 
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ver Staatsbedarfsdeckung, insbefondere für die Beant— 

wortung ber Frage über bie principielle Zuläffigfeit und ven 

Umfang der Benugung des Staatscredits ftatt der Be— 

jtenerung bilvet (a). 

Für die Scheidung der Ausgaben nach dem angeführten 
Moment läßt fich der Begriff des umlaufenden und ftehen- 
ven Capitals (I, $. 131) auch auf die Finanzwirthichaft 
anwenden, wenn bie &leichartigfeit der Verhältniffe auch feine 
ganz vollftändige iſt. Hienach find zu unterjcheiven: 

a) ordentlihe Ausgaben: bie periobifche regelmäßige 
Zuführung umlaufenden Gapital® in den Stantshaushalt, d. h. 
ver Aufwand an Gütern, welcher innerhalb einer Pro- 
ductions⸗ (Finanz=)periode definitiv im ftaatlichen Productions: 
proceß zugejett wird, feinem vollen Werthe nach in bie 
producirten Güter (Stantsleiftungen) übergeht und fich eben 
deshalb jährlich in demfelben Betrage wiederholen 
muß. Man kann diefe Ausgaben auch die eigentliche ordent— 
lihe Ausgabe oder das Normalerforderniß nennen. Diejes 
umfaßt aledann alle die Ausgaben, welche fich durch ven gegen» 
wärtigen Bereich der Staatsthätigfeiten und das in einer 
Finanzperiode bejtehende Verwaltungsſyſtem jährlich cet. 
par. in vemfelben Betrage ergeben, aljo einfchließlich bes 
bleibenden Theils der feit der letzten Finanzperiode hinzuge— 
fommenen neuen (vermehrten) Ausgabe. Der Haupttheil des 
Normalerforderniffes ift Yohn für die vom Staate gebrauchten 
Arbeitskräfte (Gehalt ver Beamten, Solo u. f. w.), dazu kommt 
ver jich vegelmäßig wieberholende unmittelbare Sachgüterbevarf 
(Realbevarf). Auch die Zinfen (und Lotterieanlehensgewinnfte 
als Erfa oder DVervollitändigung der Verzinſung) der Staats: 
ihuld gehören hieher; die Ausgaben für Tilgung formell recht- 
ih je nach den Anleihecontracten, nicht unbedingt allgemein 
finanzwifjenfchaftlich, weil eine vegelmäßige Schulventilgung nicht 
principiell geboten ift. W. 

(a) Zuerſt hat Dietel, Syſt d. Staatsanleihen 1855, die Wichtigkeit diefer 
Eintheilung betont und fie für die Staatöbedarfspeung verwerthet, f. 
nam. ©. 90 fi., 152 ff., wobei er indeffen nicht genügend fpecialifirt, 

8. 41b. ©. aud Umpfenbad, Finanzwiſſ. 8. 194, 201, 174. 


Ganz unabhängig von Diegel bin ich auf inductivem Wege, N eciell durch 
das Studium der öſterr. Finanzverhältniſſe bei dem An ichen eines 


— 72 


richtigen Verfahrens in einem amt chronischen Deftcit leidenden Staats— 
bausbalte, zur Aufjtellun einiger Hauptprincipien für die Ordnung 
der Finanzwirtbfchaft gelangt, wie fie ähnlich fchon früher Dietsel 
a. a. 9. abgeleitet | hatte. Nachdem ich Letzteres nachträglich bemerkt 
hatte, hielt ich es für richtig, Dietzel's Priorität anzuerkennen (f. Vor— 
rede z Wagner, Ordn. d. öſterr. Staatshaushalts), was Dietzel ſelbſt 
früher dankbar auertannt hat. Soviel zur Gonftatirung des Sachver⸗ 
halts, der neuerdings trotz meines loyalen Verfahrens gegen D. ſo 
dargeitellt wurde, als ſei ich einfach ihm, D., gefolgt. — Ueber die 
Frage jelbit ſ. d. angef. Schrift bef. ©. 9—19, 54—63, —— Wagner, 
rt. TODE Staatswörterb. x, 5—10, u. Art. Staatspaushalt 
im Handwörterb. Me NE v. Nentich. Laspeyres, Art. 
Staatswirthſch. im Staatswörterb. X, 854 ff. Naſſe, Steuern- und 
Staatsanl., Tüb. Ztſchr. f. Staatswifl. XXIV (18568) 1 ff., 11 ff. W. 


8. 41b. 


b) Außerordentlide Ausgaben: der unperiodiſch, 
in größerem Betrage meijt nur von Zeit zu Zeit ftattfinvende 
Aufwand an Gütern, deſſen Wirkungen über die laufende Finanzs- 
periode hinüberragen. Hier ift aber weiter zu unterjcheiven (a): 

«) Die betreffende Ausgabe wird die Grundlage einer 
dauernden Nußung, d. h. eben fie wird zu einer jtehenten 
Safitalanlage, jo daß in den folgenden Finanzperioden eine 
Minderausgabe und eine gejteigerte jtaatlihe Pro- 
ductionsfähigkeit eintritt. Hieher gehören zwei Fälle: 

Einmal die privatwirthbichaftliche Gapitalanlage: alle 
Ausgaben für die Erwerbung (durch eigene Errichtung oder 
durch Ankauf) und Berbefjerung eines privatwirthfchaftlichen 
Unternehmens, deſſen Zweck ausſchließlich darin beſteht, dem 
Staate einen Reinertrag zur Beſtreitung der aus der Durch— 
führung der eigentlichen Stantszwede entjpringenden Ausgaben 
abzuwerfen (b). 

Sodann die ſtaatswirthſchaftliche Gapitalanlage, wo- 
duch zur Durhführung der eigentlihen Staats: 
zwecde bejtimmte Staatseinrichtungen und Anftalten gefchaffen 
oder verbejjert werben, welche. alsdann wie ein jtehendes ftaat- 
liches Immaterialcapital wirklich die Grundlage für eine dauernde 
Nutzung, für eine größere Yeiftungsfühigfeit des Staats auch bei 
nicht wiederholter Ausgabe bilden. Die Ausgaben, welche für 
die erſte Ein- und Durchführung großer ftaatlicher Reformen 
vorübergehend in bejonderem Umfange erforverlich find, — wohl 
zu unterfcheiven von denen, um welche fich etwa von da an wegen 


jolher Reformen das Normalerforderniß dauernd erhöht —, 
bilden den wichtigften Fall, z. B. die Anlage eines neuen Grund: 
jteuerfatafters für die Finanzverwaltung, eines Staatsjtraßen- 
neßes, die Vornahme einer Yuftizreforin, wie etwa die Erſetzung 
der Patrimonialgerichte durch landesherrliche, einer Verwaltungs— 
reform, einer Geſetzgebung über Ablöfung von Grundlaſten oder 
anderen wohlerivorbenen Rechten, wobei der Staat etiwa einen 
Theil der Entjehädigungen auf feine Rechnung nimmt, einer 
Militärreform, die Einführung eines neuen Bewaffnungsſyſtems, 
die Herjtellung von Flotten, Feſtungen u. ſ. w. (c). W. 


(a) ES ift der Fehler von Dietzel a. a. O. daß er nicht in der im Text 
angegebenen Weife weiter die außerordentliche Ausgabe zergliedert. 
Dadurd gelangt er zu feiner viel zu weit gefaßten Regel für die An— 
wendung des Staatscredits ftatt der Beſteuerung behufs der Dedung 
des Staatsbedarfd. ©. A. Wagner, Ordn. a. a. O. ©. 38 ff., Las— 
peyres a. a. O. X, 85, Naſſe a. a. O. © 11. 

(b) Beiſpiele: Anlage, Ankauf, techn. Verbeſſerung (durch neue Capitalver— 
wendungen) von Feldgütern, Foriten, Berg = u. Hiittenwerfen, Staats- 
fabrifen, Eifenbahnen u. f. w. (wobei freilich mitunter neben dem Zweck 
des MNentebezugs — ſtaatswirthſchaftliche Gründe für die Ueber— 
nahme ſolcher Anſtalten durch den Staat mit ſprechen können, z. B. bei 
Forſten, Bahnen, Fabriken). „er 

(e) A. Wagner, Ordn. ©. 43 ff. (ftatift. Veifpiele aus d. großen öfterr. 
inneren Neformperiode 1849 ff. Eine Summe von 12— 14 Mill. fl. 
mag 1850—60 bei der Juftizreform in Oefterreich als ftehende ſtaats— 
wirtbichaftl. Gapitalanlage verwandt worden fein. ©. auch Wagner 
in Horn's Ann. du ered. publ. 1861, p. 59 ff. [art. fin. de l’Autriche] 
u. Staatöwörterb. VII, 606, 616 ff.). Die befannte engl. Ausgabe v. 
20 Mil. Pfd. St. für Entfhädigung der Sclavenbalter, die Zuſchüſſe 
(oder Vorſchüſſe) Rußlands bei der Emancipation der Yeibeigenen, 
die Zufchüffe der Öfterreidh. Kronländer bei der Grumdentlaftung, 
ähnliche in deutfchen Staaten (Z. B. in Baden bei der Zehentablöfung) 
find wichtige Beifpiele. Häufig werden folche Ausgaben fir ftaats- 
wirtbfchaftl. Kapitalanlagen nach längeren Bwifchenräumen (Perioden 
der Stabilität, Reaction) auf einmal in befonders großem Umfang noth- 
wendig: Perioden des Fortſchritts, der Reform, oft nad großen politifchen 
Bewegungen, jo nad) 1845, nad) 1566 (neues europ. Infanteriefeuer— 
waffenſyſtem, verbefierte Kanonen, Panzerſchiffe u. |. w.). ©. Wagner, 


— 


Ordn. S. 3, 45 ff. 


8. Ale. 


A) Die betreffende Ausgabe wird vorübergehend in einzelnen 
Finanzperioven durch abnorme, fich zeitweilig dev Verwirklichung 
der Staatözwede entgegenftellende Schwierigfeiten verurfacht. 
Dean kann hier nur gezwungen und oft ganz und gar nicht von 
der Schaffung ftehender ftaatlicher Immaterialcapitalien durch 
ſolche Ausgaben fprechen (a). Vielmehr tellen legtere in ber 


— 74 — 


Regel große Verluſte an Sachgütern und Menſchenkräften für 
die ganze Volkswirthſchaft dar. Der Hauptfall iſt ſtets ber 
Kriegsaufwand (b) oder der Ähnliche für die Bewältigung 
innerer Unruhen. Mitunter kann auch der Staatsaufwand 
für die Bekämpfung allgemeiner, durch Elementarereignifje be— 
wirkter Nothſtände (bei Mißwachs, Ueberſchwemmung) bieher 
zählen (ec). 

Kur darin gleicht dieſe Ausgabe, welche man vie eigentliche 
außerordentliche oder die aufßerorventlihe im engeren 
Sinne nennen kann, der privat und ftaatswirthichaftlichen Capital- 
anlage und unterjcheiden fie fich gemeinfam von ber ordentlichen 
Ausgabe (Normalerfordernig) darin, daß alle drei nicht regel— 
mäßig periodijch wiederkehren. Auch kann man, freilich 
immer nur ganz bebingt, zugeftehen, daß, wenn einmal eine 
folche eigentliche außerorventliche Ausgabe in einer Finanzperiode 
(Bahr) vorgefommen, fie in ven folgenden nach einer gewilfen 
Wahrfcheinlichfeit ausbleiben wird. Infofern wirft alfo auch 
dieje außerordentliche Ausgabe allerdings über die Periode, in 
welcher fie erfolgte, hinaus. Aber eine Sicherheit, wie doch im 
Fall der ſtaatswirthſchaftlichen Gapitalanlage, bejteht gleichwohl 
nicht. Ja, in dem wichtigjten Falle, vem des Kriegsaufwande, 
ijt die wirkliche Sachlage oft gerade umgefehrt: ver beendete, 
jelbjt ver glücklich beendete Krieg fchafft oft genug für den Staat 
gerade eine Ausficht auf einen baldigen neuen Krieg. Dies kann 
jelbjt in jenen Fällen gelten, wenn ein Krieg zu einem wohl- 
thätigen ftaatlichen Neubau und zu einem neuen Aufſchwung ber 
nationalen Volkswirthſchaft führt (d). 

Auch vom financiellen Standpuncte aus wird man daher 
bieje außerorbentliche Ausgabe in ver Hauptfache als einen 
Gapitalverluft zu behandeln haben. Derfelbe fann nur mitunter, 
weil er fich nicht periodifch wiederholt, ähnlich wie ein Elementar- 
jchaden (oder wie etwa bei Banken mafjenhafte Berlufte an aus- 
jtehenden Darlehen in einer Grebitfrife), in einer Reihe von 
Finanzperioden amortifirt oder „abgefchrieben” werben. Dieſes 
Berfahren beruht aber eigentlich nur auf einer buchhalterifchen 
Fiction, indem der erlittene Verluſt einftweilen theilweife noch 
als ein Guthaben, oder ein Activum bloß in Rechnung 
betrachtet wird (e), während in dem Fall der privat- und ſtaats— 
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wirtbichaftlichen Kapitalanlage dieſes Activum auch wirklich 
eriftirt. Im der Yehre von der Staatsbedarfsdeckung iſt dieſer 
wefentliche Unterjchied zu beachten. W. 


(a) ©. die Anm. (a) zum vor. $. 

(5) Ueber die voltswirtbfchaftl. Wirkung des Kriegsanfwands f. A. Wagner, 
Ordn. ©. 49—53. (Vgl. auch derf. Ruf. Papierwähr. Abfchn. In. II.) 

(ec) 3. B. die Öfterr. Staatdunterftügung Ungarns bei dem Mißwachs 
(durch Trodenheit) in 1863, dsgl. die preuf. Oftpreufens bei dem 
Mißwachs (duch Näſſe) in 1867, dsgl. Die ſchweizer. Cantonalbilfen 
bei der Rheinüberſchwemmung in 1868. 

(A Die auch volkswirthſchaftlich fo fegensreiche Folge der nieder- 
Länd. Befreiungstämpfe im 16. Jahrh., ebenſo der dDeutfchen 1813, 
des Kriegs von 1866 in Deutfchland find Beifpiele. Aber wenn man 
auch mit Necht in den Kriegen Preußens gegen Dänemark, Defterreich 
und Frantreih die Grundlage für die politiihe Wiedergeburt Deutfch- 
lands, und infofern auch eim föftliches volfswirtbichaftliches Gut fieht, 
jo bemeift Doch gerade dieſes Beifpiel, wie fo manche andere, daß „ein 
Krieg den anderen gebährt‘, was für unfere Frage von Wichtigkeit ift. 
S A. Wagner, Spft. d. deutſch. Zettelbankgefeßgebung, Freib. 1571. 


96. 


(e) 


6 


8. Ald. 


Die ftaatsrechtliche Bedeutung des Unterfchieds zwiſchen 
orbentlichen und aufßerorventlihen Einnahmen fommt auf vie 
Unterfcheidung eines jtabilen, ein für allemal over doch für 
längere Perioden von ven gejeglichen Factoren (Parlament, 
Stände) bewilligten und eines wandelbaren, jährlich (over 
von Yinanzperiode zu Finanzperiode) neu zu bewilligenden Theile 
des Ausgabevoranjchlags hinaus (a). Namentlih nah engli- 
ſchem Borgange (db), der übrigens nicht ganz allein ſteht (c), 
ericheint e8 ald eine wichtige Aufgabe des äffentlichen Finanz 
rechts (Budgetbewilligungsfrage) aus der jährlichen Ausgabe einen 
Theil als ftabiles Budget auszujcheiven, ver etwa nur von 
Zeit zu Zeit wieder revidirt wird, und bafür beftimmte Dedungs- 
mittel (privatwirthichaftliche Einnahmen, Steuern) bleibend ver 
Regierung zur Verfügung zu ftellen. 

Das jtabile Budget kann nicht wohl tie ganze orbentliche 
Ausgabe (Normalerfordernig, 8. 4la, auch $. 39) umfafjen, 
wohl aber einige Hauptpoften verfelben, welche ihrem Weſen nach 
längere Zeit eine gleichmäßige Höhe behalten und unter allen 
Umjtänden bejtritten werden müfjen, wenn die Staatsmafchine 
ungeftörten Fortgang haben fol. Dahin find namentlich gewiffe 
aus privatrechtlichen Verpflichtungen herrührende Zahlungen, 
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wie die Verzinfung und contractliche Tilgung der öffentlichen 
Schuld (d) zu rechnen. Dazu treten paſſend folche weitere 
Theile der orventlichen Ausgabe, über welche auch aus anderen 
Gründen (3. B. um peinliche oder ſchwierige parlamentarijche 
Verhandlungen zu vermeiden oder um eine gewiſſe Stabilität ver 
Behandlung der ſich an viefe Ausgaben knüpfenden politifchen 
Tragen zu erreichen), pafjend für längere Zeit (felbft für eine 
unbejtimmt fange Zukunft) eine fefte Vereinbarung zwifchen Re— 
gierung und VBolfsvertretung getroffen wird. Wichtige Beifpiele 
der Praxis und des geltenden öffentlichen Finanzrechtes find bie 
Beitimmungen über Civilliften, Krondotationen u. ſ. w. 
($. 48), ferner die „Kontingentirung“ des Militär- 
budgets auf mehrere Jahre, wie im Norddeutſchen Bunde (e). 
Der ſchon vorhandene Begriff der Dotation ſollte hier in ent» 
jprechender Weife weiter gebildet werden, fo daß das jtabile 
Budget aus einer bejtimmten Reihe folcher Dotationen bejtände (f). 
Eine folche Scheidung hätte nicht nur günftige politifche 
Folgen, fondern käme muthmaßlich auch ven Finanzen zu Gute. 
Denn das wandelbare Budget würde dann um fo forg: 
jamer geprüft werben, während jett die ganze Prüfung oft genug 
nur allzufehr Formſache ift (g). W. 
(a) ©. v. Malchus, Finanz. II, 8. 20 (S. 111 ff), Stein, Finanzwiff. 
©. 29 ff, A. Wagner, Ordn. u. ſ. w. ©. 58. 


(6) Malchus a.a.d. ©.113, v. Czörnig, öfter. Budget I, 20, Bergius, 
Finanzwiſſ. S. 14, — derſ. in d. Tüb. Ztfchr. für Staatswiſſ. 1871, 
"©. 105 (über d. confolid. Fonds handelnd). Man unterfcheidet zwifchen 
den auf dem Gefet berubenden u. den für den Dienft des Jahrs 
bewilligten Ausgaben. Die erfteren machen jett über Dreivierttheile 
ſämmtlicher Ausgaben aus. Ein bedeutender Theil, die Schuld, Eivillifte, 
Benfionen, Gerichtshöfe u.a. m., ift auf den fog. confolidirten 
Fonds angewiefen, d. h. auf den Betrag einer bejtimmten Reihe von 
Abgaben, welche Pitt 1757 in einen Fonds vereinte und fr jene Aus- 
aben bleibend —— ließ. Dieſer Fonds haftet für die betreff. 
Ausgaben, nur dor Ueberfchuß fteht zur Anweifung fir den Dienft des 
Jahres offen. Die auf dem Geſetz beruhenden Ausgaben werden daher 
auch nicht im Etat dem Parlament zur Bewilligung vorgelegt. 


(ec) In den Niederlanden wurde vor der Trennung Belgiens nad Gef. 
v. 24. Aug. 1815 ein lujähr. ftabiles Budget bewilligt Mir alle ordent- 
lichen, firen und beftändigen Ausgaben, welche aus dem gewöhnlichen 
Laufe der Dinge —— u. insbeſ. ſich auf den Friedensſtand be— 
ziehen.” S. Malchus I, 113. Vorſchlag Lafitte's für Frankreich 
1827, ebendaſ. S. 114. 

(d) A. Wagner, Art. Staatsſchulden, Staatswörterb. X, 49. 


(e) Norddeutſche Bundesverfafl. Art. 60, Bewilligung eines ftabilen Militär- 
etats bis Ende 1871, 1%/, d. Bevölkerung v. 1867, 225 Thlr. per Mann. 
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(4 Der tehnifhe Ausdruck Dotation bezeichnet im preuf. Budget den 
Zufhuß zur Rente Des Kronfideicommißfonds, die Ausgabe für die 
öffentlihe Schuld (VBerzinfung, Tilgung, Verwaltung) und die Koften 
des Yandtags. 

(g) Sehr treffend fagt Stein, Finanz. ©. 29: „es dürfte kaum zu be- 
zweifeln jein, daß Diefer Gedanke (der Ausſcheidung eines ordentlichen 
oder jtabilen Budgets) noch eine bedentfame Zukunft bat, da eine Be- 
willigung des abfolut Nothwendigen an ſich ein Unding und feine Ber- 
weigerung als Mißtrauensvotum gegen WPerfönlichkeiten ein durchaus 
verfehrtes Mittel ift, denn fie würde in der That ein Miktrauensvotum 
gegen die Eriftenz des Staats felbit fein.” Der preuf. Etat bat bei 
den Ausgaben eine Rubrik: „darunter künftig wegfallend“ (3. B. Ge 
balte — Ausſterbeetat). Dieſe Ausſcheidung hat aber wenig ſtaats 
rechtliche und practiſche Bedeutung. Doch ließe ſie ſich in der im Text 
angedeuteten Weiſe ausbilden. Ein verwandter Gedanke liegt zu Grunde. 


8. 42. 


10) Eine Eintheilung der einzelnen Ausgaben nad 
den ihnen zu Grunde liegenden jpeciellen Zweden bat bei 
ver großen Mannigfaltigfeit der letzteren ihre befonveren Schwierig- 
feiten. Ehemals begnügte man fich mit der Annahme von drei 
Hauptelafjen, nämlich 1) Ausgaben für den Hofitaat, 2) für vie 
Civilverwaltung (Civiletat), 3) für das Militärweien (a). Die 
in den Voranfchlägen (Budgets) der verfchievenen Staaten ge- 
wählten Eintheilungen find meijtens in Hinficht auf die gute 
Anordnung unbefriedigend, indem fie bald viele Abtheilungen 
nebeneinanderjtellen, vie feine Leberficht des Ganzen gewähren 
und ſich willfürlich noch weiter vermehren ließen, bald nur ven 
zufälligen Einrichtungen des einzelnen Staates oder einem praf- 
tiihen Bedürfniſſe folgen, alfo nicht allgemein anwendbar und 
nicht aus dem Weſen ver Sache gejchöpft find. Um viefen Er- 
fordernifjen zu genügen, kann man folgende auf einem jtaate- 
wiljenjchaftlihen Grunde beruhende Unterjcheivung zum Aus— 
gangspunet nehmen: 

1) Ausgaben, welche durch die Berfaffung des Staates 
nothwendig werden, indem fie die zur Ausübung der Staate- 
gewalt berufenen Berjonen betreffen (b). Dieſer Theil des 
Staatsaufwandes ift, jo lange die Staatsform unverändert bleibt, 
auch feiner Größe nach ziemlich gleichförmig. Hierhin gehören 
die Ausgaben für ven Hof in Monarchieen, für die Träger ber 
vollziehenden Gewalt (Präſidenten u. |. w.) in Republifen, ferner 
für die Volksvertretung (bei divecter Gejeßgebung durch das 
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Bolt die hiedurch, bez. durch die Vornahme der Abitimmungen 
erwachjenden Koften). ©. die 1. Abtheilung des folgenden 2. Ab- 
ſchnitts, 8. 45 ff. 

2) Regierungsausgaben, welche von der höchiten Gewalt 
für die Beförderung der einzelnen Staatszwede vorgenommen 
werden. Ein großer Theil diefer Ausgaben kommt wefentlich 
in berjelben Weife in den einzelnen Zweigen ter Negierungs- 
thätigfeit vor, indem namentlih Löhne (Gehalte) an die vom 
Staate befchäftigten Arbeiter zu zahlen, die erforderlichen Dienſt— 
gebäude und deren Inventare an beſtimmten Sad- 
gütern zu bejehaffen, zu ernenern oder zu reparireu und weiter 
überhaupt gewilfe Sachgüter für die Bedürfniſſe ver allgemeinen 
Staatsverwaltung zu bejorgen find. Bon diefen allgemeinen Re— 
gierungsausgaben handelt das 1. Hauptſtück ver 2. Abtheilung 
(Regierungsausgaben), 8. 53 ff. R. W. 


(a) zn und viele Spätere, 3. B. v. Jakob, II, 714 und Fulda, 
Handb. 21. — Bodinus führt ſchon dieſe 3 Abtheilungen an, 
1) eönigliche Hofhaltung, 2) stipendia militaria, 3) magistratus, fügt 
aber noch, fall3 Ddiefe Ausgaben etwas übrig Taffen, Belohnungen und 
gg or, hinzu, ferner nennt er Öffentliche Gebäude, Straßen, Schiffe. 
(2) Im Weimarihen Voranſchlage wird neuerlich eine Adtheilung „Aus⸗ 
gaben auf nächftem Grunde der Verfaſſung“ aufgeführt. 


8. 43. 


Eine wiffenfchaftlihe Eintheilung des Regierungsauf— 
wands nach ven Zwecken ver einzelnen Ausgaben muß nothwendig 
an die Staatszwecke felbft, daher an die Eintheilung der 
Reiftungen und Thätigfeiten des Staats anknüpfen. Bei 
aller nach Zeit und Ort wahrnehmbaren Berfchievenheit dieſer 
Zwecke und Leiftungen laſſen fich doch überall und allzeit zwei 
eigentliche organifche Staatszwede und demgemäß zwei 
Hauptgruppen von Leiſtungen des Staats erkennen (a). 

a) Leiftungen und daher Ausgaben im Intereffe des Rechts— 
ſchutzes (Rechts zweck des Staats). 

b) Leiſtungen und daher Ausgaben im Intereſſe ver Cultur— 
und Wohlfahrtsförderung (Culturzweck des Staats). W. 


(a) Es ſcheint mir zuläffig, gerade bei der finanzwifienfchaftlihen Betrach- 
tung, an der Aufitellung diefer zwei organischen Staatszwecke feitzu- 
halten, wenn auch anzuerkennen ift, daß beide eben nicht fo äußerlich 
getrennt gedacht werden dürfen, fondern auf ein gemeinfames höheres 
Princip zůrückzuführen find. Selbft in der Praris zeigt ſich die völlige 


Trennung beider Zwede und Thätigkeitsgebiete unthunlich, z. B. in fo 
manchen Yeiftungen der inneren Berwaltung und Polizei (Gefumdheits- 
weien, Durchführung der wirtbichaftlichen Rechtsordnung, Ablöfungs- 
weien u.a.m.). ©. übrigens v. Holtzendorff, Politik, Berl. 1868, 
Cap. S—11, Ahrens, in Holtzendorffs Encyel. d. Rechtswiſſ. (1870), 
I, 28. Bor Wolf'ſchem Eudämonismus wird man ſich freilich auch in 
der Finanzwiſſenſchaft zu hüten haben. 


8. 43a. 


Rechtsſchutz im Inneren und nach Außen zu gewähren, 
die Sicherheit des Staats im Ganzen wie ſeiner einzelnen 
Mitglieder zu verbürgen erſcheint ſtets als Hauptaufgabe des 
Staats. Im Inneren alſo: Durchführung und Erhaltung 
der einmal beſtehenden, in anerkannter Wirkſamkeit befindlichen 
öffentlichen und privaten Rechtsordnung, daher in 
unſeren Staaten u. A. namentlich des Rechts der perſönlichen 
Freiheit und des Eigenthums (4). Nach Außen: Schutz der 
Staatsangehörigen in ihren Intereſſen, Erhaltung der politiſchen 
Unabhängigkeit des Staats und Volks gegenüber anderen Staaten. 
Im Laufe der geſchichtlichen Entwicklung der Culturſtaaten zeigt 
ſich das Streben des Staats, die Erfüllung dieſer Rechtsſchutz— 
aufgabe, die er früher mit anderen autonomen Organen und 
ſelbſt mit den Privaten theilte, immer mehr allein an ſich zu 
ziehen, in Uebereinſtimmung mit ver neueren Staatsidee (b). 
Diefe Entwicklung hat auch weittragende finanzielle Folgen. Be— 
ſonders wichtig iſt es ebenfalls in finanzieller Hinficht, ob der 
Staat zur Gewährung des Rechtsſchutzes ſtehende organifche 
Einrichtungen für alle Fälle jchafft, vaher vornämlich auch mit 
Präventivzweck (Nechtsftörungen zuvorzufommen, fie durch 
die Geſammtheit der bezüglichen ftaatlichen Einrichtungen zu ver: 
hüten), oder ob er nur mehr fporadifch von Fall zu Fall 
Thätigfeiten entwidelt, daher vornämlich bloß repreffiv auftritt. 
Bloße Repreffion herrſcht mehr auf niederen, Prävention auf 
höheren Entwiclungsftufen vor (ce). W. 


(a) Dem Staate Tiegt es daher ob, jeden Rechts bruch zu verhüten oder zu 
beftrafen umd wieder gut zu machen Aber er als Hüter des Nechts 
bat auch darliber zu wachen, daß Die gefammte Rechtsordnung und die 
Privatrechte Einzeluer nicht in Conflict fommen mit überwiegenden und 
berechtigten Intereſſen der Allgemeinheit. Er muß daher auf recht— 

eitige Reform folder Nechte hinwirken. Daß namentlich auch das 
Privateigenthum nie amd nimmer ein abfolutes fein darf, aber 
auch im Grunde nie gewejen ift, beweiſt jeder Bli in die Nechtöge- 
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ſchiche. Wohlerworbene Rechte wird der Staat in Eonflictsfällen 
nur mittelft Entihädigung abzulöfen haben. Inſofern kann die 
Aufgabe dev Reform der Rechtsordnung fehr wichtige finanzielle 
Folgen haben (Ablöfungen u. ſ. w.), ſ. $. 41b, Anm. (e). 

(6) 3. B. Verbot der Selbitbülfe, der Fehden, Aufbebung der Patrimonial- 
gerichtsbarfeit und gutsherrlichen Polizei u. a. m. 

(ec) 3. B. unperidifche und periodische einzelne Gerichtsfigungen, herum— 
reifende Richter, Gerichte mwechjelnd an verfchiedenen Orten einer-, 
jtebende Gerichtshöfe an beftimmten Orten andererfeitd. — Einzelne 
Polizeiwachorgane, aufgerufen in Fällen befonderer Unficherbeit für be- 
ſtimmte Zeit und beftimmte Orte, — feititehend organifirtes, beftändig 
functionirendes, Über Das ganze Staatsgebiet ineinander greifendes 
Syſtem der Sicherheitspolizei (Gendarmerie, jtädt. Polizeicorps u. ſ. w.). — 
Gelegentliche Gefandtfchaften in Streitfällen zwifchen Staaten, — ftehen- 
der diplomatiſcher und confularischer Dienft. — Kriegsweſen des Lehens— 
ftaats, Kauffahrer für Kriegsdienit requirirt, Anlegung von Schanzen 
u. f. w. in wirklich drobendem Kriegsfall — ftehende Heere (oder doch 
Cadres dafür), Feſtungen, befeftigte Yager, Flotte, „ Spitem des bewaff- 
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neten Friedens". S. A. Wagner, Ordn. u. ſ. w. ©. 3 


8. 43b. 


Die Leiſtungen im Intereſſe ver Cultur- und Wohlfahrts- 
förderung der Bevölkerung bezweden eine Unterjtügung ver 
Staatsangehörigen in ver Berfolgung der Yebensaufgaben, ver 
phyſiſchen, wirthfchaftlichen, geiftigen, veligiöjen, fittlichen Intereſſen. 
Dies gejchieht theild durch Wegräumung von Hinvernifjen, welche 
die Kräfte der Einzelnen oder der Bereine von Einzelnen, ver 
Gemeinden, Kreife u. ſ. w. („räumlichen Gemeinwirthichaften‘‘) 
überjteigen, worauf aber alsdann die Einzelnen jelbjt vie Be— 
ihaffung der Befriedigungsmittel zu beforgen haben (a), theils 
durch staatliche Anjtalten und Einrichtungen, welche von ven 
Einzelnen alddann unmittelbar behufs der Bepürfnigbefriedi- 
gung zu benußen find (b). W. 


(a) 3. B. Wafjerbauten, Austrodnungen, Straßenanlagen, wodurd) eine 
Gegend befiedlungsfähig wird. Sorge für tchrerbildungsanftalten. 
(d) 3. B. Transportunternehmungen, Boten des Staats, Schulen. 


8. 430. 


Nicht ale Zweck, ſondern als Durhführungsmittel ver 
beiden organifchen Staatszwede erjcheinen dann einerjeits vie 
Thätigfeiten auf dem Gebiete ver Gentralleitung, anderer— 
ſeits diejenigen auf dem Gebiete ver Finanzverwaltung. 
Demgemäß ergeben fich auch vier große Gruppen von Ausgaben: 
für Centralleitung, für die Durchführung des Rechtszwecks, 
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des Culturzweds des Staats und für die Finanzver— 
waltung. 

1) Ein Haupttheil ver Ausgaben für die Gentralleitung fällt 
mit den durch die Verfaſſung des Staats beitimmten Aus- 
gaben für die zur Ausübung der Staatögewalt berufenen Ber- 
fonen zufammen ($. 42). Er kann als eine befonvdere Abtheilung 
betrachtet werben ($. 45— 51), obwohl jtreng genommen auch 
er auf die Ausgaben der anderen Gebiete mit zu repartiven wäre, 
da die oberfte Leitung (Regierung) doch Feine am fich ſelbſtändige 
Bedeutung für das Staatsleben hat, fondern immer nur als 
Mittel zur Realifivung der beiden organifchen Staatszwede er- 
jcheint. Zu dieſem Theil der „Ausgaben aus der Verfaſſung“ 
find dann nur noch diejenigen für fonjtige oberjte Staats- 
förper zu jtellen (Staatsrat), Minifterrat), „Staatsminifte- 
rium“ u. dgl. m.). Im der verfaffungsmäßigen oberften 
Gentralleitung liegt auch die nothwendige harmonifche innere 
Vereinigung des Rechts- und Culturzwecks des Staats verbürgt. 

Der übrige Theil der Ausgaben für Gentralleitung ſchließt 
fih unmittelbar an die Thätigfeiten zur Durchführung der beiden 
organifchen Staatszwede und an die Finanzverwaltung an, ve- 
partirt fich aljo demgemäß gleich richtig. W. 


8. 4dd. 

2) Die Staatsleiftungen zur Durchführung des Rechts— 
zwecks laſſen fich wieder in einzelne Claſſen zuſammen— 
fafjen, welchen bejtimmte Berwaltungsabtheilungen (Mi- 
nijterien) zu entjprechen pflegen. Nach letzteren theilen ich 
daher dann wieder bie betreffenden Staatsbebarföquoten. 
Hieher gehören 

a) die Juſtiz (Civil- und Criminaljuftiz nebſt Gefüng- 
nißwefen), wejentlih repreſſiv, aber als beſtimmt organifirtes 
(„Ichlagfertiges“) Syſtem der Repreſſion von Rechtsſtörungen 
doch durch ihr Beſtehen felbit in großartigem Maaße auch prä- 
ventiv wirfend (a). 

b) Die (Sicherheits=) Polizei (i. e. ©.), wejentlich präs 
ventiv (b). 

ce) Die diplomatifche und confularifche Vertretung 
im Auslande, welche neben ven Zweck des en ber 

Rau-Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 





Staatsangehörigen im Auslande auch noch den Intereſſen ber 
wirtbichaftlihen Wohlfahrt dient und infofern zum Theil zu ben 
Leiftungen behufs Durchführung des Culturzwecks des Staats 
gehört (e). 

d) Das Militärwefen (bewaffnete Macht, Heer und 
Flotte), zur Repreffion bejtimmt, aber als jtehenve, gut geord- 
nete Einrichtung doch auch präventiv Rechtsftörungen verhütend (d). 

Juſtiz und Polizei bezweden ven Rechtsichug im Innern des 
Staats, diplomatifche und confularifche Vertretung denjenigen 
außerhalb des Staats. Vornämlich, doch nicht ausſchließlich, gilt 
Letteres auch vom Militärwefen. W. 


(a) Wie fehr dies der Fall, zeigt ſich, wenn ruhige und unruhige Zeiten 
und Länder mit wirffamer und weniger wirfamer Juftiz verglichen 
werden. Bei langfamer, ſchwerfälliger, koftfpieliger, gar beftechlicher 
Juſtiz, bei einem Üebermaaß von Freiſprechungen natürlich auch weniger 
Scheu, Nechtsverlegungen zu begeben. Man vergleihe Mittel- und 
Weſteuropa einer-, Ofteuropa andererfeits, [ z. B. A. v. Dettingen, 
Moralſtatiſt. Erl. 1869, S. 734 ff. über Rußland in Vergleich mit den 
ruſſ. Oſtſeeprovinzen in der Criminalität. Die Productivität der 
Juſtizausgaben zeigt ſich in ſolchen Fällen. 

(2) Die Reſſorts von Kuftiz, Polizei, innerer Verwaltung — 8. 43e) find 
ſehr verichieden begrenzt. Die Sendarmerie, das Gefängnißweſen (Straf- 
anftalten aller Art) ſteht bald bier, bald dort, in Preußen 3.8. nebft 
der Polizeiverwaltung beim Minifterium d. Innern; beim Juſtizminiſt. 
nur die Gerichtähöfe. In Baiern Strafanftalten beim Juftizminift., 
Polizei, Gendarmerie beim Miniſt. d. Innern. In Defterreih gab 
es in der centralift. Periode eine oberfte Polizeibehörde in den Miniſterien 
coordinirter Stellung, fpäter ein Polizeimintftertum zeitweife. 

(c) Der diplomat. Dienft fteht regelmäßig unter d. Miniſt. des Auswärtigen, 
das Conſulatsweſen meiftens auch (im Norddeutfchen Bunde im Bundes— 
etat), mitunter unter d. Minift. des Handels, 3. B. zeitweife in Oefterreich. 

(d) Das wird oft beftritten von einfeitigen Gegnern ftehender Heere. Die 
neuere Geſchichte in Europa wie in Nordamerika fpricht gewiß eber für 
die Behauptung im Tert ald dagegen. — Für Heer u. Flotte beftehen 
zwei getrennte Minifterien in den meiften Staaten; in Frankreich umfaßt 
das Marineminift. die Colonieen mit. 
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3) Die Staatsleiftungen zur Durchführung des Cultur— 
zweds erfüllen das große Gebiet, welches man mit einem ge- 
meinfamen Namen al8 dasjenige dev inneren Verwaltung 
(i. w. ©.) bezeichnen kann, — ein Gebiet, welches fich gerade 
im modernen Staat immer mehr ausvehnt, daher immer neue 
Aufgaben zu löſen giebt und dafür immer größere Mittel bean- 
ſprucht. Die einzelnen Thätigfeiten und Leiftungen bereiten 
manche Schwierigkeiten für die Einreihung in Claffen und Ber: 


waltungsabtheilungen (Minifterien). Im ven einzelnen Staaten 
und zu verjchievenen Zeiten bejtehen daher auch nicht unbedeu— 
tende VBerjchiedenheiten in ver Begrenzung ver fogen. Reſſorts. 
Auch zwiichen der inneren Verwaltung (in dieſem allgemeinen 
Sinn) einer= und der Yuftiz und Polizei andererfeits find vie 
Thätigfeiten nicht immer gleichmäßig abgetheilt. Ein abfolutes 
Princip für die richtige Eintheilung giebt es auch nicht, fondern 
bie Geftaltung biefer großen Gebiete ver Staatsthätigfeit, ihr Ver— 
bältniß zu einander und die Eingliederung ver fpeciellen Thätig- 
feiten in jedes Gebiet unterliegen felbjt wieder einem niemals ftill 
jtehenden gefchichtlichen Entwicklungsproceß. Für die Gegenwart 
fönnen in ven wejtenropätichen Eulturftaaten etwa folgende Ge— 
biete und demgemäß Bedarfsquoten unterfchieven werben («). 

a) Die innere Berwaltung im engeren Sinne: der— 
jenige Theil der GejchäftsgebietS des ſogen. Minijteriums des 
Inneren, welcher fich nicht auf Rechtsſchutzthätigkeiten, Sicher- 
heitspolizei noch auf volfswirthichaftliche Fürforge, Cultus und 
Volksbildungsweſen bezieht. Daher rechnen wir hieher z. B. bie 
amtliche Statiftif, das öffentliche Geſundheitsweſen, pas Hülfs- 
und Armenwejen (öffentliche Wohlthätigfeit) u. ſ. w. (b). Cinige 
biefer Zweige find in der Praris öfters mit ver Polizeiverwaltung 
verbunden, 

b) Die volkswirthſchaftliche Verwaltung (ec). Dahin 
gehören wichtige Zweige aus dem üblichen Reſſort des Minifte- 
riums des Inneren, jo alles Das, was man die Berwaltung 
ber wirthſchaftlichen Rechtsordnung nennen und was 
yon einem Gefichtspuncte aus ſelbſt unter die Thätigfeiten des 
Staats zur Verwirklichung des Nechtszweds gereiht werben kann 
(wirthichaftliche Berufsordnung überhaupt, Agrargefetgebung, Ge- 
werbeorpnung, Handelspolitif u. f. w.). werner ganz oder fat 
ganz die Thätigkeiten der öfters bejtehenden befonderen Minifterien 
der Yandescultur oder der Landwirthichaft, des Handels, der Ge— 
werbe und öffentlichen Arbeiten (d), ver Communicationen. Daher 
u. 4. Bau-, Straßen (Communications=), Poſt- und Verkehrs: 
anftalten überhaupt, Geld- und Münzwejen, Crebit- und Bank— 
wejen, Berficherungswejen und die einzelnen Hauptgebiete ber 
Bolfswirthichaftspflege. 

ec) Die Berwaltung des Unterridts- und Bil- 
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bungsmwefens fowie des öffentlichen Eultus. Hierhin 
gehört das Cultus- und Unterrichtsminifterium mit feinem übli- 
chen Reſſort (e). Einzelne Zweige finden fich mitunter bei anderen 
Minijterien, z. B. die öffentlichen Kunſtſammlungen, Bibliothefen, 
Theater, die etwa unter einem Minifterium des K. Haufes ober 
ver fchönen Künfte (f) ftehen oder gewiſſe Fachſchulen (etwa bei 
einem ber volfswirthichaftlichen Miniſterien (g) u. ſ. w. Von ven 
Ausgaben für die einzelnen Zweige bes NRegierungsaufwands 
handelt das 2. Hauptjtücd der 2. Abtheilung (von den Negierungs- 
ausgaben). W. 


(a) Speciellere Eintheilung, aber ohne dDurchgreifende Trennung des Rechts— 
und Eulturzweds, bei L. Stein, Verwaltungsfehre, Stuttg. 1865 bis 
68, B. 1—7 u. bef. d. Handb. d. Berwaltungst., 1870. 

(d) In Preußen fteht d. amtl. Statift., meteorol. Inftit., Wohlthätigkeit 
im Miniſt. d. Inneren, außerdem d. landräthl. Behörden, Aemter, Land- 
droft., u. d. $. 43d, Anm. (ec) genannten Zweige, Gefundheitswefen im 
Unterrihtsminift. In Batern Etat für Geſundheit, Wohlthätigkeit, 
Sicherheit, gem. Diftrictsftraßen im Minift. d. Innern. 

(ce) Die Zufammenfafjung diefer Thätigleiten in einem „Minifterium der 
Boltswirthichaft‘‘, wie eine Zeitlang in Defterreich, fcheint Manches für 
fich zu haben, ftatt der jegigen Berfplitterung, wo drei oder vier Minifte- 
rien in enge verwandten Sachen entfcheiden. 

(d) Das „Handel3miniftertium‘ mehrfach eine neue Schöpfung, z. B. in 
Preußen i. J. 1848, Verordn. v. 17. Apr. als Minift. d. Handels, 
der Gewerbe u. Öffentl, Arbeiten vom Minifterium des Innern, der 
Finanzen Yosgetrennt. Daneben in Preußen ein befond. Miniftertum 
der Landwirthichaft. Ebenfo in Defterreih. In Frankreich (unter 
dern Kaifertfum) ein befonderes Miniſt. der öffentl. Arbeiten und ein 
anderes gemeinfames für Aderbau und Handel. In Rußland ein 
Minift. der Wege u. Berfehrsanitalten. 

(e) In Heineren Staaten etwa eine Abtheilung des Minifterium d. Innern, 
br in Baden. In Baiern ein Minift. d. Innern u. ein anderes 

inift. d. Innern für Kirchen- u. Schulangelegenheiten. In Frank— 
veich ein Minift. des öffentl. Unterrichts ı. ein gemeinſames für Juftiz 
u. Eultus. In Preußen ein Minift. der geitlichen, Unterrihtö= u. 
Medicinalangelegenheiten. In Rußland ein Minift. der Bollsauf- 
Härung u. der Reſſort des heil. Synod (für d. griech. orthod. Kirche). 

(f) So im kaiferl. Frankreich (auch Reichsarchive u. div. and. Gebiete). 

(g) In Preußen 3. B. die Bau- u. Gewerbeafad. in Berlin, d. techn. 
Tehranftalten in d. Provinzen unter dem Minift. des Handels, d. jelbftänd, 
landwirthſch. Akad. u. Lehranftalten beim Minift. d. Landwirthichaft. 


8. 43f. 

Mehrfach knüpfen ſich an die Staatsleiftungen auf dem Ge— 
biete des Rechtsfchuges und ver Eultur- und Wohlfahrtsförderung 
Einnahmen, namentlich die fogen. Gebühren an. Diefe 
Einnahmen find aber nicht der Zweck, bejjentwegen die betreffende 
Staatsthätigfeit erfolgt, fondern letztere gejchieht behufs Durch— 
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führung der vom Staate einmal im Intereffe ver Gefammtheit 
übernommenen Aufgaben, aljo aus inneren fachlichen, nicht aus 
äußeren finanziellen Gründen. Der Zwed darf unter ver Be- 
nußgung einer ſolchen Stantsthätigfeit als Cinnahmequelle daher 
auch nicht leiden. Inſofern muß bie finanzielle Rückſicht, eine 
Einnahme zu erzielen, bei der Vornahme viefer Thätigfeiten 
überhaupt und bei der Art und Weije, wie fie vorgenommen 
werben, hinter die Rückſicht auf den verfolgten Zweck, deſſent— 
wegen bie Thätigkeit vom Staate übernommen wird, immer 
zurüctreten. Einige Staatsleijtungen auf ben genannten Ge: 
bieten find im Folgenden demnach jowohl bei ven Ausgaben als 
bei den Einnahmen zu berühren (a). W. 


(a) 8. B. Juſtiz (Roften u. Gebühren, Gerichtäiporteln), Strafen, Schulen, 
Poſt, Münze u. f. w. 


8. 44. 


4) Die Finanzverwaltung hat die Aufgabe, die Mittel 
zur Führung des Staatshaushaltes Herbeizufchaffen und fie ven 
einzelnen Dienjtzweigen behufs Ausführung ber biefen im Staats- 
(eben obliegenden Yunctionen zur Verfügung zu ftellen. Sie 
muß zu dieſem Zwecke bejtimmte Thätigfeiten ausüben, welche 
aber eben nicht wie die Thätigfeiten im Gebiete des Rechtsſchutzes 
und der Eultur- und Wohlfahrtsförderung Selbitzwed, fondern 
nur Mittel zur Durchführung diefer organifchen Staatszwecfe 
find. Die Ausgaben, welche ſich an vie Thätigfeiten der Finanz: 
verwaltung fnüpfen, find theil® allgemeine, aus ver Leitung 
und Organifation des Finanzwefens im Ganzen hevvorgehenve 
(Gentralleitung, Etats-, Rechnungs-, Caſſen-, Controlwejen). 
Dieſe kommen im 4. Buche von der Einrichtung des Finanz— 
weſens zur Sprache. Theil find jene Ausgaben fpecielle, 
welche fih an die Erhebung der einzelnen Einnahme- 
oder an die Berwaltung der betreffenden Einnahme- 
zweige anjchließen und in ben Abjchnitten vom Privaterwerb 
der Regierung, von den Steuern und den Staatsjchulden mit 
behandelt werben (a). 

Eigentlih müßten die Ausgaben für die Finanzverwaltung 
großentheils auf die Ausgaben für die Durchführung der eigentli- 
hen Staatszwede vepartivt werden, Denn offenbar foftet z. B. 


das Militär, die Yuftiz nicht nur das, was unmittelbar dafür 
verausgabt wird, fondern noch um fo viel mehr, als vie Be— 
Ihaffung ver Dedungsmittel für diefe Ausgaben (an Erhebungs- 
foften für die Steuern, an Zinfen für die Schulden) erheifcht. 
Dei der Würdigung der Koſten des Rechtsfchuges, namentlich 
des Militärwefens, ift jevenfall® daran zu denken, daß notorifch 
ver bei Weiten größte Theil ver Staatsjchulden aus Kriegen u. ſ. w. 
berrührt, die laufenden Ausgaben für die Schuld alfo auf jenes 
Conto mit zu fegen find. W. 


(a) Der Refjort des Finanzminifteriums umfaßt nicht immer alle diejenigen 
Zweige, welche ausfchließlich oder vornämlih Einnahmequellen find (tim 
Unterihied von den Thätigfeiten, an die fih Gebühren - Einnahmen 
fnüpfen). In Rußland beitebt z. B. noch ein befonderes Minifterium 
der Domänen neben dem der Finanzen. Mehrfach fteben auch folche 
wichtige Anftalten, melde für den Staat doc wenigften® vornämlich 
als Einnahmequelle in Betracht fommen, unter dem HandelSminifterium, 
3.8. in Preußen das Staat3-Berg-, Hütten- und Salinenmwefen, 
die Porcellanmanufattur, die Staatseifenbahnen (Seehandl., Bank wieder 
unter dem Finanzminifterium). In diefen Neffortbegrenzungen wird 
allerdings dem volfSwirtbichaftlichen neben dem finanziellen Gefichtspunct 
Rechnung getragen, aber Vieles ift doch willtürlich und durch ganz zu— 
fällige hiſtoriſche Entwicklung ag Die öffentl. Schuld fteht mitunter 
unter einer felbftändigen höchſten Behörde, das oberjte Control- 
und Rechnungsweſen (3. B. in Defterreich, Rußland, in Preußen unter 
d. Staatöminift.). 


II. Abſchnitt. 


Einzelne Gegenſtände des Staatsaufwandes. 


1. Abtheilung. 


Ausgaben für die verfaffungsmäßige oberite 
Centralleitung. 


8. 45. 


I. Ausgaben für die oberften Leiter des Staats, 
insbefondere für ven Monarchen. Es fann feinem Zweifel 
unterliegen, daß in einem monarchifchen Staate der Fürjt aus 
Staatsmitteln ein Einkommen anfprechen kann, welches zur Be— 
ftreitung ver Hof- oder Hofjtantsausgaben in einem, feiner 
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erhabenen Stellung entſprechenden Umfange zureicht. Dafjelbe gilt 
in der Erbmonarchie von der ganzen fürftlichen Familie. In ven 
älteften Zeiten war biefer Aufivand aus dem Ertrage eigenthüm- 
licher Ländereien des Fürſten beftritten worden, $. 3. Dies hat 
fich in mehreren deutſchen Staaten bis auf die Gegenwart erhalten, 
indem dem NFürftenhaufe noch immer das Eigenthum gewiller 
Grundbeſitzungen und verfchievene einträgliche Rechte zuftehen. 
Dies Vermögen ift nach dem Staatsrechte des einzelnen Yandes 
zur Dedung jener Ausgaben beftimmt und wird durch Familien— 
fagungen (Hausgejege) zufammengehalten. Jene Stammgüter des 
fürftlichen Haufes fonnten am Teichtejten in ſolchen Staaten erhalten 
werden, wo die höchſte Gewalt noch in der nämlichen Familie fich 
vererbt, aus deren Landbeſitz und Gutsherrlichkeit fich ehemals vie 
Landeshoheit entwidelt hat. Wo dagegen durch Ummälzungen und 
Wechſel der herrichenden Familie jene Güter in Privathände 
übergegangen, oder wo fie gejetlich in Staatsgut umgewandelt 
worden find (a), da tritt die Berechtigung des Fürjten ein, ven 
Bedarf des Hofes auf die nämliche Weife wie die anderen Theile 
des Staatsaufwandes aus dem Staatseinfommen zu befriedigen. 


(a) Bol. Bollgraff, Syſteme der praft. Politik, IV, 506. Doc pflegt 
man in diefem Falle bei der Beitimmung der Hofausgaben darauf Nüd- 
ficht zu nehmen, was diefe Güter dem Monarchen würden eingebracht 
haben, wenn er jie behalten hätte. 


8. 46. 


Die Erhaltung folder Stammgüter gewährt dem fürftlichen 
Haufe ein gefichertes Einkommen, welches in Staaten mit Volks— 
vertretung feiner Bewilligung ver lettteren bevarf, und nicht aus 
dem Einfommen ber Unterthanen aufgebracht werben muß, ein 
in Heinen Staaten befonvders erheblicher Umftand. Indeß hat 
man doch den Nuten diefer Güter häufig überichätt (a). Man 
glaubte, der Aufwand des Hofes, wie groß er auch fein möge, 
erjcheine ſtets als gerechtfertigt, wern er aus dem Ertrage jener 
Güter genommen wird; allein eine unverhältnigmäßige oder fogar 
verjchwenderifche Auspehnung diefer Ausgaben würde, befonders 
bei einem beengten Staatshaushalte, doch immer als ein tadelns- 
werthes Mißverhältniß angefehen werben, vorzüglich da nach dem 
deutſchen Staatsrechte die erwähnten Familiengüter nicht aus- 
Ichließglih zu jenem Zwecke dienen, jondern, wenn ihr Ertrag 
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hinveicht, auch zugleich zur Beftreitung von Regierungsansgaben 
mit verhaftet find (bevor auf Steuern zurüd zu greifen ift). 
In Ländern, wo die Domänen fürftliches Hausgut geblieben waren, 
ift dennoch gewöhnlich eine Verabredung über einen gewiffen Betrag 
der Hofausgaben nöthig geworben, bald weil die Domanialeinfünfte 
jo veichlih waren, daß ein Theil verjelben für andere Staats- 
ausgaben verwendet werben konnte und in bie Staatscafje floß, 
bald weil diefe bei der Unzulänglichfeit jener Einkünfte einen Zu— 
ſchuß (Kammerhülfe) geben mußte (db). Die Mitwirkung ver 
Bolfsvertretung zur Feſtſetzung der Hofjtaatsausgaben trägt im 
eriten Falle bei, viefelben in einem den Hülfsquellen des Landes 
entjprechenden Maaße zu halten. Die Verhandlungen hierüber find 
nur in wenigen Fällen auf eine für die fürftliche Würde verletende 
Weiſe geführt worben, auch läßt fich die häufige Wiederholung einer 
Beſchlußfaſſung über diefen Gegenjtand entbehrlich machen, $. 49. 
Wo folche Güter nicht vorhanden find, hat man die gefetzliche Anord— 
nung empfohlen, daß für die Hofitaatsausgaben fortwährend eine 
aus dem Ertrage gewilfer benannter Staatsgüter zu ziehenve 
Summe ausgefchieven wird oder daß ſogar bejtimmte Güter von 
einem ſchätzungsweiſe fejtgejtellten Exrtrage dem Hofe zur Ver— 
waltung auf eigene Rechnung überwiejen werden. Die erjte Ein- 
richtung ift in finanzieller Hinficht faum etivas anderes als eine 
Formalität und hat etwa nur das gegen fich, daß fie die Finanz- 
ausweiſe complicirt (c). Gegen bie zweite Einrichtung fprechen 
erhebliche Bebenfen, denn ſie verleßt leicht den einen over ben 
anderen ber Betheiligten, Staat oder Dynaſtie, verjtößt gegen 
den wichtigen Grundſatz, daß die ſämmtlichen Ausgaben für 
Staatszwede in den wirklichen Beträgen in ven Staatsrechnungen 
erfcheinen follen und kann erfahrungsgemäß ſelbſt dem richtigen 
politiichen Intereffe der Dynaſtie widerfprechen (d). R. W. 

(a) Bergl. v. Jakob, ID, 8. 835 ff. — Dahlmann (Politit, I, 94) be— 


merkt, daß die Fürften ſelbſt öfters den Bezug einer beftimmten Geld- 
fumme aus der Staatscaſſe vorzogen. 

(I) 3.8. Altenburg. Berfaffung von 1833, 8. 18. Hobenzollern= 
Sigmaringen’fche Verfaſſ. 1833, 8. 74. 

(e) In Preußen werden nad) Gef. v. 17. Jan. 1820 (f. auch preuß. Verf. 
Art. 59) 21, Mil. Thlr. von dem Ertrage der Domänen für den Hof 
abgezogen, die im Boranfchlage der Staatsausgaben nicht aufgeführt 
find und zum Behufe einer vollftändigen Ueberficht erft hinzugerechnet 
werden müſſen, ſowie auch der Domänenertrag nach Abzug Diefer 
Summe angegeben wird. Die Summe iſt eigentlich 2573099 Thlr., 


weil ein Theil urfprünglich in Gold ansgedrüdt war. Nach Geſetz vom 
30. Apr. 1859 ıft eine Erhöhung von Mill. Thlr. eingetreten, welche 
im Staatsbudget aufgerechnet werden. Neuerlich nah der Vergrößerung 
de3 Staatögebiet3 im J. 1866 find 11% Mill. Thlr. „zur Rente des 
Kron= Fideicommiß- Fonds” unter den Staatdausgaben angegeben (Gef. 
v. 27. Yan. 1868). Ueber die ftaatsrechtlihe Frage f. v. Rönne, 
3. Aufl. ©. 486. 

(d) Nach dem hannöv. Grundgeſetz v. 1833 8. 125. 126 follte ein Domänen- 
compler, der Mill. Thlr. rein abwiürfe, ausgefchteden und dem Könige 
zur freien Verwaltung übergeben werden. Eine folche Ausfheidung von 
Gütern mit 600000 Fr. einertrag wurde wirklich fpäter ausgeführt, 
gab jedoch in Bezug auf die Ertragsihägung der abgetretenen Güter 
zu ftarfen Befchwerden Beranlaffung (f. d. betreff. Schrift von Miquel, 
die durch die Gegenfchrift von v. Bar nicht widerlegt ift, über dieſe 
Angelegenheit). Diefe Domänenausfheidimg hat zur Unpopularität des 
König Georg nicht wenig beigetragen umd Defanntlich die Dynaftie auch 
finanziell nicht gefihert. In dem fpäter wieder fuspendirten Bertrage 
des König Georg mit der Krone Preußen v. 1868 wurde die Entfhädigung 
der vertriebenen Dynaſtie nicht In Land (mit Ausnahme einer Domäne), 
fondern in Geldzahlungen ftipulirtt. In Medlenburg-Schwerin 
wurden 1849 74 Güter mit 228 Hufen, nebſt Schlöffern, dem großberzog- 
lichen Haufe überlaffen und daneben 175000 Thlr. Civillifte —— 
wozu noch (X. 1851) 73 919 Thlr. Apanagien und Wittwengehalte nebſt 
1000 Thlr. für Unterhalt der Schlöſſer u. ſ. w. lommen. Auch im 
Oldenburg kam man (5. Febr. 1849) überein, einen Theil der Domänen, 
der rein 55000 Thlr. trägt, als Fideicommiß der fürftlichen Familie 
auszufcheiden, während der Reſt in das Staatövermögen überging. 


8. 47. 


Das Nachdenken über die angemefjene Größe ver Hofitants- 
ausgaben führt auf zwei mit gleicher Nothwendigkeit anzuer- 
fennende Süße, die fich gegenfeitig bejchränfen und aus beren 
Verbindung der richtige Mittelweg hervorgeht. 

I. Der Fürft foll nicht in die einfache und fparfame Lebens- 
weife einer bürgerlichen Familie verfegt werden, er bevarf eines 
reihlicheren Einkommens (a), theild damit fich feine Würde durch 
den finnlichen Eindrud einer nicht bloß anftändigen, jondern ge: 
ſchmückten und gefälligen Umgebung auch äußerlich fund gebe (b), 
tbeils um Wohlthätigfeit üben und gemeinnügige Beftrebungen, 
„B. im Gebiete der Wifjenfchaften und Künfte nach freier 
Neigung unterjtügen zu fönnen, worin feine Perfönlichkeit einen 
deito weiteren Spielraum finden muß, je mehr bei den eigentlichen 
Regierungsgefchäften wegen ihrer heutigen Schwierigfeit und ver 
Verantwortlichkeit der Minifter diefen überlaffen werden muß. 


(a) M. Smith, 5. Buch 1. Cap. 4. Abthlg. 
(d) Das Volk felbft fieht dies als Ehrenſache an. 


re 
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8. 48. 


II. Gerade ver Umftand jevoch, daß im Einzelnen des Hof- 
aufwandes eine ängjtlihe Sparfamfeit und Genügſamkeit nicht 
anwendbar ift, hat, wie die Erfahrungen älterer und neuerer 
Zeit beweifen, oft zu einer Verſchwendung verleitet, welche für 
den Stantshaushalt und die Volkswirthſchaft jehr nachtheilig 
wurde (a). Es iſt daher eine Bejchränfung dieſes Aufwandes 
im Ganzen nothwendig. Die älteren Einrichtungen der europäi— 
ihen Höfe laffen eine bedeutende BVBereinfahung zu. Was ale 
unabweislicher Bedarf (minimum) anzufehen fei, ift einigermaßen 
aus der Bergleichung mit den Einkünften dev reichten Claſſe 
von Staatsbürgeru zu beurtheilen. Cine Pracht des Hofes, die 
mit fchweren Entbehrungen ver Bürger erfauft werden muß, 
fann durch die vorhin ($. 47.) angegebenen Rückſichten nicht 
gerechtfertigt werben, zumal ba fich, wenn die Umſtände es ge— 
bieten, Würde mit Einfachheit wohl vereinbaren läßt. Es iſt 
baher zweckmäßig, daß die für den Hof zu verwendende Summe 
im Ganzen mit Rückſicht auf die Einwohnerzahl und Wohlhaben- 
heit des Volkes, auf ven Betrag ſämmtlicher Staatseinfünfte, 
den Umfang der übrigen Staatsbedürfniſſe und bie früheren 
Hausgüter der fürjtlichen Familie (b) feitgefet wird. Diefe 
Summe wird in den Ländern, wo fie von der Zujtimmung einer 
Volfsvertretung abhängt, Civilliſte genannt (c). 

(a) Malum tutorem esse Imperatorem, qui ex visceribus provincialium 
homines non necessarios nec reip. utiles aleret, urtheilte Aler. 

Severud. Vgl. Klock, De aerar. ©. 911. Schon die älteren 

Schriftſteller Bodinus (©. 989 der Frankf. A), Gregorius (l. II 

°c. 8), Befold (c. 3.) fprachen eifrig gegen den übermäßigen Hof— 

aufwand. Bekannt ift z. B. die Prunfliebe Ludwigs XIV., Friedrich 

Augufts von Polen u. f. w. Vergl. Geſchichte Frankreichs, Leipzig, 1829, 

©. 77. 782. — Colbert widerſprach large‘ wenn er auch nicht zu 

hindern vermochte. „Je declare à V. M.,“ fagte er 1666, „qu’un 
repas inutile de 3000 livres me fait une peine incroyable, et 
lorsqu’il est question de millions d’or pour la Pologne, je vendrais 
tout mon bien, j’engagerais ma femme et mes enfants et j’irais & 

pied toute ma vie pour y fournir, s’il était necessaire.“ Bresson, J, 

339. — Aus den Angaben bei Froumenteau, Secret des finances, 

läßt fi) berechnen, daß in Frankreich der Hofaufwand im J. 1550—80 

gegen 6 Mill. Liv. war, oder gegen 17'/, Mill. Liv. der leisten Zeit 

vor 1789. Aus Forbonnais, Rech. 3r Bd. fieht man, daß jene 

Ausgaben fih 1685 auf 27 DEI. Liv. (454 Mil. in neuerem —— 

und im Durchſchnitt der Jahre 1689. 93. 99. wenigſtens auf 12862000 

(gegen 24'/; Mill. neuere L) beliefen, während in jener Zeit Die Preife 

der Dinge niedriger waren. — Neders Aufzählung der Hofftaat3aus- 
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gaben zu er Zeit giebt 33700000 Liv. bei 610 Mill. Liv. Ausgabe, 
oder 51/3 Proc. Admin. II, 362. — Berfaille8 und Marly kofteten nad 
Colbert's Angabe 1213 M.L. — 303 heutige Franken; de Nervo,l, 
401. — Die Hofftaatdausgaben betrugen unter Napoleon I. 25 Mil. Fr. 
nebft 3 Mill. für die tatferlichen Prinzen bei einer Gefammtausgabe, 
die fih 1808 auf 730 Mil. belief. Unter der Neftauration bezog der 
König 25 Mill, die k. Familie 8 Mill. — Karl X. hatte ein fo ftarfes 
Hofperfonal, daß jeder Hofbediente nur 3 Monate jährlich Dienft that; 
Duchesne, Essai sur les finances, P. 1831. — Unter Youis Philipp 
war die Ausgabe anfänglich 12 Mill, fpäter 13°300°090 Fr., und Diefe 
Summe betrug 1844 nah dem Anſchlage an 1,3 Proc. der reinen 
Staatseinfünfte. — Unter Napoleon III. war die Kivillifte 25, die 
Apanagen 1%, Mil. Fr. Das Minift. d. K. Haufe und der ſchönen 
Künfte, deffen Ausgaben wenigftens zum Theil Hofzweden im weiteren 
Sinne zu Gute kommen, hatte nah d. N. fir 1870 ein ord. Budget 
von 1215 und eim auferord. v. 4:96 Mill. Fr. In wieferne die feit 
dem Sturze Napoleons befonderd von Seiten der republif. Negierung 
Frankreichs gemachten Vorwürfe, daß der Kaifer große Poſten —— 
— durch die Mittel anderer Reſſorts (namentlich des Kriegsminiſt.) 
eſtreiten ließ, begründet ſind, läßt ſich zur Zeit noch nicht beſtimmt ſagen. 





(6) In Heinen Staaten iſt unvermeidlich der Hofaufwand ein größerer Theil 


(e) 


der reinen Staat3ausgabe al3 in mittleren umd großen, weil die Ein- 
richtung der Höfe einigermaaßen von der allgemeinen europäifchen Ge— 
wohnheit beftimmt wird und Daher der Bedarf fich nicht genau im Ber- 
hältniß zur Einwohnerzahl des Landes befchränten läßt. Dabei ift aber 
zu bedenten, daß im Meinen Staatsgebieten gewöhnlih die Domänen 
verhältnigmäßig viel einbringen und das Fürftenhaus von Alteräher der 
reichſte Grundeigenthümer de3 Landes war ($. 45.), während in größeren 
Staaten viele reiche Privatperfonen am Grundeigenthume Theil haben. 
©. folg. Anm. 

Bergl. v. Jakob, I, $. 851. v. Treitfchke, Art. Civilliſte im 
Staatöwdrterbuhe von Bluntfchli, II, 515 fe Der Ausdruck ift in 
England zuerft üblich geworden. Die große Verminderung der Domänen, 
die Entziehung mehrerer Regalien u. i w. bewog das Parlament, unter 
Karl II. 1660 eine aus amderen Einkünften herfließende Ergänzung für 
den föniglichen Hof zu bewilligen; man wies biezu gemifie Einkünfte 
(eivil-list-revenues) an, die zufammen auf 1200000 Y. St. ange= 
lagen wurden, von denen jedoch auch Ausgaben für Flotte und Heer 
beftritten werden mußten. Was dem König verklieh, Khäbte man 1676 
auf 462115 8.5; im Jahre 1690 wurden Wilhelm III 600-000 8. zu— 
gedacht, die man 1697 auf 700000 8. erhöhte, doch mit Einfluß der 
erblichen Kroneinkünfte Bis auf Georg II. begnügte man fich, Die 
zugewiefenen Einkünfte nur im Allgemeinen ge agen und darnach 
den zur Ergänzung erforderlichen Aufehuß zu bejtimmen. Nun aber, 
al3 man die Gheittihe auf 800000 8. fetste, wurde zugleich verfügt, daß 
jährlich das, was an dem Vetrage der zugewiefenen Einkünfte zu jener 
Summe fehlen würde, aus der Staatscaffe zugelegt werden follte. Ein 
allenfallfiger Mehrertrag blieb dem König zur Verfügung. Die heutige 
Bedeutung des Wortes civil list ſtammt alfo er von 1728 ber. 
Georg II. verzichtete auf einen Theil der erblichen Einkünfte der Krone. 
Die Eivillifte reichte aber für den großen Aufwand nicht hin und es 
wurden mehrmals Schulden, die auf fie gemacht worden waren, vom 
Parlamente übernommen, vom 1769 — 1814 zufammen für 3 Mill. !. 
Nach der Negulirung von 1816 betrug die Civillifte 1057000 4, 
außer 248°000 8. Benfionen (Apanagen) fir die k. Familie. Aus obiger 
Summe wurden aber auch verfchiedene Staatsbeamte befoldet, z. B. Die 


Lords Oberrichter, die auswärtigen Gefandten, fo daß nur 799-000 für 
den König übrig blieben. 1831 wurde die Civilliſte für Wilhelm IV. 
durch Uebertragung fremdartiger Ausgaben auf andere Caſſen auf 520:000 
emindert. — Die erblichen Einkünfte der Krone, hereditary revenues, 
im Betrage von S00°000 L., waren ſchon früher dern Parlamente zur 
Serfülgung geftellt worden. 1831 verzichtete der König noch auf einige 
Gefälle, die im Frieden geringfügig find, meil fie zum Theile aus 
Admiralitätsgeldern befteben, Die nur im einem Seekriege durch die 
Prifen anfehnlich werden. Die Erbgefälle von Yancafter und Eornwallis 
blieben, als Familiengut, noch im Befige des Königs. Sie wurden 
auf 50000 8. angefchlagen. Die Eivillifte der Königin Victoria wurde 
im Sabre 1837 auf 385000 8, gefett, wozu fpäter noch Penfionen 
und Einkünfte von Mitgliedern der königlichen Familie famen. Die 
heutige Summe ift 403160 8. Eivillifte (1862 406251 2), 136000 8. 
Unterbaltskoften der Schlöffer und öffentlichen Barts3, 142°000 L. Apa- 
nagien, zufammen 681000 &. Sinclair, History of the public 
revenue, I, 290. 292. II, 38. 63. — Höfler, Geſchichte der englifchen 
Eivillifte, Stuttg. 1834. — Lorieux in Foelix, Revue, 1839, 
II, 801. — Bei der Vergleihung der Eivillifte in verfchiedenen Staaten 
und im demfelben Staate zu verjchiedener Zeit find die in $. 14a ge- 
machten Bemerfungen zu berüdfichtigen. Am wichtigften ift die She 
der Quote, welche die Eivilfifte von der Reineinnahme beansprucht, 
wobei es jedoch wieder einen Unterfchied macht, ob die Neineinnahme 
ausschließlich oder vorberrfchend nur aus Steuern oder auch aus privat- 
gie Einnahmen berrührt (f. o. $. 36, bei. Anm. I Die 
e 


Civilliſten ſammt den anderen Verwendungen für das fürſtliche Haus 
betragen 
0,81 Proc. Großbritanien R. 1867 4062818. von 64:232:000 2. 


reiner Einnahme. 

08 [1%] ,„ Niederlande 1868 750°000 fl. von ungefähr 92 Mill. 
Aufwand, 

1,4 „ Nufland N. 1868 8882000 R. von 364 M. R. 
reiner Ausgabe (für Sammlungen u. a. unter dem 
Minifterium des K. Haufes ftehende Auftalten, aber 
ohne den Ertrag der Apanagegüter). 

1,5 „  Defterreih A. 1870, weſtlicher Theil (Dieffeit der 
Leitha, im Reichsrath vertreten) 3°770°000 fl. von 
249466°000 fl. reinem Staatsaufwand. Dazu fom- 

„men 3°650°000 fl. in Ungarn. 1868 war die ganze 
Ausgabe 6°643°000 fl. — 1,9 Proc. 

1, „  Franfreich A. 1869 261/, Mil. von 1373 M. r. €. 

2,5 „  Dänemarf, X. 1868/69, 707900 Thlr. v. 28 M, Thlr. 

36 3) „ Preußen A. 1870, 4:073°099 Thlr. von 112 M. Thlr. 
Mit Einrechmung des Antbeil3 von Preußen an den 
Ausgaben des Nordd. Bundes, zufanımen 153 Mill, 
nur 2,6 ‘Proc. 

43 [8%] ,„ Baden, A. 1970/71 840204 fl. von 19201000 
(ohne Poft und Eifenbahnen). 

5,2 [10 „Baiern, U. 1868/69 3:159°089 fl. von 60 Mill. fl. 

6 [92 u  Würtemberg 1867—70 1:213°000 fl. von 19951 Mill. 
„Staat3bedarf". 


Die in [] beigefetsten Zahlen waren in der 3. Ausgabe aus den Jahren 
vor 1850 angegeben worden, die heutigen find ſämmtlich Fleiner, es haben 
fih alfo die Hofausgaben weniger vermehrt als die anderen Theile des 
Staatsaufwandes. In Kurbefien war der Hofaufwand 1861— 63 362000 Thlr. 
von 5°134°000 Thlr, = 7 Proc. Auf den Kopf der Einwohner beträgt 


— 93 — 


dieſe Ausgabe in Thalern: Großbritanien 0,091, — Niederlande, Defter- 
reich 0,11, — Rußland 0,15 (das europ. R.), — Preußen 0,17, — Frank— 
reih 0,17, — Dänemark 0,30, — Baden 0,58, — Baiern 0,37, — Wür- 
temberg 0,38 Thlr. S. au Pfeiffer, Staatdausg. ©. 54. R. W. 


8. 49. 


Die Civillifte wird entweder von einer Finanz- (Etat -) 
Periode zur andern, oder bejjer auf die Yebenszeit des Monarchen, 
oder auch für immer feſtgeſetzt, was jedoch eine ſpätere Ab- 
änderung durch neue Vereinbarung nicht ausfchließt, wenn ver- 
änderte Umftände viefelbe zweckmäßig machen (a). Außer ver 
beftimmten jährlichen Geldſumme pflegt dem Fürſten auch ver 
Nießbrauch gewilfer im Staatsvermögen befinplicher Gebäude 
(Schlöffer und Zubehör) und Ländereien (Gärten, Waldungen 
zum Jagdgehege u. ſ. w.) überlajfen zu werben (db). Die Apanagien 
ber anderen Mitglieder des Fürftenhaufes, die eine eigene Haus- 
haltung führen, jowie die Wittumsgehalte ver fürftlihen Witten 
und die Mitgaben ver Prinzeffinnen find entweder in der Civil- 
lifte mit begriffen, jo daß der Fürft aus der Hauptjumme der— 
jelben jene Ausgaben nach eigenem Ermeſſen bejtimmt und be- 
ftreitet (c), oder werden neben ver Civillifte befonders fejtgefett 
und angewiefen. Dies verbient den Vorzug, weil in dieſem 
Theile der Ausgaben fich Häufige Veränderungen zutragen (d). 
Die Verwendung der Civillifte hängt lediglich von ven Bejchlüffen 
des Fürften ab, wobei es Rechtsgrundſatz fein muß, daß ver 
jeweilige Regent die Givillifte nicht über feine Regierungszeit 
binaus belaften kann. Beſondere Beamte, die nicht im Staats- 
bienfte jtehen, bejorgen die Verwaltung ver Civilliſte. Es ift 
nothwendig, genau zu bejtimmen, welche Ausgaben überhaupt ver 
Civilliſte überlaſſen bleiben, d. h. nicht unter den Regierungs- 
aufwand gerechnet werden follen. Man kann hiebei unterfcheiden: 

1) ordentliche Ausgaben; dahin gehören a) Ausgaben 
der Privatdispofitionscaffe (Tabinetscaffe, Chatoulle) des Fürften 
und berjenigen Familiengliever, welche feinen eigenen Hofitaat 
erhalten. b) Ausgaben für die wejentlihen Bedürfniſſe der Hof- 
haltung (e), al8 perfönliche Bedienung, — Tafel, — Schlöſſer, 
deren Erhaltung, Einrichtung und Heizung, — Mearftall u. ſ. w. 
ce) Ausgaben für andere, Genuß und Pracht betreffende, am 
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leichteſten eine Einſchränkung geſtattende Gegenſtände, z. B. Muſik 
(Capelle), Theater, Iagbwefen, Sammlungen, Feſte; 


2) außerordentliche Ansgaben für Reifen, Bermählungen, 


Begräbniffe u. dgl. (f); 


3) Erübrigungen aus ver Civillifte, welche capitalifirt 


oder zu Ankäufen von Yandgütern, Kunſtwerken u. f. w. benutzt 
werden. Nähere Bejtimmungen über die Eigenthumsverhältniffe 
an folchen Gegenjtänden können zwedmäßig fein (9). R. W. 


(a) 


(d) 


(e) 
(d) 


Nah dem bair. Gefeg vom 1. Juli 1834 ift die eigentliche Civilliſte 
im Betrage von 2°350°580 fl. fiir immer feftgefet und auf Domänen- 
einfünfte angewiefen. — Nach dem bad. de) v. 3. März 1854 ift Die 
eigentliche Eivillifte fortdauernd auf 652°490 fl. beftimmt, aber im März 
1558 ift dieſelbe gejeßlich um 100-000 fl. erhöht worden. — Ju Frank— 
reich wird ſowohl die Eivillifte al3 das dem Oberhaupt zur Benugung 
überlaffene Staat3vermögen (Krongut) nur auf Lebenszeit des Herrſchers 
feftgefeßt. Gef. v. 2. März 1532 umd Senatusconfultum v. 12. Dec. 1822. 


Diefe der Eiviffifte überlafjenen Gegenftände müſſen genau verzeichnet 
werden, 3. B. bad. Gef.v 2. Nov. 1831. — Preuß. Gef. v. 27. Jar. 
1868 mit der Nachweiſung der zu den Staatsdomänen gehörenden 
Schlöffer u. f. w. in den neuen Provinzen. — Franzöſ. Gef. v. 
8. Nov. 1814. Diefes Krongut, domaine de la couronne im Sinne 
des franzöf. Staatsrechts, ift wie alles Staatsgut unveräußerlich, unver: 
jährbar umd umverpfändbar, darf auch nicht über 18 Jahre verpachtet 
werden, außer zufolge eines befonderen Gefeges (d. b. mit Zuftimmung 
der Kammern), Gef. v. 2. März 1832. De Gerando, Droit ad- 
ministratif, Ill, 480. Macarel et Boulatignier, De la fortune 
publique, I, 114. 
8 B. in Preußen, den Niederlanden, Weimar. 

ittwengehalte fallen 3. B. durd) den Tod, das Apanagium des Thron- 
jolgers fällt durch die Thronbefteigung defjelben heim. Beifpiel, Baiern, 
A. 1870. Zu der dauernden Civillifte tommen Apanagien von 5 Prinzen 
und einer Prinzeffin mit 635°000 fl., 2 Wittwengehalte mit 161'340 fl., 
Penfionen von Hofbedienten verftorbener Prinzen 12169 fl., zufammen 
3:159°089. — Baden 1870: zu d. Eivillifte v. 752°490 fl. noch 87714 fl. 
Apanagien. — Ehemal3 wurden ftatt des Apanagiums gewöhnlich den 
Deitgliedern — gewiſſe Domänen zur Benutzung übergeben 
(paragium), z. B. noch dem heutigen Hauſe Orleans, von dem ſie 1830 
wieder in das — — zurückkehrten und nur vermittelſt eine 
Austauſches gegen andere Theile dem domaine de la couronne ein- 
verleibt wurden. In Rußland wurde 1797 von Paul I. die Yamilien- 
ftiftung — nach welcher von den ag Ce der Bauern auf gemifjen 
Staatögütern (Apanagebanern) die Wittwen, Prinzen und Priu— 
zejlinnen des E. Haufes ihren Bedarf empfangen, ohne Vermittlung der 
Staatscafje. Dies wird durch das Minifterium des k. Haufes und der 
Apanagen er Das Einkommen diefer Apanagecafje wurde früherhint 
auf 492 Mil. R. Papier (1,25 Mil. R. Silber) gefhätt, Schubert, 
Handb. d. allgem. Staatsfunde I, 335. — Pal Kal Karl Friedrid) 
von Baden (F 1811) wies feinen Söhnen Domänen als Standesherr- 
haften zum Genufje an. Pfifter, Geſch. Entwidl. des bad. Staatär. I, 
214. — Für die Feftfegung eines Geldapanagiums giebt es 2 Syſteme: 
1) Bererbung nad Linien, fo daß die für einen jüngeren Sohn 
des regierenden Fürſten feftgefegte Unterhaltsfumme auf jeine Nach- 
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fommen übergeht und unter diefe vertheilt wird. Hiebei fünnen die 
Antheile einzelner fürftlicher Perfonen ganz unzureichend werden, man 
muß daher durch die Beftimmung Ben daß das Einkommen eines 
Prinzen oder einer unverehelichten Prinzefiin nicht unter eine gewiſſe 
Örenze (minimum) ſinken fann und bis dahin durch Zuſchüſſe ergänzt 
wird. Auch entfteht durch zufällige Ungleichheit in der Zahl der Ab- 
fönmmlinge jeder Linie eine unbillige Verſchiedenheit in den Einkünften 
derfelben ; der Vortheil ift aber umverfennbar, daß der Aufwand im 
Ganzen ein beftimmtes Maaß behält. Beiſp. Würtemb. Hausgef. v. 
28. Juni 1828 (Herdegen, ©. 150), Hannov. Hausgef. dv. 19. Nov. 
1836. 2) Individuelle Apanagien für jeden Prinzen und jede 
Prinzeffin, Doch mit einiger Nüdficht auf die Nähe der VBerwandtichaft 
mit dem Wegenten umd bei Prinzen auf ledigen oder verheiratbeten 
Stand. Gegen die Beſorgniß, daß bei einer zahlreichen fürftlichen 
Familie die Ausgabe im Ganzen eine große Summe erreichen könne, 
dienen Beltimmungen, wie [k das bad. Geſetz vom 21. Juli 1839 
enthält. Die Apanagien und Wittumsgehalte dürfen nämlich zufammen- 
genommen 400°000 fl. nicht überfteigen, und ſchon bei einem Belaufe 
von 300°000 fl. wird von jedem neuen Apanagium 3, von 350000 fl. 
an aber die Hälfte abgezogen. 

(e) Der Hofdienft pflegt in großen Staaten in gewifje Zweige (Stäbe) ge- 
theilt zu fein, Oberfammerherrn-, Oberbofmarfchall -, Oberjtallineifter-, 
Oberjägermeifter-, Oberceremonienmeifter -, Oberhofmeifter- Stab. Der 
ruffische Hofetat von 1801 zählt 3858 Hofbedienftete mit einer Ausgabe 
von 3°363°815 Rubel, welche nach dem damaligen Curſe der Afjignaten 
von 151 gegen 21/ Mill. Silberrubel — 4140000 fl. ausmadhten. 
Storch, Rußland unter Alerander I. XIII, 63—94. 

(f) Beifpiel aus Medlenburg-Schwerin, 9. 1849. Großh. Chatoulle 
46667 Thlr. — Wittum und Apanagien 65528 Thlr. — Außerord. 
Ausg. 28-417 The. — Hofhaltung, Gärten u. f. w. 201590 Thlr. 
(Einnahme 1590), Bauweſen 22500 Thlr., Theater 67,520 Thlr. (Ein— 
nahme 21870 Thlr.), Capelle 15320 Thlr., Marftall 59930 Thlr. 
Einn. 3030 Thlr.), ng 10570 Thlr. (Eimm. 3710 Thlr.), 
ganze Ausg. 380.197 Thlr., Einn. 42200 The. — In Norwegen 
(A. 1869/70) beträgt der Hofftaatsaufwand 147000 Species - Thaler 
— 3,8 Proc. der reinen Staatsausgabe. Hier ift nicht allein der Zu— 
fhuß für den König von Schweden und defjen Familie, fondern auch 
der Aufwand filr Scplöffer und Gärten im Einzelnen in das Budget 
aufgenommen. R. 

) ©. 3.8. Sädf. Verf. v. 4. Sept. 1831, $. 20b. 


8. 50. 


In nicht monarhifhen Staaten (Freiftaaten, Re- 
publifen) find die in dieſe Abtheilung gehörigen Ausgaben viel 
geringer, ein Umjtand, ver in feinem Fall bei ver Vergleichung 
beiver Staatsformen den Ausjchlag geben fünnte, weil er neben 
anderen weit wichtigeren Rüdfichten in den Hintergrund tritt (a). 
In Ariftofratieen bringt e8 das Intereſſe der bevorzugten Ge— 
ihlechter mit ſich, daß fie bedacht find, nicht auch durch Geld— 
bezüge beneivdenswerth zu erjcheinen. In Demokratieen, went 
fie von einer Berfammlung gewählter Abgeovoneten vegiert werden 
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(großer Rath, National-Verfammlung, Congreß), find Tagegelder 
an biefelben nothwendig (db). Der Träger ver vollziehenvden Ge- 
walt (Präfident, Landamman, Schultheiß u. |. w.), obgleich feiner 
Berantwortlichkeit zufolge nur ver oberfte Beamte im Staate, 
follte doch ein feinem ange entjprechendes Einkommen erhalten, 
zumal da er den Abgefandten fremder Mächte gegenüber feinen 
Staat mit Anftand zu vertreten bat (ce). 


(a) In Nordamerika koſtet die periodische Wahl eines Präfivdenten das 
Bolt durch Arbeitsverfäummiß u. dgl. auch bedeutend viel. 

(2) In Nordamerika 3. B. erhielt jedes Mitglied der beiden Häufer 
täglih 8 Doll, feit 1556 für 2jähr. Amtsdauer i. ©. 6000 D. nebft 
einmal. Reifegeld für Hin- u. Nidreife, Hock, Amerik. Finanz. ©. 38. 
Die Ausgabe fir den Congreß war 1855/56 2000362 D., 1865/66 
Senat 466000, Abgeordnetenh. 634000 D. — Schweiz, N. 1869: 
Nationalrath 95952 Fr., Ständerath 3759 Fr. (die Mitglieder deſſelben 
erhalten ihre Tag- und Reifegelder von den einzelnen Gantonen), Bun- 
desrath 61,000, und Canzlei 163864 Fr. In Appenzell A. RH. koftete 
1826 Yandögemeinde und großer Rath 2807 fl., 1827 aber 3962 fl. 
(Bernoulli, fchweiz. Archiv, III, Nr. 1), in Bern im %. 1838 der 
grobe Rath 20933 Fr., in St. allen 1536: 8900 fl; m Thurgau 
eftimmt die Verfaſſung v. 14. April 1831 die Tagegelder auf 1 fl. 
21 . Ju Nargau (Berf. vom 6. Mai 1831) dr den Kreifen über— 
lafjen den Abgeordneten zum großen Rath eine ae zu geben, 
die in Bern, St. Gallen u. ſ. w. die Staatscafje bezahlt. % Luzern 
foftet 1864 der große Rath 20100 Fr., wovon 17100 Fr. für die 
100 Mitglieder verwendet werden. In Zürich ift für den großen Rath 
ar feine Ausgabe aufgenommen. 

* den nordamerikaniſchen Freiſtaaten bezieht der Präſident 
25°000 Doll., der Vicepräſident 8000 D. — In den ſchweizeriſchen 
Freiſtaaten ſind die Beſoldungen ſo gering, daß die oberſten Beamten 
nicht davon leben können; z. B. der Bundespräfident erhält (A. 1858) 
nur 8700, jeder Bundesrath 8300 Fr., in Zürich jeder der 2 Präfidenten 
2625 Fr., in Luzern der Schultheiß 3143 Fr. 


(e) 


8. 5l. 


II. Ausgaben für die Volksvertretung. Diefe Aus- 
gaben betreffen 1) die Taggelder und Reiſekoſten ver 
Landtagsmitgliever. Dieje Vergütung, die nur bei den gewählten, 
nicht bei den durch Geburt oder Beruf berechtigten Abgeoroneten 
vorzufommen pflegt, hat das Gute, daß man bei ver Auswahl 
der Fähigjten nicht auf die Wohlhabenden bejchränft ijt, wie Dies 
ver Tall wäre, wenn jever Gewählte auf eigene Koſten reifen 
und in der Hauptjtabt fich erhalten müßte (a). In Heineren 
Staaten, wo ohnehin die Zahl der Abgeordneten eine relativ 
größere ift und fein muß, jucht man durch feltenere Einberufung 
der Kammern, mehrjährige Budgets u. ſ. w. an Koften zu fparen. 
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2) Das bleibend beſchäftigte Perſonal, nämlich vie 
dauernden Ausſchüſſe, wo jie bejtehen, die Archivare u. j. w. 
3) Sitzungsgebäude, Heizung, Beleuchtung, Bewachung und bau- 
lihe Erhaltung verjelben. 4) Schreibgebühren, Drudfoften u. dgl. 

Bei directer Geſetzgebung durch das Volk, wie 
neuerdings in einigen jchweizer Gantonen (b), wachjen ven 
Finanzen direct nur wenige Koften Hinzu. Aber indirect wird 
ver volfswirthichaftliche Verluft an Arbeitszeit wegen der Agita- 
tionen, der Abftimmungen u. ſ. w. doch als Ausgabepojt im 
Haushalt des Einzelnen und des ganzen Volks zu betrachten 
fin. R. W. 


(a) Anderer Meinung ift v. Jakob II. 8.857 ff. Nach dem englifchen 
Wahlgeſetz bedürfen die Deputirten wegen Ihres zur Bedingung der 
Wählbarteit gemachten anfehnlichen Vermögens kein? Entſchädigung, in 
den meiften andern Staaten ift Diefelbe eingeführt. Im Norddeut— 
[hen u. jetz Deutfhen Reichstag wie im früheren Deutfchen Zoll- 
patlament bat man feine Tagegelder zugelafjen, um ein Gegengewicht 
egen das allgemeine Stimmrecht zu ſchaffen. In mehreren Yandern 
* man geglaubt, Stellen für Mitglieder eines Oberhaufes (Pairs— 
fammer, Senat) mit einem aus der Staatscaffe zu jchöpfenden Ein- 
fommen errichten zu müjfen. In Frankreich waren nad der Her- 
ftellung des Königthums bis 1830 erbliche Pairsitellen bis zu 12°000 Fr. 
jährliher Ausftattung. Auch im zweiten Kaiferreich erhielten die Sena— 
toren wieder eine folche, wofür der A. für 1859 4950000 Fr. auswirft. 
Außerdem find für den Senat 1080000 und für den geſetzgebenden 
Körper 2795000 Fr. jährlich als Berwaltungsfoften aufgenommen. 
N. für 1870 für diefe Zwede zufammen 11:271:000 Fr. — Defter- 
reich. A. 1870 Reichsrath für 5 monatliche Sitzung 503°000 fl., wovon 
27900 fl. für das Herrenhaus. — In Preußen werden 1870 für das 
Herrenhaus 40910 Thlr., fir das Abgeordnetenhaus 243000 Thlr. 
(wegen der Reiſekoſten und Tagegelder, letstere zu 3 Thlr., kaum aus= 
reihend) angenommen. — Yu ya fojtete die Imonatliche Sitzung 
von 1828 264000 fl., die Sigung von 1833 163000, die von 1536 
375000 fl., der Staatövoranjchlag für 1855/61 nahm 60'000, der A. 
für 1861/7 nimmt für jedes Jahr 69000 fl. an, alfo 207000 fl. für 
jeden Landtag. A. 1568 und 69 287°000 fl. jährlich, da der Boranfchlag 
nur auf 2 Jahre aufgeftellt wird und folglich die Yandtage ſchon deßhalb 
öfter gehalten werden müfjen. — Sachſen, A. 1558560: alle 3 Jabre 
ein Smonatliche Landtag für S8°000 Thlr., ganze jährliche Ausgabe 
35000 Thlr. — In Baden fofteten in 10jährigem Durchichnitt die 
Yandtage im jeder 2jährigen Periode 103000 fl. A. für 1870 u. 71 
jährlih 42873 fl. ©. aüch d. vor. S. (2). ©. noch v. Malchus, II, 
63. Bollgraff, Syſteme, IV, 412. 

) „Referendum“ verfchiedener Art, jo im Kanton Zürich umd 
Thurgau, wo u. N. jedes von der Regierung vorgefchlagene u. vom 
gejeßgebenden Nepräfentativförper angenommene Gejet noch der Volks— 
abftimmung in den Gemeinden unterworfen wird, In Waadt befteht 
ein Zimanz- Referendum bei Summen über 1, in Neuenburg dsgl. 
bei Summen über 2 Mill. Fr. Wieder Modificationen in Bern (mo 
>. B. über die Subvention zur Gotthardt- Bahn abgeftimmt wurde), 
Aargau, Graubündten, Schwyz, Bafelland. S. M. Wirth 


RausWagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. / 
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in d. Art. Schweizer. Eidgenoſſenſchaft, Bluntſchli' u. Brater's Staats— 
wörterb. XI, 1013. W. 


8. 52. 


III. Ausgaben für die oberjten Staatskörper (a). 
Nach der Staatsform und nach manchen zufälligen gefchichtlichen 
Entwidelungen find folche oberjte Staatsförper verſchieden orga- 
nifirt und haben fie eine verſchiedene Stellung. Danach gejtaltet 
fih dann der meift an und für fich nicht bedeutende Aufwand 
wieder verjchieven. Es gehören dahin etwa das fürftlihe Cabinet, 
das in Repräfentativftaaten mit verantwortliden Meiniftern mit- 
unter ganz bejeitigt ift oder feine Wichtigfeit verloren hat; ver 
Staatsrath, deſſen Mitglieder vielfach zugleich andere Aemter 
befleiven und dafür ihre Beſoldung beziehen; der Minijter- 
rath (auch Staatsminijterium), in welchem die Vorftände 
ber verjchievenen Minijterien und etwaige Minifter ohne Porte- 
feuille collegialifch berathen. Auch hier kommen dann nur etwa 
Bureaukoſten und Gehalte des Bureauperfonals neu hinzu, wäh- 
rend die DBejoldungen der Minifter im Etat ihres fpeciellen 
Dienftzweigs jtehen (6). Mitunter find einige andere Gentral- 
anftalten gleich direct unter einen dieſer oberjten Staatskörper 
gejtellt, 3. B. die Archive, die Oberrechnungsfammer u. a. m. (c). 
Die Ausgaben dafür gehören natürlich zu den Regierungs- 
ausgaben. R. W. 


(a) In d. früh. Aufl. z. Th. in 8. 68 behandelt. 

(6) Defterreih A. für 1870, Cabinetskanzlei d. Kaifers, Weftöfterreich 
60234 fl., Ungarn 60'500 fl., Minifterratd 476037 u. 121700 fl. — 
Baiern N. für 1869 Staatörath 78476 fl. — Baden 9. für 1871 
Geh. Cabinet 9650, Staat3minifterium 9612 fl. — Preußen A. für 
1870, unter den Staatsverwaltungsausgaben d. Staatdminifteriums: 
Bureau 84300, Geh. Eivilcabinet 23200 Thlr. — Gr.-Britannien 
A. 1861/62 Geh. Rath (privy couneil office) 20.508 Pfd. St. — 
DREH ITeid A. 1865 Staatöminifterium, Gentralverwalt. 423500 Fr., 
Seh. Kath 300000 Fr. (1562 N. Staatsrath 2229700 Fr.). 

(ce) In Frankreich eine Zeit lang während des 2. Empire: unter dem 
Staatöminifterium Reichsarchiv, fchöne Künfte und Theater, höhere 
wiſſenſch. Zwecke (u. a. Inſtitut, K. Bibliothef), Staatögebäude, Geſtüte 
u. Verſchied. — In Preußen 1870 direct unter dem Staatsminiſte— 
rium Staatdarhive, General- Ordenscommiffion (u. A. Ehrenfold der 
Inhaber d. Eif. Kreuzes), Oberrechnungsfammer, Obereraminations- 
commifl. für höh. Verwaltungsbeamte, Disciplinarhof, Gerichtshof zur 
Entſcheid. d. Competenzconflicte. 
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2. Abtheilung. 


Regierungsausgaben. 


1. Hauptſtück. 
Die Regierungsausgaben im Allgemeinen. 
J. Der Staatsdienſt und das Beſoldungsweſen. 


8. 53. 


Il. Der Staatsdienſt (a). Im den modernen Staaten 
beftehen verjchiedene Hauptſyſteme ver Bejegung öffent: 
liher Aemter, insbejondere im ſog. Civildienjt. Für vie 
folgende Betrachtung wird das in Deutjchland übliche, übrigens 
bier und da auch font allgemein und in den meilten Staaten 
wenigjtens für einzelne Beamtenfategorieen (3. B. Richter) ver- 
breitete Shitem zum Ausgangs- und Anhaltspunct genommen. 
Hier werben berufsmäßige Organe nach Erfüllung gefetlicher 
Vorbedingungen, durch welche die Geeignetheit für die Bekleidung 
des Staatsamts nuchgewiejen werden ſoll, vom Inhaber ver 
Staatsgewalt in ſyſtematiſcher Ordnung zu befoldeten Nemtern 
ernannt. Die Ernennung giebt, ſofort oder (öfters) nach einer 
bejtimmten Probezeit, einen Rechtsanſpruch auf das Elaglos 
verwaltete Amt, bez. auf deſſin Beſoldung (Gehalt), theils 
für die Lebenszeit, theils auch nur für bejtimmte längere 
Perioden, worauf alsdann Anfprühe auf Ruhegehalt 
(Benfion) einzutreten pflegen. 

Andere Syſteme der Aemterbefegung find: befolvete Berufs: 
beamte ohne Recht auf das Amt (Frankreich); für fürzere 
Zeit durch Volkswahl (direct oder indirect) ernannte befolvete, 
nicht nothwendig berufsmäßig gebildete Beamte (Schweiz, 
Nordamerika); freiwillig und ganz over falt ganz unent- 
geltlich dienende, gleichjall® nicht immer berufsmäßig ausge- 
bildete Beamte wenigftens für gewiſſe Aemter und meijt auf Zeit 
(Syitem der Ehrenämter, englifches Selfgovernment) (db). W. 

7*+ 
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(a) Yn d. früh. Aufl. $. 56 ff., bier vollſtändig umgearbeitet. 

(2) Wefentlih nah R. v. Mohl, Politit II, 347 ff., 391 ff. (Tüb. 1869). 
©. auch 8. Stein, Berwaltungsfehre I. (1. Aufl.) pass., 342 ff. 
(Stuttg. 1865). 


8. 54. 


Berglichen mit diefen anderen Syſtemen erfcheint das deutſche 
als das koſtſpieligſte und infofern wenigjtens finanzielt 
als das übelſte. Doc dürfen auch hier die Kojten nur mit 
Rüdficht auf den Werth der Leiftung beurtheilt werben (f. o. 
8. 36). Im diefer Beziehung ſteht aber das deutſche Shitem, 
welches doch vornämlich nur eine Conſequenz der Arbeitstheilung 
ift, jeher hoch. Denn in ven complicirten Verhältniffen des 
modernen Staats jteigen die Anforderungen an die Qualität 
der Leiſtungen ber Arbeiter im Staatsdienſt ebenfo wie auf allen 
anderen Gebieten der Volfswirthichaft. Man braucht daher auch 
hier mehr technifceh und fpecialiftifch, d. h. eben berufsmäßig 
ausgebilvete Arbeiter (a). Dem Nachtheil, vaß der Fejtangeftellte 
leichter erlahmen kann, weil er einigermaßen geſchützt vor Con— 
eurrenz it, fteht der Bortheil der größeren Unabhängigfeit des 
Beamten von der Negierung, aber auch von den Parteien im 
Bolfe gegenüber (b). Ferner wirkt die Ausficht auf Vorrücken 
in höhere Aemter und Gehalte (Apancement), auf Auszeich- 
nungen durh Ehrenvortheile ($. 56) als Anfporn. Das 
gliedliche Gefühl, einem tüchtigen Stande anzugehören, welches 
durch das deutſche Syſtem bejonders hervorgerufen wird, hat 
endlich wefentlich günftige Folgen, neben denen vie Heinen Nach- 
theile (Gefahr des Kaftengeift8 u. ſ. w.) durchaus zurüdtreten, 
zumal wenn der Staatsvienft Jedermann, ver die gejeglichen Be- 
dingungen hinfichtlich der Qualification erfüllt, offen fteht. Und 
das iſt jetzt faft allgemein einer ver erften Grundſätze der Ver— 
fafjungen. W. 


(a) Mindeſtens berufsmäßig ausgebildete Organe werben daher auch in 
andern Staaten für die meiften nicht eigentlich politiſchen Aemter immer 
mehr verlangt. Sehr bezeichnend ift in diefem Puncte die neuere Ent- 
widelung in England, befonder8 was das Prüfungswefen für 
Beamte anlangt. 

(2) Somohl der Vergleich mit Frankreich als mit der Schweiz oder vollends 
mit Nordamerika fällt in dieſer Hinficht fehr zu Gunften des deutſchen 
Syſtems aus. 





ee “. = 


—— — 


8. 55. 

Auch im Koſtenpunete ſteht das deutſche Syſtem der 
Aemterbeſetzung ferner mehr nach dem Scheine als in Wirklichkeit 
im Nachtheil gegen die anderen Syſteme. Die Koſten treten 
nämlich bei ihm allerdings großentheils unter den Ausgaben 
des Staats hervor, aber ſie ſind in den anderen Syſtemen 
doch auch vorhanden als Aufwand, den die Volkswirthſchaft für 
die bezügliche Thätigkeit der Beamten tragen muß. Sie ſtehen 
alſo gleichfalls im „volkswirthſchaftlichen Budget“. In 
letzter Linie iſt es doch der Aufwand an Arbeit, der die Koſten 
bildet und wenn überhaupt dieſe Arbeit im Staatsdienſte geleiſtet 
wird, ſo muß irgend Jemand ihn beſtreiten. 

Im deutſchen Aemterſyſtem geſchieht dies in der Hauptſache 
durch die Geſammtheit, indem aus den Staatseinnahmen (Steuern) 
die Beamten ihren Gehalt empfangen. Dem Grundſatz der Ge— 
rechtigkeit und der richtigen gleichmäßigen Vertheilung der Staats— 
laſten entſpricht dies ſicherlich am meiſten. Im Syſtem ver 
unbeſoldeten Ehrenämter belaſtet ver genannte Aufwand die 
Privatbudgets der Frei-Dienenden als erhöhete Ausgabe 
oder verminderter Erwerb (Zeitverluft, unmittelbare Ko— 
jten u. f. w.). Dies fann aus focialen und politifchen Gründen 
ja ein Gewinn fein und jelbjt in finanzieller Beziehung infofern 
vertheibigt werden, als e8 auf eine Art Progreffivbeiteuerung ver 
veicheren und ſonſt unbejchäftigteren Claſſen in einer für dieſe 
nicht läftigen und für die Gejammtheit beſonders vortheilhaften 
Weiſe (duch Nequifition von Arbeitsleiftungen) binausfommt. 
Zwedmäßigkeitsgründe können alfo für die Eingliederung dieſes 
Ehrenamtsſyſtems in paſſender Befchränfung in unfer deutjches 
(„bureaufratifches”) Syſtem oft ſprechen. Eine finanzielle Trag— 
weite hat daher dieſe Eingliederung auch, nur eine andere als 
man meiltens denkt, und Koften macht e8 natürlich gleichfalls (a). 

Aber es knüpft jich doch auch eine erhebliche Gefahr an dieſes 
arijtofratifche Ehrenamtsfyjten wie vollends an das der niebrig 
bejolveten oder nur für furze Zeit übergebenen Aemter in Demo— 
fratieen. Nicht nur ift die Qualität der Leiſtung oft gering, fo 
daß der Kojteneriparniß, welche dev Gejammtheit zu Theil wird, 
eben auch nur ein niedriger Werth. entjpricht. Bedenklicher in 
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finanzieller Hinſicht iſt noch, das ſolche Aemter am erſten von 
den zeitweiſen Inhabern durch widerrechtliche Praktiken aller Art 
ausgebeutet werden (6). Dann erſcheint die Ausgabe für ven 
Staatsdienſt allerdings wieder nicht im Staatsbubget, aber doch 
auch im volfswirtbichaftlichen und zwar im Privatbudget derer, 
welche fich jener Ausbeutung nicht entziehen können. Abgeſehen 
von allen politifchen und ethifchen Nachtheilen werben die Koften 
des Staatsdienſts dann auf die denkbar fchlimmifte und ungleich- 
mäßigfte Art von den einzelnen Staatsangehörigen beftritten. 


Es erfolgt alſo bei den verſchiedenen Syſtemen der Aemter- 
bejegung doch nur eine verjchiedene DVBertheilung der 
Kosten, feineswegs aber bei den andern eine immer an fich 
günjtigere Vertheilung oder eine wirkliche Koſtenerſparniß ver— 
glichen mit dem deutſchen Syitem. W. 


(a) Manches Hierhergehörige mit Betonung des Bortheild der Ehrenämter, 
aber ohne richtige Beachtung der im Tert ge: finanziellen Wirdi- 
gung der Sache bei Walder, Selbſtvckwalt. d. Steuerweiens (f. o. 
©. 30) 1. Theil. ©. auch Gneift, Bermalt., Juſtiz u. ſ. w. ©. 90 ff. 
u. desf. engl. Communalverfaff. S. 1246 ff. 


(a) Man denfe an nordamerifanifche PVerhältniffe, wo man er von 
einem „Syſtem der Aemterausbeutung“ fprechen fann. ©. auch 
Hod, Finanz. Amerikas. ©. 40 —54. 


8. 56. 


Endlich kann aber auch dem beutjchen Shitem etwas vom 
Ehrenamt anfleben und damit an unmittelbaren Roften im 
Staatsbudget gejpart werden. Dies gefchieht auch notorisch. 
Denn die große Maſſe ver Staatsämter ift, verglichen mit anderen 
ähnlichen Berufsitellungen, nur mäßig befolvet (a). Der bejol- 
dete Berufsbeamte wird mit durch die Ehre der Stellung 
im Staatsbienfte, ferner durch befonvders gewährte Ehrenvor- 
theile (Titel, Rang, Orden u. dgl.) bezahlt, welche letzteren 
eben einmal in ver öffentlichen Meinung eine gewiſſe Geltung 
haben. Man hat dies vom ethifchen Standpuncte öfters ange- 
griffen und ebenſo vom politifchen, iſt jedoch darin ficherlich zu 
weit gegangen (b). Bom finanziellen Standpuncte aus bietet 
diefe „Bezahlung mit Ehrenauszeichnungen” neben derjenigen mit 
Geld ohne Zweifel ihre erheblichen Vortheile (ec). Nur muß 
freilich die Geldzahlung doch ihre angemeffene Höhe erreichen. W. 
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(a) Bgl. die folg. 88., bei. $. 58c., Anm. 

(d) Namentlih in Demokrat. Republifeu wird über die Ehrenvortheile der 
Monarchieen (vor Allem Orden u. dgl.) oft gefpöttelt. Dennoch ift e8 
harakteriftifch genug, daß man auf dgl. auch in folchen Gemeinwejen 
— viel Werth legt. Die „Prinzenhuldigungen“ in der ameri— 
kaniſchen Geſellſchaft ſind bekannt, und in der Schweiz läßt ſich jeder 
Krämer und Gaſtwirth gern nach feinen Civil- oder Militärämtern 
tituliren (Richter u. ſ. w.), — alfo eine gemeinfame menjchliche Schwäche 
der Monardiften und Wepublifaner. ES liegt aber auch der ver— 
nünftige und ſittlich berechtigte Gefichtspunct zu Grunde, daß 
die Öffentl. Anerkennung durch die Verleihung eines Amts, Titels u. ſ. w. 
Seitens der Staatögewalt Werth bat und haben foll. Nicht das Titel-, 
Ordensweſens am fich, fondern der damit getriebene Mißbrauch ift das 
Uebel. Diefer Mißbrauch aber nimmt ihm auch vielfach die günftigen 

finanziellen Folgen. 

(ec) Die — tritt in einzelnen Fällen beſonders deutlich hervor, z. B. 
bei dem heutigen Austheilen von Orden als Ehrengaben an Perſonen, 
welche einem Monarchen Dienſte leiſteten, ſtatt der einſtigen goldenen 
Tabalksdoſen, Brilliantringe u. ſ. w. 


8. 57. 


I. Das Befoldungswefen. Die Befoldung (Gehalt) 
des Staatsdieners ift eine bejondere Art ausbedungenen 
Arbeitslohne Die Befonverbeiten der Gehaltsverhältniffe 
müfjen fich vationell aus Beſonderheiten des Staatsvienfts als 
Arbeitsart erflären. Solcher treten namentlich drei hervor (a): 

1) Die geforverte Arbeitsart bejteht in einer Reihenfolge 
niederer umd höherer Dienjte gemäß eines Syſtems aneinander- 
bängenver, allmälig wichtiger und ſchwieriger werdender Aemter. 
Der Staatsviener ift auf das Vorrüden in diefen Aemtern 
zur Verbeſſerung feiner wirthfchaftlichen Stellung vornämlich mit 
angewiejen. Es ift daher erwünfcht, daß der in den Staatsvienft 
Eintretende ſich wenigjtens im Allgemeinen von vornherein für 
ein Vorrüden in eine jolche Reihenfolge von Aemtern eigne (b). 
Dies bedingt manchfache Verſchiedenheiten der Stellung gegen- 
über anderen Arbeitsarten, befonvere Bedingungen für den Ein- 
tritt in den Staatspienft und Eigenthümlichfeiten ver Gehalts: 

zahlung. 
2) Der Staatsdienſt als Arbeitsart erfordert in vielen Zweigen 
eine ſpecifiſche, meiltens für andere Berufs- und Erwerbs— 
arten nicht möthige, mitunter für folche gar nicht brauchbare und 
doch koſtſpielige („technifche‘) Vorbildung. Der Uebergang 
des Beamten, zumal des älteren, in einen anderen Beruf außer— 
halb des Staatsdienſts ift daher oft fchwierig (c). 
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Diefer Umstand begründet die in ber Praxis meiftens zu 
findende Scheidung bes eigentlichen Staatsdienſts oder ber 
höheren Arbeitsarten von den niederen Dienften, vie feine 
jolhe Borbildung fordern, in Stellung und Gehalts: 
ſyſtem (d). 

Ebenſo rechtfertigt dieſer Punct für den eigentlichen Staats- 
dienft den Kern des deutfchen Syſtems, nämlich das Recht, nach 
Erfüllung der allgemeinen Bedingungen Hinfichtlich ver Qua— 
lification und nach Ableiftung etwaiger Probezeit ein Staatsamt 
mit der Ausficht auf Vorrüden zu erhalten; ferner den Rechts: 
anfpruch auf das klaglos verwaltete Amt, bez. auf deſſen Gehalt, 
um ben Beamten zu fichern (e). 


3) Die Entlaßbarfeit des alfo geftellten Beamten ift 
gleichtwohl im Staatsdienſte aus Gründen des Dienftinterefje's nicht 
zu entbehren: zeitweife Entlajjung oder zur Dispofition 
ftellen, bleibende Entlaffung over zur Ruhe jtellen. 


Diefer Umftand in Verbindung mit dem vorherigen (Nr. 2) 
bedingt aber in dieſem Falle eine Schadloshaltung des ohne 
feine Schuld entlaffenen Beamten (f). Diefe Schavloshaltung 
erfolgt in einer dem Staatsbienfte nicht eigenen, aber doch bei ihm 
beſonders ſtark ausgebilveten Form der Lohnzahlung, indem lettere 
theilweife auf die Zeit nad dem Austritt des Beamten 
aus dem (activen) Dienft verfhhoben wird: Warte- 
gelder und Ruhegehalte. W. 


(a) Bgl. auch die guten Bemerkungen von Laspeyres, Art. Staats- 
wirtbfch. i. D. Staatswörterb. X, 80, 82—84. 

(d) Im Mifitärdienft, namentlich dem preußifchen, daher der herfümmliche 

rundfaß, daß der im Avancement übergangene Officier den Dienft 
quittirt, — für den Einzelnen hart, aber für daS Ganze und fiir das 
Dienftinterefie doch nicht unrichtig. Das Stehenbleibenmüfjen der Beamten 
in den niederen Nemtern ift nicht winfchenswerth. Darauf ift auch bei 
der ganzen Drganifation des Dienfted und bei der Regelung der Ge- 
halte nicht gerechnet. Auch der in unteren Poften Befindliche fol fich 
für höhere Stellen eignen, fonft wird leicht die innegehabte Stellung 
herab gedrückt werden. 

(c) 3. B. die durch die 1845er Bewe ung aus ihrer Laufbahn ——— 
Beamten haben als Flüchtlinge in Amerika vielfach die größten Schwierig- 
feiten gehabt, ſich daſelbſt eine neue Lebensftellung zu erringen, obgleich 
ihnen Die höhere allgemeine Bildung doch wieder Borfchub Teiftete, 

(d) Staatsdiener — Angeftellter, fo wird mitunter der Unterfchied 
bezeichnet; in Baden z. B. eigentliche Staatsdiener u. untere Diener, 
wobei der fefte Lohn der erften technifh Befoldung, der der letzteren 
Gehalt in der Amtsfprache heißt. Bei den niederen Angeftellten genügt 
allgemeine Schulbildung. Alenfalls kann man zwischen den höheren 
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und unteren Beamten (Dienern) noch die Kategorie Subalternbeamte 
auch für das Gehaltsfyftern unterfcheiden. Die Subalternen bedürfen 
höherer Schulbildung, aber brauchen nicht zu ftudiren. — Laspeyres 
a. a. DO. meint, daß auch für die Beamten in allen denjenigen Pro— 
ductionen, welche dem Staate mit anderen Gemeimmwirtbichaften der Ge— 
meinden, Kreife u. ſ. w. gemein find, z. B. Unterricht, Polizei, ferner in 
all’ den Gefchäften, welche der Staat in Concurrenz mit Privaten be- 
treibe, die feſte Anftellung entbehrlich fei. Dies kann man bei der letsten 
Kategorie von Beamten (im Aderbau, Bergbau u. f. w., weniger fchon 
im Boritwelen) zugeben, kaum bei den Erftgenannten. 

(e) Der bobe Werth einer folhen Sicherung des Staatsdieners in Hinficht 
feiner bürgerlichen Stellung und der Nuten der größeren Unabhängig- 
feit des Beamten von der Staatdgewalt für die Qualität der Yerftungen 
ergiebt fich am deutlichften aus dem Grundfaß der Unabſetzbarkeit 
der Richter, an dem doch wenigftens für gewiſſe (höhere) Richter- 
fategorieen auch Staaten mit den anderen Syftemen der Aemterbeſetzung 
(Nordamerika, Schweiz) feſthalten. 

(f) Streng genommen ift zu unterfcheiden zwifchen Entlaffung aus ſach— 
lichen Gründen des Dienftes und aus perfönlihen Griünden des 
betreffenden Staatsdieners. Dienftunfäbigfeit und Entlaffung wegen 
Krankheit 3. B. brauchte nicht unbedingt Anfpruch auf PBenfion zu 
geben, — fo wenig als in anderen Febenhiellungen, ſ. u. 8. 5Se. 


g. 58. 


Aus den im vorigen $. enthaltenen Prämiſſen laſſen fich 
nachitehende Grundſätze der Befoldungspolitif für bie 
Regelung der Befoldung als einer Arbeitslohnart ableiten. 

1) Die in den meiften Zweigen des eigentlichen Staatsdienſts 
geforderte Arbeitsart und Intereffe und Würde des Staats 
ichließen die freie Anwerbung ber Beamten (der „Staats- 
arbeiter”) und vie Lohn- oder Gehaltsbejtimmung im 
Wege der freien Concurrenz gewöhnlich aus (a). Statt 
veffen verfnüpft der Staat ganz paſſend mit ven Aemtern fejt 
ſyſtemiſirte Bejoldungen und überträgt dem Beamten 
ein folches Amt, ohne — wenigftens der Regel nach — einen 
jpeciellen Contract mit dem einzelnen Beamten über die Höhe 
des Gehalts zu fchließen (b). 

2) Die Höhe der Beſoldungen fteigt regelmäßig nach ber 
Bedeutung der Aemter, alfo in demſelben Dienftzweige 
nach ver Stufenleiter (dem Rang) verfelben; außerdem aber 
auch mit dem wachſenden Dienjtalter des Beamten in ein 
und demjelben Amte. Beides ijt durchaus angemeffen (c). 

3) Der Bezug eines unmittelbaren Einfommenan- 
theils bes Staatsdieners aus den von lekterem bienftlich vor- 
genommenen Thätigkeiten ift im Staatsdienſt meiftens unaus— 
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führbar, weil die einzelnen Staatsleiftungen nicht fpeciell ver— 
füuflich find. Er iſt aber auch, wo er am fich möglich wäre, 
etwa mit Ausnahme der Dienftzweige, in welchen Sachgüter- 
production betrieben wird (d), gegen das Interefje und die Würde 
des Staatsdienſts (e). Zur Anjpornung des Beamten dient 
neben der Aussicht auf günftiges VBorrüden im Dienft und neben 
den erwähnten Chrenauszeichnungen ($. 56) ein Syſtem von 
feften Berfonal-Gehaltszulagen (f) oder von unperiodis 
ihen Remunmerationen (g) für bejonvere Leiftungen und 
Dienfteifer. W. 


(a) Belanntlih war dies friiher weder in Deutſchland noch anderswo fo. 
Eine befonders charakteriftifche Abweichung von dem heutigen Grund- 
ſatze bildete das Enftem des Aemterverfaufs, das man eigentlich 
ein Vergeben der Acmter an den Wenigitfordernden — Meiſtbietenden 
in der Kaufſumme) nennen kann, obgleich doch auch hier Dienſtrückſichten 
neben allen möglichen perſönlichen Einflüſſen die „freie Concurrenz“ 
niemals ganz zur Geltung fommen ließen. Der een war 
namentlid in dem Uebergangsftaatsformen vom Mittelalter zur Neuzeit 
verbreitet, al3 Finanzoperation befonders in Frankreich, aber doch 
auch im vor. Jahrhundert unter Nach Wilhelm I. felbft in Preußen 
(Zablungen von Monats- oder Arien in die Recrutencaffe, 
f. Niedel, brand. preuf. Staatsbausbalt, ©. 67, Schmoller, d. 
preuß.. Beamtenftand unter Friedr. Wilh. I. in d. Preuß. Jahrb. 1870), 
u. and. Staaten. Heute befanntlic noch im — Dee in Betreff 
gewifjer Officierftellen. Bei der jest (Febr. 1871) beabfihtigten Heeres- 
reform will man endlich in England diefen Mifftand ganz befeitigen. — 
Achnlihe Fälle außerhalb des Staatsdienfts find die Verkäufe der 
Stellen von Advocaten, Mäflern u. f. w. (noch heute in Frankreich). 

(5) Eine Ausnahme bilden in Deutſchland namentlich die Profeffuren 
an Univerfitäten und anderen (technifchen u.f.w.) Hochſchulen, 
gelegentlich auc Lehrämter (namentlich etwa Directorenftellen) an Gym— 
nafien u. dgl. m. — E3 ift belehrend, gerade wegen der Berfchiedenheit 
der Grumdfäge, nach welchen die Befoldungen im böberen Lehrdienft und 
im übrigen Staatsdienft normirt werden, die Folgen beider Syſteme 
zu vergleichen. Die eigentbümlihe Stellung des Lehrdienſts erklärt fich 
in Deutfchland ohne Zweifel daraus, daß für dieſe wiffenfchaftlichen 
Berufsarten niemals das particulariftiiche Princip, die Staatädiener nur 
aus dem „Inlande“ zu nehmen, durchgeführt werden konnte. In Folge 
des hier herrichenden Berufungsſyſtems, der damit verbundenen fpectellen 
Contracte der Regierung mit dem Lehrbeamten über die Höhe der Be- 
—** u. ſ. w., ferner in Folge der ausbedungenen oder frei gewährten 
Perfonalzulagen für Vehrer, welche Berufungen an andere Orte ableb- 
nen u. f. w., befteht bier in demſelben Amt (3.8. ordentl. Profeſſur) 
und in demſelben Dienftalter die größte Ungleichheit der Be- 
foldungen, 3. B. im $. 1870 in Freiburg i. B. 1000-2800 fl. für d. 
Ordinarius, in Berlin 400— 2500 Thlr. (ungerechnet die hier häufigen 
Befoldungserhöhungen in Folge von Nebenämtern), in Bonn 600—2500, 
in Göttingen 500— 2300, in Marburg 800 — 1400 Thlr. Diefe Un- 
gleichheit wird durch die ebenfalls große Ungleichheit der amtlichen 

Rebeneinnahmen (Collegiengelder u. — w.) keineswegs immer ausge— 
glichen, öfters möchte Te dadurch noch gefteigert werden, da oft Die 
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Höchftbefoldeten die höchften Nebeneinnahmen haben und umgekehrt (nicht 
nur gemäß der perfünlichen Leiſtungen, fondern auch — und oft noch 
mehr — nach der Natur der Fächer). Diefe C Ungleichheit wird 
durch das hier im Gegenſatz zum ſonſtigen Staatsdienſt herrſchende 
Concurrenzprincip weſentlich mit bedingt. Eine Modification, die nur 
in einer Annäherung an das Beſoldüngsſyſtem in anderen Aemtern 
beftehen könnte, wird namentlich in Folge der neueren politifchen Ber- 
änderungen in Deutfchland nicht ausbleiben fünnen. Sie eriftirt auch 
bier und da Schon, indem man doh Zulagen nad dem Dienjtalter, 
bef. für ältere, durch Berufungen nicht verbefferte Yehrer gewährt, wenn 
auch nicht fo regelmäßig wie im übrigen Staatsdienft. Ein feites Syſtem 
von Normalgehalten, bei. mit Mimimalfägen, wird doch auch hier 
zu erjtreben fein, wobei dann Berfonalzulagen durch das Berufungs- 
wejen hinzukommen. Die große Ungleichheit der Amtseinnahmen bat 
fiher auch ihr hoch Bedenkliches; manche Schäden der Univerfitätsver- 
bältniffe erklären fich daraus, da bei dem jetigen Syſtem dem Glück 
und Zufall doch ein fehr großer Spielraum gelafien ift. Billig erfcheint 
namentlich auch eine Abſtufung der Gehalte nach der Natur der Lehr— 
fäher, jo daß die Lehrer folder Fächer, welche ftets wenig Neben- 
einnahmen geben, höhere Gehalte haben. — Auch die deutfche Schweiz 
bat an ihren 4 Hochfchulen (incl. Polytechnicum) das deutſche Be- 
rufungsſyſtem und die Gehaltsungleichheit. Auf den öſterreichiſchen 
Univerfitäten hat man dagegen Mocmolsehnite (nach Dienftaltern, 
Decennalzulagen) und erft neuerdings außerdem Perjonalzufagen für 
einzelne Lehrer in Folge der Annahme des Berufungsſyſtems. In 
Dorpat (wie auf allen ruſſ. Univerfitäten) berricht Gebaltsgleichheit, 
moneben Collegiengeld, das auf den eigentlichen ruſſ. Univerfitäten fehlt; 
troßdem find, auch neben allen anderen Schwierigkeiten, deutiche Be- 
rufungen dahin möglich — der Gehaltshöhe (2100 R. S., Durch— 
Bent d. Ordin. in Berlin nur 1570 Thlr.). 

Beifpiele f. im $. 53c, Anm. (a) u. (b). 


d) Eigens bewirthfchaft. Domänen, Fabriken, Bergwerfe. Bei Staats- 


eifenbahnen fann vom Tantiemefvpftem für das höhere Verwaltungs— 
perfonal ebenfogut wie bei Privatbahnen Gebrauch gemacht werden. 
Brenuftoffprämien der Yocomotivführer, Heizer, Schmierprämien der 
Wagenmeifter (d. h. Antheile an dem Gewinn, der in Folge einer hinter 
einem beftimmten Marimalverbrauh zuriidbleibenden Stofferfparung 
gemacht wird), find andere Beifpiele. Bedenklicher würden fchon Ge- 
winnantheile der Mitglieder von a eigen an 
dem Steuerertrage fein (ſ. 3. B. d. bezügl. Vorſchlag bei d. preuf. claffif. 
Einfommenfteuer von Bergius, ———— ©. 344 Anm.). 

Mit Necht daher in neuerer Zeit alle Sporteln und Gebühren bei 
der Juſtiz, Polizei u. f. w. in die Staatscaffe fließend. Selbft wenn 
einzelne folde Einnahmen zu Emolumenten der Beamten verwendet 
werden, find fie doch al3 Einnahme und Ausgabe der Staatscafien 
genau zu verrechnen (A. folder Emolumentereinn. im preuß. Juftiz- 
minifterium 1870 817039 Thlr.). Achnlih die Beute im Kriege. — 
Eine Ausnahme bilden auch bier die Univerfitäten (feltener die ja 
meift jüngeren fonft. Hochſchulen) im Betreff des Collegiengelds, der 
Doctorgebühren. as Doctorweien bedarf auch in finanzieller 
Hinfiht dringend einer Neform. Fiir das Collegiengeld, als Privat- 
einnahme jedes Lehrers, laſſen fich triftige Gründe anflihren, faft ebenfo 
viele aber auch Dagegen. Denn die Natur des Fachs umd zufällige 
Umftände (Zwangscollegien, Prüfungsfach, Lehrer al3 Eraminator!) haben 
mindeftend ebenfoviel el De auf die Höhe diefer Einnahme als die 
individuelle Tüchtigfeit des Yehrers. — Für einen Antheil der Yehrer 
an Mittel- und Elementarfchulen am Schulgeld fpricht wieder Einiges. 
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(f) Dieſe Perſonalzulagen find individuelle, von den nad) dem Dienft- 
alter gewährten zu ımterfcheiden. E3 fcheint, daß davon mehr Gebrauch 
emacht werden könnte. Um dem Protectionsweſen u. ſ. w. feinen Vor— 
—* zu leiſten ließe ſich vielleicht in Collegien und bei Gruppen von 
Subalternbeamten die im Ganzen bewilligte Zulage (ebenfo die Re— 
mumeration) nach Anhörung des Collegiums und der Gruppe an die 
Einzelnen vertheilen. 


(9) Häufig genug, beſonders bei niedern Dienern, erfolgen die Remu- 
nerationen faft ganz periodifch, oft in beftimmter Höhe, wo der 
Einzelne dann 2. eine fefte Einnahme darin ſieht. Dadurd) wird der 
Zweck fast vereitelt. 


8. 58a. 


4) Die Befoldung für ein einzelnes Amt und ein einzelnes 
Dienftalter ift vemgemäß nicht für fich, fondern nur im Zu— 
jammenhang des ganzen Aemter- und Beſoldungs— 
ſyſtems zu veguliven und zu beurtbeilen («). 

Die Beſoldung over der Gehalt kann für die ganze Dienft- 
laufbahn des Beamten unterfchieven werben in eigentlichen 
oder Aetivitätsgehalt und Ruhegehalt oder Penfion, 
legtere für ven Beamten felbit, ver Regel nach auf Lebens— 
zeit, allenfalls auch für feine Wittwe und feine hinterlaffenen 
unmündigen oder noch unter einem bejtimmten Xebensalter 
jtehenden (unerwachfenen) Kinder. Gelegentlich kommt ftatt 
des eigentlichen und des Nuhegehalts ein Wartegeld over ein 
Disponibilitätsgehalt vor. 

Der eigentliche Gehalt (einfchließlih ver fogen. Sterbe- 
monate oder Quartale) des im activen Dienft fterbenven, 
die Penſion des auf Lebenszeit zur Ruhe gejegten Beamten und 
bie Penſion feiner fich nicht wieder verheirathenden Wittwe find 
Leibrenten. Das Wartegeld des jpäter wieder angejtellten 
Beamten, die Penfion der fich jpäter wieder verheirathenvden und 
in dieſem Falle oft ihre Penſion verlierenden Wittwe und bie- 
jenige der unerwachjenen Kinder find Zeitrenten. 

Alle Zahlungen, welche ein Beamter over feine Angehörigen 
unter dieſen verjchievenen Namen und Titeln auf Grund ber 
Anftellung im Staatsvienft beziehen, find als ein Ganzes 
aufzufaffen, welches man etwa den Totalgehalt des Staats- 
bieners nennen fann. 

5) Diefer Totalgehalt muß im Intereſſe des Staate- 
dienftes felbjt wie des einzelnen Staatsvieners für die wahr: 
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ſcheinliche Dienſt- und Lebenslaufbahn des Beamten und für die 
Zeit, in der die Wittwe und die Kinder noch zu verſorgen ſind, 
im Ganzen richtig bemeſſen werden. S. darüber 8. 59 ff. 

6) Der Totalgehalt muß ferner, namentlich auch wieder 
im Intereſſe des Staatsdienſtes ſelbſt, über die muthmaßliche 
Dienft= und Lebenszeit des Beamten u. ſ. w. richtig vertheilt 
werben, j. $. 58b ff. W. 


(a) Dies ift befonders beim Vergleich der Gehalte eines umd defjelben ein- 
zelnen Amts in verfchiedenen Staaten zu berüdfichtigen. E3 kann leicht 
fein, daß ein einzelne3 Amt in einem Staate höher al3 im andern be- 
joldet ift, dafiir aber in letzterem das Vorrücken raſcher und der Gehalt 
in den weiteren Aemtern befier ift. Der Totalgehalt oder defien Durch— 
Schnitt ift dann doch vielleicht bier höher. Auch bei Vergleichen der Be- 
ſoldungen 3. B. im Staats- und Brivateifenbaßnmeten ift Dies zu 
beachten (vor Kurzem hat man u. A. in Baiern über diefen Punct 
discutirt). 


8. 58b. 


Hinſichtlich dieſer richtigen Vertheilung des Totalgehalts 
über die Aemterreihe und die Dienſtalter u. ſ. w. ſind folgende 
Anforderungen zu ſtellen (a). - 

a) Der Zeitpunct für den Beginn eines Gehaltsbezugs 
überhaupt und fovann einer genügenden Beſoldung (f. $.59 ff.) 
in einem Amt und Dienftalter ijt richtig zu beftimmen. Namentlich 
muß die Zeit des unentgeltlichen, des etwa bloß mit unge- 
wiſſen und im Gejammtbetrage geringen Diäten oder Remu— 
nerationen jbezahlten oder des ungenügend befolveten Staats- 
dienfts thunlih verkürzt werden. Daburch Taffen fich große 
Vebelftände, welche in unſerem deutſchen Staatsdienjte immer 
mehr herworgetreten find, befeitigen (d)., Das Ziel muß fein, 
daß der Staatsdiener möglichjt bald nach Vollendung feiner 
theoretiichen Studien, aljo des Univerfitätsbefuchs, und nach Ab- 
legung feiner (erjten) Prüfung, d. h. nach Lieferung feines 
Dnalificationsnachweifes angemefjenen Lohn erhalte, wenn auch) 
die feſte Anjtellung und der Rechtsanfpruch auf Amt oder Be— 
ſoldung erjt nach Ablauf von einigen — wohl höchitens 3 bis 
5 — Probejahren und nach Ablegung ber etwaigen weiteren 
(praftiichen) Prüfung beginnt. So wird etwa burchfchnittlich 
"mit dem 24. Lebensjahr des Staatsdieners ein Lohnbezug, mit 
dem 27.— 29. ein fejter Beſoldungsbezug beginnen müffen, und 
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zwar mindeſtens in ver Höhe, daß ber noch nicht feſt angejtellte 

Beamte aus dem Lohn ohne Zufchüffe ver Eftern over des 

eigenen Vermögens den üblichen Bedarf für feine Perfon allein 

und ver fejt angeftellte aus der Bejoldung den Aufwand für eine 

in biefem Alter zu gründende Familie bejtreiten kann (c) 

(j. $. 59). Dies hat den großen Vortheil, daß das aus dem 

Gehalt allmälig zu amortifirende Bildungscapital nicht fo hoch 

anwächſt (ſ. $. 62a.); daß bei etwas frühzeitigeren Chen, die doch 

nur in geringem Maaße die Gefahr einer wefentlich größeren 

Kinderzahl mit fich bringen, die Zeit, wo die inter erwachjen 

find und vor ihrer Verſorgung am meiften koſten, nicht in ein 

gar jo jpätes Alter des Beamten fällt. Dadurch wird die Noth- 
wendigfeit für ven letzteren befeitigt, bloß aus Geldrückſichten 
möglichit lange im activen Dienft zu bleiben, um nur ja nicht 
die etwaige Differenz zwifchen Befoldung und Penſion zu ver- 
lieren. Der Staatsvienft wird fich nicht mit Greifen überfüllen 

(j. Anm. (db) u. $. ö58e). Die Gehalte brauchen in ven 

höheren Aemtern und Dienjtaltern nicht ganz jo ſtark zu fteigen, 

weil ein kleineres Bildungscapital zu amortifiren ift und bie 

Koften der Kinder geringer ausfallen, wenn dieſe auch beim 

Gintritt in ven Staatsdienſt jelbjt früher verdienen. Selbſt bie 

in anderer Beziehung bevenkliche Ermäßigung der Penjion gegen 

über der Beſoldung (f. $. 58e) wirft dann nicht jo fchlimm, 
wie jetzt meijtens, wo ein genügender Gehaltsbezug viel zu jpät 

beginnt. W. 

(a) ©. auch hierfür die in $. 59 gen. Schrift von Engel, Preis d. Arbeit. 

(db) Engel a. a. O. ©. 65. 

(ec) Die Sachlage iſt in den einzelnen deutſchen Staaten etwas verſchieden, 
aber doch wohl in der Hauptfache ziemlich gleich. Größere Verfchieden- 
beiten bieten, namentlih zu Zeiten, die einzelnen Dienftzweige. Die 
vemumerative Periode des preuß. Juſtiz- und Verwaltungsbeamtent 
beginnt faum vor dem 30., der Bezug feiter Beſoldung kaum vor dem 
33. Jahre im Durchichnitt, eine Familie kann der Beamte ganz aus 
dem Dienſteinkommen höchſtens in Heinen billigen Orten erft in 
einem noch mehrere Jahre höheren Alter erhalten. Ginftiger fteht es 
im Militärdienft (wo freilich wieder mehr „Ehrenausgaben“), neuer- 
dings auch in gewiſſen Zweigen des Yebrdienfts, 3. B. an den Gymnaſien, 
wo gegenwärtig der Regel nad junge Männer fofort nach abfolvirten 
Univerfitätöftubien mit 4— 600 Thlr. Anftellung finden, aber die Auf- 


— wieder langſam genug iſt. S. die Gehaltsſätze im Juſtizdienſt 
und in den Miniſterien im folg. $. Anm. (a) u. (b). . 
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8. 58c. 


b) Zwifhen den Beſoldungen der auffteigenden 
Nemter und Dienftalter ift ein richtiges Berhältniß 
berzuftellen. Die Gehaltsjteigerung im höheren Amt ift das 
unanfechtbare Princip. Aber jehr bedeutende Ungleich- 
heiten, fehr große Sprünge der Befoldungen namentlich 
in ben unteren, mittleren und der Hauptmafje ver höheren Aemter 
find zu vermeiden (a). Sonſt werden wefentlich gleiche Leiſtungen 
zu ungleich bezahlt und es tritt die Gefahr des Protections- 
unwejens, der Augendienerei gegenüber den Vorgeſetzten, bes 
übermäßigen Chrgeizes u. ſ. w. zu fehr hervor. 

Die höchſten Stellungen im Staatsvienft, welche ohnedem 
häufig einen gewiljen Nepräfentationsaufwand mit fich bringen, 
werden mit Necht mit beveutend höheren Befoldungen botirt, als 
die übrigen Aemter. Jedoch find auch hier zu große Abſtände 
von den übrigen Befoldungen, vollends wenn diefe Stellen am 
Ende nur auf Koften der ungenügend bezahlten unteren und 
mittleren Aemter beſſer ausgejtattet find, zu vermeiden (Gefahren 
in Monarchieen verglichen mit Nepublifen) (6). Die Bejoldungs- 
cumulirungen in den böchiten Aemtern, indem ven Inhabern 
ber legteren noch andere Stellen oder gar bloße Sinecuren über: 
tragen werben, laſſen jich noch weniger rechtfertigen (c). 

Gehaltöfteigerungen nach dem Dienjtalter in demſelben 
Amte find im Dienfte der modernen Staaten’ auch deshalb ge— 
boten, weil die Zahl der Beamten in höheren Aemtern vegel- 
mäßig eine fo viel Heinere wird (d). Es muß deshalb ein großer 
Theil der Staatsdiener nothwendig lange in niedrigeren Aemtern 
jtehen bleiben. Die Zulagen nad) dem Dienftalter müffen dann 
um fo häufiger und bedeutender fein, je fpäter ver Beamte in 
genügende Beſoldung eintritt, während fie feltener und geringer 
fein können, wenn die im 8. 58b gejtellten Anforderungen erfüllt 
werden (ſ. auch 8. 59 ff.). W. 

(a) Die Normalgehaltſätze find z. B. im Juſtizdienſte in 
Preußen Defterreih Baden Frankreich 
(1870) Thlr. dieſſ. Yeitba (1870) 165) 


(1STO)F.B.5.W. fl. x. 
Oberfter Gerichtshof. 
Erfter Bräfident . . 6000 10,500 6000 35,000 
Vicepräfident u. dgl. 3500 7350 3500u.3200 25,000 


Räthe (Oberftaatsanw. 
in Preußen dgl.) 
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Preußen Defterreih Baden Franfreid 


(1870) Thlr. 


3000 
bi3 2200 


Durchſchn. 2600 


Subalt. (Canzl.) B. 


Untere B. (Diener) 


Gerichte 2. Inftanz. 
Präfidenten . 


Räthe 


Oberſtaatsanwälte ꝛc. 


Secretäre 


Canzliſten ꝛc.. 


Caſſ. u. Rechnungsb. 


Untere Diener x. . 


Gerichte 1. Inſtanz. 
Präfidenten . 


Näthe u. Richter . 


Staatsanwälte 


Staatsanwaltsgehilfen 


1. Cl. 1500 


bi3 700 
and. 900 
bi3 500 


500 
bis 350 


Pr. u. Dir. 


4100 
bis 2000 
D. 3436 


1800 
bi3 1200 
D. 1502 

1800 
bi3 1400 


1000 
bis 600 
D.824 
650 
bi3 450 


1100 
bis 900 
350 

bi3 300 


Pr.u.Dir. 


2200 
bis 1300 
D. 1436 


1300 
bis 600 
D. 866 


1300 
bis 800 


700 
u.600 


diefj. Leitha (1870) 
(1STO)fL.P.8.W. fl. rh. 
5880 2950 
u. 4830 bis 2400 
D. 2594 
1130 1600 
bis 730 bis 1000 
700 
bis 400 
1. Br. 6300 3500 
2.Pr.5250 bis 3000 
1.4200 D.3250 
3150, 2400 
u. 2625 bis 1200 
u. 2300 D.1734 
Wie 2800 
Räthe 1.2700 
1300 
u. 1200 
135 2050 
u. 630 bis 900 
u.525 D.1227 
. 1600 = 
bi3 500 
420 
bis 300 
Landes- u. 2450 
Kreisger. bis 1950 
‘Br. 4200 D. 2183 
Bicepr. 3150 
u. 2625 
2000 2200 
u. 1800 bi3 1000 
u. 1600 D. 1438 
Bezirks. 
15 u. 1300 
Mie 1800 
Räthe bis 1200 
u. Secret. ·— 
1000 


(1865) 
Fr. 


18,000 
avoc. gener. 
25— 20,000 


6000 
bis 2400 


‚1500 
bis 1000 | 





1. Pr. 30,000 
big 15,000 
D. 17,071 

2. Pr. 13,750 

bis 7500 
D.8445 
11,000 
bi35000 
D.5897 
proc. gen. 
30— 15,000 
avoc. gen. 
13,200—5833 


— 


greff., commis. 


s— 2000 


bis 3600 
D.4295 


Bicepr. 10,000 


bis 3000 
D. 4367 

9600 
bis 2400 


Pr. 20,000 
D. 3201 


20,000 
bis 3600 
D. 4295 

8000 
bis 2400 - 
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Preußen Defterreih Baden Frankreich 


Bureanbeamte . Bur.- u. Adjuncten greffiers 
Caſſenb. 900 6000 
. Cl. bis 630 bis 1000 
900 D. 1070 
bis 550 Offic. Eanzl. greff. commis 
Rendanten Acceſſiſten 3500 
900 630 bis 1200 
bis 650 bis 3679 D. 1490 
Bur=. u. 
Caſſenb. 2. EI. 
550 
bis 400 
Diener, Boten x, 350 420 
bi3 250 u.367'/2 
u. 300 
u. 250 


Fir Preußen find hier die Säte mitgetbeilt, welche im größten 
Theile des Staats gelten (Gebiet d. Verordn. v. 2. Jar. 1849 fiir Ger. 
2. u. 1. Inſtanz). Im Gebiet des Appellationsgerichtsbof Cöln u. 3. 
Tb. in d. neuen Prov (def. in Hannover) find die Säte etwas anders, 
mitunter höher, aber im der Hauptfahe Doch wenig verfchieden. (Im 
Dep. Celle jedoch Präſ. bei d. Obergerichten 3000—2000 Thlr., D. 2454, 
Appellationsräthe 2300 — 2000, D. 2148, Obergerichtsräthe u. Aſſeſſ. 
2000 — 600 Thlr.). Der 1. Präſ. d. Oberappellationsgerichts für Die 
neuen Prov. 4500 Thlr. Bei den Gerichtspräf. 2. Inſt. find 600 Thlr. 
Wohnungsgeld eingefchlofien; die Beamten der Staatsanwaltichaft und 
ein Theil d. Bureaubeamten bei d. Gerichten 2. Inſt. beziehen in Berlin 
etwas höhere Gehalte, ebenfo die Borftände und Richter 1. Ant. bier 
und im einigen and. größ. Städten; die Marima der Stadtrichter find 
1300, der Kreißrichter 1100 Thlr. ©. $.59c, Ann. (2). Einige preuf. 
Richter beziehen aus Nebenämtern kleine Nebeneinnahmen, ferner noch 
etwas Gebühren. — In Defterreic ift die Gerichtöorganifation etwas 
verwidelter al3 in Preußen, verfchiedene Kategorieen von Deittelbeamten 
fommen bei mehreren Gerichten vor. Bei den Gehalten für den oberften 
Gerichtshof find die Ouartiergelder eingerechnet worden (dev 1. Präl. 
bezieht auch noch 4200 fl. Perfonal= u. Functionszulage). Es finden fich 
dafelbft u. A. noch Hofjecretäre mit 2415, 2205 u. 1995 fl. Das ſämmt- 
liche Perſonal der Gerichte 2.u. 1. Inftanz in Wien und ZTrieft bezieht 
neben den oben angegebenen Gebalten noch Duartiergelder in ver— 
fchiedener Höhe (meift 1/s —"/z, bei niederen Befoldungen noch mehr, bei 
höheren zum Theil weniger). — In Frankreich bezieht der procureur 
gener. am Gaflationshor 35'000, der 1. advoc. gener. 25000 fr. Bei 
den unteren Beamten fommen wohl die Gebühren ftärker in Betracht. 

Eine Vergleihung bis ins Einzelne ift bei der immer etwas verfchie= 
denen Organijation der Gerichte und Function der Beamten nicht 
durchweg möglich. Doc) gejtattet Die Dige Ueberficht einen guten Ein- 
blick in die Abftufungen der Gehalte. Es ergiebt fich eine bemerfens- 
werthe Aechnlichleit der Proportionen der Aemterclafien in allen 4 Yän- 
dern, 3. B. beim oberften Gerichtöhof, was fir ziemlich richtige Normirun 
ſpricht. Selbſt die abfolute Höhe der Gehalte im gleichen Amt iſt 
in den 4 Staaten mehrfach nahezu dieſelbe, namtenttich bei den zabl- 
reichen Stellen der Nätbe, wobei in Oefterreih mit Rüdfiht auf Baluta 
und Preife der fl. kaum über Thlr. zu rechnen ift (Räthe 2. Inftanz 
in Preußen 1502, Dejterreich fo gerechnet 1346, Baden — mit billigeren 
Preifen — 991, Frankreich 1546 Thlr., 1. Inftanz refp. S66, 900, 822, 
s53 Thlr.). 


RausWagner, Finanzwiffenfhaft. 6. Aufl. 8 


(2) 


An den anderen Dienftzweigen, der inneren Verwaltung, der Finan— 
zen u. ſ. w. finden fich meift die gleichen Gehaltiäte für die Aemter 
oder Stellungen entfprechenden Rangs, fo daß die Daten über ven 
Juftizdienft als typiſche Beifpiele dienen können. Der Eivildienft im 
Nordd. Bunde ift nach den preuß. Sätzen bezahlt. 

Die Normalgehalte für die höheren Minifterialbeamten 
und einige andere höhere Poſten im Staatsdienfte find: 
Preußen Defterreih Baden Frankreich 


Thlr. fl. fl. fr. 
Minifter . . - 12,000 14,700 Minifter 100,000, 
nebitfr. incl. Duar- 9000 einige mit 
MWohn.u. tiergeld u. Minifterial- 30,000 
Mobil. 16,800 präf. Repräf.- 
nebſt fr. Wohn. 6000 Aufw. 
Unterftaatsfecretäiv 4500 1350 „ 3500 60,000 
u. dgl. (Minift.- im Staats- 
Dir., Sect.Chef3). rath 
25,000 
1. 20,000 
inand. Min. 
Vortrag. Räthe. 3000 Minift.-R. 4 3200 25,000 
bis 2200 5880 bis 2000 im Staats- 
D. 2600 bi3 4830 D.2400 rath. Cab.u. 
Sectionsr. Div.-Chef3 in 
3570 and. Minift. 
bi8 3045 c.12— 15,000 
Provincialchefs. Oberpräf. Statthalter Landes- Präfecten 
7000 d. größ. commiſſ. D. 23,380 
u. freie Prov. wie Räthe, 
Wohnun 6— 8000 nebſt 
—* nebſt 500 


3500 5—10,000  Funct.-Bul. 
u. freie Funct.Zul. 
Wohn. 1u.3.Th.fr 
(oder Wohn. 
600 Thlr.) Landespräf. 
d. Hein. Prov. 
4000 
nebft 4000 
Funct.-Zul. 


Einzelne Minifter, wie die des Aeußern, des K. Haufes erhalten 
meift außerdem größere NRepräfentationsgelder. In Baden fteht jett 
—— nur ein Miniſterialpräſident an der Spitze eines Miniſteriums. 

ie franzbſiſche Eintheilung innerhalb der Miniſterien geftattet feinen 
genauen Bergleih mit der der deutfchen Staaten. Die ee 
war im fail. Frankreich jedenfall unverhältnißmäßig hoch. ©. aud 
Hod, Finanz. Frankreichs ©. 31. Auch in Preußen ift die Be- 
ſoldung des Minifters, wenn man freie und meublirte, mit allem Haus- 
rath verfehene Wohnung auf 2000 Thlr. anfchlägt, relativ hoch ver- 
lihen mit der Bezahlung der Räthe, mehr ald das Fünffache, in 
Deherreig (obige Zahlen incl. Kg ai sg doch nur etwa das 
21a — 3 fache. Der Fehler liegt in Preußen aber nicht in zu bober 
Befoldung der Minifter, fondern im zu niedriger der Räthe. Einige 
der letteren haben in Preußen wohl Nebenämter mit Kleinen Gebalten 
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oder Remunerationen. — In Nordamerika u. der Schweiz find 
die Gehaltsunterfchiede zwiſchen höheren und niederen Beamten viel 
kleiner. ©. auch Hod, Finanz. Amerikas, S. 38. 

(ec) Großer Mißbrauch befanntlih unter Napoleon II. mit Aemtercumu— 
lirungen, Sinecuren u. |. w. für die Marfchälle, hoben Staatswürden- 
träger, Senatoren, wobei einzelne Günftlinge es auf mehrere hundert- 
— Frank Staatsgehalte brachten! 

(d) 3. B. im preuf. Juſtizdienſt (vgl. Anım. (a)): beim Obertribunal 
1 Präf., 5 Vicepräf., 51 Räthe, 1 Generalftaatsanwalt, 3 Oberftaats- 
anmälte, zuf. 61 höhere GerichtSbeamte (außerdem beim Oberappellations- 
gerisht für die neuen Prov. 16); bei den Gerichten 2. Juftanz im den 
‚andestheilen, wo die Cab.-Ordre v. 2. Jar. 1849 gilt, 36 Präf. und 
Dir,, 296 Näthe, 21 Oberftaatsanmwälte, zuf. 353, außerdem im Rhein. 
Gerichtsfprengel 4 Präſ., 28 Näthe, 1 Generalprocurator, 3 General- 
advocaten; bei den Gerichten 1. Inſtanz in dem erftgenannten Gebiete 
250 Präſ. u. Dir., 2525 Stadt» u. Kreisrichter, 165 Staatsanwälte 
u. Gehilfen (außerdem 7 Staatsanwälte u. Gehilfen bei d. Appellationg- 
gerichten), im Rhein. Sprengel 9 Präf. bei Yandgerichten, 14 Kammer- 
präf., 61 Landgerichtsräthe, 28 Landgerichtsaſſeſſ., 9 Oberprocur., 25 Pro— 
curat. — außerdem deren 3 beim Appellationsgerihte —. Theilt man 
diefe Beamten nad) der ungefähren Gfeichheit ihrer Gehaltsbeziige und 
Rangverhältniffe in a fo erhält man (incl. Rhein. Sprengel) im 
* Staate alten Umfangs: 

I. Cl. 1 Stellen (Präſ. d. Obertrib.). 
Eu: 47 (Bicepräf. defjelben, Generalſtaatsanw., Präſ. 
2. Inſt., Generalprocur.) 
III. . 64 Räthe u, Oberſtaatsanw. am Obertrib.). 
IV. 630 >; Präſ. d. Ger. 1. Inſt, Räthe 2. Inft., Ober: 
ſtaatsanw. bei Ger. 2. Inſt, Generaladvoc., 
Oberprocur.). 
V. „ 238314 „ (Richter 1. Juſt., Staatsanwälte, Procura— 
toren, Yandgerichtsaffeff. am Rhein). 


8. 58d. 


Die Gehaltsaufbejferung der Beamten nach dem Dienſt— 
alter geſchah ehemals meiſtens durch Verſetzung dev Beamten, 
bie eine gewilfe Zeit an einem Orte gedient hatten, auf eine 
beffere Stelle in einem anderen Ort, indem die Nemter der- 
felben Kategorie und Claſſe an verfchiedenen Orten fortvauernd 
mit ungleichen Befoldungen ausgeftattet waren. Das öftere Ver— 
jeßen der Beamten ift aber in folchen Gejchäften, bei denen 
örtliche Erfahrung nützlich ift, nachtheilig, auch mit anderen Koften 
verbunden u. f. w. (a). Es wird großentheil® vermieden, wenn 
man entweder für jede Art von Amtsdienſten mehrere Be— 
ſoldungselaſſen mit einer fejtgefeisten Zahl von Stellen in jeder 
anoronet, jo daß ver Beamte bei Erledigung einer höheren Claſſe 
nach der Reihe in dieſe auffteigt, oder nach einer bejtimmten 
Zahl von Dienftjahren, z. B. 5, eine gewiſſe Bejoldungserhöhung 

s*+ 
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eintreten läßt. Lebtere Cinrichtung hat vor der anderen ben 
Borzug, daß die Steigerung nicht dem Zufall unterworfen ift, 
der die Erledigung einer Stelle ver höheren Claffe (durch Todes— 
fälle, Penſionirung u. ſ. w.) bald früher bald fpäter eintreten 
läßt (b). R. 


(a) Ueberfiedlungsgelder u. |. w.; muß fie der Beamte aus eigener Tafche 
bejtreiten (bei einer Berbefjerung der Stellung), fo um fo fchlimmer. — 
Bei Pfarritellen fonft wohl noch große Ungleichheit der Einnahmen. 

(d) ©. die Angaben in den Arm. (a) u. (5) im vor. 8 In Preußen 
bejteht die erftere, fonft vielfach die zweite Einrichtung. Entwurf eines 
Normaletats für d. bad. Staatsdiener, Verhandl. d. K. v. 1931, V. Beil. 
©. 1, XII, 296. Im J. 1570 3. B. von 98 Amtsrichtern 17 zu 1000, 
4 zu 1100, 31 zu 1150, 1 3u 1200, 2 3u 1350, 6 zu 1450, 1 zu 1550, 
5 zu 1650, 2 zu 1750, 8 zu 1850, 8 zu 1950, 6 zu 2050, 3 zu 2150, 
4 zu 2200 fl., D. 1438; ähnlih von 59 Borft. d. Bezirkgämter 7 zu 
1100, 3 3u 1600, ...... 2 zu 2600, 1 zu 2700 fl., D. 2025 fl. — Neuere 
Erörterung der Befoldumgsfrage in Baiern, ſ. Begründung d. Vor— 
— für 1868 u. 69, Verhandl. d. K. d. Abgeördneten 1866/67, 
Beil. II, 219; die Dienſte in 10 Abſtufungen gebracht, für jede ein 
höheres Minimum als bisher, alle 6 Jahre Zulagen vorgefchlagen bis 
zu einer Obergrenze, 3. B. für Bezirfsrichter u. Bezirksamtmänner (bis 
14— 1800 fl.), Minimum 1600, nad 6, 12, 18 Jahren um je 200 fl. 
auf 2200 fl. fteigend. R. 


8. 58e. 


ec) Der Zeitpunct für den Beginn eines Anſpruchs 
auf Ruhegehalt, vie Höhe dieſes legteren und das 
Berhältniß vejjelben zum Gehalt im activen Dienite 
muß richtig beftimmt werden. Es empfiehlt fich, entgegen 
einer verbreiteten Anjchauung und Staatspraris, welche eine 
falſch verſtandene Sparfamfeit über die wahren Intereffen des 
Staatspienftes felbjt (feineswegs nur des einzelnen Staatsdieners) 
jegen, folgende Einrichtung (a). 

1. Der Beginn eines Anfpruchs auf den Genuß eines 
Nuhegehalts (Penfion) überhaupt darf nicht zu fpät eintreten, 
pafjend etwa nach vollendetem fünften Dienftjahre. Es foll 
aber hier die Penſion nur einen Heinen Bruchtheil des Gehalts, 
3. D. ein Viertel erreichen (b). 

2. Die Höhe der Penfion muß alsdann von Jahr zu 
Jahr, nicht nur nach Perioden von Jahren (z. B. von 5 ober 
gar 10 Jahren) angemeffen fteigen. Der jährliche Zuwachs 
fann entweder in der ganzen Dienstzeit ver gleiche oder paſſend 
etwa in ter erjten Hälfte verjelben ein etwas niedrigerer als in 
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ber zweiten fein, 3. B. vom 6. bis 20. Jahr 12/s, vom 21. bis 
40. Zahre 2'/2o, wenn nah 5 Jahren die Viertelpenfion 
eintritt (c). 

3. Der Anfpruch auf Rubegebalt foll nur bis zu einem 
nicht zu hoch gegriffenen Dienjt- oder Yebensalter, 
3. B. pafjend bis zum vollendeten 25. Jahre des Dienftes oder 
50. des Lebens, noch an den befonderen Nachweis der unver» 
ſchuldeten Dienjtunfähigkfeit gefnüpft fein (d). Bei einem 
höheren Dienjt- over Yebensalter bedarf es dieſes Nachweifes 
zur Geltendmachung des Rechts auf die Normalpenjion nicht. 
Doch bevingt auch dann ein freiwilliger Verzicht des Beamten 
auf das Amt im Allgemeinen nur in dem Falle den Anfpruch 
auf ven Ruhegehalt, wenn der Beamte nicht in ein bejolvetes 
Amt eines anderen Staatd oder bei Gemeinden, Corporationen, 
Gefellichaften, Privaten eintritt. Ausnahmen von diefer Regel 
find indeſſen mitunter ftatthaft, und zwar auch im Intereſſe des 
Staatsdienſtes (e). W. 


(a) Die Mannigfaltigkeit der Beftimmungen über Rubegehalt u. Wartegeld 
im Staat3dienfte, aber auch der Mangel Harer und wiſſenſchaftlich be- 
gründeter Brincipien ift faum glaublic, namentlich auch in Deutfchland. 
Bol. Mushacke, Wartegeld u. Ruhegeh. d. Eivilftaatsbeamten u. f. w., 
Berl. 1868 (danfenswertbe Zuſammenſtellung d. betreff. Geſetzgebung 
in Deutſchland, Defterreih, Rufland, Frankreich). Die ungünſtigſten 
Beſtimmungen in Preußen, im Ganzen die günſtigſten in Rußland. 

(d) So in Anhalt bei 5 und weniger Dienftja ren ®/ıs von Behalten über 
und 1/33 von Gehalten unter 300 Thlr. In Baden von dem (bei 
Beträgen von über 600 fl. bei der Penfionirung ftet3 um '/; verkürzten) 
Gehalt vom vollend. 5. bis 10. Dienftjahre 70"/o (d. i. 56%, v. ganzen 
Gehalt), in Heffen in d. erften 10 Dienftjabren 70%, in Baiern 
dsgl. 70, reſp. 500%. Auch die meiften and. D. Kleinftaaten geben 
v. Anfang an Anfprüche auf Ruhegehalt, dsgl. Frankreich v. 6. J. 
an (10%,), Rußland in gew. Fällen v. 5. an (33'/3%), Würtem- 
berg v. vollend. 9. an (40%), Sachſen v. vollend. 10. an (30%/,), 
Defterreich dsgl. nach d. neuen Verordn. v. 9. Dec. 1866 (33/3 %/o), 
Preußen nach d. Penfionsregl. v. 30. April 1825 dagegen exit v. 
volfend. 15. %. an (von da bis zum 19. nur 250%), Mikunter find 
die Penfionsverhältniffe bei niederen Gehalten etwas günftiger (z. B. in 
Württemberg); bet ganz Heinen Gehalten werden wohl abfolute 
Minimalbeträge d. ' un Bes normirt, in Preußen 60 — 96 Thlr. 

(c) In Preußen fteigt d. — im J. Jahrfünf d. Penſionsfähigkeit 
um Ns, in jedem folgenden bis zum 50. Dienſtjahre um Ns der Be— 
foldung. Auch viele and. D. Staaten laffen die Penfion im Anfang 
oder am Ende der Dienftzeit nur nach Jahresperioden fteigen (3. B. 
Baden 6. bis 11. J. 56*/,, 40. u. weiter 50%,, Sachſen 11. bis 
15. 30, 45. u. ſ. w. S0°%/,, Baiern alle 10 J. 10%, mehr, Defter- 
reich 11. bis 15.%. %/a, 16. bis 20. 3/8, dann alle 5 %. um "/ mehr, 
Frankreich v. 38. an 75°%,, Rußland v, 6. bis 10. %/,, 11. bis 
20, Y/a, 21. bis 30, %/;, dann voll, im Lehrdienſt bis zum 20. J. nichts 
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jo. 11. an einmal. Jahresgehalt), 21. bis 25. J. '/s, dann voll), Es 
iſt nicht einzufehen, warum 1 und 5 oder gar 1 und 10 Dienftjahre 
mehr ganz gleich zählen follen. Wichtige jährliche Progreffion z. B. in 
MWirtemberg v. 10. bis 40. (jährl. Steigen um 13/40, bei — 
bis 1200 fl., um 1%/40/, bei höheren), Baden v. 11. bis 40. (ährl. 
um 1%); noch befier in Sachſen jährl. um 1% v. 11. bis 25. J., 
v. 26. bis 35. um 1/2, v. 36. bi 45 um 21/20. Auch in Frank— 
reich v. 6. Zahr an jährl. um 12%/50/, mehr, fpäter etwas größere 
Progreffion. 

(d) In Prenfen muß der Eivilftaatsdiener in jedem Dienft= oder Lebens— 
alter noch fpeciell Die phyſiſche od. geiftige Unfähigkeit nachweifen. In 
Sachſen fällt diefe Bedingung fort ne d. 40. Dienft= od. 70. Lebens⸗ 
jahre, ganz ebenfo in Baiern, in Heffen; in Altenburg nad) d. 
45. Dienft= od. 70. Lebensjahr, in Würtemberg nad) d. 40. Dienft- 
und 65. Yebensjahr. — Unverfchuldete Dienftuntauglichkeit begründet 
allgemein im penfionsfäbigen Alter Penfionsanfprüche, im Dient zuge= 
ogene oder Kriegsdienftzeit (in Preußen doppelt gerechnet) günftigere. 
rlieres gilt als ſelbſtverſtändlich und doch ift es eines der wichtigften 
Beispiele, welche die fo viel gefichertere Stellung des Arbeiters im 
Staats dienſt verglichen mit anderen, namentlich den en 
Arbeitern deutlih zeigen. Krankheit u. dal. könnte auch der Staats- 
diener, wie jeder Andere, als einen Zufall allein tragen müfjen. Bei 
einer ordentlichen Einrichtung der Invaliditäts- u. Krankenverficherun 
wäre das auch zutäffi, Die jetzige Beltimmung hat im Stontsbienf 
wenigftend das Gute, diefen leichter von ſolchen Perſonen zu befreien. 

(e) Diefe Regel wird man wenigftens in Deutfchland nicht Leicht fahren 
Yafien, fie ift mitunter im Fenfionsreglement befonder8 ausgefprochen, 
3.2. ın Würtemberg. Ausnahmen werden pafiend in folchen Dienft- 
zweigen gemacht, wo die Beſchaffung der gemügenden Arbeitskräfte 
ſchwierig if. So können in Rußland Lehrbeamte nah dem 
20. Dienftjahre mit der halben, nad dem 25. mit der vollen Penſion 
austreten und doc Aemter in anderen Staaten übernehmen, ohne der 
PBenfion verluftig zu gehen (ausdrücklich fo in Fällen der Berufung, von 
Dorpater Profefioren an deutfche Univerfitäten entfchieden und in einem 
mir bekannten Beifpiel gegenwärtig in Wirlkſamkeit). Achnliche günftige 
Bedingungen im englitdeokin ifhen Dienfte. 


8. 58. 


4. Wird ein Beamter ohne fein Verſchulden aus allgemeinen 
Dienftrücfichten gegen feinen Willen von der Staatögewalt zur 
Dispofition geftellt oder in Ruheſtand verfetst, fo darf im erjteren 
Tall das Wartegeld unter feinen Umftänden weniger betragen 
ald der normale Ruhegehalt. Es ift aber auch angemejjen, das 
Wartegeld erheblich höher wenigftens in ben jüngeren Dienft- 
und Lebensaltern zu bejtimmen, etwa auf 75— 90/0 des Ge— 
halts (a). Ebenjo darf die von der Staatsgewalt angeordnete 
Penfionivung einen höheren Ruhegehalt geben, als wenn ber 
Deamte freiwillig oder wegen Krankheit u. ſ. w. ben Dienft 
verläßt (db). 
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5. Die Höhe der Penſion ſoll allmälig und zwar in einem 
nicht zu ſpäten Dienſt- und Lebensalter den vollen 
Betrag der Beſoldung erreichen. Als paſſend erſcheint das 
vollendete 40. Dienſt- oder 65. (höchſtens und gewiß beſſer 
nicht erſt das 70.) Lebensjahr als Zeitbeſtimmung für dieſen 
Anſpruch (ce). 

6. Im wahren Intereſſe des Staats wie ſeiner Diener 
empfiehlt es ſich, an letzteres Dienſt- und Lebensalter — wobei 
für dieſen Fall das 70. Altersjahr feſtgehalten werden mag — 
nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht zum Austritt 
aus dem activen Dienſt wenigſtens als Regel zu knüpfen. Für 
eine längere Belaſſung im Amte, die dann die Ausnahme iſt, 
muß eine ſpecielle Prüfung des einzelnen Falls erfolgen (d). 

Wird das Penſionsweſen nicht in ſolcher Weiſe eingerichtet, 
ſo droht ſtets ſehr leicht eine Ueberfüllung des Staatsdienſtes 
mit Greiſen und decrepiden Leuten. Dieſe ſuchen ſo lange als 
möglich activ zu bleiben, um nur am Gehalt keine Einbuße zu 
erleiden, und aus perſönlichen Rückſichten werden ſie gegen das 
Dienſtintereſſe im Amte belaſſen. Bis faſt zum letzten Athem— 
zuge müſſen ſie ſich aufarbeiten, ohne in der berechtigten Muße 
des höheren Alters die eigenthümlichen Vorzüge dieſer Lebens— 
periode für ſich, ihre Angehörigen und für das ganze Volk zur 
Geltung bringen zu können. Die Jüngeren rücken ungemein 
langſam nach. Das von ihnen zu amortiſirende Bildungscapital 
wächſt immer mehr an. Die Activgehalte müſſen ſchließlich aus 
biefem Grunde doch nur um jo mehr erhöht werden und bie 
greifen Väter die Gehalte beziehen, um ihre unentgeltlich dienenden 
oder ungenügend bezahlten Söhne zu unterhalten. Die Erjparung 
am Benfionsetat ift daher doch feine reelle (f. o. 8. 58b). Die 
ungünftige Regelung des Penſionsweſens erklärt fih wohl nur 
aus der noch weit verbreiteten Anſchauung, als fei die Gewährung 
eines Ruhegehalts etwas Anomales, eine beſondere Wohlthat 
im Staatsvienft. Sie ift aber nur eine gerechte Forderung, 
welche im Grunde für alle Arbeitsarten aufzuftellen ijt, damit 
wenigftens die wahren Selbſtkoſten ver Arbeit erjegt werben. 
Fällt die Penfion fort oder ift fie ungenügend, fo muß der Activ- 
gehalt nur um fo höher fein, damit baraus eine Alters» und 
Invaliditätsrente gefichert werben kann (ſ. $. 59 ff.) W. 


(a) 


(b) 


(e) 
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Allerdings liegt bei einem hoben Wartegeld gerade eine finanzielle 
Gefahr vor, welche [chen bei hohen Ruhegehalten nicht ganz zu leugnen 
ift: perſönliche Rückſichten, mißltebige Beamte zu entfernen, ſchweigen 
dann eher und die betr. Staatsausgabe fteigt um fo rafcher an. Diefe 
Gefahr ift Überhaupt nur durch richtige Normen über Zur-Dispofition> 
Stellen und Penfioniven bei einer tiidhtigen, von den Ständen u. f. w. 
controlirten Staatsverwaltung zu vermeiden (f. 3. B. d. preuf. Be- 
ftimmungen v. 14. Juni u. 24. Oct. 1848). Die Anforderungen in diefer 
Beziehung fteigen nur, wenn Wartegeld und Penfion billiger Weiſe 
höher normirt werden. — Auch das Wartegeld ift in Preußen zu 
niedrig , Mar. 2000 Thlr., bei Gehalten von 1200 Thlr. und mehr 
die Hälfte, bei geringeren Befoldungen fteigt es bis 75%, bei 240 Thlr. 
u. Minimum i 150 Thlr. (allgemein ausgen. Richter), In Sachſen 
ift das Wartegeld ’/s0 der Befoldung oder gleich dem Penfionsbetrage, 
wenn diefer höber ift, in Würtemberg (fogenannte Oniescirung) bet 
Beamten, die das 40. %. noch nicht beendeten, ta, für jedes weitere 
Yebensjahr um 1", m. 11/59, mehr, bei Gehalten unter und über 
1200 fl. bi3 zum 70.%., Min. 600, Mar. 3000 fl. Mehrfach Wartegeld 
und Penſion gleih bad. 
Eine er — iſt kaum noch ausgebildet. Auch ſie birgt 
feine beſond. finanziellen Gefahren, wenn die Grundfäge für Penſionirung 
ehörig normirt find. 
Dies ift der Hauptpunct einer richtigen Reform des beftehenden Pen— 
ſionsweſens. In den meiften Yändern bleibt die Penfion auch nach noch 
o langer Dienft= oder Yebenzzeit erheblih unter der Bejoldung ftehen. 
Jn Preußen erreicht fie erſt nach 50 Dienftjahren 75 %/, des lebten 
ehalts (alfo im Ganzen etwa im 75. Lebensjahre oder noch fpäter), 
in Frankreich bleibt fie v. 38. Dienftj. an auf 750%/,, in Sadjen 
auf SU, des Dienfteintommens der Tetsten 5 Jahre vom 45. Dienftj. 
an ftehen, auh in Würtemberg fteigt fie v. 40. Dienftj. an nicht 
mehr über 922 refp. 85%, in Baden geht fie nicht über 800/. (bei 
allen Gehalten iiber 600 fl.) vom 40. Dienfti an hinaus, ähnlich ift es 
in — Kleinſtaaten. In anderen Fällen iſt die Penſion im Betrage 
des vollen Gehalts doch an ein zu hohes Dienftalter gebunden, fo an 
50 Fahre in Heffen und mehreren Kleinftaaten. Ju Baiern macht 
man bei dem Activgebalte eine ziemlich müßige Unterfeidung zwifchen 
Standesgehalt und Dienftgehalt. rfterer bleibt dem Penfionär 
und beträgt im 1. Jahrzehent des Dienftes 7, im 2. 8, im 3. und 4, 
9 Zehntel des bloß aus einem Hauptgeldbezug (ohne Nebenbeziige) be- 
ftebenden Gehalts. Diefe 9 Zehntel erhält der Beamte, der auf Grund 
von 40 Dienftjahren oder 70 Lebensjahren in Penfion tritt. Wichtig 
ewährt dagegen die neue Öfterr. Penfionsordmung vollen Gehalt als 
enfion nad) 40 Dienftjahren. ©. auch vor. $. Anm. (d). An Ruß— 
land tritt diefe volle Penſion fogar bei Civilbeamten ſchon nad 30 
(ohne Nachweis der Untauglichteit), bei Lehrbeamten nad) 25 und in 
gewiſſen Fällen der Untauglichkeit nah 15 u. 20 Jahren ein. — Neben 
einem bejtimmten Dienftalter muß aber auch ein gewiſſes Yebensalter 
diefen Anfpruch gewähren. Fälle, wo alsdann ſchon nad) furzem Dienft- 
alter dieſes Recht eintritt, werden doch nur zu den Ausnahmen gehören 
(3. B. bei Uebernahme eines Beamten aus —— Staatsdienſte oder 
dgl., wo ohnedem die frühere Dienſtzeit angerechnet zu werden pflegt). 
enn der Grundſatz feitjteht, jo wird man im der Anftellung älterer 
Beamten nur vorfichtig werden, was gewiß gut ift. — Mit der Annahme 
des hier befiiriworteten Grundſatzes fallen dann auch die fehr allgemein 
vorfommenden Beltimmungen über ein abfolutes Marimum, 
das eine Penſion (auch öfters eine Wartegeld) nicht überfchreiten darf 
(3. B. in Preußen 3000 Thlr. nach Cabinet3ordre v, 10, Juni 1818, 


in Sachſen 2000 Thlr, n Würtemberg 3000 fl., ausnahmsweiſe 
4000 fl., bei Lehrern nur 1800 fl). Diefe Bejtimmungen find mehrfach 
ein Zugeftändniß gegen unverftändige Angriffe auf das Penfionsmefen 
iiberhaupt gewefen (jo 1848). Nur Mir Minifter, vollends in öfter- 
reihifhen Berbältniffen, und ähnliche Beamte, welche eine Stelle 
nicht Lange inne zu haben pflegen, mögen foldhe Ausnahmen eintreten. 
(d) Diefer Grundſatz ift bisher gewiß ſehr zum Schaden des Staatsdienftes 
nur in feltenen Fällen, 3. B. bei wichtigeren Militärchargen (Divifions- 
generäle in Frankreich) in der Praxis angenommen. Pan hat wohl 
Dagegen argumentirt mit dem Hinweis auf die Peiftungen eines Motte, 
Humboldt, Thiers u. f. w. Aber nach folhen Ausnahmefällen kann man 
natürlich nicht geben. Es handelt fich hier einfach um eine ftatiftifche 
Erfahrungöregel, die in der großen Mehrzahl der Fälle zutrifit. Höchſt 
vernünftig und meines Eradhtens nachahmenswerth ift Die Einrichtung im 
höheren ruff. Fehrdienft (wohl urfprünglich als befonderer Sor- 
theil für den Lehrer eingeführt, um Yehrfräfte zu gewinnen, aber von 
fehr guten Folgen für den Lehrdienſt als folcher geworden). Der 
Univerfitätsiehrer wird B. nur auf 25 Jahr angeftellt, kann dann 
mit feinem vollen Gehalt als Penfion austreten (nach der neuerlichen 
bedeutenden eig N allerdings nur mit dem früheren Gehalt 
obne Quartiergeld, fo in Dorpat mit circa 1430 R. ©. bei 2100 NR. 
jegigem Gehalt), muß aber aud austreten, wenn er nicht wieder prä- 
fentirt wird. Dies kann nur auf Antrag der Facultät unter Zu— 
ftimmung von *%, der Mitglieder des Confeil3 (weiteren Senats, alle 
Profefioren umfafjend) und nur 2Zmal auf je 5 Nah geichehen, fo daß 
35 J. die Marimaldienftzeit ift. Bei folder Wiederwahl bezieht der 
Profeffor neben feinem Gehalte zugleich die Penfion, welche Letztere 
nah je 5 Jahren um "/; fteigt, und alfo nach 35 Dienftjahren 1?/, des 
urfprünglien Betrags erreiht. Die Stelle des Austretenden oder 
Nichtwiedergewählten wird meu befetst, doch behält derfelbe das Recht 
u lefen. — Bei vielen deutſchen Univerfitäten, z. B. allen preußi- 
In erfolgt grundfäglic feine Penfionirung des Lehrers, was als 
perfönliher Vortheil gegenüber den fonftigen Beamten gilt und mit 
Recht. Nur führt es in der Praris vollends leicht dazu, daß die Aemter 
von fehr alten Männern inne gehabt werden und eine Neubefegun 
- doch meiftens erft bei einer Bacanz durd Todesfall eintritt, — fiherlich 
ein höchſt Ihädliches Verhältniß mit noch ungünftigeren Folgen als im 
übrigen Staatödienft, 


8. 59, 


Für die richtige Bemeſſung des Totalgehalts des 
Staatsdieners (f. o. $. 58a. Nr. 5) find dieſelben Grundſätze 
zu befolgen, welche für die Regelung der Höhe jedes Arbeits- 
lohns aufzuftellen find. Danach müſſen insbefondere vie Selbit- 
foften der Arbeit richtig und volljtändig erjegt werden. Unter 
ven Betrag diefer Selbjtkojten kann auf die Dauer der Preis 
ber Arbeit oder der Lohn nicht finfen, fie bilden aljo das 
Minimum des Lohnes, wenn die Arbeit beftändig bedurft wird 
und daher angeboten werden muß. Das allgemeine Lohnproblem 
nimmt dann Hier nur gemäß der jpecifiichen Eigenthümlichkeit 
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des Staatsdienftes eine beſondere Gejtalt an. Folgendes ift zu 
verlangen (@). 

a) Der Gehalt muß binveichen für ven ftandesgemäßen 
Lebensbedarf des Beamten und der von ihm im üblicher Zeit 
begründeten Familie (d), alfjo ohne VBorausfegung eigenen Ver— 
mögen bei dem Beamten und mit Vorausfetsung des im Dienft- 
interejje erfolgenvden Verbots gewöhnlichen Gewerbebetriebe für 
ben activen Beamten (ec). 

"In Aemtern, welche nach ver Stellung des Inhabers be- 
ſondere Nebenausgaben mit fich bringen, ift dafür ein angemeffener 
Zufchlag, nach der fpeciell zu verrechnenden Ausgabe oder beſſer 
als Pauſchſumme, zu gewähren (Functionszulage), ver mit dem 
Austritt aus dieſem Amte wieder fortfällt (d). Die Annahme 
jedoch, daß jedes Amt an fih ſolche Ausgaben veranlaffe, 
womit man die Unterfcheivung eines Standes- und Dienftgehaltes 
im Aectivitätsgehalt (f. 8. 58 f Anm. (c)) und die allgemein 
niedrigeren Wartegelver und Penfionen hat vechtfertigen wollen, 
entjpricht der Sachlage nicht. W. 


(a) ©. bef. Engel, Preis d. Arbeit, 2 Borlef, Berl. 1866, namentlich 
©. 36 ff. Diefe Erörterungen find im Texte mehrfach benutzt worden. 

(d) Man darf auch wohl hinzufügen: einer Yamilie im üblichen Umfange. 
Auch der Staatsdiener wie jeder Andere hat die Folgen einer übermäßig 
zahlreichen Familie felbft zu tragen. Die häufige Motivirung der 
Forderung einer Gehaltszulage mit der Größe der Familie iſt unftatt- 
haft. ©. übrigens $. 62a. 

(c) ©. 3. B. über Preußen d. Beitimmungen bei Mafcher, d. preuf. 
Eivilftaatsdienft, 2. Aufl., Lpz. 1863, ©. 110 ff, 113 ff. Beamte be 
dürfen 3. Gewerbebetrieb einer befond. Erlaubniß d. Dienftbehörde. 

(d) 3. B. Miniſter, befond. der des Aeußern, dann Gefandte, General- 
confuln u. f. w., 3. B. lettere im Nordd. Bunde 3000 Thlr. Gehalt, 
5 — 10°000 Thlr. Functiondzulage. Aehnlich die öfterr. Statthalter in 
den Provinzen, ſ. o. $. 58c Anm. (b). 


8. 59a. 


Für die Bemeffung des jtandesgemäßen Lebensbedarfs bilden 
nur zuverläffige Haushaltbudgets ver einzelnen nach ver Ein- 
fommengröße geovoneten Bevölkerungsclaſſen eine fichere Grund— 
lage (a). Leider fehlen ſolche meiftens oder werben bei ber Ge— 
haltsregelung nicht genügend beachtet. ine Vergleichung ber 
Beamtenclaffen mit ähnlich geftellten Claffen der Gewerbe- und 
Handeltreibenden und befonders auch ver übrigen liberalen Pro- 
feffionen muß weiter al8 Anhaltspunet dienen. Eine wejentlich 


ie IR 


ungünftigere materielle Lage der Staatsviener hat bie größten 
Bedenken und verjtößt durchaus gegen das wahre Intereſſe des 
Staatsdienftes, wenn auch beim Bergleich mit anderen Claſſen 
die Ehre ver Stellung u. f. w. (f. 8. 56) und die Sicherheit 
bes Einkommens vollauf berücjichtigt werden darf. Nothwendig 
und zwar in feiner Zeit mehr als in ver Gegenwart ijt beſonders 
zweierlei bei ver Gehaltsnormirung zu berücfichtigen: vie zeit— 
lihen und die örtlichen Preisverſchiedenheiten der Le— 
bensbepürfniffe (i. w. ©.) und die darin vorgehenden Ver— 
änderungen. Da fi nämlich die Höhe ver Befoldung nicht 
wie diejenige der meiften anderen Arbeitslohnarten durch Die 
Coneurrenzverhältniffe vegulirt, jondern vom Staate, alfo vom 
Arbeitgeber, einfeitig feftgeftelit wird, fo muß von biefem auf 
jolhde Veränderungen beftändig gebührend Nüdficht genommen 
werden. Sonjt fommen vie Gehalte in ein ſchädliches Mißver— 
hältniß zum Lebensbedarf. W. 


(a) ©. oben 8. 37, Anm. (e) u. 8. 59b, Anm. (d) n. 8. 59c, Anm. (e). 
Beſonders wichtig ift die ftatift. Erfabrungsregel, die von Engel für 
ven Nahrungsbedarf, von Schwabe, Brud, Yaspeyres auch für 
den Wohnungsbedarf nachgewiefen ift, daß nämlich die Quote für diefen 
nothwendigften Bedarf um fo größer wird, je Heiner das abfolute Ein- 
fommen ift. ©. Berl. Städt. Jahrb. 1868, 1869. Balt. Monatsſchr. 1870. 


8. 59b. 


Es ijt daher einmal die rechtzeitige und entfprechenpe 
Erhöhung der Gehalte bei einer allgemeinen BPreis- 
fteigerung (in Folge eigentlicher Gelventwerthung (a) over 
einer Umgejtaltung ver Berfehrsverhältniffe (b) u. f. w.) und 
bei einer dem fortfchreitenden allgemeinen Wohlſtand 
zuzufchreibenden Erhöhung ver Lebensanfprüche in ber 
ganzen Bevölkerung (ec) nothwendig. In diefer Beziehung erfolgen 
die erforberlichen Gehaltserhöhungen beſonders in unferer Zeit 
zu langjam, zu fpärlich und zu unregelmäßig (d). W. 


(a) Eine Entwertbung des Metallgelds wird vielleicht nicht mehr zu leugnen 
fen. ©. u. N. die preisftatift. Unterfuchung von Laspeyres in 
Hildebr. Yahrb., III (1863). Er fommt für die Periode 1851—62 ver- 
glihen mit 1841—50, bez. 1845 — 50 zu dem Ergebnif, daß nach Be- 
rechnungen über zahlreihe umd wichtige Waaren in Hamburg eine 
Geldentwerthung um 217, in London um 16 bez. 11°4%/, eingetreten 
iſt (©. 235). ©. übrigens d. folg. $. Anm. (ce). — Schlimm ift auch der 
Einfluß der A hier: in Ländern der Papier- 
währung auf die feften Gehalte, obgleich nicht immer fo ſchlimm, als man 





— 124 — 


oft nach einem Schluß aus der Höhe des Metallagios meint. Denn die 
Bewegung der Waarenpreiſe iſt vielfach eine andere und die Preis— 
ſteigerung eine langſamere als die des Agios. S. darüber A. Wagner, 
Art. Papiergeld im Staatswörterb. VII, 672 u. beſonders die detaillirte 
Theorie in deſſ. Ruſſ. Bapierwährung. Abſchn. V— VII. 


(2) In Deutfchland umd auf dem Eontinente überhaupt ift die ftarfe 


(e) 


(d) 


Steigerung der Preife der ———— ſeit 25 J. weſentlich 
mit auf die Entwicklung der inneren Verkehrsmittel und auf die liberale 
engliſche Handelspolitik zurüczuführen, wodurch ſich umfere Preife mit 
den englifhen mehr ausgeglichen haben. 

Anch diefer Umftand rechtfertigt obne Zweifel Gehaltserhöhungen, auch 
bei und, da die Beamten fchlieflich nicht allein in ärmlicheren Ber- 
hältnifien verbleiben fünnen. 

Handel, Fabriken, technifche Berufe, die großen Gefellfchaften (Eifen- 
bahnen, Banken, Verfiherungsgefchäfte u. f. w.) eröffnen den jungen 
Männern vielfach rafchere und befiere Yaufbahnen als der Staatsdienft. 
Um fo notbwendiger find hier Gehaltserböhungen. Sie find in manchen 
Fändern um 1857 —58 und neuerdingd wieder mitunter erfolgt, auch 
für die unteren Poften. Aber das Mißverhältniß iſt noch felten ge- 
ag Beifpiel von Erhöhungen: Baden, durhfchnittlicher Gehalt 
(in fl.) der 


1835 1870 Yumahme 
’0 
Domänenbeamten . . x. 1358 1713 261 
Obereinnehmerr . » . 2.1300 1694 303 
Oberhofgerichtsräthe . . . . 2219 2594 16°9 
Bezirtöverwaltungsbeamten . 1341 1880 40°2 
Polizeidiener — — 286 475 6601 


Wie dieſe Summen z. B. für Beamte von der Stellung der Oberhof— 
gerichtsr. ausreichen ſollen, iſt kaum zu begreifen. R, — Aehnliches gilt 
von den Gehalten höherer Beamten in anderen deutſchen Staaten, auch 
in Preußen, * o. 8. 580 Anm. (a) u. (b) die Daten. So beziehen 
bier mit dem Wohnſitz in dem neuerdings rafch theurer gewordenen 
men auch immer noch gegen Wien, Paris, London, vollends Peters— 
urg relativ billigen) Berlin die Räthe des oberften Gerichtshofs, die 
vortragenden Räthe in den Minifterien und Die — gleichgeſtellten 
Beamten 2200 — 3000, i. D. 2600 Thlr., meiſt ohne jede amtliche 
Nebeneinnahme aus ihrem Amte und ohne Nebenämter. Auf Grund 
ſpecieller ftatift. Forſchungen möchte der üblihe Aufwand für eine 
—— dieſer Stellung (Mann, Frau und 3 halbwüchſ. ſchulbeſuchende 
Kinder), die 2 weibl. Dienſtboten hält, im Minimum anzuſchlagen 
fein fir Berlin imd größere badifche Städte v. 20— 30.000 Eimw. 
(fpec. Freiburg, in Carlsruhe wohl Wohnung und Haushalt um 10°, 
theurer) auf folgende Summen in Thlen.: 


Berlin Bad. Städte 


Haushalt (p. Mon. 87’) 1050 (p. Mon. 68%/,) 824 
Wohnung . . 22.0500 286 
Brenn > > 2.20.0100 75 
Kledımng . x. 2... 420 360 
Sefunphet . . ... 50 30 
Kinderunterricht . . . 200 120 
Dir. Steuern . . .. 80 c. 40 
Def . ». . 2.2. 200 150 
Amortif, d, Mobiliar . 150 125 








Summa 2750 = 2010 = 3517!/afl. 
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Unter Haushalt find bier alle Ausgaben fir Nahrung (incl. Hleinere 
Gefellichaftsausgaben), Wafchen, Beleuchtung, Bedienung (2 Dienftboten 
neben Naturaltoft u. Wohnung u. ſ. w. in Berlin zuf. mit Gefchenten 
c. 90, in Baden c. 76 Thlr. Geldlohn) nebjt den betreff. indirecten 
Steuern, welche auf den Haushaltbedürfnifien haften; unter Kleidung 
auch Schuhwerk, Leibwäſche, Put für die ganze Familie; unter Ge- 
fundheit namentl. Honorar des Arztes; unter Kinderunterricht 
neben Schulgeld und Schulbüchern nur Nebenunterricht in Muſik, 
Zeichnen u. dgl. für 1—2 Kinder; ımter dir. Steuern Staats- und 
Gemeindeabgaben auf Amtseinnahmen (mel. Wohnungsft. in Berlin, 
ercl. Mahl u. Schladtft.); unter Diverfem Ausgaben für öffentl. 
Zwecke, Arme u. dgl., Vereine, für wenig Bücher, Porto, für ebenfalls 
wenig Bergnügenszwede, Theater, Kleine Touren u. f. w., für etwas 
größere Gefelligkeit in noch fehr befchränktem Umfange, für Gefchente 
an Fremde u. a. m. begriffen. AS Amortifation (u. Neubefchaffung 
nebjt Reparatur) des Mobiliars (incl. Tiſch- u. Bettwäſche, Silber- 
zeug u. f. w.) ift 5%, auf ein Gapital von 3000, bez. 2500 Thlr. ge— 
rechnet. E3 fehlt bier alfo jeder Aufwand fir Reifen, für koftfpieligeren 
Unterricht (Studiren !), für tiefere oder längere Gefundheitsitörungen 
(Babdereifen!), für größere Bücheranfchaffungen u. ſ. w., auch d. Wittwen- 
cafjengelder find weggelafien, von and. Capitalerfparungen (Lebensver- 
fiherung u. j. w.) nicht zu veden. Die Amortijation des Bildungs— 
capitals erfolgt in dem Aufwand für die Kinder. Sind die Kinder 
älter, oder etwa alle 3 Söhne oder tft die Kinderzahl größer, fo fteigen 
dieje Ausgaben fofort. Dabei find bef. für Berlin die Hauptausgaben 
für Haushalt, Wohnung, Bremmftoff, auch wohl Kleidung niedrig 
angeſetzt. Die erjte lan, ohne zu hoch zu werden, um 10, Wohnung 
um 10—20, Brennftoff um 20%, böber angefchlagen werden, wobei 
die Gefammtausgabe auf 2950 Thlr. ftiege. — Es wird nad) dem Allen 
eine Erhöhung der Gehalte nicht ausbleiben dürfen, die jegigen find 
durchaus unzureichend. Und doch find dies, von Miniftern u. Minifterial- 
directoren und ähnlichen Beamten abgefehen, die höchften Gehalte, welche 
im Staatsdienft vorlommen. ©. o. 8. 58c. W. 


8. 59c. 

Sodann muß durchaus mehr, als es gegenwärtig gefchieht, 
wegen ber wejentlihen Berfchiedenheit ver örtlichen Geld— 
preije der Lebensbebürfniffe und wegen der gerade darin oft 
ziemlich vajch vorkommenden, Gegend» und Drtsweife wieder 
jehr verjchiedenen Aenderungen, ver Gehalt auch für eine und 
biejelbe Gattung Aemter in verfchienenen Orten ver- 
jhieden bemejjen werben (a). Die jetige Gleichheit ver Ge- 
halte ift gerade eine reelle Ungleichheit, weil die Kaufkraft ver- 
jelben Geldſumme örtlich fehr variirt. Ebenſo müſſen ftatt 
allgemeiner oftmals zunächſt nur locale Gehaltserhöhungen 
erfolgen, weil die VBertheuerung des Lebens an einem bejtimmten 
Orte befonders raſch und ſtark ift, — am ftärkften in ber Regel 
in großen, ſchnell an Bevölkerung wachjenden Städten, z. B. 
den Hauptjtädten, wo daher vor Allem die Gehalte entjprechend 
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zu erhöhen find. Obgleich dies alsdann vielleicht mit den ohnehin 
ſchon höchften Gehalten (z. B. mit denen der oberen Beamten 
in den Minifterien, oberjten Gerichtshöfen und Behörden) ge— 
fchieht, jo liegt darin Feine Ungerechtigfeit, denn biefe Gehalte 
find eben am fchnellften in ein Mißverhältniß gekommen (b). Die 
hier befürwortete locale Gehaltsverfchiedenheit hat alſo eine andere 
Beventung als die im 8. 58d bejprochene: letztere follte gerade 
eine veelle Verſchiedenheit, diefe dagegen foll eine veelle Gleichheit 
ver Gehalte herbeiführen. In Betreff des Maaßes ver Ge- 
haltserhöhungen ift es wichtig zu beachten, daß die Preisfteigerung 
eines beftimmten Lebensbedürfniſſes auf die reelle Yage der ein- 
zelnen Beamtenclaffen doch wieder ſehr verjchieven einwirkt, weil 
der bezügliche Aufwand im Haushaltbudget bei verſchiedener ab— 
foluter Größe des Einkommens fehr ungleich ift (c). W. 


(a) Eonfequent ift dieſes Princip bisher nur für Geſandten- u. Confular- 
poften durchgeführt. Gute Einblicke in die verfchtedene, wenn auch fait 
überall ſtarke locale Preisfteigerung der Hauptjtädte u. f. w. geben die 
Berichte der englifhen Gefandtichaften über diefen — die im 
J. 1870 veröffentlicht worden ſind. 

(6) Die größere Theuerheit des Lebens in den Haupt- und Reſidenzſtädten 
und mitunter auch in anderen großen Städten ift allerdings Hier und 
da ſchon bei der Gehaltsbemefjung berüdfichtigt worden, aber weder 
allgemein noch ausreichend genug. Auch ift die Erhöhung offenbar ganz 
willtürtich gegriffen, ohne irgend eine voransgehende Kati, Unterfuchung. 
Höchftend daß die höheren Wohnungspreife, das Handgreiflichite, 
beachtet find, aber wiederum nicht fo, daß die Gehaltsfteigerung genügend 
diefen Umftand berücfichtigt. Beifpiel: Preußen, Oberjtaatsanwalt 
in Berlin (bei Ger. 2. Inſt.) 2000, and. 1800 — 1400, Caſſen- und 
Rechnungsreviforen bei Appellationsgerichten in B. 1200, fonjt Mari- 
mum 1100, Secret. Mar. in Berlin 1200, fonjt 1000, Unterbeamte 
400, fonft 350, Stadtrichter Mar. 1300, fonjt 1100 Thlr. In Städten 
über 20000 E. erhalten die Richter bei den Kreisger. Localzulagen 
(i. G. im Etat für 1870 14900 Thlr.). — Defterreicd: in Wien, 
Trieft haben die Beamten regelmäßig neben dem gleichen Gehalt der 
and. Orte Quartiergelder. 

(ce) Wenn z. B. 2 Beamte mit 1000 und 400 Thlr. Einkommen vefp. 50 
und 60%/, für den Nahrungsbedarf ausgeben (dev Wirklichkeit annähernd 
entfprechend) und beide in einen Ort verfegt werden, wo cet. par. bloß 
die Nahrungsmittel um 25/0 theurer find, fo müßte der erfte 111/,%,, 
der zweite 150/. Gehalt mehr beziehen, alfo 1125 und 460 Thlr, um 
fi ın gleicher Lage zu befinden, wie bisher. — Man kann daher 
Kigentlid aus der Höhe der Preife den wirklichen Werth (die Kauftraft), 
welchen eine beftimmte Geldfumme fir Jemanden befitt, der fie im 
Haushalt verwenden will — alfo dod) der Hauptfall — immer 
nur für beftimmte Einfommenverhältniffe oder für Per- 
fonen eines beftimmten Lebensmaaßſtabes (standard of life) 
oder Standes (1.2. ©. d. W.) berechnen, — ein Saß, der fi aus 
den „Gefe der Normalconſumtion“ (f. Engel, ſächſ. ftat. Ztiſchr. 
1857, S. 169) und der ungleihen Quote der einzelnen Ausgabepoften 
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bei verſchiedener (abſoluter) Einkommenhöhe ergiebt, aber trotz ſeiner 
großen praktiſchen Tragweite kaum noch beachtet iſt. Für die Ks 
der richtigen Gehaltsregelung nach den örtlichen umd zeitlichen Preis- 
re folgt daraus, daß man für die verfchiedenen Beamten— 
claſſen aparte Budgetö entwerfen und da nach die Gehaltserböhung 
eintreten laffen muß, — meift alfo eine fehr verfchiedene, auch nicht 
immer eine etwa mit der abfoluten Höhe der Gehalte genau progreffiv 
abnehmende, wie mitunter verfucht worden if. — Wie — ſtark 
aber die localen Unterſchiede der Preiſe der Lebensbeduͤrfniſſe find 
und wie verfchieden demgemäß der Geldbedarf für die Beſtreitung des 
gefanmten Aufwands ift, dafür folgendes Beifpiel. Daffelbe berubt auf 
möglichft genauen haushalt ftatiftifchen Unterfuchungen aus den lebten 
10 Jahren (öfterr. u. ruf. Baluta al Pari gerechnet) über meinen 
eigenen Bedarf, für eine Familie von Mann und Frau umd 3 Heine 
Kinder, excl. aller Ausgaben fir Unterricht von Kindern und für Neifen, 
incl. Bücher (in Deutfchland 100 Thlr). Bon den abfoluten Zahlen 
genügt es für ge an Zweck eine zu kennen: der Gefammtbedarf 
in Göttingen ift auf Grund fpecieller Berechnung auf 2160 Thlr. ange- 
Brake worden. Die Ausgaben in meinen anderen Wobnorten find in 
roportion zu den Göttinger Ausgaben (x : 1000) gejett. 


Gefanmt: davon and. beides auf. Koh: lei: alles 
bevarf Nab⸗ Haus: nung dung Andere 
rung balt 

Göttingen 1000 1000 1000 1000 1000 1000 1000 
Freiburg 95 — — 877 (pl?) 1100 1000 (pl) 945 
Berlin 125 — — 1240 1710 1164 1177 
Dorpat 1287 1080 1205 1117 1500 1618 1234 
amburg 1387 1348 1345 1347 2000 1257 1155 
dien 1596 1397  1780(min.?) 1509 2600 1250 1338 


„Anderer Haushalt“ umfaßt Wafhen, Bedienung (in Nußland mehr 
Dienftboten unvermeidlich, in Wien bef. thener), Beleuchtung, Brennftoff 
(in Rußland viel, aber billig, in Wien fehr theuer), Kiicheneinrichtung. 
Unter „allem Anderen‘ auch Abnugung des Mobiltars u. f.w. Auf 
den Nahrungsbedarf Taften alle betreff. indirecten Steuern. Für die 
Berfchiedenheit der Höhe Diefes Bedarfs ift der einflußreichfte Factor 
der Fleiſchpreis (3. B. in Göttingen die Ausgabe für Fleiſch — 1000, 
danach in Hamburg 1486, Wien 1379, Dorpat nur 669, bier aber 
hohe Colonialwaarenpreife). Der Kerr age in verfchiedenen 
Drten ift natirlid am Schwerften unmittelbar zu vergleichen, Da Yage 
in der Stadt, Beichaffenheit u. f. w. fo maßgebend fiir den Preis find; 
es wurden hier Wohnungen möglichft analoger Art verglichen (in Wien 
ift die Miethe auch in Folge der enormen Gebäudefteuern fo hoch). — 

in ae Spitem von Normalgehalten müßte alfo 3. B. für 
daffelbe Amt in Göttingen 2160 Thlr., in Freiburg 2046, in Berlin 
2776, in Dorpat 2781, in Hamburg 2997, in Wien 3447 Thlr. (in 
Dorpat 100 R. — 108 Thlr., in Wien 150 fl. = 100 Thlr. gerechnet, 
nah damal. Cours 100 R. — c. MW Thlr. und 150 fl. = c. 83 Thlr., 
ſ. jedoch die Bem. im $.59b, Anm. (a) über den unregelmäß. Einfluß 
des Agios auf die Preife) feftftellen. Durch Einrechnung des Unter- 
richtsaufwands modificirten fich Diefe Proportionen einer ſolchen Beamten- 
claffe noch etwas, 


8. 59d. 
Einige Veränderungen ver Waarenpreife können bei ver Be— 


mefjung der Befoldung auch in der Weije berückjichtigt werben, 


— 18 — 


daß eine Quote der Befoldung in ſog. Naturalien (namentlich 
in rohen Stoffen, welche wichtige Lebensmittel bilden) angefett 
wird. In früheren Zeiten bejtand ein großer Theil der Be- 
joloungen aus ſolchen (a). Dies war zwedmäßig, weil damals 
zum Xebensunterhalte weniger Kunftwaaren erfordert wurden, 
zugleich der Mearftverkehr und der Geldumlauf geringere Yeb- 
baftigfeit hatten, als jegt, weil e8 aljo der Regierung bequemer 
war, Einkünfte in vohen Stoffen zu beziehen und zu verwenden, 
jowie auch die Beſoldeten es vorzogen, nicht baar einfaufen zu 
müffen. Im neuerer Zeit hat das Beftreben, das Finanzwefen 
zu vereinfachen und die läftige Verwaltung der Naturalvorräthe 
abzufchaffen, in den meijten Ländern die Einführung reiner Gelp- 
beiolvungen zur Folge gehabt, gegen die fich jedoch wieder manche 
Stimmen erhoben haben (db). Eine fejte Gelobefoldung wird bei 
niedrigen Fruchtpreifen reichlich, bei hohen unzureichend. Die 
Angejtellten jollten in wohlfeilen Jahren für die theuren etwas 
zurüdlegen, unterlafjen e8 aber meijtens ſowohl aus Unbedacht— 
famfeit, als wegen ver Hoffnung, daß die Wohlfeilheit länger 
anhalten werde. Wird dagegen ein Theil der Befoldung nad 
einem vieljährigen Preispurchjchnitte in Getreide angefegt und 
entrichtet, jo hat dies für die Bejolveten ven Nuten, daß fie 
beim Wechjel der Getreivepreije nicht leiden, die Regierung aber 
hat dann nicht nöthig, Theurungszulagen zu geben, und bezieht 
fie von den Staatsgütern noch Getveiveeinkünfte, jo werben biefe 
hiebei nach einem Durchſchnittspreiſe verwendet, folglich bringen 
die Preisveränderungen weniger Störung im Finanzivefen her: 
vor (c). Daſſelbe gilt, wenn die Staatscaſſe Gelveinfünfte hat, 
die nach den mittleren Getreidepreiſen angefet find, wie mitunter 
bei Pachtungen. R. 


(a) Der fchlefifche Ritter Hans von Schweinichen erhielt 1593 bei feiner 
Anftellung als fürſtlich Liegnigifcher Hofmarfchall folgende Befoldung: 
150 Thlr. baar nebſt 30 Thlr. für Kleidung, 2 Malter Roggen, 
192 Schod Karpfen, 1 Schod Hechte, 2 Zuber Fifche, 1 Spickſchwein, 
3 Viertel Goldberger Bier, 4 Haufen Holz. ©. defjen Yeben, herausgeg. 
v. Büſching, II, 39. Vgl. Hoffmann, Finanzw. v. Wirt. zu 
Anfang des 16. Jahrh. ©. 12. — In manchen Yändern erhalten die 
Beamten noch eine gewifje Menge Brennholz. 

(db) Naſſau (Protofolle d. Deputirten-Berfamml. 1822. S. 149.), Wür- 
temberg (Memminger Jahrb. 1823. II, 290). — In Baiern 
war 1519 gewünjcht worden, einen Theil der Bejoldungen auf Getreide 
zu feten. Protokolle der Dep.-Kammer, IX, 19. X, 457. Ebenfo 1825. 
Beil. X, 124. G. Im $. 1826 (GB. v. 16. Febr.) wurde dies bei neuen 
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Anftellungen eingeführt und fpäter duch V. v. 18. Jan. 1545 geregelt. 
Aber wegen der Ablöfung der Getreidegefälle wurden von 1850 an die 
nenen Befoldungen wieder ganz in Geld angefegt. — Jene Einrichtung 
würde die Lage der Beamten verfchlimmern, wenn der in Getreide be- 
ehende Bejoldungstbeil bei der Regulirung der Penfionen nicht in 
tracht käme; f. die Schrift: Einiges über Getreidebefoldungen im K. 
Baiern. Augsb. 1829. — v. Muſſinan's Antrag an die baier. 
2. Kammer von 1831 in Mätzler's Bericht über das Ausg. -Bubdg. 
Beil. XLIV. C. In Baiern war diefe Einrechnung fpäterhin ange- 
ordnet worden. Stolar v. Neuforn Handb. ©. 239. 
(c) ·In ähnlichen Sinne Herdegen, Wirt. Staatshaush. ©. 161. 


8. 60. 

Der Preis eines Theils der Yebensmittel folgt gewöhnlich 
einigermaßen ven jevesmaligen Veränderungen des Getreidepreifes 
nach, 3. B. Brot, Fleiſch, Milh, Butter, Talg, Eier, Obſt, 
Gemüfe, Kartoffeln, Bier; die Yohnarbeit fteigt oder finft ge- 
wöhnlich erjt bei einem anhaltend hohen oder niebrigen Frucht: 
preife, viele Waaren endlich halten fich von legterem ganz unab- 
bängig, 3. B. Heizjtoffe, Wein, Colonialwaaren, Kleidung, jo 
auch die Wohnung. ine in Getreide ausgedrüdte Natural: 
befoldung kann nur bei den erſtgenannten Gegenftänden ven in 
8. 59d angegebenen Nuten gewähren, daß die Befolveten in 
ungefähr gleicher Lage erhalten werden fünnten. Es follte daher 
nur derjenige Theil der Beſoldung, welcher muthmaßlich für vie 
Ausgaben der erften Claffe verwendet wird, auf Getreide gefett 
werden. Diefer Theil ift bei ver heutigen Mannigfaltigfeit der 
Bedürfniſſe Heiner als in früheren Zeiten und könnte bei niederen 
Dienftjtellen "/s, bei mittleren und höheren "/s bis !’s der ganzen 
Sahresausgabe betragen (a). Man muß in jedem Lande dieſe 
Abjtufung nach genauen Erfundigungen anoronen (b). R. 


(a) 3. 8. eine Befoldung von 1200 fl., bei einem Durchſchnittspreis des 

Ctrs. Roggen zu 4 fl. und 1/, Getreidebefoldung könnte feſtgeſetzt werben: 
4, baar. . . 60 fl. 
60 Etr. Roggen 240 fl. 

1200 fl. 

(2) Der würtemb. ag! von 1821, daß in Getreide gefeßt werden 
folle, war zu hoch. Im Gr. Hefjen wurde feit 1821 1/4 der Befolbung 
nach der (fehr niedrigen) Kammertare in den 4 Hauptgetreidearten ange- 
fett und fortwährend nad) den Marktpreifen des Jahres bezahlt. Dies 
zog eine ftarfe Mehrausgabe nad jih. Daher wurde 1827 verordnet, 
9 die Vergütung dieſes 4 im feinem Jahre mehr al3 15 Proc. über 
oder unter dem mittleren Geldanfchlage jtehen dürfe. Nach einem Gef. 
v. 1857 darf die Gelbvergütung des t/a bei — bis 1000 fl. 
den Geldanſchlag höchſtens um 75, bei dem Betrage Über 1000 bis 


RausWagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 9 
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2000 um 25 Proc., überfteigen. — Statt eines gewiffen Theiles der 
Bejoldung könnte man auch ein beftimmtes Fruchtquantum als Yamilien- 
bedarf annehmen. Fir badifche Pfarreien find 6 Malter (16,9% preuf. 
Sch.) Kern oder Waizen und ebenfoviel Roggen vorgefchlagen worden. 
Eine Heidelberger Pfarrſtelle, hat 5,9 Malter Roggen, ebenfoviel Gerfte 
und 20,89 M. Spelz, welche ungefähr 9 Malter Kern geben. 


8. 61. 


Weitere Bemerkungen über die Naturalbefoldungen : 

Wo dieſe Einrichtung erjt neu getroffen wird, da darf man 
den fehon früher angeftellten Beamten ohne ihre Zuſtimmung 
die Umwandlung eines Theiles ihrer Einnahme in Getreide nicht 
aufdringen. Diefelbe pflegt nicht beliebt zu fein, weil die Beamten 
auf die Durchjchnittsberechnung fein hinveichendes Vertrauen ſetzen 
und die Theurungsgefahr nicht gehörig würdigen. — Ferner ift 
die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eines Getreide— 
vorrathes für die Beamten läftig, und der obige Zwed wird eben 
fo gut erreicht, wenn ihnen nicht die Früchte ſelbſt gegeben 
werden, ſondern der Marktpreis verjelben in jedem einzelnen 
Jahre (a). Die Berechnung dieſes jührlih mit ben Getreide— 
preifen zu- oder abnehmenden Bejoldungstheiles ift für bie 
Gaffenverwaltungen allerdings mühjamer, als die Ausbezahlung 
einer feſten Gelobefoldung, läßt ſich aber mit Hülfe von Tabellen 
wenigitens abfürzen. . 

Wo der Staat feine Naturaleinnahmen oder nach ven Yahres- 
preifen des Getreides wechjelnde Gelveinnahmen mehr hat — 
alfo eine Sachlage, welche ſeit den Ablöfungen ver Grund— 
lajten u. f. w. immer mehr die Regel wird —, da fällt der eine 
Grund für die Naturalbefoldungen ($. 59d) hinweg. R. 


(a) So wurde e8 in Baiern feit 1826 gehalten. In den beiden höchften 
Befoldungsclaffen wurden 200 fl. in Getreide angefeßt. Der Durd- 
jchnittspreiS des hiezu gewählten Quantums von 3 Scheffel Waizen, 
7 Sch. Roggen u. 24 Sch. Hafer betrug 1819— 28 194 fl. 39 kr., die 
einbezahlten Mlarktpreife waren aber in den 3 Fahren 1826/27, 27/28, 
28/20 173 fl. 42 fr, 204 fl 18 ir, 252 fl. 12 fr. Die Vergütung 
erfolgte nad) den Preifen des 15. Nov. u. 15. Dec. 


8. 62. 


Zum Erfaß der Selbſtkoſten der Arbeit, welcher dem 
Staatsviener im ZXotalgehalte zu Theil werden muß ($. 59) 
gehört ferner: 

b) ein Betrag, mit dem fich der Beamte gegen die Ge— 
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fahr vorzeitiger Invalidität und Krankheit während 
jeiner muthmaßlichen activen Dienjtzeit feinen Unterhaltsbedarf 
bei einer Berficherungsanftalt für jolhe Zwede verfichern fann. 
Der Beamte befindet fich jedoch in Betreff dieſer Puncte meijtens 
in anderer Lage als der gewöhnliche Arbeiter. Während einer 
Erkrankung, welche eine gewilje Zeit nicht überjchreitet, und 
überalf wenigjtens für eine folche Kranfheitspauer, welche während 
der activen Dienjtzeit wahrfcheinlich ift, bezieht ver Beamte feinen 
Gehalt, bedarf alfo Feiner beſonderen Kranfengelpverficherung (a). 
Ebenſo ijt eine bejonvere Berficherung gegen vie Gefahr 
dauernder Invalidität, die zum Dienjtaustritt nöthigt, nur für 
die Zeit. und in dem Maaße erforderlich, als der Staat dem in 
jolhem Falle austretenden Beamten noch feine oder doch Feine 
genügende Benfion gewährt (ſ. $. 58e). Demnach muß ber 
Dienftgehalt um jo höher fein, damit ver Beamte fich entfprechend 
verjichern könne, je jpäter ver Penfionsanfpruch beginnt und je 
niedriger die Penfion ift (8. 581). Bei einer rationellen Regelung 
ver Gehalte wird alfo durch ein mangelhaftes Penfionswejen gar 
nicht die vermeintliche Erfparung für die Staatscafje gemacht, 
jondern nur die Form der Zahlungen ändert fih. W. 
(a) ©. Engel a. a. O. ©. 54. 


S. 62a. 


e) Der ZTotalgehalt ($. 59) muß eine Amortifations- 
jumme zur Dedung (Rüczahlung) der Koften der Auf- 
jiehung und Vorbildung des Beamten (und jtreng genommen 
auch feiner Frau) (a) enthalten. (Amortifationsrente des 
Erziehungs» und Bildungscapitals, Tilgung und bis 
dahin Berzinfung). Der Aufwand dafür ift um jo größer, je 
foftipieliger die Vorbildung zu erwerben iſt (Stubiren!) und je 
fpäter der Beamte in Befoldung überhaupt und in genügende 
Befolvung tritt, fo daß auch hier wieder feine reelle Erfparung 
für ven Staat erfolgt, wenn die ausreichende Bejoldung zu jpät 
beginnt ($. 58b) (b). Der bezügliche Gehaltstheil dient zur 
Erziehung und Ausbildung der Kinder (ftreng genommen eines 
Sohnes und einer Tochter), am welche die von den Eltern auf- 
gewendete Summe zurüd zu evftatten ift. So hat jeve Generation 
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die Schuld wieder an die folgende abzutragen, welche ihr von 
der vorhergehenden vorgeſtreckt wurde. 

Iſt im Fortſchritt der Volkswirthſchaft und des Staatslebens 
eine Vermehrung der Bevölkerung (und dabei dann meiſt auch 
wieder der Staatsdiener) in der nächſten Generation erforderlich, 
jo muß der Gehalt dazu ausreichen, eine größere Anzahl Kinder 
aufzuziehen und in der erforberlichen Weiſe auszubilden (c). 

Ob der Aufwand für die Kindererziehung ganz unter dieſe 
dritte Rubrik e der Selbſtkoſten der Arbeit oder theilweife ſchon 
unter bie erſte Rubrik ($. 59, Nr. a: ftandesgemäßer Bedarf 
für den Beamten und feine Familie) geftellt werde, ift nur eine 
Formfrage (d). Jedenfalls muß die bezügliche Ausgabe gedeckt 
werben durch den Gehalt. 

Auch in Betreff diefer Amortijation muß die Sicherheit be- 
jtehen, daß fie nicht durch vorzeitigen Tod, Invalitität und zeit- 
weife Krankheit des Beamten unvolljtändig bleibe. Der Gehalt 
muß alfo noch weiter auch dazu ausreichen, eine bezügliche Ver— 
jiherungsprämte bezahlen zu können. Der Fall der Krankheit 
braucht auch hier nach ver üblichen -Weife ver Gehaltszahlung 
($. 62) nicht mit in Betracht gezogen zu werben, wohl aber bie 
beiden andern Fälle (e). Wo nämlich ein Penfionsanfpruch ver 
Wittwe und der unerwachjenen (eigentlich der noch nicht erwerbs- 
fühigen) Kinder fehlt oder viefe Penfionen zu niedrig find ($. 64), 
und wo bie Penſion des vienjtunfähigen Beamten zu ſpät beginnt 
und zu niedrig it, da muß der Activgehalt wiederum nur um 
jo höher fein, damit eine befondere Verficherung gegen jene beiden 
Gefahren erfolgen kann. Auch hier alfo bei mangelhaften Penfions- 
wefen wieder nur eine feheinbare Erfparung. W. 


(a) Die Frau muß in der Tochter wie der Mann im Sohne wieder erfegt 
werden. Auch vom volfswirtbichaftlihen Standpunct ift zu bedenken, 
daß der Mann, der Erwerber oder „Ernährer“ nur der eine Theil der 
Hauswirthichaft ift, die Frau ala Borftand des Haushalts i. e. ©. der 
andere. Die zwijchen beiden beftehende Arbeitstbeilung ermöglicht exft 
dem Mann, vornämlich feinem Beruf zu leben. Das ———— aus 
letzterem muß daher für die Frau und fir Die Amortifation des 
Erziehungs- und Bildungscapitals derjelben mit ausreihen. So in 
jedem Se, alfo auch beim Staatädiener. 

(6) Engela. a O. berechnet z. B. für einen gewöhnlichen Arbeiter das 
Erziehungs - umd Bildungscapital von der Geburt bis Ende des 15. J. 
auf 750 Thlr., zu tilgen mit einer Annuität zu 50/0 in 50 Jahren 
(16.— 65. Lebens).) von 411 Thlr. „Bar einen Geiftesarbeiter, der erft 
im 26. Jahre erwirbt, etwa einen Techniker, Ingenieur ftellt fich das 


(ce) 


(d) 


(e) 
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Capital auf 5400, die Annuität auf 315 Thlr. (ebenfall3 bis ;. €. v. 
65. Jahres); für einen Geiftesarbeiter wie einen deutfhen Beamten, 
der erft v. 31. J. au erwirbt, find die Summen 7350 und 451 Thlr. 


zu Großen und Ganzen vecrutirt fi) der Staatsdienft wie andere 
erufe bei aller Freiheit der Berufswahl doch vornämlich aus den 
Söhnen der bisherigen Berufsgenofien. Das Unausreichende der jetigen 
Gehaltsverhältnifie zeigt fih In dem immer bäufigeren UWebergang der 
Beantenföhne in andere Berufe (Technik, Handel u. f. w.), micht nur 
wegen der befieren Chancen für die Söhne, fondern auch mwegen des 
DMangel3 an Mitteln der Väter, um die Söhne biß in und über das 
30. Jahr zu erhalten. E3 wird im Gehalt eben oft genug nicht für 
einen Sobn (gefchweige für mehrere) das Bildungscapital des Vaters 
wieder dDisponibel. Werden die Gehalte nicht bald entiprechend erhöht, 
fo drohen im kurzer Zeit noch größere Schwierigkeiten. Denn noch ift 
im Beamtenftande vielfach einiges Erbvermögen aus der früheren 
ünftigeren Zeit (bilfigeres Yeben, viel Nebeneinnahmen, Domänenamt- 
eute u. |. w., Hannover!). Aber diefes Vermögen zeriplittert fich und 
wird aufgebraucht und Gelpheiratben find eine unfichere und bedenkliche 
ülfe. — Abweichungen von der Regel natürlich bei Stipendien, 
Stiftungswefen, Schulgelofreibeit u. ſ. w. (Geiftlihe, Philologen! val. 
fhon 9. Smith). 
Will man gan genau je jo könnte man die Koften der Auferziehun 
und Gewährung der allgemeinen Elementarbildung, etwa bis zum 
d. 15. Jahres, zum Unterbaltsbedarf der Familie, den Aufwand für 
höhere Bildung u. für die Yebenszeit v. 16. Jahr an bis zum geniig. 
eigenen Erwerb zum Bedarf fir die Anfchaffung des Bildungscapitals 
des Geiftesarbeiters (Beamten) rechnen. 
S. die Berechnungsweiſe bei Engel a. a. O. — Genau genommen 
muß Übrigens * ein Umſtand berückſichtigt werden, nämlich die ver— 
ſpätete Verfügung des Beamten über die genannte Rente, — ſpäter 
als er ſie für die Erziehung und Bildung des Sohnes braucht. Wenn 
z. B. der Gehalt erſt in ſpäterem Dienſt- und Lebensalter ausreicht, 
um das Capital von 7380 Thlr. (Anm. (2)) zu tilgen, fo muß nicht 
nur alsdann wegen verfchobenen Beginns der Annuitätenzahlung die 
Annuität ſelbſt entfprechend höher werden, fondern der Beamte auch 
noch zuvor Capital für die Erziehung u. f. w. des Sohnes aufnehmen. 
Dann wächft alfo wieder ein Aufwand mwenigftens fir die ztoifchenzeitige 
Berzinfung diefes Capitals zu (die Tilgung erfolgt Durch die jpätere 
höhere Annuität). 


8. 63. 
d) Endlih muß der Totalgehalt auch noch die Koften für 


die inactive Altersperiode des Deamten, aljo für vie 
Beftreitung des ftandesgemäßen Lebensbedarfs vejjelben und feiner 
Wittwe bis zum Tode, und feiner Kinder bis zum eriwachjenen, 
bez. bis zum erwerbsfühigen Alter der letzteren decken, mit andern 
Worten der Beamte muß nach dem Austritt aus dem activen 
Dienft einen Anfpruch auf eine Alters-, Wittwen- und 
Waifenpenfion von ausreichender Höhe haben oder, wenn dieſe 
Penfion fehlt oder ungenügend ift, jo muß der Activgehalt auch 
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noch eine Rente enthalten, welche während des Dienjtes bezogen 
genügt, um capitalifirt zur Bafis einer entſprechenden Leibrente für 
den Beamten, feine Wittwe und einer Zeitrente für feine Kinder 
während der Jahre zu dienen, wo der Beamte und feine Familie 
feinen over feinen ausföümmlichen Gehalt mehr beziehen. Dem: 
gemäß ijt alfo ver Penfionsbezug nichts Anomales, fondern 
etwas, mas nothiwendig zum Erjag der Selbſtkoſten ver Arbeit 
und fogar bloß zur Gewährung des auf die Dauer unentbehrlichen 
Minimums des Lohns oder Gehalts gehört, wenn das erforder- 
lihe Duantum und Quale von Arbeit (Arbeitsangebot) beftändig 
gejtellt werben foll (ſ. o. $. 59). Es verhält fich mit dem 
Gehalt des Staatsdieners hier nicht anders als mit dem Lohne 
des gewöhnlichen Arbeiters. Auch diefer Lohn muß eine Alters: 
verjorgungsrente enthalten, fonft füllt ver arbeits- und erwerbs— 
unfähig gewordene alte Arbeiter ver Armencafje zur Laft (a). W. 


(a) ©. die Ausführungen von Engela. a O. 


8. 63a. 


Weitere Bemerkungen über Benfionswejen. 

Wird der Aectivitätsgehalt hoch genug angefett, jo fünnte der 
Staatsdiener ſich gegen die Gefahr vorzeitiger Invalidität, unvoll 
ſtändiger Amortifation feines Bildungscapital® u. f. w. durch 
Prämienzahlung bei einer Privatverficherungsanftalt fchügen und 
ebenjo fich oder ven Seinen eine Alters-, Wittwen- und Waifen- 
vente gavantiven. Der Staat brauchte dann etwa nur ben 
Rentenfauf in gewiſſer Höhe anzuorbnen, alfo infofern Erfparungen 
des Beamten aus deſſen laufendem Dienftgehalte zu erzwingen, 
um Beamtenproletariat zu vermeiden und bie richtige Verhältniß- 
mäßigfeit zwijchen Stellung und Dienjtgehalt und fpäterer Penfion 
des Beamten herbeizuführen. 

Folgender Umftand hindert jeboch ein reines Privat- 
penfionswefen, wenigftens für den Beamten felbjt (Bezug des 
Ruhegehalts). Der Zeitpunct des Beginns der Penfion hängt 
nämlich nur in dem einen Falle, vaß der Beamte mit einem 
bejtimmten Lebensalter (a) in Penfion treten muß, von einem 
Naturereigniß ab, auf welches fich die gewöhnlichen Grundſätze 
des Verficherungswefens anwenden laſſen. Bornämlich find es 
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Beſchlüſſe der Staatsgewalt und unperiodiſche allgemeine Ver— 
änderungen im Staatsdienſte (b), welche Penſionirungen herbei— 
führen. Auf ſolche Benfionivungen läßt ſich das Privatver— 
fiherungswefen nicht wohl anwenden. 

Ferner bietet in anderen Fällen wenigitens ver Umſtand 
Schwierigkeiten, daß manche jchwächliche Perfonen mit Anlage 
zu organifchen Fehlern nicht wohl von vornherein vom Staats: 
dienst ausgejchlofjen werden fünnen. Dagegen kommt ihnen ver 
Leibrentenkauf gerade wegen kürzerer Yebenserwartung zu theuer (ec). 

Man wird jomit ein Staatspenfionswejen, jo weit e8 ven 
Nuhegehalt des Beamten trifft, nicht wohl vermeiden können. 
Daſſelbe ließe fich jeboch bei gehöriger Ausbildung ver privaten 
Krankheits-, Invaliditäts- und Unfallverficherung für folche Fälle, 
in denen durch derartige perjönliche Umſtände die Penfionirung 
eintreten muß, durch Privatverficherungswejen erjegen. Nur 
müſſen dann die Dienjtgehalte hoch genug fein, damit ver Beamte 
die Prämien zahlen fann. W. 


(a) Da aus dem Dienftalter auf das ungefähre Yebensalter gefchlofjen 
werben fanır, fo wäre allenfalls auch bei dem nothwendigen Austritt 
aus dem Dienft mit beſtimmtem Dienftalter eine Privatverlüherung der 
Alterspenfion möglich. = 

(d) 3. B. große Berwaltungsreformen, Eingehen von Behörden u. f. w. 
DOfficierpenfionirungen in den kleineren Deutfchen Staaten jeit 1866. 

(ce) Der Umftand, daß die Beamten z. Th. im verfchiedenen Yebensaltern 
gewiſſe Aemter u. Gehalte erreichen, weshalb der Ankauf einer Alters- 
und Wittwenpenfion den Einzelnen verjchieden theuer kommt, fpricht 
nicht gegen Brivatpenfionäiwefen. Denn das find eben Folgen indivt- 
dueller Begabung, Glücks, kurz von Umftänden, die fich ftet3 werfchieden 
geftalten. 


8. 63h. 

Die Zahlung dev Ruhegehalte ift ſomit nichts Anveres, als 
eine dem Beamten nach den Orundfäßen richtiger Yohn- und 
Bejoldungspolitif gebührende verſchobene Gehaltszahlung. 
Die Einrichtung bejonderer Staatspenfionscafjen und 
die Zahlung regelmäßiger Gehaltsabzüge in dieſe Caſſen («) 
ift dann in ber Regel, wenigjtens wenn die Gehalte ungenügend 
find, etwas principiell Unvichtiges, mindejtens etwas Unnüßes, 
wodurch nur eine Gejchäfts- und Rechnungsvermehrung erfolgt (b). 
Vielmehr find die Nuhegehalte ohne Weiteres, wie die Dienit- 
gehalte, als Zahlungen aus dem Titel des Staatsdienſts zu 
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behandeln. Man kann fie Yeibrentenfchulden des Staats nennen . 
und das ganze Penfionswefen auf den Schulvenetat übertragen, 
wodurch der rechtliche Charakter am veutlichjten hervortritt (c). 
Uebrigens bat eine folche Webertragung fonft doch nur formelle, 
nicht fachliche Bedeutung. 

Häufig wird über zu ſtarkes Anfchwellen ver Nuhegehalts- 
zahlungen geklagt. Es kann natürlich mit der Verjegung in 
Ruheſtand Mißbrauch Seitens der Staatsgewalt getrieben worben 
fein. Dagegen helfen nur politifche Garantieen, ein orbentliches 
Penfionsgefeg, Verantiwortlichfeit der Wegierung u. ſ. w. (d). 
Aber öfters find die Klagen auch nur mit großer Vorſicht auf- 
zunehmen, indem fie aus der Verkennung der Penfion ald einer 
verfchobenen Gehaltszahlung hervorgehen. Es ift dann Sache 
der Rechnung, zu prüfen, ob die Penfionen zu hoch find oder ob 
nur deshalb fo viel an Penfionen gezahlt werben muß, weil 
ehevem zu wenig an Gehalten gezahlt wurde. Oft wird es fich 
jo verhalten (e). W. 


(a) Mit Necht find daher die Penfionsbeiträge der Eivilftaatsdiener in 
Breußen durch das Gefeb von 1867 vom 1. Januar 1868 ab 
aufgehoben worden, was eimer allgemeinen Kleinen Gehaltserhöhung 
gleichkam. Sie waren nach den Perfionsreglement v. 30. April 1825, 
8. 21 gleich *, der Befoldung des 1. Dienſtjahrs und jeder fpäteren 
Gehaltserhöhung und außerdem an fortl. Beiträgen jährl. 1%. bei einem 
Dienfteinfommen bis 400, 1'/2 bei einem folchen von über 400— 1000, 
von höheren Gebalten beim 1. Taufend 1'/, 2. Taufend 2, 3. und 
4. Zaufend 3, 5. u. 6. Tauſend 50%, Mar. 500 Thlr., Gefanmmtbetrag 
1862 562781 Thlr. — Frankreich, Benfionscafien der Beamten 
(caisses de retraite), Beitrag v. 50/0 d. jährl. Dienfteinfommens und 
jeder Zulage. Unzulänglichkeit dieſer Mittel, Staatözufhuß. Neue 
Regelung durch d. Gef. v. 9. Juni 1853; alle Benfionscaffen eingege en, 
die beftebenden Penfionen auf die Staatsfchuld übertragen. Gehalts— 
abzüge von 5%o, Hı2 des erften Gehalts, 1/2 jeder Zulage, Zuweiſung 
der Abzüge wegen Urlaubs u. f. w., gewiſſer Strafgelver. Anfchlag diefer 
Einnahmen 1856 auf 11 Mill., Staatözufhuß 18 Mill. Hod, Fur. 
rn S. 45. — Rußland 29, Beiträge der Beamten. — 

ngland (perman. Dienft) dsgl. 2!/20/0. 

(5) Die Analogie mit den nutlofen befonderen Staatsfchulden = Tilgefaffen 
biegt nahe. ©. übr. u. $. 64a, Anm. (b). 

(e) In Baiern wurden alle Penfionen u. Wittwengehalte bis 1925 der 
Schuldentilgungscaffe zugewieſen. 1825 5'282°000 fl. oder 180%/, der 
Ausgaben. Verh. d. 2. Kammer v. 1828, Beil. XLVI, 7. In der 
7 Finanzperiode 1855 — 61 diefe älteren Penfionen noch 3%, Dill. fl., 
Zins und Tilgung der im der erften Beit aufgenommenen Schuld 
447°000 fl. Später Zumweifung weiterer Nubegebalte, fo daß diefe Caſſe 
1868 899000 fl. Penfion zu zahlen hatte, wozu fie aus den Activreften 
der Schuldentilgecafie aus Vorjahren die Mittel erhält. Die neueren 
Rubegehalte befinden fih in den Etats der einzelnen Dienftzweige 
zerftrent. R. — In Frankreich werden die Civil- und Militär- 
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penſionen neben anderen Leibrenten unter die fundirte Staatsſchuld 
gerechnet. 

(A) Bor einigen Jahren in Baiern jährlich 2:19, der Beamten penſionirt. 
Man Hoftt künftig mit 19 9/, auszureichen. In Baden Zugang etwas 
über 904 der Penfionirten. 

(e) Betrag der Penfionen in einigen Staaten. R. 

Baden. Stand im X. 1868 Eivilpenf. 526747, Militärpenf. 269340, 
für Lehrer 75,500, zuſ. 871587 fl. (1847 760840 fl.) Annabme d. 
jähr!. Abgangs durch Todesfälle bei Alt. Pens. 97, bei neueren der 
Staat3diener 3:9, der Augeftellten 6°9, der Miilitärperfonen 100/.. 

Baiern, f. Anm. (ce). Betrag der neueren Penf. für 1855 — 61 
durchſchn. 2°388°700, 1868 3104000, A. für 1870 3°100°086 fl., dazu 
725000 fl. für ältere Penf., zuf. 6°2%/, der reinen Ausgabe. 

Heffen Gr, 4. 1866 — 68 390°000 fl. von $°827.000 fl. Ausgabe 
= 4 40/6. 

Frankreich A. 1862 65; Mill. fr. = 596 d.r. E, nad Cohen 

S. 286 neuerdings 71684000 fr. Im A. fir 1870 unter Staatsfhuld 

ift 87224500 fr. für „Eivil- u. Militärpenfionen” angegeben. 

Großbritannien, nah Cohen, Ruhegehalte um 1862 3°5, 
MWittwengehalte 1:8 Mill. Pfd. St. 

Defterreich, weſtl. Theil, 1870 bürgerl. Penf. 8868000, Militär- 
penf., zu 70%, auf diefen Theil der Monarchie gerechnet, 7647000 fl., 
auf. 669%, d. r. Einn. 

Preußen, 9. 1862 1596319 Thlr. Eivilpenf., 3075679 Militär- 
penf., beide nach Abzug der Beiträge der Angeftellten, zuf. 4.66 M. Thlr., 
— 49%. A. 1870 (incl. neue Provinzen) 4171000 Thlr. und mit 
dem auf Preußen fallenden Theil der Wehrmannsruhegebalte des Nordd. 
Bundes I Mill. Thlr. = 58 0%/, der r. E. (incl. der betr. preuß. indir. 
Steuern für d. Nordd. Bund). 

Sachſen 1861--63 incl. der trahfitor. — * 570823 (wovon 
239-408 Thlr. Militärpenf.) = 46/0. — Penſionsetat für 1870 u. 71, 
je 413:116 Thlr. (ohne Mitit.). 

Würtemberg, A. 1569/70 742000 fl. v. 19°957°000 fl. Staat3= 
bedarf, = 3:20). 


8. 64. 


Eine Zwifchenftufe zwifchen ven Gehalten und den Wittwen- 
und Waifenpenfionen bilden die in den meiſten Staaten gewährten 
jog. Sterbemonate, -quartale u. f. w., d. h. die Auszahlungen 
des vollen Gehalts (Penfion) noch 1— 3 Monate nach dem Tode 
des Beamten an feine hinterbliebene Familie (a). ine paſſende 
Einrichtung, welche e8 der durch ven Tod des Mannes und 
Baters meiſt in ganz andere, eingefchränktere Einfommenverhält- 
niffe kommenden Beamtenfamilie erleichtert, die bisherige Haus: 
wirthichaft aufzulöfen; und wieder eine um fo nothwendigere 
Einrichtung, je weniger die fpärlichen Gehalte oft genug ein auch 
noch fo geringes Capital zurüdzulegen ermöglichten, namentlich 
bei jüngeren Männern. 
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Auch die Wittwen- und Waifenpenfionen find nach dem 
Früheren als aufgeichobene Gehaltszahlung principiell ge— 
rechtfertigt. Doch verhält es fich mit dieſen Penfionen immerhin 
anders als mit ben Wuhegehalten des Beamten felbit. Der 
Zeitpunct des Beginns und des Aufhörens der Penfion hängt 
bier ganz von einem Naturereigniß (Tod des Mannes, ver 
Wittwe, Tod oder Erreichung eines bejtimmten Yebensalters 
Seitens der Kinder) ab. Es laſſen ich alfo hier die gewöhn— 
lihen Grundſätze der Lebens- und Rentenverficherung anwenden. 
Selbjt der Fall, daß die Wittwe fich wieder verheirathet und 
dann nach häufigen Borfchriften ver Penfionsreglements ihre 
Penfion ganz oder theilweije verliert, läßt fi nach ven Daten 
der Heirathsftatiftif unter die Regeln der Wahrjcheinlichkeits- 
rechnung bringen (b). Wichtiger ift e8, wenn jede folche Be— 
ſtimmung — eine Wiederverheirathungsjtrafe — fehlt (e). Die 
Verhältniſſe Fränklicher, mit Anlage zu organifchen Leiden be- 
bafteter Männer, welche nicht oder nur zu erheblich höheren 
Koſten Wittwenpenfionen faufen könnten, ließen jich apart regeln. 
Im Mebrigen ift das Privatverficherungswefen zuläffig und 
ausreichend, wobei der Staat nur den Einkauf des Ehemanns 
und Familtenvaters nebjt ver ungefähren Höhe des Einkaufs 
vorzufchreiben hätte (wie es ohnehin auch bei Staatspenfiong- 
caffen vielfach gefchieht) (d). W. 


(a) Beifpiele: Preußen (f. Maſcher a a. DO. ©. 204) Hinter- 
bliebene (u. zwar Wittwe, Kinder, Entel, einerlei ob fie des Verftorbenen 
Erben oder nicht; außerdem im gew. Fällen mit minifter. Genehmigung 
einige and. Berwandte) von Beamten, die Dlitgliever eines Collegtums 
waren oder als Subalterne dabei arbeiteten, erhalten außer der Be— 
foldung des Sterbemonat3 noch den Gehalt fir das darauf folgende 
Duartal. Die Hinterbliebenen von Beamten, die nicht in collegial. 
Berhältniß, u. verfchied. einzelne Kategorieen befommen außer für den 
Sterbemonat noch für 1, nah Umftänden für 2 u. 3 Monat den Ge- 
halt. Auch billige Beftimmungen wegen Räumung der Dienftwohnungen. 
Die Hinterbliebenen proteft. Geiftlfichen beziehen mitunter nach Ortsſitte 
ein Gnadenjahr. In Theilen der Rheinlande erhalten felbit die Erben 
von Inhabern Fathol. Euratftellen ein Sterbequartal. Hinterbliebene 
von Wartegeldempfängern wie die von nicht colleg. Beamten, folche von 
Penfionären außer d. Sterbemonat ein Gnadenmonat. — Baden: 
Wittwe u. Kinder eines eigentlichen Staatsdienerd und eines unteren 
Beamten erhalten v. Todestage des Mannes an ein Sterbequartal. 

(5) Bgl. die ftatift. Daten über erfte, zweite Ehen, Berbeirathung von 

ittwen u. f. w. in Wappäus, Bevölferungsftatiftit II, 230 ff., 
A. Wagner, Gefeumäßigk. d. menfchlichen Handlungen I, 20, II, 99, 
v. Dettingen, Moralftatift. ©. 3. 67. | 
(ec) Der Staat hat jedenfalls cher ein Anterefie, die Wiederverheirathung 
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der Wittwe zu — en, als das Gegentheil. Mindeſtens ſollte die 
Wittwenpenſion nur deilweiſe in Preußen bei den Wittwenver— 
pflegungsanſt. die Hälfte) bei —2 Ehe fortfallen u. bei neuem Ver— 
wittwen (oder Scheidung) ganz wieder aufleben (fo in Preußen, wo 
auch gew. Abfindungen zwiichen der fich wieder verbeirathenden Wittwe 
u. der Caſſe geſtattet ſind, Maſcher, ©. 143). 

(0) R. war entgegengeſetzter Anficht, f. 8.64 u. 65 d. 5. Aufl, aus Gründen, 
die ich für ungeniigend halten muß. Diefelben Hängen mit feinem und 
der meiften bisher. Sinanzichriftftellerer Mangel einer principiellen 
Behandlung der Befoldungsfrage als einer befonderen Art der Yohnfrage 
zufammen. W. 


8. 64a. 


Die nothwendige Vorausfegung von Privatwittwen- und 
Waifenpenfionsverficherung tjt eine folche Höhe der Dienſt- und 
Ruhegehalte, vaß ver Beamte daraus die Berficherungsprämie u. |. w. 
in normaler Höhe (a) bezahlen kann. Im viefem Falle aber 
entgeht man auch ohne Weiteres allen Unbilligfeiten und Willfür- 
lichkeiten, die das jegige Staatswittwen- und Waijenpenfions- 
wejen in fo reichem Maaße enthält ($S. 65). Der Anfpruch auf 
einen Gehaltstheil, aus dem eine Wittwen- und Waifenrente 
verfichert werden fann, wird durch den Staatsdienſt als folchen 
nach den Grundſätzen begründet, welche ven Preis ver Arbeit 
oder den Lohn überhaupt auf die Dauer regeln müjjen, nicht 
aber durch den zufälligen Umftand, ob ein Beamter heirathet, 
Kinder hat und eine Wittwe und unerwachfene Waifen hinterläßt. 
Mit andern Worten der unverheirathete, kinderloſe oder feine 
Frau und Kinder überlebende Beamte muß an und für fich als 
Staatsviener dem verheiratheten u. f. w. in ver Befoldung ganz 
gleich jtehen. Er hat daher das Recht, die Prämie, welche er 
im andern Falle zahlen müßte, aufzuzehren oder apart für fich 
und feine fonjtigen Erben aufzufparen (b). Jede günftigere Be— 
handlung ver Perheiratheten u. ſ. w. enthält mittelbar eine 
Heiraths- und Kindererzeugungsprämie, jede ungünjtigere Be— 
handlung des Eheloſen eine Art Hageſtolzen- oder Cölibatfteuer, 
was fich nicht billigen läßt und mindeſtens ganz unnützer Weife 
communiſtiſche Principien in diefe Sachen einführt (f. $. 65). — 
Bei privater Regelung des Wittwen- und Waiſenpenſionsweſens 
werben auch die wiljenfchaftlichen Grundſätze des BVerficherungs- 
wefens am beften confequent burchgeführt werden. W. 


(a) Bei der Gehaltäregelung braucht alfo nur auf normale Alteröver- 
hältniſſe der Gatten und die übliche Kinderzahl (c. 4) Rüdficht genommen 
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zu werden. Wer erſt im höheren Lebensalter eine junge Frau heirathet 
oder eine ſehr große Kinderzahl hat, kann dafür wieder keine beſondere 
Zulage beanſpruchen, um die alsdann natürlich höhere Prämie ebenſo 
bequem als ein Anderer zahlen zu können, ſ. $. 65, Anm. (5). 

(d) Wiegand (Sind gegentoärtig die Staats - Penfiond- und Wittwen- 
cafjen noch zeitgemäß? Halle 1859) empfiehlt an Stelle folder Eaffen 
die Yebensverfiherung und räth, daß die Staatscafje einen Beitrag zur 
Verfiherung gebe. So gefchieht e3 zum Theil in der Schweiz, wo 
Bantonsregierungen Verfiherungsverträge für die Schullehrer abichließen 
und einen Theil der Prämien übernehmen. R. — ©. gegen dieſen 
Vorſchlag die Bemerkungen von R. in d. 5. Aufl.. $. 65, Anm. (m), die 
mir nicht durchſchlagend erfcheinen. W. — Dan fan allerdings aud) 
no einen Schritt weiter gehen und fagen, daß die Zahlung von Ruhe— 
gehalten, für welche feine befonderen ‘ Greg = zu entrichten find, 
den Einzelnen ungleich zu Gute fommt. Der Anſpruch auf Rube- 
gehalt wird durch die Arbeitsleiftung im activen Dienjt erworben. Der 

eanıte, welcher in Tetsterem ftirbt, {ft alfo immer auch für feine Dienft- 
jahre fchlechter al3 derjenige bezahlt worden, welcher ſpäter Penſion 
bezieht. Denn jedem Dienttiohr (richtiger: Zeittheil) der Activität ent- 
fpricht ein Anrecht auf einen aliquoten Penfionstheil. Würde der Activ- 
gehalt allgemein fo erhöht, daß aus ihm eine entfprechende Prämien— 
zahlung zu machen ift und ftatt der Leibrenten- (oder Penfiong-) als— 
dann eine Bapitalverfiherung auf den Todesfall vorgenommen, fo ließe 
ſich diefe Ungleihmäßigfeit befeitigen, indem die Erben dann an Stelle 
des Berftorbenen einträten. Aber der Umſtand, daf eben eine Zur— 
Ruhe-Setsung nicht blos von Naturereignifien abhängt ($. 63a), hindert 
wieder ein reines Privatpenfionswefen. Um fo weniger find die be» 
feitigbaren Ungleihmäßigfeiten zu vechtfertigen, welche das jetige 
trrationelle Staats -Wittwen- u. Waifenpenfionswefen meiftend mit fich 
bringt. 


8. 65. 


Auh wo der Staat gleichwohl die Sache in die Hand 
nimmt und befondere Beamten-Wittwen- und Waifen- 
penfionscajjen errichtet, follen jedoch die wiljenjchaftlichen 
Grundſätze des DVerficherungswefens möglichit genau befolgt wer- 
ven. Dies gefchieht gegenwärtig nur felten. Vielfach herrſcht 
die größte Principlofigfeit, Irrationalität und Willfür in ben 
Beitimmungen über folche Caffen, und ganz unnöthig werben 
communiftiiche Principien (a) in Menge vabei befolgt. Zu ver: 
fangen ift Folgendes: | 

1. Die Gehalte (Dienft- und Ruhegehalte) follen auch bier 
jo hoch normirt werden, daß ver Beamte die nach normalen 
Berhältniffen zu zahlenden Beiträge aus dem Gehalt entrichten 
fann ($. 64a, Anm, (a)). Am Beſten iſt e8, bloß fortlaufende 
Beiträge, fällig zu den Terminen ver Gehultszahlungen, einzu= 
führen, nicht auch ein befonveres höheres Eintrittsgelv u. dgl. m., 
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deſſen Zahlung in kurzer Zeit dem jonft mittellofen Beamten 
Mühe macht. 

2. Nur der Berheirathete foll vom Augenblid feiner Ver- 
beirathung an beitreten müjjen, ver Verwittwete brauchte allen- 
falls nur Beiträge für Kinvderpenfionen zu zahlen zu haben (b). 
Alſo fein Zwang gegen Chelofe. 

3. Die Prämien find genau nach den Grundfägen ver Wahr: 
jcheinlichkeitsberechnung in der Lebens- und Hentenverficherung, 
daher nach dem Lebensalter der Gatten, nach der Zahl und dem 
Alter der Kinder abzuftufen. Alſo feine gleich hohen Gehalts- 
procente, ohne Rückſicht auf diefe Momente, und vollends feine 
abfolut gleichen Beiträge (c). 

4. Die Prämien find fo hoch zu ftellen, daß die Caſſen aus 
eigenen Mitteln beftehen können, ohne jeden weiteren Staats- 
zuſchuß. 

5. Die Caſſen müſſen eben deshalb eine hinlänglich große 
Zahl von Perſonen umfaſſen, damit die Regeln des rationellen 
Berficherungswefens mit Sicherheit angewandt werden können. 
Daher vor Allen Feine Heinen Yocalcafjen (d), überhaupt mög- 
lichſt Vereinigung der Intereffenten etwa nach ven Hauptgruppen 
des Dienjtes (Civil und Militär) in einer Gaffe, allenfalls bei 
nachweisbarer Verſchiedenheit der wahrjcheinlichen Lebenspauer 
der einzelnen Berufsſtände mit entjprechender Abjtufung ber 
Prämien (e). Der Berbindung der Gaffen (z. DB. zum Zweck 
der Nücdverficherung) mit foliven großen Privat = Lebens: und 
Rentenverficherungsanftalten ift Vorſchub zu leiften, bamit vie 
Sicherheit ver Solvenz möglichft gejteigert werde. W. 

Wo feine befonderen Privat over Staats-Beamten-Wittwen- 
und Waifencafjen beftehen, wird der Staat freilich doch unver- 
meidlich unmittelbar einzutreten haben. Alsdann foll die Ge— 
währung dev Penfion nicht Gnadenſache mit Entfcheivung des 
einzelnen Falls, ſondern gejetlich allgemein geregelt fein. Der 
Gehalt der Wittwe muß in einem gewillen Verhältniß zu dem 
des Mannes ftehen und jedes Kind wird dann doch einen En 
erhalten müjfen, mutterlofe einen größeren als bloß vaterlofe (f). R 


(a) 3. B. der Zwangsbeitritt der Ledigen (mitunter, wie früher in Giefen, 
—*— der kathol. Geiſtlichen), die Gewährung von Benfionszufchlägen 
ür jedes Kind, obne entfprechend höhere frühere Zahlung des Vaters, 
Die Nichtberückfichtigung der abfoluten und relativen (zu einander) 


(6) 


(e) 


(d) 


(e) 
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Lebensalter der Gatten u. a. m. (Baden u. a. %) — wiederum Be— 
lege, wie viele communiſtiſche Einrichtungen im Grunde in unferer 
zen jo anticommuniftifchen Volls⸗ u. Staatöwirthfchaft beftehen! — 

. hat folhe Beftimmungen, u. 9. die erfte, früher gebilligt, |. 5. Aufl. 
$. 65: die Zahlung des Yedigen fei nicht ungerecht, weil fie gefetzlich 
ausgefprohen und folglih im Anftellungsvertrag ſchon ausbedungen, 
noch unbillig und unzweckmäßig, weil folche Yeute auch weniger be— 
dürften. Letzteres ift aber eine ganz communiſtiſche Rechtfertigung und 
nur eine Beftenerung dev. Ledigen zu Gunſten der anderen. Ungerecht 
ift die Beſtimmung au, wenn aud) unter der angef. Bedingung nicht 
dem pofitiven Hecht zuwider: es foll aber eben ſolche Beringung nicht 
eftellt oder vielmehr nicht aufgedrungen werden. 

a fi die Wahrfcheinlichkeit, Wittwer zu werden, für die einzelnen 
abfoluten und relativen (Altersverhältnig zwifchen Dann und Frau) 
Lebensalter auch berechnen läßt, ſo kann man wählen, ob gleiche Prä- 
mien von Berheiratbeten und Wittwer-Werdenden, oder bühere von 
jenen und niedrigere (bloß für die Kinder) von diefen gezahlt werden 
ollen. Aehnliches gilt für den kinderlos gewordenen ——— oder 
Wittwer. Wer als Wittwer mit unerwachſenen Kindern in d. Staats— 
dienſt tritt, ſollte für dieſe, der kinderloſe Wittwer in ſolchem Fall aber 
gar nicht beitreten müſſen. 

So z. B. bei einzelnen Caſſen für befondere Kategorieen von Staats- 
dienern, 3. B. bei manden Univerfitätsmwittwencaffen, die überbaupt 
unter allen fo ziemlich den ‘Preis in der Jrrationalität Davontragen 
(f. 3. B. d. Statut. d. Berliner Univerfitätwittwencafie v. 4. Jumi 
1847: alle neueren Mitglieder 64 Thlr. Beitrag, ord. wie außerord. 
Profeff., auch die unbefoldeten, müffen zwangsweife beitreten. Wittwen- 


penfionen 240 (jet 250 Thle.), Waifenpenfionen bis 3 Kinder event. - 


I/s mehr, Mar. 120 Thlr. 

Auch Darin find die aparten Univerfitätswittwencaffen die unzwed- 
mäßigften, vollends bei der geringen Zahl der Mitglieder eines Stands 
(in Berlin felbft nur 100 — 110). Yocale Sterbecafien find im diefer 
ginfien doch noch befier, weil fie eine größere Zahl Mitglieder umfafjen. 
Aber jene erjteren Caſſen kann eine Choleraepidemie fprengen. Daher 
enorme Nefervefonds angefammelt, Die ſchwer in den hoben Beiträgen 
belaften und doch nicht immer fichern. Leber die Göttinger Profefjoren- 
wittwencafle hat Gauß einen Bericht mit Reformvorſchlägen gemacht. 
Aber auf folche Heine Kreife Taffen ſich die ftatift. Erfahrungsregeln und 
die Wahrjcheinlichkeitsrechnung eben nicht anwenden. 

E3 giebt öfters beſond. Caſſen für Officiere, Militärbeamte, Geiftliche, 
Sorfı -, Poſt-, Eifenbahn- umd verfchiedene andere Kategorieen von 
Beamten und von Lehrern (f. 3. B. in Preußen, Maſcher a. a. O. 
©. 145). Die wahrjcheinliche Lebensdauer diefer Stände ift im der 
That mehrfach ein wenig verfchieden. Der fo winfchenswerthen Ver— 
ſchmelzung folcher Keiner Penfionscaffen fteht oft der ungleiche Ver— 
mögensbejtand der letzteren entgegen oder umfinnige Borfchriften, 3. B. 
daß Aenderungen der Statuten an die — der Mitglieder 
gebunden find. Und doch würde die Verſchmelzung viel größere 
Sarantieen für die Gefammmtheit bieten, als das kleine aparte Ver— 
mögen, und die Beiträge Liegen fich dann meift bald ermäßigen. 
Beilpiele von Einrichtungen für Wittwen- und Waifenpenfionen in 
mehreren Staaten. Preußen, ©. Maſcher ©. 128 ff. Der Beamte 
bedarf des Heirathsconfenfes, der verweigert wird, wenn eine beftimmte 
Erklärung fehlt, mit welcher Summe der Beamte feine künft. Ehefrau 
in die Wittwencafje eintaufen will. Bei der allg. Wittwenverpflegungs- 
anftalt zu Berlin v. 1770 (Pat. v. 28. Dec. mit vielen fpät. Hender. 
u. Zufätzen, ſ. auch Gef. v. 17. Mai 1856) fann der größte Theil der 
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Beamten u. ſ. w., mit Ausschluß einiger bei. Kategorieen (u. A. auch 
derer mit weniger als 250 Thlr. Einfommen) eintreten. Ausgeſchloſſen 
find Männer iiber 60%. oder mit gefäbrl. chrom. Krankheiten bebaftete, 
bedingt auch Männer verfchied. Yebensalters, deren Altersdifferenz gegen 
ihre Frau ein beft. Maaß iiberfchreitet (durch entfprec. Zufchlagprämten 
liegen fich folhe Männer doc veceptionsfäbig machen). Die Wittwen- 
penfion fol mindeftens 1/5 Des Gehalts des Mannes, Din. 100, Mar. 
500 Zhlr. betragen, fie wird nur gezahlt, wem der Dann wenigitens 
1 Bahr nad der Aufnahme lebt, nur mit Ya, wenn er im 2, mit %, 
wenn er im 3. J. ftirbt. Die Prämien find rationeller Weife genau 
nach dem abfol. u. relat. Heirathsalter (Fahr fir Jahr) beider Gatten 
abgejtuft, Doc nicht hoch genug, als daß Die Anftalt ganz aus eigenen 
Mitteln - beftehben könnte (N. Hr 1870: Betrag der Wittwenpenfion 
1°516°000 Thlr., Geſammtausg. incl. Berwaltungstoften 1548890 Thlr., 
eig. Einn. aus Beitr. d. Mitglieder 784230 Thlr., alſo Staatszuſchuß 
im Et. d. Finanzminifteriums 764660 Thlr., wonach die Prämien im 
Durchſchn. etwa zu verdoppeln wären). Beiſpiel d. Tarifs: Jährliche 
Prämie fir 100 Thlr. Benfion: 


Mann 30 Jahr, Frau 20 Jahr, Prämie 19:03 Thlr. 
35 20 


[7 3 7 " 2 7 [7 24:07 7 
" " " 7 25 " 7 22:07 [7) 
[2 40 [7 " [2 " " 28:03 " 
" 50 " 2 30 " " 4226 [7 


Frither hatten die Mitglieder noch bej. Eintrittögelder zu zablen, was 
Durch d. Gef. v. 1556 befeitigt if. Eine der nachtbeiligen finanziellen 
Folgen der zu fpäten und ungenügenden Anfangsgehalte des Beamten 
in Preußen u. a. %. tritt auch bier wieder hervor: die Männer beiratben 
fpäter u. jüngere Frauen, woher die Wittwenpenfionen mehr anjchwellen 
und der Staat dabei nachzahlen muß, was er an Gehalten zu wenig 
zahlte. Statt der Allg. W. V. A. kann auch die Berl. Schulenb. allg. 
Wittwenpenf. u. Unterjtügungscafie (Reglem. v. 3. Dec. 1836) von dem 
Beamten zum Eintritt benugt werden, wo u. A. Männer bis zum €. 
d. 64. Jahrs aufgenommen werden; Benfion von 20 — 600 Thlr. für 
Wittwen, unverheirathete Töchter. — Für verfchiedene Wittwen- und 
Waiſencaſſen der Beamten in den neuen Provinzen (für Schleswig» 

olftein in Kopenbagen) bat die preuß. Staatscafje noch 242250 Thlr.. 
—2 — zu leiſten, geſ. A. 1870 daher 1006910 Thlr. W. 

Baden. Civildiener-Wittwencaſſe-O. v. 28. Juni 1810. Diener- 
Edict vom 30. Januar 1819 $. 20. Bon jeder Befoldung werden 
jährlich 1%/a Proc. beigetragen und die Wittwe erhält dafür mindefteng 
das 11fache, alfo 16'/3 Proc., den jetigen Betrag. Die Wittwercaffe 
bezieht ferner aus der Staatscaffe die vierteljährige Beſoldung von 
jedem verftorbenen Staatsdiener, was 1868 24499 fl. betrug. Die 
Erben eines verftorbenen Beamten erhalten ein Guadenquartal, nad) 
deſſen Ablauf erjt der Wittwengehalt anfängt. Die Staatscafje bat 
folglich die halbe Fahresbefoldung eines verftorbenen Beamten fogleich 
zu bezahlen. Auch für den aus dem Staatsdienft austretenden Beamten 
ıft ein Gehaltsquartal an die Wittwencafie zu zahlen. Aus den Rech— 
nungen der badifhen Wittwencaffe für bürgerliche Beamte ergeben ſich 
folgende Berhältnife im Durchſchnitt 1842—62 (21 Fahre). Jährlicher 
Zugang neuer Mitglieder 3 Proc., Abgang 3,67 Proc. Auf 100 bei- 
tragende Mitglieder fommen 43,57 Wittwen u. Waifenfamilien. Jähr— 
licher guganı von Wittwen 5,3 Proc., Abgang 5,7 Proc. Auf 100 
abgebende Dütglieder kommen 62 zugebende Wittwen, alfo find 35 
unverheiratbet oder Wittwer. Bei diefen Angaben ift aber zu bemerken, 
daß Die Zahl der Mitglieder im Abnehmen ift und Die Wittwen ſich 
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ebenfall3 vermindern müſſen, nur fpäter. Zu Ende 1868 waren 2146 
Mitglieder u. 857 Wittwen oder Selen, alfo 40 Proc. jener. 
Die Caſſe hatte zu Ende 1868 ein Vermögen von 2502000 fl. Die 
Staatscaffe jchießt der Caſſe jährlich foviel zu, als zu den zugeficherten 
Zahlungen nod) fehlt, im J. 1868 gegen 22500 fl., umd giebt noch 
weitere 50 Proc. diefer Wittwenpenfion und 20 Proc. für jedes Kind, 
was im J. 1862 auf 72353 fl., 1868 auf 83652 fl. angefchlagen 
wurde. Der jetige Wittwengehalt beträgt alfo im Ganzen 1'/, mal 
16'/2 oder 24%/4 ‘Proc. der Beholdung de3 verftorbenen Ehemannes, und 
für jedes jüngere Kind 3,3 Proc. jener Befoldung. Hiezu fommen noch 
1868 31'000 fl. Önadenpenfionen und verſchiedene andere Yeiftungen, 
jo daß zufammen für die Hinterlaffenen der Beamten, niederen Diener, 
Schullehrer u. Soldaten 192429 fl. = 1,3 Proc. ausgegeben werden. — 
Nach der erwähnten Berordnung würde auch der Staat mehr zulegen 
miüfjen, wenn die Wittwencafje Durch Capitalvermehrung in den Stand 
gefetst würde, böhere Gehalte auszubezahlen. Einfacher als diefe ganz 
unnüge Verwideltheit wäre es, wenn die Staatscaffe in einer einzigen 
Summe jährlih das zulegte, was an den Mitteln der Wittwencaffe 
fehlt, um den gefeglich ausgefprochenen Wittwengehalt fammt Zuſchuß 
für die Kinder zu beftreiten. — Ju Baiern wurden 1825, nach der 
Uebertragung der bisherigen Ruh- und Wittwengehalte auf die Schulden- 
tilgungscafje, die Abgaben der Beamten für obigen Behuf beibehalten, 
um daraus nad Beltreitung der neuen Wittwengehalte ein Hülfsver- 
mögen zu fammteln. Aber dies wuchs bis 1840 nur auf 108°000 fl. 
an, weil die neuen Wittwen- und Waifengehalte bald den Betrag 
jener Entrichtung überftiegen. Sie beliefen —9 1837/38 auf nahe an 
300°000 fl., der A. für 1855/61 ift 558200 fl., 1861/7 ($. Periode) 
630°000 fl., A. für 1870 815°000 fl. 1565 wurde noch ein befonderer 
Unterftügungsverein für die Hinterlafjenen der baier. Staatsdiener ge- 
gründet, zu welchen Die Beamten je nach ihrer Befoldung in 3 Claſſen 
36— 241 — 12 fl. jährlich entrichten u. 25 oder 50 Proc. mehr, wenn 
fie über 50 Jahre alt eintreten oder über dieſem Alter eine über 10 5. 
jüngere Frau nehmen. Auch Waifen werden unterftüßt, doppelte mehr 
als einfache. Zu Ende 1868/69 waren 3333 Mitglieder, 70960 fi. 
Beiträge, 35895 fl. Zinseinnahme, die Staatscaffe ſchoß 113°771 fl. zu, 
Unterftügung vorläufig 180— 120— 60 fl. in drei Clafjen. Es ift 
ugleich eine QTöchtercajje vorhanden mit 1365 Mitgliedern, zu 12 fl. 
eitrag u. 45 Proc. Staatszuſchuß. 1 Tochter erhält 60, für 2 werden 
90 fl. gegeben. Sonft erbält die Wittwe '/; der Befoldung oder 
des Nubegehaltes, ein vaterlofes Kind bis zur Verſorgung oder bis 
zum Schluß des 20. Jahres 15 vom Gehalte der Mutter, ein eltern- 
lojes Kind 3/0 deſſen, was die Mutter empfangen wirde — Wür— 
temberg: Nach dem Geſetz v. 28. Juni 1821 wurde die Hälfte der 
Eintrittögelder und Fahresbeiträge der Staatsdiener zu einem Capitale 
efammelt, welches mit Mitte 1839 auf 744°000 fl. angewachſen war. 
Es wurden nun aus den Ueberſchüſſen der Staatscafje 740°000 fl. 
zugelegt und mit Hülfe der Zinfen diefes Vermögens (1846 ſchon 
1:613°000 fl.) fann die Kaffe ohne den Staatsbeitrag beftehen, welcher 
zuletzt S0°000 fl. ausgemacht hatte. Herdegen, ©. 177. — Defter- 
reich 1870 2°005°554 fl. für Staatödiener - Wittwen, 225°991 fl. Er- 
ziehungsbeträge, angenommen !/; der Gnadengaben 164191 fl., Sterbe- 
guartale 63°916 fl., zuf. 2°458°000 fl. R. 





8. 65a. 


Die Verrichtungen ber für niedrigere Stufen des Dienftes 
widerruflich Angeftellten (untere Beamte, Diener) erfordern 
kine lange und foftbare Vorbereitung und haben mit Privat- 
bienften mehr Achnlichkeit, fo daß die Angeftellten im Falle ver 
baldigen Entlaſſung fih in der Regel noch anderweitig leicht 
fortbringen fönnen. Dieſe VBorausfegung fällt jedoch dann hin- 
weg, wenn jene erjt nach langer Dienftführung in vorgerücktem 
Alter oder in dem Zuftande ver Unfähigkeit zum Erwerbe außer 
Thätigfeit gefegt werden. Es ift daher nicht allein höchſt billig 
und beruhigend, jondern auch zur Ermwedung des Dienfteifers 
zweckmäßig, daß in folchen Fällen des Bedürfniſſes ein Ruh— 
gehalt bis zu dem höchjten gejetzlich beftimmten Betrage gegeben 
wird (a). Die Einrichtung eines ordentlihen Altersver- 
jorgungs-, Wittwen- und Waifenpenfionswejens für 
nievere Diener empfiehlt fich aber auch noch principiell aus 
dem Gefichtöpunete einer richtigen Arbeiterpolitif. Sie wird dann 
vielfach für gewöhnliche Arbeiterverhältniffe als Mufter und als 
Anregung bienen können. R. W. 


(a) 3.8. bad. Gef. v. 28. Aug. 1835: Diener, die von einem Deiniftertum 
oder einer Mittelftelle angeltelt find und ihren Dienft fortwährend ver- 
fehen haben, können einen Ruhgehalt erhalten, der bei weniger als 
15 Dienftjahren 1/5 ihres feſten Gebaltes, bei mehr Dienftjahren die 
Hälfte deſſelben nicht überfteigt. Wenn das Drittheil im erften Falle 
unter 72 fl. oder die Hälfte im zweiten Falle unter 150 fl. ift, jo kann 
der Nubgehalt bis zu dieſen Summen fteigen, die aber für bejahrte 
Männer ehr fnapp bemejjen find. Die Bollzugsverordnung v. 25. Nov. 
1841 beftimmt, welche niederen Diener Anftellungsvecrete erhalten und 
penfionsfähig fein follen, mit dem bei jeder Art von Dienften feftge- 
fetten max. des für den Ruhegehalt zu Grunde zu legenden Gehaltes, 
300—600 fl. — Stiftung einer Wittwencaffe für folche niedere Diener, 
Statuten v. 25. Nov. 1841. Der monatl. Beitrag ift 48 fr. — 1 fl. 36 fr., 
die Suftentation der Wittwen oder Waifen war für die erften 10 Jahre 
das Afache, ift aber jest das 5fache des Jahresbeitrages des Mannes. 





8. 65b. 


Neben dem Gehalte find für befondere Dienfte over für 
außerhalb des Wohnorts zu vollführende Gefchäfte Reife- 
fojten und Diäten (Tagegelver), ferner bei Verſetzungen, 
welche einfeitig von der Stantsgewalt ausgehen, Umzugs- 
foften an die Beamten zu vergüten. Im finanziellen Intereſſe 
ift für das Unterbleiben unnüger Dienftreifen zu forgen. Sonft 

Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 10 
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foll die Diät und der Weijefoftenbetrag zwar jparjam bemejjen 
werben, fo daß babei fein befonverer Gewinn gemacht werden 
fann, aber doch auch die vollen Koſten erjegen. Für die Diäten 
ift eine Baufhjumme am Zwedmäßigiten, welche mit einiger 
Rückſicht auf Rang und Stellung des Beamten (ohne Zopfthum) 
abgejtuft wird. Reiſe- und Umzugskoſten laſſen fich öfters jpeciell 
verrechnen, doch ift auch bier ein Paufchquantum im Allgemeinen 
zweckmäßiger, weil dabei jparfamer gewirthichaftet zu werben 
pflegt (a)... R. W. 


(a) Diätenordnung. Beifpiel: Preußen, Verordn. v. 28. Juni 1825 
nebſt fpäteren, u. 9. bei. v. 10. Juni 1848. Diäten gezahlt für 
Aufenthalt außerhalb des Wohnorts oder des zugewiefenen Bezirf3 bei 
commifj. Gefchäften in Dienftangelegenheiten. Abjtufung der Säge nad 
Nang- und Dienftclafien (mit zieml. viel Willtürlihem). Säte für 
Näthe 1, 2, 3. 4. u. 5. Cl. v. 4, 3'/, 3, 2'/,, für Canzleiſecr. 1%/,, fir 
Canzleidiener u. Boten 1 Thlr. in d. Minifterien. Alle and. Beamten 
demgemäß in Diätenclaffen einrangirt, wobei noch einige Zwifchenfäte 
u. niedrigere Sätze vorlommen, bis %, u. “2 Thlr. — Reijefoften, 
Erl. v. 10. Juni 18485, Meilengelder auf Eifenb. u. Dampfid. 10 gr. 
für d. 5 erſten Rangclafien, 7'/, für die and., 5 gr. für Unterbeamte 
per Meile; Nebenfoften für Zu= u. Abgeben v. Eifenb. u. ſ. w. bez. 20, 
15, 10 gr.; bei andern Communic. die 3 erjten Glafien 1'/2, die 4. u. 
5. 1, alle and. Beamten 2 Thlr. per Meile. — Umzugstoften, 
Erl. v. 26. März 1955. Keine Bergütung, wenn Verſetzung lediglich 
auf Antrag des Beamten erfolgt u. wenn mit dev VBerfegung eine Ein- 
fommenverbefjerung verbunden, deren balbjähr. Betrag Die Umzugs— 
foftenvergiütung überfteigt, — was alfo wiederum nur eine der bedenfl. 
Gehaltsijhmälerungen iſt. Abftufung nad Rang- u. Dienftclaffen (mit 
fehr ftarfen Sprüngen der Säge, welche faum den Berhältnifjen ent- 
fprechen, bef. in den oberen Claſſen nicht), ferner Unterfcheid. v. allgem. 
Koften und Transportkoften für je 5 Meilen, exftere von 600 (Räthe 
1. Cl.) 350 (dSgl. 2. El), u. f. w. bis 60 Thlr. (Subalt. 1. El.) u. 
25 Thlr. (Unterbeviente), Transportloften dsgl. 30, 24 bis 7 u. 4 Thlr., 
i. ©. 10 Stufen. Bei Beamten ohne Familie die Hälfte (auch unbillig). 
Ferner gebt v. d. Vergütungsſumme ftetS die Hälfte des Nominalbe- 
trag der etwaigen Einfommenverbefierung ab. Einige aparte Be— 
ftinmungen fir befond. Beamte. Das Princip der Meilengelder ent- 
\her bei d. heut. Communic. nicht mehr ganz. ©. Maſcher ©. 91 
is 107. — Sonft wird auch wohl die Diät im Winter höher als im 
Sommer, für Gefchäfte im Auslande höher al3 im Inlande angejett, 
welches Princip in den Heinen deutichen Staaten allerdings zu komischen 
Folgen führt. — ©. d. neue bad. Diätenregl. v. 9. Mat 1867 (u. 1. 
10%, Winterzufchlag), 10 Stufen von 10 fl. — 11/5 fl. In Baden: 
bejteht u. A. die unbillige Beftimmung, daß Staatsdiener, die vor 5 9. 
den Dienft wieder verlaffen, die Umzugsgelder wieder erftatten müfjen 
(was praftifch meift nur Univerſitätslehrer trifft u. die wichtige deutjche 
alademiſche Freizligigfeit ftört). 


J— 


— 


II. Die Beſchaffung des Sachgüterbedarfs. 
8. 66. 

In der entwicelten Volkswirthſchaft concurrirt der Staat 
erfahrungsgemäß felten erfolgreich in ver gewöhnlichen Sach— 
güterproduction mit den Privatwirthichaften. Er braucht hier 
auch jelten die ihm benöthigten Sacgüter ſelbſt herzuſtellen, 
weil die Privatinduftrie fie auf Begehr gern liefern wird. Des— 
halb giebt ver Staat vielfach paſſend die eigene Propuctions- 
thätigfeit zum Zweck der Beſchaffung dieſer Sacgüter auf. 
Soweit er die Production der letteren als Mittel der Einnahme: 
befhaffung betrieb (Domanialwefen i. w. ©.), fett er meiftens 
bejjer die Beftenerung an die Stelle. Soweit die Sachgüter 
als directes Mittel für Staatszwede nöthig find, Fauft fie ber 
Staat in der Regel beſſer im freien Verkehr ein over läßt fie 
auf Beitellung von den Privaten liefern. 

Die eigene Erzeugung folcher Sachgüter ift jedoch auch 
vom vollswirtbichaftlichen und finanziellen Stanppuncte noch heute 
zuläffig oder felbjt geboten, wenn a) der Staat ganz fpecifiich 
eigenthümliche Sachgüter braucht, welche die Privatinduftrie faft 
nur für ihn heritellen würde und alsdann oft nach derſelben 
Betriebsorganifation, wie fie das Staatswerf befitt; b) wenn 
befondere Verfuche u. dgl. m. anzujtellen find und c) wenn bie 
Concurrenz unter den Privatunternehmern fehr gering, die Con— 
trole der Privatablieferungen befonders fchwierig ift. Alle brei 
Bedingungen treffen namentlich öfters bei der Production von 
Requifiten dev Militär und Mlarineverwaltung zu. Aber jelbjt 
bier (Krupp!) und vollends auf den meiften anderen Gebieten 
wird die entwidelte Privatinduftrie öfter pafjend an die Stelle 
der Staatsinduftrie treten (a). 

In diefem Falle muß der Staat beim Beftellen, Abneh— 
men u. ſ. w. die Gejchäftsgrundfäge großer Einzelwirthichaften 
befolgen, wie fie in ven SS. 34 und 35 dargelegt find. W. 

Bei ven Staatsbehörden kommt regelmäßig ein Bedarf von 
verfchiedenen Sachgütern vor: Amtsbenürfniffe oder Bureau: 
foften aller Art, als Einrichtung, Heizung, Beleuchtung ver 
Geſchäftszimmer, Schreibmaterialien, Badmaterial, Bücher u. dgl., 
wobei es wenigſtens für die unteren Stellen am beiten ijt, vie 

10 * 
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Ausgabe nach einem ungefähren Ueberfchlage ven Beamten für 
eine fejte Summe zu liberlafjen, weil die Verrechnung im Ein- 
zelnen zu umjtändlich und dabei ein überflüffiger Aufwand fonft 
nicht zu verhüten ift (b). R. 

Das Poſtporto für amtliche Senbungen wurde bisher 
meistens nicht bezahlt, da die Poft auch eine Staatsanftalt zu 
jein pflegt, alfo Ausgabe und Einnahme nur von einer Taſche 
in die andere gehen. Indeſſen führt viefe Portofreiheit ver Be— 
hörden Leicht wieder zu einer zu geringen Sparfamfeit und zu 
einer zu weit gehenden Benutzung ver Poftanftalt. Daher bie 
befondere Verrechnung des Porto's der Behörden mit der Poft, 
wonach das Porto als Ausgabe der Behörden und als Einnahme 
der Poſtanſtalt erjcheint, doch das Kichtigere ift. Dadurch erhält 
man eine genauere Weberficht des wirklichen Staatsaufwands und 
der wahren Yeiltungen und Erträge der Poſt (ec). W. 


(a) Am häufigſten bejteben, abgefehen von Staats-Waffenfabrifen, Kanonen- 
gießereien, Schiffswerften u. dgl. m., noch bef. Staatsdrudereien 
und jelbft Papierfabriken. Dieje Anftalten ventiven felten, liefern 
die bezügl. Materialien oft eher tbeuerer als die Privatinduftrie und 
wicht immer befjer. Die Cautelen wegen der Bewahrung des Amts— 

eheimniffes in Betreff von Drudjachen und wegen des Druds von 

ertbpapieren, Papiergeld u. | w. können notoriich ebenfo bei Privat- 
anftalten getroffen werden. Wicderholt wurde u. A. in Oeſterreich 
die Abſchaffung dieſer beiden Staatsinduſtriezweige berathen, m. W. ift 
auch die Papierfabrik in Schlöglmühl veräußert worden. A. 1870 für 
d. Staatsdruckerei in Wien Einn. 750°000, Ausg. 705806, in Lemberg 
bez. 53°800 u. 51400 fl., alſo Neinertrag fehr gering und oft hinter 
dem Anichlag zurückbleibend. 

(d) Die Schreibmaterialien können bald nah der Einwohnerzahl eines 
Amtsbezirks, bald nad) der Größe der verrechneten Summe, bald nach 
der Bahl der Untergebenen angefchlagen werden. In Baden 53. 8. 
werden fir jeden Beamten bei den Untergerichten 40 fl., für eine Bau- 
infpection 323 fl. gegeben. R. 

(ce) Mit Necht daher Aufhebung der Portofreibeiten der Behörden u. ſ. w. 
im Norddeutſchen Bunde durd Gef. v. 5. Juni 1869, allerdings 
mit veranlaßt Durch die eigenthilmf. Trennung der Bundes- u. Einzel- 
ftaatöfinanzen, da die Poft Bundesſache if. Poftfendungen in Bundes- 
ſachen (alfo inch. Militärfachen u. ſ. w.) find denn auch portofrei ge= 
blieben, $. 2, 4, 5 d. Gel. 


8. 67. 


Eine befonders wichtige Stelle im Realbedarf nehmen noch) 
die Staatsgebäude ein (a). Sie dienen zur Amtsführung 
(Gejchäftszimmer), zur Wohnung ver Beamten, zur Aufbewahrung 
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verjchiedener Gegenftände, zu Gefängniffen und mancherlei andern 
Anftalten, z. B. Schulen, Kranfenhäufern u. ſ. w, auch fommen 
in Verbindung mit den Domänen privatrechtliche Verbindlich- 
feiten zur Beftreitung von Koſten für gewiſſe Gebäude vor, 
Baulaſten Il, 8. 70a. Da die Aufführung und Erhaltung 
eines Gebäudes der Regierung mehr zu koſten pflegt, als ven 
Privatperfonen, da fchon die unumgänglich nöthigen Gebäude 
eine anfehnliche Ausgabe hinwegnehmen, und da, wie die Er- 
fahrung Iehrt, die Regierungen oft durch Vorſchläge einzelner 
Beamten in Berfuhung gejetst werden, große Summen auf 
unzwedmäßige oder doch entbehrliche Bauten zu verwenden, jo 
iſt es nöthig, bei dieſem Gegenſtande bejonvers forgfältig zu 
Werke zu gehen. Hiezu bieten ſich unter anderen folgende 
Mittel dar: 

1) Anſtellung von Bezirksbaumeiſtern im Dienſte der Finanz- 
verwaltung, und einer oberen Baubehörde. 

2) Abſchaffung der für die Staatszwecke entbehrlichen Dienſt— 
wohnungen und Berfauf ver Gebäude, in denen fich diefelben 
befinden, woferne jene nicht zugleich für anderen Gebrauch er- 
forverlich find. Für manche Gefchäftszweige ift es jedoch nöthig 
oder wenigjtens jehr zwedmäßig, daß der Beamte in dem Ge— 
bäude wohne, wo er die Dienftverrichtungen auszuüben hat, weil 
dieje fich nicht auf gewiſſe Tagesſtunden bejchränfen, und viel- 
mehr feine fortvauernde Anweſenheit nützlich ift, wie 3. B. bei 
Gaffenverwaltungen, Polizei-, Poſt-, Eifenbahnämtern, bei wifjen- 
ichaftlichen Sammlungen und Inftituten (3. B. auf Univerfitäten) 
und manchen anderen Anftalten. Auch ift es auf dem Lande oft 
ichwer, eine pajjende Miethwohnung zu finden. Wo folche Um- 
jtände nicht vorhanden find, da kommt in Betracht, daß bie 
Zinfen des Verkehrswerths der Gebäude und die Erhaltungs- 
foften mehr zu betragen pflegen, als die für die Dienftwohnung 
zu erhaltende Vergütung, zumal wenn lettere, wie es üblich ift, 
zu niedrig angefegt wird, was fich freilich abftellen läßt (B). 

3) Unter ven Ausbefferungen müjjen diejenigen, welche 
zur Erhaltung dienen, zeitig vorgenommen werben, weil fie bei 
längerem Berzuge die Koften vergrößern (c), während andere, 
die nur zur befjeren Benugung, Bequemlichkeit oder Verſchönerung 
beitragen, eine forgfältige Prüfung der Anträge und eine Unter- 
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ſcheidung der mehr over weniger nöthigen over nütlichen Aus: 
gaben erfordern, damit jene vor diefen ausgeführt werben. 

4) Neubauten bürfen wegen ihrer SKoftbarkeit nur nach 
einer Unterfuchung des Bedürfniſſes unternommen werden und 
e8 dürfen wechſelnde perjönliche Wünjche und Rückſichten feinen 
Einfluß auf die Beichlüffe gewinnen. Bet einem unzweifelhaften 
Bedürfniß ijt die Aufführung eines neuen Gebäudes oft vortheil- 
hafter, als die Einrichtung eines Älteren zu einem Gebrauche, zu 
dem es nicht bejtiummt war und für den e8 doch nur mangelhaft 
und auf kürzere Zeit brauchbar zu machen if. Manche Neu: 
bauten, wenn auch nütlich, laſſen ſich wenigjtens leicht ver: 
ichieben (d). 

5) Wahl der wohlfeilften Ausführungsart, wenn dieſe mit 
der Nücjicht auf die Dauer und auf das Anftändige verträglich 
it. Man muß daher, ohne den guten Gejchmad zu beleidigen, 
das Einfache dem Künftlich -Lururiöfen vorziehen und genaue 
Bauanjchläge vorlegen laffen, um vie Größe der Ausgabe fchon 
vorher zu kennen. Die Anfchläge werden durch vie vorgefegte 
Behörde, nöthigenfalls an Ort und Stelle, geprüft. Eine Ueber: 
jchreitung der beantragten und genehmigten Summe muß bei 
der vorgejegten Stelle zur Nachbewilligung gerechtfertigt werben 
und der Baumeijter wird verantwortlich gemacht, wenn fein An- 
Ihlag aus Nachläffigfeit oder Abficht zu niedrig war (e). Bei 
beträchtlichen Bauten wird in der Regel jever Zweig ver Bau— 
arbeit (Steinhauer, Maurer, Zimmer, Schreiner=, Schloffer- 
Arbeit u. f. w.) dem Mindeſtfordernden überlaffen (8. 34), e8 
wird zur Ueberwachung der Arbeiten ein Bauverftändiger (Bau— 
führer, Balier) beauftragt und das vollendete Werf vor der Aus— 
Bezahlung der bevungenen Summe genau unterfucdht. R. 


(a) Zu Baiern waren die Landbauten (im Gegenfate des Straßen-, 
Brüden» u. Wafjerbaues) in einer befonderen Abtheilung der Haupt- 
faatsrehnung und des Voranfchlages zufammengeftellt. Sie betrugen 
1831 — 1837 i. D. 536°000 fl., im 4. 1837 — 43 waren 531-000 ff., 
1855—61 waren 757686 fl. angenommen, 1861—67 860°000 fl. Fett 
find diefe Ausgaben wieder unter d. Minifterien vertheilt, A. 1868 u. 69 
1296°000 fl. für Dienftgebäude, Kirchen und Schulen, ferner 767000 
für Gebäude zum Gebrauch der Finanzverwaltung, Rentämter, Eifen- 
bahn, Forſtweſen, ohne Feſtungsbau. Auch im den meiften andern 
Staaten wird der Bauaufwand bei den einzelnen VBerwaltungszweigen 
zerjtreut verrechnet. 

(d) In Preußen und Baden wird dem Beamten, deffen ganzes Dienit- 
einfommen in einer Geldfumme ausgedrüdt ift, für Die Wohmung 








meiften3 ein Abzug von 10 Proc. — wofür er in der Regel keine 

Miethwohnung erhalten würde. Es wäre richtiger, den Werth ß anzu⸗ 
—— ‚ wie er ſich für eine Wohnung, welche der betreffende Beamte 
onft nach feiner Lebensweiſe, Stellung und den ortsüblichen Berhält- 
niſſen brauchte, ftellen würde. 

() Die Gebäude werden am beiten zum Frühling befichtigt, weil man dann 
die gute Yahreszeit zu den nöthigen Herftellungen vor fich hat. Sodann 
werden Die Anträge und Wünfche für Bauarbeiten mit den Koftenüber- 
[plägen einer aaa Behörde zur Genehmigung vorgelegt; fog. 

aurelation. Ausführlihe BVBorfchriften über die Staatsbauten in 
der Weimarfchen ®. v. 18, Aug. 1818. Burdhard, ©. 656. 

(d) In Baiern waren für den Voranfchlag von 1855/61 von den Kreis- 
regierumgen 3095645 fl. für Neubauten zu Zwecken der Staatöver- 
waltung verlangt. Man verminderte durch Ausfcheidung des Minder- 
Dringenden die Summe erft auf 740°000, dann auf 515000 fl. und 
auch bievon wurden nur 387 000 fl. in den Boranfchlag für die 7. Yinanz- 
periode aufgenommen. 

(e) Die Baubeamten haben vielfältig durch Ueberfchreitung der bemilligten 
Summen die Ordnung im Staatshaushalte geftört, es ſei nun, daß fie 
nicht forgfältig genug zu Werke gingen, oder abfichtlicd die Anfchläge 
zu niedrig machten, um defto eher die Genehmigung neuer Bauten zu 
bewirken. Daher fchreibt die bad. V. v. 5. April 1839 vor, wie die 
technifchen Beamten in folhen Fällen zur BVerantwortung gezogen 
werben jollen. — 4. Weimarfche V. Art. 13: Sobald ſich zeigt, daß 
die Anſchlagsſumme nicht zureicht, wird jede Zahlung für den Bau 
eingeftellt, und an die höchfte Behörde berichtet. 


2. Hauptjtüd. 


Die Ausgaben für die einzelnen Abtheilungen der 
Regierungsgefhäfte. 


8. 68. 


Die Höhe diefer Ausgaben hängt von dem Umfange der vom 
Staate übernommenen Aufgaben und von der Durchführungs— 
Art diefer letzteren (Verwaltungsſyſtem) ab. Im diefer Beziehung 
find die leitenden Gefichtspuncte politifche und verwaltungstech- 
niſche, nicht unmittelbar finanzielle. Die nähere Begründung 
der einzelnen Staatsthätigfeiten gehört daher nicht weiter in bie 
dinanzwiffenfchaft, als fie oben erfolgt ift (8. 43d u. 43e). 
Für alles Andere ift vielmehr auf die allgemeine Staatslehre 
und auf die fpecielle Verwaltungslehre (einfchlieglich der Volks— 
wirthfchaftspolitik) zu verweifen. Die Finanzwiffenfchaft hat bie 
beftehende Einrichtung der einzelnen Negierungsgefchäfte demnach 
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als etwas Gegebenes hinzunehmen. In Betreff der Ausgaben 

für dieſe Geſchäfte betont ſie nur den allgemeinen Grundſatz der 

Wirthſchaftlichkeit und Sparſamkeit, d. h. aber eben nichts weiter 

als diejenige Beſchränkung ver Ausgaben, welche unbeſchadet ver 

Erreihung des Zweds ftattfinden kann. Auch die volfswirth- 

Ichaftlihe Würdigung der einzelnen Ausgaben und ver damit 

vollführten Staatsthätigfeiten gehört nicht in die Finanzwiſſen— 

haft. Dies gilt ſelbſt von dem Militäraufwand, über welchen 
unten nur aus äußeren Gründen einige Erörterungen vom volfs- 
wirthichaftlihen Standpuncte aus folgen ($. 72—72b), va 
gerade in Betreff dieſes Aufwands jo viele jchiefe Anfichten 
berrichen (a). Die Ueberfiht und Beſprechung ver einzelnen 

Ausgaben gehört daher mehr zur Finanzſtatiſtik, als zur Finanz- 

wiffenfchaft und Finanzpolitif (b). W. 

(a) Es wird die Aufgabe der im Anfhluß an 2. Stein meiter auszu- 
banenden Berwaltungslehre fein, endlich auch diefem eminent wichtigen 
Gebiete des Heerweſens die principielle Bedentung für das gefammte 
Staatöleben zu vindiciren. Bisher ift diefes dem Umfang der perfün- 
lichen und fachlihen Hülfsmittel nad) fo ziemlich wichtigfte Gebiet der 
Berwaltung kaum anders behandelt, al3 daß man fich in den vagjten 
Klagen über die Größe der Militärlaften erging, — freilich nur die 


Conſequenz manchefterlicher Staatöfeindfeligfeit und völliger Verkennung 
des eriten Staatözweds: des Machtzwecks. W. 

(db) Ach habe daher im relg. Abſchnitt den Tert der SS. im Allgemeinen 
belafjen wie in den früberen Auflagen. Die neuen ftatift. Daten find 
meift no von R. gefammelt. Bol. im Allgem. Rau's Volkswirth— 
ſchaftspolitik (Syft. ID, Mohl's Polizeiwiſſ, Stein's BVBerwaltungs- 
lehre u. Czörnig's öſterr. Budget verglichen mit and. europäiſchen. W. 


I. Ausgaben für die Durchführung des Rechtszwecks. 


8. 69. 


I. Das Yuftizwefen (bürgerlihe und Strafrechtspflege), 
die unentbehrlichite und ältefte Staatsanftalt, Foftet nur einen 
Heinen Theil, höchjtens !/s des ganzen Staatsaufwandes (a). 
Die Ausgaben betreffen: 

1) Das Yuftizminijterium, mit Einfchluß der zur Ent: 
werfung neuer Nechtsgejege worübergehend beauftragten Beamten 
(Gejeßgebungscommiffion). 

2) Die Gerichte mehrerer Inftanzen (b). Wenn die Ver- 
bejjerung des Gerichtswefens nach den Bebürfniffen ver jeßigen 
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Zeit neue Ausgaben verurjacht, fo kann auch wieder durch gute 
Rechtsgeſetze und Gerichtsorpnungen, durch Vereinfachung des 
Proceßganges, befonders durch häufige Anwendung des mündlichen 
Berfahrens und durch eine frievensrichterliche Wermittelung, 
welche viele Rechtsitreitigfeiten fchon im Entſtehen beilegt, viel 
erjpart werben. Der Gerichtögang ift zugleich eine Quelle von 
Einnahmen, welche einen Theil ver Koſten decken, aber viefelben 
nicht ganz vergüten dürften. 

3) Die Gefängniffe und Strafanftalten. Auch bei 
dieſem Gegenftande wird die Nothwendigkeit einer durchgreifenden 
Verbeſſerung, welche neben dem nächjten Zwecke ver Strafe zu— 
gleich auf den fittlichen und religiöfen Zuftand der Sträflinge 
einwirkt und fie gebeffert in vie Gejellfchaft zurückkehren läßt, 
allgemein und lebhaft gefühlt (ec). Vollkommnere Strafanjtalten 
find zwar -fojtbarer al8 die bisherigen mangelhaften, allein ber 
gute Erfolg belohnt reichlich den vermehrten Aufwand, an bem 
auch durch den Ertrag ber von den Sträflingen geleijteten Ge— 
werbsarbeit wieder ein Theil vergütet wird (d). 


(a) Beifpiele: 12,7 Proc. in Preußen 1858, 12%/, 1870, — 10,6 Broc. Baden 
1858.59, 12 Proc. 1870, — 4 Proc. Wiürtemberg 4. 1869/70, — 
8,4 Baiern A. 1865—69, — 3,67 Frankreich 1859, — 3,% Sardinien 1856. 

(d) Die Koften der Gerichte Dritter, zweiter u. erfter Inſtanz verhalten fich 
in Preußen (1870) wie 1—68— 41, in Baiern (1868/69 u. 1870) 
wie 1—3— 19, in Baden das Obergericht zu den Kreis- u. Amts— 
gerichten wie 1 zu 30. Die Gerichtöverfafiung ift Übrigens fo ver— 
ſchieden, daß fich ein im der Natur der Sache gegründetes Berhältniß 
nicht genau herausfinden läßt. Eine unnöthig verwidelte Rechtspflege 
verurfacht den Unterthanen noch außer den Staatdausgaben durch Die 
größeren Koften der Nechtsbeiftände eine ftärfere Befchwerde. In Frank— 
reich foll auf 3300 (nämlich 9529 avoueds und avocats), in Preußen 
erft auf 13°000 (1140 AJuftizcommifjäre und Notare) Einwohner 1 Ad- 
vocat fommen. — Außer dem bei den Gerichten angeftellten Perfonal 
kommt auch eine Vergütung von Reifefoften und VBerfäumniß bei Zeugen 
umd beigezogenen Sachverftändigen vor. 

(ce) Die Wirkungen folcher Verbeſſerungen Yaffen ja in der abnehmenden 
Sterblichfeit, der Krankenzahl der Strafanftalten und in der geringen 
Zahl der Rüdfälligen genau nachweifen. In den belgischen Zuchtbäufern 
ftarb 1823 —30 Mas, 1831 — 36 "iz, 1832 — 43 nur noch Ya; in 
Frankreich ift die Sterblichkeit bei Männern 1/4,, bei Frauen gegen "is. 
Das Brucfaler Männerzuchtbaus hatte im Durchſchnitt 1850—56 nur 
2,7 Proc. Sterbefälle In Frankreich waren 1844 bei den crimes 25 Proc. 
Rüdfälle, neuerlich find e8 33—40 Proc, in England gegen 33 Proc., 
sagegen in Genf nur 2, in Auburn T7—S Proc. In den belgischen 
Bellengefängniffen waren 8 Proc. der Züchtlinge ſchon vorher im Zucht— 
haufe. Die Verbeſſerung der Gefängnifie ift ein gutes Beifpiel, wie 
age ——— der Völker regelmäßig den Staatsbedarf ſteigern 
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(d) Vergl. II, 8. 352 in Betreff der Zwangsarbeitshäuſer. — Bei guten 


Strafanftalten find wegen der Abfonderung der Sträflinge von einander, 
die mwenigftend des Nacht ganz unerläplih tft, die Baukoſten groß. 
Nach) dem Syſtem des Zuchtbaufes zu Auburn (Staat Newyork) find 
die Sträflinge am Tage in den Arbeitsjälen beifammen, aber ſchweigend, 
nad dem firengeren Syſteme des Zuchthauſes zu Philadelphia find fie 
auch am Tage einfam in ihren Zellen befchäftigt. Dies Zellenfpftem 
findet in den europätfchen Staaten mehr und mehr Eingang und erweift 
fih als vorzüglich, wenn es mit der gehörigen Vorſicht angewendet 
wird. Die Baufoften für eine Zelle werden in Frankreich auf 2500 bis 
3000 Fr. = 1170 — 1410 fl. angefchlagen, Memoire à l’appui du 
projet de loi sur les prisons, Brux. 1845. — Berenger, Rapport, 
chambre des Pairs, 24. Apr. 1847. — In Belgien kommt eine Zelle 
neuerlich auf 2812 r., Ducpetiaux, Des conditions d’application 
du syst&me de l’emprisonnement cellulaire, Brux. 1857. — In dem 
als Mufteranftalt geltenden Männer-Zuchthaus zu Bruchſal fommt die 
Belle auf 1480 fl. Das vortrefflihe Genfer Zuchthaus foftete mit dem 
Mobiliar 149000 fl oder (zu 60 Köpfen) auf die Zelle 2483 fl.; Heine 
Anftalten müſſen aber nothwendig koftbarer fein. Biel fhätbare Nach— 
richten in Congrès international de bienfaisance de Francfort. 
Session de 1857. Francf. 1858, im 2. Bande. 

Jährliche Ausgaben für einen Sträfling: 

In Faufanne, 1840 umd 1841 R., bei 108 und 105 Sträflingen, 
345% Sr. = 241,8 fl. (vortreffliche Anftalt), Die Arbeit trug dem 
Haufe auf den Kopf 50%/, Fr. oder 14,8 Proc. des Aufmandes ein, fo 
daß die reine Ausgabe nur 294°, Fr. = 206,3 fl. war. Die Koft 
fam täglih auf 32,5 Rapp. — 19%3 fr. zu ftehen. 

Preußen, 19 Anftalten, unter denen einige Polizeigefängniffe. 
A. 1870, Ausg. 2473435 Thlr. fir 19700 Sträflinge, alfo 120,5 Thlr. 
a. d. K., und zwar 39,? für die Beamten, 76 Thlr. für Verpflegung. 
Die Arbeit trägt 609-000 Thlr. ein — 30 Thlr. a. d. K., die ganze 
eigene Einnahme ift 687519 Thlr., folglich Staatszuſchuß 1785916 Thlr. 
1858 war die ganze Ausgabe a. d. K. 79,7 Thlr., der Arbeitsertrag 
16,’ Thlr., und zwar in dem einzelnen Zuchtbäufern 24,%— 6,? Thlr. 

Defterreih, 1870, 16 BZuchtbäufer, Ausgabe 1994390 fl., eigene 
Einn. 190625, wovon 180846 Arbeitöverdienft, der aber 122471 fl. 
Koften verurfacht. Von der Ausgabe nimmt die Nahrung 51,7 Proc, 
das Perfonal 13,6, Kleidung, Wäfche, Reinigung 3,7, Heizung, Licht 2,, 
Bauunterbaltung 2, Neubau 21,5 Proc. ein. 

An den badiſchen Strafanftalten war der Aufwand der Koften für 
1858 und 59 auf 1 Kopf: 

Im Ganzen Koſt und u >; u.  Angeftell: 

Arznei icht tes Perf, 

BZellenzuchtbaug in Bruchfal 204,27 ft. 70,45. 31,8 fl. 58,6 fl. 
Arbeitshaus in Freiburg 1437 5 0 „ 10,6 „ 29,5 „ 
Bon der ganzen Ausgabe follten in diefen 2 Anftalten muthmaßlich 20 
und 27 * durch den Reinertrag der Arbeiten erſetzt werden, ſo 
waren für 1862 und 1863 die Ausgaben bei T11 Köpfen auf 151685 fl. 
oder 213 fl. auf den Kopf angeichlagen. Bon den Arbeiten der Sträf- 
Yinge wurden 169-950 fl. roher, 43-120 fl. oder 25 Proc. reiner Ertrag 
erwartet, alfo 60,° fl. vom Kopf Aller. In Bruchjal waren zu Anfang 
1861 247 Züchtlinge, von denen 236 arbeiteten. Den Fleißigen wird 
eine Belohnung von 6— 24 Kr. wöchentlich gegeben, wovon fie die 
Hälfte felbft verwenden dürfen für Brot, Milch, Schnupftabaf, Kleidung, 
Briefporto, Sendungen an ihre Angehörigen u. ſ. w. Diefe Belohnung 
betrug in den Jahren 1857 —60 auf den Kopf jährlih 9'/a fl., das 





Gefammtgutbaben am 1. Januar 1561 war 36441 fl. 33 fr. Bauer, 
Der Gewerbsbetrieb in den Strafanftalten. Karlsruhe, 1861. Anfchlag 
für 1870/71 jährlich: Koften eines Kopfes in den 3 Anftalten 251 fl., 
im Bellengefängniß au Bruchſal insbefondere 246 fl. Die Arbeiten 
geben a. d. K. 102 fl. Reinertrag, Bruchfal insbejondere 115,fl. Nahrung 
u. Arzneikoſten a. d. 8. 102 fl., das angeftellte Perfonal 79,7 fl., Heizung 
u. Licht 27 fl. 

Frankreich, 9. 1859: Die Zuchtbäufer und Gefängniffe often 
15 Mill. Fr., die Einnahmen aus den Arbeiten u. f. w. betragen 
3450000 Fr., wovon 1650000 an die Gefangenen vergütet werden.” 

Sachſen, 1858 — 60: Die Zuchthäufer in Waldheim und Zwidau 
mit 2100 K. erfordern 93664 Thlr. Staatszufhuß oder 462 und 
42'/, Thlr. auf den Kopf. 

Der Ertrag der Beſchäftigung ift in obigen Angaben auf den Kopf 
aller Sträflinge berechnet worden. Da jedoch ein Theil derfelben gar 
nit, ein anderer nur wenig arbeiten kann, fo ift die Peiftung eines 
vollftändig Beichäftigten größer. Die große Berfchiedenheit im Arbeits- 
ertrage und in den Unterhaltskoſten entfpringt aus mehreren Urjachen, 
al3 1) befiere oder fchlechtere Einrichtung in Hinficht auf Koftenerfparun 
und Beichäftigung, 2) höhere oder niedrigere Preife der Lebensmittel, 
des Brennſtoffes u. f. w., 3) Örtliche Umſtände, Die es leichter oder 
fhmwerer machen, Arbeit3erzengnifie abzufetsen oder Arbeiten für Privat- 
unternehmer zu veranftalten, 4) ungleiher Umfang der Strafanftalten, 
weil manche allgemeine Koften nicht mit der Zah der Sträflinge in 
gleihem Verhältniß wachſen. Daß in einer Strafanftalt die Arbeit 
den Unterhalt der Sträflinge ganz vergüte, wie im Bagno zu Toulon 
und in dem eg ee zu ©&t. Germain (Fix, Revue men- 
suelle d’econ. polit. Mai 1834, — Berenger a. a. ©), ift nur 
unter beſonders günftigen Umſtänden möglich. — Die Arbeiten außer 

aus, fomwohl bei Privatperfonen als im Freien unter Jedermanns 

ugen, find in Bezug auf den Zwed der Beſſerung bedentlih. — Den 

Sträflingen muß Gelegenheit gegeben werden, fi durch vorzüglichen 
Fleiß einen Sparpfennig zu verdienen. Die franzöfifche Einrichtung, 
nah welcher je nach dem Grade der Strafe 0, — 6,4 und 0,5 des 
Arbeitsverdienftes dem Sträfling augehört, ift nicht fo gut als die 
Anordnung, daß der Ueberverdienft über ein gewiſſes billig beftimmtes 
Maaß der Yeiftung (Penfum) dem ea zufällt, wobei diefer einen 
größeren Antrieb zum Fleiße empfindet. 


8. 70. 


I. Die Polizei im engeren Sinn (II, 8. 6.), d. h. bie 
Sorge für die Beihügung der Perfonen und des Eigenthums 
im Innern des Staates durch unmittelbar vorbeugende Maaß— 
regeln, findet fich in vielen Staaten mit ver Bolfswirthichafts- 
pflege (ver fog. wirthichaftlichen Polizei) und einzelnen Gefchäften 
ver Bolfsbildungsforge (Unterrichts: und Kirchenpolizei) verbunden 
und dem Minifterium des Innern (a) übertragen, deſſen 
VWirfungsfreis demnach die Polizei im ausgevehnteren Wort: 
verſtande bildet, II, $. 7 und oben 8. 43d und 43e. Die 
Mittelbehörven in ven Lanvestheilen großer und mittlerer Staaten 
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find bei collegialifcher Einrichtung (Kreis-, Bezirks- oder Pro- 
pincial-Regierungen) koſtbarer als bei dev Bureauverfaffung (II, 
$. 7, Nr. 2), allein in dieſem Puncte fann die Wohlfeilheit 
nicht entjcheiven (db). Die ältere Einrichtung, nach welcher die 
Bezirksbeamten für die Polizei im weiteren Sinn (auch wohl 
innere Berwaltung genannt) zugleich Richter (Juſtizbeamte) 
find, ift neuerlich in den meiſten Staaten befeitigt worden und 
die Trennung beider Geſchäfte hat fich zweckmäßig erwieſen. R. 


(a) Aufwand 3. B. in Preußen für diefes Min. 1870 ordentlicher Etat 
8.459000 Thlr., wovon 132550 Thlr. für d. Min. felbft; der Reſt auf 
Statift. Bureau, Meteorol. Inſt., landräthl. Behörden u. Aemter incl. 
Landproftei, Polizeiverw. (f. folgende Anm.), Yandgendarmerie, Straf-, 
Beſſerungs- u. Gefangnenanft., Wohlthätigfeitszwede u. allg. Ausgaben. 
©. 8. TVa u. 79. 

(5) Bergl. v. Malchus, Politit II, 8. 68 ff. — In Frankreich foften 
die Präfecturen und Uinterpräfecturen auf den Kopf der Einwohner 
0,8 Fr., in Belgien die Provincialverwaltung faft ebenfoviel, nämlich 
0,24 Fr — Defterreich, meftlicher Theil, hat 14 Provinzen mit 
ebenfoviel Statthaltereien oder Regierungen, für die 1870 1:278°000 fl. 
angenommen find, ferner eine große Anzahl Bezirkshauptmannfchaften 
mit 2°206°000 fl. Koften, zuf. 3484000 fl. ö. oder 3,4 Sgr. auf den 
Kopf, aber ohne Sanität3- u. Rechuungsbeamte. — In Preußen 
famen (X. 1858) die Regierungen u. Oberpräfidien auf 1788°990 Thlr. 
oder 3 Sgr, für den Kopf, A. 1870 2484000 Thlr. — 3,1 Sur. a. 
d. K.; dieſe Behörden haben auch Finanzgefchäfte. Die Tandräthlichen 
Behörden (incl. Yanddroft. in Hannover) foften 1870 1938 000 Thlr. 
— 2 Sgr. a. d. K. (außerdem d. Staatsausg. für Polizeiverwalt. mit 
1391°000 Thlr). In Baiern foften (1868) die 8 Kreisregierungen 
(Kammer des Innern), Bezirksämter u. Stadtcommiffare 5,t Sgr., in 
Baden (1870) die 4 Landcommiſſare und die Bezirksämter 3,8% Sgr. 
a. d. 8.; die Kreißregierungen find aufgehoben worden. Diefe Zahlen 
lafjen, ohne eine ins Einzelne gehende Bergleichung, keine ficheren Schlüfie 
zu, indeß ſieht man doc, dat auch d. Regierungscoll nicht nothwendig 
beſonders koſtbar ſein müſſen, wenn die Regierungsbezirke nur nicht zu 
Hein find. Dieſelben zählen im D. in Oeſterreich 1.442.000 Einw., in 
Preußen 756000 (ohne die neuen Yandestheile), in Baiern 600°000, in 
Würtemberg 444°000, in Baden hatten fie ehedem 342000 Einwohner, 
ein franz. Departement im D. 429000. R. 


8. 70a. 


Unter den einzelnen Anſtalten der eigentlichen oder Sicher— 
heitspolizei find nachſtehende die koſtſpieligſten (a): 1) die Sicher— 
heitsmannfchaft (Landjäger, Genparmerie), weld>, wenn 
gleich militärifch organifirt und in einigen Ländern dem driegs— 
miniſterium untergeoronet, doch ihrer Beſtimmung zufoke ver 
Polizei angehört und von den für biefelbe beftimmten Belsrven 
und Beamten ihre Weifungen erhält. Sie trägt zur Erhltung 
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der Sicherheit fo Fräftig bei, daß fie in feinem Lande fehlen 
follte (b); 2) die Zwangsarbeitshäufer (II, $. 348). 


(a) Es ift zu beflagen, wem der Aufwand für geheime Polizei als 
unentbehrlich angefeben werden muß, wie in Frankreich, wo die depen- 
ses secretes de police g@nerale im Durchſchn. von 1530—48 jährlich 
2374700 Francs und im J. 1560 8859000, 1866 7960000 Fr. 
koſteten. 

(db) Die Landjäger verurſachen mehr Koſten als die eigentliche Wehrmann- 
ichaft, weil man aus diefer die fähigften Yeute auswählen und fie mit 
ihrer Einwilligung anftellen muß, weil fie im Yande zerftreut wohnen 
müſſen und folglich mehr zu ihrem Unterbalte brauchen, weil verhältnig- 
mäßig mehr Unteroffictere (Brigadiers) nötbig find (1 auf 5—6 Ge- 
meine) u. f. wm. Der Aufwand für dieſe Mannſchaft hängt zumächft 
von der Zahl derfelben und der Pferde ab. Auf dem Yande, befonders 
im Schwach bevölferten Gegenden, reiht man mit einer kleineren Zahl 
berittener Gendarmen aus, die dagegen zum Dienft in den Ortfchaften 
keine Vorzüge haben. Die Anzahl muß da größer fein, wo die Gendarmen 
zum Theil auch die Stelle der Polizeidiener vertreten follen. In Frank— 
reich (ohne Paris und Algier) fommt 1 Mann auf 1700 Eimmwohner 
(0,? beritten), in Baden 1870 auf 3040, in Belgien auf 3000 
(0,7 beritten), in Hannover ehemals auf 4580, in Preußen früber 
auf 8000 (3/5 beritten), in Sachſen auf 9570, in Defterreih auf 
4140, in Baiern auf 2000 Ew. Der Aufwand auf den Kopf ſämmt— 
licher Mannſchaft war in Sachen 656 fl., in Frankreich 678 fl. (1453 Fr.), 
in Preußen 855 fl. (506 Thlr.), in Baden 569 fl., in Defterreich 
542 fl. füdd., in Baiern 455 fl. In Baden find keine Berittenen. Der 
Gemeine koſtet in 3 Claffen des Dienftes in Baden an Yöhnung 
370 — 340 — 315 fl., daneben für Kleidung 31 fl., fir Wohnung und 
verfchtedene andere Vergütungen 85 fl. 35 fr. Baiern Löhnung 3854 — 
360 — 216 fl., Kleidung 48 fl., Cafernirung 16 fl. Ausgabe in Preußen 
1870 1:686°000 Thlr. R. 


8. 71. 


II. Der Aufwand für die auswärtigen Angelegen- 
heiten (a) betrifft hauptfächli das Minifterium, die Ge- 
ſandtſchaften und Conſulate, ſowohl außerordentliche als 
ſtehende. Letztere find heutiges Tages ein unentbehrliches Hülfs- 
mittel der neueren Staatsfunft, jedoch nicht gerade nothwenbig 
in ihrer bisherigen Ausdehnung. Der Aufenthalt der Gefandten 
und ihres Hülfsperjonales in fremden Hauptſtädten macht eine 
veichliche Beſoldung nothwendig. Doch laſſen fich auch hier 
anſehnliche Erfparungen bewirken, 

1) indem man häufiger Geſandte eines niedrigeren Ranges 
anſtellt, welche Feiner fo fojtbaren Umgebung bevürfen, und fich 
von der Entbehrlichkeit eines großen Aufwandes der Gejandten 
überzeugt (b), 
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2) indem man nur an ſolchen Höfen Geſandte unterhält, 
mit denen man in vielfachen Berührungen ſteht, auch mehrere 
Geſandtſchaftspoſten an benachbarten Höfen einem einzigen Manne 
überträgt (c). 


(a) An vielen Staaten find diefem Minifterium die Archive und die An- 

gelegenheiten der fürftlichen Familie übertragen. Innere Verwaltungs— 
eſchäfte eignen fich nicht für dieſes Minifterium, weil fie feiner Be- 

ang fremd find und Beamte von ganz anderen Kenntniffen erfordern. 
Diefe ganze Abtheilung der Ausgaben beträgt im den meiften Staaten 
gegen 1—1!/2 Proc. de3 Staatsaufwandes. 

(d) Man unterfcheidet neuerlih 1) Großbotichafter, 2) bevollmächt. Minifter 
und Envoyés, auch Internuntien, 3) Minifter- Nefidenten, 4) bloße 
Nefidenten und Gejchäftsträger (charges d'affaires). Die wichtigften 
Verhandlungen werden von foldhen vorzüglich fähigen Abgefandten ge- 
pflogen, die fein Aufjehen machen. An Glanz und Prumf der Gejandt- 
fchaften bei feitlihen Beranlafjungen kann ohne Nachtheil viel erfpart 
werben. 


(c) Die zu einem Bundesftaate vereinigten Staaten fünnen und follen die 
zahlreihen Gefandtfchaften eingeben lafien, indem der Bund die Ver— 
tretung im Auslande übernimmt. Ebenſo fallen die Gefandtichaften 
fremder Staaten bei den einzelnen Bundesftaaten mit Recht weg. Die 
MWiederberftellung des Deutichen Reichs bat daher für die übrigen 
europäischen Staaten ſchon manche erfreuliche Erfparung bewirkt, indem 
z. B. Großbritannien die Geſandtſchaften an den Kleinen und Mittelhöfen 
einziebt. R. W. 


8. 72. 


IV. Der orventlihe Aufwand für das Militärwejen 
(Heer und Flotte) ift nothwendig, um die Mittel in Bereitjchaft 
zu halten, mit denen im Falle eines Krieges die Unverlegtheit, 
Selbitjtändigfeit und Würde des Staates zu behaupten find. 
Auch gegen größere innere Störungen der gejeglichen Ordnung 
leiften jene Streitkräfte mitunter unentbehrlihe Dienfte. Dan 
darf fich feinem Opfer entziehen, welches zur Aufjtellung und 
Bereithaltung der unentbehrlihen Bertbeivigungsanftalten er- 
forverlich ift, venn hierin liegt das ficherfte Mittel, ven Frieden 
zu erhalten, und vie Bernachläffigung dieſer Vorſicht hat öfters 
den Untergang des Staates verurfacht, oder doch venjelben in 
eine drückende Abhängigkeit gebracht. Da die Gefahr von ber 
Macht und Herrſch- oder Eroberungsfucht anderer Staaten 
herrührt, jo darf das Maaß der aufzuftellenden Streitkräfte nicht 
blos aus den inneren Verbältnijjen, nämlich dem Volksvermögen 
und der Volksmenge, hergenommen, fondern es muß zugleich auf 
das Ausland Rückſicht genommen werden, weil fonjt militävijch 


et — 


ſtärkere Nachbarſtaaten eine gefährliche Ueberlegenheit erlangen 
könnten (a). Deßhalb haben in der neueren Zeit die Staaten 
in der Vergrößerung ihrer Heere und überhaupt der Mittel zur 
Kriegsführung gewetteifert, und der Aufwand iſt hiedurch auf 
eine Höhe gejteigert worden, welche ven Wohlftand ver Völker 
bedroht und dringend zu Erfparungen auffordert (b). 
(a) Im ruffifhen Kriege von 1854 und 1855 bat fih in Groß— 
britannten die VBernachläfftgung der Rüftungen während des langen 
riedens feit 1815 ſehr chädlich gezeigt. Der Vorrath an Geſchützen, 
affen und vielen anderen Gegenftänden war mangelbaft, der Bedarf 
fonnte nicht ſchnell genug herbeigefchafft werden und man mußte fehr 
hohe Preife bezahlen. 
(d) Die rafche Vermehrung diefer Ausgaben zeigt fih 3. B. deutlich in 
folgenden Angaben: In Preußen waren 
das Heer Die Koften 
unter dem großen Kurfürjten 28000 Mann 1 Mill. Thlr. 


Friedrih IL. . » » 40000 „ 1:800°000 
Friedrich Wilhelm I... . 76000 „ 4834000 
Sredrih I. . . . . 200000 „, 131/, Mil. 
Friedrich Wilhelm II. . 235000 „ 17 — 


Fr. Wilh. II. bis 1806 250000 20 AR 
1806—1812 42000 „ 8 * 

1820 11400 „ 2 6 

Friedr. Wilhelm IV. 1846 138000  „ 25%, „ 
A. 1857 140.000  „ 27% „ 

A. 1858 14800 „315 „ 

Wilhelm I. . . . 1862 212000 „ 33 „ 
Stehend 1865 212631 „ 35 „ 


v. Zedlit, Geogr. u. Statift. von Preußen, I, 522. Dieterici, 

Mittheil. des ftatift. Bur. 1848, ©. 52. Zu dem Friedensftande des 

ehenden Heeres in Preußen kamen bisher die beiden Aufgebote der 

Landwehr mit S1000 und 62000 Mann, zufammen 257000 Mann. 

Neuerlih ift das Heer des Norddeutfhen Bundes im Frieden 

auf 1 Proc. der Volksmenge von 1867, d. b. auf 299700 M. feitgefett 

worden, für die, den Mann zu 225 Thlr., die Ausgabe fi auf 

67433400 Thlr. berechnet, Doc) gehen wegen der im den erften Jahren 

geftatteten Erleichterungen 733635 Thlr. ab, es bleiben folglich 

66°690.765 Thlr., |. Haushaltungsetat des Nordd. Bundes fir 1870 

v. 23. Juni 1869. Die Kriegsftärke ift 511-826 M. mit 180672 Er- 

ſatzmannſchaft (Referve) umd 265082 M. Beſatzungsmannſchaft (Land- 

mehr). — In Frankreich berechnete Neder (Administr. Il, 283) 

1784 die Koften des Militärweiens auf 122 Mill. Liv., das Budget für 

1511 fette Ddiefelben auf 460 Mill. Fr. und mit Einrechnung der 

140 Mil. für die Marine auf 600 Dill. oder 62 Proc. der ganzen 

Staatdausgabe. — In der neueften Zeit beträgt der Militäraufiwand 

im Verhältniß zur ganzen Ausgabe, nah Abzug der Erhebungs - und 

Berwaltungstoften der Staatseinkünfte: 

40,8 Proc. — 27°483:000 8. Großbritannien R. 1861, wovon die Land- 
macht 14°815°000 %. Im J. 1856/7 war die 
ganze Ausgabe 34°270°000 8. od. 42,%# Proc, 

43,8%, = 237749000 8, ebendaf. R. 1868, 
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39,4 Broc. — 130,7 Mill. R. Rußland, ordentliche X. 1862, davon 20 M. 

die Seemacht. 

40°, 1484 Mill. R. ebendaf. A. 1868. 

38,60 ,„ —635 Mil. Fr. Fraukreich A. 1862, wovon die Landmacht 
375 Mill, bei der Seemacht (260 Mill.) die 
Golonien nicht eingerechnet. 

46 Mill. ord. Ausgabe, A. 1569. 

5890000 Thlr. Preußen A. 1861, die Flotte einfchlieglich, 
mit den 6575000 Thlr. auferordentl. Ausg. 
zufammen 42465000 Thlr. = 43,! Proc., 
18558 nur 33,2 Proc. = 29455000 Thlr. 

428 ,, ebendaf. A. von 1862 35824000 ordentl. u. 2°971000 Thlr. 

außerordentlihe Ausgaben. 

35 „= 54720°000 fir 1870, preuß. Antheil an den ordentlichen 

Ausgaben für Land- und Seemacht d. Nord. 
Bundes. ES find nämlich zu dem preuf. 
Staatsaufwand nah Abzug des Matricular- 
beitrag an den Bund (93293000 Thlr.) 
noch 83 Proc. der ordentl. Bundesaudg. für 
obige Zwecke mit 62 Mil. gefchlagen worden. 
Die auferordentlichen Ausgaben fir Heer und 
Flotte betragen 4,2 Di. Thlr. 


3, = — 


36 J 


328 „ = 9317000 Thlr. Dänemark 1856 —58, wovon 22,5 Proc. 
auf die Landmacht. 
24 „ = 6737000 Thlr. ebendaf. A. 1868/9. 


4 ’ 

28 — 57°670°000 fl. Oeſterreich 1870, Antheil der Weſthälfte 
zu 70 Proc. an den gemeinfamen Ausgaben 
für Yand= und Seemacht, der ganze ordentl. 
Staatsaufwand d. weftl. Theiles 206 M. fl. b. 

27,1. = 33292000 Fr. Belgien 1862. 

26° „ = 21.919000 fl. Niederlande 1862, wovon 9 Mill. auf die 
Seemadt tommen, alfo 15,? Proc. d. Yandmadht. 

255 „ = 14975000 fl. Baiern 1868/69. 


26! „ = 15°700°000 ebendaf. A. 1570. 
223 „ = 3518000 fl. Würtemberg 1861 — 66. 
188 „ = 2728000 fl. Baden, N. 1862. 63. 


335 „ = 4776000 fl. ebend. A. 1870. 

In der Schweiz waren die Bundesausgaben für die Wehrmacht 1857 
1.531000 Fr., 1561 3°770°000 Fr., 1565 2°384.000 Fr., die Ausgaben 
der einzelnen Cautone ungefähr doppelt fo hoch. 

Auf den Kopf der Einwohner ausgefchlagen betragen diefe Ausgaben 
mit Einfhluß der Seemacht in den legten Jahren: 


6, Thlr. Großbritannien, 1,91 Thlr. Defterreich, 

38. Frankreich A. 1569, 1,897° „ Baden. 

3,0 „ Niederlande, 1,33, Baiern, 

29 „ Dünemarf, 1,37, Wiürtemberg 1867/8, 
2% „ europ. Rußland, 1,8 ,„ Schweden 

23 ,„ Nordd. Bund 1870, (13°451°000 n. Thlr.). 
2,9 ,, Belgien (36°842°000 fr.), 

1:9... Stadien (A. 1870 


168,6 Mill. fr.), 

In fänmtlichen deutfhen Staaten (mit dem ganzen Defterreich und 
Preußen) berechnete v. Reden (Deutichland u. ſ. w. ©. 1012) 1846 
die Militärausgabe auf 102 Mill. Thlr. oder 1, Thlr. = 2,467 fl. 
auf den Kopf der Einwohner. — Czörnig (das DOefterr. Budget LI, 
488) berechnet 1562 in 9 europ. Staaten über 3 Mill. Einw. (obne 
Rußland) die Ausgaben für dag Kriegsminifterium im D. auf 21,3 Proc, 
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oder 2,6 Thlr. auf den Kopf, zufammen auf 390, Mill. Thlr., für 
die Seemadt 7,' Proc. oder 156 Mill. Thlr. Nach den Angaben aus 
den Tetten Jahren 1868 und 69 macht der Aufwand für Yand- und 
Seemacht in Großbritannien, Rußland, Frankreich, Defterreih, Italien 
und den Zollvereinsftaaten 695 Mill. Thlr. auf 276 Dill. Einw. oder 
2,5? Thlr. a. d. K. — Dan hat verfucht, den ganzen regelmäßigen Auf- 
wand in Europa für die Staatövertheidigung auszumitteln. Die Staats— 
ausgabe für diefen Zweck wurde 1544 auf 540 — 546 Mil. Thlr. an— 
—— Hiezu kommen noch als volkswirthſchaftliche Opfer 1) der 

erluſt an Arbeitskräften für die hervorbringenden Gewerbe, der ſich 
nicht genau anſchlagen läßt (j. jedoch $. 72b, Nr. 1). 2) Die Koſten 
der Familien für Stellvertreter. 3) Die Zuſchüſſe an die Soldaten 
wegen der Unzulänglichkeit der Löhnung. Rechnet man fir 2) und 
3) 60 Mill., für 1) 200 hinzu, fo erhält man s00 Mill. Thlr. — 
1400 Dill. fl. für 266 Mill. Einw., alfo gegen 3 Thlr. auf den Kopf, 
was jedoch nur ein ungefährer Ueberfchlag iſt. Neuerlich find die 
Staatdausgaben für die Land- und Sce- Kriegsmacht in Europa auf 
511,8 Mil. Thlr., die BZinfen der zugehörigen fachlichen Hülfsmittel 
(Waffen, Geſchütze, Zeitungen, Schiffe u. f. w.) auf 30,1 Mill. Thtr. 
angejchlagen worden; jene Summe macht auf den Kopf (jet 294 Mil. 
Einw.) 2,7 Thlr. (Engel in Beitfchr. des preuß. ftatift. Bur. 1869, 
©. 33a). Nimmt man nun die obigen and. Opfer Nr. 1—3 verbältniß- 
mäßig höher an, fo läßt fih die ganze Ausgabe (ohne Zinfen) auf 
beinahe 1200 Dill. Thlr. oder 4,8 Thlr. a. d. K. anfchlagen. Bgl. 
Larroque, De la guerre et des armdes permanentes. Paris, 1856. 
(Preisichrift der Friedensgefellichaft.) — Schulz3-Bodemer, Die 
Rettung der Gefellfchaft aus den Gefahren der Militärherrichaft. 
Leipzig, 1859. 


8. 72a. 


Selbjtverftändlich ift jede thunliche Erjparung am Militär- 
aufwand, bejonders auch an den Ausgaben für das ftehende Heer 
und jede zuläfjige Einjchränfung dev Höhe diejes letzteren durch 
volfswirthichaftliche und finanzielle Erwägungen geboten. Doc) 
ijt die übliche Polemik gegen ven „Militarismus“ und namentlich 
gegen das Shitem der ftehenven Heere oft allzu oberflächlich und 
überjchießt jehr häufig das Ziel. Dies gilt befonders von jenen 
tendenzpolitifchen Angriffen auf das Heerwefen, als ſei dieſes vie 
Urfache der Kriege, over als feien etwa gar die Fürften mit 
ihren Heeren Schuld an ven Kriegen. Als ob nicht vegelmäßig, 
zumal in unferem Zeitalter, tiefe Intereſſengegenſätze ver Völker 
und Staaten oder einzelner Bevöflferungsgruppen in leteren die 
Urfache der Kriege wären, einerlei ob es ftehenve Heeve giebt over 
nicht, ob die Staatsform vepublifanifch oder monarchifch ift! (a). 

Das Heerwefen muß vielmehr ftets als eine der wichtigften 
Anftalten zur Verwirklichung des Rechtszwecks des Staats be- 
trachtet werden. Mag man es ein notbwendiges Uebel nennen: 


Rau-Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl, 11 
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jo iſt e8 ein folches eben wie taufenverlei andere Eoftfpielige Ein- 
vichtungen, die der Staat oder Heinere Vereinigungen in ihm 
oder Private zur Abwehr von Gefahren und zur Herftellung ver 
unentbehrlichen Sicherheit treffen müſſen. Stets ift e8 erwünfcht, 
daß folche Einrichtungen möglichjt zu vermeiden over billig her- 
zuftellen feien. Das Land oder der Staat over das Zeitalter, 
welches in diefer Hinficht wenig für ſolche „unproductive“ Zwecke 
aufzuwenden braucht, ift meiltens deswegen glücklich zu preifen. 
Aber dies gilt von dem Aufwand für Polizei, Yuftiz, für Vor— 
fehrungen gegen Zerftörungen der Elemente (Waſſer!), ja im 
Grunde von den Koften jeder Bedürfnißbefriedigung nicht 
minder al8 von dem Aufwand für Heerweien. Soweit folche 
Verwendungen durch den Zwed, aljo beim Heerweſen burch 
die Sicherung der Unabhängigkeit von Volk und Staat und 
durch die Nothwendigfeit ‚geboten find, einen ungenügenven 
politiichen Zuftand, namentlich eine ungenügende Bejchaffenheit 
des Staatsgebiets (nach Yage, Größe, Grenzen, Ausdehnung über 
die ganze Nation oder Beſchränkung auf einen Theil ver- 
felben u. ſ. w.) zu verbefjern (db), — foweit find fie bei einer 
vichtigeren Auffaffung auch gar nicht unproductiv, fondern 
durchaus productiv zu nennen (c). W. 


(a) Man denke an den nordamerifanifhen Bürgerkrieg, den furchtbarften 
und bei Weiten koftfpieligften der Neuzeit, oder an dem ſchweizer Sonder- 
bundskrieg oder auch am den jüngften franzöfifch=deutfchen Krieg, der 
gewiß nicht als Werk Napoleon III., fondern des franzöfifchen Bolts 
anzufehen war, was höchftens Fanatiker und Milizſchwärmer wie Kolb 
u. Conf. noch verfennen werden. © 9. Wagner, Elfaß und Yoth- 
ringen u. f. w. 6. Aufl. 1570, Abſchn. 1. 

(b) Gerade dieſer zweite Punct darf bei der Militärfrage nicht, wie es 
meiftens gejchiebt, itberfehen werden. Mit dem bloßen Defenfivzwed 
de3 Heerivefend, der vom volkswirthſch. Standpuncte allenfalls noch 
öfters als berechtigt amerfannt wird, reichte man nur aus, wenn eben 
die beftehenden Staatsperhältnifje, d. h. fehr oft im erſter 
Linie die Abgrenzung der Staatögebiete bereits allgemein eine 
gerechte und natürliche, den Bedürfniſſen entjprechende wären und — 
wenn fie es, vorausgeſetzt, es fei einmal ein ganz befriedigender Zuftand 
bergeftellt, immer blieben. Beides nehmen die Meiften (und ‚darunter 
nicht nur democratifche Doctrinäre) ohne Weiteres an. Die nothiwendige 
Confequenz wäre damı die Unveränderlichleit der zufällig 
einmal gewordenen Staatöverhältniffe, alfo namentlid 
} DB. der politifhen Karte der Länder, womit die „Kriegsära 

eſchloſſen ſei. Eine ſolche Confequenz widerſpricht aller geſchichtlichen 
Erfahrung und dem ganzen Weſen menſchlicher und irdiſcher Dinge 
überhaupt. Für Deutſchland z. B. hätte dies in den letzten Jahr— 
hunderten geheißen, daß es ſich niemals wieder aus dem Verfall des 
17. Jahrh. erholen dürfe. Ein- und Auswanderung, Coloniſation, 


(e) 


— 163 — 


Borbrängen der einen, Berbrängtwerden der anderen Völker (Deutfche — 
Stawen!), Bevölterungsbewegung, wirthſchaftl. Entwidelung, Cultur, — 
furz alle Momente, welche die Macht der Völker u. Staaten verrüden, 
dürften dann gar nicht mehr politifhe Veränderungen bewirken, wie fie 
es von jeher getban u. mutbmaßlich auch in Zukunft thun werden. Freilich 
aber giebt es hierbei umvermeidlih Willensconflicte der Bölter und 
Staaten, die nur durch die Waffen ausgetragen werden fünnen. Solche 
realpolitifhe Thatfahen dürfen auch in der Finanzwifjenfchaft nicht 
ignorirt werden. Sie bilden in der Militärfrage recht eigentlich den 
eritfcheidenden Factor. Erft wenn die Karte von Europa den natür- 
lichen Berbältnifjen des Bodens und den Bedürfniffen der Bölfer gemäß 
umgeftaltet fein wird, daher doch vornehmlich unter Anerkennung des 
vernünftig verftandenen Princips der natürlichen Grenzen und des 
Nationalitätsprincips, wird eine dauerhaftere Aera des Friedens, der 
Abrüftungen und der Heineren Militärbudgets zu erwarten fein. Die 
Gonjfolidation vor allem Deutſchlands, aber auch Italiens find jedenfalls 
ein erfreuliher Schritt zu dieſem Ziele. Ueberbaupt wird bei einer 
unbefangenen Benrtheilung nicht zu läugnen fein, daß die Karte von 
Europa in den Testen 200 Jahren weſentlich natürlicher geworden ift, 
worin die beſte Friedensbürgfchaft liegt. Nur im Often, in den Grenz 

Ländern zwifchen Deutjchen umd Ruſſen, ift noch nichts Befriedigendes 
gefchaffen. Aber auch für eine fernere Zukunft darf an einer bleiben 

den Friedensära gezweifelt werden, da fie faum denkbar ift ohne 
volltommenen Gleichichritt der Entwicklung der Völker oder ohne — 
gleihe Stagnation aller! Bgl. A. Wagner, Elfaß u. f. w. Gap. II, 
VI, VII, derf., Die Entwidl. d. europ. Staat3gebiete u. d. Nationalitäts 

princip, Preuß. Jahrb. 1867, 1568, derf., Die Veränderungen d. 
Karte von Europa, 1871. 

Wer z.B. das großartige Militärwejen Preußens feit 200 Jahren, dem 
wir doc) in erfter Linie die neue politifche Einheit u. Macht Deutfchlands 
verdanfen, nach der Weife jo vieler ſelbſt deutfcher Gegner Preußens 
verdammt, handelt gerade fo Flug, wie Festen ‚ der die holländischen 
Deichbauten für Verfchwendung erflärt. Die Ausgaben fir beide Zwecke 
find unvermeidliche generelle Koften der Volkswirthſchaft und die Vor— 

bedingung für jegliches Gedeihen. Denn die nationale Unabhängigkeit 
und Macht ift fiir eim tüchtiges Bolf eines der höchften aller Güter 
und des höchſten ‘Preifes werth. Angenehmer wäre es freilich, wenn 


olche Güter feine Opfer fofteten. Aber gilt dies nicht von allen Gütern 
berhaupt! 


8. 72b. 
Für die volkswirthſchaftliche und finanzielle Würdigung des 


Militäraufwands kommt noch Folgendes in Betracht. 


1) Zu ven unmittelbaren Ausgaben des Staats, welche in 


den Finanzrechnungen erjcheinen, müfjen allerdings noch bie 
Leiftungen der Gemeinden, Kreife u. ſ. w. und ber Soldaten 
und deren Familien felbft hinzugerechnet werben (f. $. 72 Anm. (b)). 
Der Werth der durch den Solpatendienft für andere Zmwede 
verlorengehenvden Arbeit Tann invefjen nur dort zum volfswirth- 
Ichaftlichen Militävaufwand gefchlagen werben, wo ein unnöthig 
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großer Truppenftand bejteht, alſo auch, wo der Soldat länger, 
als es nöthig ift, im Dienfte bleibt. Dabei handelt fich mithin 
Alles um eine quaestio facti, die häufig erſt nach fpäterer 
Erfahrung in Kriegen richtig zu beantworten ift. Wollte man 
im Princip, wie e8 vielfach gejchieht, ven Werth ver Arbeit aller 
Soldaten, lettere alfo in der nach Lage der Umſtände nöthigen 
Zahl und Dienftzeit genommen, zum Militäraufwand rechnen, 
jo wäre dies eine unhaltbare Doppelvechnung. Mit vemfelben 
Kechte könnte man die Arbeit jedes Arbeiter, welche in befjen 
fpeciellem Berufe verwendet wird und nach Menge und Art hier 
nöthig ift, um die Befriedigung der Geſammtbedürfniſſe eines 
Volks zu erzielen, doppelt auf- ven Koſtenſatz des betreffenden 
Products fchlagen, weil diefe Arbeit für andere Productionen 
verloren gehe. Man vergißt — was vollends eine Inconfequenz 
Derjenigen ift, welche "wie fajt alle Neueren mit Recht ven 
Dienftleiftungen Productivität zuerfennen —, daß der Werth ber 
nöthigen ZTruppenzahl in das Product, d. h. eben in das volfs- 
wirthichaftliche Gut „Sicherheit und Macht des Staats” über- 
geht, gerade jo wie in allen anderen Productionen. 

2) Die eigentliche Höhe des Militäraufwands läßt fich nach 
der Natur und den Wirkungen des Heerwejens nicht aus ber 
Ausgabe eines einzelnen Jahrs, jondern in der Regel nur aus 
der Ausgabe in einer längeren Periode von Jahren richtig 
erjehen. Dies wird fo oft bei Bergleichen zwijchen Staaten mit 
jtehenden Heeren (und daran fich knüpfenden Landwehrein— 
richtungen, wie in Preußen, u. $. 74) und folchen mit Meiliz- 
ſyſtem oder mit faſt gar feiner jtehenden Militärmacht ganz 
vergeffen. Das Heerweſen wirft auch präventiv Nechtsftörungen 
oder Kriegen entgegen. Diejer Nuten läßt ſich unmittelbar 
ihägen. Vornehmlich aber ift das Heer doc ein Werkzeug der 
Repreſſion von Störungen. Zu diefen Zweck wird es jeboch 
nur von Zeit zu Zeit gebraucht und im Ganzen nur in längeren 
Perioden, gerade weil e8 auch präventiv wirft. Alsdann aber 
dient das Heer, eben weil darin alles zur Repreſſion vorbereitet 
ift, zur fchnellen und erfolgreichen Wiederherſtellung des Friedens. 
Wenn daher auch der Krieg fofort viel größere Mittel neben 
dem laufenden Milttäraufwand beansprucht, fo ift diefe eigentliche 
unmittelbare Ausgabe für ven Krieg ſelbſt doch viel geringer 


und bauert der Krieg der Regel nach viel fürzer, — was für 
Sieger und Befiegte gerade in volfswirthichaftlicher Beziehung 
ein unendlicher Segen iſt — als in Staaten, welche im Kriege 
jelbjt erjt das Heer ſchaffen oder entjprechend erweitern und 
ausbilden müſſen. Im folhem Falle wird unvermeidlich auch 
die Ausgabe fehr wenig fparjam eingerichtet werden können (a). 
Es iſt daher fehr wahrjcheinlih, daß einem Staate auf die 
Dauer bei einem ftehenden Heere die Beichaffung des Rechts— 
ichußes nach Außen billiger zu ftehen fommt als ohne ein 
jolches oder bei bloßem Milizſyſtem. Zumal in der höher ent- 
wicelten Bolkswirthichaft mit großen ftehenden Gapitalien, wo 
jeder längere Krieg um jo fehlimmer wirkt, möchte das Syſtem 
eines mäßigen jtehenden Heers in Verbindung mit allgemeiner 
Wehrpfliht und Landwehreinrichtung daher doch wohl auch in 
volfswirtbichaftlicher und finanzieller Beziehung den Vorzug vers 
bienen vor den auch militärifch=technifch gar nicht bewährten 
reinen Milizſyſtemen. Theil handelt es ſich bei den beiven 
verjchiedenen Einrichtungen nur um eine verſchiedene Ver— 
theilung ver Laſt auf vie einzelnen Jahre, theils iſt die ge— 
jammte Laſt bei dem erjten Syſtem auch eine abjolut geringere (b). 

3) Den Ausgaben und Opfern für das Heer find die Vor: 
theile, welche das Heerwefen, auch abgefehen von Sicherheit und 
Schuß, in volfswirthichaftlicher Beziehung mit fich bringt, gegen- 
über zu jtellen: Beförderung der Fürperlichen und geijtigen Aus— 
bildung der männlichen Yugend, Anleitung zur Ordnung, Pünft- 
lichkeit, Neinlichkeit, Gewandtheit u. f. w., — kurz alles Das, 
was das Heerwejen wenigitens bei allgemeiner Wehrpflicht als 
Schulung leiftet (c). W. 


(a) Nordamerifa im Bürgerkrieg, England im Krimkriege, Frankreich nad 
den Niederlagen der faiferl. Heere bei der Fortführung bes Kriegs 
gegen Deutfchland unter Gambetta ! 

(4) Belege für das Gefagte: im Ganzen wohl jchon die heutigen Kriege 
(auch bereits die des erften Napoleon, wo die einzelmen Kriege doch 
auch immer nur kurz währten) im Vergleiche mit denen des vorigen 
und 17. Jahrhunderts und früher. Namentlih aber der Gegenſatz 
zwifchen den neueren europäifchen Kriegen, beſonders den von 1859, 
1866, 1870— 71 und dent nordamerifantfchen Bürgerkrieg 1861 — 65. 
Im Heer= und Finanzwefen Preußens und der Vereinigten 
Staaten tritt diefer Gegenfag am Allerfchärfften hervor. Könnte 
man eine beftimmte Zeit als fejten Ausgangs = und Endpunct in folchen 
Dingen annehmen, was jedoch nicht angeht, da ſich die Gefchichte eines 
Volks und Staats nicht jo mechanisch in Abfchnitte zerlegen läßt, To 
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wirde eine genane zahlenmäßige VBergleihung möglich) fein. Dean 
brachte dann nur den Gefammtaufwand während einer folchen Periode 
auf den Betrag des Jetztwerths eines beftimmten Zeitpunctes (deſſen 
Wahl freilich wieder von Einfluß auf das Rechnungsergebniß wäre, je 
nachdem die Kriegsausgabe diefem Zeitpuncte näher oder ferner läge) 
zu reduciren. So mögen bier nur folgende Daten zur Bergleihung 
dienen, in beiden Staaten aus Perioden des Kriegd genommen: 


Preußen Nordamerifa 
Wirk. Ausgabe, Landmacht Wirkt. Ausgabe 
Ord. Extra- Außerord. Heer Flotte 
ord. Etat Summe 
Mill, Thlr. Mil. D. 
1860 35,19 2,20 1,80 39,19 1851/60 D. 15,5% 12, 
1861 31,55 5,8 1,32 38,21 1861 23,10 12,9 
1862 358 1,8 0,8 37,9 1862 394,37 42,67 
1863 39,00 1,18 0,5. 40,46 1863 599,50 63,2 
1864 377% 0% 12,0 50,8 1864 690,9 85,73 
1865 38,60 1,9 4,9 44,3 1865 1031,31 122,57 
1866 39,01 1,50 35,58 76,09 1866 284,45 43,% 
1867 44,1 1,8 36,% 81,8 1867 05,2 31,09 
1868 Preußen — — 12,86 1868 123,5 25,77 
** * 55,4 — — 1869 8,50 20,10 
1869 A. 55,8 — 
1870 A. 57, — c.200,6. 


©. Engel, ſtatiſt. Jahrb. III u. Hock, Finanzen Nordam. ©. 729, 
die fpäteren Jahre nach d. Gothaer Almanach. Bei Preußen ift für 
1868— 70 die nach Verhältniß auf dafielbe (im jet. Umfange) von den 
Ausgaben des Nordd. Bundes fallende Ausgabe (4/5) angefest. In 
1564—65 fallen die Koften des dänischen, in 1866—68 die d. deutfchen 
Kriegs ımd die größere Ausgabe in Folge der neuen Lage. Auch in 
Nordamerita fallen im die Zeit v. 1851—60 ſchon einige Male erhöhete 
Ausgaben fir Heer und Flotte in Folge von Indianerkriegen, inneren 
Unruhen (in d. Territorien u. f. w.). Die riefige Ausgabe während des 
Bürgerfriegs erfolgte allerdings großentheils in einem immer ftärfer 
entwerthenden Papiergeld, wirde fi) daher auf Gold reducirt ſtark 
ermäßigen, aber doch immer noch ganz folofjal bleiben. Auch ift in 
finanzieller Hinficht zu bedenken, af der größte Theil jener Ausgabe 
mittelft Schuldaufnahme geſchah, diefe Schuld aber meift in Gold zu 
verzinſen u. eventuell darin zu tilgen ift. — Die Folge des verfchiedenen 
Militärſyſtems zeigt fich daher 1) darin, daß in Preußen jährlich eine 
ziemlich bedeutende gleichmäßige Laft auch in Friedenszeit getragen wird, 
wogegen die Mehrausgabe jelbft für fo gewaltige Kriege wie 1866 u. 
1870— 71 dann relativ nicht fo ſtark fteigt und Überhaupt auch abfolut 
mäßig iſt; während in Nordamerifa im Frieden wenig auf das Heer 
verwendet wird, dafür aber im Kriege diefe Ausgabe in's ganz Unge- 
mefjene fteigt; 2) darin, daß im einem Kriege wie in Amerika auch die 
jonftigen voltSwirtöfchaftl. Opfer, welche nicht in den Finanzrechnungen 
des Staat erfcheinen, ſchon wegen d. längeren Kriegsdauer weit größer 
als in Preußen find; endlich 3) darin, dag in Preußen d. Staatsfchuld 
auch Durch Kriege wenig vermehrt wird (A. fiir Berzinf. der Schuld 
1860 10°7, 1870 ohne die Schulden der neuen Prov. 151 Mill. Thlr., 
welche Vermehrung zum Theil noch aus Schulden fiir Eifenbahnbauten 
herrührt), in Nordamerifa dagegen hiedurch ungeheuer wächſt (Stand 
1. Juli 1860 64%, 1861 90%, 1865 2682, 1866 2800, 1870 
2645°° Mill. Doll., Zinfen für d. Schuld 1860 3-14, 1865 121-3, 1869 
c. 126 Mil, D., wovon über 124 Mill. in Gold). Diefe ftarken Bins- 
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ee kann man balb und Halb al3 verfchobene, früher eriparte 
ahlungen für das Heerweſen betrachten, fo daß auch darin nur eine 

andere Bertheilung der Ausgabe für Rechtsſchutz zu Tage tritt. 
(c) S. oben $. 36 Anm. (b). 


8. 73. 


Die Größe des fortdauernden Aufwandes für die Staats» 
vertheibigung (a) wird hauptfächlich von folgenden einzelnen Um— 
ftänven bejtimmt: 

1) Die Größe und Äußere Stellung des Staats. 
Kleine Staaten fünnen allerdings mit einem geringeren Aufwand 
auskommen, da fie öfters darauf rechnen bürfen, durch Die gegen- 
feitige Eiferfucht ver großen Staaten gefchüßt zu werben und 
ihnen durch die Leiftungen der großen Staaten indirect Schutz 
und Bortheile gegenüber dritten Völkern und Staaten mit zu 
Theil zu werben pflegen. Inſofern vertheilt fich aber nur ver 
Aufwand zu Gunſten der Heinen Staaten nicht richtig auf 
legtere mit (b). 

2) Lage, Örenzen und Naturbefchaffenheit des Landes, 
welche die Gefahr eines Krieges bald vergrößern, bald mindern. 
Diefer Umftand Hat nicht blos auf die Menge ver nöthigen 
Feſtungen, fondern auch auf die Anzahl und DBereitichaft ver 
ftreitbaren Mannſchaft Einfluß (ce). 

3) Dafein oder Mangel einer anfehnlichen Handelsfchifffahrt 
und entfernter Befigungen, weil zum Schuße beiver eine Kriegs: 
jeemacht aufgefjtellt werden muß, welche auch Schiffszeughäufer 
(Arjenale), Kriegshäfen u. dgl. erfordert (d). R. W. 


(a) Die Beftandtheile der ganzen Ausgabe können unter einander nicht 
überall in dem nämlichen VBerhältnifje ftehen, weil ſowohl die Bedürfnifje 
als die Einrichtungen in verfchiedenen Staaten ungleich ſiud. Da ferner 
die Abtheilungen der Ausgaben in den Rechnungen verfchiedener Staaten 
nicht genau zufammenfallen, jo find die folgenden Angaben nur beiläufig 

- zur VBergleihung brauchbar. Beifpiel von d. Norddeutfhen Bund 
(1870), Defterr. Monardie (1870), Baden A. 1870, in Procenten 
der Hauptjumme: 


Nordd. Oeſterr. Baden 


Bund Mon. 
Oberbehörden, Befehlshaber, Stäbe 3,3 6,' 2,? 
Blb: 6 29,7 39,7 
Naturalverpflegung . . . ... 21,2 27,4 24 
Bekleidung, Betten. . 2... 073 8,4 8,8 
Baheenn 3 3 2 
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Nordd. Oeſterr. Baden 

Bund Mon. 
Krankenpflege 2,5 2, 2° 
Feſtungen. tn 0,* — 1,3 
Wohnung 210907 — 5,5 
BEIDE. a 1? 1,2 1,8 
Reifen, Marichloften . . . . . 1,? — 1,? 
Bildungsanftalten . 2... 0, 1,28 0,8 
Invaliden, Witwen . 2... 10,9 13,9 5,4 

65244000 78 Mill. 4776000 

Thlr. fl. fl. 


Die von den Landftänden im Baden bewilligte Ausgabe für 1870 ift 
nur 4675000 fl. In Baden war 1562 die Yöhnung eines gemeinen 
Fußgängers 48 fl. 40 kr., eines Reiters 54 fl. 45 Er., fie ift 1870 66 
u. 70 fl., Brot u. Speifezulage koften jetst 38,75 fl., Kleidung gegen 30 fl., 
Heine Ausgaben 2 fl. 39 Er., zuſ. 137,%— 143,4 fl. ohne Wohnung und 
Ktranfenpflege, für ein Pferd foftet Futter und Streu im D. 211 fi., 
die Anſchaffung 375 fl. oder jährlih Yo = 41?/5 fl. 

Die Schweiz, Belgien, Holland. Früher die Deutfchen Staaten, für 
die Preußen die notbwendigen Laſten tbeilweife mit trug. — Analog 
der Schuß und die HandelSvortbeile, Die Deutfchen u. and. Europäern 
durch England und Frankreich in Afien, Amerika zu Theil wurden. 
Natürliche (Gebirgs-) und Meergrenzen im Vergleich mit folchen, die 
un flachen Sande laufen. Gerundete oder ——— Geſtalt des 
Landes. — Sehr günſtig iſt die Lage von Großbritannien, Italien, 
Frankreich, Spanien, Schweden und Norwegen, fowie von Nordamerika, 
jehr ungünſtig war bis 1866 die von Preußen. Die Lage Deutſch— 
lands mitten in Europa, in Oft und Weft ohne fefte Naturgrenzen, 
ift wie die des ehemal. Polen immer eine fchwierige, was ſchon an fich 
einen größeren Militäraufwand bedingt. — Die Schweiz hat feine große 
Feftung und braucht feine, weil das Land felbft eine folche ift und 
durch die Eiferfucht der Nachbarn als jelbftändiger Staat erhalten wird. 
Eigenes Seeminifterium der größeren Seemächte. — Die große deutfche 
Handelsſchifffahrt (1870 im Norddeutſchen Bunde 5110 Handelsichiffe 
mit 1299954 Tonnen Ladefähigteit) ließ den Mangel einer Kriegs- 
Seemacht ſehr vermiffen. Nach dem beflagenswerthen Eingehen der 
1548 gegründeten Bundesflotte hat Preußen angefangen, feine Kriegs- 
jchiffe zu vermehren und dazu einen Kriegshafen (an der Jahde) ange- 
legt; jet hat der N. Bund 38 Kriegsdampf=, 7 Kriegsfegelichifie und 
36 Ruderfchiffe, Die Ausgabe ift für 1871 im Marineetat Ordin. 
N, Ertraordin. 4403460 Thlr. Defterreich handelt in ähnlicher 
Weife. 


8. 74. 


Die Staatsgewalt kann nur dann über eine für alle Fälle 


genügende Menge von Streitkräften verfügen, wenn die erwachſe— 
nen jungen Männer, foweit man ihrer bedarf, zum Waffendienſt 
gejeglich verpflichtet find (a). Die Regel, welche Adam Smith 
als in Europa herrſchend anführt, daß das Heer ohne großen 
Nachteil für den Wohlftand nicht über 1 Procent der Volks— 


menge betragen dürfe, ijt in den meilten Staaten berüdjichtigt 

worden (db). Doch gilt dies Verhältniß nur von dem ſtehenden 

Heere, nicht von der Bewaffnung der Bürger (Landwehr, 

Miliz, Nationalgarde), einem in Frievenszeiten wenig 

foftenden Mittel, die Streitfräfte auf eine Achtung gebietende 

Höhe zu fteigern, und vornehmlich für folche Kriege, welche auf 

die Bertheidigung ver evelften Güter eines Volkes gerichtet find 

und deren Nothwendigfeit allgemein anerkannt ift (c). Ein 

jtehendes Heer neben der Yandwehr ijt nicht wohl entbehrlich (d), 

denn dafjelbe bildet einen Stamm, in welchem fich ein höherer 

Grad von Uebung und Gefchieflichkeit im Waffendienſte fort- 

pflanzt, beſonders bei der Reiterei und Geſchützmannſchaft, es 

werden bejjere Dfficiere und Unterofficieve gezogen, und man 
kann fchon für die erjten Kriegsunternehmungen eines guten 

Erfolges ficherer fein. Das jtehende Heer joll daher nach dem 

bewährten preußifchen Mufter die Durchgangsftufe für die ge- 

ſammte Landwehr bilden. Sonjt wird lettere erſt im längeren 

Verlauf der Kriege ihrem Zwecke entjprechen. Durch die Ver— 

bindung der Landwehr mit dem ftehenden Heere wird aber eine 

Berminderung des letzteren zuläffig und die Bereithaltung großer 

Streitkräfte mit mäßigeren Koften möglich (e). R. W. 

(a) Im britifhen Neiche und in den nordamerifanifhen Frei- 
ftaaten beſteht diefe Einrichtung noch nicht, doch mußte fie in letzterem 
Staate im Verlauf des Bürgerfrieges zu Hülfe genommen werben. 
Im Nordd. Bunde und jebigen Deutfhen Reihe dauert, wie 
in Preußen feit 1858, die Dienftpflicht im ftehenden Heer und der 
Flotte 7 Jahre (vom vollendeten 20. J. an), wovon 3 Jahre „activer 
Dienſt,“ 4 Beurlaubung zur Neferve mit 2 Uebungszeiten, hierauf 
5 Jahre Dienft in der Yandivehr mit 2 kürzeren Uebungen. Gef. v. 
9. Nov. 1867. Es werden aber nicht alle 20 Fährigen zum Dienft 
einberufen umd nicht alle Dienenden 3 volle Jahre bei den Fahnen 
(„präfent”) behalten. Die längere Dienftzeit hat die Ausgaben be— 
trächtlich vermehrt, aber auch d. Tüichtigkeit der Mannfchaft fehr erhöht. — 
Frankreich, Gef. v. 14. Jan. 1868: 9 Dienftj. (vorher 7), wovon 5 
bei den Fahnen, 4 in der Reſerve, wo fie nur in Kriegsfall eingerufen 


ar und fi verheirathen können. — Befreiungen vom Wehrdienfte 
. 8. 74a. 


(5) Bud) 5. Cap. 1. Abth. 2. — Die ftatiftifchen Angaben über die Zahl 
der Wehrmannichaft in jedem Staate erfordern eine Berftändigung über 
die dabei angenommene Regel, ob nämlich 1) nur die im Dienjt (bei 
den Fahnen) Anwejenden, oder 2) aud) die Beurlaubten, 3) die in 
Nothfällen Einzurufenden (Rejerven, Yandwehr u. f. w.) gerechnet werden. 
Nah von Reden (a. a. DO.) foll 1844 das ftchende Yandheer in den 
deutfhen Staaten 820000, in Europa 2731000 Dann oder 1,92 Proc. 
der Bolfsmenge betragen haben. — Deutfher Bund: Beichlüffe 
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(d) 
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vom 9. April 1521, 13. Sept. 1832 und 24. Juni 1841: 1 Proc. 
ftreitbare Mannſchaft nebjt '/ Proc. Neferve. Wecruten im erften 
Halbjahre werden nicht eingerechnet. Durch Befchluß der deutfchen 
Nationalverfammlung vom 15. Juli 1848 wurde die ftreitbare Mann— 
ſchaft auf 2 Proc. erhöht, wovon 3/4 erſtes Contingent, 1/; Neferve, 
Ya Erſatzmaunſchaft. Berfügung des Reichskriegsminiſt. v. 12. Aug. 
1848. Nach fpäteren Befchlüffen war das Hauptcontingent 11/5 PBroc., 
das Refervecontingent !/s, das Erfatscontingent 1/; der Matrifel von 
1842, welche der Vollsmenge von 1819 se und ungefähr 0,’ Der 
heutigen (1863) ausmacht. Haupt- und eh erg beliefen 
fih auf 452473 Mann oder gegen 1 Proc. der heutigen Volksmenge. 
Bon demfelben follten im Dienft (präfent) fein 5/, aller Officiere, */e 
der Gemeinen im Fußvolt, */3 der Neiter und Geſchützmannſchaft; die 
Neiterei muß der ganzen ftreitbaren Mannfchaft fein, auf 1000 M. 
a find 2 Feldgeſchütze umd auf jedes 30 Mann zu ſtellen, ferner 
1 Proc. Schanzgräber (Pionnierd) und Brücdenleute (PBontonierd), — 
Verfaſſung des Nordd. Bundes vom 16. Juli 1867, 8. 60: die 
Friedenspräfenzftärfe de3 Bundesheer ift bi 1871 1 Proc. der Volks— 
zahl von 1867. In Frankreich war vor 1848 der Stand 340000 M. 
oder nicht ganz 1 Proc. Für 1964 war (ohne Gendarmerie) der 
Friedenzftand 379366 Mar, 71'600 Pferde, d. Kriegsftand 732037 M., 
128238 Pferde, alfo der Friedensſtand 0,9%, der Kriegsftand 1,8 Proc. 
der Vollsmenge. Nach dem Gef. v. 1. Febr. 1868 ift das active Heer 
400.000 M., über 1 Proc., Die Erſatzmannſchaft (Referve) ebenfoviel, 
die mobile Nationalgarde wird ungefähr 550.000 Mann enthalten. — 
Defterr. Monarchie 1870 2739855 M., mit 38:159 Pferden. — 
Großbritannien hatte 1868/69 mit Einfchluß v. 64000 brit. Mann- 
haft in Dftindien (ohne die dortige eingeborne Mannfchaft) ein Heer 
von 203°000 M. oder 0,67 Proc., daneben die Miliz. 

Vgl. v. Rotted, Ueber ftehende Heere, 1816. — v. Aretin, Staatr. II, 
157. — Say, Handb. V, 140. — Kolb, Die Nachtheile des ftehenden 
Heerweiend. Mannheim 1861. — Das Ausrücken verheiratheter Land- 
wehrmänner ift für deren Familie mit großen Opfern verbunden, die 
von der Geſammtheit erfetst werben follten. In Baiern werden die 
jährlichen Koften von 32 Bataill. Landwehr nur auf 486°000 fl. für 
Geld- u. Naturalverpflegung der Stämme angefchlagen, 1868/9. Das 
ftehende Heer bat 86743 Mann, wovon 41427 im Dienft (präfent) mit 
8958 Pferden, ohne die den Dfficieren gehörenden. 


Die nordamerikanifchen Freiftaaten hatten 1828 nur 6196 Mann, 1856 
15562 im ftehenden Heere, nad) Gef. vom 3. März 1869 beträgt die 
reguläre Armee 44755 Mann. Die Miliz vom 18. bis zum 45. Lebensjahr. 


Bei der Landwehr ift der Bürger nebenbei Soldat; gerade entgegen- 
gelebt ift die Einrichtung der öfterreihifchen Militärgrenze, wo der 
Soldat, ohne aus dem Oberbefehl feiner Officiere entlaffen zu fein, 
zugleich al3 Landwirth angefiedelt ift. Aehnlich die ruffiihen Meilitär- 
colonien in den Krondörfern, die aber den großen Erwartungen wicht 
entfprachen und für die Landlente unerträglich drückend find; die „ ader- 
bauenden Soldaten” find den Landwirthen al3 deren Gehülfen ins Haus 
gelegt, dafür zahlt der Bauer feine Abgaben. ir Lyall, Die ruf. 
Vihtärcolonieen, a. d. E. Leipzig. 1824. v. Harthaufen, II, 133. — 
Das — Heer beſteht ſeit Karl XT. größtentheils aus einge— 
theilter (indeelte) Mannſchaft. Die Officiere find in Anſehun 
ihres Unterhaltes auf Staatsgüter angewieſen, die ſie entweder —9 
bewirthſchaften, oder die zu ihren Gunſten von den Regimentern ver— 
pachtet werden. Jeder Gemeine wird von einem Gutsbeſitzer oder einem 
Vereine mehrerer (Rote) erhalten, indem man ihm Wohnung, Garten, 
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Aderland, Korn u. f. w. giebt. Die hiermit belafteten Ländereien find 
niedriger befteuert. — Die Schweiz hat nach der neuen Wehrverfaſſung 
von 1850 1) den Bundesauszug von 3 Proc. der Volksmenge, aus 
Männern von 20— 30 Jahren beftehend. Er zählt ST000 Dann. 
2) 1'/a Proc. als Referve, von 30— 40 Jahren; wirklicher Stand 
gegen 49000 Dann. 3) Landwehr, Männer bis zum 44. Jahr, die 
nicht zu 1) und 2) gehören, 65000 M. — Die „Auszügler“ werben 
4—5 Wochen unterrichtet, dann jährlich 3—6 Tage gelibt. — Defter- 
reich, mweftliher Theil, Koften der Landwehr 1870 2898000 fl. 6. 
(unter den Ausgaben des Miniſteriums des Innern). — Baden 1870 
49527 fl. — Frankreich garde nationale mobile zur Landesver— 
theidigung, aus denen die fich freigelooft oder einen Erſatzmann geftellt 
haben oder aus verfchiedenen Gründen befreit waren, n. Gef. v. 1868. 


S. 74a. 


Das beite, faſt in allen Staaten übliche Mittel zur Er- 
langung ver erforberlichen Streitkräfte (a) ijt ver Aufruf der 
Jugend in einem gewiſſen Alter zum Waffenvienfte zufolge der 
ausgefprochenen allgemeinen Wehrpflicht, — die Confcription(b). 
Die Pflicht aller Bürger, für den Staat nothwendige perjönliche 
Dienfte zu leiften, ift fo unzweifelhaft als die Steuerpflicht (ec). 
Es wird folglich ein Theil der Jugendjahre der Männer für 
dieſen Zwed in Anfpruch genommen und die Eingerufenen werben 
aus Staatsmitteln unterhalten und ausgerüjtet. Es muß jeboch 
ein Theil der ihrem Alter nach Wehrpflichtigen freigelafjfen werben, 
1) wegen ihrer Untauglichkeit, 2) weil fie in einem anderen 
wichtigen Berufe nicht zu entbehren find, 3) weil ihre Anzahl 
größer iſt als der unter die Waffen zu jtellende Bedarf von 
Mannſchaft (d). Es ijt üblich, über die Auswahl aus dem letzt⸗ 
genannten Grunde das Loos entfcheiden zu Tafjen, um perjünliche 
Rüdfichten zu befeitigen. Neuerlih iſt der Gedanke vielfach 
angeregt worben, daß es gerecht und zwedmäßig jei, ben frei- 
gelaſſenen Wehrpflichtigen eine andere Yeiftung und zwar eine 
Entrihtung in Sachgütern (Geld) aufzulegen, um die große 
Ungleichheit aufzuheben ober zu verminbern, die fonft in der für 
den Staat getragenen Laſt der Einzelnen liegen würde. Im 
mehreren Ländern ift eine folche Anordnung ausgeführt worden (e). 
Zu ihrer Beurtheilung dienen nachjtehende Betrachtungen. 


1) Die Dienenden können eine Vergütung wegen ber über- 
nommenen Beſchwerden, Anjtrengungen und Gefahren für Leib 
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und Leben nicht anfprechen. Dieſe durch die Perſon getragene 
Lat ift für die Einzelnen von überaus ungleicher, aber äußerlich 
nicht erfennbarer Größe, fie läßt fich nicht in Geld anfchlagen und 
dem Staate gegenüber find alle zum Waffendienſt Aufgerufenen 
einander gleich zu achten. Auch die wirthichaftlichen Verluſte 
verfelben find beveutend verſchieden (f). Bei Arbeitern kommt 
ed darauf an, was fie in bürgerlichen Gefchäften ſchon jet oder 
nach vollendeter Ausbildung erwerben fönnten, was ihre Vor— 
bereitung ſchon gefojtet hat und wie die Entbehrung ihres Bei: 
jtandes für die Familien oder die Gewerbsunternehmer zu bemeſſen 
it. Bei Reichen ift es unbeftimmbar, ob fie eine einträgliche 
Arbeit und welche verrichten würden, da fie dies nicht nöthig 
haben, fie find aber jedenfalls in der beliebigen Benugung und 
im Genuß ihres Bermögens gehindert. 

2) Auch der Werth der Befreiung für die einzelnen Dienft- 
pflichtigen von wirthichaftlicher Seite ift ſehr ungleich. Er richtet 
fih bei Dienftuntauglichen varnach, in welchem Maafe fie noch 
zum Arbeitgerwerbe fähig find. Bei den durch das Loos befreiten 
(fog. Freiloofern) ift der in der Befreiung liegende Bortheil nach 
ven in 1) angegebenen Umjtänvden zu jchäten, bei denen, die nur 
funftlofe Handarbeit verrichten, am niebrigjten, bei ausgezeichneter 
Berufsbildung oder bei Reichen am höchſten. Auch in Fällen 
der Unentbehrlichfeit müßte die Vergütung von verjchiedenem 
Betrage fein (g). 

3) Eine für jeden Fall angemejjene Entrichtung ver Be— 
freiten iſt wegen ihrer jchwierigen Feſtſetzung unausführbar, 
vielmehr muß die Bemejjung nach einfachen Regeln gefchehen. 
Man kann alfo das Wehrgeld nicht nach einem Grundfat ver 
Gerechtigfeit und genauer Berüdjichtigung der jevesinaligen Um— 
jtände, jondern man muß es nach Billigfeit und durchſchnittlichen 
Berhältniffen anjegen, und jo mäßig bejtimmen, vaß es in feinem 
Falle prüdend wird. Eine Abjtufung der Abgabe nach dem Ein- 
kommen ijt zwedmäßig und bei einer gewiſſen Größe deſſelben 
ift e& nicht unbillig, wenn auch Untaugliche beigezogen werben. 
Eine jährliche Einforberung während ver Dienjtjahre iſt ver ein- 
maligen vorzuziehen. Untaugliche mit geringer Erwerbfähigfeit 
jowie Umentbehrliche, wenn beive geringes Vermögen haben, find 
von der Entrichtung zu befreien (h). 
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4) Die Abgabe wird ver Kriegscafje zugewiejen. Sie kann 


zur Verminderung der aus allgemeinen Staatseinfünften nöthigen 
Zuflüffe, oder zu bejjeren Einrichtungen, oder insbefondere zum 
Unterhalte der im Dienjte jtehennen Wehrmänner verwendet 
werben, um dieſen die Unterftügung von ihren Familien ent- 
behrlich zu machen. R. 


(a) 


(8) 


(d) 


(e) 


Die Anwerbung Freiwilliger befteht noch im britifchen Königreih und 
al3 Regel in den Vereinigten Staaten, früher auch in den freien 
deutfchen Städten. Dort kann man mit einem fchwächeren Heere aus- 
reichen, bier mußte im Bürgerfriege 1861 — 66 die Zwangsaushebung 
zu Hilfe genommen werden, die zugleich ein zuwerläffigeres Heer mit 
geringeren Koften Liefert. 

Ein noch ſehr unvolltommener Uebergang von dem Werbfuften zur 
heutigen Einrihtung war das in Preußen fog. Cantonſyſtem, in 
welchem jeden Regiment ein gewiffer Landesbezirt (Canton) zur Aus- 
hebung (Einftelung, Gejtellung) zugewiefen war. Alle Männer von 
16—45 Jahren galten als cantonpflichtig, aber e8 waren nicht nur der 
Adel, die Beamten, die anfäfjigen Bauern, Handwerker u. f. w., fondern 
auch unter gewiſſen Bedingungen die Söhme aller fünigl. Bedienten, 
verfchtedener Gewerbtreibender befreit, eine Anzahl Städte, fogar mehrere 
Landestheile, wie Oſtfriesland, Eleve, Yingen, Tedlenburg. Die Haupt- 
verordnungen waren von 1733, |. 3.8. Berowsky, Abrif, II, 641. — 
Die im Waffendienfte liegende Laft war ımgleich vertheilt umd e3 konnte 
viel Willkür ftattfinden. 

Im Waffendienft tritt der Bürger mit feiner Perfon für die Beſchützung 
des Staates ein, und wie diefe Allen gleichmäßig zu Gute kommt, fo 
foll auch die Wehrpflicht gleich fein, nur betrifft R. allein die Männer. 
Diefer Grundfag der gleihmäßigen Belaftung für den Staat gilt ebenfo 
bei dem Waffendienft wie bei den Steuern, in der Anwendung defjelben 
treten aber Verſchiedenheiten ein, da die Steuern nah Bermögens- 
verhältwiffen vertheilt werden. Es ift daher doch dem Wefen der Sache 
nicht ganz entfprechend, wenn man den Begriff von Steuer in weiterem 
Sinne faßt und auch perfönliche Yeiftungen zu denfelben rechnet, wobei 
die Wehrpflicht nur der Kopfiteuer, der unvollkommenſten, ähnlich er- 
ſcheint. — Es giebt noch andere Fälle, in denen die Staatögewalt von 
einzelnen Bilrgern perfünliche Dienfte fordern kann, 3. B. für Schwur- 
und Schöffengerichte, zum Zeugniß vor Gericht; auch die Uebernahme 
einer Vormundſchaft oder gewiſſer Ehrenämter kann bieher gerechnet 
werden. 

Die Tüchtigkeit des Wehrmannes erfordert eine gewiffe Uebungszeit. 
Wird 3. B. 2jähriger Dienft bei den Fahnen (Präfenz) und dann 
3 jährige Beurlaubung, alfo ein 5jähriger Zeitraum in der Linie ange- 
nommen, umd fol 1 Proc. der Einm. dafelbft dienen, fo ift jährlich 
nur "5 Proc, einzuftellen, alfo auf 1 Mill. Einw. 2000, während gegen 
s763 Männer von 20—21 %. vorhanden find, alfo 1 auf 4,', 

Der Zweck ift nicht bloß, den Befreiten eine Befchwerde zuzufügen, 
fondern zugleich der Staatögewalt weitere Mittel zu ihren Ausgaben 
zu verſchaffen. — Ein folches Wehrgeld beftand in Frankreich 1798 
biö 1818, es ift feit 1846 im den meiften Gantonen der Schweiz, in 
Würtemberg 1868, in Baiern 1869 eingeführt worden. Kies, 
Die Dienftleiftung des Soldaten, Freiburg 1560, ©. 35 ff. — Engel 
in f. Zeitſchrift des preuß. ftatift. Bureau, 1864, Nr. 3 u. Nr. 7. — 
Dr. Jolly ebendaf. 1869, ©. 319 (ausführlich). 
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(f) Der erzwungene Waffendienft ift unter dem Geſichtspunct einer Zwangs- 
abtretung (Erpropriation) betrachtet worden. Knies a. a. O. S. 00. 
Eine Aehnlichkeit ift vorhanden, aber die abzutretenden unbeweglichen 
Sachgüter haben einen Verkehrswerth, der ſich nach gewiſſen Regeln 
ermitteln läßt. Der Preis, den man einem Einſteher geben muß, iſt 
nad dem Stande des Begehrs und Angebot3 und der Zahlungsfähigkeit 
desjenigen, der einen Stellvertreter fucht, fehr wechjelnd. Mancher dient 
nicht ungern. Der Staat ift nicht verpflichtet, jeden Wehrmann fo zu 
belohnen, wie e8 die Einftandöverträge in der Heinen Zahl von Ber- 
tretungsfällen beſtimmen. Die am Ende der Dienftzeit ausbezahlte 
gleihe Summe wäre fiir Einige ein umverdientes Gefchent, fiir Andere 
nicht einmal ein vollftändiger Erfag. Neuerlich Hat in vielen Staaten 
das Recht, einen Mann zu ftellen, aufgehört, es fällt mithin jener 
Maafftab der Bergütung hinweg. 

(g) Liegt 3. B. der Grund in einem gewifjen Berufe, wie bei Geiftlichen, 
die anfangs geringe Befoldung beziehen, oder in der Lage einer Wittwe, 
die einen einzigen Sohn hat, jo könnte nur eine geringe Vergütung 
gefordert werden. 

(1) In den C. Bern u. Zürich nimmt die jährl. Entrichtung im Yaufe 
der Dienftj. ab. Bern: 5—3—2 fr. Kopffteuer u. 2— 11a —1 fr. Ein- 
lommenſteuer. — Würtemberg, Gef. v. 9. März 1868: 20 fl. v. jedem 
Befreiten. — Baiern, Gef. v. 29. April 1869: nad) dem Einkommen 
3— 100 fl. einmalig. Der Ertrag dient zur Belohnung derjenigen, 
die nach beendigter Dienftzeit Jänger dienen. — In Sächſen (Gef. 
11. Dec. 1866) haben nur Taugliche, aber wegen ihres Betragens Un— 
würdige eine Abgabe zu Teiften. 
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8. 75. 


Andere Mittel zur Erjparung, außer ver Trennung von 
jtehendem Heer und Landwehr (8. 74), find: 

1) Vermeidung eines koſtbaren Prunfes in der Bekleidung 
und Ausftattung der Mannſchaft (a), während man nichts ver- 
abfäumen darf, was zur Geſundheit verjelben und zur guten 
Ausrüftung für ihren Dienft beiträgt (db). 

2) Beichränfung der Zahl von Oberofficieren auf das wirk- 
liche Bedürfniß (ce). Es gehört jedoch zu dem Bebürfniß, daß 
in Friedenszeiten, wo das Aufjteigen zu höheren Dienjtgraden 
langfam erfolgt, verdiente Männer durch allmälige Zulagen 
wenigitens zu einem Cinfommen gelangen, welches ihnen einen 
itandesmäßigen Unterhalt gewährt und junge Männer ermuntert, 
fich dem DOfficierftande zu widmen (d). Die Beſoldung (Gage) 
des unterjten Grades pflegt ähnlich wie im Civilſtaatsdienſt zu 
gering zu fein. 

3) An der Löhnung des Gemeinen und Unterofficiers bürfte 
am wenigitens etwas abgebrochen werben, damit berjelbe ohne 





di 


0,2 


Zufhuß von feinen Verwandten auskommen fünne, und bamit 
es nicht an fortvauernd dienenden Unterofficieren fehle (e). 

4) Beichränfung der Dienjtzeit im jtehenden Heere auf das 
zuläffige, durch unparteiifche Prüfung der Erfahrungsrefultate zu 
findende Minimalmaaß (vielleicht 2 Jahr) (f). Häufige Be— 
urlaubung oder vorläufige Entlafjung ver eingeübten Mannfchaft 
für ven legten Theil der Dienjtzeit, hauptfächlich der Gemeinen 
im Fußvolk, während die anderen Waffengattungen diefe Maaß— 
regel nicht in gleicher Ausvehnung geftatten. Die nöthige Waffen- 
übung iſt in ziemlich kurzer Zeit zu erlangen, Gemwöhnung an 
ſtrenge Ordnung des Waffendienftes, an Gehorfam und krie— 
geriſchen Geiſt erfordert längeren Dienft, der aber wenigftens 
nicht bei dem ganzen ſtehenden Heere nothwendig ijt (8. 74 (e)). 


(a) Die Borliebe für den ſchönen Anblick, welchen die aufgeftellten Maſſen 
der Wehrmannfchaft gewähren follen, bat nicht mur die Ausgaben ver- 
größert, fondern ift auch der Beftimmung der Soldaten binderlich ge- 
worden, 3. B. durch zu enge Kleidung, jchwere Kopfbededung u. dgl. 
E3 gehören ungünftige Erfahrungen im Kriege dazu, um die Befeitigung 
mancher im Frieden angebrachter Berzierungen zu bewirken und Die 
Ueberſchätzung einer majchinenartigen Gleichrörmigkeit in Nebendingen 
zu belämpfen. 

(d) Jede VBerwolltommmung, die auf den Erfolg Einfluß hat, muß allmälig 
in allen Staaten eingeführt werden, weil man feinem einzelnen ein 


Uebergewicht Tafjen darf; Zündhut- (Percuffions =)gewehre. — Hinter- 
lader — Raketen — Shrapnells — gezogene Kanonen — Panzer- 
ſchiffe u. ſ. w. RAR = 

(c) In manchen (bef. Heinen) Staaten ift eine übermäßige Menge von 
Generalen. 


(d) In Baden erhielt der Oberlieutenant und Lieutenant, wenn er 12 Jahre 
DOfficier gewefen (vom 20. Jahre an gerechnet), jährlich 200 fl. Zulage, 
der Hauptmann 2. Claffe nach 20 Jahren ebenfoviel, der Hauptmann 
1. Elafie nad) 30 J. 300 fl., der Feldwebel und Wachtmeifter nach 
3 — 6— 9— 12 jähriger Dienfizeit in diefer Stelle täglich 3—6— 9 und 
und 12 fr. Zulage, jeit 1863. 

(e) Baden: Sol eines Gemeinen im Fußvolk und eines Stüdmannes 
zu Fuß jährlich 66 fl., eines Neiters und berittenen Stüdmannes 72 fl. 
Ferner foftet das Brot nad) dem N. für 1870 23,7 fl., die Koftzulage 
15 fl., die Wohnung 15 fl., die Kleidung, Erhaltung der Handwaffen 
1 fl. 20 fr. — Dejfterreih, Koften eines Gemeinen im Fußvolt 
jährlich im Ganzen 131 fl. d., wovon Löhnung 21,9 fl, Brot 25 fl., 
Mannjchaftsfoft (Dienage) 40,9 fl. d. Ein Weiter Eoftet 124 fl., fein 
Pierd 172 fl. 59 kr., mit Einfluß von 24 fl. jährl. für Nachſchaffung. 
Die Löhnung ift durchgängig 21,9 fl. b. — Baiern, 1868/69, ges 
meiner Infanterift mit Bier und Menagezulage 13 fr. = 79 fl. 5 kr., 

Gaferne 11 fl. 30 fr., Kleidung 28 fl. 50 fr., Unterhalt der Ausrüftung 

1 20 kr. zuf. 120 fl. 45 ir. — Statt der im Nordd. Bunde be- 

ftehenden Annahme von 225 Thlr. durchſchnittlichen Koften auf den 

Kopf des Dienftftandes beträgt in Baden nad dem 4. für 1870 der 

Aufwand von 4°776°000 fl. für 14000 Mann, 195 Thlr. ad. 8. In 

den früheren Jahren war die Beurlaubung ſtärker. R. 
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(f) Der hauptſächliche Streitpunct im norddeutſchen und jetzigen deutſcheu 
Heerweſen. Ob man mit 2jähr. Dienſtzeit ausreiche, wird von Militärs 
ebenfo oft beftritten, als zugegeben. Vielleicht verftändigt man fich 
einftweilen auf 213 Jahr. Schweizer unbewährtes Milizweſen bemweift 
natürlich auch in folhen Puncten nichts. 


8. 76. 


5) Sorge für gute Anjchaffung ver zum Unterhalt und zur 
Ausrüftung der Mannjchaft dienenden Gegenftände, jo daß die— 
jelben in ihrer erforderlichen Bejchaffenheit zugleich möglichjt 
wohlfeil erlangt werden (a). 

a) Die Brotlieferung war leichter, jo lange die Regierung 
Getreide aus Staatsländereien oder gutsherrlichen Gefällen bezog, 
wofern die Vorräthe nicht weit verführt werden mußten. Die 
Abſchaffung ver Natural- Emfünfte macht ven Einkauf von Ge- 
treide, welches man vermahlen läßt, oder von Mehl nothwendig, 
wenn das Brot in eigenen Bäckereien bereitet wird. Man bat 
es jedoch neuerlich in mehreren Ländern mütlich gefunden, das 
Brot mit Hülfe fchriftliher Anerbietungen (Submiflionen) von 
bürgerlichen Bädern liefern zu laffen. In beiden Fällen ift 
genaue Kenntniß der Mahl- und Bad- Ergebniffe unentbehrlich. 
Wegen der DVeränderlichfeit ver Getreivepreife wird der Vor— 
anfchlag der Ausgabe auf einen Durchjchnittspreis gebaut und 
ver Mehrbetrag des Jahrespreiſes der Militärcafje beſonders aus 
der Staatscaffe vergütet (b). — Hafer, Heu und Stroh für bie 
Pferde werden im Großen mit Benugung des Mitwerbens an- 
gekauft und der Bedarf für jedes Stück wird nach einer fejten 
Regel abgegeben (ec). 

b) Kleidung, Pferdegeſchirr u. dgl., oder wenigjtens vie zur 
Berfertigung verjelben dienenden Stoffe werden nach ausge— 
ichriebenem Mitwerben und aufgeftellten Muſtern durch Yieferungs- 
verträge von den Wenigjtfordernden angefauft (d). Die Straf- 
anftalten können zur Fertigung folcher Waaren benutt werben. 
Um die Mannjchaft zur Schonung des Anzuges zu ermuntern, 
jind Einrichtungen ausgedacht worden, die e8 den Yeuten möglich 
machen, etwas zu gewinnen, indem die Anjchaffung oder wenigſtens 
die Unterhaltung ihnen gegen bejtimmte Vergütung in Verding 
gegeben wird (e). 
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c) Handwaffen und Schießpulver find gewöhnlich am wohl: 


feiljten aus Privatfabriken zu erhalten (f), Geſchütze und vie 
zugehörigen Geſchoſſe müſſen oft in Fabriken des Staats gefertigt 
werden. 


d) Für die Nachſchaffung der Pferde iſt es vortheilhaft, 


wenn die inländiſche Pferdezucht, mit Hülfe des Landgeſtütes 
(II, 8. 168), die erwünſchte Ausdehnung und Vollkommenheit 
erreicht hat (9). 


(a) 
(2) 


(d) 


(e) 


Einen guten Ueberblick des wirthichaftlichen Theiles der Wehreinrichtung 
giebt Bogelmann, Die badifhe Diilitärverwaltung, Karlsr. 1853. 
Die tägliche Brotgabe (Portion) ift in Baiern 1", Pfd. (1,8 Zoll- 
Pfo.), ın Baden 1", Pfd. und zwar aus '/, Roggen-, ! Weizen- 
oder Kern= umd "4 Gerftenmehl. Hier werden aus Kern 84,75, aus 
Roggen 34,', au Gerfte 83,* Proc. des Kornes Mehl angenommen, 
aus 3 Pd. Mehl 4 Pfd. Brot, die tägliche Gabe war 1858 zu Aa fr., 
1870 nad 10jähr. D. zu 3,9 kr. ——— In Baiern giebt der Scheffel 
205 Brotgaben, fir 1568/69 zu Kitr. — Oeſterreich, im Durch— 
Schnitt von 10 Jahren, nad) Ausſcheidung der 3 tbeuern Jahre, kommt 
die tägliche Brotgabe 4,97 — 13,1 fr. ö., jenes in Hermannftadt, dieſes 
in Junsbruck. — Frankreich: auf 166 Gaben 200 Pfd. Weizen, die 
Gabe 1844 auf 17,5, 1859 auf 17, Gent. (4,# fr.) angenommen. 
Der franzöfifche Soldat erhält außerdem !/ı Liter Wein umd 1; Liter 
Branntwein, das Liter Wein zu 0,36, Bramtwein zu 1 Fr. — In 
Baiern wird auch bei höherem Bierpreife über 6 fr. für die Maaß von 
jedem Kreuzer weiter 1/3 fr. täglich zugelegt. 

In mehreren Ländern wird ben rg me (menages) der 
Soldaten ein Zuſchuß gegeben, wenn die Nahrungsmittel über einen 
gewifjen Preis fteigen. In Sachfen ift 1858—60 dafür täglih 1 Sar. 
auf den Dienfttag angefegt worden. 

Die Tagsgabe (fog. Ration) ift in Baden für Reitpferde 8 Pfd. 
Hafer, 7 I, Heu und 5 Pd. Stroh, fiir Zugpferde (ſchwere Nation) 
1'/, Pd. Hafer mehr, alfo jährlich im Durchfch. 203" u. 228 fl. — 
Baiern: leichte Pferde 7'/2 bair. Pfd. Hafer, 6 Pfd. Heu, ſchwere 9 
u. 7 Pfd., die fchwerften 10 u. 8 Pfd. Die Beichaffenheit, welche diefe 
Gegenjtäinde des Bedarfs haben müſſen, wird bei dem Ausfchreiben 
angegeben. 
Die Kleidungsſtücke werden entweder von bürgerlichen Schneidern, oder, 
was fich vortheilhafter gezeigt hat, in großen Schneiderwerkftätten unter 
Leitung der Dfficiere verfertigt. In Frankreich war vor einigen 
Jahren die Jahresausgabe für einen Gemeinen des Yinienfußvoltes 
29,* Fr., für einen Dragoner 44,%, fiir einen Harnifchreiter der Garde 
127," Fr. Baden: Jahresausgabe für große Bekleidungsſtücke eines 
emeinen Fußmannes 13 fl. 23 ir. und 36 fr. zu Ausbejjerungen, eines 
eiterd 16 fl. 55 fr. u. 45 fr. zur Ausbefierung. Für jedes Kleidungs- 
ſtück wird aus der Erfahrung eine mittlere Dauerzeit ermittelt, 3. B. 
Waffenrof des Gemeinen 2 Jahre, des Kanoniers 19/4 Jahr, Mantel 
des Fußmannes 9, des Reiters und Stüdmannes 10 Jahre. — 
Batern, jährlihe Ausgabe Fußmann 28 fl. 50 kr., Ulane und 
Harnifchreiter 39 fl. 
Es ift bei den Heineren Kleidungsftüden (fog. Kleinmontur), wie Hemden, 
Stiefel u. ſ. w. ziemlich allgemein eingeführt, daß der Wehrmann fich 
diefelben felbft anfchafft und dafür jährl. eine beftimmte Summe erbäft, 


Rau-Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl, 12 





(g) 
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Baden: biöher der gemeine Fußmann 15, der Weiter 14 fl. Hiezu 
tommen für Reinigungsmittel (proprete) 48 fr. und 2 fl. Bogel- 
mann a. a. O. ©. 179, 188. Nenerlich ift dies nach preufifcher Ver— 
waltungsweiſe abgeſchafft worden. 

Bei einem beſonders ſtarken Kriegsverbrauche reicht bisweilen das Er— 
zeugniß der Privatfabrilen nicht aus. Die britiſche Regierung kam 
im legten ruſſiſchen Kriege in Verlegenheit und mußte z. Bdie Tonne 
gewiſſer Geſchoſſe (diaphragm shell) für 73 X. kaufen, die fie jetzt zu 
15 £. machen läßt. In Folge diefer widrigen Erfahrungen wurden die 
Fabrifanftalten in Woolwich ſehr erweitert und vervollfommnet, auch 
wurde die Gewehrfabrit zu Enfield auf Staatsfoften angelegt. Diefe 
Werke find Mufter der Kunft. Quarterly Rev. Nr. 205. — In jedem 
Falle muß für Werkftätten zur Ausbefferung der Waffen, des Riemen— 
werks, der Fuhrwerte, ferner zur VBerfertigung geheimer Zündmaſſen 
und Feuerwerle, als Raketen, Yeuchtlugeln, Granatenfäge u. f. w. ge- 
ſorgt ſein. 


Sätze aus Baden 1847: Preis Dauer 
Flintee rn a 16 fl. 40 kr. 20 Jahre. 
Yadftod, Bajont . . .. 2,3 „ 112 
NEDER u... ra la A 20 „ 
Neiterflinte (Carabiner) . . 15 „936 „ 


0. .; 
In Baiern wurden zu diefem Zwecke Fohlenhöfe angelegt, um Pferde 
auf Rechnung des Staates zu ziehen. Die Anftalt hatte im J. 1826 
27452 Morgen Yand, 53 Hengite, 35 Stuten, 1662 Foblen. Bis, zu 
diefer Zeit hatten fie die Ausgaben nocd nicht völlig gededt, obſchön 
die Preife für die abgegebenen Pferde keineswegs zu tnapp bemefjen 
waren. Im %. 1829 waren vorhanden 11254 Morgen Garten, Ader, 
Wiefe und Wald, 5256 M. Weide u. a. ſchlechteres Yand, nebft den 
Gebäuden auf 890416 fl. gefchätt, ein Mobiliar von 416778 fl., aber 
feine Hengfte und Zuchtftuten mehr, fondern nur 1136 Fohlen und 
139 DOelonomiepferde. In 3 Jahren wurden 873 junge Pferde zu 220 fl. 
an die Regimenter abgegeben, die theil3 erfauft, theil3 gezogen waren; 
aber es gingen viele Fohlen zu Grunde, umd im 3jäbr. Durchſchnitt 
1826/28 war die Jahresausgabe um 30217 fl. größer als die Ein- 
nahme; die Verwaltung ift durch die vielen zugehörigen Gewerbe, 3. B. 
Glashütte, Mühlen, Brauerei u. dgl. fehr verwidelt; Scheuing's 
Beriht v. 1831, Beil. XLIV. E. Abth. I. Die Ergebnifje blieben 
auch in der meueften Zeit ungünftig. Die Ausgaben waren größer als 
die Einnahmen: 

i. D. von 1829/30 — 31/32 um 8236 fl. 

1835/36 — 37/38 „ 11783 „ 
Im Sept. 1838 waren 792 Fohlen und erwachiene Pferde vorbandent. 
Die für 1837 — 1943 angefetsten Preife, welche für die an das Militär 
abgegebenen Pferde vergütet werden, find: Cüraſſier-Pferde 310 fl., 
Chevaurlegers- Pferde 220 fl., Zugpferde 130 fl. Preisannahme 1565 
für leichte ‘Pferde 320, für fehwere 360 fl. — In Baden wurden 1842/43 
für ein Pferd 200 fl. angenommen, 1858 240 fl. und eine jährige 
Dauer, 1870 375 fl., in Sachſen 1858 135 Thlr. u. 10 Jahre Dauer. 
Sn Preußen werden junge Pferde (1560 3286 Stüd, i. Durchſchn. zu 
146 Thlr.) angelauft und 1 Jahr auf den 5 größern Pferbeböfen, ſog. 
Nemontedepots, erhalten, worauf fie zum Dienft abgegeben werden. 
Diefe Höfe find Yandgüter, welche 117355 Thlr. eigene Einnahmen 
haben und 164060 Thlr. Zufchuß often, fo daß der Aufwand für 
1 Pferd 196 Thlr. beträgt. Ausgabe für Diefelben im Norddeutſchen 
Bund 1570 235°000 Thlr. Die Preife der Dienftpferde find fort» 
während geftiegen. Defterreich 1870 Reitpferde 220 fl. d., im Durdh- 
ſchnitt 12)jährige Dauer, Fuhrpferde 190 fl., 10 Jahre. 


Ss. 77. 


Eine ſchwere außerordentliche Ausgabe verurfacht die nächte 
Rüftung für den Krieg (Mobilmahung, Anlegung von Maga- 
zinen u. f. w.), eine noch ſchwerere von unabjehbarer Größe ver 
Krieg felbft. Die Laften, welche ein Krieg in wirthichaftlicher 
Hinfiht dem Volke auflegt, bejtehen nicht allein in dem Auf- 
wande aus der Staatscaffe, fie begreifen im fich auch die Ver— 
vingerung dev Production durch Entziehung vieler Arbeiter und 
Störung des Abjates, fowie die vielfachen Ausgaben und Ver— 
(ufte ver Bürger durch Einquartierungen, vorzüglich aber durch 
die Nähe des Kriegsjchauplates. Selbjt ver glüdlichite Ausgang 
des Krieges kann nicht immer alle dieſe Opfer vergüten, ein 
unglüdlicher vernichtet in kurzer Zeit die Früchte eines viel- 
jährigen Fleißes. Die Wahrnehmung, daß einzelne Gewerbs- 
zeige im Kriege in Aufnahme kommen, bat bisweilen zu ber 
Meinung verleitet, als fei verfelbe ver Volkswirthſchaft nicht 
nachtheilig, aber diefer Irrthum berichtigt fich leicht, wenn man 
auf den Bermögenszuftand aller Volksclaſſen achtet und ben, 
durch gewaltfame Ausfchließung des fremden Mitwerbens erlangten 
vorübergehenden Monopolgewinn mit der Auspehnung der Be— 
triebfamfeit bei freiem Welthandel vergleicht (a). 


(a) Was ein kriegführendes Volk im Blute feiner Kinder, in Entbehrung, 
Noth und Sorgen feiner Bürger fir Opfer bringt, läßt fich nicht be- 
rechnen. Doch auch das, was in Zahl und Maaß fällt, ftellt feine 
günftige Bilanz dar. Nach den Durch Dumas (Pröcis des é6vénements 
militaires, XIX. Band, vgl. Memoiren des Herz. v. Rovigo I. 130 
der deutfch. Ueberf.) bekannt gewordenen Zahlen bat die franzöfifche 
Staatscafje nur vom 1. October 1806 bis dahin 1808 nad) Abzug der 
Ausgaben im damaligen Kriege eine Einnahme von 435 Mill. Fr. aus 
den occupirten Ländern bezogen. Aber was litt Frankreich, befonders 
von 1812—1S1S5! Die Ausgaben der franz. Staatscafje von 1802—1815 
werden auf 5000 Mill. Fr. gerechnet, und fo viel follen auch die Con— 
tributionen der eroberten Yänder wieder eingebracht haben, Say, 
Handb. V, 151. Hiezu kamen aber die Folgen der unglüdlichen Feld- 
züge von 1814 und 1815. Schon allein Die vertragsmäßigen Yeiftungen 
beliefen fich fehr hoch, nämlich 700 Mill. Fr. Contribution an die ver- 
biindeten Mächte, 390 Dill. Koften der fremden Befagung, 3 Fahre 
bindurch zu 130 Mill, 200 Dil. Privatentfhädigungen (16 Mil. Fr. 
Nenten), zuſammen 1410 Dil. Fr. Von 1814 — 1819 hat die franz. 
Staatsſchuld um beinahe 126 Mill. Fr. Renten oder 2520 Mil. Fr. 
Stamm zugenommen. Vgl. Bresson, II, 316, 443. — Die Er- 
oberung von Algier brachte der franzöſiſchen Staatscafje eine Einnahme 
von 51 Mill. Fr. aus erbeuteten Schäten und Waarenporräthen zu 
Wege, aber die Koften der Eroberung und Behauptung find weit größer. 

12” 
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Der Krieg von 1854 und 55 war außerordentlich kofibar. Frankreich 
verwendete auf ihn gegen 2500 Mil. Fr., Großbritannien gegen 
90 Mill. L., Sardinien 54 Mill. Fr, Preußen zur Rüftung 15 Dil. 
Thlr., Defterreih DSgl. gegen 200 Mill. fl. Mit Einfchluß von Ruß— 
land und Oeſterreich darı man die Kriegsausgaben auf mindejteng 
2200 Mill. Thlr. jegen, wozu noch die große Zerftörung von Privat- 
vermögen in der Zürfei und Rußland kommt. — Der Krieg von 
1566 Efoftete der preußifchen Staatscafjfe Über die laufende Ausgabe 
circa 53 Mil. Thlr. und brachte derfelben an Entrichtungen anderer 
Staaten 60'/ Mill. Thlr. ein. Der dän. Krieg koftete Preußen ertra 
c. 181% Mil. Thlr. Die einmal. Mobilmahungstoften betrugen 1866 
bis 67 c. 16,9 Mill. The. ©. Engel, Jahrb. III, 541. 462. Der 
itaftenifche Krieg von 1859 koſtete Oefterreih extra c. 210 Mil. fl., f. 
A Wagner, Unf. Zeit. 1863. ©. 25. In dem franzöfifch-deutjchen 
Kriege von 1870 — 71 ift die deutſche eg Ba et durch die franzöf. 
Entjhädigung von 5000 Dil. Fr., die Contributionen u. f. w. weit 
mehr als gededt worden. (Detail3 liegen zur Zeit noch nicht vor, 
April 1871). Direct und indirect wird Frankreich 10,000 Mil. Fr. 
und mehr Kriegskoften haben. R. W. 


I. Ausgaben für die Durdführung des Cultur- und 
Wohlfahrtszwecks. 


8. 78. 


J. Die innere Verwaltung, ſoweit ſie von der Polizei 
(8. 70) und von der volkswirthſchaftlichen und Unterrichtsver— 
waltung (8. 79ff.) getrennt iſt, macht keine ſehr erheblichen 
Ausgaben (ſ. o. 8. de): 

1) Die amtliche Statiſtik. Hieher gehören die Koſten 
der jetzt in den meiſten civiliſirten Staaten beſtehenden ſtatiſtiſchen 
Bureaus (a), die Koſten der laufenden ſtatiſtiſchen Sammel— 
arbeiten der Verwaltungsbehörden, welche ſich ſchwer von den 
übrigen Koſten dieſer Behörden abſondern laſſen; dann namentlich 
die Koſten der periodiſchen Volkszählungen over Cenſus (b). 

2) Das öffentliche Geſundheitsweſen und die dafür 
dienenden Anſtalten. Letztere (Kranken-, Gebär-, Irrenhäuſer, 
Hebammeninſtitute u. dgl. m.) pflegen in ver Regel ganz oder 
großentheil® aus Provincial- oder Gemeinvemitteln oder aus 
eigenem Stiftungsvermögen bejtritten zu werben, fo daß es fich 
für die Staatscaffe etwa nur um Zufchüffe handelt. Völlig trägt 
der Staat mitunter nur den Aufwand für folche Anftalten dieſer 
Art, welche zugleich zu Unterrichtszweden dienen. Außerdem hat 
der Staat die Ausgaben für Mepdicinalbeamte (Medicinalcollegien, 
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Amtsärzte, Amtswund- und Hebeärzte), etwa für Impfweſen, 
Quarantäne u. ſ. w. zu decken. Eine außerordentliche Ausgabe 
verurſachen bisweilen die Seuchen, Epidemieen und Viehſeuchen 
(Epizootieen), indem fie Abſperrungsmaßregeln u. |. w. nothwendig 
machen (ec). 

3) Das Hülfs- und Armenwejen (öffentlihe Wohl: 
thätigfeit, II, $. 324 ff.). Die Staatscajje wird hiefür mit 
Recht im Allgemeinen nur ausnahmsweife und etwa nur fub- 
ſidiär in Anfpruch genommen, indem die freiwillige (Privat -), 
eventuell die Firchliche und Stiftungsarmenpflege eintreten und, 
wo eine gejetliche Armenpflege und unter Umftänven ein Recht 
auf Armenunterftügung befteht, die Gemeinden, Kreife und deren 
Verbände die Pflichtigen find (d). Der Staat wird bei einzelnen 
öffentlichen Nothitänden (Mißwachs, Waſſersnoth, Kriegsver- 
heerung u. ſ. w.) mit Gelomitteln, öfters übrigens nur vorjchuß- 
weife, oder mit Steuernachlaß, was ja auch nur eine Form ber 
Unterftüßung ift, Hülfe gewähren müjjen (e). R. W. 


(a) 8. DB. Preußen, Statiſt. Bur. 31200 Thlr., daneben noch beſonders 
für d. meteorol. Inſtit. 7300. Die Ausgabe ft in den verfchiedenen 
Staaten nicht nur nad) der Größe der letzteren und der Umfafjendheit 
der Arbeiten, fondern auch nach der ganzen Stellung und Einrichtung 
der Burcaus verfchieden, je nachdem — ie nur die letzten — — 
und Public.Arbeiten oder ſchon frühere Sammel- und Concentrirungs— 
arbeiten (aus den Urliſten u. ſ. w.) zu machen haben. S. A. Wagner, 
De — Staatswörterbuch X, 448. Stein, Verwalumgsl. 
€ 2 

(4) Diefe Koften find nad der Methode der Volkszählung, der Specialität 
derjelben (namentl. neuerdings eingehende Eigenfchaftsitat. der Bevölk.) 
und je nachdem die Zählung mit anderen ftatıft. Aufnahmen (über 
Wohnungen, Viehſtand, Gewerbewefen u. f. w.) verbunden ift, fehr ver- 
fchieden. Wo Die —— und die Zählung durch freiwillige und 
unentgeltl. dienende Zähler ftattfindet (mie vielfach in Dentfchland), find 
die Koften geringer, ohne indefien zu verfäwinden. Vielmehr gilt bier 
das in $. 55 über Ehrenamter Geſagte. S. nam. En gel i.d. Ztiſchr. 
d. preuß. ftat. Bur. 1870 über Koſten d. Boftszähl. ©. 33ff. 3.8. 
Defterr. Cenſus v. 1857 2 Mill. fl, Brit. v. 1861 250.000 Pfd. St., 
Berein. St. v. 1861 1,8 Mill. D., Belg. v. 1566 über 614000 Fr. 
Die 10 jähr. Periode der Bählung empfiehlt fih auch vom Koftenjtand- 
puncte aus. Engel a. a. O. ©. 11 veranfchlagt bei theilmw. Benutzung 
unentgelt. Zähler für die nächite Volkszählung die Ausgabe Preußens 
auf 191000 Thlr. 

(e) Ausgabe des Staats für öffentliches Gefundheitäwefen, meift ohne die 
betreff. Anftalten, welche an Univerſ. u. ſ. w. mit für Lehrzwecke dienen: 
Oeſterreich weſtl. Th. 1870 665000 fl. — Preußen 1870 „ie d. 
Provincial-Medicinalbebörden 56637, für Kreismedicinalbeamte 225161, 
für Heil- u. Wohlthätigfeitsanft. u. fpec. Unterrichtsanft. 325° 153 Thlr. 
af (t. Eultusminift. verausg.) 609950 Thlr. — Baden 1570 ohne 

d. Univerfitätsfranfenbeil- u. d. Irrenanſt. 94976 fl. nebft 14600 für 
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Thierärzte. Die beiden Irrenh. Illenau u. Pforzheim koſten zuſammen 
346835 fl. oder nad Abzug der eigenen Einn., meiſt Verpflegungs— 
elder, 71879 fl. In Illenau koſtet ein Kranker 387, in Pforzheim 
Oneif Unheilb. u. Epilept.) 205 fl. 


(d) Beifpiel: Preußen, Ausg. für Wohlthätigkeitszwede im Minift. d. 
Innern 1870 mur 644000 Thlr., wovon aber allein 372000 Thlr. als 
Unterftügung hülfsbedürft. Krieger d. J. 1806—15, alfo eigentlich unter 
eine and. Rubr. gehörend, 45°000 Almof. u. Unterftüg., 122000 Zufch. 
für Armen= u. Wohlthätigkeitsanft., 103°000 Thlr. Penſ. u. Unterftüß. 

(e) S. oben $. 410 Anm. (ec). Zur Abhülfe des oftpreuß. Notbftandes 
wurde v. preuß. Staate verwendet nach Gef. v. 23. Dec. 1867 1°995°000, 
nah dem v. 3. März 18568 3 Mill. Thlr. — Während des 1870er 
Kriegs ähnl. Unterftüß. aus d. Staatscaffe an Theile d. R.-B. Trier. 


8. 79, 


II. Die volfswirthbichaftlihde Verwaltung ($. 43e). 
Hieher zählt ein großer Theil ver allgemeinen Ausgaben ver 
üblichen Minifterien des Inneren, des Handels, der Yandbwirth- 
Ichaft, 3. Th. jelbjt der Finanzen u. ſ. w. Viele Thätigkeiten der 
zum Minifterium des Inneren rveffortivenden VBerwaltungsbe- 
hörden, ver Polizei find oft hauptfächlich, in ver Regel wenigſtens 
nebenbei zur volfdwirthichaftlichen Verwaltung zu rechnen, wenn fie 
jih auch außerdem gleichzeitig auf andere Gebiete erjtveden. Die 
bezüglichen Ausgaben find daher auch nicht wohl zu trennen («). 

Bon den einzelnen Einrichtungen und Anjtalten des Staats 
zur Pflege ver Bolkswirthichaft find diejenigen tim - Ganzen bie 
älteren, welche gleichzeitig mit al8 eine wichtigere Einnahme: 
quelle für die Staatscaffe in Betracht kommen können und 
früher meijtens wirklich ſtark jo in Betracht famen. Nichtigere 
Einficht hat jedoch dazu geführt, daß ver fiscalifche Gefichtspunct 
bei ver Berwaltung dieſer Anftalten zurück getreten ijt und im 
Allgemeinen nur noch eine mäßige, gebührenartige Einnahme 
beabfichtigt wird, wenn ber Staat nicht etwa ganz auf Gewinn 
verzichten muß. Hierhin gehören namentlich: 

1) Das Münzwefen (I, 264 ff. IL, 8. 232 ff.), das bei 
der Prägung des Staats auf eigene Rechnung binjichtlich ver 
vollwichtigen Münzen faſt nur noch Ausgaben macht. Diefe 
werden durch den Gewinn bei der Scheivemünzprägung nicht 
einmal immer gedeckt; jedenfalls bleibt nur ein geringfügiger 
Ueberfchuß für die Staatscajfe. Derjelbe kann größer fein, wenn 
der Staat für die Münzprägung des von Privaten überbrachten 
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Metalls einen Schlagſchatz erhebt. Doch muß ſich ein ſolcher 
in mäßigen Grenzen halten, die vollwichtige Münze darf nicht 
verfchlechtert werden. Wenn ber Staat aber vollends feiner 
Aufgabe im Gebiete des Münzweſens noch volljtändiger nach— 
fommt und Vorkehrungen trifft, um nur gute Münzen in Umlauf 
zu erhalten, jo wird das Münzweſen noch mehr bloß zur Aus: 
gaberubrif im Staatsbudget werden. Gelegentlich nothwendige 
größere Reformen im Münzweſen verurfachen dem Staate nun— 
vermeiblich bedeutende außerorbentliche Ausgaben (b). 

2) Das Poſtweſen (IL, 8. 268 ff.) früher eine nicht un— 
wichtige Einnahmequelle wird daſſelbe neuerdings wegen feiner 
großen volfswirthichaftlihen und culturlihen Bedeutung nach 
englifhem Borgange (Rowland Hill's Poftreform 1839) immer 
allgemeiner nach dem Gebührenprincip verwaltet. Dabei wird 
wohl auf vollen Kojtenerfag und etwa auch einen mäßigen Ueber— 
ſchuß gejehen. Jedoch hindert dies nicht, daß zeitweilig, 3. B. 
bei großen Reformen und Tarifreductionen, felbit die Koſten— 
deckung (wobei ohnehin meiftens die Amortifation des ftehenven 
Capitals nicht eingerechnet wird) nicht ftattfindet und alsdann 
das Poftwejen rein als Ausgaberubrif erfcheint. Auf die Dauer 
ijt dies weder nothwendig noch zwedmäßig, felbjt eine veine 
Steuer fann im Porto unter Umftänden mit erhoben werben. 

S. Weiteres im dem Abjchnitt von der Pojtgebühr. W. 


* In Preußen z. B. gehört hierher alſo ein Theil der Ausgaben allge— 
meiner Art unter folgenden Titeln (1870): aus d. Finanzminiſterium, 
Oberpräfidien 59000, Regierungen 2395. 000; aus d. Handelöminift., 
Miniftertum 214000, Bamverwaltung (für Regierungs- umd Bau- 
räthe u. ſ. w.) im Ganzen 1, Mill., Handels- u. Gewerbeverwaltung 
im Allgemeinen 149000, font. allgemeine Handel3= u. gewerbl. Zwede 
78000; aus d. Minift. ?. Innern 134000, landräthl. Behörden umd 
Aeinter 1:825- 000, Landdroft. in Hannover 113000, Polizeiverwaltung 
1391000, auch ftatift. u. meteorol. Bur. (35° 000); aus d. Minift. d. 
Fandiwirtbich. Minift. 74000, fir allg. wiſſenſch. u. gemeinüg. Zwecke 
3. Förderung d. Candescultur 104 000, Nevifionscolt. f. Yandescultur- 
fachen 30.000. Am Ganzen find dies 7766000 Thlr., wovon ein 
beträchtl. Theil als Ausgabe für volkswirthſch. Zwecke (einfchlieft. der 
Durchführung u. Erhaltung d. wirthſch. Rechtsordn.) anzufehen tft. 

(6) Preußen A. fir 1870 Em. im Münzwefen 321097, Ausg. 290717, 
Ueberſchuß nur 30.380 Thlr., 1865—68 D. jährl. 168722 Thlr. Einn., 
148.938 Thlr. Ausg., 197 74 Thlr. Ueberſchuß. 


DE. 
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Die Ausgaben für die übrigen einzelnen Zweige ver Volks— 
wirthſchaftspflege find erjt in neuerer Zeit in ihrer Nüß- 
lichfeit erfannt und fehr vermehrt worden, wovon fich günftige 
Folgen für den Volkswohlſtand gezeigt haben. Zu ven Gegen— 
ſtänden dieſer Ausgaben gehören (a): 

1) Arbeiten, durch welche ein Theil des Landes urbar 
gemacht oder zum Anbau beffer zugerichtet wird, wenn fie 
in fo großem Umfange ausgeführt werben, daß die Mittel und 
die Kenntniffe ver einzelnen Bürger nicht zureichen, 3. B. große 
Anlagen zur Entwäfjerung und Bewäfferung, II, $. 102 ff. (b). 

2) Erleihterung der Ablöfung von Laſten des 
ländlichen Grundeigenthums durch Staatszufchüffe, Re— 
gelung der Gemeinheitstheilungen, Zuſammenlegung von Grund— 
ſtücken u. ſ. w. unter Mitwirkung von Staatsbehörden, II, 
8. 47 ff., 84 ff. 97 ff. (c). 

3) Prämien und Unterſtützungen, um neue nützliche 
Unternehmungen in der Landwirthſchaft und im Gewerbeweſen 
zu befördern, ein Mittel, mit welchem man ſehr vorſichtig ſein 
muß, weil es in vielen Fällen überflüſſig oder ſogar ſchädlich iſt (d). 

4) Die Koſten des Landgeſtütes (8. 76. und II, 8. 168.), 
welche bei guter Einrichtung dieſer Anſtalt ſich ſelbſt finanziell 
durch den leichteren Ankauf von Militärpferden belohnen (e). 

5) Der Straßen- und Wafferbau, II, 8. 255 ff. 

a) Unter ven Landſtraßen (II, 8. 256. 257.) müſſen bie 
Hauptverbindungen der Xandestheile unter einander und bes 
Staatsgebietes mit Nachbarftaaten aus ver Staatscaffe beftritten 
werden. Bezirksftraßen können ven einzelnen Landestheilen (Pro: 
vinzen u. f. w., 0. $. 38d u. 38 e) zugewieſen werben (f). Dieje 
Ausgaben gehören zu denjenigen, welche zur Erhöhung des allge: 
meinen Wohljtandes am meiften beitragen, weshalb man in 
mehreren Staaten zur jchnelleren Vollendung der Straßenver- 
bindungen auch Anleihen aufgenommen hat (9). Die durch die 
Straßenbaufrohnen bewirkte Erfparung ift als eine zu ungleich 
vertheilte und zu drückende Laft nicht zu billigen, $. 243. Durd 
Dermeidung einer überflüffigen Breite und durch die Wahl ver 





wohlfeiliten Bauart unbefchadet dev Güte läßt fich die Ausgabe 
vermindern, dagegen wird fie durch die gefteigerten Anforderungen 
an die Befchaffenheit ver Straßen auch wieder erhöht, II, 8. 256. 
Die Erfahrung zeigt, daß die jährliche Unterhaltung weniger 
foftet, wenn die Straßen einmal in volltommen guten Stand 
geſetzt worben find (A). 

b) Eijenbahnen und Canäle fönnen von Privatgefell- 
Ihaften angelegt werben (II, 8. 260. 267), doch ift e8 oft ven 
Umſtänden zufolge für nützlich zu erachten, daß die Staatsgewalt 
wichtige Werfe diefer Art ſelbſt erbaue, wozu fie die erforberlichen 
Summen meiftens borgen muß. Iſt ein Reinertrag, wenigftens 
als Berzinfung des Bauaufwandes, zu erwarten, jo iſt die Maaß— 
regel als gewerbliche Unternehmung des Staates zu betrachten, 
deren Regeln in die Lehre von den Staatseinfünften gehören. 
Es giebt Fälle, in denen der gemeinnügigen Wirkungen wegen 
folche Berbindungsmittel von der Staatsgewalt hergeftellt werben 
müſſen, auch wenn jene VBerzinfung anfangs noch unvolljtändig ift. 

e) Der Wafjerbau vient nicht allein zur Erleichterung der 
Wafferverfendung, fondern auch zum Schuß der Ufer und bes 
naheliegenden Landes. Es ift gerecht und zweckmäßig, biezu 
Beiträge von den geführveten Grundeigenthümern zu verlangen (2). 

Statt der Ausgaben für Straßen, Eifenbahnen und Canäle, 
Waſſerbauten, Schiffe u. |. w., die im Eigenthum bes Staats 
ſtehen, fönnen auch unter verjchtevenen Formen Staatsjub- 
ventionen für ſolche Verkehrswege und Verkehrsmittel, welche 
Eigenthum von Privaten (incl. Gefellfchaften), Gemeinden u. |. w. 
find, vorflommen. Die Subvention kann in einer Betheiligung 
des Staats als Actionär an der Unternehmung, in einem ver— 
zinslichen oder unverzinslichen Darlehen, zur erſten Anlage over 
zum Betriebe, in einer Zinsgavantie an die Actionäre (wobei 
die Zinjen etwa vorfchußweife geleiftet werden und aus ben 
jpäteren Erträgen wieder zu erjtatten find) oder auch in einem 
nicht vüczahlbaren Beitrage bejtehen, wobei im Einzelnen noch 
weitere Modificationen vorfommen. Namentlich bei Eijenbahnen, 
Dampfichifffahrtslinien ift eine folhe Subvention jehr gebräuchlich 
geworden und macht wenigjtens zeitweilig oft bedeutende Aus— 
gaben (k). 

6) Endlich find manche Ausgaben hieher zu vechnen, mit 
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welchen der Staat vie volkswirthſchaftliche Verkehrsfrei— 
heit durch Ablöſung von Privatrechten u. ſ. w. herſtellt (2). R. W. 


(a) 


Die gewerblichen Lehranftalten find im $. SO in der ganzen Reihe der 
Unterritsanftalten genannt, ihr befonderer Zweck it aber ein volf3- 
wirtbfchaftlicher und fie ftehen daher öfters unter der für Diefes Ge— 
Ichäftsgebiet beftimumten Oberbehörde (Miniftertum). 


(6) 3. B. Preußen 1870 im Et. d. landw. Minift. größ. Yandesmeliorat. 


(e) 


(d) 


A) 


und Deichbauten 184000, meitere Aust. für Deichwefen 66000 Thlr., 
außerdem im aufßerord. Etat für ähnl. Zwede 78000 Thlr. 
Namentlih Baden bat hierauf viel verwendet, bef. durch Uebernahme 
eines Fünftels bei der Zehntablöfung auf die Staatscaffe. In Defter- 
reich übernahmen die Kronländer !/; der Grundentlaſtungsſchuld (d. 6. 
die Hälfte der ganzen Ablöfungsfummen, da 1/3 geftrichen wurde). In 
Preußen giebt der Staat fir Verwalt. d. Rentenbanfen und Ueber- 
nahıne der a) einiger Schulden aus 137°000 Thlr. (1870). Die 
——— EIRIPERIDUNS haben 653000 Thlr. Einn. 970;000 Thlr. 
Ausg. (1871). 

Prämien zur Aufzucht beiferer Viehraſſen haben fich öfterd nützlich er— 
wiefen. Im preuf. Budg. für 1570 Prämie für Pferderennen ı. ſ. w. 
51'000, für Privatpferdezüchtung 12'550 Thlr. 

E3 kommt bier auch eine Einnahme aus Sprunggeld, Fohlengeld, ver- 
kauften Thieren u. dgl. vor. Bon den Landgeftüten find diejenigen Geftüte 
zu unterfcheiden, in denen zu den Hengften auch Zuchtſtuten gehalten und 
junge Pferde aufgezogen werden, ſog. Hauptgeftüte. — Preußen 


1558 1870 
3 Hauptgeftüte, Befchäler . 25 28 
Zucdtfiuten . . 2. 2.2. 550 570 
Yandgeftüte, Beſchäler . . 1070 1450 
Einnahmen . . 2» 2... 436288 Thlr. 326°455 Thlr. 
Ausgabe. © -» .-. 2... 638142 „ 588920 „ 
Mehrausgabe . » . . . WI 854 „ 262465 „ 


Defterreih, 7 Aufftellungen von Landesgeftüt-Hengften (Hengft- 
Depot), zuf. mit 1563 Pferden. 2 Geftüte zu Pibor u. Radautz, zuf. 
1302000 fl. Ausgaben, aber auch 54%8°000 fl. Einnahme für Dedgeld, 
Erlös aus Pferden, Ertrag der Gutswirtbfchaften u. |. w., Prämien für 
die Pferdezucht u. Wettrennen 75°200 fl. — Baden für 1858 51'393 fl., 
wovon 7531 fl. Einnahme abgehen, fir 115 Hengfte Die Ergänzung 
geſchieht nicht durch eigene Zucht, fondern durch Ankauf. 1870: mur 
noch 85 Hengfte, Dauer ungefähr 9 Jahre, Ankaufspreis auf 2500 fl. 
angenommen (1858 nur auf 1300 fl.). Futter u. Lagerftroh für 1 Hengft 
293% fl. (1858 222 fl.), ganze Ausgabe 75°326 fl., reine Einnahme 
von Sprunggeld u. f. w. 10485 fl. — Das vortrefflihe Landgeſtüt zu 
Celle tm Königreih Hannover, mit ungefähr 210 Hengften, koſtete 
41'500 Thlr. Staatszufhuß. — Sachſen 1855: 22000 Thlr. Staats- 
ausgabe — Frankreich: Die Geftüte und Beichälanftalten koſten 
1730500 Fr., Daneben der Ankauf von Hengiten und die Beförderung 
der Pferdezucht noch 1:260°000 Fr. Das Sprunggeld bringt 572500 Fr., 
andere Nebeneinnahmen 112440. — Baiern, u. 1870 fir das Land— 
eſtüt 210.000 fl. 

sn Baiern werden (1868/69) j. 647000 fl. aus der Staatäcafje an 
die Kreisfonds für Bezirksſtraßen abgegeben. — Baden 1870: die 
Kreife und Gemeinden haben zu den Koften der Landitraßen beizutragen, 
dieſe Beiträge find für 1870 zuſammen auf 373°938 fl. angefchlagen. 


— 


©. o. $. 38d Anm. (a). 


—— 


(9) Beiſpiele der Ausgaben für Straßen- und Waſſerbau: 
10,7 Proc. 


(R) 


() 


(A) 


— 1524000 fl. Baden 1570 (ordentl. A). 


1,6 u = 72770000 Mil. Fr. Frankreich 1566. 
5 „u. = 7864864 Thlr. Preußen 1870. 
bt „ 3232000 fl. Baiern 1870. 


28 — 693000 fl. b. Oeſterreich 1870 (mit Einſchluß der 
unter dem allgemeinen Bauaufwande aufgeführten 
Koften des Perſonals fir den genannten Ge— 
fchäftszweig mit 275°000 fl.). 

Der Waffer - u. Brüdenbau nahm in Belgien 1851—55 61 Proc. 
d. ganzen zu obiger Nr. 5 im Tert gehörenden has" hinweg, er beträgt 
1870 in Baden 45, in Frankreich 42, im Gr. Helfen 30, ın 
Defterreich 25, in Baiern 22, in Sachſen 19 Proc. diefer ganzen 
Ausgabe. In Frankreich fommen die Ausgaben der Departements Hr 
die Straßen hinzu. — Preußen verwendet 1870 3°668°000 Thlr. auf 
feine 28301/, Meilen Landftraßen, 2098000 Thlr. auf Fahrwege ohne 
Steimmmterlage (nicht hauffirt), ferner auf Wafjerwerfe, Brüden und 
Dienftgebäude, 1100000 Tolr. im ordentlichen u. 1:400°000 im aufer= 
Se Aufwand für neue Yandftraßen, Waflerbau, dan 300000 Thlr. 
Zufhuß zum EChaufjfee-Neubaufonds. 1567 vechnete man in den 8 älteren 
Provinzen 1825 M. Staats-, 742 M. Provinz- u. Bezirks-, 1706 M. 
Kreis-, Gemeinde= u. Privatitraßen. Vgl. Jahresbericht des Def. Coll. 
1868. ©. 464. 

Die Prämienanleibe der prenf. Scchandlung von 1832, im Betrage 
von 12600000 Thlr., war bauptfächlich zum Straßenbau beftimmt. — 
Im Großh. Heffen wurde durch Gef. v. 14. Juni 1836 eine befondere 
Straßenbaufhuld aufgenommen, fiir welche ein Steuerbeifchlag erhoben 
wurde. Nach Gef. » 19. Oct. 1845 wurde Diefe Schuld im Betrage 
von 2249000 fl. in die allgemeine Staatsſchuld aufgenommen, der 
Stenerzufchlag der Schuldencafje zugewiefen. In Frankreich follen 
180753 Kilom. (24-400 d. M.) weitere Bicinalftraßen angelegt werden, 
davon 142502 K. für dem kleinen Verkehr zu 45°413 Fr. Koften auf 
den Kilom. Der Staat giebt 115 Mill. uff, die Depart. u. Ge— 
meinden zahlen dazu u. das Fehlende wird durch Anleihen aufgebracht. 
Straßen ohne gute Unterlage von größeren Steinen find wohlfeiler 
anzulegen, aber foftbar zu unterhalten. Durch Anftellung einer hin— 
reihenden Zahl von Straßenwärtern, Die jede Heine Beſchädigung fogleich 
ausbefjern, wird an dem Aufwande merklich erfpart. In Eadlen find 
(18558) 900 Straßemwärter, deren jeder im D. 0,% Meilen verfiebt. 
Der Unterhalt einer Meile Straße foftet in Preußen au 1200, in 
Sadfen 1275 Thlr., in Baden 1870 bei ftarf befahrenen Straßen 
auf die Straßenftunde (5 M.) 1000, bei anderen im D. 538 fl. In 
Belgien koſtet d. —— gegen 18 Fr. auf den Meter, oder 62'218 fl. 
auf Die Meile, vergl. II, $. 250. 

In Baden haben die am Rhein Tiegenden Gemeinden 4 fr., Die an den 
anderen Flüffen fliegenden 2 fr. von 100 fl. des Grunditenercapitals 
aller Yändereien zu entrichten. Dies trug 1858 105000 fl. eim. 

Das Nähere Hinfichtlich des Ob und Wie dieſer Subventionen, befonders 
in der mwichtigften Frage, beim Eiſenbahnweſen, ift in der Verwaltungs— 
lehre und mamentl. in der Volkswirtbichaftspofitif zu erörtern. S. aüch 
Schäffle, geſellſch. Syſt. $. 266, 267. Preußen hatte z.B. i. N 
1871 Binsgarantieen v. 31/1, — 41/29, auf ein Capital von 157,5 Mill. 
Thlr. von Eiſenbahnunternehmungen übernommen (außerdem für 6 Mill. 
Thlr. mit d. thüring. Staaten zufammen). Der A. für zu leiftende Zins— 
zufchüffe aus diefem Titel war 1871 1264800, 1870 1155200 Thlr., 
D. v. 1865—68 wirkl. Ausg. biefür 970000 Thlr. Außerdem hat der 
Staat bei einigen Bahnen, an denen er betheiligt ift, zur Amortifation 
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von Actien einen Beitrag zu leiften, fo 1865 1954000 (wovon 1884000 
fir Cöln- Mind. Eifenbahnactien, was damal3 durch einen neuen Ver— 
trag u. ein eg Be wurde), A. für 1870 138000 Thlr., ferner 
weitere 265000 Thlr., welche vertragsmäßig aus der Eifenbahnabgabe 
zur Amortif. v. Berlin-Hamb. Stammactien verwendet werden. Anderer- 
* bezieht der preuß. Staat aus ſeiner Betheiligung an verſchiedenen 
Privateiſenbahnen im A. für 1870 1679 000 Eh. — Defterreich, 
weftl. Theil, A. 1870 Zinserfordernig filr den Antheil des Staat3 ar 
den Koften der Donanregulirung 233000 fl., verfchied. Zinsgarantieert 
meift als 40/0 Vorſchüſſe geleiftet) für Privatbahnen 6,7 Mill. fl., and. 
Subvention dsgl. 70'000 fl., Bau-Vorſchüſſe fiir 2 Bahnen 3,5 Mill. fl., 
Gefammmterforderniß (incl. 1324000 fl. Agioverluft) 11827000 fl. 
Außerdem fubventionirt die Monarchie (incl. Ungarn) auf ihren gemeinf. 
Etat den öfterreih. Lloyd in Trieſt in A. für 1870 mit 1718 000 fl. 
(früher zeitweife auch die Donandampffchifffahrtgefellichaft). Mehrfach 
olche Zinsgarantieen für Privatbahnen (meift als ein fpäter ans —— 
—— zurückzuzahlender, mitunter verzinslicher Vorſchuß) 
wie in Preußen auch in den kleinen deutſchen Staaten, bisweilen 
nur auf eine beſtimmte Reihe von Jahren (3. B. bei der unrentabeln 
Werrabahn ift die Frift für die Zinsgarantie der thüring. Staaten bereits 
abgelaufen). — In Frankreich übernahm der Staat anfangs be— 
ftimmte Arbeitäleiftungen für die Privatbahnen, neuerdings feit 1859 
ift auch hier die Zinsgarantie (4,65% auf 50 Jahre für das Anlage- 
capital), namentlich zum Ansbau des neuen Netzes üblich geworden. 
— in England, Nordamerika find regelmäßig für die großen 
ampferlinien (im Mittelmeer, auf d. Ocean) bedeutende Subventionen 
eleiftet, mit zweifelhaften Erfolg, wie die glückliche Concurrenz der 
Hamburger und Bremer unfubventionirten Yinten (früher auch des 
Öfterr. Lloyd) beweiſt. Die große Canalunternehmung d. franzöſiſchen 
Regierung in den Jahren 1818-35 wurde mit auffalfender Uebereilung 
begonnen. Mar befchloß verfchievdene Anleihen, um einige Canäle zu 
beendigen und auch einige Brücken- und Hafenbauten vorzunehmen. 
Die ganze aufgenommene Summe war 142:630°000 Fr., aber die An— 
fchläge waren fo ungenau verfertiget, daß der wirklihe Aufwand weit 
über fie hinausging. Der Canal von Nivernais 3. B. wurde auf 
8 Mil. Fr. angefchlagen, koſtet aber 19 —20 Mil. Im Fahre 1830 
wurden 7 Mil. Fr. für die Zahlungen an die Canalgläubiger und 
5100000 Fr. für Fortfegung der Arbeiten ey: Im Fahre 1834 
hatten die 13 ‚größeren, in den %. 1621 und 22 befchloffenen Arbeiten 
fhon 241 Mill. gekoſtet. Die Actien trurgen 5 Proc. Zinfen, außerdem 
eine Prämie bei der Tilgung oder (beim Canal von Bourgogne und 
von Arles) eine Zinserhöhung von !/s Proc. von 1833 an, und fie 
gaben auch nach der gänzlihen Tilgung noch das Recht auf einen Antheil 
am Neinertrage. Die jührlihe Ausgabe des Staated in nolge dieſer 
Anleihen war 1846 R. für Zinſen u. Prämien 6559000, fir Tilgung 
3230°000, für Nebenkoften 549500, zufammen 10.335000 Fr. Für 
1859 betrugen Zins und Prämien nod 3330425 Fr., Tilgung 
4814865 Fr., Nüdlauf von Canalactien 1346327 Fr. Die Zahlungen 
für den Rhone-Rheincanal hörten von 1855 an auf. — Höchſt ungünitig 
find die Koften u. Erfolge des Yudwigs-Donau-Maincanals in Baiern 
gewejen. Einn. 1565 102309, Ausg. (Verwalt.) 182573 fl. In den 
nordamerifanifchen Freiftaaten haben die einzelnen Staaten be- 
dentende Unternehmungen im Straßen- und Canalbau mit Hilfe von 
Anleihen gemacht. 
Ablöfung von Realgerechtigfeiten u. dgl., foweit nicht die Gemeinden 
d. Koften tragen, v. Privaten, Gemeinden zuftehenden Zollrechten u. ſ. w. 
(A. im preuß. Budget 1870 Or. 50°000, Ertraord. 30000 Thlr. f. ſolche 
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Ablöfungen). Aehnlih Nenten- u. dgl. Zahlungen aus folhen Titeln 
(Breußen 1870 A. 213000 Thlr.). Ein verwandter all ift die Ab- 
löfung des Thurn- u. Taxisſchen Poftrehts durch Preußen 1566 — 67 
um 3 Mill. Thlr. Wichtiger find die meuerdings gelegentlich vorge- 
fommenen Ablöfungen von ausländifchen Gerechtfamen, welche den 
Verkehr belafteten: Aufhebung der Sund- und Beltzöle zu Gunften 
Dänemarks 1857 (Preußen bat 3. B. eine Quote v. 3:330°000 Thlr. 
von dem Entjchädigungscapital Übernehmen müſſen. Die Summe wird 
in balbjährl. Raten v. 1. Oct. 18557 — 1. April 1877 abgezahlt mit 
jährl. 243°462 Thlr.), des Stader Zolld zu Gunften Hannover’, der 
Schelvezölle zu Gunjten Belgiens. — Mit der Weiterentwidlung der 
Eultur und der Vollswirthſchaft werden immer wieder Fälle eintreten, 
wo einzelne wohlerworbene Privatrechte dem öffentlichen Intereſſe ent- 
gegenftehen und befeitigt werden müſſen im Wege der Erpropriation 
gegen Entjhädigung, damit Berfchrsfreiheit erlangt werde oder die be- 
züglichen Anftalten in das Eigenthum und in die Verwaltung des 
Staats übergehen (Telegraphen in England, vielleicht im nicht ferner 
Zeit allgemeiner die Privateifenbahnen). Ale Verwendungen für folche 
Zwecke und überhaupt für die im diefem $. aufgeführten Einrichtungen 
gehören vecht eigentlich zu den beiten ſtaatswirthſchaftlichen Capitalan— 
lagen. ©. $. 41b. 


8. 80. 


II. Die Berwaltung des Unterridts- und Bil- 
dbungswefens und des öffentlihen Cultus. Die hiedurch 
erfolgende Beförverung der Volfsbildung wird in unferem Zeit- 
alter als eine hochwichtige Aufgabe der Staatsgewalt anerkannt. 
Die dafür erforderliche Staats - Ausgabe ift aber in den meijten 
Ländern verhältnigmäßig ziemlich gering, weil ein großer Theil 
des Aufwandes aus anderen Mitteln bejtritten wird, welche 
meistens jchon längjt diefem Zweck gewidmet waren (Stiftungs- 
vermögen, Gemeinvemittel u. ſ. w.) (a). 

1) Für die geiftige Bildung dienen 

a) Anjtalten für ven Jugendunterricht und zwar 

a) als allgemeine Grundlage alles Unterrichtes die Volks— 
(Elementar-) Schulen. Die Güte verjelben hat auf ben 
geiftigen und fittlihen Zuſtand und fomit auf die gejammte 
Wohlfahrt des Volkes einen jo mächtigen Einfluß, daß die Ne 
gierung verpflichtet ift, diefe Schulen zum Gegenſtand ihrer 
Sorgfalt zu machen, damit fie im ganzen Lande in binveichender 
Anzahl vorhanden und gut eingerichtet feien. Hiezu gehören 
Anftalten zur Bildung fähiger Lehrer (Schullehrerjeminarien), 
die Errichtung von Schulen in jeder Gemeinde, die Anftellung 
einer genügenden Zahl von Lehrern, die Herftellung ver erforver- 
lihen Schulgebäude in zwedmäßiger Bejchaffenheit und vie 


— 10 — 


Beichaffung eines genügenden, zur Wahl diefes Berufes ermun— 
ternden Einkommens für die Lehrer (b). Zur Beſtreitung der in 
jeder Ortichaft aufzuwendenden Koſten bietet fich häufig ein be— 
jonderes Stiftungsvermögen bar, der weitere Bedarf wird nach 
üblicher Weife zunächft von der Gemeinde und den Eltern ver 
Schulkinder durch das Schulgeld bejtritten. Die Staatscaffe 
hat aber für die nicht=ürtlichen Anjtalten und für folhe Ge— 
meinden einzutreten, welche die Kojten nicht vollftändig aufzu— 
bringen vermögen, und darum wird e8 möglich, mit einem fehr 
mäßigen Aufwande des Staats viel anszurichten (ec). 
pP) An das Elementarjchulweien reiht ſich in aufjteigender 
Ordnung an das Berufsjchulweien. Dafjelbe zerfällt in die 
prei Hauptgebiete des gelehrten oder wijjenfchaftlichen, des wirth- 
Ichaftlihen und des künſtleriſchen Schulweſens. In jedem diejer 
Gebiete laſſen ſich wieder Schulen für die Vorbildung und für 
die Fachbildung zum Beruf unterfcheiven: 1) Gelehrte Schulen 
(Gymnaſien, Lyceen), — Univerfitäten und einzelne Special- 
ſchulen für die höhere wiljenfchaftliche Fachbildung (mebicinifche, 
Rechts⸗, theologische Akademieen u. ſ. w.); 2) Realſchulen (untere, 
Bürgerfhulen — Realgymnafien) und Specialvorbildungsſchulen 
für folche Berufe, für welche ein niedrigerer Grad der Vor- und 
Fachbildung ausreicht (niedere Landwirthſchafts-, Gewerbe-, Han: 
dels⸗, Schifffahrtsfchulen u. ſ. w.) — andererſeits Hochjchulen, 
namentlih Polytechnica und Specialfchulen für höhere Berufs- 
bildung, wie Handels-, Landwirthſchafts-, Forſt-, Berg, Bau— 
Akademieen u. dgl. m. Auch Kriegsakademieen zählen hierher. 
Endlich 3) niedere (z. B. gewöhnliche Zeichenfchulen) und höhere 
Kunſtſchulen für Dialerei, Bildhauerei, Tonkunſt. In finanzieller 
Beziehung ift zu beachten, daß das gelehrte Schulwefen im Ganzen 
das ältere ift, das wirtbichaftliche erjt ven Bedürfniſſen ber 
„neueren Zeit feine Entjtehung verdankt und das Kunſtſchulweſen, 
wenigjtens als öffentliche Angelegenheit, meiftens erſt der jüngjten 
Zeit angehört. Das gelehrte Schulwefen ift ferner für die 
meisten Staatsdiener (höherer Art) in ver Negel das Mittel zur 
Erlangung der Vor- und der theoretifchen Fachbildung. Die 
niederen und höheren gelehrten Schulen find daher häufig auf 
altes eigenes oder Stiftungsvermögen fundirt, oder werben jeit 
lange von den Städten botivt und foweit dieſe Mittel nicht aus- 
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reihen oder neue Anftalten zu gründen waren, fo leijtet auch 
der Staat beveutenvere Zufchüffe oder unterhält die Anjtalten 
auch allein. Das wirthichaftliche Schulwefen jteht den Intereffen 
ver großen Maſſe ver Bevölkerung näher, konnte daher auch 
mehr auf freiwillige Gaben (Gründungsbeiträge u. ſ. w.) ber 
Intereffenten und auf Schulgeld, dann bejonvders auf Beiträge 
der Gemeinden, Kreife begründet werben, jo daß der Staat 
vollends nur fecundär dafür eintritt. Bloß die wirtbichaftlichen 
Specialſchulen, namentlich die Hochjchulen, machen in dieſer Be— 
jtehung eine wichtigere Ausnahme, indem der Staat in deren 
Unterftüßung eine pafjende Form der Förderung der Volks— 
wirthichaft erkannte. Diefer berechtigte Gefichtspunct ift neuer- 
dings auch öfters dem niederen wirtbichaftlichen Schulwefen zu 
Gute gekommen. Die Unterhaltung der niederen Kumftfchulen 
dient auch zugleich wirtbfchaftlichen Intereffen. Diejenige der 
höheren ift Sache des reichen Mäcenatenthums, ver großen 
blühenden Städte und mit Recht auch des Staats (d). 

b) Beförderung der wiffenjchaftlihen Bildung durch Biblio— 
thefen, Sammlungen von Natur= und Runfterzeugnifjen, Gärten 
zur Beförderung der Pflanzenfenntnig, Gewerbemufeen u. ſ. w., 
gelehrte Gefellfchaften (Afademieen) (e) u. dgl. R. W. 


(a) Daher giebt der Betrag diefer Ausgaben feinen genauen Maaßſtab fir 
die Sorgfalt, weldhe die Staatsgewalt der Bildungspflege widmet. 
Ganzer Betrag diefes Aufwandes: 

85 Proc. — 5159275 fl. Baiern 1870 mit Einfchluß von 757°000 fl. 


Baukoſten. 

7,8— 1066839 fl. Baden 1870. 

4,70, 0 705 Mil. Frankreich, A. 1868, dazu 79 Mil. Fr. 
von den Departements. 

3,6 „ — 5503000 Thlr. Breußen 1870. 

28. = 6229000 fl. d. W. Oefterreich 1870. 

0,86 — 86.054 Scudi Kirchenjtaat, N. 1853. 


’ " 

(b) Die öfter vernommene Behauptung, daß die Staatögewalt den Bürgern 
einen ımentgeltlichen Unterricht aus Mitteln der Staatögefammtheit 
gewähren folle, ift unbegründet. E3 genügt, daß die Dirftigen von 
Schulgeld befreit find. 

(c) Die Voltsfhule ftand lange Zeit unter der Kirche, die fich wieder unter 
dem Einfluffe der Staatsgewalt befand. Nachdem die Kirche größere 
Selbftändigkeit erlangt bat, muß Die Negierung die Yeitung des Schul- 
wejens übernehmen. Sn den letsten Jahrzehnten ift in vielen europäifchen 
Staaten fir dieſen lange vernachläfjigten Gegenftand zufolge eines 
erfreulichen Wetteifers der Regierungen fehr viel gefcheben. Dies zeigt 
ſich hauptfächlich in folgenden Stücken: 

1) Zahl der Schüler und der Lehrer und VBollftändigfeit des Schul- 
befuched. Auf 1000 Menſchen kommen gegen 153 Kinder von 6 
bis 14 Jahren, oder auf 6,6 Einw. eines. Diefe Zahl ift alfo 
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die größte mögliche Menge von Schulkindern innerhalb jenes 
Alters, oder ungefähr 5 Frankreich: Nah Ch. Dupin 
(Forces productives de la France, 1827, II, 251) hatte Nord— 
franfreih auf 1000 Einw. nur 57,. Südfrankreich 21 Schulkinder 
u. 14000 Gemeinden v. 35000 hatten noch feine Schule. Seitdem 
iſt dieſem Uebelſtande fo eifrig abgeholfen worden, daß 1840 nur 
noch 4196 Gemeinden ohne Schulen waren und 1842 die Zahl 
der Schulfinder 3240000 oder I auf 10, Einw. geweſen fein 
fol. Im Jahre 1848 waren in 12 Depart. noch weniger als 
3000 Schulfinder auf 100000 Einw. min. 2127 (Dep. Allier.) 
Journ. des Econ. XXI, 154. 1863 gingen 4'/; Dill. (116 p. 
mille der Einw.) Kinder in die Schulen, über 800-000 noch 
nicht, 18158 Gemeinden waren no ohne Schule, Bericht des 
Miniſters Duruy, März 1863. Die Zahl d. Nichtunterrichteten 
war 1865 in 23 Dep. zwifchen "/; und 2/, der Ew., in Elſaß, 
Lothringen und Champagne nur zwifchen 0 u. 5 Proc, von den 
Wehrpflihtigen waren über ohne Unterricht geblieben. In 
England u. Wales fam 1551 erft auf 14 Menfchen 1 Schulkind, 
1857 auf 9/2. 1865 konnten 225 von 1000 getrauten Männern, 
in Jrland 406 ihren Namen nicht fchreiben. — In den deutſchen 
Staaten, in d. Niederlanden, einem Theil d. Schweiz u. f. w. 
erreicht die Zahl der Schulbefuchenden das Marimum oder über— 
fteigt e8 wegen der längeren Schulzeit. In Preußen 3. B. Zahl 
der öffentl. und concefj. priv. Elementarfchulen 1564 41'158, 
—— Kinder 3427241, davon in Elementarſch. 3026743, 
!ehrer an d. Öffentl. Elementarſch. 34803, Lehrerinnen 2016. — In 
Belgien waren zu Ende 1840 noch 183 v. 2417 Landgemeinden 
ohne Schulen. Dan zählte 2109 Gemeinde-, 2284 Hrivat- u, 
796 gemifchte Schulen, d. h. folche, die vom Staate eine Unter= 
ftügung erhalten, zuf. 5189, mit 453350 Schulkindern, alfo 
113 p. mille oder !/y der Einw., max. Namur mit '/s, min. 
Oftflandern mit "io. Etat de l’instruct. primaire en Belgique, 
1830 — 40, ©. 63 ff. Im Jahre 1550 war 1 Schulkind unter 
58 Em., in Oftflandern auf 11, 1860 befuchten 511096 K. die 
Schule, alſo 73 Proc. der vorhandenen oder 109 auf 1000 Em. 
Die Befoldung der Lehrer war fonft öfters jo kärglich, daß der 
Lehrer zu unmwürdigem Nebenerwerbe gezwungen war. Man bat 
jet in vielen Yändern ein Minimum des Einkommens, nad) 
Claſſen für Schulen in verſchiedenen Ortſchaften, feitgefegt, jo 
daß dem Lehrer ein genügender Unterhalt gewährt wird, und 
die8 Minimum ift im vielen Staaten wiederholt hinaufgerüdt 
worden. Ueber Preußen f. Ztichr. d. ftatift. Bur. v. Engel, 
1869, ©. 99 ff., 153 ff., 177, Durchfchnitt der Lehrergehalte an 
Elementarſchulen 1561 210, 1864 218 Thlr., in den Städten 
reſp. 281 u. 294, auf d. Lande 181 u. 185, nach Provinzen 
Mar. Durchſchn. in den Städten Brandenburgs 308 u. 332, 
der Rheinprov. 300 u. 306, Minim. Durchſchn. in Poſen 224 
u. 236, in Hohenzollern 231 u. 254; auf dem Lande Mar. 
Sachſen 235 u. 242, Min. Pofen 144 u. 149 (Pommern 145 
u. 188). Die Berbefjerung v. 1561—64 ift allgemein, aber noch 
nicht ausreichend; fie betrug jährlih 1859—61 115923 (Städte 
63°327, Land 52,596), 1861—64 116978 (Städte 77589, Land 
39389) Thlr. Aber es gab 1864 noch 1926 Lehrer mit 50—10V, 
8361 mit 100—150, 10,290 mit 150—200, 6197 mit 200—250, 
3745 mit 250—300 Thlr. Erheblich höhere Gehalte waren fehr 
felten, 3. B. 500—550 Thlr. bezogen nur 321, 550—600 174, 
600—650 96, 650 — 700 53, 700—1000 159, Über 1000 Thlr, 
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13 Lehrer. In Hannover lebten 1834 noch 396 Lehrer ganz 
oder zeitweife vom Neibetifch bei den Ortsbewohnern. — Baden, 
E das neue trefflihe Schulgefeg v. 8. März 1868, Tit. V v. 

inkommen d. Lehrer: 4 Ortsclaffen, Gemeinden bis 500, 501 
bis 1500, 1501 — 3000, über 3000 Eiuw. Hauptlehrer Minmal- 
gehalt (in Geld, Naturalien oder feften Nutzungen) hienach 350, 
375, 400, 450 fl.; wenn an einer Volksſchule wenigftend 2 Haupt⸗ 
lehrer, fo hat der erſte 50, wenn 3, fo der erfte 100, der zweite 
50, wenn 4 oder mehr, fo der erfte 200, der zweite 100, der 
Dritte 50 r mehr; außerdem ſtets freie Wohnung, ferner Antheil 
am Schulgeld, das in der niederften Ortsclaffe mit 50, im den 
drei anderen mit 75 fl. garantirt wird; endlich Perſonalzulagen 
nach d. Dienftalter, alle 5 Jahr 20 fl., bi8 zum Dar. v. 120 fl. 
in der unterſten, 100 fl. in d. and. Claſſen, doch nur, foweit 
fefte Befold. u. Schulgeldantheil 650 fl. nicht überfteigt. Schul» 
gehilfen als Unter- und Hillfslehrer: beizbare, möblirte Stube 
und im Din. 265 fl. in dem 2 unterften, 290 fl. im d. 2 oberjten 
Drtöclafien, in Städten iiber 6000 Einw. 315 fl. ©. Titel VI 
über d. Beftreit. d. Aufwands für d. Volksſchulen. Was durch 
Schulfonds, Dotationen, gefegl. Beitr. d. Gemeinden (f. $. 66— 70 
des Gef.) an d. gefetslihen Gehalten der Lehrer nicht gededt ift, 
trägt die Staatscaffe, 8.74. So im. 1871 9. 178°000 fl. 
Staatöbeitrag zu den Gehalten der Boltsichullehrer, außerdem 
30.000 fl: Der en. Ueber Ruhegeb., Berforg. d. Wittwen 
u. Waiſen f. Tit. VOL 3 Gef. — In Frankreich follte (Gef. 
28. Juni 1833) der Elementarlehrer nicht unter 200, der Ober- 
lehrer nicht unter 400 Fr. erhalten, nebſt einem Schulgelve 
(retribution mensuelle). 1845 gab es 15'000 Schullehrer von 
weniger al3 400 Fr. 1545 wurde die Unentgeltlichleit d. Schul— 
unterricht3 ausgefprohen und eine Summe von 45 Mill. Fr. 
gefordert, um jeden Lehrer mindeftens auf 600 Fr. zu ftellen; 
dieſe Anordnung kam nicht in Vollzug. Nach Gef. v. 15. März 
1850 foll fein Yehrer unter 600 Fr. einnehmen. Die Gemeinde 
giebt menigftens 200 Fr., hiezu fommt das Schulgeld und der 
Staat‘ legt zu, was an jenem Betrage noch fehlt. Außerdem 
ftellt die Gemeinde dem erforderlichen Raum. Verdiente Lehrer 
tönen nah 5 Fahren auf mindeftens 700, nad) 10 Jahren auf 
800 Fr. gejetst werden. Leber d. neueren Berbältniffe im franzöf. 
Boltsihulweien f. Engel in deſſen Zeitſchrift d. preuß. ftatift. 
Bur. 1865, 134 ff. — In Großbritannien gefhah lange Zeit 
für das Schulweſen, fowie für viele andere wichtige Bedürfniſſe 
gar nicht vom Staate. 1861 — 62 war die Staatsausgabe für 
Erziehung, Wiffenfhaft u. Kunſt aber ſchon 1360000 8, davon 
303784 V. für öffentl. Anftalten fiir Erziehung, meift fir Schul- 
bäufer, Xehrerbefold., Lehrerbildungsanft., überhaupt großentheils 
für Elementarunterricht. W 


) In Preußen (alten Umfangs) tofteten 


Deff. Ele: Höh. Realſch. Realſch. Def. Deff. Univerſ. 
mentarſch. Bür 2. Ord. 1. Ord. Pros Gymn. 1870 ind. 


gerſch. gymn. neue 

1562-04 D. 1861 1864 1864 1564 1861 iron, 

Im Ganzen Tauſ. Thir. 11040 6] 86 461 105 1833 1-42 
pr. 1 Schule. . u 418 45 7152 9114 3716 12-638  149°200 
pr. 1 Schüler » „ c. 3.8 45 26 30 13 43 € %7 


davon %, von: 
Staat a. unmittel: 
baren Funds 


Stat a. mittelb. | 35 071 1:43 261 11:08 14:02 57% 
Funde . 


— 186 0.46 452 12-31 _- 


Raus Wagner, Finanzwiſſenſchaſt. 6. Aufl. 13 
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Deff. Ele Höh. Realſch. Realſch. Oeff. Deff. Univerf. 
mentarſch. Bür: 2. Drd. 1. Ord. Pro⸗ Gymn. 1870 inci. 
gerſch. gumm. neue 
1862—64 D. 1864 1864 1864 1864 1864 Prov. 
Stadtgemeinden . - 30:62 34-92 2936 2001 10:23 — 
Kirchen u. nicht unter 73-7 
Staatsverwalt. ſteh. =. 


Stiftungen 545 © | 115 #62 Ft 191 
Schulgeld . . 28 AMT BETT IE 38 4 (2-1) 
— 155 50 406 18:8 1791 270 


Uebrigens (?eig. Berm.) 
ig. Bermögen a — 
Bei der Univerſ. ohne Einrechnung des Colle— au (bei Schulgeld 
„Einnahme aus eig. Erwerb“: wohl Gebühren, etrag der Normal» 
gehalte ver Gymnafiallehrer nah 3 Ortsclaſſen Directoren bis 1800, 
1600 u. 1400 Thlr., ordentl. Yehrer 600 — 1300, 550 — 1150, 500 big 
1000 Thlr., f. Engel, Zeitfchr. 1869 ©. 202, 206, 199. Details in 
Mushacke's Schulfalender. — Vgl. d. Berechnungen über Koften der 
Schulen, Schüler u. die Antbeile an der Koftentragung in den ruff. 
Dftfeeprop. in A. Wagner, Beiträge z. Finanzftat. d. Schulwef. 
in Livland, Eurland u. Eftlaud. Dorpat 1866. 

Nach den Anfchlägen für 1570 hatten die folgenden Univerfitäten 
nachftebende Rein-Einnahmen, bez. Koften (in 1000 Thlr.). 


Summe dav.aus Total dav. aus 
Staatsf. Staatsf. 
Berlin. . . . 22 214 Heidelberg... ? 102 
Bonn . . .. 151 144° Freiburg . . . 61 38 
Breslau . . . 117 101 Münden. . . 2? 55 
Sale... . 127 5 Wigbung .. 2? 47 
Königsberg . . 117 111 Edangen... 2? 13 
Greifswald . . 94 0 Wien fl. . 43  Gröf- 
Münfter (Akad) - 22,4 22 Brag „189 ten⸗ 
Göttingen . . 182 43 Grab „102  tbeils 
Marburg. » » 96 79 Innsbruck . 114 aus d. 
Kiel 95 89 Krakau „126 Gtaatö- 
10 preuf. Univ. 1225 860 Lembrg „ . 116 cafe 
Eig. Einn. d. Juſt. Dorpat Rubel . 209 209 
u. Samml. . 263 — 
Allgemein . . 3 3 
Summe . . . 1491 863 


Es ijt fehwer, aus den amtlichen Budgets die vollen Koften der Uni— 
verfitäten zu entnehmen, oft ift nur der Staatszufhuß, oft find wenig— 
ftens die fonftigen Einnahmen nicht vollftändig angegeben; auch der 
Haushalt der mit den Univerf. verbundenen kliniſchen u. dgl. Inſtitute 
ift mitunter beſonders verrechnet. Der Aufwand für die Univerfität 
Berlin ift incl. diefer Summen nad) meiner Berechnung 271000 Thlr. 
Bon fremden Univerf. haben z.B. Lund und Upfala in Schweden, 
Orford (174000 8. Einfommen einfchließlich der lege), Cambridge 
(133°000 2. St.) bedeutende eigene Einkünfte. In Deutfchland find 
legtere mitunter vom Staate eingezogen, die heutige Staatsdotation 
erfolgt theilweife aus diefem Titel (3. ® bei Freiburg 13°564 fl. Staatö- 
zufhuß für entzogene Gefälle, 50°436 fl. eigentlicher Staatszufhuß). — 
Ueber den Betrag des Eollegiengelds, der Doctorgebühren u. |. w. fehlen 
Angaben faft durchaus. Aeltere Nachrichten tiber preuß. Univerfitäten 
ſ. bei Dieterici, geſch. u. ftatift. Nachrichten tiber die Umiverfitäten 
im preuß. Staat, Berlin 1836. 

Die Einmahmen bez. Koften einiger techniſcher m. ähnlicher Hod- 
ſchulen (Bolytechnica) find 3. B.: Bean 1870, Berliner Gewerbe- 
atad. 58101, wovon 10°500 Unterrichtshonorar, 47'200 Thlr. Staatd- 
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zufhuß, Berliner Bauafad. 31°400, wovon Gebühren u. Unterrichtsgelder 
14'720, Staatszufhuß 9540 (Neft aus Miethe, alfo eigentlich auch aus 
Staatszufhuß), Polytechnicum in Aachen N. 40.000, Staatszuſchuß 
10.000 Thle. — Defterreich, Polytehnicum in Wien 9. für 1570 
212345 fl.; Baden, Staatözufhuß (wenig andere Einnahmen) 1870 
66000 fl. Ferner in Preußen Staatszufhuß zu Unterbaltung and. 
technischen Lehranftalten in d. Provinzen 109342 Thlr. (excl. Aachener 
Polytechnicum), für d. landwirthſch. Akadem. und höhere landwirtbich. 
Tehranftalten 61103 Thlr. (egcl. Halle u. Göttingen, wo die Anftalten 
mit d. Univerf. verbunden). (3. B. Proskau: Koften 20.597, wovon 
10.240 Staatszufhuß, 4140 aus Grundeigenthum, 5620 aus Honorar; 
Eldena i. ©. 19850, Boppelsdorf 14670 Thlr. Da in Preußen für 


- Solche Pehranftalten häufig die Profefforen der Univerfität gegen mäßige 


Nemmerationen mit bemutt werden, fo ergeben folche Zahlen eigentlich 
nicht ganz den wirklichen Aufwand). 

Die Ausgaben fiir das höhere Unterrichtöwefen anderer Yänder laffen 
nicht immer eine unmittelbare Vergleichung mit den bezügliden Aus- 
gen in Deutjchland zur, weil die Organifation zu verfchieden ift. 

eifpiel: Frankreich, A. der Ausg. des Staats für 1865: 5 kathol. 
theol. Facultäten (Paris, Air, Bordeaur, Rouen, yon) 114235 Fr., 
2 prot. theol. dsgl. (Miontauban, Straßburg) 51565 Fr., 9 Nechtö- 
facultäten (Paris, Tonloufe, Straßburg, Caen, Dijon, Poitiers, Rennes, 
Air, Grenoble) 563126 Fr., 3 mediciniſche Facultäten (Baris, Mont» 
pellier, Straßburg) 795900 Fr., 16 Yacultäten des sciences (Natur- 
wiſſenſchaft u. Mathematit) SS4900 Fr., 15 dsgl. des lettres GPhilol., 
Literatur, Gefchichte, Philofopbie) 638095, 3 bühere pharmaceutifche 
Schulen 161400 Fr., Dazu 204500 Fr. allen Facultäten gemeinfame 
Ausgaben, im Ganzen daher 3673721 Fr., College de France (für 
einen großen Theil der Fächer d. dentfchen philofophifhen Yacultäten, 
Naturwiffenfchaft, Mathematik, Philologie, claſſ. u. moderne) 259500 Fr., 
Diufeum der Naturgefchichte (Lehranftalt incl.) 552380 Fr. Weberhaupt 
für höheren Unterricht, einſchließlich Inftitut, Bibliotheken, wiſſenſchaftl. 
Publicationen, Weifegelder fiir Gelehrte u. f. w. 7257071 Fr.; für 
Mittelfehulen (Secundärunterricht, Lyceen, ſtädt. Colleges) 3°081°000; 
für Elementarunterricht Direct aus Staatsmitteln 6°543°100 Fr., aus 
Departementsfonds 6082000 Jr. — In Großbritannien 1861/62 
Zuſchuß des Staats für d. Univerſitäten zu London, Dublin, d. fchott. 
23610 %., Bergbaufchule und geologifhe Anftalt 17°185, öffentliche 
Anftalten für Erziebung in Zrland 2553778 ©. aub N Beer u. 
F. Hochegger, Fortichritte des UnterrichtSwefens in d. Eulturftaaten 
Europa’, 1567 ff. — Beifpiele von Ausgaben fir Kunftbildung: Akad. 
der Künfte zu Berlin 1870 34520 Thlr., wovon 31367 aus Staats- 
fonds, Kunftalademien zu Königsberg, Düffeldorf, Caſſel und Zeichen- 
afademie zu Hanau zuf. 27787 Thlr., wovon 24'059 aus Staatsfonds, 
preuß. archäolog. Inſtitut zu Nom 6470 (a. Staatöfond 5840). W. 
Beifpiele: Preußen, Berliner Akad. d. Wiſſenſch. 1870 26608 Thlr., 
wovon 22473 aus Staatsfonds, K. Bibliothek in Berlin 34625 Thlr., 
wovon dögl. 34.455 (davon für BVBerwaltungstoften 3900, Befoldungen 
12°520, fachl. Ausgaben 18205 Thlr.). — Baiern, Münchner Alad. 
der Wiffenfchaften, Staatsdotation 1870 19-161 fl., Hof- und Staats- 
bibfiothef 46'600 fl., Generalconfervatorium d. wiſſenſch. Sammlungen 
in Münden 95742 fl — Frankreich, 1865 Inſtitut 618°700 er. 
Kaif. Bibliothel 422500 (u. außerord. für Gatalogif. 50'000), andere 
öffentlihe Bibliothefen in Paris 190500 Fr., Barifer Sternwarte 
225060 Fr. — England 18561 —62: Brit. Mufenm 101714 8, 
wovon Staatszufhuß 100414 %. W. 
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2) Ausbildung des Sinnes für das Schöne, äfthetifche oder 
Kunftbildung. Neben ven erwähnten Schulen für Malerei, 
Bildhauerei und Tonkunſt gehören hierhin Kunftfammlungen aller 
Art. Für diefen Zweig der Bildung ift erjt am fpäteften vom 
Stante etwas gefchehen, nachdem die Zunahme des Volfswohl- 
ſtandes gejtattet hat, auch dafür Mittel in den Staatseinkünften 
anzumweijen. Doch haben Hier die Höfe und die Kunjtliebe einzelner 
Fürſten Schon länger Kunſtſammlungen u. ſ. w. angelegt, welche 
dem Publicum zur Benugung geöffnet waren und auch noch jett 
werden manche Hofausgaben für folche Zwecke verwandt (a). 

3) Die Kirche. Ohne eine Anftalt des Staates zu fein, 
ohne in ihrem Inneren eine Unterorpnung unter denſelben ertragen 
zu können, fteht diefelbe doch in Anfehung ihrer Beftimmung in 
einer nahen Beziehung zu den Staatszweden. Ob und wieweit 
der Staat ſelbſt ven Kirchengefellfchaften Subventionen gewährt, 
das ift meijtens duch die gefchichtlihe Entwiclung und das 
pofitive Recht entjchieven. Was in dieſer Beziehung gejchehen 
jollte, hängt von ver Auffafjung des Verhältniſſes von Staat 
und Kirche ab, worüber die Politik, nicht die Finanzwiſſenſchaft 
bie Entjcheivung zu geben hat (6). R. W. 


(a) Beifpiele: Preußen, Kunftmufeum in Berlin 1870 80'055 Thlr., 
wovon 69550 Thlr. Staatszufhuß, außerdem für Zwede d. bildenden 
Kunft 25000 Thlr. Ueberbaupt im Ganzen Ausgaben für allgemeine 
Zwede d. Kunft und Wifjenfchaft, für Alademieen, Sammlımgen u. ß w. 
315160 Thlr. Staatszufhuß. — Baiern, Akademie d. bild. Künfte 
u. Kunftfamml. 1570 71900 fl. Staatsdotation, außerdem für Pflege 
und Förderung d. Kunft im Allgemeinen 15000 fl. — Defterreich 
1870, Akademie der bild. Künfte in Wien 59740 fl. Staatddotation, 
Defterreih. Mufeum für Kunft und Induſtrie und Kunftgewerbeichule 
60200 fl. — Frankreich 1565: Confervat. für Mufit 195000 Fr., 
Ausftellung von Werfen lebender Künftler 3145000 Fr., 5 faif. Theater 
1:515°000 (Oper 820000 Fr.), für Kunſtwerke u. Berzierung öffentl. 
Gebäude 950000 Fr. — Gr. Britannien 1861 —62 Nationals 
gall. u. Gall. hiſtor. Portr. 14134 % W. 

(2) In manden Länder, fo bis vor den jüngften we in Italien, 
Spanien, ferner in Großbritannien, Schweden bat ſich ein großes 
Kirchenvermögen erhalten, in anderen wenigftens theilweife. Wieder in 
anderen ift das Kirchenvermögen vom Staate eingezogen u. d. Unterhalt 
der Geiftlichen u. f. w. auf Staatsfonds übernommen, fo in Frank— 
reich, 9. fir 1965: Ausgaben für das Perfonal d. katholifchen Eultus 
42,53, für fachl. Bedürfniffe dsgl. 3,17 MIN. Fr., für nicht=fathol. Culte 
Gefammtansgabe 1,9 Mill. Fr. (u. A. 16 Erzbifchöfe zu 20'000, der 
Parifer zu 50000 Fr., 69 Bischöfe zu 15000 Fr., in Algter 30000 Fr.). 
Su Deutſchland ift wenigftens faft überall ein Örtliches Kirchenver— 
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mögen zur Dedung der Pfarrbefoldungen und der anderen Koften des 
Gottespienfte3 vorhanden, z. TH. auch ein allgemeines. Daher ericheinen 
nur verhältnigmäßig fleine Summen im Staatsbudget für Cultus- 
zwede. Preußen 9. für 1870: Evangelifcher Eultus, Staatszufchuf 
615000 Thlr., Kathol. dsgl. 541000 Thlr. (davon Ausftattung der 
Bisthiimer und der zu denjelben gehörigen nftitute 399000 Ele, 
woneben Diefe nod aus Grundeig. 36,428, Kapitalvermögen 62-059, 
Berehtig. 12-502, Stiftungs= u. andere Fonds 44255, fonftige Ein— 
nahmen 23003, daher im Ganzen inc. Staatszufhuß 570.000 Thlr. 
beziehen; Diefe Ausgabe vertheilt fich mit 95176 Thlr. an die Bifchöfe 
[3 Erzbifchöfe u. Fürftbifhöfe zu 12000 Thlr., 4 Bischöfe zu 8000 Thlr., 
1 zu 9000, 1 zu 5868, 1 zu 4111, 1 zu 4289 Thlr.], 6913 Thlr. an 
d. Weihbifhöfe, 8100 an Generalvicare, 52932 an Räthe u. Beamte, 
9973 mraterielle VBerwaltungstoften, 106507 Seminare, 31-016 Emer.= 
Anft., 13459 Demer.-Anft.; dazu treten die Koften der Domfapitel 
mit 150°659 Thlr. Befoldung, 73324 Thlr. fir die Unterhaltung der 
Dompfarrlichen u. 21°554 Thlr. materielle Berwaltungstoften). Außer— 
dem kommen im preuß. Budget no 926000 Thlr. für Eultus und 
Unterricht gemeinfame Ausgaben vor. — Baden 1871, kathol. Cultus 
62463 fl. Staatöbeitrag (davon Dotation des ——— Erzbisthums 
39063 fl., Zuſchüſſe für Pfarreien 2237 fl.), evangel. Cultus 52226 fl. 
Davon Zuſchüſſe für Pfarr. 18124 fl.), israel. Cultus 1950 fl., zufammen 
116°640 fl. — Baiern 1871, Etat des fathol. Eultus im Staats 
ausgabebudget 1381000 fl. (davon an d. Domkapitel „bis zur Ausweif. 
einer Naturaldotation‘ 352000, an organif. Klofterpfarreien 402000, 
an Säcularpfarreien 300000, zur Aufbefferung d. Einkommens gering 
dot. Seelforgerftellen 147000 fl. u. f. w.); evangel. Eultus 573000 fl. 
(davon zur Aufbefferung von fchlecht dotirt. Stellen in Baiern dieffeit 
des Rheins auf S00 fl. 122:000 fl... — Defterreich, weſtl. Theil, 
1870. Eigene Einnahme d. fogen. paffiven kathol. Religionsfonde der 
einzelnen Kronlande 1834000 fl., ordentl. Erforderniß 3°000°000, daher 
Staatzzufhuß 1256000 fl. Eigene Einn. d. activen fathol. Religions- 
fonde (devem eigene Einnahme den Bedarf übertrifft) 1281000 fl. bei 
1:096°000 fl. Bedarf (activ find nur die Fonds von Ober- und Unter- 
öfterreih, Mähren, Schlefien). Andere Beiträge zum kathol. Cultus 
107°8S1, der evangel. Eultus 77689, der griech. 47790, im Ganzen 
incl. verfchiedener and. Ausgaben für Eultus 1712000. — Auch das 
Finanzwefen der Kirchen geht muthmaßlich einer wejentlichen Umge— 
jtaltung entgegen, wenn die Ideen einer weiteren oder vollftändigen 
Trennung von Staat und Kirche geſetzlich fanctionirt werden follten. 
Namentlich ift das kirchliche Gebührenmefen fchon jett kaum mehr 
haltbar und würde im jenem alle ganz umgeändert werden müſſen. 
Leider fehlt es an vollftändiger und vergleichbarer Finanzftatiftit der 
Kirchen verfchiedener Länder fehr. W. 
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III. Abſchnitt. 


Die Derkung der Stantsausgaben und das Gleichgewicht 
im Staatshaushalte. 


S. 82, 


I. Das Gleichgewicht zwifchen Ausgaben und Ein- 
nahmen (a). Derjenige Betrag der Staatsausgaben, welcher für 
eine Nechnungsperiode (Jahr) einmal feitgeftellt worden ift, muß 
durch Staatseinnahmen derſelben Periode gedeckt werben. Diefe 
Einnahmen müffen ferner in den Zeitpuncten, wo die Ausgaben 
zu machen find, verfügbar fein. Daher muß fih die Einnahme 
einer foldhen Periode in ihrer Höhe und ihren Fällig— 
feitsterminen genau nach ber Höhe und den Fällig- 
feitsterminen der fejtgeftellten Ausgabe richten ober 
mit andern Worten e8 wird infofern die Einnahme durch 
die Ausgabe beftimmt. Diefer oft mißverftandene und wegen 
feiner vermeintlich jehr - bevenklichen practiichen Conſequenzen 
($. 82b) vielfach bejtrittene Sat iſt ein im Grunde felbjtver- 
ſtändliches oberſtes (formelles) Poftulat ver Finanzpolitif für bie 
richtige Ordnung des Staatshaushaltes (db). Wird es vernach— 
läffigt, jo Mitt ein Caſſendeficit ein, d. 5. vie laufenden 
Einnahmen veichen zur Bejtreitung ber laufenden Ausgaben nicht 
aus. Dann muß entweder die ganze Staatsthätigfeit in's Stoden 
gerathen, oder da dies nicht angeht und da felbjt einzelne einmal 
unternommene Staatsthätigfeiten nicht ohne große Störung und 
Nachtheile plötzlich eingeftellt werden können, fo führt ein folches 
Caſſendeficit nur zu leicht zum Schuldenmachen over zum Ber- 
jchleudern von Staatseigenthum in ganz planlofer, ungerechter 
und verberbliher Weije, jowie in Rückwirkung hiervon oft zu 
um fo geringerer Sparfamfeit im Staatshaushalte, daher zu neuer 
Vergrößerung des Deficits (c). Namentlich unterbleiben etwa 
contractliche Zahlungen 3. B. an die Staatsgläubiger, Beamten, 
Lieferanten u. ſ. w., wobei die unbilligjten Verkürzungen dieſer 
Perfonen, welche doch ihrerfeitS dem Staate Yeiftungen gemacht 
haben oder ſelbſt noch fortwährend machen, hervorgehen. Ein 
ſolcher Zuftand führt natürlich zur größten Unordnung und leicht 


auf Jahre hinaus zum fchlimmften hronifchen Deftcit und 
damit zum Ruin der Finanzen und des Staatscrebits (d). W. 


(a) 


(2) 


(e) 


(a) 


In den früheren Auflagen ift der bier als 3. Abfchnitt des 1. Buchs 
aufgenommene Gegenftand, foweit er überhaupt von R. berüdfichtigt 
wurde, im 1. Abfchnitte de3 3. Buchs (Verhältnig der Einkünfte zu den 
Ausgaben de3 Staats) 8. 463 — 470 umd theilweife im 2. Abfchnitte 
deffelben Buchs, in der Lehre von den Staatöfchulden 8. 471 ff., be- 
handelt worden. Bei der principiellen Bedeutung der bier zu erörternvden 
Puncte filr die Lehre von den Einnahmen erfchien es richtiger, diefen 
Abſchnitt ſchon bier an den Schluß der Lehre von den Ausgaben zu 
fegen. Dadurch wird einmal die innere Verbindung zwifchen ven Lehren 
von den Ausgaben und von den Einnahmen tiefer begründet. Sodann 
wird innerhalb der Ausgaben die Grenzlinie gezogen, bis zu der die 
ordentlichen Einnahmen unter allen Umftänden ausgedehnt werben 
müffen. Man gewinnt alfo erft ein Maß für diefe Einnahmen insge— 
fanımt, das bereit3 feftftehen muß, wenn die Frage nach der Wahl der 
einzelnen Arten der ordentlichen Einnahmen (und darunter auch der 
einzelnen Steuerarten) beantwortet werden fol. Denn ſehr oft muß 
eine am fich befjere (oder wenigftens minder unglnftige) Einnahmeart 
je en eine fchlechtere zurückgeftellt oder diefe doch noch neben jener bei- 
alten werden, weil die erfte zur Dedung der Ausgaben nicht hin- 
länglich ergiebig gemacht werden kaun. So find 3. B. die wichtigften 
indirecten Berbrauchsabgaben fchon deswegen nicht zu entbehren, weil 
man mit den im Ganzen vorzuziehenden directen Steuern wegen der 
diefen letzteren inhärenten Mängel nicht wagen kann, einen fehr viel 
größeren Theil der Staatsausgaben zu deden. Ber einer Heinen Staat3- 
ausgabe, welche noch dazu etwa zu einem erheblichen Theil aus aufer- 
ordentlichen Ausgaben befteht (8. 41b u. Alec), kann dagegen mitunter 
auf indirecte Steuern verzichtet werden. Diefer Zuſammenhang zwifchen 
dem Umfang und der Beichaffenheit und Wirkung der Ausgaben einer⸗ 
und der Wahl der einzelnen Einnahmearten andererſeits ift bisher mei— 
ftend zu wenig beachtet worden. Für diefen ganzen dritten Abfchnitt 
von der Dedung der Staat3ausgaben ift zu verweifen auf: A. Wagner, 
Ordn. d. öfterr. Staatshaush. S. 1—63, ders. im Art. Staatsfchulden 
im Staatswörterb. X, S. 1— 20, Abſchn. I, und in den Art. Staats- 
haush. u. Staatsfhulden im Handwörterb. d. Volkswirthſchaftsl. von 
Reutzſch, welchen Erörterungen im Tert, in einigen Puncten ziemlich 
wörtlich, gefolgt worden iſt. W. 


S. darüber Wagner, Ordn. a. a. O. ©. 1ff., 12 ff., Art. Staats- 
haush. ©. 838. Rau in d. 5. Aufl. der Finanzwilienfchaft 8. 469, 
v. Malchus II, Sff, Schön, Grundſ. ©. 20 ff, Murhard, Th. 
u. Polit. d. Beftenerung ©. 103 — 131, Umpfenbach, Finanzwifl. 
8. 4, 8. 189 ff, Hod, Öff. Abgaben $. 7, ©. 30 ff. R. W. 


„Iſt Die Herrfchaft der Deficite eingebrochen, ift man um eine Unzahl 
von Millionen vom Gleichgewicht entfernt, da erfcheint jede Erſparung 
"im Kleinen unnütze, man erwartet die Rettung von Ik großen Maß— 
regeln md ein Geift der Unwirthſchaft und Sorglofigkeit bemächtigt fich 
der Finanzverwaltung,“ Hod, Öffentl. Abg. ©. 33, mit d. gewiß jehr 
richt. Urtheil über Kübed, dem fparf. öfterreih, Minifter in Gleich— 
gewichtäzeiten, u. Brud, der in d. Deficitwirtbfchaft bloß Millionen 
beachtete. 

Der Ausdruck Deficit (engl. deficieney, franzöf. auch decouvert, 
deutfch mitunter Ausfall, ſ. Rau in Welder’3 Staatsler. 3. Aufl. IV, 
330), wird im gewöhnl. Leben und felbft im Staatsrehmungswefen in 
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verfchied. Sinn gebraucht, woraus oft irrige . über die Lage 
eined Staatähaushalts hervorgehen. ©. u.883d. R.W. 


8. 82a. 


Zur Vermeidung eines Caſſendeficits und ver es begleitenven 
Uebelftände, ferner ebenfo zur Vermeidung von zwedlofen, unver- 
wendbaren Ueberſchüſſen im Stantshaushalte wird für die Dauer 
als Kegel die Gleichheit der Einnahmen und Ausgaben 
in ber betreffenden Rechnungsperiode zu erftreben fein. Darauf 
wird in der Weife hingewirkt, daß man im Voraus für jebe 
Rechnungs- oder Finanzperiode (3. B. Jahr) und für jeden ein- 
zelnen Zeitabfehnitt in verjelben die Summe der vorzunehmenden 
Ausgaben feitjegt und damit die zu erwartenden Einnahmen in 
Uebereinftimmung bringt. Eine folche Vorausbeftimmung ver in 
einem bevorftehenden Zeitraume zu machenden Ausgaben und ver 
zu ihrer Beltreitung dienenden Einnahmen, nach Regierungs— 
beſchluß zufammengejtellt und eventuell der Volfsvertretung zur 
Genehmigung vorgelegt, nad erlangter Genehmigung von ber 
Staatsgewalt als Staatshaushalts- oder Finanzgefeg der Periode 
verfündet und dadurch als Richtſchnur für die Finanzverwaltung 
porgejchrieben, heißt Voranſchlag, Budget, Etat (a). Ein 
folcher ijt vollends im Staatshaushalte die Vorbedingung einer 
guten Wirthichaftsführung. Er enthält bei den Ausgaben vie 
Erlaubniß, fie bis zu der bejtimmten Summe vorzunehmen (die 
jog. Eredite der einzelnen VBerwaltungsabtheilungen, Minijterien, 
Behörden u. |. w.). Dabei pflegen nähere jtantsrechtliche Vor— 
ichriften zu beftehen, ob und welche Uebertragungen von Ere- 
diten (Transferirungen, Virements) von einem Zweige zum 
anderen in Folge von Erjparungen oder Minderausgaben, welche 
in einer Abtheilung gemacht find, der Regierung allein vorzu— 
nehmen erlaubt fein fol. Der Voranſchlag führt ferner bie 
Einnahmen nad dem muthmaßlichen Ertrage der einzelnen Ein— 
nahmequellen auf. Diefer Ertrag hängt von ver gegebenen Be— 
ichaffenheit diefer Quellen, bei einem Theile der Steuern von 
vem Entrichtungsfuße und fonft im Allgemeinen von der ganzen 
Lage der Volkswirthſchaft, dev Politif u. f. w. ab und muß auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen unter Berüdjichtigung der 
Zeitverhältniffe möglichjt objectiv feftgeftellt werden. Die con— 
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ftitutionelle Budgetwirthſchaft und die Vereinbarung zwijchen Re— 
gierung und Bolfsvertretung über das von letterer eingehend 
burchgeprüfte Budget bietet auch für die Vermeidung eines Caſſen— 
beficitS wiederum befondere Bürgfchaft. Denn die Regierung 
wird leicht geneigt fein, die Ausgaben zu niedrig, die Einnahmen 
zu hoch zu veranjchlagen, während die VBolfsvertretung öfters der 
entgegengejetten Annahme huldigen wird. Näheres über die Ent- 
werfung des Voranſchlags fiche übrigens in dem Abfchnitt über 
das Etatweſen im 4. Buche. R. W. 


(a) Etat, wofür früher in Deutfhland das Tat. status gebramcht wurde. 
Budget, eigentlich im wa ein Sad, Beutel, von d. altfranzöf. 
bouge u. dem noch jett üblichen bougette, ſodann in d. engl. Parla— 
mentsſprache, wegen der Webergabe der Actenftüde in einem folchen 
Behälter, der vom Kanzler der Schatlammer dem Parlament vorgelegte 
Etat (daher Campe's wunderliche Ueberfegung: Bedarfstafche). Ita— 
lienifch preventivo im Gegenfat von consuntivo, den Rechnungsergeb— 
nifjerr des verfloffenen Jahrs. Welder’3 Staatöler. 3. Aufl. III, 
115 Art. Budget v. 8.9. Rau. R. 


S. 82b. 


Der Boranjchlag eines geordneten Staatshaushalts muß in 
ber Regel in Ausgaben und Einnahmen bilanciven, d. h. beide 
(etere einander deden, wenn nicht aus befonderen Gründen ein 
Einnahmeüberfchuß erzielt werden foll (a). Das BVerbleiben eines 
Deficits im Budget iſt nur dann zuläffig, wenn für alle Fälle 
Ginnahmequellen zur Dispofition geftellt find, aus denen das 
Deficit rechtzeitig, fobald es wirklich eintritt, mit Sicherheit ge- 
beft werden kann. So wird 3. B. in der conftitutionellen 
Budgetwirthichaft öfters der Regierung gejtattet, Feine budget: 
mäßige Deficits, die vielleicht nicht einmal wirkliche werben, even— 
tuell durch Aufnahme einer (3. B. ſchwebenden) Staatsſchuld bis 
ju dem wirklich nöthig werdenden Betrage zu beden (b). 

Im Uebrigen ift die budgetmäßige und wirkliche Bilancirung 
von Ausgaben und innahmen das einzige Mittel zur Ver— 
meldung eines werberblichen Caſſendeficits und eine Confequenz 
des in 8. 82 aufgeitellten Pojtulats. Der Einwand, daß bamit 
eine rückſichtsloſe Steigerung der Einnahmen gerechtfertigt werde, 
trifft nicht zu. Wenn die Einnahmen, alfo insbefondere bie 
Steuern, jet ſchon drückend hoch find oder es bei der Erhöhung 
auf den Betrag der Ausgaben werben, fo müſſen nur zupor 


die leßteren vermindert werden. Die forgfältigite Prüfung, ob 
und wie weit dies möglich ift, die Nachforfchung, ob nicht wenig- 
ftens ein Theil der Ausgaben verfchoben werben kann, ift dann 
bringend geboten. In ber Regel ift jeboch überhaupt eine be- 
trächtliche Verminderung der Ausgaben ſchwer durchzufegen oder 
jie kann wenigjtens nicht fofort für die bevorjtehende Finanz- 
periode erfolgen. Alsdann muß dennoch für jett biefer Aus» 
gabebetrag als die fejte Größe betrachtet werden, nach der fich 
die Einnahmen unbedingt vichten müffen. Im der conftitutionellen 
Budgetwirtbfchaft verlangt es alſo die logiſche Confequenz, daß 
ber einmal bewilligte Ausgabebetrag die Bewilligung der voll- 
ftändigen Bedeckung in fich ſchließt. Die Volksvertretung adoptirt 
damit noch nicht, wie man oftmals in dieſer Frage eingewendet 
bat, die ganze vegierungsfeitige Auffaffung ver Staatszwede und 
bie zur Berwirflihung ver letzteren eingefchlagene Politif. Sie 
erfennt vielmehr nur mit der Budgetbewilligung an, daß für die 
jetige Finanzperiove der Staatsbevarf nicht zu verändern ift, 
folglich im Intereſſe der Aufrechthaltung der Ordnung im Staats- 
haushalte auch Einnahmen in entjprechender Höhe eröffnet werben 

müſſen (ce). W. 

(a) Ein folcher kann etwa zur Anlegung eines Staatsſchatzes bezwedt 
werden, ſ. u. 8.83c. Die (abfihtliche) Herbeiführung von Ueberjchäffen, 
um  Gapitalien werbend anzulegen und daraus ein Einkommen zu 
gewinnen (wie 3. B. zur Zeit Trajan's in Rom nad d. Briefen 
des jüngern Plinius X, 62 Ueberfchüffe zum Ankaufe von Ländereien 
oder zum Ausleihen verwendet wurden, wobei der Staat kaum denfelben 
Zinsfuß wie Private erlangte; oder wie im 18. Jahrb. ſchweizer 
Cantone, bei. Bern bedentendere Activcapitalien ausliehen) — ift für 
unfere Zeit und für Mittel- und Wefteuropa wenigftens kaum paſſend. 
Die Eapitalien bleiben dann vielmehr beffer in den Händen des Volkls. 
Zufällige Ueberſchüſſe follen daher künftigen Finanzperioden zu Gute 
fommen und zur Verminderung der Steuern oder zur Schuldentilgung 
benußgt werden. R. W. | 

(6) 3. B. das im B. d. Norddeutfhen Bundes f. 1870 bei 75,% Mill. 
—Thlr. Ausgaben verbliebene Deficit von 1,5 Mill. Thlr. wurde zur 
Dedung auf einen Theil einer Bundesanleihe (meift Schatsfcheine, Gef. 
v. 9. Nov. 1867) angewiefen. Das B f. 1871 bilancirt in Einnahme 
u. Ausgabe. Das niederländ. B. f. 1870 läßt bei 95,86 Mill fl. 
Ausgabe einen Ausfall v. 7,9 Dill. fl., weldher nad) dem Sinanggejeb 
proviſoriſch durch Ausgabe von Schatsfcheinen bi zum Dar. = Betrag 
von 8 Mill. fl. gededt werden follte. 


(c) ©. über die von den SFrüheren oft unnütz complicirte Streitfrage die 
in $. 82 Anm. (B) citirten Schriften. 





8. 82c. 


I. Die Wahl der Dedungsmittel oder Einnahme- 
| arten für die Ausgaben. Durch die jtrenge DBefolgung 
obiger Grundſätze wird die Gefahr eines Caſſendeficits ſehr ver- 
mindert. Aber es kann ein folches dennoch hervortreten, wenn 
im Laufe ver Finanzperiode in Folge unvorhergefehener Umſtände 
die Ausgaben ven Voranſchlag überfchreiten oder die Einnahmen 
binter demſelben zurücbleiben. Alsdann fann man von acutem 
Deficit ſprechen. Nur felten wird ein folches durch Vermin— 
derung oder Unterlaffung anderweiter Ausgaben auszugleichen 
fein, was auch gar nicht immer im Staats- und Volksintereſſe 
liegen würde. Meiftens müſſen vielmehr fofort die Einnahmen 
entfprechend vermehrt, nöthigenfalls jtatt der ſtockenden andere 
Quellen eröffnet werben, damit Fein fürmliches Caſſendeficit ent- 
ſteht. Alsdann erhebt fich die Frage, auf welche Weije und 
namentlich welcherlei Einnahmen flüſſig gemacht oder 
erhöht werden follen. Dieſe Frage ift aber nur ver in ber 
Praxis meiſtens beſonders ſchwierige und am hHäufigiten zu 
erörternde Specialfall der allgemeinen Frage nad den 
richtigen Grundfägen für die Wahl der einzelnen Ein- 
nahbmearten, welche als mögliche Dedungsmittel der 
Ausgaben in Betracht fommen. 

Diefe allgemeine Frage wird in ber Praris ſelten näher be— 
handelt, weil für die Hauptmaſſe der von einem zum andern 
Jahr ſich wiederholenden Ausgaben beſtimmte Deckungsmittel 
geſchichtlich überkommen zu ſein pflegen. Auch die Theorie hat 
erſt neuerdings dieſer Frage ihre Aufmerkſamkeit gewidmet und 
fie principiell zu beantworten gefucht (ſ. 8. 82f). Dies iſt 

bom Standpuncte dev Wiffenfchaft aus auch durchaus geboten. 
Namentlich verlangt die ſyſtematiſche Behandlung ver Finanz- 
wiſſenſchaft eine folche principielle Erörterung dieſer Frage, weil 
jonft immer die innere (organifche) Verbindung zwifchen ver 
Lehre von den Staatsausgaben und Einnahmen fehlt (f. $. 82 
Anm. (a)). Die Theorie muß der Praxis bier den richtigen 
Weg zeigen. Kümmert fich die Praxis um jene Frage nicht, fo 
fteht fie eben nur auf dem Standpuncte gewöhnlicher Routine 
und wird bei jeder Schwierigkeit Fiasco machen, nachdem fie mit 
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ihrer planloſen Wahl der Deckungsmittel für geſteigerte Aus— 
gaben und Deftcite der Volkswirthſchaft und den Finanzen, dem 
Bolfe und Staate ſchwere Wunden gejchlagen hat. Namentlich 
broht hier regelmäßig die große Gefahr, daß ohne Unterfuchung, 
ob e8 in dieſem Falle zuläffig fei, das acute Deficit einfach jo 
lange e8 irgend geht durch Aufnahme von Staatsfchulden oder 
Beräußerung von (meiftens werbendem) Staatseigenthbum gebeckt 
wird, ftatt daß die Ausgaben möglichit befchränft und die Ein- 
nahmen aus Steuern rechtzeitig erhöht werben (a). Dadurch 
wird das acute Deficit zu einem chronischen, das fich von einer 
Finanzperiode zur anderen hinzieht, in Folge der falſchen Dedungs- 
mittel immer mehr vergrößert und nun vollends nicht mehr zu 
befeitigen ift. Bon der Wahl richtiger Dedungsmittel für bie 
Ausgaben hängt daher auch der dauernde Gleichgewichts— 
zuftand zwifchen Ausgaben und Einnahmen im Staatshaushalt 
ab. Während die Vermeidung eines Caſſendeficits mehr. nur 
eine Aufgabe ver Finanzcalculatur ift, wird vie Erhaltung 
(und eventuell die Wiederherftellung) jenes dauernden Gleichge— 
wichtszuftends des Staatshaushalts eine der wichtigften und 
ſchwierigſten Aufgaben ver practifchen Finanzpolitif und bie 
theoretifche Erörterung über viefe Aufgabe eine bisher meiltens 
nicht genügend erörterte Carbinalfrage der Finanzwiſſenſchaft. W. 


(a) 2gl. u. 5. 52h Anm. (a), ferner $. 83 über die Deficite verfchiedener 
Staaten in der neueften Zeit. Beſonders inftructiv für Pathologie und 
Therapie von Deficit3 und infofern fir die Theorie der Staatsbedarfs- 
deckung ift die neuere Öfterreich. Finanzgeſchichte. In diefem Staate hat 
man e3 zu lange verfäumt, das einmal nicht zu befeitigende Deficit durch 
rechtzeitige und gehörige Steigerung der Steuern zu deden. Es war 
namentlich ein ſchwerer Fehler der abfolutiftifhen Regierung vor und 
nach 1848, immer wieder zu Teichtfinnig zu dem verführerifchen und 
politifch bequemeren Mittel der Bermehrung der Staatsſchuld u. per 
des WPapiergeld8 zu greifen als zur unliebſamen Steuererhöhung. 

Mannichfache Beifpiele in d. finanzgefchichtl. Auffäten über Defterreich 

v. A. Wagner, fo z. B. StaatSwörterb. VII, 605, 620. Wie anders 

verfuhr Nordamerika im Bürgerkriege! 


8. 82d. 


Für die aufgeworfene Frage genügt e8, nur zwifchen ben 
beiden Hauptarten von Einnahmen oder Dedungsmitteln zu un: 
terjcheiven, welche man ordentliche und außerorbentlide 
nennen kann. Die erfteren find die ihrer Natur nach einer 
regelmäßigen Wiederholung von Periode zu Periode 


A 
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fähigen Einnahmen, nehmlich ver Privaterwerb des Staats 
und die Auflagen oder Steuern (im weitjten Sinn des 
Worts), 8. 834 u. ff. Die außerorventlichen umfajjen die feiner 
folhen periopifchen Wiederholung fähigen Einnahmen aus ver 
Beräußerung von Staatseigenthbum (Verminderung der 
Staatsactiva) und aus der Benutzung des Staatscredits 
oder der Aufnahme von Staatsjchulden oder Anleihen 
(Vermehrung der Paſſiva). Im unferer heutigen Zeit und in 
den civilifirten Staaten fommen als ordentliche Einnahmen vor- 
nehmlich die Steuern und ald außerorventliche die Staats— 
ihulden in Betracht. Die Frage dreht fich daher auch vor 
Allem darum, ob Steuern oder Staatsfchulden zur Be- 
defung der Ausgaben und eventuell in welchem Ver— 
hältniß beide dazu benugt werben follen. In biefer 
Form Liegt fie in der Regel in der Praxis zur Entjcheivung vor 
und bietet fie auch für bie Theorie das meijte Intereſſe. Sie 
muß aber beantwortet werben, noch bevor die einzelnen Arten 
der orventlichen Einnahmen näher betrachtet werden, weil e8 vom 
Ausfall der Antwort abhängt, bis zu welcher Höhe der Ausgaben 
unbedingt ein Geſammtbetrag ordentlicher Einnahmen zu be- 
| ichaffen iſt. W. 


tn 


8. 82e. 


| Il. Steuern oder Staatsjchulden als Dedungs: 
| mittel. der Ausgaben. 1) Dogmengefhichtliches über 
diefe Frage (a). Die älteren Theoretifer haben die Frage 
nach der Wahl der Bedeckungsart ver Ausgaben nicht generell 
und principiell behandelt, fondern fie vegelmäßig nur bei Ge— 
fegenheit ihrer Erörterungen über Staatsfchulden berührt. Sie 
ſtellten dabei furzweg die Frage auf, ob und wann ver Staats- 
credit benußgt werben dürfe und folle und ob Staatsfchulden mehr 
Vortheile oder mehr Nachtheile böten. Hier hätte dann eine 
abjolute, allgemein giltige Antwort gegeben werden müffen, vie 
aber unmöglich war. Jene Theoretifer find veshalb zu einer 
Haven Erkenntniß des Weſens und zu einer unbefangenen Wür- 
digung des Staatscredits nicht gelangt, fie blieben alle an dem 
Namen Staatsfhuld hängen und dieſer wurde fomit verhäng- 
nißvoll. Man wog die Vortheile und Nachtheile ab, fand regel- 
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mäßig die für eine Benugung des Staatseredits ſprechenden 
Gründe zu leicht, jah Höchitens in ver Aufnahme von Staats— 
ſchulden ein freilich oft unvermeibliches Uebel und befchäftigte fich 
dann vorzugsweife mit ven Erjcheinungsformen des Staatscrebits, 
indem die Nachtheile des Staatsſchuldenweſens durch eine richtige 
Wahl der Schuldform möglichſt abgejchwächt werben follten. 
Statt ein feſtes Princip über das Wefen und die Zuläffigfeit 
einer Benugung bes Staatscredits aufzuftellen, bezeichnete bie 
herrſchende Finanztheorie, von den Vorgängen in der Praxis 
einfach abftrahirend, nur den Zeitpunct, wo eine Schuld con- 
trahirt zu werben pflegt, als denjenigen, wo eine Schuld alfen- 
fall8 aufgenommen werben darf. Hier wurde alfo die angefochtene 
Praxis zum theovetiichen Nechtfertigungsgrunde des Stants- 
ſchuldenmachens ſelbſt. Bei einem folchen Selbjtwiderfpruch ver 
Theorie ließen fich dann nicht einmal die notorifch ſchlimmſten 
Ausfchreitungen der Praxis in der Benutzung des Staatscredits 
verhüten. Es wäre bei ber feindlichen Stellung zu allem Staats- 
ſchuldenweſen folgerichtiger gemwejen, zu verlangen, daß die Aus- 
gabe nicht über den Betrag ber orventlichen Einnahme fteigen 
folfe over letere, wenn der Bedarf einmal nicht mehr zu ver- 
mindern fei, unbebingt auf die Höhe vefjelben . gebracht werben 
müffe. Aber angefichts der practiichen Schwierigkeiten wurde 
diefe Conſequenz nicht gezogen. W. 


(a) &3 kann fih an diefem Orte nur um eine generelle Charakterifirung 
der älteren und neueren theoretiichen Anfichten handeln. S. Näheres 
bei Diesel, Syſtem d. Staatsanl. passim, bef. ©. 158 ff., und bei 
A. Wagner, Ordnung d. Öfterreih. Staatshaush. S. 6ff., 14 ff. Im 
Terte iſt dieſer Darftellung und der Behandlung der Frage im Art. 
Staatöfhulden im Staatdwörterb. gefolgt worden. Das Ir bezieht 
fih fo ziemlich auf alle früheren Theoretiker, au auf Nebenins, 
v. Malchus m. bef. auf Rau felbft. ©. in d. 5. Aufl. d. Finanzwiſſ. 
bei. 8. 466, 469, 471, 478a, worin übrigens im Vergleich mit'den 
früheren ng ſchon mehrfache Zugeſtändniſſe gegen die neuere Yehre 
gemacht find. Der Sat, mit welchem in $. 471 der früheren Auflagen 
die Lehre von den Staatsfhulden eingeleitet wurde: „wenn zur Be— 
ftreitung des befchlofjenen Staatsaufwands die gegenwärtigen Staatö- 
einkünfte (d. h. die ordentl. Einnahmen) nicht zureihen, eine Erhöhung 
— — für volkswirthſchaftlich nachtheilig oder überhaupt nicht für 
rat Hi erachtet wird u. fein früher ——— Hülfsvorrath zur 
Verfügung ſteht, jo muß die fehlende Summe durch eine Schuld ge— 

det werden” — diefer Satz bezeichnet eben nur ganz richtig den 

Moment, wo eine Schuld aufgenommen zu werden pflegt, aber enthält 

fein Princip über das Wejen umd die Zufäffigfeit einer Benutzung des 

Staatöcredits, 
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8. 82f. 


2) Prineipielles über diefe Frage. Die Früberen 
überjahen, daß die von ihnen behandelte Frage über die Anwend— 
barkeit des Staatscrevits nicht für fich zu beantworten ift, fon- 
bern daß ihr eine Vorfrage vorausgehen muß, welche Ausgaben 
grundfäsglich durch orventliche Einnahmen zu decken find. Die 
Unterfuchung hierüber führt erſt zu einer richtigen Auffaffung 
aller ver Controverjen, welche fih an die Benugung des Staats- 
credits Fnüpfen, hin. Es find dabei die beiden Fragen, welche 
Ausgaben durch Steuern und welche durch Anleihen zu decken 
ſeien, in ihrem organifchen Zufammenhang aufzufaffen und auf 
ein oberjtes Princip zurüdzuführen, nach welchem fie einfach 
beantwortet werben fünnen. Die Neueren find in dieſer Weife 
verfahren und haben dadurch eine feſte Grundlage für die 
Theorie der Staatsbedarfsdeckung gelegt (a). Eine prin- 
cipielle Würdigung des Staatscrebits ift erſt hierbei erzielt worden. 

Der Weg, auf welchem man zu diefem Ergebniß gelangte, 
und dieſes Ergebniß jelbjt, find die folgenden. 

a) Man hat die Frage nach der richtigen Bedeckungsart der 
Ausgaben mit der früher in 8. 4la—4le aufgeftellten Unter: 
iheidung der Ausgaben in orbentliche und außerorventliche in 
Verbindung gebracht, wobei das Unterſcheidungsmerkmal in ver 
Dauer der mit einer Ausgabe als einer Capitalverwendung her- 
borgebrachten Wirkungen Liegt. 


Dadurch gewinnt man eine fejte Untergrenze für den— 
jenigen Theil der Gefammtausgabe, der unbedingt durch 
orventlihe Einnahmen (Steuern) bevedt werden muß: im 
Wefentlichen die ordentliche Einnahme oder das Normalerforverniß 
($. 41a). Jene Untergrenze bezeichnet zugleich die Obergrenze 
(Marimum), bis wohin allenfalis die außerordentliche Einnahme 
(Schulvaufnahme) zur Dedung ter Ausgaben benutt werben 
darf, foweit nehbmlih Zwed, Wefen und Wirkung der 
Ausgabe hierüber entfcheidet: demnach darf von dieſem 
Gefichtspuncte aus die ganze außerordentliche Ausgabe, d. h. bie 
privat= und ftaatswirthichaftliche Kapitalanlage ($. 41b) und 
die eigentliche außerordentliche Ausgabe ($. 410) auf diefe Weife 
beftritten werben. Jedoch ift damit noch nicht beantwortet, ob 
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überhaupt und unter allen Umſtänden oder wieweit die außer— 
orbentlihe Einnahme wirklich zur Dedung viefer Ausgaben 
benugt werben möge, denn hiefür können Doch noch andre als 
der obige Gefichtspunet in Betracht kommen. Die Entfcheivung 
hängt nehmlich noch von folgender weiteren Erwägung ab (b). 

b) Neben ver vergleichenden Betrachtung, welche Wirkungen 
die Ausgaben als Güter» oder Capitalverwendungen auf vie 
Bollswirthichaft ausüben, müfjen auch noch die Wirkungen ver- 
glichen werben, welche vie beiden verjchievenen Arten ver Ein- 
nahmebejhaffung, aljo namentlih die Beſteuerung und die 
Schuldenaufnahme als Güter oder Capitalentziehungen auf 
bie Volfswirthichaft hervorbringen. 

Die außerordentliche Einnahme darf dann der ordentlichen 
Einnahme wirklich al8 Dedungsmittel vorgezogen werden, wenn es 

©) der Zwed und die Wirkung ver Ausgabe erlaubt, alfo 
wenn es fi um aufßerorventliche Ausgaben (i. w. ©.) han- 
delt, und 

A) wenn in dieſem alle zugleich die Beichaffung außer: 
orventlicher Einnahmen von der Volkswirthſchaft günftiger oder 
minder ungünftig empfunden wird, als die Befchaffung ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdurch beſchränkt jih in der Praris die wirkliche 
Anwendbarkeit des Staatscredits gegenüber jener unter 
N. a aufgeftellten Obergrenze ſehr wejentlich, d. h. es muß 
auf die Schuldaufnahme in vielen Fällen verzichtet werden, wo 
fie die Bejichaffenheit ver Ausgaben, welche durch Schulden ge- 
det werben, erlauben würde. Demgemäß iſt alsdann bie 
ordentliche Einnahme (Beftenerung) mitunter felbft auf ven 
ganzen Betrag der außerorventlichen Ausgabe zu erhöhen (f. u. 
8. 82]). 

Hiernach ijt mithin im Unterjchied zu der principlofen Auf: 
faffung ver früheren Theorie der Sat fejtgeftellt worden, daß 
die Einnahmebejchaffung grundfäglich eine Doppelte ijt: die 
ber orbdentlihen Einnahme, bejonder die Benutzung der 
Steuerkraft, und die der außerordentlichen Einnahme, bejon- 
ders die Anwendung des Staatscredits. Bejtenerung und Schuld— 
aufnahme find zwei Formen verjelben Operation mit fpecifiich 
gleicher, nur gradweiſe verjchievener Wirkung. W. 


ee N — 


(a) ©. d. betreff. Fiteraturangaben oben $. 410 Anm. (a), ferner Stein, 
ing ©. 1—36, 102, 467 ff, Emminghaus auf d. vollsw 
ongreß in Mainz 1869 (1. Auszug Br. H. Bl. 1569 Nr. 935), derf. 
im Bremer Handelshl. Nr. 892 (1563) (wie der Auff. v. N alle in d. 
Tüb. Ztſchr. eine krit. Revifion der Theorieen v. Diesel, Wagner, 
Laspeyres, Shtbeer). Übendaf. ein Auffag aus anderer Feder, 
„Staatsſchulden u. Steuern”, Nr. 929 (1869). ©. ferner d. Auffat 
ne über Staatöfchuldenwefen” von Sötbeer ind Viertel— 
jahrſchr. f. Vollsw. u. Eulturgefch. 1865, 8.2 u. v. O. Gildemeifter 
Kriegsanleihen“ im d. Preuß Jahrb. B. 17. Das, was an den An- 
fichten Sötbeer’s im Betreff der nachtdeiligen Wirkung inländischer 
Anleihen verglihen mit Steuern auf die Bertheilung des Ber- 
mögen, bez. Einfommens in der Vollswirthjchaft richtig ıft, ift min- 
deftens nichts Neues und kann durch fingirte Zahlenbeiſpiele auch m. €. 
nicht bewiefen werden. (Bgl. auch d. fih Sötbeer anfchließenden Be- 
merfungen von Emminghaus im Br. 9. Bl. a. a. ©.) In den 
Erörterungen über die Wirkungen folder Anleihen, die das Capital 
einer productiven Verwendung Im Juland erft wegnehmen (f. $. 521), 
al3 Gapitalentziehungen auf die —— kommt Wagner 
ſchon in d. Ordn. d. öſterr. Staatshaush. ©. 31 — 35 (1863) u. noch 
beſtimmter in d. Art. Staatsſchulden im Haudwörterbuch von Rentzſch 
©. 860 (geſchrieben Anf. 1865) und im Staatswörterb. X, 15 — 18 
(1865) zur Bevorzugung der Steuer vor der Anleihe, weil Letztere 
die Bertheilung ungünftiger beeinflufje und die Arbeiter eher beeinträchtige. 
(6) Dietzel a. a. D. zieht diefen zweiten Punct nicht mit in Betracht, 
fondern entfcheidet nur nad) der Wirkung der Ausgaben, die mit An— 
leihen oder Steuern beftritten werden. Hieraus fowie aus der unter- 
lafjenen weiteren Spectalifirung der außerordentl. Ausgaben (f. $. 41 b) 
erklärt fich feine viel zu weit gefaßte, deshalb unrichtige Regel für die 
Benugung des StaatScreditd. Die im Text hervorgehobene Berülckſich— 
tigung der en von Anleihen oder Steuern als Güterentziehungen 
ſchon in d. Ordn. d. dfterr. Staatshaush. Abſchn. I Nr. 3, ©. 19—36. 


8. 828. 


3) Die Begründung für obige Sätze liegt in Folgenden. 

In beiden genannten Fällen werben für die Zwecke des 
jtaatswirthichaftlichen Productionsproceffes Güter aus den Einzel- 
wirthichaften in der Volkswirthſchaft herangezogen und in das 
Staatswefen verarbeitet. Aber die „Producte”, welche in leß- 
terem durch biefe Güterperwendungen gewonnen werben, find 
von verjchievener Dauer. Die Nothwenbigkeit, fie neu zu er- 
zeugen, wiederholt fih daher in Perioden von ganz ungleicher 
Länge. An diefen Unterfchied ift bier anzufnüpfen und find 
demnach die Stantsleiftungen, je nachdem fie mit ordentlichen 
oder mit außerordentlichen Ausgaben (8. 82i) bewerkjtelligt 
werben, zu trennen. 

a) Die erjteren Leitungen werden im Allgemeinen ſtets in 
gleich langen Zeitabfchnitten (3. B. Finanzjahren) völlig „cone 

1 


Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 1: 


— 210 — 


ſumirt“. Im Weſentlichen liegt Jahr für Jahr das gleiche Be— 
dürfniß der Einzelwirthſchaften nach dieſen von der ſtaatlichen 
Geſammtwirthſchaft für ſie zu erzeugenden Gütern (Sorge für 
Rechtsſchutz, Beförderung der Cultur und Wohlfahrt) in derſelben 
Weiſe wieder vor. Die Einnahmen, mit denen die ordentliche 
Ausgabe gedeckt wird, ſtellen daher in der That die Zuführung 
von umlaufendem Capital in den Staatshaushalt dar, gehen mit 
ihrem ganzen Werthe in die Probuctionsfoften der mit jener 
Ausgabe hergeftellten Güter (aljo meiftens immaterieller Staats- 
leiftungen) und, wenn man der Berechnung 3. B. Jahresabfchnitte 
zu Grunde legt, auch in den Geſammtwerth der Iahresproduction 
in der Bollswirthichaft über. Was ver Tegteren zur Dedung 
ber ordentlichen Ausgabe an Gütern jährlich entzogen wird, was 
alfo gewiffermaßen eine Ausgabe für fie bilvet, erhält fie in der— 
jelben Zeit im Werthe der Staatsleiftungen, alfo an Einnahme, 
wieder. Ebenſo iſt es wenigjtens bei gerechter Steuervertheilung 
und bei der richtigen Normirung von Allen im Wefentlichen 
gleichmäßig zu Gute kommenden Staatsleiftungen auch in Betreff 
jever Einzelwirthichaft. Die Staatseinnahmen, mit denen bie 
orbentliche Ausgabe beftritten, alſo m. a. W. die jährlich von 
Neuem in gleichem Umfange nöthig werdenden Staatsleiftungen 
bejchafft werben follen, müſſen daher einer ebenfolchen vegel- 
mäßigen Wiederholung fähig fein. Dies find nun aber bloß 
die ordentlichen Staatseinnahmen, namentlich auch die Steuern 
($. 82d). Daher find dieſes allein die geeigneten Deckungs— 
mittel für die ordentlichen Ausgaben und müſſen fie ausreichen, 
alfo nöthigenfalls entjprechend erhöht werben, um biefe Ausgaben 
vollftändig zu deden. W. 


8. 82h. 


Wird nun das Gebiet der Staatsthätigfeit und das Ver— 
waltungsſyſtem vichtig beſtimmt, jo daß der Betrag der orventlichen 
Ausgabe und Einnahme wenigftens auf die Dauer ebenfalls ven 
Verhältniſſen entjpricht, jo wird durch die ftrenge Befolgung des 
Grundſatzes, mindeftens ſtets die ganze ordentliche Ausgabe durch 
orventliche Einnahmen zu deden, in finanzieller und in volks— 
wirthſchaftlicher Hinficht das folgende zweifache wichtige Re— 
jultat erreicht, dem nachzuftreben: ift. 





a) Der Staatshaushalt bleibt wor der Gefahr eines chro— 
nifchen, nicht bloß ſtets wiederkehrenden, ſondern ich im feiner 
Höhe ſtets noch fteigernden Deficits bewahrt. Damit wird 
auch in fchwierigen Perioden des Staatslebens der rettungslofe 
Ruin der Finanzen mit allen jeinen furchtbaren wirthichaftlichen, 
politiichen und fittlichen Folgen für das Volk vermieden. Denn 

| wenn jelbjt ein Theil der ordentlichen, nothwendig jährlich im 
| gleichen Betrage wieverfehrenden Ausgabe durch die natürlich 
| nicht Lange vorhaltende Veräußerung von Staatseigenthum oder 
| durch Schuldaufnahme gevedt wird, jo wächſt das vorhandene 
| Deficit jährlich auch bei fonjt gleich bleibenver Ausgabe um ven 
Betrag der verminderten Cinnahme und der hinzufommenden 
Zinfen, und zwar in immer jtärferer Progrefjion (a). 

2) Der Gleichgewichtszuftand zwijchen Confumtion und Pro- 
duction in der Bolfswirthichaft oder m. a. W. zwifchen Be: 
bürfnißbefriedigungen und probuctiven Xeiftungen ber Cinzel- 
wirtbhfchaften bleibt dann ebenfalls gewahrt. Was die letteren 
3. DB. jührlid an Rechtsſchutz und Förderung ihrer Intereffen 
aller Art erhalten, in dieſem Zeitraum völlig verzehren und 
jährlich in demſelben Umfange von Neuem bevürfen, das be— 
zahlen fie auch in den Steuern u. ſ. w. aus ihren laufenden 
Yeiftungen (ober Einnahmen) volljtändig. Ste werben aber zu 
dieſen Leiftungen auch nur in den Stand gefett durch das, was 
ihnen wieder ber Staat leiſtet, ebenfo wie umgekehrt letterer 
dies nur leiften fann, wenn er die erforberlichen Güter aus den 
Einzefwirthichaften heran zieht. Hier befteht alfo bei vichtiger 
Normirung der Staatsthätigfeiten und der Beſteuerung und bei 
der Befolgung des richtigen Grundſatzes für die Dedung der 
Staatsausgaben das Berhältniß der völligen Correſpondenz von 
Leiftung und Gegenleiftung, wenn auch in anderer Form als im 
gewöhnlichen Tauſchſyſtem. Es ift die Aufgabe ver Staatöver- 
waltung, dieſes Verhältniß feſt in's Auge zu nehmen. Der Staat 
und die anderen Einzelwirthichaften bilden ja zufammen vas 
organifche Ganze der Volfswirthichaft. In den Steuern, Die der 
Staat zur Beitreitung der ordentlichen Ausgaben verwendet, 
nimmt er den Einzelwirthichaften etwas, was er ihnen zu der— 
jelben Zeit im vollen Betrage in ven Staatsleiftungen, alfo nur 
in einer andern Form der Güter wiedergiebt; und zwar in 
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ber Form, wie bie Einzelwirthfchaften diefe Güter brauchen, 
insbefondere auch um ihre eigenen Productionen zu betreiben, 
und wie fie diefe Güter jelbft gar nicht oder nicht ebenfo gut 
erzeugen fönnen. Die Einzelwirthſchaft fchafft alfo ſich felbft 
allein nachhaltig die Bedingungen ber eigenen Production, 
wenn fie die ordentlichen Ausgaben des Staats mit ordentlichen 
Einnahmen (Steuern) zu deden ermöglicht. Denn nur in biefem 
Falle fann der Staat andauernd ven übernommenen Aufgaben 
nachfommen. Der aufgejtellte Grundfa hat daher eine eben 
folche volfswirthichaftliche als finanzielle Tragweite. Die richtig 
beftimmte und mit Steuern u. |. w. gedeckte orbentliche Ausgabe 
ift infofern wirklich reproductiv: fie erzeugt ihre eigenen wirth- 
ſchaftlichen Beringungen immer felbft wieder (Stein) (db). W. 


(a) Befonders deutliche Belege für diefe Sätze giebt die neuere Sinanage- 
hichte Defterreihd, Jtaliens, auch Rußlands und z. Th 
rankreichs. ©. über die dortigen Deficite u. $. 83d. Die Pro— 
greffion des Schulderfordernifie3 nach dem abfoluten Betrage (in Mill.) 

des letzteren und nad) dem Berbältniß zur ordentlichen Netto-Einmahme 

in zweien diefer Staaten zeigt die folgende Ueberficht, wobei freilich 
— iſt, daß nur ein Theil der Zunahme auf die ganz verwerf— 


liche Deckung ordentlicher Ausgaben mit Staatsſchulden zurückgeführt 
werden kann. 

Defterreid. Reſultat Rußland. Budget. 
Schulder- Proc.d.ord. Schulder⸗ ‘Proc. d. ord. 
forderniß Einn. forderniß Einn. 

Mill. fl. C.«M. Mill. R.S. 

1848 37,2 33,3 1862 54,9 19,4 
1849 47,2 34,0 1863 57,09 21,1 
1850 44,' 26,1 1864 59, 19,4 
1851 54,7 28,7 1865 63,9 20,6 
1852 56,? 26,5 1866 68,59 22,? 
1853 64,1 28,6 1867 73,85 21,7 
1854 72, 31,! 1868 76,9 21,5 
1855 79, 31,? 1869 76,10 20,1 
1856 91,4 35,4 1870 78,38 20,3 
1857 96,7 36,8 

1858 102,8 38,0 

1859 120,0 46,2 

1860 115,2 41,1 

1861 121,8 44,0 

1863 141,9 46,9 (ohne außerord. Rückzahlung an d. Bank). 
1867 A. 149,3 50,4 

1870 A. 124, c.42,4 


Die Berechnung fiir Oefterreich weicht von den Daten in Ezörmig’3 
— und a. a. O. etwas ab, weil hier nach etwas anderen 

rundſätzen, z. B. in Betreff der fict. Zahlungen an u. aus dem ehemal. 
allgem. Tilgungsfonds, verfahren wurde. Die mitgetheilten Daten nach 
A. Wagner's ſpec. Berechnungen. Für 1867 u. 1870 d. Anſchlag, 
dabei in letzterem Jahre Die weſtöſterreich. u. ungar. Finanzen ur 


“ 


erechnet. In den früheren Zahlen ift die contractlihe Tilgung, der 

ünz- und Wechfelverfuft (Folge der Papiergeldwirtbichaft), die Sub- 
ventionen an Bahnen u. |. w. im Schufderforderniß bei den Zinfen inbe- 
griffen. Auch bei Rußland umfaßt die Ziffer die Tilgung mit. Wären 
nicht in DOefterreih u. Rußland die ordentl. Einnahmen (worunter aber 
manche Poften, die im Grimde zu den auferord. gehdren) fo bedeutend 
gefteigert (wenn auch im Oeſterreich nicht erheblih genug und nicht 
rechtzeitig, ſ. $. S$2c Anm. (a), fo wilrde der Procentfats noch viel größer 
geworben fein. Das öſterreich. Schulderforderniß von 1861 betrug 3. B. 
mehr al3 die ganze Nettoeinnahme von 1848 u. 63,70%, der (dur Eins 
beziehung Ungarns u. |. w. ſchon ftark gefteigerten) Einnahme von 1851. 
Das wu Schulderforderniß von 1870 ıft 25,20/, d. ordentl. Einnahmen 
v. 1862. In Stalien find die Schulden der ehemal. felbftändigen 
Staaten hinzugelommen. Der Hauptpoften, die 5% (confolid.) Mente 
rührt aus d. ein. Schuld u. aus neuen Schulden ded Königreich 
Italien her. Er betrug 1861 97,5 Mill. Fr. Zins, 1870 263,2, woneben 
noh etwa ein Drittel Ddiefer Summe auf andere neue rüldtzahlbare 
Schulden des Königreihs kommt. Während fich die ordentl. Einnahme 
Italiens von 1861 — 70 etwa verdoppelte (457 auf 951 Mill. Fr. inc. 
Erhebungskoſten), ftieg d. gefammte Schuldaufwand auf das 4—5 fache, 
An Frankreich erforderte die Rente (fundirte Schuld) 1851 232 
1870 361 Mil. Fr. Zins. In Oefterreih, Italien u. neuerdings au 
in Rußland (Nicolaibahn Petersburg - Moskau) hat man daneben in 
jehr bedeutendem Umfange werbendes Staatseigenthbum, fo faft alle 
Staat3eifenbahnen veräußert, 3. Th. auch zu fehr fchlechten Preifen, in 
Defterreich meift im Beginn der Rentabilitätsperiode der Bahnen. Hier 
wurde bi3 Ende 1859 ein Bahncompler, der 336, Mil. fl. E.-M. 
efoftet, fir meift erft in längeren — fällige 168,*6 Mill. fl. 
EM. verfauft! S. Wagner in Unf. Beit 1863, ©. 159. 
Stein, Finanzen ©. 30, wo der Satz für alle, nicht bloß für bie 


(2) 
ordentl. Ausgaben aufgeftellt wird. 


8. 82i. 


b) Mit ver außerordentlihen Ausgabe und zwar mit ber 
privat- und ftaatswirthichaftlichen Capitalanlage ſowie mit ber 
durch abnorme Schwierigfeiten, 3. B. Kriege, veranlaßten eigentli- 
chen außerorventlichen Ausgabe, verhält es fich anders als mit 
der orbentlihen Ausgabe. Die Wirkungen jener, alfo ver mit 
ihnen bewerfftelligten Yeiftungen kommen wenigjtens in der Regel 
künftigen Finanzperioden in ver Form erhöheter Staatseinnahmen, 
gejteigerter ftaatlicher Productionsfähigfeit oder muthmaßlich zu 
vermindernder Ausgabe zu Gute. Diefe Umſtände ftehen bei 
einer Dedung ver betreffenden Ausgaben mit außerorventlichen 
Einnahmen ver Belaftung fünftiger Perioden mit den Zinfen 
und Koften der Anleihen u. |. w. ausgleichend gegenüber (f. o. 
8.41b Anm. (c)). Bei ver Wahl folder Dedungsmittel wird 
alfo das Gleichgewicht der Finanzen nicht geſtört. Namentlich 
wenn etwa bie Dauer der Anleihen, aljo die Tilgungstermine, 
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nach) der vorausfichtlihen Dauer der günftigen finanziellen 
Wirkung der mit den außerorventlichen Ausgaben hergeſtellten 
Anlagen oder gemachten Leiftungen bemefjen wird, fo können 
faum noch finanzielle Bedenken laut werben. Practifche 
Schiwierigfeit macht nur die Berechnung einer folchen Dauer, 
befonvders in dem wichtigften Falle, wenn Kriegsausgaben mit 
ven Anleihen bejtritten wurven ($. 410). Aber man fanıı fich 
durch Annahme Fürzerer ZTilgungsperioden auch bier ziemlich 
ficher ftellen (a). 

Auch vom volkswirthſchaftlhichen Standpuncte ift wenig- 
jtens in einer Hinficht gegen die Benutzung des Staatscredits 
in dem angegebenen Falle nichts einzuwenden. Denn für bie 
Bolkswirthfchaft als ein Ganzes ift es ohnehin in einer Be— 
ziehung einerlei, ob die dem Staate nöthigen Mittel durch Steuern 
oder durch Staatsſchulden befchafft werden: in beiden Fällen 
find e8 die vorhandenen Güter ver Gegenwart, bie einem 
anberweiten Conſum oder einer anberweiten probuctiven Ver— 
wendung entzogen werben, weil fie ver Staat für feine Zwecke 
braucht. Früher hat man wohl öfters die Staatsjchuldenauf- 
nahme bamit zu rechtfertigen gefucht, daß durch fie vie Laſten 
auf die Zufunft gefchoben würden, was im Falle gewiſſer, ver 
Zufunft mit oder ausfchlieglih zu Gute kommender Ausgaben 
daher ganz billig fei. Dieſe Rechtfertigung beruht aber auf einer 
offenbaren Verkennung des doch fehr einfachen Vorgangs (b). 
Die Unrichtigfeit viefes Arguments zu Gunften ver Staatsſchuld 
bewirkt jedoch nicht, daß man nun die Anwendung des Staats: 
creditö verwerfen müjfe. Vielmehr würde eine ſolche Operation 
gerade um jo mehr feftzuhalten fein, da fie nach vem Obigen bei 
der Dedung der außerorventlichen Ausgabe durch finanzielle Gründe 
unterjtügt wird und für die Volkswirthſchaft als Ganzes betrachtet 
in der erwähnten Beziehung wenigftens inbifferent ift. W. 


(a) Es ift fein Widerſpruch mit dem bier Gefagten, daß die Länge der 
Tilgungsperioden und der Dauer der Wirkungen der beziigl. Ausgaben 
Ag ea müßten, wenn gleichwohl die prinzipielle Nothwendigfeit 
der Tilgung feldft in ſolchem Fall einer allmäligen „Aufzehrung“ der 
betreffenden Anftalten beftritten wird. Entſchiede bloß die Dauer jener 
Wirkungen, fo müßte unbedingt entfprechend getilgt werden. Aber nad) 
der Natur des Staatshaushalts ift die Frage ob Tilgen oder nicht in 
der Regel (d. b. von Einnahmen aus Privaterwerb oder Veräußerung v. 
Staat3eigenthum abgefehen) indentifch mit jener: ob Befteuern zum 
Zwede der Tilgung oder Fortbeftehenlaffen der Schuld. Diefe Frage 
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ift aber fo wenig unbedingt zu Gunften der Beſteuerung zu beantworten, 
al3 die andere, ob Ausgaben mit Steuern oder Schulden gededt werden 
follen. S. N. Wagner im StaatSwörterb. X, 20 u. den Abfchn. über 
Schuldentilgung im 3. Buche. 


(db) Der handgreiflihe Irrthum wird von den Gegnern der Staatsfchulden 
oft mit unnöthiger Wichtigkeit behandelt. So von Ehalmers und 
nach ihm von DIL, polit. Def. B. 1, Cap. 5, 8. 8 u. vielen Anderen. 
Aber wen das, was durch Anleihen oder Steuern dem Staate zur 
Berfügung z. B. für Kriegsführung geftellt wird, nothwendig auch die 
vorhandenen Güter der Gegenwart find, fo macht es eben doch einen 
Unterfchied, daß diefe Güter in jedem der beiden Fälle anderen Einzel- 
wirthichaften gehören. Eigenthümlich ift, daß Hod eine Anficht über 
die Entlaftung der Gegenwart durch Anleihen äußert, die mit jener 
irrigen älteren viel Achnlichfeit hat und einer Erit. Bemerkung gegenüber 
fie brieflich fejthielt, f. öffentl. Abg. S. 32, Finanz. Amerika's ©. 470 ff., 
Wagner in d. Gött. Gel. Anz. 1867, ©. 946, 


8. 82k. 


Gleichwohl kann man fich troßbem nicht unbedingt fir bie 
Benutzung des Staatscredits hier ausfprechen. Denn die Wirkung 
der Steuern und Staatsfchulden auf die Lage ver Einzelwirth- 
ichaften und infofern wieder auf die Volfswirthichaft kann eine 
verfchtevene jein. Die Beichaffung der Dedungsmittel ift daher 
in diefer Beziehung doch nicht gleichgültig für die Volkswirt: 
ichaft, wenn fie e8 auch in der im vorigen $. erwähnten war. 
Es bedarf dann feines weiteren Beweiſes, daß diejenigen Deckungs— 
mittel den Vorzug verdienen, welche günjtiger oder minder un— 
günftig als Güterentziehungen auf die Bolfswirthichaft einwirken. 
Nur das ift vielmehr nachzuweifen, ob und wieweit folche Unter- 
ſchiede zwiſchen Beſteuerung und Schuldaufnahme beftehen. Hier- 
bon hängt e8 ab, ob das Geſetz der Anwendbarkeit des Staats: 
credits im Staatshaushalte mehr oder weniger Einjchränfungen 
gegenüber jenem Sake, daß alle außerorventlichen Ausgaben 
wegen ihrer länger dauernden Wirkungen an fich durch Staats» 
ſchulden gedeckt werden bürften, erfahren foll. 

Der Nachweis ver vergleichsweifen Wirkungen ver Steuern 
und Staatsjchulden kann vollftändig erjt im 3. Buche, welches 
von den außerorventlichen Einnahmen und Staatsfchulden fpeciell 
handelt, gebracht werben. Hier muß es vorläufig für den un— 
mittelbaren Zwed, vie Peftftellung ver Theorie ver Staatsbevarfs- 
deckung, genügen, das Reſultat ver fpäteren Unterfuchungen 
vorweg zu nehmen, um zum Abjchluß der aufgeitellten Fragen 
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zu fommen. Diejes NRefultat enthält der folgenve $., die eingehende 
Begründung dafür ber erjte Abjchnitt des 3. Buchs (a). W. 


(a) Die Begründung findet fih auch in dem Artifel Staatsfchulden von 
A. Wagner im Staatöwörterd. X, 10— 18. Das bier Entwidelte 
glaubt der Berf. auch den neueren Erörterumgen der Frage von Las— 
pepres, Naffe, Sötbeer, Emmingbaus u. A. m., foweit es 
von den Anfichten diefer Schriftfteller abweicht, aufrecht halten zu müfjen. 


8. 821. 


Für die Frage ver Räthlichkeit der wirklichen Benutzung bes 
Staatscrebits ftatt der Beſteuerung find drei Arten Anleihen 
nach den Arten der Gapitalien zu unterfcheiden, aus denen fie 
fließen: 

1) Anleihen aus wirklich bisponiblen Gapitalien ver 
heimiſchen Bolfswirthichaft. 

2) Anleihen aus Gapitalien fremder Volkswirthſchaften 
(Berfehuldung an das Ausland). 

3) Anleihen aus heimifchen Gapitalien, welche erft durch 
bie Anleihe einer anderweiten productiven Verwendung 
im Inlande entzogen werben (a). 


Immer vorausgefett, daß die Anleihe nach ver Art ver Aus- 
gaben, die mit ihr gedeckt werben follen, zuläffig ift, jo darf im 
Allgemeinen vom Standpuncte der einzelnen Volkswirthſchaft aus 
die Anleihe der erjten und zweiten Art ver Beſteuerung vorge— 
zogen werben. Dagegen muß umgekehrt die Beſteuerung jtatt 
ber Anleihe der dritten Art gewählt werben. Diefe letztere An— 
feihe bildet aber im Ganzen den normalen Hauptfall ber 
Benutzung des Staatscredits. Infoferne ift alfo doch in ber 
Regel der Befteuerung der Vorzug zu geben. Vom Stanbpuncte 
ber Weltwirtbichaft aus, wo die Capitalübertragung von einer 
Bolkswirthichaft zur andern als inpifferent erjcheint, wird das 
Urtheil ferner fogar nur dann zu Gunften ver Anleihe lauten, 
wenn ohne die letere das Capital bloß in jchlechten Unter: 
nehmungen (alfo 3. B. in Zeiten ausfchweifender Ueberfpeculation) 
vergeudet worden wäre. Demgemäß ift von biefem Standpuncte 
aus der Benutung des Staatscrebits nur in beftimmten einzelnen 
Fällen ver erften und zweiten Art von Anleihen der Vorzug 
einzuräumen. Ueberall font muß man daher auch für bie 
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Dedung der außerorventlichen Ausgaben möglichjt die ordent— 
liche Einnahme, bez. die Steuer wählen. Da ferner aus biefer 
Einnahme nothwendig ſtets die immer zum Normalerforverniß 
gehörende Verzinfung und vorfommenden Falls auch, wenn fie 
einen vernünftigen Sinn haben fol, vie Tilgung ver Schulven 
erfolgen muß, fo erjcheint die ordentliche Einnahme oder Steuer 
zugleich als Bafis der Crebitbenugung. W. 


(a) Es ift gegen eine folhe Unterfheidung der Capitalien, aus denen die 
Anleihen Hiehen, wohl unter dem Hinweis auf die practifchen Verhält- 
niffe des Geldmarkts eingewendet worden, bei dem heutigen fosmopolit. 


Charakter des Werthpapierverfehrs und bei der Betheiligung der ver- 
fhiedenften Börfen und Geldleute an Anleibeoperationen laſſe ſich gar 
nicht fagen, welcher Art eine Anleihe fei. Sicherlich ift dies oft im der 
Praxis ——— Aber aus welchen Capitalien, des Inlands oder Aus— 
lands, eine Anleihe hauptſächlich komme, läßt ſich doch auch hier 
beſtimmen. Für die theoret. Seite der Frage genügt dies: man wird 
z. B. eine Anleihe, die als in der Fremde aufgenommen zu billigen 
wäre, doch Fieber möglichft vermeiden müfjen, wenn fie durch Betheiligung 
de3 inländ. Schon angelegten Capital3 zu Stande kommt oder muth- 
maßlich die Obligationen vafch heimftrömen. Hypotheſen wie die obige, 
daß die Anleihen nur der einen oder anderen Art feien, muß man faft 
bei jeder theoret. Behandlung practifcher vollswirthſch. Fragen zum 
Zweck der Sfolirung der einflußübenden Umftände bilden. 


$. 82m. 


Erfolgt die Schuldaufnahme troßdem in weiterem Umfange 
als nach obigen Regeln, fo hat dies die unbedingt nachtheilige 
volfswirthichaftliche Wirkung, daß fich die Lajten der Staatsaus- 
gaben, aljo das Gefammtopfer, auf die Einzelwirthichaften in ver 
Gegenwart ungleihmäßiger, mithin ungerechter als im 
Falle der Befteuerung vertheilen werden. Darunter leiden aber 
vornehmlich die unteren (arbeitenden) Claſſen, deren Intereſſe 
alſo Feineswegs die Anleihen in den vorerwähnten Fällen empfeh- 
lenswerth macht ($. 82f Anm. (a)). Eine folche Wirkung ver 
Anleihen kann natürlich, auf die Dauer wenigſtens, auch ven 
Staatshaushalt ſchädigen. 

Sonft wird letzterer jedoch von einer folchen unvichtigen 
umfänglicheren Benukung des Staatscrebitd nur dann leiden 
und in Unoronung fommen, wenn nicht einmal das volle Normal- 
erforberniß durch orventliche Einnahmen gebedt wird. Denn hier 
broht immer ein chronijches eigentliches Deficit einzureißen. 

Was die Dedung der außerorventlichen Ausgaben anlangt, 
fo find wieder deren einzelne Arten zu unterfcheiden. Der Zwed 
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und die Wirkung dieſer ſämmtlichen Ausgaben rechtfertigt die 
Schuldaufnahme (8. 821), aber doch ſchon für die verſchiedenen 
Arten nicht gleich unbedingt. 

1) Denn die privat- und die ſtaatswirthſchaftliche Capital- 
anlage allein und unter ihnen wiederum am meiſten die erſt— 
genannte bieten eine ſichere Bürgſchaft, daß ſie, einmal vorge— 
nommen, künftigen Finanzperioden und der ganzen Volkswirth— 
ſchaft als Ausgabeerſparung oder Einnahmevermehrung zu Gute 
fommen werben (8. 41b). Bei der eigentlichen außer— 
ordentlichen Ausgabe, insbefondere bei Kriegskoſten, beiteht 
eine jolche Sicherheit doch ſtets in viel geringerem Maaße (8. 41c). 
Wenn man daher auch nur nach den Wirkungen der Ausgaben 
urtheilt, jo wird man zwar unter ben in $. 82i bezeichneten 
Sautelen felbft die Kriegsausgabe durch Anleihen decken bürfen. 
Aber unter übrigens gleichen Umſtänden ijt es doch bereits ge— 
vathener, lieber hier wenigftens mit zu orbentlichen Einnahmen 
zu greifen und womöglich die Benutzung der Anleihen auf bie 
beiden genannten Arten ver Capitalanlage zu befchränfen. Dies 
iſt um fo unbedingter anzurathen, wenn nach ihrer vergleichs- 
weifen Wirkung als Capitalentziehung ver Befteuerung vor ber 
Anleihe wegen der Art der GCapitalien, aus denen die Schuld 
gezahlt wird, nach dem vorigen $. der Vorzug zu geben ijt. 
Denn dann kommen möglicher Weiſe noch) volfswirthfchaftliche zu 
den finanziellen Bedenken gegen die Anleihe für Kriegs- und 
vergleichen Ausgaben Hinzu. Hiernach wird die Dedung von 
(etsteven nur durch auswärtige und in gewilfen Fällen durch 
Anleihen, welche aus visponiblen Capitalien der heimifchen Volks— 
wirthichaft kommen, vorzunehmen fein (@). 

2) In gleicher Weife wird man fich dahin ausfprechen müſſen, 
daß die ftaantswirthfchaftliche Gapitalanlage beſſer auch durch 
ordentliche Einnahmen gedeckt wird, wenn nicht eine in jeber 
Beziehung unbevenkliche Anleihe in Ausficht ſteht. Denn bie 
günftigen Wirkungen folcher Anlagen und die Dauer der erjteren, 
z. B. bei großen Berwaltungsreformen, find doch nicht leicht ganz 
jo fiher zu conftativen, als etwa bei privatwirthichaftlichen 
Gapitalanlagen (b). W. 


(a) Es wird daher gewiß als die folidere Praxis zu bezeichnen fein, wenn 
wenigftend ein Theil der Kriegskoften und fonjtiger auferord. Ausgaben 
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(3. B. für öffentl. Notbftände) durch Steuern beftritten oder nur vor— 
übergehend durch fchwebende Schulden, welche alsbald mit Steuer- 
erträgen wieder abbezahlt werben, gededt wird. So verfährt mit Recht 
in neuerer Zeit Großbritannien, da felbft in dieſem Lande auf 
größere Mafjen disponibler Capitalien nicht immer zu rechuen iſt. 
Namentlich wird die Einfommenftener im foldhen Fällen richtig 
erhöht. Das Vorhandenfein einer derartigen beweglichen u. mit Sicher- 
beit einen höheren Ertrag gebenden Steuer ift auch mit Rückſicht auf 
folhe Fälle zu verlangen. Im Krimmefriege erhöhete Großbritannien 
die Eintommenftener von 7 auf 14 und fchließlih auf 16 P. v. L. St. 
(6%/3 0/0) Für das voll beftenerte umd von 5 anf 10 umd 11'/ P. für 
das niedriger befteuterte Einfommen; erft 1857 erfolgte wieder die zur 
ſetzung auf den alten Sat. Der Ertrag ftieg von 7, auf 16,9% Dil. V. 
Außerdem wurden damal3 die Zölle auf Zucker (Durchſchnittszollſatz 
per Gent. für alle Gattungen von 11 allmälıg bis auf 14'/s sh.), Thee 
(von 1'/2 auf 1%/ sh. per Pfund, ftatt d. beabfichtigten Ermäßigung 
auf 1 sh.), Kaffee (von 3 auf 4 P. per Pfund), die Accifen auf alz 
(von faft 23/4 auf 4 sh. per Bufhel) u. Branntwein (in England von 
7 sh. 10 ®. auf 8 sh., in Schottland von 4%; auch allmälıg bis auf 
8 sh., in Irland von 3"/; auf 8 sh. per Gallon) erhöht. Aehnlich 
wurde die Erpedition nad Abyſſinien großentheilß durch Steige- 
rung der orbentl. Einnahmen beftritten (Aufwand 1867/68 — 69/70 
dafür 8,3 Mill. L., Erhöhung der Einkommenſteuer von 5,7 Mill. in 
1866/67 auf 6,18, 8,62, 10,9% Mil. 2. in den 3 folgenden Jahren nad) 
Rechnungsabſchluß, A. für 1870/71 7,5 Mil). Auch bei anderen Extra- 
audgaben, 3. B. für den größeren militärifchen u. maritimen Aufwand 
1860 ff. wurde fo operirt. — Preußen erhöhete 1855—56 wegen der 
Koften der Rüftungen die Elafien-, Einfommen- und Scladtfteuer 
um 4. — Defterreich legte im Kriege von 1859 einen Zufchlag zur 
Grund- u. Hausſteuer von Ns, zur Haudclaffenftener von '/z, zu der 
Erwerbftener, Einfommenftener u. dem contributo arti e commercio 
von 1/5 de3 Ordinariums „für die Dauer der Durch die a a 
herbeigeführten Verhältniſſe“ auf (Verordn. v. 13. Mai 1859). Ebenfo 
wurde die Verzehrungsſt. um */; der Normalfäte, der Salzprei3 um 
15/0, die Nechtsgebühren, Stempel u. f. w. meift um 20%/, erhöht 
(Berordn. v. 17. Mai 1859). Die meiften diefer - Erhöhungen blieben 
mit einigen Abänderungen, zeitweife mit neuen Steigerungen umd felbft 
Berdoppelungen (1862 ft), permanent. — Frankreich erhöhete Durch 
Verordn. d. provif. — v. 17. März 1848 die 4 directen Steuern 
um 45%, was 192 Dil. Fr. betrug u. 1952 wieder aufhörte. Später 
(Gef. v. 23. Juni 1857) trat ein zweiter 10%oiger Kriegszufchlag zu 
dem lange beftehenden bei allen directen Steuern hinzu, die Tabakſteuer 
(im Monopolpreis) und die Branntweinftener wurde 1860 erhöht. — 
Staaten wie d. Bereinigten Staaten v. Nordamerifa u. wie Italien 
mußten natiirlih im größten Umfange neue Stenern ſcha en, alte 
erhöhen, um die enormen Ausgaben für Kriege und Staatsneubau 
wenigſtens theilweife fo zu deden. Nach dem Ende des Bürgerkriegs 
bat Amerika fchon die vollftändige Dedung der Yaufenden Ausgaben mit 
ordentl. Einnahmen erreicht, Stalien aber noch bei Weiten nicht. ©. 
8. 83d Anm. R.W. 

(8) Die herrfchende Praris in Staaten normaler Finanzlage, Daß die ſtaats— 
wirthſch. Capitalanlagen, wenigftens die Fleineren, ziemlih Sahr für 
Jahr vorkommenden Ausgaben dafiir, durch ordentl. Einnahmen beftritten 
werden, läßt fich daher auch billigen. Nur follte dabei doch ein be- 
timmtes Princip leiten und die betreffenden Poſten in den Ausweifen 

berfichtlich zufammengeftellt werden, damit man zur befferen Beurtheilung 
der mirflichen Finanzlage leichter feftftellen kann, ob und in welchen 
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Verhältniß die Ausgaben eines Jahres nach der Dauer der Wirkungen 
der beſchafften Leiſtungen und Anſtalten nur are Jahre oder auch 
fpäteren Finanzperioden zu Gute kommen. In Preußen gehört der 
größte Theil der 104 einmaligen und auferord. etatmäßigen Ausgaben 
zu ſtaats- und z. Ih. felbft zu privatwirtbichaftlihen Gapitalanlagen 
(3. B. Meltorationen der Domänen u. f. w.) und wird regelmäßig ſchon 
nad) dem Boranfchlage Durch die ordentlihe Einnahme (die aller- 
dings einige Fleinere Woften außerordentl. Einnahmen —— t) gedeckt, 
z. B. B. für 1870 ordentl. Ausg. 162,* Mil. Thlr. außerordentl. 5,85, 
zuſammen 168,, ordentliche Einnahmen 168,5 Mill. Thlr. ©. auch 
8.83d Anm. Aber ein feftes Princip der Scheidung fehlt auch Hier; fo 
3. B. ganz gleichart. Poften für Chauffeeneubauten, Stromregulirungen, 
Hafenbauten u. |. w. ftehen unter den ordentlichen und den etatmäßigen 
außerordentlihen Ausgaben Jahr für Jahr. — In Staaten, welche 
o häufigen „Umgeftaltungen” (der inneren Organifation, Verwaltung 
im Juſtiz-, Polizei=, Unterrichts-, Kriegswefen u. f. w.) unterliegen, 
wie z. B. Defterreih, auh Rußland, würde e3 vollends ein Pe 
gefährliches Princip fein, mit Rüdficht auf die mögliche Dauer der 
Wirkung folder Derwendungen eine Dedung mit aufßerordentlichen 
Einnahmen vorzımehmen. Hier fehlt aber eben bei der Unftätheit aller 
Berhältnifie das in finanzieller Hinficht wefentliche Merkmal der ftaats- 
wirthfchaftlihen Capitalanlagen: die wirkliche längere Dauer der 
Wirkungen. Meſterreich's fich jagende innere. Berwaltungsreformen, 
in der Yandeseintheilung, Behördenorganifation, in den Stiniferien- 
reffort3, in der —— der Vertretungslörper feit 18481 — Ein- 
richtungen wie Perfonen abgenutt, bevor fie noch benutst find). 


8. 82n. 


3) Anders Tiegt die Sache bei ber privatwirthichaft- 
fihen Gapitalanlage. Diefe muß unbedingt aus außerordent— 
lihen Einnahmen oder Anleihen bejtritten werden (a). Zu dem 
allgemeinen Rechtfertigungsgrunde, welcher aus der Wirfung ber 
Ausgaben entnommen ijt, fommen noch zwei weitere Gründe, bie 
bier wohl den Ausjchlag geben. 

a) Privatwirthfchaftlihe Gapitalanlagen mit Steuern hers 
jtellen, widerfpricht nehmlich einmal dem legten Zwed und tieferen 
Nechtsgrund der Bejtenerung. Die hergefteuerten Güter werben 
ven Einzelwirthichaften entzogen, damit in der Gefanmtwirthichaft 
des Staats folhe Güter producirt werben, welche ver Staat 
allein oder doch am beiten für die Volkswirthſchaft heritellen 
kann (eigentliche Staatsleiftungen meift immaterieller Art), nicht 
aber ſolche Güter, welche ver Einzelwirthichafter ſelbſt, und oft 
beffer als ver Staat, herftellt. Steuern für die privatwirth- 
Ichaftlichen Gapitalanlagen verwenden, das führt alfo nur dazu, 
dem einzelwirtbichaftlichen Betrieb Sachgüter oder Productions: 
mittel zu entziehen, mit Hülfe deren der Staat den Einzelwirth- 
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ſchaften in der Production derſelben Güter unmittelbare Con— 
currenz macht. Der Staat erlangt ferner durch den Betrieb 
von privatwirthſchaftlichen Anſtalten auch erſt wieder ſolche Güter, 
die für ihm nur Mittel zur Hervorbringung ber von ihm ver— 
langten Güter find, weshalb die Beftenerung jtatt der Erzielung 
von Einnahmen aus folhen Anftalten gleich als der directe Weg 
zum Ziel erjcheint. Die Beftenerung zum Zweck der Errichtung 
jolcher Anlagen ift alfo eigentlich principmibrig. 

b) Die Dedung durch Anleihen wird aber auch durch bie 
ſpecifiſche Natur der privatwirtdichaftlihen Capitalanlagen und 
durch die Wirkung der für letere erfolgenden Capitalverwendungen 
gerechtfertigt. Ob der Staat over Private Capital zum Ankauf 
oder zur eriten Anlage und Verbeſſerung von Domänen, Forften, 
Berg- und Hüttenwerfen, Fabriken und fonjtigen Gewerfsanlagen, 
Eifenbahnen u. dgl. m. verwenden, das hat für die Volkswirth- 
Ichaft im Wefentlichen ganz diefelbe Wirfung. Theils wird (beim 
Ankauf) Capital einfach von einem Wirthichaftsbetrieb auf den 
andern übertragen, theils (bei dev Neuanlage und Melioration) 
umlaufendes in ftehenvdes Capital verwandelt, neue Erfparniffe 
als Betriebscapital benugt u. ſ. w. Private machen für folche 
Zwede auch häufig Anleihen, die dann nicht anders wirken, als 
die Staatsanleihen. Lettere entziehen vielleicht das Capital einer 
anderweiten productiven Verwendung in ber heimijchen Volks— 
wirthichaft, jo daß hier eine Einjchränfung der Production er- 
folgen muß. Aber auf der andern Seite vergrößert fich die 
Production durch die Leitungen ver betreffenden Staatsanftalt, 
Die Wirkung einer Dedung der privatwirthfchaftlichen Capital- 
anlage des Staats durch Anleihen ift immer viefelbe, als wenn 
Private ihre eigenen, beveit8 anderswie angelegten oder aus ben 
probuctiven Anlagen dritter Perſonen leihweiſe herangezogenen 
Capitalien in ein neues Unternehmen fteden; nur die Richtung, 
nit der Gefammtumfang ver volfswirthfchaftlichen Pro— 
duction ändert fich, eine Gapitalvernichtung erfolgt nicht. 

Wo es fih um große Summen für folhe Anlagen, 3. B. 
um Eijenbahnbau Handelt, ift e8 auch allgemeine Praxis, außer: 
orbentlihe Dedungsmittel zu brauchen. Neben Anleihen Tann 
man pafjend ven Erlös für veräuferte Staatsgüter, die Ab- 
löſungscapitalien für befeitigte Grundlaſten u. ſ. w. fo verwenden. 


— 222° — 


Auch die Reinerträge des Domaniums (i. w. S.), obgleich zu 
den ordentlichen Einnahmen gehörig, mögen allenfalls auf dieſe 
Weiſe benutzt werden. Die Wirkung davon auf die Vollswirth— 
ſchaft iſt dieſelbe, als wenn Private die Erträge ihrer Unter— 
nehmungen ſofort überſparen und für die Errichtung neuer An— 
ſtalten verwenden. Für die Steuerzahler gewährt dann nur 
zeitweiſe der Beſitz von Rente gebenden Staatsanſtalten keine 
Erleichterung. W. 


(a) ea Sat wird von Laspeyres im Staatswörterb. X, 93 ange- 
en, bier aber meines Erachtens mit Necht, wie ſchon ebend. X, 8, 

feng ehalten. Ob die Volksvertretung bier, mitwirkt oder nicht, ift für 
bis Goltänietbfeoftlihe und finanzielle Seite der Frage gleichgültig. 


8. 83. 


IV. Die Fälle der Unzulänglichkeit ver Benutzung 
des Staatscredits. Nach dem VBorhergehenden muß die Be— 
nugung des Staatscredits zur Dedung der Ausgaben alfo doch 
auf wenige ganz bejtimmte Fälle eingefchränft werden. Aber 
auch wenn fie, wie von einigen Anhängern des Staatsfchulven- 
weſens gefchieht, in weiterem Umfange, namentlich unbedingt zur 
Dedung der gefammten Kriegsausgaben — practifch der Haupt- 
fall — empfohlen wird, fo erheben fich noch folgende, eng mit 
einander zufammenhängende wichtige practifche Fragen: 1) ob 
Anleihen denn immer möglich find, 2) ob auch im Fall ver 
Möglichkeit mit ihnen ver Zwed, vie Dedung des einmal vor- 
liegenden Bedarfs in feitbeftimmter Zeit, immer ficher erreicht 
werden kann, 3) ob bie Bedingungen einer Anleihe nicht 
mitunter jo ungünjtig fein können, daß doch bejjer für andere 
Dedungsmittel geforgt wird. Diefe Fragen führen zu berjenigen 
von der Nothwendigkeit oder Zwedmäßigfeit eines Staats— 
Ihages und eines Syſtems großer Extraſteuern (Kriegs- 
ftenern) hin. Erſt durch ihre Erörterung erlangt die Theorie 
ver Staatsbedarfsvedung den richtigen Abſchluß (a). Es genügt, 
den nicht nur wichtigjten, ſondern auch characteriftifchen Ball zu 
behandeln: wenn plößlih fehr große Kriegsausgaben 
binnen einer ganz furzen Zeit zu beftreiten find. 

Diefer Fall liegt bei Kriegen ver modernen Staaten in der 
Gegenwart ftets vor. Jedoch geftaltet er fich noch bemerfens- 
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werth verſchieden nach der geographiſchen Beſchaffenheit 
eines Staatsgebiets, nach der ganzen politiſchen Stellung 
und Aufgabe eines Staats und nach dem herrſchenden Wehr— 
ſyſtem. 

1) Von der geographiſchen Beſchaffenheit des Staatsgebiets, 
d. h. von der Bodengeſtaltung (Flachland, Gebirgsland), den 
Grenzverhältniſſen (gute natürliche — ſchlechte conventionelle 
Grenzen), der Abrundung des Gebiets, dem Zuſammenliegen 
deſſelben in einer compacten Maſſe oder der Zerriſſenheit in 
mehreren getrennten Stücken u. ſ. w. hängt die Offenſiv- und 
Defenſivkraft eines Staats weſentlich mit ab. Ein Staat z. B. 
mit offenen Grenzen, Flachland, mit großer Ausdehnung ſeines 
Gebiets in ſchmalen Streifen über weite Räume unterliegt der 
beſonderen Gefahr, raſch beim plötzlichen Ausbruch eines Krieges 
einen Theil ſeines Gebiets vom Feinde überſchwemmt zu ſehen. 
Dadurch vermindern ſich auch die finanziellen Hülfsmittel eines 
ſolchen Staats ſofort und der Staatscredit leidet leichter oder 
verſagt ſchneller ganz ven Dienft (b). 

2) Bon der politifchen Stellung und Aufgabe eines Staats, 
welche beide meiſtens das Product beftimmter gejchichtlicher Ver— 
hältniffe find und fich nicht leicht beliebig ändern laffen, hängt 
die nähere over fernere Gefahr von Kriegen wejentlih mit ab. 
3. DB. ein erjt im Aufbau begriffener Staat, ver die Aufgabe 
nicht von fich weifen kann, nationalen Bebürfniffen gemäß fich 
auszudehnen und zu arrondiven, wird leichter als ein gefefteter 
alter Staat zu Offenfivfriegen genöthigt werben oder öfters feinen 
Beitand von Neuem vertheidigen müſſen. Eine folche Lage 
beeinflußt nothwendig auch die Benutzbarkeit des Staatscredits. 

3) Unter den verjchievenen modernen Wehrfyftemen ift es 
wohl das preußiſch-deutſche mit feiner Scheidung von ſtehendem 
Heere, Rejerve und Landwehr, welches feiner eigenthümlichen 
Organifation gemäß relativ noch größerer Geldſummen, vie 
zugleich in noch Fürzerer Zeit verfügbar fein müffen, gerade 
im allerfritifchiten Augenblide, nehmlich fur; vor und 
unmittelbar nach ber Sriegserflärung, wo der Credit regel- 
mäßig am tiefjten erjchüttert ift (c), bebarf: zur Mobils 
mahung u. f. w.(d). Das ift, wie manches Andere, ein 
volfswirthichaftlicher und finanzieller wie politifcher und infofern 


jelbjt militäriſcher Nachtheil dieſes Wehrſyſtems, der wegen ber 
anberweiten überwiegenden Vortheile (Erfparung an Geld und 
Arbeitskraft u. |. w. in Friedenszeit, größere Truppenftärfe im 
Kriege) als dem Syſtem inhärent in den Kauf genommen werben 
muß. Auch für die Benugung des Staatscrebits ift diefe Eigen- 
thümlichkeit des preußifchsdeutfchen Wehrſyſtems wieder nicht ohne 
Folgen (e). 

Die Summen, um welche es fich in neueren Kriegen von 
Großſtaaten binnen kurzer Wochen und Monate handelt, über- 
jteigen bei Weitem Alles, was fonjt im Haushalt des Staats 
oder anderer großer Einzelwirtbichaften, 3. B. für Eifenbahn- 
zwede, im ähnlich Furzer Zeit an großen Ausgaben noch vor- 
fommt (f). W. 


(a) Die bisherige Theorie, auch in ihren neueren, der Benugung des Staat3- 
credits günſtigen Bertretern, wie 3. B. Dietzel, hat diefe Fragen fo 
gut wie völlıg ignorirt, während fie doch außerordentlich wichtig find. 

ei A. Wagner, Orden. d. öfterreich. Staatshaush. ©. 23 — 28 umd 
Art. Staatsfhulden im Staatswörterb. ©. 15 find die Fragen bereits 
berührt. Für die Entwidlung im Texte find die neueften Erfahrungen 
bef. — reußen's i. J. 1566 m. 1870 gewiß mit Recht mit maßgebend 
eweſen. 

(6) S. oben $. 73, beſ. Anm. c. 

(ce) Dies beweift die Statiftif der Eurfe der Wertbpapiere faft im jedem 
neueren großen Kriege ganz deutlich, fo bef. 1859, 1866, 1870. Das 
Minimum der Curſe pflegt unmittelbar vor oder gleich nach der Kriegs— 
erflärung erreicht zu werben, noch bevor irgend enticheidende militär. 
Operationen erfolgt find. Später fteigem wohl felbft im Kriege die 
Eurfe des Staats, der Niederlagen erlitten, weil die Ausſicht auf bal- 
digen Frieden wächſt: b war es wiederholt im Defterreih. Freilich 
zeigen die franzöfiihen Curſe i. J. 1870 eine entgegengefegte Bewegung, 
in welcher fich der verftärkte Eindrud der ganz unerwarteten Nieder- 
lagen abfpiegelt, während der anfängliche günftigere Cursſtand auf das 
übertriebene Selbftgefühl der Franzofen zurüdzuführen war. Ueber die 
arg Mo deutihen Curſe in der Zeit v. 5. bis 19. Juli 1870 f. 
die Tab. XI in A. Wagner, Syft. d. D. Zettelb.= Gefeßgeb. ©. 412 
zum —* des Geſagten. 

(d) Die [0% tobilmachungstoften (einmal. Ausgaben) werden fir Preußen 
im Feldzug von 1566 auf 13,61 Dil. Thlr. angegeben, wovon für die 
mobile Arınee (perſönl. Mobilmahungs=- und Ausrüftungsgelder, Be— 
haffung der Pferde, Bekleidung, der Fahrzeuge und Gejdirre u. ſ. w., 
Ausrüftung d. Bontoncolommen, Ausftattung d. —— 10,4 Mil. 
Thlr. Für das norddeutiche Heer im J. 1870 mag die Summe nahezu 
doppelt fo hoch geweſen fein, — faft ganz binnen weniger Wochen, ja 
Zage zu machende Ausgaben. 

(e) Die drei erwähnten Umftände erſchweren die Benutung des Staats— 
credit bef. in Deutſchland, zumal in Preußen, vollends vor den 
Ereigniffen von 1866 u. 1870. Die fchwierige geograph. Lage in Mitten 
des Welttheils, die auch jetzt noch fchlechten Grenzen gegen die Schweiz 
und Holland, gegen Defterreihh und Rußland oder Polen üben dauernd 
einen ungünftigen Einfluß aus. 
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(f) ©. oben 8. 72b Anm. () u. $. 77 Anm. (a). Die durchſchn. tägliche 
Ausgabe für * u. Flotte ſtieg in den Verein. Staaten 1865 auf 
über 3 Mil. D., die Ertraausgabe für d. Krieg v. 1870—71 (über 
die gewöhnl. militär. Ausgabe hinaus) betrug für Norddeutſchland 
täglig über 1 Mill. Thlr. 


8. 83a. 


Erweift ſich nun die Benutung des Staatseredits gerade für 
diefen Zweck, für die Dedung plöglicher großer Kriegsausgaben 
immer als zulänglich? Diefe Frage ift durchaus nicht mit Sicher- 
beit für alle Fälle zu bejahen, vollends nicht in Staatem, wo bie 
im vorigen $. erwähnten Umftände erjchwerend einwirfen (a). 
Abjolut unmöglich iſt freilich wohl die (freiwillige) Anleihe zur 
Beichaffung Fleiner Summen nicht leicht für einen Staat, wohl 
aber öfters zur Beichaffung großer Summen, zumal wenn 
legtere in bedeutenden Beträgen auf einmal nothiwendig 
zufammen fommen müjfen. Mit Einzahlungsterminen, welche 
jih über lange Zeiträume erftreden, reicht man nicht aus. Durch 
Gewährung wejentlich günftigerer Bedingungen, aljo bei einer 
Emifjion einer Anleihe zu viel niebrigerem als dem üblichen 
Curſe oder zu viel höherem Zinsfuße, kann man zwar in ber 
Regel größere Summen eher bejchaffen. Aber auch vieje Kegel 
hat ihre Ausnahmen (db). Die Bedingungen fönnen ferner in 
jolhem Falle jo ungünjtig für den Staat ala Schuloner werben, 
daß es auch aus diefem Grunde große Webeljtände hat, bloß auf 
den Staatscredit angewiefen zu fein. Der Staat iſt dann ver 
Ausbeutung durch die Creditgeber vollftändig preisgegeben. Die 
Anleihe, jelbjt wenn fie im erforberlichen Betrage wirklich vie 
Dedungsmittel liefert, — und gerade vecht in viefem Falle, — 
fommt jo theuer, daß andere Hülfsquellen dringend in Erwägung 
zu ziehen find. VBollends in ver Zwangslage eines Staats, 
welcher unmittelbar vor und nach ver Kriegserklärung aus ben 
oben ($. 83) erwähnten Gründen durchaus flüffige Gelpmittel 
bedarf, wird eine Anleihe meijtens nur mit großen Opfern zu 
Stande fommen (ce). Der Umftand, daß die Abhängigkeit ver 
militärifchen Leiftungsfühigfeit de8 Staats von der Verfügung 
über beftimmte große Summen Geld innerhalb gewiſſer Furzer 
Zeit befannt ift, wirkt abermals nur ungünftig auf den Staats- 
credit ein und verfchlechtert die Bedingungen, unter denen 

Rau: Wagner, Finanzwiffenfhaft. 6. Aufl. 15 
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wenigftens die Anleihe zur Dedung des erjten Bedarfs aufge: 
nommen werben muß, wiederum. 

Demgemäß ift es ald Grundfag richtiger Finanzpolitik 
binzuftellen, daß der Staat rechtzeitig im Frieden Vor— 
fehrungen trifft, um in dem immerhin möglichen Falle, daß 
eine Anleihe im erforderlichen Umfange gar nicht oder nicht 
jchnelf genug zu Stande kommt, und in dem oftmaligen wirklichen 
Falle, daß die Bedingungen der Anleihe im Augenblide außer- 
ordentlich ungünftig find, nicht burhaus auf die Benutzung 
des Stantscredits angewiefen zu fein. W. 


(a) S. A. Wagner, Orden. ©. 24, 26. Das bier im Jahre 1863 über 
Frankreich Gefagte hat im Kriege von 1870 feine Beftätigung gefunden. 

(4) Ein intereffantes und Ichrreiches Beifpiel liefert die öfterreid. Steuer- 
anleihe von 1861, die bei einem Betrage von bloß 30 Dill. fl. in 
Friedenszeit, aber mitten im einer der fchwerften inneren Ber- 
faſſungskriſen (vor der Schmerling'ſchen Februarverfaſſung) nur mit 
größter Mühe und unter den härteſten Bedingungen (50/0, Curs 88, 
rückzahlbar al Pari zu je ein Fünftel Schon in 1—5 Fahren, rveeller 
Zinsfuß an 9% zu Stande kam. Ma. Wagner in Unf. Zeit 
1863, ©. 149. 

(ce) Man denke an die erfte Kriegsanleihe des Norddeutſchen Bundes im 
Fahre 1870, die doch erft faft 14 Tage nach der Kriegserflärung auf- 
gelegt wurde, beim Curſe von 88 (5%oig) nur zu weniger als zwei 
Drittel troß alles Patriotismus zu Stande fam,*— am 2. Aug., aller- 
dings 2 Tage vor Weißenburg! Zu welchem Curſe hätte Geld beſchafft 
werden müfjen ohne Vorhandenſein des preuß. Schates, alfo etwa Mitte 
Juli! Die 5%/oigen preuß. Papiere waren vom 5. bis 19. Juli von 
1023/ auf 57, die 41/2 /nigen von 94 auf 77%/, gewichen, mutbmaßlich 
aber um viele Procente mehr, wenn damals gleich die neue Anleihe 
aufgelegt worden wäre. 


8. 83b. 


Die Vorkehrungen, welche zu dieſem Zwecke zu ergreifen find, 
jind die Anlage eines Staatsſchatzes und die Einrichtung eines 
Syitems von Ertra= (Kriegs-)fteuern ($. 83e). 

1) Die Anlage eines Staatsſchatzes, d. h. die Bereit: 
haltung eines größeren Betrags baaren (gemünzten) Geldes dient 
zur Dedung der erjten großen Ausgaben vor und im 
Beginn eines Kriegs. Im früheren Zeiten, bei geringer Yeb- 
haftigfeit des Berfehrs und bei vem Mangel an Erebit, galt das 
Sammeln eines Staatsfchates für eine wejentliche Maaßregel 
der Staatsflugheit. Unter ven heutigen Berhältniffen ver modernen 
Staaten hat die Praxis meiftens auf Staatsfchäte verzichtet und 
die Theorie fie in der Regel Furzweg verworfen (a). Die ange- 
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führten Gründe find aber nicht durchweg jtichhaltig oder werben 
durch andere überwogen: 

a) Dean fagt, ein Staatsfchag fei unnöthig, weil man fich 
in Nothfällen durch Anleihen helfen könne. Nach den Erör- 
terungen im Borhergehenden ift diefe Behauptung auf Grund 
dev Erfahrung aber gar fehr der Einjchränfung bevürftig. Viel— 
mehr erfcheint danach dev Staatsſchatz bedingt fait überall auch 
jegt noch, wen ein Staat nicht etwa ganz außerordentlich durch 
feine Lage gefichert ift (d), unbebingt aber in Staaten ver oben 
gefchilverten Art gerechtfertigt. Er ift hier ein wichtiges Mittel 
der Sicherheit. 

b) Man fagt ferner, das „Zodtliegen‘ großer Geldſummen, 
die Zinsverlufte u. ſ. w. feien ein nachtheiliger volkswirthſchaft— 
licher Verluſt, der zudem eine Belaftung der meiltens ärmeren 
Gegenwart zu Gunften der reicheren Zukunft in fich fchlieke. 
Die Bereithaltung eines Staatsfchatzes ift jedoch eine Maaßregel, 
wie fie im Staatshaushalte und in der Privatwirthichaft zur 
vegelmäßigen Führung dev Wirthſchaft mehrfach unvermeidlich 
find, z. B. wie die Anlegung von Waffenvorräthen, Zeughäufern, 
Arjenalen, Schiffen, Feftungen u. ſ. w. und wie überhaupt von 
Reſervefonds (in Geld over in Sachgütern für einen concreten 
Zweck), welche bereit gehalten werden für einen möglicher Weife, 
jtetS aber ungewiß wann eintretenden Fall (c). Solche Referve- 
fonds haben eine bejtimmte wirthfchaftliche Function: fie gewähren 
die Sicherheit regelmäßiger Führung der betreffenden Gefchäfte. 
Dean kann fie daher auch nicht als tobt oder müßig liegend be- 
zeichnen. Ihre Nutungen find nur anderer Art als die vieler 
anderer Güter. Vom, Staatsjchat fpeciell gilt daſſelbe, auch für 
die Zeit, wo er ruhig bereit liegt. Sein Nuten befteht in ver 
Gewähr größerer Sicherheit für den Staat und für die Volks— 
wirthichaft. Wenn den Yeiftungen des Staats auch im Gebiete 
des Nechtsfchuges nah Innen und Außen ($. 43a), wie von 
ven Neneren mit Recht, wollswirthichaftliche Propuetivität zuer- 
fannt wird, fo ift fie auch einem Staatsjchage von richtiger Höhe, 
ver die Vornahme jener Leiftungen mit verbürgt, nicht abzu- 
fprechen. Die unmittelbaren Zinsverlufte find der meiftens nicht 
ſehr hohe Preis, um welchen der Staat die werthvolle Gewißheit, 
jtet8 über die nöthigen Geldmittel beim Ausbruche eines Kriegs 
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zu verfügen, bezahlt. Bei einer mäßigen Höhe des Staatsſchatzes, 
die allein in Frage fommt, find jene Zinsverlufte auch für bie 
Finanzen erträglich und werden unmittelbar durch die erheblichen 
Eursgewinnfte bei Kriegsanleihen mehr oder weniger aufgeivogen. 

ce) Man wendet weiter ein, mit Hülfe eines Staatsjchates 
erreiche man doch nicht den beabfichtigten Zweck. Es handle fich 
bei modernen Kriegen um jo große Summen, daß man fie nicht 
in einem Schatze auffammeln könne, jonft wäre ver Zinsverluft 
ganz umerträglih. Ein Feiner Staatsſchatz aber fei gleich er- 
ſchöpft und ohne irgend erhebliche praftifche Bedeutung. Man 
müſſe alfo doch fofort wieder auf den Staatscrebit zurückkommen. 
Diefe Beweisführung verfehlt das Ziel, weil fie dem Staats— 
ichate eine falfche Aufgabe ſtellt. Es handelt ſich beim Staats— 
ichage nicht um Geldſummen, mit denen ein längerer großer 
Krieg eines Großſtaats geführt werden kann, niht um 2—3 
bis 400 Mill. Thlr. und mehr. Bon ver Anfammlung und 
Bereithaltung eines ſolchen Betrags kann für längere Zeit 
nicht die Rede fein. Die Function des Staatsjchages ijt aber 
auch eine ganz andere: der Staatsſchatz foll nur die Mittel dazu 
gewähren, daß der Staat, welcher plöglich in einen Krieg ver- 
wickelt wird, nicht fofort unter den drückendſten Bedingungen mit 
Anleihen an den Geldmarkt fommen muß. Zu dieſem Zwecke 
genügt aber ein Staatsjchag von mäßiger Höhe, felbjt in einem 
Staate mit ungünftiger geographifcher Lage, jchlechten Grenzen und 
mit Landwehrſyſtem. Die Zinsverlufte bei einem folchen Schate 
fallen daher nicht jo jchwer ins Gewicht und werben durch die 
bejjeren Anleihecurje um fo leichter gut gemacht (d). 

d) Dan macht endlich politifche Bedenken gegen den Staats- 
chat geltend: er mache die Regierung unabhängiger von ber 
Bolfsvertretung, die Controle ſchwerer, erhöhe vie Gefahr unnüter 
Kriege oder fonftiger unnöthiger Ausgaben. Dieſe Bedenken find 
faum irgendwie haltbar. Es muß traurig um die Macht einer 
Bolfsvertretung und um die Gewiſſenhaftigkeit einer Regierung 
bejtelft fein, wern ein Staatsſchatz in dieſer Hinficht Befürchtungen 
erweden fünnte. Dann würde eine Regierung auch ohne ihn 
unabhängig und eine VBolfsvertretung bedeutungslos genug fein. 
Der practifche Nuten eines Staatsfchates für die politiiche Sicher- 
heit und Macht eines Staates fällt umgekehrt ſchwer ing Gewicht. 


en 


Die erjte Begründung oder die Wiederanfüllung des Staats— 
Ichates erfolgt dem Zweck der Einrichtung gemäß oft am beiten 
durch Aufnahme einer Anleihe, wenn nicht außerordentliche Mittel, 
wie Kriegsentfchädigungen vom Feinde, zur Verfügung jtehen. 
Auch die Veräußerung von Staatseigenthpum Tann in Frage 
fommen. Wird dann noch eine weitere Erhöhung über ven 
hierdurch erreichten (Minimal-) Betrag für nothiwendig gefunden, 
jo kann diefe aus Fleinen Weberfchüffen ver laufenden Einnahmen 
gefchehen. Im ruhigeren Zeiten, wo die Gefahr eines baldigen 
Kriegs ferner Liegt, kann auch bloß eine ſolche Dotation lettever 


Art ausreichen (e). W. 


(a) Für den Staatsſchatz Hume, 8. VBerfuh, Gönner, Nothwendigkeit 
eines Staatsſchatzes, ftaatswif. u. jurid. erwogen, Landshut 1805 (in 
d. Werk über Staatöfhulden $. 43 nimmt Ö diefe Anficht zurück). 
Ancillon, Geift der Staatöverfaflung, S. 297, mit Rüdfiht auf 
Friedrich II. — Genovefi II, 77 folgt Hume, ſchließt jedoch, es 
fomme auf die Verfaſſung u. auf d. HandelsreihthHum an. Für den 
Schatz auch Struenfee, Schmalz, Enmfl. $. 811. Sacob |, 
$. 731 ff. zeigt, daß Schäte nur da nöthig feien, wo wenig Geldumlauf, 
wenig große Capitale u. wenig Credit zu finden. — Bgl. A. Smith, 
III, 355. — v. Sonnenfel8, Grumdf. III, $. 190 — 195. — Lotz, 
II, 424. — Mac Eullod, taxation ©. 3%. R. — Gegen den 
Staatsfhag aud Malchus I, 8. 81, Rau in d. früheren Aufl. d. 

inanzwifienfchaft 5. 464, 3. Th. aus dem bier im Tert wiberlegten 
ründen, ferner Dietel ©. 157, Umpfenbach $. 192, Stein, 
©. 475, Bergius, ©. 415 ff., die ſämmtlich den weſentl. Punct nicht 
erkennen. — Hinweis auf die bedingte Nechtfertigung und die Su 
feit d. abftracten Theorie in diefer Frage bei A. Wagner, Oron. ©. 23, 
Art. Staatsſch. Staatswörterb. X, 19. Durchaus der richtige Stand- 
punct in d. Frage bei Hermann, ſtaatswirthſch. Unterſuch., 2. Aufl. 
©. 228, wo beſonders auch die Bedeutung des Staatsſchatzes als eines 
Sicherungsmittel gegen übermäßiges Sinten aller Curſe von Werth- 
papieren und der dengemäße volfswirthfc. Nuten eines folchen 
Schatzes richtig hervorgehoben wird, f. die letzte Anm. d. vor. $. u. 
unten Anın. (ec). Die Frage vom Staatsfhage gehört zu dem vielen 
practifchen Fragen unferes Fachs, in denen nach einer einfeitigen ab- 
jtracten aprioriftifchen Theorie unter jedem Abfehen von den Thatjachen 
und unter Verzicht auf irgendiwelche objective Prüfung entjchieden wird: 
die abfolute Verwerfung des Staatsſchatzes iſt Modefahe. Nachdem 
diefer Standpunct in folhen Fragen mwenigftens von den wifjenfchaftt. 
Dertretern der deutſchen Nationalökonomie ziemlich überwunden ift, 
hält ihm um fo mehr noch der Journalismus und die Gefchäftäwelt feit. 
In der Frage vom Staatsſchatze vertreten auch z. B. die Börfenblätter 
Öfterd nur Die Interefjen der Geldlente, welchen letzteren freilich Damit 
edient fein kann, dem Staate in der Noth Geld um höchſte Preife zu 
eihen. Bei der Berwerfung des Staatsſchatzes denkt man meiftens an 
die Schäte barbarifcher Herrfcher oder Staaten der alten Welt: die 
Gründe, welche fir folhe Schäte fprechen, treffen in den civilifirten 
Staaten freilich meift micht mehr zu. Mit diefen Gründen widerlegt 
man aber den Nuten eines Staatsſchatzes eines modernen Staats 
nicht. — In neuerer u. nenefter Zeit hält man bef. nur in Preußen 
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an dem Staatsſchatzſyſtem feit Friedrich Wilhelm I. feſt; vgl. über d. 
Geſchichtliche beſ. Riedel, bramdenb. preuß. Staatshaush. passim, bef. 
©. 72, 80, 120 ff., 189, 239, wo mauche Berichtigungen früherer 
irrthüml. (meift zu hober) Zahlen. Betrag 1740 8,7, 1786 55,2 (incl. 
viel leichtes Geld), neuerdings meift 20 —30 Mill. Thlr., wenn nicht 
gerade größere Ausgaben daraus beftritten. Nah K.-D. v. 17. Yan. 
1820 u. 17. Juni 1826 floffen dem Staatsſchatz Verwaltungsüberſchüſſe, 
Reſt- umd zufällige Einnahmen aus d. Erlös bei Veräußerungen oder 
Bererbpachtung folcher Befiungen u. Anlagen des Staats, die nicht 
Domänen find (4. B. Hütten, Gruben, Salzwerte u. f. w., Militär- 
gebäude u. f. A gewiſſe nicht -domaniale Ablöfungsgelder, geife zu⸗ 
rück zu zahlende Darlehen u. ſ. w. zu. Hiernach war das Anwachſen 
des Staatsfhatses unbegrenzt, — der hauptfächliche, aber wefentlich 
nur formelle Uebelftand der ganzen Einrichtung. Der Streit zwifchen 
Negierung u. Kammer drehte fich bef. um diefen Punct; es erfolgte das 
Compromiß im Geſetz v. 28. Sept. 1866, worin der Staatsſchatz als 
fefte Staatseinrichtung mit Recht beibehalten, aus d. Kriegsentihädigung 
vorweg mit 27,5 Mill. Thlr. dotirt, aber in $. 2 beſtimmt wurde, daß 
die dem Staatöfchage nad) der K.O. v. 1820 u. 1826 „übereigneten 
Einnahmen, fobald die baaren Beftände vefielben durch fernere Ein- 
ziehungen über 30 Mil. Thlr. erhöht werden würden, den allgemeinen 
Staatsfonds als Einnahmen“ .... zufließen. Ueber d. Verwalt. f. 
Rönne, Staatöreht, 3. Aufl. IT, 1, ©. 73, vgl. auch Richter, preuß. 
Staatsſch. passim u. Bergius, Finanzwiff. bef. ©. 415— 422. Die 
Anftitution bat fih von Neuem 1566 u. 1870 vortrefflich bewährt, wie 
fo manche preußifche (und englifche), Die vor der abftracten Theorie 
feine Gnade fanden. Sie fteht mit dem preuß. Wehrfyften in engem 
Zuſammenhange, nicht minder mit der geograpbifchen Lage des Landes, 
Jetzt muß der Staatöfhat nur ein folder des Deutfhen Reichs 
werden. Mit Recht ift daher die Entnahme einer Summe von 40 Mill. 
Thlr. aus der franzöf. Entſchädigung zur Anlage eines Reichsſchatzes 
in Ausficht genommen, — eine vielleicht fiir den Zweck noch etwas zu 
erhöhende Summe. Daneben kann der preuß. Schat mindeftens fehr 
bejchränft werden. — Der mitunter gemachte Vorſchlag, den Schaß 
verzinslih anzulegen, wird duch den Zweck der Juſtitütion verboten. 
Die plötzliche Kündigung der Gelder wiirde auch eine Creditkrife beim 
Kriegsausbruch noch fteigern, } A. Wagner, Bettelb. ©. 390. 

Selbſt England kann wohl mehr wegen feiner gefchlisten Lage als 
wegen feines Capitalreihtbums auf einen Staatsfchag verzichten. 

©. die fehr treff. Bemerkungen von — S. 226, der „Vor— 
räthe, die man dem gegenwärtigen Verbrauch entzieht, um ſich die Art 
ihrer Verwendung zu wahren, für Fälle unvorherzuſehenden Bedarfs 
oder um ſpäter in beliebiger Weiſe frei darüber zu verfügen“, auch 
nicht zu den todten Capitalien rechnet. 

Mit dieſem Einwande opponiren Börſenblätter gern gegen den Staats— 
ſchatz. In unruhigen Zeiten, wie den jetzigen, wo der Schatz nur kurze 
Zeit unbenutzt liegt, kaun der finanzielle Gewinn am Curs vollends 
leicht den Zinsverluſt überſteigen. Bon E. 1866 bis Sommer 1870 
gingen am preuß. Schatz 5—6 Mill. Thlr. Zins verloren. Diefe Summe 
möchte reichlich am befieren Eurfen im Juli u. Aug. 1870 wieder ge- 
wonnen fein. Daneben der von Hermann (Anm. (a)) bervorgehobene 
Bortheil, daß der allgemeine Cursdruck geringer wird. Die Yaft 
des Schatzes wie des Heeres trug Preußen bisher allein, der Vortheil 
fam auch bier dem übrigen Deutjchland mit zu Gute. 

Auch in diefem Puncte ift Die preuß. Praxis von 1866 und wiederum 
beabfihtigter Maafen von 1871 (f. Anm. (a)) ganz fo mupftergültig, 
wie die frühere der zwanziger Jahre. 
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8. ddc. 

2) Die rechtzeitige Organifation eines Syſtems gro— 
her Ertraftenern (Kriegsftenern) oder richtig vepar- 
tirter Zwangsanleihen ift die zweite Vorkehrung, welche für 
Staatsnothfälle getwoffen werden muß (w). Dadurch wird ber 
Staat mehr gefichert für den Fall ver Unzulänglichkeit einer 
Benutzung des Staatscredits auch im weiteren Verlaufe eines 
Kriegs. Damit wird aber auch ein practifch ausreichendes Mittel 
gefchaffen, durch das die Aufnahme von Staatsjchulden in den 
Fällen, wo fie nach dem Früheren ($. 82f u. 82m) beſſer unter- 
bleibt, entbehrlich gemacht wird, ohne daß der Staat die Möglichkeit 
der Dedung für feine einmal unvermeidlichen Ausgaben verliert. 
Die gewöhnlichen Steuern reichen für ven fraglichen Zwed nicht 
aus. Der Ertrag folder Steuern oder Zwangsanleihen kann 
nöthigenfalls felbft durch die zeitweilige Ausgabe von Papier: 
geld (ohne Zwangscurs) anticipivt werden, denn es befteht als- 
dann die Sicherheit, daß dieſes Papiergeld alsbald wieder einge: 
zogen wird (D). 

Zwangsanleihen fallen wejentlich unter den Gefichtspunct ber 
Befteuerung. Sie fünnen vor eigentlichen Steuern gerade in 
Staatsnothfällen ven Vorzug verdienen, weil bei ihnen mancherlei 
jonft unvermeidliche Härten eher ausgeglichen werben, — fofort, 
durch Weiterbegebung der betreffenden Schulotitel, fpäter, durch 
Rüczahlung der entnommenen Summen. 

Die Organifation eines folhen Syſtems von großen Extra: 
jteuern over BZwangsanleihen muß nothwendig vorher in 
ruhiger Friedenszeit erfolgen. Improviſiren mitten in ver 
Zeit des Kriegs und des unmittelbaren Gelobevarfs läßt fie fich 
in ausreichender Weife gar nicht und ftets alsdann nur mit 
großen Unvollfommenheiten und Härten. Die Aufgabe ijt hier 
auf finanziellem Gebiete eine ähnliche wie in Betreff der Orga— 
nifation außerorbentlicher militärifcher Hülfskräfte im Gebiete des 
Heerweiens. Ein Wehrſyſtem wie das heutige deutſche erlangt 
erjt fein nothwendiges finanzielles GComplement und darin bie 
Garantie feiner ficheren Durchführbarfeit mittelft eines Syſtems 
von Hülfsftenern in Kriegen und anderen Staatsnothlagen. Im 
ber Lehre von den Staatseinnahmen und Steuern ift daher auf 
die Organifation eines Syſtems folcher Steuern zurüdzufommen. 
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Unterbleibt die befprochene Vorkehrung, fo wird beiten Falles 
bloß der Staatscredit in einem zu maßlofen Umfange für vie 
Dedung außerorventliher Ausgaben in Anfpruch genommen. 
Das führt nur zu leicht in die reine Deficitwirthſchaft hinüber. 
Oftmals wird aber die Hülfe des Staatscrebits verfagen. Dann 
muß in Ermangelung anderer Mittel die Ausgabe, von welcher 
vielleicht das Schiejal eines Staats und Volks abhängt, unter: 
bleiben. Dover aber der Staat Hilft fich, jo lange e8 geht — 
und e8 geht ftets eine geraume Zeit lang — durch die Ausgabe 
von eigentlichen Papiergelde, d. h. uneinlösbarem, mit dem 
Zwangscurs verjehenen, und regelmäßig geht daraus länger 
andauernde Papiergelpwirthichaft mit allen ihren zerrüttenden 
-Holgen hervor (ec). Zu dieſem verberblichen Hilfsmittel ift troß 
ver klarſten Einficht in deſſen Schädlichkeit fajt jeder neuere Staat 
in andauernden ſchlimmen Nothlagen gebrängt worden (d): in 
unjerem gerühmten Zeitalter der volfswirthichaftlichen Aufklärung 
und bes Rechtsſtaats hilft man jich alfo wie ehedem mit Ver— 
ichlechterung der Währung, d. h. privatrechtlich gejprochen mit 
Raub und Betrug und ungleihmäßigfter Belaftung ver Einzelnen 
für die Staatszwede, nicht weil man das Mittel billigt, ſondern 
weil es factifch zunächſt allein zum Ziele führt. Der Grund 
liegt aber eben einfach in ver oftmaligen practiichen Unzuläng- 
lichkeit des Anleihefyftems, im Mangel eines Staatsfchates, der 
am bejten über vie erjten finanziellen Schwierigkeiten beim Aus— 
bruch einer Staatsnothlage, insbefondere eines Kriegs hinweg 
hilft, und in ver Ungenügenpheit ver beſtehenden Steuerſyſteme, 
welche bei Weiten nicht elaftifch genug find, um fich plößlichem 
größerem Staatsbedarf anzubequemen. Die Sicherung gegen bie 
Gefahr der Bapiergelowirthichaft ift vaher nicht, wie man wohl 
gemeint hat, in der Verbreitung der Einficht in die volfswirth- 
Ihaftlichen Nachtheile des Papiergeld zu fuchen, denn dieſe find 
im Wefentlichen befannt (e), ſondern in ver Bereitmachung 
anberweiter finanzieller Hülfsmittel, d. h. neben dem Staatsſchatz 
in einem Syſtem von Ertraftenern. Bisher ift diefe wichtige 
Aufgabe von der Praxis noch fehr wenig beachtet, von der 
Theorie jo gut wie ganz ignorivt oder mit oberflächlicher Kurz- 
jichtigfeit, wie in der Stantsfchatfrage, von der Hand gewieſen 
worden (f). W. 


(a) 


(5) 


(d) 
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Auf dieſen Punct hat mich ſchon vor längerer Zeit Helferich mit 
Recht aufmerkſam gemacht, ſ. A. Wagner, z. Gefch. u. Kritik der 
öſterr. Bancozettelper. Tüb. Ztſchr. 1863, ©. 402. Auf die weſentl. 
Lücke in unſerer modernen Finanzwirthſchaft, welche weder das be— 
ſtehende Beſteuerungs- noch das Anleiheſyſtem ausfüllt, ſondern derent— 
wegen es eines Schatzes u. eines Syſtems von Kriegsſteuern bedarf, 
bin ich namentlich durch die Studien über Papiergeldwirthſchaft hinge 
führt worden. Ebend. ©. 400. W. 
Selbft Defterreich hat umngefährdet die Tomb. venetian. Zwangsan— 
leihen durch Papiergeld (Baglien) anticipirt: fo 1859 Ausgabe und 
ſchon 1860 Einziehung v. 7, Mil. fl. Bapiergeld, f. Unf. Beit 1863, 
©. 27. 
S. A. Wagner, Ordn. ©. 27, Staatöwörterb. X, 19, Ber. d. vollsw. 
Congreſſes in Hannover 1864, ©. 48 u. die Entgeguung v. Wolff, 
Sonnemann u. A., worin der gerügte abftracte Standpunct in 
äufßerfter Natvetät bervortritt. 
So faft alle betheiligten Staaten in den großen franzöf. Revolutions- 
kriegen, felbft Großbritannien. Frankreich vermied die Papier- 
—— unter Napoleon I. beſonders Danft den ungeheuren 
ontributionen u. f. w. des Auslands. In neuerer Zeit fei nur an 
Defterreich (feit 1848, 1555, 1859, 1566), Rußland (feit 1854), 
Nordamerika (feit 1862), Italien (feit 1366), Frankreich (feit 
1870), erinnert. 
Bon der Berbreitung diefer „Auftlärung“ über die Nachtheile des 
Zwangscurſes erwartete man auf dem volkswirthſchaftlichen Congreß in 
Hannover das Wunder, daß es keine Papiergeldwirtbfchaft mehr geben 
werde! ©. Ber. ©. 52. 
Einen richtigen Beginn auf der nothwendig einzufchlagenden Bahn 
ftellen Beftimmungen wie die preußifchen nad d. Geſetz v. 11. Mai 
1551 megen der Kriegsleiftungen und deren Vergütung (eingeführt im 
Norddeutſchen Bunde durch Verordn. v. 7. Nov. 1867) dar. In 
Bufammenhang damit die Verordnung v. 24. Febr. 1834 u. Geſetz v. 
12. Sept. 1855 über d. Herbeifchaffung der Pferde Durch Landlieferungen. 
Hier wird für einen erheblichen Theil des Kriegsbedarfs (Brotmaterial, 
Bien Heu, Stroh, Naturalverpflegung, manche Transportmittel, Holz, 
ferde u. f. mw.) durch eime entfprechende Berpflichtung der Kreife und 
Gemeinden geforgt, denen nachträglich eine (freilich nicht immer ge- 
nügende) Entſchädigung von Seiten des Staats zu Theil wird. Cor- 
refpondiren müßte nur ein gerechtes fir 88 Zwecke ausreichendes 
Steuerſyſtem der Kreiſe und Gemeinden. Die Aufgabe, durch Extra- 
fteuern die Bedeckung des Staat3bedarfs für den Krieg ficher zu ftellen, 
wird überhaupt oh mittelft Decentralifation der Beſteuerung gelöft 
werden müſſen. 


8. 83d. 
V. Begriff, Arten und Umfang des Deficits. Der 


Begriff Deficit wird im gewöhnlichen Leben und felbft in ver 
technischen Sprache des Staatsrechnungswefens oft in verjchie- 
benem und fajt immer in einem vagen, unpräciien Sinne ge: 
braucht. Eine fchärfere Begriffsbeftimmung und die nothwenbige 
Unterfcheivung verjchievener Arten Deficit ift für Theorie und 
Praxis geboten, um viele Unklarheiten zu befeitigen. Beides 
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erlangt man am beſten durch eine Anknüpfung des Begriffs 
und der Unterſcheidungen an eine wiſſenſchaftliche Theorie der 
Deckung der Staatsausgaben. Demgemäß iſt ſchon in den 
früheren 88. 82 u. ff. eine beſtimmte Terminologie gebraucht 
worden, welche hier überfichtlich zufammengeftellt werden mag: 


1) Eafjendeficit oder Deficit im weiteften Sinne be: 
zeichnet den Zuftand, wo bie laufende Gejammtausgabe (alle 
Arten zufammengefaßt) durch vie laufende Gefammteinnahme 
(gleichfalls aller Arten) in einem Zeitpuncte nicht gevedt wird. 
Diefes Caſſendeficit iſt 

a) ein acutes, wenn es plötzlich durch Vermehrung der 
Ausgaben, Verminderung der Einnahmen oder beides zugleich 
hervortritt, 

b) ein chroniſches, wenn es ſich durch mehrere Finanz— 
perioven binzieht (3. B. andauernde Stodung der Zins- und 
Gehaltszahlungen). Jedes folches Deficit kann und muß zur 
Ziffer gebracht werben. 

2) Eigentliche8 oder wahres Deficit bezeichnet ven 
Zuftand, wo die ordentliche Ausgabe im finanzwiffenfchaftlichen 
Sinne des Worts (das Normalerforvernig, $. 4la) nicht voll: 
jtändig durch ordentliche Einnahmen ($. 82d) gedeckt wird, wie 
dies nach 8. 82f principiell zu verlangen ift. Auch hier kann in 
ähnlicher Weife wie beim Gaffenveficit ein acutes und chro— 
nifches Deficit unterfchievden werden. Das eigentliche Deficit 
it ebenfalls zur Ziffer zu bringen. Es bildet das Hauptkriterion 
für die Beurtheilung der ungünftigen Lage eines Staatshaushalts. 

3) Deficit in der außerordentlichen Gebahrung be- 
zeichnet den Zuftand, wo die außerorventliche Ausgabe durch ven 
Ueberfchuß der ordentlichen Einnahme über die orventliche Aus— 
gabe nicht gevedt wird. Es kann dabei wieder das Deficit im 
Zweige der jtaatswirthichaftlichen Kapitalanlage und im Zweige 
ver eigentlichen außerorventlichen Ausgabe unterfchieven werben. 
Namentlich letzteres Deftcit, welches dann meiftens durch Schuld» 
aufnahme gevedt zu werben pflegt, iſt ebenfalls ein wichtiges 
Kriterion zur Beurtheilung der ungünftigen Lage eines Staats: 
haushalt. Gegenüber der privatwirthfchaftlichen Gapitalanlage 
fann nur von einem Gaffendeficit, nicht von einem eigentlichen 
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Deficit die Rebe fein, weil die Dedung diefer Anlage durch 
orventlihe Einnahmen zu verwerfen ift (8. 82n). 

4) Die verjchievenen Deficite können budgetmäßige, bie 
Ihon im Boranfchlage vorgefehen find, und wirkliche, vie fich 
aus der laufenden Gebahrung ergeben, fein. 

Die richtige Berechnung ter verfchiedenen Arten und namentlich 
bes eigentlichen Deficits ijt hiernach eine fchwierige Aufgabe, 
welche in jedem einzelnen Falle umfaſſende Umvechnungen ver 
Etats nothwendig macht. Die gewöhnlichen amtlichen und pri- 
vaten Berechnungen ergeben für die Zwede ber vergleichenven 
Finanzſtatiſtik und für die Beurtheilung der wahren Yage eines 
Staatshaushalts immer nur ganz annäherungsweife richtige und 
vergleichbare Werthe, was zu oft überfehen wird (a). W. 


(a) Die Grundfäge, nach denen die amtlichen Staatsre[hnungen im Aus- 
gabe- und Einnahme Etat aufgeftellt werden, find fehr verfchieden. 
Auch die Finanzftatiftifer laſſen fich felten von gen bejtimmten wiffen- 
ſchaftlichen Principien bei ihren BZufammenftellungen leiten oder ver- 
mögen diefelben doch bei der Berwideltheit der Aufgabe nicht ganz 

——— durchzuführen. Dan muß daher eigentlich immer erſt genau 

angeben, was im concreten Falle unter dem Begriff Deficit verftanden 

werde. Meiſtens faßt man zwar diefen Begriff in der Praxis und in 
der Finanzftatiftif jo, daß er fi) obigem Begriff des wahren Deficits 
nähert, aber eine Menge nad Zeit und Yand Immer wieder verfchiedene 

Unterfchiede finden doch ftatt. Bon den Ausgaben pflegen wohl die— 

jenigen für privatwirtbfchaftlihe Capitalanlagen, 3. B. für Eifenbahı- 

bauten, zum Theil richtig abgefeßt zu werden, aber 3.8. Meliorations- 
verwendungen für Domänen, Berg- u. Hlttenwerfe u. ſ. w. in der 

Negel wieder nicht. Eine Ausscheidung von Ausgaben fir ftaatswirth- 

ſchaftliche Capitalanlagen, 3. B. große Berwaltungsreformen und neue 

Organifationen, regelmäßigen Straßen- u. Wafjerneubau, Grundftener- 

fatafter findet gewöhnlich nicht ftatt, aber in einzelnen Fällen, namentlich 

wenn es fich um fog. „einmalige“ Ausgaben handelt, 3.8. für große 

Ablöfungen, „außerordentlihen” Straßenbau, wird die bezügliche Aus- 

gabe doch wieder von der ordentlichen abgezweigt. Die Schuldentilgung 

wird wiederum ganz verfchteden behandelt, bald ganz, bald gar nicht, 
bald ne zur ordentlichen Ausgabe gerechnet. Aehnliche Ungleich- 
mäßigfeiten finden fich bei der Behandlung der Einnahmen. Ein feftes 

Princip für die Eintheilung fehlt vegelmäig auch bier. vage wird 

zwar zum Behuf der Berechnung des Deficits die ordentliche Einnahme, 

alfo Die Neinerträge des Staatseigenthums und der Steuern, zu Grunde 
great. Schuldaufnabme und Veräußerung von Staat3eigenthum (wie 

omänen 1. ſ. w.) richtig abgeſetzt, aber confequent wird diefer Grundſatz 
jelten durchgeführt. Kleinere Erlöfe z. B. aus regelmäßigen Ber- 
änßerungen von Domänen, felbft aus einmaligen von kleineren befon- 
deren Staatsanftalten, wie Hüttenwerfen u. dgl. m. find doch oft bei 
den ordentlihen Einnahmen eingefhloffen. Mittbeilungen aus den 
ang Sa era der Staaten über das Deficit müfjen daher ftet3 mit 
aller Borficht aufgenommen werden. Selbft wenn die Ausweife jr 
detaillirt vorliegen, ift 8 zumal dem Privatftatiftifer kaum möglich, 
ganz fichere und genau vergleichbare Daten feftzuftellen. Man hält fich 
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für die Berechnung des Deficit3 in längeren Perioden auch wohl einfach 
an die Zunahme der Staatsfchuld, die Abnahme des werbenden Staats— 
vermögen, indem man gröbere neue privatwirthfch. Capitalanlagen, 
3. B. Eifenbahnen, in Abzug bei der Schuld bringt. Allein aus der 
Zunahme des Gapitalbetrags der Schuld ift durchaus nicht auf eine 
gleiche Verwendung außerordentlicher Mittel zu —— da die Schuld⸗ 
titel faft tegelmäßig unter Pari begeben werden. Gelbft went der 
wirkliche Erlös aus der Schuldvermehrung und Eigenthumsverminderung 
ja Ver wird, fo kann vielleicht ein umfafjender Straßenbau, eine 
roßartige Reorganifation der Berwaltung, des Steuerweſens durchge- 
—* fein, wodurch das wahre Deficit viel geringer wird, ‚als es 5 
aus jener Rechnung ergiebt. Offenbar dreht ſich hier auch Vieles um 
den Begriff der Productivität einer Ausgabe oder Anlage, wonach ſich 
wiederum der Begriff Deficit verändert: das Deficit wird größer, wenn 
unter productiven Ausgaben nur die verſtanden werden, welche eine 
rentable privatwirthſch. Capitalanlage ſchaffen, und kleiner, wenn auch 
andere Ausgaben mit längerer nütlicher Wirkung fo genannt werden. — 
Nur mit all den Vorbehalten, welche fich aus dem Gefagten ergeben, 
finden bier einige Angaben über „Deficite” Pla (f. einige ältere Daten 
in der 5. Aufl. 8. 463a). Selbftverftändlich find filr die Deficite die 
— MOM viel wichtiger als die oft fehr optimiftifchen Vor— 
anſchläge. 


I. Staaten mitſchroniſchem Deficit. 


Oeſterreich. S. die Daten über die Abſchlüſſe ſeit 1781 in 
Czörnig's Statiſt. Handbüchl. ©. 122 ff. (nur ſummar. Ueberſichten 
für d. einzelnen Jahre, wahres Deficit nicht ſicher zu erſehen). In der 
ganzen Periode von 1781—1858 ſchließen nur 2 Jahre (1781 u. 1817) 
mit einem (wohl fictiven) Ueberſchuß der Ausgaben über die Einnahmen 
ab. Der „Abgang“ war in Dil. fl. im Ganzen: 


1781—1790 129,1 
1791—1800 555,® 
1801—1810 694,48 
1811—1820 159,66 
1821—1830 347,30 
1831—1840  261,% 
1841—1847 151,7 


Summa 2298,5 


a. ift allerdings die Papier- (1799 —1813) und die Silbewaluta 
gleich gerechnet worden; f. Näheres bei Ezörnig a. a. D. ©. 124. 

Ebendaf. Daten für d. Zeit feit 1848, gl dazu aud) Czörnig, d. 
öfterr, Budget fiir 1862 B. 2 passim u. ©. 563, wo übrigens nichts 
Concife über das Deficit zu finden. — Eingehende Berechnungen für 
d. Zeit v. 1848—59 u. 60 bei A. Wagner, im Art. Fin. de l’Autriche 
in Horn’3 Ann. du cred. publ. p. 1861, p. 53 ff., im Gtaats- 
mörterb. B. VII u. bef. in Unf. Zeit 1863, ©. 16 ff., wo auch Näheres 
über d. Berechnungsweiſe; vgl. auch der ſ. in d. Ordn. u. f. w. ©. 135 
bis 154. SHiernad war auf Grund der Abfchlüffe in Summa in 
Mi. fl. C. M. 


1831—47  1848—59 1860 
Ord. Einnahmen . . » . . 2379,10 2577," 283,71 
Ord. Ausgaben. . » 0. . 2522, 3809,89 342,9 
Deficit1343,68 1232,52 59,20 
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Eingang aus: 1831—47 1848-59 1860 
Beräuß. v. Staatseigenthbum . 21,% 215,45 37,4 
Bermehr. d. Shud . . . . 429,4 1935,99 73,08 
Außerord. u. zufäll. Einnahmen — 58,80 20,69 

Ausgang durch: 

Prod. Sapitalanlageun . . . 71, 269,20 9,81 
Schufdvermindermg . . » » 231,5 595,44 53,77 


Bei d. ord. Ausgabe find hier übrigens die contractlide Schulden- 
tilgung u. die meiften ung ande Eapitalanlagen inbegriffen. Der 
Poften Schuldverminderung begreift die Schuldabtragung abzüglich der 
contractlihen. — Auch feit 1860 hat das Deficit im öfterreih. Staats- 
baushalte niemals aufgehört, ift faft ftetS bedeutend größer im Finanz- 
abfchluß als im Boranfchlag a > und nicht einmal durch die zing- 
reductionartige Erhöhung der * ouponſteuer (1868) — worden. 
Seit der Trennung der weftöfterr. u. ungar. Finanzen laufen 3 Budgets, 
darunter eines für die gemeinfamen Ausgaben, nebeneinander fi 0. 
$. 381 Anm. (c)), wodurch eine genaue Einficht in Die wirkliche Lage 
de3 dfterr. Staatshaushalts noch bedeutend erſchwert ift. Ohne eine 
fpecielle Bearbeitung des Materials läßt fich fein fiheres Nefultat ge— 
winnen. Auszüge aus d. parlam. Budget» und Rechnungsvorlagen 
ſ. in d. amtl. ftatift. Jahrb. Selbft im Boranfchlag bleibt meiftens 
ein budgetmäß. Deficit (das deshalb nod Fein eigentliches zu * 
braucht): jo in Weftöfterreich 1868 5,56, 1869 3,62, 1870 3,54 Dill. fl. 
ö. W. trog des Wegfalld der Schuldtilgung und obgleich bloß an 
Hauptpoften außerord. Einnahmen im diefen 3 Jahren im Budget ftehen: 
Verkauf v. Staatseigenthum 25—3—17 Mil. fl.; chied. Einnahmen 
d. Finanzverwaltung 1,9 —7,#°— 18,85 DU. fl., welde Summen meift 
aus Rückerſatz früherer Staatövorfhüffe an Bahnen u. f. w. und aus 
Erlbs von Oblig. d. einheitl. Staatsſchuld herrühren; Ein. anderer 
Minift. 4,2 — 5% — 2,17; Activrefte d. ehem. Staatöcentralcafie 18,8 — 
42— 2 Mil. fl. u. rückſtänd. Einn. aus den Vorjahren 1869 u. 1870 
auf 3 u. 10 Dill. fl. veranfchlagt. Faft alle diefe Summen find ein 
Behren vom Capital u. erhöhen das budgetmäß. Deficit z. B. für 1870 
ſchon auf c. 31 Dil. fl. — Das Budget Mir Ungarn Kelof einschließt. 
d. Erfordern. d. — — ab 1868 mit 19, 1869 mit 
25,1 Dill. fl. Deficit, obgleih auch bier manche Activrefte u. ſ. w. unter 
die Einnahmen gerechnet find. 

Rußland. ©. u. 9. die Yinanztabellen von Befobrafow im 
Petersb. Kalend. f. 1868 ©. 19 ff. (nad) d. Budget3) u. d. Budgets u. 
Rechnungsabſchlüſſe im Journ. de St. Petersb., ferner über d. Ausführ, 
d. B. v. 1869 d. Ber. d. Reichscontrolleurs in „Statift. Mittheil. aus 
Rußland“ 4. B. (aus Pet. Kal.) S. 121 fj. Die Schwierigteiten für 
eine richtige Berechnung des Deficits find noch größer als bei Deiterreig, 
Voranfchlag und wirkliche Gebahrung gehen meift auch weit auseinander. 
E3 war in MU N. 


Drd. Ausg. Budgetmäß. Außerord. Gefammt Wirkl. ord. Wirkt, 
i. B. Defic, i. ord. Ausg. nach abgang Ausg. Defic. i. 


Etat Voranſchlag ord. Etat 
1863 347,8 15,71 — 15,71 ? ? 
1864 363,71 g,H 37,88 46,49 ? ? 
1865 380,9 22,10 — 22,10 ? ? 
1866 394,14 21,58 19,9 41,51 413,0 60,00 
1867 418,38 15,21 25,0 40,88 424,9 ? 
1868 441,9 15,9% 38,67 54,63 441,38 19,72 
1869 439,60 1 5,17 31,1? 46,9 468,80 11,390 


1870 446,8 6,0 11,0 17,90 ? * 
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Die ord. Ausgabe begreift bier u. A. die ganze contract. Schuldentilgung 
mit. Die außerord. Ausgabe bezieht fid) 1864 auf Kriegszwede (poln. 
Aufftand), in d. anderen Jahren auf Eifenbahn-, Hafenbauten u. dgl. 
Der ganze Abgang, über die ord. Einn. hinaus, war 1868 70,5 Mi. R., 
wovon 50,79 auf aufßerord. Ausgaben. Auch im ruſſ. Staatshaushalte 
kommen übrigens große Supplementeredite vor, fo 3. B. 1869 urfprüngl. 
B. d. gewöhnt. Ausg. 439,6, dazu am aufßeretatmäß. Grediten für 
gewöhnt. Ausg. 43,8%, ferner tempor. u. außerord., aber etatmäß. Eredite 
für Bahnbauten 31,12, dgl. außeretatmäß. 35,1 DIE. R., Summa 549,'%, 
wovon wirklich im %. 1869 verausaabt 4985,71 Mil. R. 

Italien. Auch bier nur die Thatfache eines colofjalen Deficits, 
bef. ſeit 1559 (3. Th. ſchon früher bei Sardinien) fiher, ohne daß die 
Bejtandtheile, bez. Urfachen im Einzelnen leicht genau zur Ziffer ge- 
bracht werden können. ©. Italie dcon. en 1867, Flor. 1867, p. 70. 
Nach den Budgets ſchon war das Deficit, d. h. der Ausfall der Ge- 
fanmteinnahmen (ausgenommen nene Schulden) gegen die Gefammt- 
ausgaben u. die Gefammtausgabe in Mil. Fr. 


Ausg. Defic. Ausg. Defic. 
18559 608,39 124,66 1565 992,0 340,67 
1860 827,8 361,4 1866 911," 117,08 
1561 1011,94 509,14 1567 1014, 221,8 
1862 975,9 476,9 1868 982,89 191,97 
1863 967,8 450, 1869 985,1 180,89 
1564 1038,52 465,50 1870 1111,65 161,15 


Unter den vom Deficit abgezog. Einnahmen befinden fich aber bereits 
manche außerordentliche, um die es eigentlich zu erhöhen iſt. So z. 2. 
im B. für 1870 Rüdzablung u. verfchted. Einnahmen 54,2, aufßerord. 
Einnahmen 26,°, dsgl. aus den Kirchengitern (neben 15, M. ordentl. 
Einn.) 44°. Durch Einrechnung diefer Posten fteigt d. Deficit gleich 
auf 286 Mill. Fr. Freilich befinden fih unter den Ausgaben auch 
viele außerordentliche u. unter den ordentl. ficher viele in die Kategorie 
der ftaatswirthich. Kapitalanlagen zu zählende. Die Abfchlüffe find auch 
bier faft regelmäßig ungünftiger (fo bef. 1859, 1866, 1870) als die 
obigen Boranfchläge. Ein ſehr großer Theil des ital. Deficits ift durch 
die Ausgaben für die Organifation des ital. Staats, aljo vornehmlich 
für die Herftellung der politifchen Einheit der Nation verurfacht und 
infofern eine ftaatSwirtbichaftl. Capitalanlage im eminenten Sinn des 
Worts. Nur ift eben au befürchten, daß dieſe Berwendung auf die 
Fänge die Koften des Gut3 der nationalen Einheit zu fehr vertheuert. 

Kir henftaat. Er hat bis zu feinem Untergang im J. 1870 mit 
einem furchtbaren Deftcit zu kämpfen gebabt, aber nicht erſt feit 1559 
—60, nicht einmal erjt feit 1848. Das jährl. „Deficit“ war 1828—30 
c.400°000, 1831—33 2°729°000, 1534—46 566°000, 1847 1°511°000 Sc.; 
1848 u. 49 hinterließ die Republik 41827,000 Sc. Deficit, 1852 u. 53 
war es zuſ. 2:783°000, 1853 allein gleich 12,30/, der Ausgabe Horn: 
J. des Econ. XXI, 73 nad Bepoli u. Staatsrechn. für 1853. Das 
Budget für 1865/66 fehließt bei 12°671°156 Sc. Ausg. mit 6151194 Sc. 
Deficit, d. für 1867 bei 73,9 Mill. L. Ausg. mit 37,4 Mill. Deficit, 
d. für 1868 bei 73,95 mit 45,19 Mil. L. Deficit ab. Die Peterspfennige 
reichten bei Weiten nicht aus zur Dedung. .R. W. 

Spanien. Yangjähr. chronifches bedeutendes Deficit, wenn auch 
die Budgets in den legten Jahren d. für. Negierung mit einem Heinen 
Deficit oder felbft mit einem Ueberſchuß abſchloſſen. Nach d. Abſchluß 
für 1864—65 war das Deftcit 57 Mill. Esc. (zu 2,7 Fr.) bei 279,2 Mil. 
Esc. Ausgabe. Das B. fir 1865—66 ſchloß mit 0,20 Dill. Esc. Ueber- 
ſchuß, dsgl. das für 1868—69 mit 7,1% Mill. ab, d. fiir 1866-67 mit 
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5,03 Mill. Deficit u. das file 1867—68 mit 7,07 Mill. Esc. Deficit ab. 
Hach der Abrechn. war d. Deficit aber 1968—69 bei 258,20 Mill. Esc 
Ausgabe 70,8, 1869 — 70 (prov. Abſchl.) bei 272,27 69,9 Mill. Das 
B. fir 1870— 71 hat 716,57 Mill. Pefetas (zu c. %/s E3c.) Ausg. u. 
150,97 Mil. P. Deficit. = 

Portugal. Chron. Deficit nah B. für 1869—70 bei 21,1 Mill. 
Milveis (zu 1 Thlr. 14/2 gr.) Ausg. 5,1° Dill. Deficit. 

Türkei. Chrom. Defict von 1—3 Mil. Pf. St. Die Schub- 
ftaaten meift au, jo Rumänien im B. für 1570 bei 79 Mill. Lei 
(zu 1 Fr.) Ausg. 11,77 Mil. Defict. Mit dem größten Theile der 
ſfüdamerikaniſchen Staaten fteht es nicht anders. 

Es ift demnach vornehmlich die vomanifhe und flawiſche 
Staatengruppe in der ciwilifirten Welt, welche an Deficitö Teidet. 


II. Andere Staaten. 


FSranfreid. Es ftand umter Napoleon III. wenigftend immer au 
der Schwelle eines chronifchen Deficitd. Durch erheblihe Bermehrung 
der ordentl. Einnahmen ift dem meift vorgebeugt worden, fo daß mur 
ein acutes oder vorlibergebendes Deftcit in Folge großer außerordentl. 
Ausgaben (Krimmtrieg, ital. Krieg v. 1859, Mexico) blieb. Aus den 
funftvoll gruppirten franzöf. Finanzausweiſen find die richtigen Ber- 
hältniſſe ſchwer zu erfehen. Die urfprüngl. Budgets fchloffen meift mit 
Ueberfchüfjen ab (fo noch d. für 1870 bei 2054,59 Mil. Fr. — 
ausg. mit 1,93 Mill., d. ordentl. Budget allein ſogar bei 1650,89 Dil. Fr. 
Ausgabe mit 57,58 DIL. Fr. Ueberſchuß). Aber bei dem Syſtem von 
jpäter folgenden Supplementarcrediten änderte ſich das Verhältniß ſchon 
u. die Abichlüffe im Ausgabeetat waren meift noch viel höher (jo nad) 
Kolb v. 1855—62 um 3042 Mill. Fr. gegen das Budget) u. wurden 
3. Th. nur duch Verwendung außerordentl. Einnahmen ermöglicht, fo 
bef. Durch Aufnahme von Schulden, aud) etwas duch Veräußerung von 
Forften. Aus der Bermehrung der Schuld läßt ſich daher auf die 
ungefähren Defictt3 ſchließen. Bon den in 1869 ausftehenden Ren— 
tenfchulden zu 363,% Mil. Fr. Rente = einem Nominalcapital von 
11710, Mill. Fr., größtenteils jedoch 30% Schuld, — 10867,4 —, 
jo daß dieſer Betrag keinerlei Schlüffe auf die verwendeten Summen 
zuläßt, da die meiften 3% Schulden nur zu c. 60—750/, emittirt 
find) rührten her aus der Zeit vor 1. April 1814 63,9%, aus der 
Invaſionszeit 1815 ff. 101,20, aus der Zeit der Yulimonarchie 12,%, 
der 1848er Republik 53,%, dem 2. Kaiferreich bis 1569 133,16 Mil. Fr. 
Daneben aber ift die große fchwebende Schuld von 922,75 Mill. Fr. 
meift auf die legten beiden Regierungen — Die Republik 
weiſt hiernach das größte Deficit auf, Napoleon III. hat aber freilich 
ein noch größeres Deficit nur vermieden, indem die ordentl. Einnahmen 
zur Dedung der Ausgaben übermäßig angefpanıt wurden. Die Privat- 
berechnungen über franzdf. Finanzen unter Napoleon III. find meiftens 
nach der ungünftigen Seite ebenſo tendenziös, als die officiellen nach 
der ginftigen. 

Großbritannien. Stets nur vorübergehende Deficite in Folge 
abnormer Berhältniffe, wie Krimmkrieg, ind. Aufftand u. f. w.; Öfterg 
die Ausgaben für folhe Zwecke theilweiſe fogar durch ordentliche Ein— 
nahmen gededt; Häufig ein Ueberſchuß der Einnahmen über die Aus— 
gaben und faſt regelmäßig ein günſtigerer Abſchluß als Voranſchlag. 
Uebrigens nur ein verhältnißmäßig kleiner Theil der Ausgaben im 
engem Sinn productiv. — In den 32 Jahren 1829/30—1860/61 fand 
in 18 Jahren ein Ausfall von zuf. 48,77 (worunter aber 32 Mill, Koften 
des Krimmfriegs), in 14 Jahren ein Ueberfhuß von 42,9, daher im 


es 


Ganzen ein Deficit von 6,”*, aber nach Abzug jener 32 Mill. doch ein 
Ueberfhuß von c. 25 Mill. 2. ftatt. Seitdem war in Mill. &: 


Boranfhlag Uber. + Wirkl. Wirkl. Ueberfch. + 
d. Ausg. Defic. — 


Defic. — Ausg. 

1861—62 69,9 + 1,8 72,0 — 2,4 
1862—63 70, + 0,1 70,85 + 0,8 
1863—64 67,71 + 0,53 67,36 + 3,15 
1864—65 66,89 + 2,57 66,46 + 3,85 
1865—66  66,H + 4,8 65,9 + 1,9 
1866—67 66,79 + 0,89 66,78 + 2,65 
186768 68,8 + 1,2% 71,% — 1,4 
186869 70,8 + 0,8 74,9 — 2,8 
1869-70 68,8 + 4,63 68,86 + 6,8 
1870-71 67,4 + 4,% 


In den 9 Fahren 1861 — 70 war alfo der budgetmäßige Ueberfchuß 
c. 16,3, der wirkliche c. 12 Mil. &. In den Jahren 1867 — 68 bis 
1569 — 70 find aber unter den wirkl. Ausgaben 9,2 Mill. %. für die 
abyfjin. Erpedition, nad) Abzug welcher Summe der Ueberſchuß auf über 
20 Mi. %. fteigt. 

VBreußen Auch bier ! die Finanzlage ähnlich günftig wie in 
Großbritannien. Kleinere außerordentliche Ausgaben, bedeutende ftaat3- 
wirtbfch. u. einige privatwirtbfch. Kapitalanlagen find auch im letzten 
Jahrzehent, in welchen doc jo gewaltige Anforderungen an Preußens 
Finanzen geftellt wurden (1564, 1866, 18701), regelmäßig aus den 
ordentl. Einnahmen mit gededt worden. Die Kriegsausgaben, Eifenbahrte 
bauten und Berwandtes bilden die einzigen Ausgaben, zu deren Dedum 
Schulden contrahirt werden mußten. Im ordentl. Etat ergaben fich 
meiſtens Ueberſchüſſe, die felbft hinreichten die fog. einmal. außerordentl. 
etatmäßigen Ausgaben (d. h. größtentheils ſtaatswirthſch. Capitalanl. 
im beſt. Sinne) zu decken u. für außeretatmäß. außerordentl. Ausgaben 
öfters noch etwas überließen. Die Abſchlüſſe waren in der Regel günſtiger 
als die Voranſchläge, weniger weil die Ausgaben geringer äls weil die 
Einmahmen höher ausfielen. Gleichwohl find Tettere nicht Durch ver- 
mehrte Steuern erft fünftlich namhaft gefteigert worden. ©. die Zu- 
fammenftell. nach d, amtl. Ausweif. für 1860—69 in d. 3. B. d. amtl. 
ftatift. Zahrbuches. Es war: 1) Ordentl. (fog. fortdauernde) Ausgabe 
im Boranfchlag, 2) Ueberſchuß beim Vergl. diefer ordentl. Ausgabe mit 
d. ordentl. Einnahme im Boranfchlag, 3) Ordentl. Ausgabe nad) d. 
Abſchluß, 4) Ueberſchuß oder Deficit (—) danach dsgl., 5) —— 
außerordentl. etatmäß. Ausgabe nach Voranſchlag, 6) dsgl. nach Ab— 
ſchluß, 7) Ueberſchuß oder Deficit (—) bei Vergleich d. ordentl. Ein— 
nahme mit d. ordentl. Ausg. und d. einmal. außerordentl. nach d. 
Abſchluß, 8) Außeretatmäß. außerordentl. Ausg. im Abſchluß (Kriegs— 
foften 1864 u. 1866 u. dgl., Eifenb., bef. 1868, Dotation d. Staats— 
ſchatzes 1866, Abtragung der Schuld der Herzogthimer an Dänemark 
1868 u. a. m.), 9) Ueberfchuß oder Ausfall (—) mit Einfluß dieſer 
letsteren Ausgaben (Nr. 8), — Alles in Mil. Thlr. 

1. 2. 3. 4. . 6. 7. 8. 9. 
1860 1259 4,5 1242 119 59 50 58 430,9 
1861 129,5 5,8 1232 16,9 9 gu 98 9218 5,80 
1862 1332 3,0 1300 14,17 60 58 8w 9297 5,3 
1863 133,5 4,65 1348 174 65 68 110 48 6,8 
1864 137,2 4,40 136,7 16,6 6,8 5,70 10,42 21,06 —10,% 
1865 1425 7m 1422 18,8 812 686 11,82 12,2 — 0,0 
1866 147,9 9,1 1453 21,16 950 6,9 14,97 74,82 —59,5 
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1. 2. 3. 4, 5. 6. T. 8. 9. 
1867 153,0 15,590 158,3 14,9 15,90 12,9 2,80 1228 — 9, 
1868 153,7 6,9 1574 — 3,8 6,8 6,07 9,0 66,15 — 76,0 
1869 162,1 5,49 5,49 
1870 162,3 6,0 5,85 
Bon 1868 an umfaffen dieſe Ausweife die Finanzen der neuen Pro— 
vinzen mit, aber die Bundesfteuern (nicht die Matricularbeiträge), das 
Bundeskriegs⸗ u. Marinewefen (noch nicht d. Auswärtige) find bereits 
aus den preuß. Etat3 ausgefchieden. Die Ausfälle in Rubrik 9, ohnehin 
zu erheblichen Theilen neben den Kriegskoſten aus product. Anlagen 
für Bahnen, Staatsfhat, Abfindung Dänemark herrührend, find aber 
nicht bloß durch Staatöfchulden gededt, fondern u. A. durch über 
20 Mil. Thlr. Beftände des Staatsfhated u. durch 60,6 Mill. Thlr. 
Kriegsentfhädigungen, Contributionen u. ſ. w. im 1866. Aehnliches gilt 
befanntlich a von der großen Kriegsausgabe d. 3. 1870 — 71. Es 
ift wohl eim äußerſt feltener Fall, daß Kriegsperioden wie die drei des 
letsten Jahrzehents in einem Staate eine geringfügige nachtheilige 
finanzielle Einwirkung hinterlaſſen. — 

Auch in den deutfhen Mittel- und Kleinftaaten ift we— 
nigftens in neuerer Zeit faft ausnahmslos ein chroniſches Deficit ver- 
mieden, ein etwaiges acutes richtig behandelt u. vafch befeitigt worden. 
Dafjelbe gilt von den ſechs kleinen unabhängigen germa- 
nifhen Staaten in Europa im Ganzen ebenfall3 (d. holländ. B. 
für 1870 fchließt bei 95,86 Dil. fl. Ausgaben mit 7,9 Mill. fl. Deficit 
ab, das aber nur proviforifch Durch Schulden gedeckt werden foll; d. 
ſchwediſche B. für 1871 zeigt bei 44,2% Mil. Rd. Am. ein Deficit 
v. 1,59 Mil. Die B. v. Norwegen, Dänemark, Belgien, 
Schweiz bilanciren oder zeigen ganz unerhebl. Deficitö od. Ueberfchüffe). 

Die Bereinigten Staaten von Nordamerita haben fich 
nad) Beendigung des Bürgerkriegs, der fo enorme Aus aben verurfachte, 
ag wieder finanziell vehabilitirt, Dank der Entlafjung des größten 
Theil des Heers umd der ftarten Reduction der Ausgaben dafür (f. 
übrigens in Betreff d. Tragweite diefer ——— oben 8. 72b Anm. (6)) 
u. der jchon während des Kriegs bewirkten Eröffnung ftarfer Steuer- 
quellen, die nach dem Ende des Kriegs nur theilweife wieder gejchloffen 
wurden. Leider ift e8 noch nicht gelungen (oder hat vielmehr 3. Th. 
pre Wille u. Thatkraft gefehlt), Die Valuta wieder herzuftellen, mas 
ei der amerifanifchen Sinanzlage feine übermäß. finanz. Schwierigkeiten 
hat. Es betrug (f. o. $. 72b Anm. (d) ergänz. Daten über die Aus- 
gaben für Heer u. Flotte) in d. Yinanzjahren (d. 1. v. 1. Juli — 30. Juni) 
in Mil. D. (wobei allerdings faft mur die Zölle in Gold eingehen umd 
v. dem Ausgaben ein großer Theil der Schuldzinſen in Gold zu zahlen 
find, während die Übrigen Ausgaben u. Einnahmen feit 1962 in einem 
Bars ag von ſtark wechfelnder Entwerthung zu verftehen find) bie 
ordentl. Einnahme (Zölle und alle Arten Steuern nebft den fleinen 
Erlöfen aus vertauften Staatsländ. u. kleinen diverf. Einnahmen, 3. B. 
nad Schluß des Kriegs aus veräufß. Krieggmaterial, aber ohne alle 
Anleihen), die Ausgabe incl. der Kriegsausgabe aber ohne Einrechnung 
der nd ng u. der danach fich ergebende Ausfall oder Ueber- 


ſchuß nad) der Abrehnung: 
Ordentl. Ausgabe Deficit — 
Einnahme Ueberſchuß 4 
1861—62 51,9 474,74 — 433 81 
1862—63 111,40 714,7! — 603,1 
1863—64 260,8 865,3 — 604,0 
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Ordentl. Ausgabe Deficit — 
Einnahme Ueberſchuß + 
1864—65 329,57 1290,31 — 960,4 
1865—66 560,8 520,75 + 39,90 
1866—67 490,8 346,9 + 143,9 
1867 —68 405,% 377,% + 28,30 
1868—69 370,4 331,55 + 39,39 


Es find danach vornehmlich die germanifchen Staaten der civilifirten 
Welt, —— chroniſche Deficits in neuerer Zeit vermieden und acuten 
gegenüber finanzielle Elaſticität bewieſen haben. 


Gedrudt bei E. Volz in Leipzig. 
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I. Abſchnitt. 


Die ordentlihen Einnahmen im Allgemeinen und die 
verfchiedenen Arten diefer Einnahmen. 


8. 84. (8. 84.)*) 


I. Quelle und Hauptarten der ordentlihen Ein- 
nahmen (a). — Ordentliche Staatseinnahmen find vie ihrer 
Natur nach einer vegelmäßigen Wiederholung von Periode zu 
Periode dauernd fähigen ($. 82d). Es muß daher die Quelle, 
aus welcher diefe Einnahmen fließen, Nachhaltigkeit werbürgen. 
Demgemäß bildet das einzelwirthichaftlihe Einfommen, welches 
aus probuctiver Thätigkeit der Wirthichaften hervorgeht, die vich- 
tige Quelle der orbentlichen Staatseinnahmen. Hier wird durch 
Arbeit und Capitalverwendung unter Mitwirkung der Natur und 
duch das Zufammenwirken dieſer drei Factoren im unternehmungs- 
weifen Betriebe over durch einen diefer Factoren allein ein Ein: 
fommen periodifch neu gewonnen. 

Ein folches Einkommen fann unmittelbar ober mittelbar 
zur Quelle ver Staatseinnahmen werden, wonach zwei coordi— 
nirte Hauptarten (b) ordentlicher Einnahmen zu unterjcheiven 
jind: 

1) Privatwirthfchaftliche oder Domanialeinnahmen 
(im weiteften Sinne), auch PBrivaterwerb des Staats (ver 
Regierung) genannt. Dieje fließen aus einem Cinfommen, 
welches ver Staat als Einzelwirthfchaft in Unternehmungen (vor: 
nehmlich in Sachgüterproductionen) ganz nach den gewöhnlichen 
Grundfägen des privatwirthichaftlichen Syftems und der freien 


*) Bon bier an führen die $$. fortlaufende Zahlen unter Vermeidung 
der Hinzufügung von Buchftaben. Die eingeflammerte Ziffer weift auf die 
entfprechenden 88. der 5. Auflage Hin. 
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Verkehrsconcurrenz erwirbt. Die ordentliche Staatseinnahme 
ergiebt ſich hier unmittelbar aus dem Reinertrag jener Unter— 
nehmungen, der das Einkommen des Staats, als ihres einzel— 
wirthſchaftlichen Subjects, bildet. 

2) Staatswirthſchaftliche Einnahmen oder Auflagen, 
auch (im weiteſten Wortſinn) Steuern (c) genannt. Dieſe 
fließen ganz oder doch zum Theile aus dein Einfommen aller 
anderen, der Finanzhoheit des Staats (8. 10) unterjtehenden 
Einzelwirthichaften. Die Staatseinnahme wird hier dem Staate 
durch gefeglichen Befehl an die Einzehwirthichafter, mithin 
durch Zwang zur Verfügung geftellt, wonach dieſe in beſtimmten 
Fällen einen Theil ihres Einkommens — des Neinertrags ihrer 
Unternehmungen — dem Staate überlaffen müffen. W. 


(a) In diefem 1. Abfchnitt v. d. ordentl. Einnahmen im Allgemeinen u. f. w. 
find Erörterungen vereinigt und erweitert worden, welde von R. früher 
theils hier ($. 82-— SS d. früh. Aufl), theils in den Einleitungen zum 
Abſchnitt „von den Einkünften aus Hoheitsrechten“ (Regalien) (8. 166 
bis 171) umd zum Abſchnitt von den Gebühren ($. 227— 230), Einzelnes 
auch in $. 247 ff. vom Steuerweſen, angeftellt worden waren. Die 
Bereinigung diefer Erörterungen fehlen mir durch die Notbwendigkeit 
geboten, die Terminologie feiter zu begrüuden und der VBermengung der 
hiſtoriſchen, vechtlichen umd finanzwifjenfchaftlichen Begriffe ein Biel zu 
jeten, zu welchem Zwecke aber auch ein näheres Eingehen auf Die 
SH en über Begriffsbeſtimmung und Claſſification nothwendig 
war. 

(d) Zwei Hauptarten unterfchted auch R. in den früheren Aufl, 8. 84 ff., 
von der Negierung erworbene und von ihr befoblene oder ge— 
forderte. Aber er rechnete die Einnahmen aus Finanzregalien zu 
der erften Art, $. 85, was ich aus den unten im $. 101, 104, 109 ent— 
widelten Gründen fir unrichtig halten muß. Die frühere Eintheilung 
R.’s auch bei Pfeiffer, Staatseinnahmen I, 58 (obne Quellenangabe), 
f. jedoch über Pfeiffer'3 Characterifirung des Domänenbefiges u. f. w. 
al3 Steuer u. 8.95 Anm. (a). Umpfenbac 8. 22 unterjcheidet faft 
in derjelben Weife 2 Hauptarten unter dem Namen mehanifche 
und ——— he Staatseinkommenquellen, verwirft den Begriff Regal 
bei der Eintheilung (I, ©. 53), bildet aber unter dem Namen Fiscal- 
vorrecht einen ähnlichen (S. 58) und ſetzt die Einnahmen aus leß- 
teren unter Bernachläffigung des bei den wichtigften zumal deutlich 
hervortretenden Stenercharacters (Salzvorreht, Tabakvorrecht) dennoch 
unter die mechanischen Eintommenquellen. Bergius, Finanzwiſſ. 


©. 71 ftellt 3 Hauptarten: Regalien (incl. Gebühren), Domänen, Steuern 


auf; ebenfo fchon Jacob, in. $. 47, 49, Malchus $. 1, doch 
mit Einreihung der meiften Gebühren unter die imdirecten Steuern 
$. 63— 65 und mit richtiger Auffafjung der Monopolifirung von Salz 
und Tabak als Beitenerungsform $. 69. Vgl. auh 3.6. Hoffmann, 
Lt. von den Steuern, Berlin 1840, ©. 3f. Stein, Finanzwiff. 
1. Aufl. S. 101 u. 2. Aufl. ©. 136 erkennt drei Finanzquellen: das 
wirtbichaftl. Einfommen des Staats, das wirtbichaftl. Einkommen des 
Einzelnen und den Staatzeredit. Die Eintheilung der Einnahmen nad) 
den beiden erften Quellen trifit alfo mit der im Text gegebenen zu— 





— 3. — 


ſammen. Aber Stein führt (1. A. S. 106, 2. A. S. 143) Einnahmen 
aus den Regalien (nad) feiner willkührl. und unhaltbaren Begriffsbe— 
ftimmung |. u. $. 97 Arm. (a) u. 100 Anm. (g)) u. aus d. Gebühren auf 
die erfte Finanzquelle zurüd, nicht wie ich auf die zweite. So bleibt auch 
bier wieder zwifchen Stein’s, Rau's und meiner Eintbeilung ein 
wefentl. Unterfchted befteben. Eine Uebereinftimmung der Eintheilungen 
der Theoretifer tft Daher jest noch ebenfo wenig als früher erreicht. Arch 
d. Praxis claffificirt ganz verſchieden u. ſchwankend. Die Gebühren werden 
meiftens zu den (indirecten) Steuern geftellt, Einnahmen aus Poſt, 
Münze (vulgo Regalien) öfters unter Diejen. aus Staatseigenthum u. 
Staatsanftalten. So ift 3. B. noch im baier. Budgetentwurf für d. 
10. Finanzperiode (1870/71) der Ausdrud „Regalien und Staatsan— 
ſtalten“ in den: „Staatsanftalten” verändert worden, worunter 3. B. 
Salinen, Bergwerfe, Poft, Telegrapben u. f. w., ſ. Bözl, baier. Ver- 
waltungsrecht, 3. Aufl. München 18571, ©. 535. Die Clafjification der 
einzelnen Einnahmearten kann je nach dem Gefichtspuncte, welcher für 
die finanz. Behandlung der einzelnen Staatötbätigfeiten obwaltet, ver- 
ſchieden fein, ſ. u. $. 90. Aber aud dann muß Klarheit berrichen, die 
in Praxis und Theorie zum Nachtheil der Sache vielfach fehlt. W. 

(ce) Rau wollte in $. 84, 86 den Begriff Steuer nur in einem engeren 
Sinune, im Gegenſatz zu Gebühr, gelten laſſen (vgl. jedoch $. 227), |. u. 
8. 05 u. ff. Serhft die wahren Gebühren (im Gegenfaß zu denen, welche 
in der Praxis meiftens auch fo genannt werden, obgleich fie nach ihrer 
Höhe eigentliche Steuern find u. von R. in $. 231 Nr. 3, 236 d. früh. 
Aufl. ebenfall3 noch unter die Gebühren gereiht werden) können aber 
im weiteren Sinn nach ihren Rechtsgrund und der Art ihrer Erhebung 
Steuern genannt werden. So auch Hod, öffentl. Abgaben u. Schulden, 
Stuttg. 1863, ©. 84, 85. 


8. 85. 


I. Die Unterfcheidung der Standpuncte der Rechts: 
gefchichte, des geltenden Rechts, der Finanzwijfen- 
ſchaft in ihrer Bedeutung für die Begriffsbeſtimmung 
und Glaffification der Einnahmearten. Um die im 
vorigen $. gegebene Eintheilung richtig zu würdigen und letstere 
nach allen Seiten ftreng durchzuführen; ferner um die weitere 
Eintheilung tiefer beiden Hauptarten von Einnahmen in Unter: 
arten richtig vorzunehmen und die in ver Gefchichte und in dem 
bejtehenden Nechte vorfommenden Einnahmearten richtig zu rubri- 
civen und zu beurtheilen, müſſen folgende drei Stanppuncte aus: 
einander gehalten werden: derjenige ver vehtsgefchichtlichen 
Entwicklung und des früher geltenden Nechts, verjenige 
des gegenwärtig geltenden (pofitiven) Rechts, und enplich 
ber finanzwiffenfchaftliche Standpunct, welcher unter Be: 
rücjichtigung der politifchen und volfswirthfchaftlichen Verhältniffe, 
Berürfniffe und Auffaffungen für einen bejtimmten Staat und 
eine beftimmte Zeit aufgeftellt werden muß (a). 
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Es iſt der große und verhängnißvolle Fehler ver Theorie und 
Praris des Finanzweiens, daß biefe drei Standpuncte nicht genau 
unterjchieden, fondern in der Regel unklar vermengt worben find. 
Daraus find manche Streitfragen entftanten, die fich fonft fofort 
als müſſig ergeben hätten. Aber, jo auffallend es erjcheinen 
muß, nicht einmal das Vorhandenfein folcher ganz verfchiedenen 
Standpuncte und die theoretiiche Nützlichkeit, fie deutlich zu unter- 
fcheiden, ift immer genügend beachtet worden (b). Daraus erklärt 
fich die vollftändige Verwirrung, welche in der Begriffsbeftimmung 
und Eintheilung der einzelnen Einnahmearten herrſcht. W. 

(a) Bergl. die Bemerf. von Stein, Finanz. 1. ©. 135 ff. über den | 

Begriff Regal, wo aber wie an andern Stellen der 1. u. 2. Aufl. bei 

anz richtiger Betonumg der verfchied. Standpuncte doch aus dem Ge- 

—— der Gegenwart die früheren Auffaſſungen zu gern als „unklar“ 

verurtheilt werdeir, — wie denn liberbaupt jede der Stein'ſchen ent— 

gegenftehende Auffaffunz mit diefem Epitbeton verfehen wird. Dem 

Stein’fchen Begriff Regal gebt es dann freilich ebenfo, wie Pözl's 

Urtheil beweift (Staatswörterbuch v. Bluntfchli, VIII, 554), vergl. u. 

$. 96, 100, 109. 

(2) Belege in der Darftellung der folg. $$., bef. binfichtlich der Verlennung 


des Stenercharacters der Regale, namentl. der gewerblichen (Monopole), 
des Gebührencharacters der heutigen Porti, Schlagſchätze u. f. w. 








8. 86. 


Zwei beſonders nachtheilige Folgen für Theorie und Praxis 
des Finanzweſens haben fich hiervon ergeben. 
1) Entweder hat man bie ziemlich unklaren und volfswirth: 
ſchaftlich wie politiſch unhaltbaren Begriffe und Eintheilungen 
der Einnahmen aus der Rechtsgeſchichte und dem poſitiven Rechte 
einfach in die Finanzwiſſenſchaft herübergenommen und ſich dann | 
regelmäßig ganz vergebens bemüht, fie mit den Anforderungen 
der eigenen Disciplin in Einklang zu bringen. So ging es mit 
ven vechtögefchichtlichen und pofitivrechtlichen Begriffen ver 
Domanialeinnahmen, der Steuern, ber fog. Regalien 
und der Gebühren. Unter beiden letteren Rubriken befanden 
jich öfters einzelne Gattungen, welche als reine Steuern von 
der Finanzwiſſenſchaft in eine ganz andere Stelle des Syſtems 
hätten eingereiht oder vollftändig ausgemerzt werden müfjen («). 
Keines von Beiden gejchah, was nur Berwirrung zur Folge | 
hatte. Für die Einreihung einzelner Einnahmen unter Gebühren, 
Regalien blieb ebenfall® der vechtsgejchichtliche oder juriftifche 
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Begriff maßgebend, was für die Finanzwiffenjchaft wieder Ver- 
wirrung ftiftete (db). Auch die Stellung der Gefammtheit ver 
Regalien und Gebühren im finanzwifjenfchaftlichen Syſtem ver 
orbentlichen Einnahmen ward in vieler Hinficht durch den rechts: 
gefchichtlichen und poſitiv-rechtlichen Zuſammenhang viefer Ein- 
nahmearten mit den Domanialeinnahmen oder dem Kammergut 
und bie demgemäße unrichtige Gegenüberftellung gegen die Steuern 
eine fchiefe (c). So fehlte e8 an einer Haren principiellen Be— 
handlung. Nur zu leicht wurden daher auch Compromiſſe mit 
ver beſtehenden Praxis gefchloffen: unpaffende und fchlechte Ein: 
nahmen in der Theorie nicht, wie es fich gebührte, verworfen, 
fondern höchftens etwas bemängelt (d). Der Einfluß ver Theorie 
auf die Verbeſſerung des geltenden Finanzrechts und ver Praxis 
blieb aber gerade bei einem folchen Verhalten ein unterge- 
ordneter. W. 


(a) Beiſpiele: 1) Falſche Auffaſſung eigentlicher Steuern 
als Regale. Der dem Monopol zu verdankende —— beim 
Salz-, Tabak- u. a. ähnlichen Regalien iſt eigentliche Steuer 
(ſ. u. 8. 109), die Regaliſirung eben nur eine beſondere Steuer— 
form, wie ſchon Sonnenfels Fin. 8. 108,110,%.6.Hoffmann L. 
von den Steuern ©. 25, Malchus 1, 8. 69, ©. 340. 343 lehrten, neuer- 
dings Stein 1. A. S. 355 ff. Yaspeyres im Staatöwörterb. X, 104, 
M. Wirth, Nationalök. 3. A. II, 516. 518. u.a. m. Gerade als Steuer- 
form muß d. Regal daher in d. Finanzwiſſenſchaft betrachtet, mit anderen 
Steuerformen für denfelben ** verglichen, alſo überhaupt 
ſyſtematiſch in die Steuerlehre eingereiht werden, wenn nicht lie 
gehöriges auseinander gerifien werden fol. Demnach ift die Behandlung 
von Rau in d. früh. Aufl. 8. 184 ff., 203 ff. (Salz, Tabak u. f. w. in 
der Lehre dv. d. Regalien) im Folgenden auch geändert worden. Ber- 
gius fpriht v. Salz», Tabakmonopol u. f. mw. gar bei den Staats- 
gewerben u. Domänen, wodurch jede unbefangene Wilrdigung unmöglich 
wird. Auch Umpfenbach behandelt Salzvorredht, Tabakvorrecht unter 
den Fiscalvorrechten, wie die Früheren unter den Regalien, wobei dann 
troß der veränderten Namen Alles beim Alten bleibt; apart Davon 
befpricht er die „Tabaksmauth“. Gelten Tabak- u. andere Finanz— 
monopole bloß als Regale, fo hat das den Nachtheil, daß fie einfeitig 
vom vollswirthſch. Standpuncte aus nur al8 dem Intereſſe der Ber- 
fehröfreiheit widerftreitend verworfen werden. Die Frage ift aber, ob 
nicht trogdem aus finanz. Intereſſe umd unter Borausfegung eines 
einmal beftehenden Verbrauchsſteuerſyſtems ſolche Monopole zu recht- 
fertigen find. — 2) Falſche Auffaffung von eigentlichen 
Steuern als Gebühren Manche mittelft Stempel erhobene 
Steuern, 3. B. Wechfelftempel, Wertbpapierftempel, namentl. aber die 
finanziell wichtigfte und vollSwirtbfchaftlich bedenklichfte und drückendſte 
Abgabe vom Beſitzwechſel bei Immobilien (Enregiftrement, Uebertragungs- 
„gebühr”, Kaufaccife u. ſ. w.) find nach ihrer hiftor. ey und 
jurift. Behandlung aud von den Finanztheoretilern unter die Gebühren 

— Unter den finanzwiſſenſch. Begriff der Gebühr (ſ. u. $. 95 ur. ff.) 
Ha en fie aber gar nicht. Sie können Hier nur Ungebühren (oder 


(B) 


(e) 


(A) 
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ungebührlich Hohe eigentliche Steuern) beißen und miüffen verworfen 
werden. Etwas Andres ift aber die Frage, ob fie ſich nicht in be— 
ſchränktem Maafe als eigentliche Steuern rechtfertigen laſſen. Rau, 
der diefen inmern Widerfpruch im der Behandlung diefer Abgaben als 
Gebühren fühlt (5. A. $. 236 ff., 231), hat ihnen dennoch weder eine 
andre richtigere Stellung im Syſtem gegeben, noch fie ganz verworfen. 
Bon Neueren noch ähnlich Umpfenbach $. 27—29, wenn auch unter 
ſchärferer Betonung der Verwerflichkeit mancher Boften im Envegiftrement 
als Steuern. Richtiger Bergius ©. 297, 354, Pfeiffer, I, 307, 
Wirth II, 521, aber alle dem Standpunct der Praris gemäß diefe 
Abgaben als Gebühren beurtbeilend und danach verwerfend. Brincipiell 
yichtiger ift daher ficher die Auffaffung und Fragftellung von %. Stein, 
der jedoch einen wie gewöhnlich geiftreichen, aber wie gewöhnlich bei 
ibm auch jopbiftifchen und baltlofen, weil viel zu weit gehenden Verſuch 
macht, dieſe Abgaben völlig als Verkehrsſiteuern zu retten, 1. 9. 
©. 153, 412 ff. 2.9. ©. 217, 466 fi. Aehnlich, aber doch mit einem 
gewiffen Zweifel über die Triftigfeit der Nechtfertigungsgründe Hod, 
öff. Abg. ©. 234, |. u. $. 95 u. ff. 

Beifpiel: Die Einnahmen der Poft aus Porti's u. |. w., der Münze 
aus dem Schlagſchatz fir Prägung auf Rechnung Privater, der Tele— 
graphen wurden als Einnahmen aus Regalien wie Diejenigen aus 
dem Bergwefen, aus der Jagd betrachtet, während ſie finanzwifien- 
ſchaftlich durchaus unter den Begriff ver Gebühr (oder unter Umftänden 
jelbft der privatwirtbfchaftl. Einnahme) fallen. Daher das Ungenügende 
der früheren Behandlung diefer Einnahmen unter denen aus Hoheit3- 
rechten, 5. A. $. 196, 205, 219b. Ebenfo die meiften Melteren und 
Neneren, fo Pfeiffer (unter monopolif. Gewerben!), Bergius, 
Wirth u.a. m. Ganz richtig faßt dagegen Umpfenbac diefe Ein- 
nahmen als Gebühren auf, nur daß er das Gebührenprincip wieder zu 
abſolut Hinftellt und die Nelativität, die auch bier gilt, überfieht, wie 
feine Einreihfung der Eiſenbahnen unter das Gebührenprincip zeigt. 
Stein's Vorwurf gegen Umpfenbach, daß diefer Negalien und —* 
bühren „gänzlich —— (2.9. ©. 191) oder „ungeſchieden durch— 
einanderwerfe” (S. 219) iſt daher unrichtig. Vielmehr bat U. eher 
Gebühren u. privatwirthich. Einnahmen nicht genug unterfchieden und 
die Negalien umpaffend wenigſtens theilweife als Fiscalvorrechte wieder 
aufleben laſſen. Stein dagegen verwirft mit Recht den früheren Negal- 
begriff fir Die gegenwärtige Finanzwiſſenſchaft, aber er ftellt einen neuen 
ebenfo unbrauchbaren auf, wodurch bedingt wird, daß die oben gen. 
Einnahmen aus Post u. f. w. wieder nicht ald Gebühren, mie Boch 
durchaus verwandte Einnahmen (3. B. Ehauffeegeld), aufgefaßt werden, 
1. 4. 134, 137, 2. A. 184, 190, f. u. 8. 100 Anm. (g). 

©. $. 84 Anm. (5). Auch Das ift ein Nachtheil der Stein’fchen 
Klafiification, daß wiederum Domänen, Negalien, Gebühren die eine, 
Steuern die andere BEER der ordentl. Einnahmen bilden. 
Bezeichnend ift in diefer Hinficht befonders die Stellung der Theoretifer 
und vationeller Praftifer wie Hod (Öff. Abg. ©. 234, 248) zu „Ge— 
bühren“ wie denen für den „Erwerb von Privatrechten‘ ( us 
übertragung bei Immobilien u. f. w.), f. ob. Anm. (a). ielfach ift 
man in der Theorie wieder glücdlich bei dem andern Extrem, ven 
Radicalen gegenüber, angelangt: alles Wirkliche wird vernünftig ge- 
— An dieſen Standpunct erinnert auch Stein in f. Finanzwiſſ. 
oft genug. 








8. 87. 

2) Die andere nachtheilige Folge war die gerade entgegen- 
geſetzte. Angejichts ver Mängel des bejtehenven, gejchichtlich 
überfommenen Einnahmeweſens und angefichts dev unflaren, viel: 
fach unhaltbaven Begriffe und Eintheilungen, welche die Theorie 
einer durch fie ext zu reformivenden Praxis entnahm, fand ein 
abjtracter, unhiſtoriſcher Nadicalismus und Abjolutismus nur um 
jo leichteres Spiel, — wenigjtens in der Finanztheorie, denn 
die Praxis konnte bei der unvermeidlichen Nothwendigfeit, einen 
gegebenen Staatsbedarf zu deden, freilich nichts damit anfangen (a). 
Die herrſchenden Begriffe und Eintheilungen ver Cinnahmen 
wurden verworfen, weil fie vielfach willführlih und unlogijch 
wären, ftatt daß der richtige Kern herausgejchält ward. Gewiſſe 
Einnahmearten, die wegen veränderter VBerhältnifje von 
Zeit und Drt nicht mehr paſſend waren over erjt hätten umge— 
ftaltet werden müfjen, wurden unbedingt für überall und 
alle Zeit als ververblich bezeichnet. Namentlich wurden häufig 
alle privatwirtbfchaftlichen Einnahmen des Staats kurzweg ver: 
urtheilt (b). Für die finanzielle Behandlung von fonftigen Staats- 
thätigfeiten, an welche ſich herkömmlich Einnahmen knüpften, 
wurden allenfalls verjchiedene Finanzprincipien als Richtſchnur 
zugelaffen ($. 90), aber für jede einzelne Thätigfeit wieder immer 
nur ein einziges ald das ein für allemal richtige (ce). Oder e8 
wurde auch entjchievden, daß beſtimmte Staatsthätigfeiten über: 
haupt niemals zur Beichaffung von Einnahmen benugt werden 
dürften, was in einigen Fällen wieder nur unter ganz bejtimmten 
VBorausfegungen richtig war (d). Kurz, als ob auch hier eine 
völlige tabula rasa beitände, wurde wie auf jo vielen anderen 
Gebieten der wirthichaftlichen Politif ver „Abjolutismus der 
Löſungen“ practiicher Fragen aufgeftellt und dem „Geſetz ver 
Relativität” zuwider gehandelt. Bolljtändig neue Einnahme -, 
vd. h. Steuerſyſteme wurden entworfen, bie jedoch nur auf dem 
Papiere ftanden, und über dem Suchen nad einem (abfolut) 
„beiten Steuerſyſtem“ wurde die wahre Aufgabe ven vorhandenen 
Uebelftänvden gegenüber verfehlt (e). W. 


(a) Neueftes Beifpiel def. Maurus, mod. Befteuer., Heidelb. 1870, ein 
Bud, das in naturrechtlichen Fictionen und Spielereien Großes Teiftet. 
Nicht ganz frei zu fprechen von dem Vorwurf ift aber überhaupt die 


(b) 


(e) 


(d) 
(e) 
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engliſche (Smith'ſche) Schule der Nationalökonomie, namentlich in 
Deutſchland, beſ. die extremen Freihändler unter den Stimmführern 
und Publiciſten des deutſchen vollsw. Congreſſes, die Anhänger der 
allein ſelig machenden einzigen allgemeinen Einkommenſteuer. Manche 
Artikel, in Rentzſch' Handwörterb. der Volkswirthſchaftsl. (f. z. 8. 
Emminghaus ©. S95), mande Abfchnitte in Rentzſch' Schriften, 
in W. Wirth's Nationalöl., namentl. in Pfeiffer's Staatsein- 
nahmen Tiefern die Belege, obgleich neuerdings allgemein auch in der 
durch diefe Namen und die der Derausgeber und Mitarbeiter der Yaucer- 
Michaelis'ſchen Zeitichr. vertretenen nationalök. u. finanzwifj. Yiteratur 
dieſes „linfen Flügels“ der Smith’fhen Schule in Deutfchland bei 
manchen pract. Fragen eine gewiß richtige Meodification der Anfichten 
erfolgt ift: auch bier mebr on des hiſtoriſch Gegebenen, ein 
Beweis für den wohltbätigen Einfluß des politiihen Auffhwungs der 
Nation auch auf folhen Gebieten. Bor Kurzem noch fchien die Parole 
bier oft genug: alles Bernünftige („Wationelle‘, — oder was man 
eben fo zu nennen beliebt) muß wirklich fein. 

Bemerfenswerth genug ift der er Wechſel der Anfichten in folchen 
Puncten, was vollends vor der Aufftellung abfoluter Dogmen warnen 
ſollte. So war 3. B. vor kurzer Zeit noch Staatdeifenbahnmwefen in 
weiten Kreifen verpönt, während man jett darin das Heilmittel für 
alle Schäden des Eiſenbahnweſens finden will, — natürlich eine gerade 
fo einfeitige Anficht. 

3. B. Forderung, daß die Poſt ftet3 nur nach dem Gebührenprincip 
behandelt werden folle, was nur für unfere Zeit und Yänder richtig, früher 
bei geringer Berbreitung der Kenntnig von Leſen u. Schreiben u. faft 
ausſchließl. Benugung der Poft durch einzelne Claſſen unrichtig war. 
3.8. Forderung des unentgeltlihen Unterricht3 in Staatsfchulen, 
be. niederer Art, der Beleitigung aller Wegegelder auf Staatsſtraßen. 
Radicale Aeformer, wie Maurus a. a. D., find wenigftend mitunter 
einfichtig genug gewefen, ihre Steuerreformpläne an die Vorausfegung 
zu knüpfen, daß zuvor der Staatöbedarf fehr ftark vermindert, m. a. W. 
die meiften Thätigfeiten des modernen Staats, die daher von Maurus 
einfach als ummüt bezeichnet werden, aufgegeben oder eingejchränft 
wirden. Der Fehler liegt bier in der Berfennung der Wahrheit, daß 
die einmal beftehenden Staatsthätigkeiten gefchichtlih übertommen, durch 
die gegebenen Umftände bedingt und daher überhaupt nur in geringem 
Maaße, zumal plöglich, verändert werden können, am Wenigften in der 
beliebten Weife der Franzofen u. ihrer Nachbeter (Schweizer u. f. w.) 
durch bloße Veränderung der „Spige der Verwaltung‘, der Regierungs= 
oder Staatsform. In der Politik fieht man das, — außerhalb 
der romaniſchen und ſlawiſchen Staatenwelt, beſ. Frankreichs, allmälig 
ein. Ein Buch, wie das von Maurus, — daß die alten Irrthümer 
auf dem Gebiete der Finanzen leider auch bei uns von Neuem auf— 
tauchen. Aber auch bei anderen, bei Pfeiffer (Staatsausgaben), 
Walcker, Heil. d. europ. Finanznoth, Pet. 1868, bei den einſeitigen 
Gegnern der Militärausgaben finden ſich doch verwandte Anſichten: es 
foll eben immer Alles „willführlich gemacht“ umd daher kurzweg zu 
bejeitigen fein, f. o. $. 72a (Anm. (5)) u. 72b. Bezeichnend genug ıft 
für den Beweis des Gegentheils die ganz unmveränderte Fortdauer der 
kaiferl. Militär- und Finanzpolitik unter der neuen franzöf. Republik! 
Auch im Streit wider die imdirecten Steuern, in den Beftrebungen, die 
Ertragftenern durch eine einzige Einkommenſteuer zu erſetzen (Sachſen, 
Ber. d. Dresd. Handeläfammer v. 1868, ©. 30, f. auh Reuning, 
Geſchäftsanweiſ. z. Ausführ. v. Probeabfhägungen nad) d. Syſt. d. Ein— 
fommenftener in Sachſen, Dresden 1871) wird dieſer Irrthum nicht 
immer gemug vermieden, 





8. 88, 

Diefe wahre Aufgabe ift angefichts dieſer beiden entgegen- 
gejegten Fehler und Einfeitigfeiten für Theorie ind Praxis un: 
ichwer folgendermaßen zu bezeichnen: Vermeidung des Aufjtellens 
rein abjtracter, vermeintlich abſolut gültiger und nach einem 
aprioriftiichen Prineip conftruirter Schablonen für die Einnahme: 
beihaffung, ſtatt deſſen Auffafjung der Einnahme- und fpeciell 
der Steuerſyſteme als abhängig von gejchichtlich gewordenen 
Berhältniffen, die fich fo wenig als andere Beziehungen des 
Bolfslebens mit einem Schlage durch ein Machtwort der radicalen 
Theorie umgeftalten laffen, aber andererſeits doch einem bejtän- 
digen Wandel und einer jehr wohl zu beeinfluffenden und in bie 
paſſende Richtung zu leitenden Entwicklung unterliegen; Prüfung 
der vechtögefchichtlichen und pofitiv »vechtlichen Begriffe und Ein— 
theilungen ver einzelnen Cinnahmearten an dem Maaße des 
jeweilig vorhandenen politischen und volfswirtbichaftlichen Be— 
bürfniffes und demgemäße Umbildung jener Begriffe und Ein- 
theilungen in folche finanzielle, wie fie für bejtimmte Staaten 
und Zeiten paffen; daher denn auch Behandlung der einzelnen 
Einnahmearten nicht als abfolute (logifche), ſondern als 
biftorifche Kategorieen. Für practifche Ziele demnach endlich 
volle Beachtung des gejchichtlich Weberfommenen und rechtlich 
Beitehenden, und Reform, nicht Umfturz deſſelben nach richtigen 
volfswirtbichaftlichen, politifchen und finanziellen Grundſätzen 
unter genauer Berüdjichtigung der Berhältniffe von Zeit und 
Drt, fo daß vor Allem die Dedung der Gefammtausgabe, foweit 
fie durch ordentliche Einnahmen erfolgen muß, ſtets gefichert 
bleibt (a). W. 

(a) Auch hierin kann England wie in fo vielen Dingen der pract. Politif 
namentl. hinfichtlich der Art und Weiſe der Einführung von Reformen 
als Vorbild dienen: Zoll- und Accifereductionen immer erjt, wenn 
Einnahmeüberfchüffe vorhanden oder andere Einnahmen zur Verfügung. 
Sp Einführung der Einfommenftener bei dem Zollreformen der AVer Jahre 
n.a.m Mit Necht ein ähnlicher pract. Standpunct neuerlich Seitens 
der deutjchen Freibandelspartei in der Zolltarifreform. Für die Be- 
jeitigung oder Ermäßigung läftiger und fchlechter Abgaben wie der 
Salziteuer, Mahl- u. Schlachtſteuer, vieler unpafjender Rechts- und 
Erwerbs, gebühren“ u. ſ. w. wird gewiß durd die Begründung einer 
ergiebigen und wenigftens relativ guten Steuer auf Tabak, 
Branntwein u. ſ. w. viel erfolgreicher als Durch pathetifche Declama= 


tionen und theoret. Erörterungen über die Verwerflichkeit aller indir. 
Steuern gewirkt, 
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$. 89. 


Hinfichtlih ver Einnahmen, welche ji an bejtimmte 
Staatsthätigfeiten zur Ausführung von Staatszweden 
fnüpfen, iſt folgender, häufig ganz überfehene Umſtand zu 
beachten. 

Es giebt ſolchen Staatsthätigfeiten (Einrichtungen, Anjtalten) 
gegenüber vier verjchiedene Kinanzprincipien (finanzielle 
Standpuncte), nach denen fie behandelt werden Finnen und 
oftmals da oder dort und in dieſer over jener Zeit wirklich be- 
handelt worden find. Die Gejchichte zeigt, wie bei einer und 
derjelben Staatsinftitution dieſe Principien, nicht immer in 
gleichförmiger Ordnung, auf einander folgten und fich ablöjten (a). 
Das weilt ſchon darauf hin, daß man jchwerlich jtets ein einziges 
Prineip als das allein und ein für allemal richtige für vie 
finanzielle Behandlung einer folchen Inſtitution bezeichnen kann. 
Jede Zeit pflegt dies freilich gern zu thun, die Anwendung eines 
beſtimmten Princips fogav mitunter jelbjtverjtändlich zu finden 
und jedes andere Princip fcharf zu verurtheilen (b). Aber ver 
thatfüchliche Wechfel der Prineipien und der darüber bejtehenden 
Anfichten beweilt, daß diefe Auffaffung zu abjolut und zu einfeitig 
ift. Eine unbefangene Prüfung, wobei die bejtimmten gefchicht- 
lichen Bedingungen der einzelnen Principien gebührend gewürdigt 
werden, lehrt daſſelbe, indem fie zugleich vie tiefer liegenden 
Nechtfertigungsgründe der wechjelnden Behandlung aufvedt. Es 
it daher die Aufgabe, die Vorzüge und Nachtheile, welche vie 
Behandlung einer Staatseinrichtung nach jedem der möglichen 
und vorgefommenen Finanzprincipien an fich und unter gegebenen 
Umftänden mit fich bringt, zu vergleichen und das für die be- 
jtimmte Zeit und das bejtimmte Land velativ Beſte auszu- 
wählen. W. 


(a) 3. B. im Poft-, Münz-, Straßen», Schul=, felbft in Zweigen des 
Suftiz =, Polizeiweiens, 

(d) 3.2. jest die Oppofition gegen Straßen-, Schulgeld, Gerichtsgebühren ; 
unbedingtes Verlangen des bloßen Sebührenprincipß für d. Bolt. rüber 
bat man gewiß öfters die Erhebung eines ftarfen Schlagſchatzes ebenfo 
jelbjtwerftändlich gefunden als jest den beinahe völligen Verzicht darauf. 
Bei der ehemal. größeren Beſchränkung des Geld- oder Minzumlaufs 
auf das einzelne Yand war aber der Schlagſchatz, der durch Verminderun 
des feinen Metalls der einzelnen Münze erzielt wurde, immerhin he 
nicht fo nachtheilig, als er heute fein wiirde. 


— 


u 
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8. 90. 

Diefe Prineipien find: 

1) Das Prineip der reinen Staatsausgabe: der Staat 
beitreitet die Koſten einer Einrichtung oder Thätigfeit vollftändig 
aus allgemeinen Einnahmen, ohne denjenigen, der von der Ein- 
richtung Nuten zieht oder jelbjt irgend wie bejonders mit ihr 
in Berührung kommt, zur Dedung diefer Koften mit heranzu— 
ziehen. Der Einzelne genießt alfo diefe Einrichtungen umſonſt, 
d. h. ohne fpeciellen Entgelt. Der Staat ftellt fie her und 
unterhält fie, weil er dies als eine feiner im allgemeinen Intereſſe 
übernommenen Aufgaben betrachtet (a). 

2) Das Gebührenprinceip: der Staat unterzieht fich aus 
dem lettgenannten Gefichtspuncte dev Uebernahme einer Thätig- 
feit oder der Ausführung einer Einrichtung (Anftalt). Aber er 
erhebt von denen, welche daraus befonderen Nuten ziehen oder 
welche die Koften der Einrichtung mit provoeiven, eine bejondere 
Abgabe als fpeciellen Entgelt, eben die Gebühr, und zwar oft in 
einev Höhe, welche die Koften volljtändig dedt oder doch 
deden foll(b). Die Einnahme aus diefen Gebühren kann 
aber ſelbſt, va die betreffende Thätigfeit immer zugleich in einem 
allgemeinen Staatsintereffe liegt, niedriger bleiben, als ber 
Koſtenbetrag oder vollends als eine privatwirthichaftliche Rente 
jein würde. Die Differenz gegen beide bilvet dann einen 
Zuſchuß (alfo implicite eine Ausgabe) der Staatscaffe für vie 
Ausübung einer als nothwendig over zwecdmäßig erkannten 
Staatsthätigfeit, welche won dem einzelnen Beanfprucher oder 
Benutzer nur theilweife vergütet wird (e). 

3) Das vein privatwirthichaftliche oder gewerbliche 
Prineip: der Staat übernimmt eine gewerbliche Thätigfeit over 
ihafft eine folhe Einrichtung rein aus dem finanziellen 
Grunde, fich dadurch eine Quelle von Einnahmen für die Dedung 
von Ausgaben, alfo die Mittel zur Ausführung anderer Thätig- 
feiten zu eröffnen. Es foll daher eine möglichft große Nein- 
einnahme (Rente) erzielt werden, jedoch ohne daß hiezu Privilegien 
oder Monopole in Anfpruch genommen, alfo auch ohne daß die 
Concurrenz Dritter ausgejchloffen wird (d), — mindeftens nicht 
weiter, als dies in einzelnen Fällen auch bei Privatanlagen zu 
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geſchehen pflegt (z3. B. bei Bahnen), jo daß der Staat als 
folcher feine bevorzugte Stellung einnimmt (e). 

4) Das reine Regalitäts- und daher Beſteuerungs— 
princip: der Staat betreibt ebenfall® nur aus finanziellen 
Gründen eine gewerbliche Thätigfeit (Unternehmung), aber er 
fucht aus,diefer eine größere als die privatwirthichaftliche Con- 
eurrenzvente zu gewinnen. Zu dieſem Zwede genießt er gewiſſer 
ganz over theilweife Andere ausjchließender Vorrechte (Mono- 
pole, Finanzmonopole, „Regale”), die ihm die Erzielung 
eines folhen Mehrertrags ermöglichen jollen (f). Letztrer ftellt 
dann aber eine reine Steuer dar. Er iſt nicht ein Theil bes 
vom Staate erworbenen eigenen Einkommens, fonbern er 
vepräfentirt «eine auf ſtaatlichen Zwangsbefehl zurüdzuführende 
Uebertragung von Einfommen anderer Einzelwirthichaften auf 
den Staat. W. 


(a) Beifpiele aus der Gegenwart: die Gewährung des Rechtsſchutzes der 
Einzelnen, für ihre Perſon u. ihr Vermögen, im Inlande und bis zu 
einem gewilfen Grade im Auslande (duch Gefandte, Konfuln), durch 
polizeiliche, militärifche, diplomatifche Leiftungen. Großbritannien 
ab für die Gewährung des Rechtsſchutzes von ein paar Dutzend feiner 

ürger im abefjin. Feldzug über 5 Mil. rn St. aus. — — 
liche Benutzung von Straßen (Chauſſeen) allgemein (mit theilweiſer Aus- 
nahme der Briden) für Fußverkehr, bie und da aud für Fahrverfehr 
(Siddeutfchland) ; Freier Befuch der Sammlungen, Bibliothelen u. d w. 
Unentgeltliche Mittheilung von Nachrichten über Wirthſchaftsverhältniſſe 
(3. B. Konſulatsberichte); unentgeltl. Prägung gewiſſer Münzen (Groß— 
britannien, Rußland) u. ſ. w. 

(4) Beiſpiele koſtendeckender Gebühren in der Gegenwart: meiſtens Poſtgeld, 
Telegraphengeld, mitunter noch Münzſchlagſchatz, auch mehrfach noch 
Juſtizkoſtengebühren. ©. u. $. 105. 

(e) Beifpiele nicht voll die Koften dedender Gebühren in der Gegenwart: 
Juſtiz-, Polizeigebühren verfchied. Art, Wegegelder, Schulgelver ($. SU 
Amm. (d)). Einnahmen aus den Geftüten ($. 79a Anm. (e)) u. v. a. m. 

(d) Beifpiele: die landwirtbfch. Domänen, Berg- u. Hüttenwerfe, Staats- 

gewerk3anlagen und Handelsunternehmungen. 

(e) Die Einreihung der Staatseifenbahten unter die Negalien Rau 5. N. 

$. 219c, Bfeiffer I, 263) ermeift ſich auch — irrig. 

(f) Beiſpiele: jetzt namentl. Tabak-, Salzmonopol, mitunter Branntwein— 
monopol, früher eine Unzahl gewerblicher Regale, von denen jedes ein- 
zelne nur geringe finanz. Bedeutung hatte; ferner früher jehr allgemein 
die Boft, auch Die Münze. — Uebermäßig bobe Gebühren für ftreit. u. 
freiwill. GerichtSbarfeit, namentl. jene zu hoben u. fchlechten Steuern 
gewordenen „Gebühren fiir RR eg abge u. f. w. find auch 
Einnahmen, bei denen das Regalitäts- oder | eſteuerungsprincip zur 
Geltung gelommen ift. Die Juftizhoheit wird da aus einen wefentlichen 
oder höheren Negal ein niederes oder nutbares, die Gerichte des Staats 
degradiren zu Finanzmonopolsanftalten und treten mit den Salinen 
und Tabakfabriken des Staats in eine Kategorie, — leider öfters fein 
Phantaſiebild. 


— 255 — 


g. 91. 


In der Praxis gehen dieſe verſchiedenen Standpuncte öfters 
faft unmerfbar in einander über (a). In der obigen Reihenfolge 
ergiebt jich ein Fortjchritt zu einer immer mehr fiscalifchen, in 
ber umgefehrten Reihenfolge zu einer immer weniger fiscalifchen 
Behandlung. Die Finanzgejchichte liefert Beifpiele für Beides (b). 
Auch bei ein und derſelben Inftitution wechjelt wohl die ganze 
Richtung ihrer finanziellen Behandlung. Im Großen und Ganzen 
begünftigen. Zeiten ver politifchen Unmündigkeit der Bevölkerung 
und einer noch unentwicelteren und in ven Formen der Natural- 
wirthichaft ftedenden Volkswirthſchaft, wo die Erhebung reiner 
Geldſteuern noch fehwieriger ift, ferner Zeiten großen Staats- 
bedarfs begreiflicher Weife mehr vie fortjchreitend fiscalifcher 
werdende Behandlung einer Inftitution oder es ift von vornherein 
dabei das dritte oder gar das vierte obiger Principien allein das 
leitende. In Zeiten dagegen, wo die Bevölkerung ſelbſt mehr 
mitjpricht, wo die Interejjen ver unteren Claſſen beſſer berüd- 
fichtigt werden, wo das gewerbliche Leben entwicelter ift, ver 
Volkswohlſtand wächſt und die Erhebung reiner Geldſteuern das 
bequemjte Mittel zur Dedung des Staatsbevarfs wird, da waltet 
die umgekehrte Richtung vor, fo im Großen und Ganzen gegen- 
wärtig. Die Negalien verichwinden dann, weil fie als volfs- 
wirthichaftlich zu nachtheilige Einnahmequellen gelten (ce). Ein 
einzelnes Monopol wird nur hier und da etwa troßdem als bejtes 
Mittel zur Erhebung einer finanziell ergiebigen eigentlichen Steuer 
beibehalten, ohne Verkennung mancher volfswirthichaftlicher Nach- 
theile deſſelben (4). Privatwirthichaftlihe Thätigfeiten früherer 
Wirthichaftsperioden werden aus volfswirthichaftlichen Gründen 
vielfach aufgegeben (e), die Gebühren aus folchen und aus 
politifchen Gründen ermäßigt (f) und in einzelnen Fällen wird 
jelbft auf jede bisher bezogene Einnahme aus bejtimmten Staats— 
einrichtungen oder Thätigfeiten ganz verzichtet, weil das öffentliche 
Intereffe bei der unentgeltlihen Ausübung am beiten gewahrt 
ericheint (9). Sicherlich ift eine ſolche Entwiclung der finanziellen 
Behandlung jener Staatsthätigfeiten auch in Zeiten der bezeich- 
neten Art im Ganzen die richtige und die zu begünftigenve. 
Aber fie muß nur abermals nicht als die ſchlechtweg allein 
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richtige betrachtet werben. Eine Finanzpolitik, welche dles thäte, 

würde in anderen Zeiten und Verhältniſſen mindeftens verfrüht 

und oft gar nicht durchführbar fein (). W. 

(a) 3. B. bei Eifenbahnen (privat. Rente, Gebühr), Poft (Desgl., auch 
Steuer), Telegraph (beide erſtre) u. ſ. w. 

(4) Beifpiele immer weniger fisc. Behandlung: Münze, Bolt, Strafen, 
Schulen, leider noch zu wenig Gerichte; Beifpiele der fteigend fiscal. 
Behandlung: in Zeiten Starker Sinanzbediltfniffe in und nach Kriegen 
felbft neuerdings wieder Erhöhung der Gebühren für die eben genannten 
Anftalten (Poſtporto z. B. in den großen franzöf. Kriegen Anfang d. 
Jahrhund. in Defterreih aus finanz. Gründen erhöht, gleicher Vorſchlag 
ſogar jet 1571 in Frankreich; dsgl. Gebühren u. eigentl. Steuern bei 
Gerichten). Die Entwidlungsgefhichte des Stempelwejens -bei Gerichten, 
Behörden u. für Urkunden, Beicheinigungen u. f. w. gehört im Ganzen 
auch hierher. 

(c) So die meiften gewerblichen Regalien, bei denen die Regalifirung nur 
eine Steuerform war, z.B. die ım 17. u. 18. Jahrhundert eingeführten, 
jelbft in Preußen auf Müblfteine, Schweinsborften u. f. w. Das 
bedeutendfte neuefte Beiſpiel iſt die Aufhebung des Salzmonopols 
in Deutſchland 1568 (Gef. d. Nordd. B. v. 12. Oct. 1867, 8. 1). 

(d) ————— Tabakmonopol, in Oeſterreich, Frankreich, Italien 

nd andern Ländern. 

(e) Beifpiele: Staatsfabriten, Staats Handelsunternehmungen (theilweife 
auögen. Banken), eigene Verwaltung von Landgütern faft allgemein aus 
ſolchen Gründen aufgegeben, vielfach auch Staatsberg- u. Hüttenweſen, 
elbſt eigener Beſitz von Landgütern, ferner Schifffahrtsbetrieb d. Staats. 

() Beiſpiele: Schlagſchatz für Prägung auf Rechnung Privater, Poſtporti, 
Telegraphengebühren, Straßengeld, Schulgelder, Prüfungstaxen; mit- 
unter, aber im Ganzen noch zu wenig, „Gebühren“ (wahre u. ſolche, 
welche ganz oder faft ganz eigentliche Steuern find) fiir Gerichts= umd 
Berwaltungsthätigfeiten. 

(g) Beifpiele: gelegentliche Aufhebung jeder Prägekoſtenberechnung für 
Prägung für Private, Straßengeld; Brüdengeld; Poftporto in bes 
ftimmten Fällen, 3. B. für gem. Briefe an Soldaten im Kriege; gerichtl. 
u. Berwaltungs,gebühren“ dsgl., 3. B. um landwirtbfch. Reformen zu 
erleichtern (Steinpel= und Gebührenfreigeit bei Gemeinheitstheilungen, 
Aujammenlegungen u. |. w.). _ 

(4) 3. 2. eine Portoreform wie die der neueren und neueften Zeit hätte 
früher bei geringem Berkehr, ſchwacher Verbreitung von Elementar- 
kenntniffen u. ſ. w. wahrſcheinlich nur zu einer ftarfen Einbuße der 
Staatscafie geführt. Unter der Bedingung fo niedriger Porti's hätte 
der Staat dann muthmaßlich die Poſtanſtalt gar nicht übernommen 
oder nicht beibehalten, zum Nachtheil aud des Einzelnen, der etwas 
hohes Porto zahlt. 


8. 92. ($. 84. 85.) 


II. Die Eintheilung der ordentlihen Einnahmen 
und ihre nähere Begründung. Die im $. 84 aufgeftellte 
Haupteintheilung der orventlihen Einnahmen in zwei Arten und 
die weitere Eintheilung der legteren ift nunmehr vom Stand» 
puncte ver Sinanzwiljenichaft aus gegenüber ven Standpuncten 
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der Rechtsgeſchichte und des beſtehenden Rechts in folgender 
Weiſe für die Staaten des europäiſch-amerikaniſchen Staaten— 
ſyſtems in der Gegenwart genauer durchzuführen: 


A. Die privatwirthſchaftlichen oder Domanial— 
Einnahmen. 


Streng genommen gehören dahin nur die Einnahmen, welche 
aus der Verwendung von werbendem Staatseigenthum und 
aus dem Betrieb von Staatsgewerben fließen, wenn ſie vom 
Staate als Einzelwirthichafter ganz unter denſelben Be— 
dingungen wie von den gewöhnlichen Privatwirthſchaften er— 
worben werden. Demgemäß müjjen folgende drei VBorausjegungen 
zutreffen, damit eine Einnahme finanzwiljenfchaftlih als rein 
privatwirthichaftliche bezeichnet werben fann: 

1) Der Staat muß in feinerlei Weife bei der Production 
und dem Abjag der Producte in feiner Eigenfchaft als Staat 
oder als Inhaber der Finanzhoheit (Souveränetät in Finanz- 
fachen) zum Zwed ver Einnahmeerzielung vor andern Producenten 
und Verkäufern einen vechtlichen Vorzug genießen. Soweit jolches 
der Fall ift, gehört die Einnahme zu den Steuern i. w. ©., jo 
nach Zwed und finanzieller Folge die Einnahme aus gewerb- 
lihen Regalien (Sinanzmonopolen) ($. Wf Nr. 4 u. 
8. 109 u. ff.). 

2) Der Staat muß die Thätigfeit (Anftalt u. ſ. w.) aus- 
Ihlieglih im finanziellen Intereſſe, um eine für andere 
Staatsziwede verfügbare Einnahme zu gewinnen, übernehmen oder 
beibehalten. Einnahme »gebenve Thätigfeiten oder Anjtalten, welche 
nur die Verwirklichung von als wichtig erfannten Staatsaufgaben 
bezweden, gehören daher nicht hierher. Die Einnahmen daraus 
find Gebühren ($. 95 u. ff.). 

3) Der Staat muß die Thätigfeit oder Unternehmung auch 
durchaus nur von dem privatwirthichaftlichen Gefichtspuncte 
höchſtmöglicher — wenn auch unter gebührenver Berüdjichtigung 
der Nachhaltigkeit erjtrebter — Rentabilität aus betreiben. Läßt 
fih der Staat bei der finanziellen Regelung der betreffenden 
Thätigfeit von ver Rückſicht auf vie eigentlichen Staatszwecke 
mit leiten und verzichtet er auf einen Theil der bei privatwirth- 

RausWagner, Finanzwiffenihaft. 6. Aufl. 17 
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ſchaftlicher Betriebsweiſe erlangbaren Rente, ſo ſtellt das ſich 
hierbei ergebende Einnahmeminus gewiſſermaßen eine (verhüllte) 
Ausgabe dar, welche der Staat abſichtlich im öffentlichen Intereſſe 
macht. Die betreffende Einnahme iſt dann wieder keine rein 
privatwirthſchaftliche (ſ. F. 93). W. 


8. 93. (6.88) 


In der Wirklichkeit giebt es weniger Einnahmen, welche alle 
dieſe drei Vorausſetzungen erfüllen, als oft angenommen wird. 
Bei manchen gewöhnlich „privatwirthſchaftliche“ genannten Ein— 
nahmen, z. B. bei derjenigen aus Staatsforſten, ſelbſt aus Eifen- 
bahnen, vollends aus Canälen des Staats waltet der fiscalifche 
Gefichtspunet gegenwärtig bei uns meift nicht ausjchließlich ob, 
und mit Necht nicht. Einnahmen diefer Art find daher immerhin 
etwas anders als die rein privatwirthichaftlichen aufzufaffen. Sie 
fönnen mit letteren nur deshalb in eine Gruppe zufanmengefaßt 
werden, weil die Erzielung einer Einnahme (bei Eifenbahnen, 
und wohl auch Ganälen, wenigjtens folange das Anlagecapital 
noch nicht amortifirt und daher noch zu verzinjen ift) (a), ein 
jehr hervorragender Zweck mit ift, Früher war der rein privat- 
wirtbichaftliche Standpunet auch bei jolhen Einnahmen mitunter 
der maßgebende und in manchen Ländern iſt er e& noch jet (b). 
Auch bei ven Einnahmen, welche gegenwärtig in der Regel als 
vein privatwirtbichaftliche behandelt werden fünnen, 3. B. aus 
Staatöbergwerfen, Staatsfabrifen, Fam früher öfters der andere 
Gefichtspunet mit in Betracht, daß der Staat hier gleichzeitig 
Deujteranftalten zur Nachahmung betreiben wollte. Einzelne 
Staatsfabrifen, 3. B. für Porzellanbereitung, ähnlich einzelne land— 
wirthfchaftliche ſog. Mufteranftalten, jtehen ſelbſt jett noch nicht 
unter dem bloß privatwirthichaftlichen Gefichtspuncte höchſtmög— 
licher Rentabilität. 

Demnach kann man auch in der. Theorie nicht ein für allemal 
furzweg jagen: dieſe und jene Einnahmen find privatwirthichaft- 
liche, fondern man kann immer nur angeben, welche Einnahmen 
unter gegebenen Berhältniffen als rein oder als überwiegend 
privatwirthichaftliche zu behandeln find. Der Webergang 
von der Betriebsweife einer Anjtalt nach dem privatwirtbichaft- 


— 2159 — 


lichen zu derjenigen nach dem Gebührenprincip oder die Behandlung 
einer bisher in privatwirthichaftlicher Weife betriebenen Thätigkeit 
theilweife nach dem Gefichtspuncte einer wirklichen Staatsaufgabe, 
wobei auf einen Theil ver Einnahme verzichtet wird, kann gerade 
hier öfters in Frage fommen (ce). Im Folgenden werben nach- 
ſtehende Einnahmezweige zu ven privatwirthichaftlichen unferer 
heutigen Staaten gerechnet werben: 

1) Einnahmen aus Feldgütern (Domänen im engjten 
Sinne) einfchließlih der Einnahmen aus dinglichen Rechten 
auf Leitungen von Privatländereien (Örundgefälle) oder auf 
eine Benutung derſelben (Weide-, Fifchereirechte u. |. w.), ferner 
aus landwirthſchaftlichen Gewerfsvorrichtungen. 


2) Degl. aus Staatswaldungen, nebjt Jagd. 


3) Dsgl. aus Staatsberg- und Hüttenwerken, einfchließ- 
lih des Salinenbetriebs. 


4) Degl. aus anderen, als mit Yandgütern u. ſ. w. verbun— 
denen Stantsgewerfsanlagen, insbefonvdere Fabriken u. ſ. w. 


5) Degl. aus Handels-, Geld- und Bankgejchäften, 
jowie aus werbendem beweglihen Vermögen überhaupt. 


6) Dsgl. aus dem Staate eigenthümlich gehörigen oder auf 
feine Rechnung betriebenen Eifenbahnen, Canälen und 
Schifffahrtsdienſten. 


7) Dsgl. aus vermietheten Staatsgebäuden. W. 


(a) Dies iſt für mich der entſcheidende Grund, warum ih wenigſtens 
für jetzt mod), wo beften Falls bei dem geringen Alter der betr. 
Unternehmungen das Capital aus den Erträgen erft zu einem (meift 
noch Kleinen) Theile amortifirt ift, die S | enbahnen umter 
den Anftalten für den, Brivaterwerb des Staats einreihe. Umpfenbach, 
der die Eifenbahnen in Händen des Staat3 haben u. dann unter das 
Gebührenprincip ftellen will, überficht Dies zu [ee 8. 37 — 30. Die 
Höhe der Koften * einen weſentlichen Unterſchied in dieſem 
Puncte zwiſchen Bahnen, Chauſſeen u. Telegraphen (ungefähres Koften- 
verhältniß in Dentſchlaud wie c. 500 5 10—20 : 1—3N. Was für 
Eifenbahnen, gilt wenigftens auch für neue Sanäle (Koftenanfchlag per 
Dieile für ein größeres deutſches Canalneg 252°000 Thlr. nah Meitzen, 
alfo immerhin die Hälfte von Bahnen). Der Satz in $. 54 der Nordr. 
u.d. Deutjchen Reihsverfaffung Über Staatscanäle ift etwas undeutlich 
in diefem Puncte, gienge aber zu weit, wem er dies Princip micht mit 
fanctionirte, was er doch wohl thut. 


(6) 3. B. im Forftwefen, was fi da zeigt, wo man, wie menerdings 
leider in einzelnen Fällen in Defterreich, die Staatsforften zur 
Hebung von Finanznöthen zu fehr ausnutt. 


(ec) Beifpiele in $. 90 u. 91 u. d. Anm. dazu. 
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8. 94. 


Die Gründe, warum biefe Einnahmen in der Gegenwart als 
privatwirthfchaftliche gelten können, werben in den Abjchnitten ent- 
widelt, welche von den einzelnen Zweigen handeln. Darin wird 
auch unterfucht, ob und wieweit der privatwirthichaftliche Ge— 
fichtspunet mitunter modificirt werben muß, 3. B. bei Waldungen, 
Canälen, Bahnen, Banken. 

Manche andere Einnahmen find einigen der obigen nahe 
verwandt und können bisweilen ebenfall® zu den privatwirtbichaft- 
lichen gereiht werben: jo die Einnahmen aus Staatsftraßen 
(Wegegeld), Telegraphen, aus der Poſt (befonvders aus ein- 
zelnen Zweigen berjelben, wie 3. B. aus der Perfonenpoft), aus 
der für Rechnung Privater erfolgenden Münzprägung (Schlag- 
ihag), aus ven Staatsfchulen aller Art (Schulgelo), aus 
Staatslotterieen. Da jedoch aus fpäter (u. A. 8. 100) 
angegebenen Gründen ber privatwirtbichaftliche Gefichtspunct hier 
nicht der Leitende oder nur vorwaltende fein fol und mitunter 
ganz fortfallen muß, jo werden die genannten Einnahmen bier 
zu ber folgenden zweiten Hauptelaſſe gerechnet, bie meijten jetzt 
mit Recht zu ven Gebühren. 

Der Umftand, daß einige Zweige, wie Eifenbahnen, Tele— 
graphen, Poſt, Münze (a), gefhichtlich und nach geltendem Rechte 
öfters fjogen. Regalien find, nöthigt nicht, die Einnahmen aus 
jolchen Zweigen von den privatwirtbfchaftlichen oder von ben 
Gebühren, wozu fie nach ihrer richtigen finanziellen Behandlung 
gehören, als bejondere Claſſe abzutvennen, f. u. 8. 99, 104, 111. 

Anhangsweife kann man zu den privatwirthichaftlichen Ein- 
nahmen ſolche gelegentliche Einkünfte jtellen, welche aus ber 
regelmäßig wieder vorkommenden Veräußerung alter, abgenutter 
Gebrauchsgegenftände der Staatsverwaltung erzielt werden. W. 


(a) Die Lotterie dient vielfach al3 Beftenerungsform des Spielgenufjes. 
Der finanzielle Geſichtspunct foll aber nicht der entfcheidende fein und 
er fommt gar nicht mehr in Betracht, wenn der Staat fich ausfchlielich 
das Recht vorbehält, Yotterien zu betreiben, es aber aus Gründen des 
Bolls- u. Staatswohls nicht ausübt. Der Vorbehalt erfolgt dann nur 
wieder aus Gründen der Politik u. f. w., um Andre am Lotteriebetrieb 
zu verhindern. 
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B. Die ftaatswirthichaftliden Einnahmen oder 
Auflagen (Steuern). 


8. 95. (8. 86, 227.) 


Sie umfaſſen alle nicht zu den privatwirthichaftlichen ge— 
hörigen Einnahmen. Dahin gehören diejenigen, welche irgend— 
wie, d. h. nach der Art ihres Eingangs und nad ber 
Höhe ihres Betrags unter einer Rückſicht auf vie 
eigentlihen Staatszwede jtehen ober welche vom Staate 
kraft ver Finanzhoheit ale Mittel zur Ausführung eigentlicher 
Staatszwecke zwangsweife eingefordert werben (a). Hiernach 
gliedern fich diefe Einnahmen wieder in zwei Arten, in bie 
eigentlichen Gebühren over fpeciellen Steuern und in bie 
eigentlihen allgemeinen Steuern (Steuern im engeren 
Sinne) ($. 106). 


1. Die Gebühren. 


Es find Abgaben, welche von dem Einzelnen als ein ſpe— 
cieller Entgelt eines ihm vom Staate geleijteten Dienfts 
oder einer burch ihn dem Staate verurfachten Ausgabe (Koften- 
provocation) bei der Ausübung einer Staatsthätigfeit in einer 
von der Staatögewalt einfeitig bejtimmten Weife und nor- 
mirten Höhe erhoben werben. Die Einnahme aus den Gebühren 
hat ven Zweck, die Koften, namentlich vie gewöhnlichen Her— 
jtellungs- und die laufenden Betriebsfoften der betreffenden 
Staatsthätigfeiten, Einrichtungen und Anftalten ganz over doch 
theilweife zu deden. Ein Ueberſchuß darüber hinaus fällt unter 
den Begriff der eigentlichen Steuereinnahme (b). W. 


(a) Es ift wieder nur eine jener leeren naturrechtlichen Fictionen, went 
Maurus, Beitener. S. 88, 93 auch den Steuercharacter der privat- 
wirthichaftlichen Einnahmen d. Staats behauptet wie ähnlich ſchon früher 
Pfeiffer I, 61. Dana) foll 3. B. der Domänenbefig des Staats 
wie eine Vorenthaltung von fo und fo viel Morgen Land p. Familie 
der Staatsbürgerfchaft u. daher wie eine Art Einfommenfteuer wirken. 
Hier wird ebenfo einfeitig die natürliche Selbftwerftändlichkeit des 
bloß privaten Grumdeigenthums angenommen als von Seite der Social— 
democratie Die natürliche Selbftverftändlichkeit des bloß gemeinfamen 
Grumdeigenthums. Fiir diefe ſchwache Argumentation Pfeiffer's hat 
der fonft fo abfprechende 8. Stein bloß die zahme Bemerkung: er habe 
dieſem Gedanken nicht vecht folgen fünnen! 2. A. ©. 153. 


(6) Die Gebühren wurden bisher (vor R.) gewöhnlich zu den Steuern ge— 
rechnet. Man führt fie meiftens unter den indirecten Steuern auf, 
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obgleich fie größtenteils direct, d. H. von demjenigen gefordert werben, 
der fie tragen fol. Die Gebühren unterfcheiden fi von den eigentlichen 
Steuern aber jo wefentlih, daß es nöthig ift, fie als eine befondere Art 
von Auflagen zu betrachten. Paflend wird jedoch das Wort Steuern 
auch in einem weiteren Sinn genommen, wo dam die Gebühren auch 
darunter begriffen werden, f. o. 8. 84 Anm. (ce). Früher führten fie 
öfter den Namen zufällige Einkünfte, 3. B. Sonnenfels, Fin. 
8. 112, 116 ff., auch werben fie mitunter Gefälle genannt. Die 
Neneren find Rau in der Begriffsbeftimmung und Begründung der 
Gebühren vielfach gefolgt. Val. übrigens Pf sten I, 295, Umpfen— 
bach, 8. 23 ff., Walder, Selbftverwalt. d. Steuerweſens, ©. 5, 14, 
A. Meyer in d. Vierteljahrfchr. für Volkswirthfch. u. |. w. 1864 8. 8, 
Hod, öff. Abg. 8. 14, 31 —34, Stein, Fin. 1.9. S. 106, 151 ff, 
2.%. 143, 215. Parieu, traite des impots III, 165, Besobrasof, 
impots sur les actes, in d. me&moires d. Pet. Alad. B. X Nr. 14, 
B. XI Nr. 8. ©. auch vo. 8. 84 Aum. (2). Ueber Stein's falfche 
Trennung gewiffer Negalien von den Gebühren f. u. $. 96 Anm. (a) 
u. 8, 100 Anm. (g) u. über Umpfenbach's im MWefentlichen richtige, 
nur etwas zu weitgehende Lehre über Gebühren ſ. o. $. 86 Anm. (2). 


8. 96. 


Dieje Gebühren knüpfen fich an zweierlei verfchievene, wenn 
auch in einzelnen Fällen nicht immer leicht zu unterſcheidende 
Thätigfeiten des Staats, nehmlic an die Ausübung wefent- 
licher Hoheitsrechte und an Thätigfeiten, welche bloß aus Zweck— 
mäßigfeitsgründen im öffentlichen Intereſſe vom Staate 
übernommen find (a) (8. 99); 

a) Unter wejentlichen Hoheitsrechten (Regalien in diefem 
Sinne des Worts) werden bier diejenigen verftanden, welche zum 
Begriffe des wahren Staats gehören, daher ihm richtiger Weife 
ausjchlieglich zuftehen, und veshalb regelmäßig in gewiſſem Um— 
fange bei jevem Staate, ganz allgemein aber, ausgedehnt und aus— 
Schließlich wenigftens bei vem entwidelten Staate gefunden werben. 
Dahin gehören mithin vornehmlich die Thätigfeiten zur Aus- und 
Durchführung des Rechtszwecks des Staats (8. 43 u. 43d). 
Diefe Thätigfeiten werden aus einem allgemeinen Grunde im 
Intereffe der Gefammtheit unternommen, aber fie fommen in 
vielen Fällen Einzelnen befonders zu Gute oder werben von 
biefen bejonders verurfacht. Abgaben, welche alsdann von 
biefen Einzelnen erhoben werben, find Gebühren. Man kann fie 
im Ganzen Rechts- oder Rechts- und Berwaltungsge- 
bühren nennen, ſ. d. folg. 8. 

Als (wahre) Gebühren find die Abgaben, welche fich an 
die Staatsthätigkeiten zur Durchführung des Rechtszwecks knüpfen, 
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aber 1) nur dann anzufehen, wenn ver Einzelne wirklich aus 
triftigen fachlichen, d. 5. in ver betreffenden Staatsinjtitution 
liegenden Gründen in eine mit Abgaben verbundene Berührung 
mit der Staatsthätigfeit kommt (b); ferner 2) nur in der 
Höhe, welche mit dem Werthe des geleifteten Dienjts für den 
Nutznießer und dem Koſtenſatze dieſes Dienfts für den Staat in 
einem richtigen Verhältniß ſteht. Wird eine Abgabe in anderen 
Fällen oder in einem viel höheren Betrage erhoben, indem z. B. 
ein Dienft oder eine Koſtenmachung nur fingirt oder der erjtere 
bloß zum Zweck der Einnahmebefchaffung aufgezwungen over ber 
Werth des Dienfts übermäßig hoch angefchlagen wird, fo it die 
Einnahme feine Gebühr im richtigen finanzwiffenfchaftlichen Sinne 
des Worts mehr, fondern eine bei einer bejondern Gelegenheit 
erhobene eigentliche Steuer, welche ebenveshalb jchon die Ber: 
muthung der Geeignetheit gegen fich zu haben pflegt (ec). W. 


(a) Diefe Unterfcheidung begegnet Teicht denfelben Einwänden, mie diejenige, 
mit der fie hier in Zuſammenhang gebracht wird, nehmlich des Nechtö- 
und Culturzwecks des Staats, ſ. o. 8. 43. Gleichwohl empfiehlt fie fich 
auch im Gebührenmwefen. Der biftorifche Staat fügt fich iiberhaupt nicht 
in eine enge theoretifche Formel u. zeigt namentlich niemals eine völlige 
Beſchränkung auf den Nechtszwed. Ebenfo wenig baben die Hoheits- 
echte, melde wir vom Standpunct der Gegenwart („im modernen 
Staate“) mit Recht wefentliche nennen, immer alle oder im jeßigen 
Umfange dem hifter. Staate zugeftanden, ohne daß man deshalb den 
Begriff „Staat” in ſolchen Fällen als nicht vorhanden wird bezeichnen 
wollen. Gleichwohl iſt es doch vollfommen begründet, eben erſt im 
entwidelten (Rechts- und Cultur-) Staat da3 wahre Wefen des 
Staat, den „wahren Staat” zu erkennen. Zum Begriff diefes Staats 
gehört aber dann die Uebernahme aller der Functionen, durch welche 
der Rechtszweck verwirklicht wird. In der gefchichtlichen Erſcheinung 
des modernen Staat3 bat fich Dies auch geltend gemacht. Im Unter- 
ſchied davon läßt ſich von feiner ein igen einzelnen und nicht einmal 
von einer größeren Gruppe der zur Berwirklichung des Eultur= und 
Wohlfahrtszweds gehörigen Staatöthätigkeiten behaupten, daß fie auch 
dem hoc) entwidelten Staate wefentlih find, — nicht an fich und 
nicht ebenfo wie die Nechtsfunctionen. Die Bornahme einer der 
Functionen auf dem zweiten Gebiete ift Daher nicht als mwejentliches 
Hoheitsrecht zu bezeichnen. Das ift u. A. auch gegen Stein's neuen 
Negarbegcit einzumenden, 1. A. ©. 134 ff, 2.9. ©. 184 ff. Denn in 
diefem Begriffe, wo die Negalien „die wirthfchaftlichen Hoheitsrechte 
des Staats“ bedeuten follen, wird unter Regal nicht mehr, wie in der 
jpäteren Rechts- und Finanzgefhichte und vielfach noch im heutigen 
Nehte, ein nutzbares Heineres, fondern gerade wieder wie ehedem 
ein weſentliches Hoheitsrecht verftanden (f. $. 101). ES ift vom Stand- 
puncte der Rechtsphilofophie wie von demjenigen der Rechtsgefchichte 
und des pofitiven Necht3 aus gleich fehr willtürlich, Münze, Boft, Eiſen— 
bahnen, Zelegraphen, Papiergeld, Lotterie überhaupt Negalien oder 
wirtbfchaftliche Hobeit3rechte, oder, wenn es einmal gefchiebt, nur fie 
jo zu nennen, mit Ausſchluß aller anderen ähnlichen Einrichtungen und 
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Sunctionen des Staats, Ganz Berwandtes, wie Poften, Tele 
raphen und Chaufjeen, wird dabei getrennt, f. u. $. 100 Arm. (g). 
enn aber Stein 2.9. ©. 155 noch ebenfo wie in der 1. 9. fogar 

das „Regal “ definirt als „diejen. wirtbidh. Unternehmung, deren Eriftenz 

u. gefiherte Ordnung als eine abfolute(!) u. allgemeine Bedingung der 

wirtbich. Wohlfahrt eines Vollks erfcheint u. die eben deshalb nicht dem 

Zufall oder der Willkür der Einzelnen in ihrer Begründung u. Durch- 

führung überlaffen werden fan‘, fo ift es doch mindeftens gefagt eine 

ftarfe Uebertreibung, Poft, Telegr., Eifenb., Lotto hiernach Regalien zu 
nennen u. wiederum nur folgewidrig, Wegeweſen u. vieles Andere nicht 
ebenfo oder nicht noch eher ımter dieſe Negalien zu reiben. Auch gerade 
für die Finanzwiſſenſchaft und fpeciell fiir die Gebührenlehre ift Diefe 
neue Unterfcheidung Stein’3 von Regalien und Gebühren nachtheilig. 

Dagegen wird durch die im Zert befürwortete Unterfcheidung gleich das 

richtige, den gegebenen Berhältniffen angemefiene Princip für d. finanzielle 

Regelung des Gebührenmwefens feftgeftellt: ein niedriges Maaß der 

Nechtsgebühren, ein höheres der übrigen, — der wirth— 

ſchaftlichen, derjenigen für materielle Leiſtungen des Staats über- 

baupt, f. u. $. 105, auch Hod, öff. Abg. $. 34. — Ueber die Ein- 
tbeilung und Spyftematif der Gebühren, mehrfach abweichend von 
der Darftellung im Texte, ſ. Hod, eb. 8. 31 —34, Umpfenbad, 

8. 26—44, Bergius &. 3 (v. d. Regalien), Pfeiffer, Staatdeinn. I, 

Theil 5, nam. aber Stein, 1.9. ©. 137 (Regal.), 154, 2.9. ©. 190 

(Regal.), bei. S. 226 fi. (Syft. d. Gebühren). 

(d) Daher denn Abgaben wie im franzbſ. Enregiftrement für die Authen- 
ticirung des Datums der Urkunden (f. Hod eb. ©. 9— feine Ge⸗ 
bühren, ſondern hohe u. läſtige Steuern ſind. Ebenſo wenig ſind Abgaben 
noch Gebühren, bei denen der Zäahlende feine Ge enfeiftung von der 
Staat3gewalt empfängt (gegen Hoffmann, würtemb. Finanzrecht I, 694). 

(ec) Dies gilt leider von vielen Rechts,gebühren“. 


8. 97. (8.230, 231.) 


Zua. Die Rechts- und VBerwaltungsgebühren(«), welche 
wirflih als Gebühren zu erachten find, fommen gemeinfam 
mit manchen jog. Gebühren, welche eigentliche Steuern find, in 
der Praris und in der Sprache ver Gefete unter verfchiedenen 
Namen als: Rechts, Juſtiz- Gerichts: Polizeigebühren 
(auch wohl -Taren), ald Gerichtsfojten, Vermögens- 
insbefondere Gelpdftrafen vor. Eine gleichmäßige allgemein 
gültige Eintheilung fehlt noch in der Wiffenjchaft, wie in ver 
Praris. In der Sache ſelbſt Tiegen auch manche Schwierigkeiten. 
Die Yurisprudenz hat dieſes wichtige, fo viele privatrechtliche 
Verhältniffe berührende Gebiet des Gebührenwefens noch nicht 
genügend bearbeitet. Daraus erklärt fi auch der häufig be— 
merfbare Mangel fcharfer juriftifcher Präcifion des Ausdrucks 
in den Geſetzen felbjt (b). 

In der Finanzwifjenfchaft hat namentlich ein Umftand Un— 
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klarheiten über das Weſen und die richtige Eintheilung dieſer 
Gebühren veranlaßt, nehmlich die äußere Form der Er— 
hebung. Viele ſolche Rechtsgebühren, manche mit ihnen fälſchlich 
zuſammengeworfene eigentliche Steuern, aber auch einige Gebühren 
aus dem zweiten Theil des Gebührenweſens werden vermittelſt 
eines ſog. Stempels erhoben (c). Es wird geſetzlich vorge— 
ſchrieben, daß bei gewiſſen Berührungen des Einzelnen mit Staats- 
einrichtungen und Thätigkeiten für die dabei vorkommenden 
Schriftſtücke, für gewiſſe Urkunden, Documente u. ſ. w. ein vom 
Staate mit einem Werthſtempel verſehenes Papier 
(„Stempelpapier“) oder eine ſtaatliche auf das Schriftſtück 
zu klebende und eventuell zu überjchreibende Stempelmarte (d) 
gebraucht werben joll. Durch die gefetliche Anordnung des Ge— 
brauchs des Stempel wirb alfo bloß die Gebührenpflichtigfeit 
einer ſolchen Berührung mit einer Staatseinrichtung (oder in 
anderen Fällen die Steuerpflichtigfeit in einem bejtimmten that- 
fächlichen Fall, bei einer gewiffen Handlung u. f. w.) ausgefprochen. 
Die Vorſchrift über ven Gebrauch eines Stempels in bejtimmter 
Werthhöhe normirt die Gebührenfäte, fo daß ver Stempeltarif 
Gebührentarif wird. Die wirkliche Anbringung des Stempels 
auf dem bezüglichen Schriftftüf u. j. w., welches ven Beweis 
für die Inanfpruchnahme ver beftimmten Staatsthätigfeit (oder 
für die Steuerpflichtigfeit) bildet, liefert ben Beweis für bie 
Zahlung der Gebühr und die Quittung darüber. Dieſe Stempelung, 
die Benugung von Stempelpapier und vollends von Stempel- 
marken ift eine für die Staatsbehörven wie für die Zahlungs- 
pflichtigen einfache und bequeme Gebühren- und Steuer: 
erhebungsform (e). Aber eben deshalb ift der Begriff einer 
befondern Stempelgebühr (Stempelgefälle, Stempeljteuer) 
als einer eigenen Gebührenart unhaltbar (f). E8 giebt immer 
nur mittelft Stempels erhobene Gebühren over Steuern, 
aber feine Stempelgebühren. Etwas Aeußerliches, Unwefentliches 
wird bei der Aufftellung von Stempelgebühren zu einen wejent- 
lichen inneren Unterfcheivungsmerkmal gemacht. Dies zeigt fich 
auch darin, daß manche Gebühren entweder durch Verkauf vor- 
fchriftsmäßigen Stempelpapiers, Stempelmarfen oder durch un— 
mittelbare incaffirung des Schulobetrags erhoben werden (9). 
Auch ift, wie gefagt, die Erhebung mitteljt Stempels keineswegs 
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auf Rechts- und Verwaltungsgebühren beſchränkt, wenn ſie hier 
auch am älteſten und häufigſten iſt. Sie dehnt ſich ihrer formellen 
Vorzüge wegen auf immer mehr Gebiete des Gebühren- (A) und 
des eigentlichen Steuerwefens aus (). W. 

(a) Vgl. die Abfchnitte in Stein 2.9. ©. 219 ff. über d. Entwidlungs- 


gelchichte der Gebühren, u. ©. 229 ff. Über die Rechtspflege u. das Ge— 

ihrenwefen, — eine vortreffliche Partie dieſes Werts. 

() Die rügt richtig Mor, Randbemerk. z. öſterr Gebührengefege, Wien 
1870 (Separatabdr. aus d. allgem. öfterr. Gerichtszeitung), eine be- 
merkenswerthe Abbandlung. 

(c) Die „Stempelgebübr” als befondere Art von Staatseinfünften ift nach 
Borhorn, disquis. polit. Amst. 1663 p. 391 von einem Holländer 
erdacht worden, nachdem die Generalftaaten einen Preis auf die Er- 
findung einer neuen, nicht drückenden u. doch einträglichen Abgabe gefett 
hatten. Die | gefhah 1624 und erwies fih bei der Menge 
der Vertragsurkunden, die in jenem reihen Lande jährlich auögeftellt 
wurden, ſehr einträglich. Der gen. Verf. rühmt, daß die Gebühr niedrig, 
daß die Unbegüterten nicht davon getroffen werden u, daß der Ertrag - 
für die Staatscaffe groß fei. Eine Art von Stempelpapier kommt zwar 
Ihon in den röm. Gefegen vor (Nov. 44), aber ohne Erwähnung einer 
davon angeordneten Bezahlung. Bedmann, Beitr. 3. Gefch. d. Er— 
find. II, 300— 310. Einführ. in England 1671, Frankreich 1673, 
Defterreih 1686, Baier 1690, R. 

(A) Einführung in England 1553 (16. 17. Viet. c. 59. w. 4. Aug.), 
Defterreih V. v. 28. März 1854 (v. Ezörnig, Neugeftaltung, 
©. 145), Frankreich, Ge. v. 11. Juni 1859 (timbre mobile), 
Preußen, nt v. 2. Sept. 1862 u. a. ®. m. Derjenige, der das 
Dlättchen anklebt, muß feinen Namen oder die Anfangsbuchftaben des 
Schriftftüds oder das Datum darauf fehreiben und es dadurch zum wei- 
teren Gebrauche untauglich machen. In gewifien Fällen muß auch ein 
Öffentl. Beamter, 3. RN der Behörde, welche dad Schriftftüd ausftellt 
oder beglaubigt u. ſ. w., die Ueberfchreibung der Marke vornehmen. R. W. 

(e) Namentlih Stein bat den Stempel als eine bloße Form der Er- 
bebung einer Abgabe richtig gekennzeichnet, 1. A. ©. 153. Achnlich 
aber fhon vorher Umpfenbad, 8. 26 ff. 

() Von einer befonderen „Stempelgebühr“, von Stempelgefällen, 
al3 „einer in allen Zweigen der Staatsverwaltung vortommenden Ge— 
bührenart“ fpra auch R. in $. 230, 231 d. früh. Aufl. Stempel auf 
verfänfl. Gegenftände (Zeitungen, Spielfarten) ſah übrigens auch er 
8.231 a. E. als Steuern an. Die Früheren ftellen R. folgend meiſtens 
eine befondere Stempelftener auf, wie es die Praris und Gefeßgebung 
noch beute vielfach thut, fo in Preußen (Stempelftener unter d. imdir. 
Stenern, bei d. Eimm. d. Finanzmin., Gerichtskoſten, Strafen bei denen 
des AYuftizmin.). Bol. fhon Sonnenfels, $. 119 ff., dann auch 
Pieiffer I, 345 Arm., der den Ausdruck Stempelgebühren vermeidet, 
weil der Stempel fo verichiedentlich verwendet werde. 

(9) So Letzteres größtentheils, wenn nicht allein bei den Gerichtägebühren, 
ſ. folg. 5. N6 u. T. In d. öſterr. Gef. üb. Gebühren v. 9. Febr. 
werden ausdrücklich die unmittelbaren Gebühren, welche durch un— 
mittelbare Einzahlung, und die übrigen, welche durch Verwendung von 
Stempelmarfen oder Stempelpapier zu entrichten find, unterfchteden. 
Vgl. Deffary, dfterr. Finanzgefegt. ©. 55. In Frankreich giebt 
es nach Hod Fin Frs. S, 197, kein höheres Stempelpap. als 10 Fr. 
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Größere Beträge werben mittelft Vidirung der Urkunde Durch Die 
Stempelämter äls entrichtet bezeichnet. ES ift fogar unrichtig, wenn 
ſtets eine Abgabe nur im Stempelform, nicht auch durch ummittelb. 
Zahlung entrichtet werden kann, z. B. bei der Wechſelbeſteuerung, mie 
in Preußen oder im Deutfchen Neich (im Sommer 1571 wurde ein 
Wechfel, gezogen auf ein Berliner Haus von d. franzöf. Negierung mit 
63 Marten & 10 Thlr. verfehen! Da hört natürlich die Bequemlichkeit, 
der Zweck der ganzen Einrichtung, auf). 

(1) 3. B. Poſt- und Telegraphengebühren, denn die Poft- u. Telegraphen- 
marke ift nichts Anderes al3 eine Stempelmarfe. 

() 3.8. bei der Beftenerung von Zeitungen, Büchern, Brofhüren (Frank— 
reich), Spielfarten, Kalendern, Tabak (ruſſ. Banderollenfyftem) u. f. w., 
vgl. über England Bode brit. Steu., „Gebrauchſteu. in Stempel- 
form" ©. 249, üb. Nordamerika's mandherlei „Waarenſtempel“ 
Hock, Fin. Amerikas S. 260 ff. Ferner find aber Wechfel-, viele 
Urkunden⸗ (Gontract-, Obligationen-, Actien-), Erbſchaftsſtempel u. ſ. w. 
feine Gebührenerhebungen, fondern Steuererhebungen, — „Verkehrs— 
ſteuern“, wie Stein, Bode fie nennen. 


8. 98. (8. 230, 231, 234, 236—238.) 


Die Eintheilung der Rechts- und BVerwaltungsgebühren 
erfolgt paffend entweber nach ven Staatsbehörden, von denen 
die mit Gebühren verbundene Thätigfeit ausgeht, oder nach ber 
Art der Leiftungen, welche ver Einzelne in Anfpruch nimmt 
oder nöthig macht, oder nach einer GCombination beider 
Momente (a) und zwar alsdann in folgender Weife: 

1. Gebühren der Cipilftanpsämter over der als folche 
gleichzeitig mit fungivenden Firchlichen Behörden und Organe 
(ſ. u. 8. 100) für die Eintragungen über Geburt, Ehefchliegung 
und eventuell Ehefcheidung und Tod in die Berfonalftandesregifter 
fowie für die Ertheilung von Befcheinigungen und Zeugnifjen 
über folche Eintragungen und Thatfachen. Das Merkmal ver 
wahren Gebühr trifft bei mäßigen Säten bier durchaus zu, 
und zwar das Merkmal ver Nechtsgebühr, va auf dem Syſtem 
der öffentlichen Civilftandsregifter eine Menge der wichtigiten 
perfönlichen Rechtsverhältniſſe beruht. 

2. Gebühren für die rechtsgültige Ehefchließung 
vor Staatlichen over als folche gleichzeitig mit fungivenden 
firhlihen Organen; ferner Gebühren für die Gewährung des 
Rechts der Eheſcheidung. 

3. Gebühren (meijtens der Polizeibehörden, der Ver— 
waltung des Auswärtigen, ver Confulate) für die Ertheilung 
von Legitimationspapieren aller Art (b). Diefe Abgaben 
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find jedoch nur dann Gebühren, wenn die Entnahme eines folchen 
Sceins freiwillig, nicht auf Grund einer Zwangsvorjchrift 
des Staats erfolgt (ce). In andern Fällen werben fie Steuern. 

4. Gebühren für die Ertheilung befonderer Rechte, 
woburch zu Gunften des Einzelnen eine Ausnahme vom 
allgemeinen Rechte jtatuirt wird. Dahin gehören bie beiven 
Säle: Ertheilung befonderer Vorrechte (Privilegien), 
aljo die Erlaubniß, etwas zu thun, was bie allgemeine Rechts— 
ordnung verbietet oder wozu fie das Recht nicht von ſelbſt giebt (d) — 
und Eremtion von beftimmten allgemeinen Rechts— 
ſätzen und daraus hervorgehenden Verpflichtungen ber Ein- 
zelnen, alfo vie Erlaubniß etwas zu unterlaffen, was die allge 
meine Rechtsordnung borfchreibt (e). 

5. Gebühren für eine im nothwendigen allgemeinen oder 
im fpeciellen Interefje eines Einzelnen und auf deſſen Ber- 
langen erfolgende Thätigfeit einer Bermwaltungsbehörbe in 
ven Angelegenheiten eines Einzelnen (f). 

6. Gebühren für nothwendige Acte der fog. frei- 
willigen Gerichtsbarkeit. Diefe Abgaben gehen beſonders 
leicht in eigentliche Steuern über. Das Merkmal ver wahren 
Gebühr Liegt dagegen vor, wenn — unter ber allgemeinen, aber 
bier befonvers zu betonenden Vorausfegung mäßiger Sätze 
(j. $. 96, 105) — a) die Thätigfeit einer Gevichtsbehörte ganz 
freiwillig vom Einzelnen in Anfpruch genommen wird (g), oder 
b) wenn es fich um ſolche Privatrehtsverhältniffe han- 
delt, veren amtliche Cognition und Regelung im Intereffe 
der Sache d. h. um der Sicherheit und Ordnung der 
bezüglihen Privatrechtsverhältniffe Willen nothwendig 
geboten, — wo mithin das infchreiten einer Staatsbehörve 
die Bedingung für die gebeihliche Geftaltung dieſer Verhältniſſe 
im bürgerlichen Berfehr ijt. Hiernach ift freilich ein etwas weiter 
Spielraum für die Erhebung von Gebühren gegeben, da nach 
den herrfchenvden Anjchauungen in vielen Fällen eine amtliche 
Cognition beftimmter Privatrechtsverhältniffe für unbedingt noth- 
wendig gefunden werden fann und demgemäß im geltenden Rechte 
oft vorgefchrieben wird (h). Es läßt fich auch nicht ein für 
alle Mat, vd. h. für alle Zeiten und Länder, ohne Rüdficht auf 
bie Zuftände der Cultur, ver Volkswirthſchaft und auf die Rechte- 
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anfchauungen und Gewohnheiten eines Volks, genau angeben, in 
welchen Privatrechtsverhältniffen die amtliche Cognition und in 
welchem Umfange fie bier geboten ijt, und wo nicht. Cine 
abfolute Regel giebt es alfo auch Hier nicht. Aber im Ganzen 
kann man doch theils aus dem Weſen ver einzelnen Nechts- 
inftitute und der bei ihnen in Betracht kommenden wirtbichaft- 
lichen Intereffen, theils nach den obwaltenden Verkehrsintereſſen 
in einer Volkswirthſchaft wenigftens die großen Gebiete des 
Privatrehts bezeichnen, wo, 3. B. in unferem europäiſch— 
amerikanifchen Staatenfyften der Gegenwart, ein folches amtliches 
Mitwirken von Behörden geboten ift. Dies ift 

a) im Allgemeinen da der Fall, wo fi an vie gehörige 
Drdnung und Sicherheit eines Privatrechtsinftituts ein großes allge- 
meines öffentliches Intereſſe knüpft, welches erheifcht, daß bie 
Einzelnen in ihren Rechten möglichjt gefichert find, damit vie 
Geſammtheit geveihe; und 

b) im Beſonderen ift demnach namentlich auf folgenven 
Gebieten des Privatrechts eine amtliche Mitwirkung der Behörden 
gerade auch im Intereffe ver Sache und Interefje des 
Einzelnen geboten: 


a) beim Eigenthumswechſel von Grundeigenthum 
(Grundſtücke, Gebäude) unter Lebenden (mur ganz bevingungs- 
weife, in ver Regel nicht, bei Pacht und Miethe von Grund und 
Boden und Gebäuden, ebenjowenig bei Beräußerungen beweglicher 
Sachen): Gebühren für die bezüglichen Eintragungen 
in die Grundbücher. 

PB) beider Verpfändung von Grundeigenthum, aljo in 
og. Hypothefenfachen, fowie bei ver Conſtituirung ding- 
liher Rechte, Reallaften, Servituten u. f. w. am Grund— 
eigenthum (im Allgemeinen nicht bei ver Verpfändung beweglicher 
Sachen, Fauſtpfänder): Gebühren. für die bezüglichen Ein- 
tragungen in die Grund- und Hypothekenbücher. 

y) bei Grundeigenthbumswechjel und bei dem Wechjel 
von hypothekariſchen Forderungen in Folge von Ber- 
erbungen: ebenjolche Gebühren ; 

ewiſſen Nachlaßregulirungen, wo die Erben erjt 
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&) eventuell bei der Errichtung oder doch ver gericht- 
lihen Hinterlegung und Aufbewahrung von Tefta- 
menten, allgemeiner jchon bei ver Eröffnung von folchen, — 
wobei es jedoch mindejtens fraglich ift, ob im Intereffe ver Rechts- 
ficherheit nur gerichtlich (oder notariell) aufgenommene und hinter: 
legte Teſtamente gültig fein follen (j. Anm. (9)); 

&) beim VBormundfchaftswefen u. dgl. m., fowohl in 
Betreff der Erbfchaftsregulivung, als der VBermögensverwaltung 
oder der Gontrole über die Vormünder ; 

7) bei ver Mortificirung von Schuldurfunden, Aetien und 
Obligationen, überhaupt (auf Namen oder Inhaber Tautenven) 
„Börfenpapieren” aller Art, Wechjeln u. ſ. w. 

Diefe Fälle von Gebührenerhebung, welchen mitunter noch 
einer oder der andere weitere hinzugefügt werben fann, find auch 
in der Praris meiftens zu finden. Nicht vie Abgabenerhebung 
als folche ift hier zu verwerfen, weil immer ein befonderes Ein- 
zelintereffe vorliegt, fondern nur die leider vielfach übliche 
Erhebung einer zu hohen Abgabe. Letztere ijt dann nicht mehr 
Gebühr, fondern eine (meiftens unrichtige) Steuer. 

7. Gebühren für die Acte der ftreitigen Civilge- 
vichtsbarfeit. Hierhin gehören die in der Kegel vom unter: 
liegenden Theil zu bezahlenden Gerichtsfojten (Sporteln, 
Zaren, auch Stempel), welche pafjend nach dem Umfang, der 
Schwierigfeit der richterlihen Thätigfeiten, nach den Arten ber 
Procefje, nach dem Injtanzenzuge u. ſ. w. abgejtuft zu werben 
pflegen. Auch dieſe Abgaben find als Gebühren und demnach 
in einer eine eigentliche Steuer ausſchließenden Höhe gerechtfertigt, 
weil eine zwar zu den wejentlichjten allgemeinen Aufgaben des 
Staatd gehörende Function doch im deutlich erkenn- und felbit 
meßbaren Cinzelinterefje ausgeübt wird. Sie find auch durch 
die practifche Nothwendigkeit geboten, ver Proceßfucht vorzubeugen. 
Leider bejteht aber vielfach, wie bei den vworhergenannten Ge— 
bühren, der Uebeljtand, daß auch diefe „Gebühren“ zu (hohen) 
Steuern ausgeartet find, vollends wenn das Civilproceßrecht jehr 
weitläufig ift. 

8. Gebühren für die Acte der Criminalgerichtsbar- 
feit, natürlich nur im Falle der Verurtheilung, einfchließlich des 
mit Berurtheilung endenden Unterfuchungsverfahrene. Der Ueber- 
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gang der Gebühr in eine eigentliche Steuer iſt im Falle aus- 
reichenden Vermögens des BVerurtheilten bier nicht principiell 
unjtatthaft. 

9. Gebühren für den Aufenthalt und die Ver— 
pflegung ver Sträflinge und Gefangenen in den Straf- 
anftalten und Gefüngniffen, foweit die VBermögensumftände der 
Einzelnen die Erhebung erlauben. 

10. Bermögens- namentlich Geldftrafen, welche von 
Gerichten neben oder ftatt anderer Strafen auferlegt werben. 
Auch bier kann wie bei Nr. 8 der Uebergang der Abgabe in 


eine eigentliche Steuer zuläffig fein. 


Der ftreitige Hauptpunct bei allen Rechts: und Verwaltungs: 
gebühren, wenn einmal die Erhebung einer Gebühr überhaupt 
als gerechtfertigt erfannt ward, ift die Höhe des Sakes (i). Ob 
und wie weit die vielen in der Praxis als fogen. „Gebühren“ 
vorkommenden Abgaben wenigjtens als Steuern (k); ferner ob 
und wie weit folche zwar als Gebühren zuläfjige Abgaben auch) 
in höheren Süten und daher alsdann ebenfalls als Steuern 
zu billigen find, ift in der Steuerlehre zu unterfuchen. W. 


(a) So, wenn auch unter vorwaltender Betonumg des erfteren Moments, 
bei den Meiften, 3. B. —— Stein (in 1.N. mehr nur nad) 
d. 2. Moment allein), Pfeiffer. Dagegen theilt Hod, öff. Abg. nur 
nach d. 2. Moment ein. Die Gefetgebung hat befondere Stempelgefeße 
u. Geſetze über Gerichtöfoften, wie in Preußen v. 7. März 1822 (mit 
alphabet. Tarif) u. 10. Mai 1851, ergänzt durch Gef. v. 9. Mai 1854 
(mit einem Tarif, worin die Gerichtstoften in folche für Handlungen 
ftreit., nicht ſtreit. Gerichtsbarkeit, in, Koften in Unterfuchungsfachen, 
Reqgulirungsfahen u. im Nebenkoften in gew. Fällen unterſchieden u. 
innerh. der einzelnen Abtheil. eine gew. ſyſtemat. Eintbeilung befolgt ift), 
oder einheitl. Geſetze, wie in Seherreig, v. 9. Febr. 1850 (auf 
Ungarn u. ſ. w. ausged. Durch Gef. v. 2. Aug. 1850), ſ. Ezörnig, 
Deiterreihs Neugeftalt. ©. 143. Auch in Frankreich tbeilt die Ge- 
ſetzgebung ein in: Negiftergebühren (Enregiftrement, Geb. für die Ein- 
tragung v. Nechtsgefchäften in gew. Regifter der Steuerbehörven, nicht 
in Die Grund- umd Hypothekenbücher, — freilich meift nicht Gebühren, 
fondern hohe Steuern), Stempelabgaben, Gerichtögebühren u. Grund- 
buch3geb. u. Heinere Nebenarten, ſ. Ho, Finanzverwaltung Frankreichs 
©. 176, 193, 201, 204, über England f. Bode a. a.“ O. S. 194, 
205, 214, 2175 Nordamerifa, Hod, Fin. Amerifa3 ©. 279 ff.; 
Rußland Walder, Selbftverw. $. 595 Baiern, Stodar n. 
Neuforn, Handb. © 526, Pözl, baier. Verwaltungsrecht, 3. 9. 
©. 18, 8. 241—245;5 Baden, Negenauner $. 202 ff. 

(T) Bälle, Heimathfcheine, Wanderbücher u. f. w. 

(ec) Die früheren Papgebühren bei Paßzwang, die noch befteh. ruff. 
(abgefeben v. d. früheren enormen Höhe), die VBifagebühren u. f. w., wie 
jet wieder in Frankreich (10 Fr.) find eben deshalb eigentl. Steuern. 
Dafjelbe gilt von allen folchen fog. Gebühren, welche für die Erlaubniß 


(d) 


(e) 


(J) 


(9) 
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der Ein- u. Auswanderung (Art Abzugfteuern im letzterem Yall), 
für die Heiraths-, Niederlaffungsbewilligung, Aufnahme 
in u. Entlafjung aus dem StaatSverband, Erwerbung des 
Staatsbürgerredts u. ſ. w. gelegentlich zu zahlen find, obwo hl 
fie nicht nur von der Praxis, fondern eo von der Theorie vielfach zu 
den Polizeigebühren, Geb. der inneren Berwaltung gezählt werben. 
Selbft in dem Fall der Erwerbung des Staatsbürgerrechts, wo eine 
etwaige Abgabe noch am Erften als Gebühr ſcheint angefehen werden 
zu können, liegt feine wahre Gebühr vor: die dem neuen Staatsbürger 
gewährten Vortheile des Staat3verbands find nur die allgemeinen, 
welche durch die allgemeinen eigentlihen Steuern vergiitet werden. Auf 
das Moment der Nothwendigfeit der Staatöintervention kann man 


bei Nr. 3 meift nicht recurriren wie bei Nr. 5 u. 6. 


Hierhin rechne ich 3. B. die Gewerbsprivilegien, fpec. Gewerbeconcefjionen, 
dur welche zu Gunften eines Einzelnen das allgemeine, Gewerberecht 
(3. B. des Bunftwefens) aufgehoben wird, Erfindungspatente, die Ge— 
währung des Erpropriationsreht3, der Erlaubniß, gefchloffene Höfe zu 
theilen u. dgl. m. 
3. 3. Dispenfation vom Ehehinderniß der Berwandtfchaft, Ertheilung 
der früheren Bolljährigkeit (venia aetatis); umter gew. Umftänden kanũ 
die ſog. Militärftener oder das Wehrgeld den Character einer hierher 
gehör. Gebühr annehmen, f. o. $. T4a u. u. $. 100. 

ierhin gehören fehr viele Fälle der Gebührenerhebung in Stempelform: 

ingaben der Einzelnen an StaatSbehörden (felbft wenn hier feine 
weitere Thätigfeit eines Staatsorgans erfolgt, kann eine mäß. Gebühr 
erechtfertigt werden, weil der Einzelne die Behörde angieng, auch weil 
* eine zu häufige Behelligung der Behörden leicht zu —* ift); 
Amtsſchreiben in Angelegenheiten einzelner Bürger, als a 
Genehmigungen, Erfenntnifje, Beftätigungen, Zeugniſſe u. ſ. w. Oftmals 
ift aber freilich die Mitwirkung einer Behörde nicht durch das fachliche 
Intereſſe geboten, fondern nur einer zu weit gehenden Neglementirung, 
Benormundung der Privaten entfprungen. Alsdann ift felbft eine Ab- 
gabe in mäßigem Sage keine Gebühr mehr, fondern wieder eine Steuer, 
welche fich ſchwer bilfigen läßt. Jedoch ift es eine Uebertreibung, anzu⸗ 
nehmen, als fei eine Abgabe diefer Art ſtets Steuer, nie Gebühr. Es 
fommt eine nothw. Cognition des Staats hier wie im dem Falle der 
freiwill. Gerichtöbarfeit mitunter vor, f. folg. Arm. 
So in zahlreihen Fällen, wo 3. B. der Einzelne Aufnahnten u. Aus— 
fertigungen von Crflärungen (Preuß. Gef. v. 10. Mai 1851, $. 16), 
Aufnahmen u. Aufbewahrungen v. legtwilligen Verordnungen u. f. w. 
freiwillig von Gerichten vornehmen läßt, — öfters kann bier ebenfo 
ut der Notar benutt werden. Hier ift die Gebühr ganz gerechtfertigt. 
Aber in der Praris wird eine folhe Verhandlung vor Gericht jehr häufig 
unnöthiger Weife gejelich vorgejchrieben, wenn das bezügliche Ge— 
ſchäft Nechtögültigkeit haben foll, einmal aus übertriebener Be— 
vormundungstendenz, fodanı — und meiftens heutezutage vor- 
nehmlih — aus fiscalifhen Rückſichten. Jene Tendenz Liegt in 
manchen Beltimmungen des Privatrechts vor, z. DB. in der vielfach be— 
ftehenden, daß Teſtamente gerichtlich deponirt fein müffen, was durch 
das Intereſſe der Rechtsſicherheit nicht unbedingt geboten erfcheint, auch) 
nicht überall Rechtens ift (vgl. 3. B. Bad. Yandredht Art. 970 über 
eigenhänd. Teftamente; anders verhält es ſich ſchon allgemein mit Recht 
in Betr. der Erbffnung v. Teftamenten). Die fiscal. Rüdficht tritt 
wohl am Deutlichften in der franzdf. Geſetzgebung über Enregiftrement 
u. Stempel hervor, aber immerhin auch arg genug im derj. anderer 
Länder. Die franzdf. Vorſchrift, daß alle Schriften, die vor Gericht 
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beigebracht u. dort als beweiskräftig betrachtet werden können, in der 
Regel dem Stempel unterliegen; die engl, öſterr. u. ſ. w. Borfchrift 
über allgemeine Quittungsſtempel; die Stempelpflichtigleit aller oder 
doch derj. Kontracte über Darlehen, Pacht, Miethe, Verkäufe bewegl. 
Saden u. f. w., die eine gewifje Werthhöhe überfteigen, eine fo häufig 
in umferen Gebührengefegen vorlommende Beſtimmuüg, — alle dieſe 
und viele Ähnliche VBorfehriften find im Grunde rein fiscal. Tendenz. 
Schlimmften Falles genügte es, daß die jetige Abgabe nachträglich 
nur dann zu entrichten wäre, wenn diefe Urkunden al3 Beweismittel 
im Proceß u. f. w. wirklich dienen follen. Ju diefem Falle allein 
wäre noch alleufall3 von einer Gebühr zu reden. Wie die Dinge jetst 
liegen, find diefe Abgaben bloße Steuern. Wenn Stein dies fo 
fharf betont u. fie und amdere ähnliche ftet3 nur als Verkehrs— 
ſteuern betrachtet wifjen will, fo ift das wie gefagt ($. S6 Anm. (a)) 
im Princip ganz richtig, mur fragt fich, ob fie als folde Steuern 
mehr denn ald Gebühren zu rechtfertigen find, Wichtig verwerfen dieſe, 
ohnehin meift hoben Abgaben als Gebühren jett wohl die Meiften, fo 
3. B. Umpfenbad I, 73, Pfeiffer I, 307, der nur wieder zu weit 
gt, wenn er ftet3 der Gebühr im d. freiwill. Gerichtsbarteit den 
baracter der Stener zufchreibt, fobald die ftaatlihe Einmiſchung vor- 
efhrieben wird. Dabei wird der Punct Ser. 6, b im Xerte über- 
eben, ſ. auch d. folg. Anm. 
Es ift Har, daß je mach der Anficht von der Nothwendigfeit oder Un— 
nötbigfeit der amtlichen Eognition von Privatrechtsverhältniſſen das 
Urtheil über den finanziellen Character der als Gebühr bezeichneten 
Abgabe verjchieden ausfallen muß. Unfere Juriften find meift geneigt, 
die amtliche Cognition fir ebenfo nöthig als wohltbätig im Jutereſſe 
der Sicherheit des Privatrecht3 zu halten und werden daher die Abgabe 
ftet3 Gebühr wennen, wenn auch fie damit noch nicht die Höhe immer 
rechtfertigen werden. Biele liberale Nationalöfonomen, wie 3. B. 
Pfeiffer, urtheilen gerade umgekehrt, was auch zu Einfeitigfeiten 
führen kann. Mäßige Grundbuchs- u. Hypothekenbuchsgebühren 3. B. 
werden unbedingt gebilligt werden dürfen, weil die bezügliche Staats- 
einrichtung Die umentbehrlihe Grundlage wohlgeordneter u. geficherter 
Grumdeigenthbums- u. Hypothelenverhältuiſſe if. Ju anderen Füllen, 
3. B. bei der gerichtl. Hinterlegung der Teftamente ift die Entfcheidung 
ſchon ftreitiger, f. vor. Anm. — & der Weberfiht der Gebühren der 
freiwill. Gerichtöbarfeit auf ©. 269 fehlen viele derjen. Abgaben, welche 
man wohl Negiftergebühren genannt hat u. welche für Eintragungen 
in verfchiedenartige von Gerichten, mitunter auch von Verwaltungsbe— 
hörden zu führende Liften und Negifter entrichtet werden müſſen. Solche 
Regifter fpielen bekanntlich im neueren Rechte und im manchen Ber- 
waltungözweigen eine —— Rolle, z. B. die Handelsregiſter, in 
welche die Handelsfirmen (D. Handels-Geſetzb. Art. 12—14, 19, 21, 25), 
die Handelögefellfchaften aller Art, die Command. = Gefellfehaften auf 
Actien, die Actiengefellichaften (eb. Art. 86, 176, 210, vgl. die betreff. 
88. dafür in d. nordd. Gef. v. 11. Juni 1870); die Genoffenfgafts. 
vegifter, im welche die „eingetrag. Genofjenfchaften‘ (Gef. d. Nordd. 
B. v. 4. Juli 1868, $. 4); die Schiffsregifter, im welche die Die 
Landesflagge führenden Seeichiffe (Handels-Gefetb. Art. 432 u. Gef. d. 
Nordd. B. v. 25. Oct. 1867, $. 3) u. ſ. w. u. f. w. eingetragen werben. 
Es ift zuzugefteben, daß fich die nllellung mäßiger Abgaben für ſolche 
Eintragungen al3 Gebühren wohl billigen läßt. Die Abgabe würde 
bier eben dafür gezahlt, daß die Intereſſenten durch die Eintragung 
gewifie Bortheile erlangen, indem fie unter ein beftimmtes Recht 
geftellt werden, das an die Bedingung der Eintragung gefmüpft ift. In 
den obigen Beifpielen trifft dies zu. Nur bat diefe Auffafjung das 
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Mipliche, 1) daß die Behandlung einer Handelsfirma u. f. w. nach dem 
Handels⸗ ftatt nach dem gemeinen Recht oder die Erlangung der Hechte 
einer Genofjenfhaft, eines nation. Seefhifjs dann wie ein Privileg 
erſcheint, Al defjen Ertbeilung die etwaige Eintragungs- und andere 
Gebühren den Preis bilden, 2) daß iu dem Zugeftändniß, daß eine 
Handelsfirma unter das Handelsrecht geftellt werden folle u. f. w., eine 
befondere Leiftung des Staats für fie fingirt wiirde. Der Staat 
ewährt aber doch nur ein Necht freilich etwas aparter Art, das jedoch 
überhaupt und zwar felbtverftändfih in der paffendften Form zu 
gewähren feine eigentlihe Aufgabe ift. Deshalb fcheint es wohl ge- 
rechtfertigt, die genannten u. ähnl. Regiftergebühren nicht als eigentliche 
Gebühren, fondern ebenfo wie 3. B. Wechfelftempel (die man fonjt folge- 
richtig auch als Gebühren für das „Privileg“ des Wechjelrechts * 
trachten müßte) als wirkliche Steuern aufzufaſſen, welche bei Ge— 
legenheit der Eintragung erhoben werden. In mancher Hinſicht (nicht 
—— ganz unbedingt, ſo wenig als Wechſelſtempel) werden ſie 
dann freilich zu verwerfen ſein. — Regiſter, wie z. B. Bergwerk— 
regiſter, Berghypothekenbücher, mögen ſie von Bergbehörden 
oder von den ordentl. Gerichten geführt werden, fallen dagegen unter 
den Gefihtspunct der Grund- und Öppotgetenbücher, fo daß Eintragungs- 
gebühren bier (in mäß. Höhe) al3 wahre Gebühren erſcheinen. Berg- 
werlseigenthum tft eben unbewegliches Eigenthum. Berge. preuß. 
Berggel. v. 24. Juni 1865, $. 50, 53, 216. 

() Namentlich bei den Gebühren der freiwilligen Gerichtöbarkeit ergeben 
fih hier fo manche Mifftände. Das preußi ide Erbeslegitimattons- 
verfahren bat 3. B. ohne Zweifel feine jurift. Vorzüge. Die Erhebung 
einer Gebühr Dabei von den Erben ift auch billig. Aber in der Praxis 
wird diefe Gebühr Leicht wieder zu einer unmäßigen Steuer. Um 
3. B. eine löſchungsfähige Quittung für eine Hypothek ausfüllen zu 
fönnen, müfjen die Erben ein Erbeslegitimationsatteft befchaffen. Die 
Gebühr für Tetsteres vichtet fih nach der Höhe der Erbichaft. Wenn 
nun die Hypothek Hein, die Erbſchaft groß iſt, fo ftellen fich die Koften 
für die Erben leicht ſehr hoch heraus, obgleih das ganze Berfahren 
nur für die Löſchung der Hypothek nothwendig ift u. fonft ganz ver- 
mieden werden kann. In einen mir befannten alle, wo in einer 
Erbichaft nur eine Heine Hyp. von 800 Thlr. vortam, beliefen fich die 
Koften für 2 Erbeslegitimationsattefte nebſt gerichtl. Verhandl. darüber 
auf c. 25 Thlr., oder über 30%, — Kojten die hier vom Gläubiger zu 
tragen find, während noch fo mande andere den Schuldner belaften. 
AS Steuern find natürlich folhe Abgaben auch ganz ungleihmäßig, 
da fie Biele gar nicht, Andere fehr ungleich nach dem zufäll. Umftand 
des Hypothekenbeſitzes treffen. 

(k) Died gilt namentl. auch von der Erbfchaftsfteuer, die in dem Ge- 
fegen u. vielfah auch von den Theoretifern, fo von R. in $. 237 d. 
5. A. unter die Gebühren gereibt wird, aber Steuer ift, falls man nicht 
das Erbreht ganz auf ftaatliche Zuftimmung begründet u. wie ein 
Hang betrachtet, — was mindeftens dem geltenden Mechte nicht ent- 
ſpräche. 


8. 99. 
b) Aus Zweckmäßigkeitsgründen ($: 96) werden vom 
Staate vielerlei Thätigfeiten übernommen, welche einzeln jedenfalls 


nicht zu den wejentlichen Staatsaufgaben gerechnet werden können, 
wenn fich auch ein beveutendes öffentliches Interejje an fie knüpft 
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und ſie überhaupt nur im Fall eines ſolchen vom Staate ausgeübt 
werden ſollen. Dahin gehören jene zahlreichen, aber geſchichtlich 
und von Land zu Land ſo manchfach wandelbaren Thätigkeiten auf 
dem Gebiete der Cultur- und Wohlfahrtsförderung, alſo zur Ver— 
wirklichung des Culturzwecks des Staats (8. 43 u. 43e). 

Die Gebühren werden hier wieder von Denjenigen erhoben, 
welche durch die Berührung mit dem Staate und deſſen bezüg— 
lichen Einrichtungen eine Förderung ihrer ſpeciellen Intereſſen 
(beſonderen Nutzen, anderweite Koſtenerſparung) erlangen. Auch 
dieſe Abgabe fällt unter den Begriff Gebühr nur unter denſelben 
Bedingungen, wie die Rechtsgebühr (8. 96 am Schluß). Wird 
fie in anderen Fällen over in höherem Ausmaaße erhoben, jo ift 
auch fie eigentliche Steuer. 

Dei vielen Abgaben auf viefem Gebiete ift der Uebergang 
vom Gebühren- zum privatwirthichaftlichen Verwaltungs- oder 
zum eigentlichen Bejteuerungsprincip und umgekehrt leicht möglich, 
öfters vorgefommen und nicht allgemein, jondern nur unter Ent- 
ſcheidung des einzelnen Falls, zu empfehlen oder zu tabeln 
(j.$.105). Gegenwärtig können wohl folgende Einnahmen als wahre 
Gebühren behandelt werden, wobei man nad den Hauptgebieten 
der mit ver Durchführung des Cultur- und Wohlfahrtszweds be- 
Ichäftigten Verwaltung ($. 78 u. ff.) unterfcheiven fann. W. 


8. 100. ($- 230, 238, 244—246.) 

Zu b: Gebühren auf dem Gebiete der Eultur- und 
Wohlfahrtsförderung. 

1. Gebühren für vie Benugung von Staatseinrichtungen und 
Anstalten des öffentlichen Geſundheits-, Hülfs- und 
Armenwejens, fo für die Benugung von Kranken-, Gebär:, 
Irrenhäuſern u. dgl. m. (a), von Impfungsanftalten (b), von 
Altersafylen u. j. w. Gebühren biefer Art werden mitunter für 
die Nutznießer von Dritten, 3. B. Gemeinden, gezahlt (ce). 

2. Gebühren verfelben Art im Gebiete ver volfswirth- 
ihaftlihden Verwaltung, — Abgaben, welche mit der Be— 
ichaffenheit und vem Umfang der bezüglichen Thätigfeiten ves 
Staats befonders oft und ſtark wechjeln. Gegenwärtig bürften 
hierher zu vechnen fein: 

a. Gebühren für die Benugung öffentlicher (dem Staate ge- 
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börender, von ihm auf feine Koften hergeftellter over verbeſſerter) 
Wege, daher Wege: (Chauffee-), Brüdengelver; Gebühren 
für die Benugung von natürlihen Wafjerftraßen, foweit 
dieſe Abgaben als Erſatz für einen wirklichen Aufwand zur Ver— 
bejjerung, Herjtellung des Fahrwaſſers dienen, nicht aber jchon 
für die bloße Zulaffung zur Benugung einer natürlichen Waſſer— 
Straße zu entrichten find (alfo nur demgemäße Waſſer-, Fluß- 
zölle, Schifffahrtsgebühren) (d); Canalgebühren von Staats- 
canälen, welche nicht mehr nach dem privatwirthfchaftlichen Princip 
verwaltet werden (e) (j. o. $. 93 Anm. (a)); ebenfo vereint 
vielleicht Eifenbahngebühren unter verjelben Vorausſetzung. 

b. Gebühren für die Benugung von Staatseinrichtungen, 
welche mit ven Wegen und dem Transport u. ſ. w. (daher auch 
öfters mit dem Zollweſen) in Verbindung ftehen: Hafen-, 
Leuchtthurm-, Dod-, Waag-, Krahn-, Niederlag- (und En- 
trepot=)gebühren (f), (auh Tonnengelder können hierher ge- 
hören) u. ſ. w. 

e. Gebühren für tie Benutung von Staatsverfehrsan- 
jtalten und für die Dienftleiftungen ver letteren: daher im 
Pojtwefen (Borti) ($. 43f u. 79), im Telegraphenbetrieb (g), 
eventuell auch unter Preisgebung des privatwirthichaftlichen Ge— 
fichtspunets, im Staatseifenbahnbetrieb, bei Dampfſchiff— 
fahrt des Staats u. ſ. w. 

d. Gebühren für ven Gebrauch von Waffer in öffentlichen 
Flüffen zu Zweden der Yanbwirtbichaft und Inbuftrie, unter ver 
oben bei ven natürlichen Waſſerſtraßen angegebenen Vorausſetzung. 

e. Gebühren für die Münzprägung, welche ver Staat für 
Private ausführt (Schlagſchatz) (A). 

f. Beglaubigungsgebühren für Maaße und Gewichte der 
Privatfabrifation (Cichgebühren, Cimentirungstaren), für ven 
wahren Gehalt von Gegenſtänden aus edlen Metallen (Bunzirung), 
für gewiffe fonftige Producte, namentlich Fabrifate („Linnen— 
leggen‘“) u. ſ. w. 

g. Gebühren für die Erlaubnif Privater, gewiffe wirth- 
fchaftliche Thätigfeiten vorzunehmen, Anlagen einzurichten, Gegen- 
jtände zu gebrauchen u. |. w., foweit dieſe Abgaben den Zweck 
haben, die Koften einer im allgemeinen wirtbfchaftlichen Intereſſe 
nothwendigen Staatsleiftung bierbei, ver Gontrole u. f. w. zu 
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vergüten, — daher auch nur in einer dem entſprechenden Höhe, 
z. B. Jagdſcheingebühren für die Koſtendeckung der nothwen— 
digen ſtaatlichen Aufſicht über das Jagdweſen, ähnlich Fiſcherei— 
gebühren, Bergwerks- und Privatforjtauffichtsgebühren, ſpe— 
cielle Conceſſionsgebühren für die Anlage und Benutzung 
gewiſſer Gewerksvorrichtungen, Maſchinen u. ſ. w. (2), mancherlei 
verwandte polizeiliche Beſchaugebühren (k). Dieſe Gebühren 
betreffen öfters auch das Gebiet des öffentlichen Geſundheits— 
weiens, dev Feuer-, Wafjer- und allgemeinen Sicherheitspolizei 
zugleich mit. 

h. Wafferbaubeiträge ver durch ftaatlihe Schutzan— 
ftalten u. ſ. w. Bortheile ziehenden Privaten (Grund- und 
Häuferbefiger), Gemeinden, Kreife, Provinzen (j.$.79a Anm. (i)). 

i. Gebühren für die nothwendige oder wenigftens nüßliche und 
andere Koften erſparende Mitwirkung des Staats bei der Durch- 
führung mancher landwirthfchaftlicher Reformen, Meliora: 
tionen (2), beim Betrieb der Forftwirthichaft (m), des Berg— 
ban’s von Privaten u. ſ. w. 

k. Gebühren für die Benugung ſolcher Staatsanftalten, 
welche im Intereſſe der einzelnen volfswirthichaftlichen Pro- 
ductionszweige errichtet werben (R). 

3. Gebühren im Gebiete des Unterrichts: und Bildungs: 
wejens und des öffentlichen Cultus. 

a. Schul- und Unterrichtsgelver aller Art an Stants- 
lehranitalten (0). 

b. Brüfungstaren (pP). 

c. Toren für Zeugniffe, Diplome u. ſ. w. über Fähig— 
feit8= und Kenntnißnachweis. 

d. Gebühren für ven Befuch und die Benutzung von Kunſt— 
und fonjtigen Sammlungen, Mufeen, Bibliothefen u. ſ. w. (q). 

e. Gebühren für die Benugung kirchlicher Anjtalten und 
Einrichtungen (Kirchen, Kicchhöfe) und für bie Beanfpruchung 
kirchlicher Amtshandlungen als ſolcher (Taufen, Trauungen, 
Beerdigungen, Abendmahlreichung, Beichten u. f. w.), wenn ber 
Staat die Kirche und ihre Diener erhält, wo biefe Gebühren, 
auch wenn fie direct vom einzelnen Firchlichen Organ für fich 
(al8 „Taxen“) eingenommen werben, als Koftenbeitrag zu ber 
ganzen Kirchenorganifation zu betrachten find. Wo die Kirche 
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ſelbſtändig ift, gehören die bezüglichen Gebühren natürlich nicht 
unter die Staatseinnahmen. Wenn ferner kirchliche Organe 
als Staatsbeamte für die Aufnahme von Civilſtandsacten über 
Geburt und Tod dienen und bie von ihnen vollzogene Firchliche 
Trauung auch als bürgerliche Ehejchliefung vor dem Staate gilt, 
jo find die fich anfnüpfenden Gebühren nebjt denjenigen, welche 
für Zeugniſſe über folche Acte ausgeftellt werten, zwar zu ten 
Staatlichen Gebühren zu rechnen, wenn fie nicht wie leider in 
der Praris vielfach durch ihre Höhe als eigentliche Steuern 
erfcheinen, aber fie gehören zu den Nechtsgebühren (f. o. 8. 98 
Nr. 1). 

4, Gebühren für die Ertheilung von Ehren und 
Würden (r) (Titel-, Orvenstaren, Apdelsverleihungstaren u. f. w.) 
werben gegenwärtig wohl am Nichtigften hierher geftellt, va vie 
ftaatliche Verleihung wohl eine Intereffenförverung, kaum aber 
noch irgend einen Rechtsvorzug gewährt. Wegen bes lekteren 
hätten fie früher zu ven Nechtsgebühren gehört (s). W. 


(a) ©. o. 8.78 Anm. (ce). Stein 2.9. ©. 235 ift nicht recht verſtändlich: 
er lenne feine Gebühren im Geſundheitsweſen, fondern nur Zaren, nennt 
aber felbft dann die Zahlungen, die bei Spitälern u. Srrenanftalten 
porfommen u. durchaus Gebühren find. Auch Gebühren fiir polizeil. 
Desinficiren u. dgl. m. kann es geben, Gebühren der Proftituirten für 
die regelmäß. polizeiärztl. Unterfuchung (die nicht als Zaren an bie 
Aerzte eingeben müffen) u. |. w. 

(d) Defterd unentgeltliche Impfung v. amtlichen Nerzten, wo alfo der Staat 
die Ausgabe ganz nr 

(6) 3.8. Zahlungen der Gemeinden, anf für die Aufnahme ihrer Armen, 
Blinden u. f. w. in d. betreff. Heilanftalten des Staats, 

(d) Ganz andere Abgaben, nehmlich eigentliche Steuern, find die früher fo 
verbreiteten, jetzt immer mehr — Wege-, Wafler-, Fluß-, See— 
zölle u. ſ. w., welche nicht eine Gebühr zum Koſtenerſatz eines Staats- 
aufwands, ſondern eine Abgabe für die Zulaſſung zur Benutzung eines 
öffentlichen Wegs, Fluſſes, Seeſtraße u. ſ. w., auch fir das Pafliren- 
laſſen durch ein Land (Paſſagegelder u. ſ. w.) darſtellen. Daber fallen 
die Sund-, Belt-, Stader- (Brunshäufer bannov. Unterelb-), Schelde-, 
die deutſchen Rhein-, Elbe-, Wefer- u. fonftige Flußzölle nicht unter 
die Gebühren. Ehemals hatten indeflen auch diefe Abgaben in den 
Trällen etwas Gebübrenartiges, wo fie ein Geleit3- u. Schutsgeld u. dal. 
mit enthielten, wie urfprünglich manche Baflage-, Wege-, Durchfuhrzölle. 
Sie waren 55 — Rechtsgebühren. Anders wieder alsdann, wenn 
dieſe Zölle bloß für die Erlaubniß des fremden Perſonen- u. Waaren— 
durchzugs durch ein Staatsgebiet und für die Sicherung wenigſtens vor 
Beraubung durch die Territorialherren felbft entrichtet wurden, mo der 
Character der Gebühr wieder ganz fortfiel. Nach den heut. völlerrechtl. 
u. volkswirthſch. Anfchanungen find Wege- (Landftraßen- ı. Wafier- 
ftraßen=) Gelder nur als wahre Gebühren zu rechtfertigen. ©. auch 
2. Abg. ©. 123, 259, 9. Wagner, Art. Zölle im Staatömwörterb. 

. 341, Stein, 2.9. ©. 230. 


‘ 
ri 


ur“ 


(e) 


S. Deutſche Reichsverfaſſ. Art. 54. 


(f) Die letztgen. Abgaben find nur dann Gebühren, wenn fie für Anftalten, 


(9) 


(h) 


deren Benutzung dem Einzelnen einen reellen Bortheil gewährt u. nicht 
etwa nur im fiscal. Antereffe aufgezwungen wird, entrichtet werden. 
Daber fallen ähnliche Abgaben, welche namentl. in der Zollverwaltung 
unter dem Namen Nebengebühren vielfach vorfommen, oftmals 
nicht unter den Begriff der wahren Gebühr. Diefelben find eigentlich 
nur Zollzufhläge umpaffender Art, alfo eigentliche Steuern. ©. Hod 
©. 125, A. Wagner, eb. ©. 342. Große Mißſtände in diefer Hinficht 
noch in Rußland, ſ. Denkſchr. d. D. Handelstags üb. Handelövertr. 
mit Rußl., 1564, ©. 17. Stein 2. 9. ©. 228 reiht ſolche Abgaben 
— d. Gebühren im Gebiet der Finanzverwaltung, ſ. darüber u. 
Anm. (8). 
Während die Nelteren die Einnahmen aus Poft, Münze, felbft aus Tele- 
graphen umter den Regalien behandeln, wie auch R in d. früh. Aufl., 
auh noh Bergius, Pfeiffer (f. o. $. 86 Anm. (5)) find ie 
Einnahmen neuerdings gewiß richtiger als folhe aus Gebühren au 
gefaßt worden, fo von Umpfenbah, Hod. Daß der Staat für die 
bezügl. Einrichtungen ein ausſchließliches Recht bat, bedingt feine andere 
Behandlung der ſich anfnüpfenden Einnahmen, weil diefes Recht keinen 
finanz. Zwed haben fol. ©. u. $. 101, 110. Dagegen trennt wieder 
Stein 1.9. ©. 137 u. 2.9. ©. 190 die Poſt, Münze (u. Papier» 
ed ©. 212), Eifenbahnen, Telegrapben als Regale oder wirthſch. 
—e— von den Gebühren, u. E. ganz willkührlich, ſ. o. $. 96 
Anm. (a), Nah einer Bemerkung 2. A. S. 228 fcheint er dies felbft 
etwas zu fühlen, wenigſtens hat er bier das Unhaltbare diefer Trennung 
deutlich verratben. Er fagt: „von eigentlichen Gebühren kann man 
nicht bei den Regalien wie bei der Poft reden, da die Zahlung ‚der Be- 
förderung des Briefs durch die Poſtmarke nicht auf einer für den einzelnen 
berechneten Yeiftung beruht u. die Zuftellungs = Ba ebühr 
weggefallen iſt.“ Diefe Begründung ift ganz hinfällig. Denn danach 
fönnte man bei den meisten Gebühren, die auch Stein als foldhe aner- 
fennt, nicht von Gebühren reden, oder beruht das Weggeld, die Gericht3- 
—— u. ſ. w. mehr als höchſtens der Form nach „auf einer für den 
inzelnen berechneten Leiſtung“? Poſtporto und Chaufjeegeld, Schlag- 
ſchatz und Eichgebühren für Racße u. Gewichte find etwas ganz Sleid- 
artiged. Die noch jest beftehende Megalifirung der Poft u. der Minze 
tebt den beziigl. Gebühren feinen anderen finanz. Character. Bon 
Stein's Standpuncte wäre e3 fonft vollends inconfequent, die Eich— 
ebühren als Gebühren zu behandeln. Das Eichungswefen ift mit dem— 
Pefben Nechte wie das Münzweſen u. mit größerem als die anderen von 
ihm fo benannten Einrichtungen als wirthich. Hobeitrecht oder Regal in 
feinem Sinn aufzufaffen. Auch die Bemerkung Stein's auf ©. 224 
d. 2. 9. über Gebühren paßt ebenfo auf feine Regale. 
©. vor. Anm. Nur ea Schlagſchatz, der mittelft befond. Koftenbe- 
rechnung für den Metall zur Prägung einliefernden Privaten, nicht 
mittelft Verminderung des gefetl. Gehalts der einzelnen Münze erhoben 
wird, ift Gebühr, eigentlich eine Beglaubigungsgebühr, mie die 
unter Nr. f genannten. Der Gewinn aus der Prägung vollwichtiger 
Münzen, den der Staat bei etwas billigerem Einkauf des Metalls 
erzielt, ift privatwirtbfch. Einnahme. Der Gewinn, der bei einer Zwangs— 
ablieferung von Gold und Silber aus Privatwerfen an den Staat ge- 
macht wurde oder wird, ift eine befondere Form der Bergwerffteuer. 
Der Gewinn endlich aus der Prägung minderhaltiger Scheibentin e, 
der übrigens heutzutage kaum die größeren Koſten diefer Prägung nebſt 
den fonfligen Minzvermaltungstoften aufwiegt, ift weder Gebühr noch 
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eigentliche Steuer, da Niemand diefen Gewinn aus feinem Einfommen 
bezahlt. Er kann zu deu privatwirtbfchaftlichen Einnahmen gerechnet 
werden, weil er wefentlih aus dem ei mi a Eredite Derrührt, 
der vom gefammten Verkehr dem Staate in der Annahme der Scheide- 
münze zum vollen Nennwerthe gewährt wird. Da die Anwendung des 
bloßen Gebührenprincips auf das Münzweſen befonders wichtig ift, fo 
wird über letzteres doch am Beten in der Gebührenlehre gehandelt, des 
Bufammenhangs wegen aber die gefammten verfchiedenartigen Einnahmen 
im Münzweſen dafelbft beiprochen. 

Daher Gebühren bei en Gewerksanlagen, die im öffentlichen Intereſſe, 
aus Gefundheit3-, Sicherheitsrüdfichten, um der Arbeiter willen einer 
polizeilichen Genehmigung, Prüfung (einmal bei der Errichtung oder 
wiederholt für den Betrieb) bedürfen: Dampfteffelproben, amtl. Be- 
fihtigung der Eifenbahnen vor der Eröffnung, Aufficht iiber die Be- 
fchaffenbett der Transportmittel (Schiffe, bei. Auswandererfchiffe, öffentl. 
Fuhrwerk), Genehmigungszwang bei Anlagen, deren örtliche Lage be- 
fonders beläftigen oder gefährden fann (nordd. Gew.-D. v. 21. Juni 
1869, Art. 16 u. ff), Beauffihtigung von Fabriten in Betreff der 
Neinlichkeit, Lüftung, der Sicherheitsporrichtungen an Mafchinen. Ab- 
gaben diefer Art find in mäß. Höhe als Gebühren ftatthaft, wenn auch 
vielleicht aus beſ. Gründen die Genehmigung und Controle unentgeltlich 
erfolgt. Allgemeine Concefjionsgebühren fiir Gewerbe find dagegen 
nur eine Form der Gewerbefteuer. Die oft neben folche Eoncefjions- 
gelder geftellten Abgaben für Gemwerbsprivilegien, für Eifenbahncon- 
ceffionen, für Erfindungspatente find ebenfall® entweder eigentliche 
Steuern oder, wenn überhaupt Gebühren, jo Nechtägebühren, da fie die 
Rechtsordnung d. wirthſch. Verkehrs betreffen, f. $. 98 Nr. 4 u. Anm. (d). 
Bol. d. 3. Th. abweich. Auffafiung von Stein 2.9. ©. 242. 


Einige der in vor. Anm. genannten Gebühren fünnen auch hierher ge- 
rechnet werden. Sonft — hierher Gebühren für Nahrungsmittel- 
ſchau Feiq — Prüfung auf Trichinen —, Milch, Wein u. ſ. w.), 
allgem. Marktſchau eriobiiihe eg a: von Maaß u. Gewicht u. ſ. w. 
Einige foldhe Gebligren find den eglaubigungsgebühren unter Nr. f 
nahe verwandt. el 
3. B. bei Gemeinheitötheilungen, Bufammenlegungen, Ablöfungen, Be- 
wäfjerungsanlagen u. dgl. m. 
— —— für die Beaufſichtigung u. Bewirthſchaftung 
u Gemeinde=-, Corporations-, Privatforften durch Forftbeamte des 
taats. 
3. B. Sprunggelder in Staatsgeſtüten {. 8. 79a Arm. (e)), Bezug 
— Te aus ftaatl. Mufteranftalten, Sammlungen, Baum- 
ſchulen u. f. mw. 
Einfchließlich derjenigen Schulgelder u. f. w., welche an das im Staats- 
dienft ftehende Lehrerperfonal auf Grund amtlicher Thätigkeit unmittelbar 
oder mittelbar fallen, wie Collegiengeld, Schulgeldantheile. Durch die 
nn follten auch alle ſolche Einnahmen gehen, f. auch 
g. ©. 251. 


od, 

dus Doctorpromotionsgebühren. Es gilt dafjelbe wie bei Schulgeld. 
Jetzt meift unentgeltlich, alfo Verdrängung des Gebührenprincips durch 
das der reinen — 
Zu unterſcheiden von Abgaben bei der Verleihung von Staats— 
ämtern, zumal befolbeten, 3. B. Stempel auf Anftellungsdecrete u. ſ. w. 
Diefe find feine Gebühren, fondern eine (unpaſſende) Form der Ein- 
fommenfteuer für Beamte. 

Außer den in 8. 98 u. 100 genannten Gebühren führt Pfeiffer 
Staateinm. I, 341 noch Gebühren aus der Landesvertheidigung auf, 


i 
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Losfanfgebühren, Militärbefreiungsgebühren, die bei allgemeiner Wehr- 
pflicht al3 eigentliche Steuern der körperlich Unfähigen gelten müſſen, 
fonft aber, als Entgelt für die Gewährung eines befondern Vortheils 
umd einer Ausnahme vom allgemeinen Recht, allerdings Gebühren find. 
©. o. $. 74a über ſolche Abgaben, aud) $. 98 (e). Bgl. aud) Stein, 2.9. 
©. 227. — Stein, eb. ©. 228 fpricht ferner von Finanzgebühren 
im Gebiete der Finanzverwaltung. Aber die Einnahmen, die er 
erwähnt, find, nur mit partiellen Ausnahmen, überhaupt feine od. wenig: 
ftens feine befond. Art Gebühren: die Zuftellungsgebühr bei Mahnungen 
zur Stenereinzablung kann zwar als Geldſtrafe umter die (Hecht) Ge— 
bühren geftellt werden, aber bei ihrem unmittelbaren Anſchluß an die 
Beſteuerung fällt fie Doch richtiger unter den Beſteuerungsgeſichtspunct. 
Dafjelbe gilt von der Berwaltungsgebühr (namentl. d. zollamtl. Aus- 
fertigungsgebühr), welche oft ein bloßer Zollzufchlag, fonft aber oben 
unter Nr. 2b inbegriffen ift, f. Anm. (/) oben. Die Depofitengebühr 
(Aufbewahrungsgebühr fiir Gelder Einzelner) kann als privatwirthich. 
Einnahme betrachtet werden, da kein Grumd vorliegt, weshalb fich der 
ne ei Dienft, den er leiſtet, nicht in feinem vollen Werthe bezahlen 
aſſen foll. 


8. 101. (8. 170— 171.) 


Auch das Necht der Ausübung einzelner zum Gebiete ber 
Cultur⸗ und Wohlfahrtsförderung gehöriger Thätigkeiten hat fich 
der Staat mitunter ausschließlich vorbehalten. Die Ausübung 
ſelbſt kann und darf jedoch dabei öfters Privaten überlaffen 
werben. Auch ein folches ausfchließliches Necht des Staats ift 
Regal genannt worven (a). Die Regalifirung kann wie im 
Falle eines wejentlichen Hoheitsrecht8 erfolgen, weil die bezügliche 
Thätigfeit nach ihrem Inhalte am Paſſendſten vom Staate aus- 
geübt und die Vornahme ver Leiltungen durch den Staat dadurch 
erleichtert jowie ihre gute Bejchaffenheit verbürgt wird. Die 
Regalifirung kann aber auch bloß oder vorwiegend im Intereſſe 
der finanziellen Ausbeutung einer folchen Thätigfeit jtattfinden, 
wobei dann das Regal wefentlih nur als Steuerform erjcheint. 
Früher war dies mehrfach der Fall, namentlih beim Münz- 
und Poſtweſen (Münzregal, Poftregal). Sole Regale wurden 
dann von den höheren oder wefentlichen als jog. nutbare ober 
niebere unterjchieden, zu denen außer den genannten noch gewiſſe 
grundherrliche und fonjtige gewerbliche Negale, aber auch nach 
Nechtsgefchichte und geltendem Rechte noch mancherlei andere 
Einnahme gebende Nechtsinftitute zählen. In der Gegenwart 
darf num in der Regel bloß der erfte, nicht der finanzielle Zweck 
für die Beibehaltung oder Einführung der Regalifirung einer 
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gebührenpflichtigen Staatsthätigfeit entjcheiden, jo namentlich beim 
Poft:, Miünz-, Telegraphenwefen. . 

Alsdann erlangen die Einnahmen aus letteren Einrichtungen 
aber auch eine andere Stellung im Syſtem der Staatseinnahmen. 
Sie gehören zu ven Einnahmen aus Gebühren, während vie 
Einnahmen aus den übrigen nußbaren Regalien meiftens ale 
eigentliche Steuern zu betrachten find ($. 109, 110). Das 
Staatsvorrecht bildet dann fein characteriftifches Unterjcheidungs- 
merfmal mehr zwiſchen diefen Gebühren aus regalijirten 
Staatsthätigfeiten und anderen Gebühren. W. 


(a) Ueber den biftor. Begriff des Negals u. feine Entwidlung u. über 
den heut. rechtl. Begriff, joweit er überhaupt im geltenden Rechte noch 
anzuerkennen ift, f. Hüllmann, Geſch. d. Uriprungs der Regal. 1504, 
Gmeiner, Beitr. 3. Lehre v. d. Negal. 1842, Kraut, Grundriß 3. 
Borlef. üb. D. Privatrecht (3. 9. 1845), 8. 117 u. ff. (Duellenauszüge), 
Eichhorn, Rechtsgeſch, Zahariä, üb. Regal. u. ſ. w. in d. Ztſchr. 
für Deutfches Recht B. 8, 13, Böhlau, de regal. notione u. f. w. 1855, 
Strauch, üb. Urfpr. u. Nat. d. Negal., 1865 (gute kurze Ueberficht 
der Lehrmeinungen der Autoren üb. d. Begr. Negal, wenn auch fonft 
im Refultat, daß es feine jurift. Conſtruction des Negalbegriffs gebe ır. 
geben künne u. das Regal überhaupt fein jurift. Begriff fei, von zweifels 
baftem Werthe, eb. ©. 78), Pözl, Art. Regal u. Laspeyres, Net. 
Staatsmonopol im Staatswörterb. VIII u. IX. Bgl. ferner Zachariä, 
D. Staatsrecht 8. 203 u. ff., Gerber, D. Privatrecht (4. A), bei. 
8. 67, Befeler, D. Privatrecht (2. A. 1866), 8. 94. — Höchſt ab- 
weichende Borftellumgen der älteren Publiciften, aber kaum geringeres 
Auseinandergehen auch noch der heutigen, wie Strauch's Schrift zeigt! 
Klod’3 Wert, de aerario ©. 83 d. 2. W., regalia vera quae sint 
vix definiri poterit, gilt einigermaßen aud) heute noch. Die Aelteren 
nehmen zahllofe Regalten, d. h. vornehmlich nutbare, an, jo Mat- 
thaeus de Afflictis 125, Chassaneus 208, Petrus Anto- 
nius de Petra gar 413. Klod ©. 107. Qgl. Bergius, Magaz. 
Art. Regal, VII, 242. R. — Auch die neueren Juristen find nicht 
einmal über die Zahl der früher, ſelbſt nicht der heute als Negalien 
anzufebenden Rechte des Staats einig. Während die Einen, wie 
Befeler a. a. ©. ©. 360 den Begriff der Regalien „auf die herge— 
brachten oder feftgeftellten Arten bejchränten, ohne daß eine Ausdehnung 
deſſelben auf verwandte Verhältniffe durch die wiſſenſch. Doctrin zuläfftg 
ericheint‘, daher Eifenbahnen, Telegraphen nicht zu den Negalien zählen, 
gefchieht die von anderen wieder, fo von Reyſcher, Ztihr. für D. 

echt B. 13, ©. 243 ff., eb. B. 19, fo noch ueuerdings in Betreff 
der Telegrapben von Meili, Telegraphenredht, Zür. 1871. Sicher iſt 
es daher ſchon ſchwer, fich für die Finanzwiffenfchaft von den Rechts— 
biftorifern und Yuriften Raths zu bolen über den jurift. Begriff des 
Regals zu irgend einer beftummten Zeit. Um fo weniger fann ung die 
verwandte Disciplin einen Haren finanzwiſſenſch. Begriff des Regals 
bieten. Dies erkannten fchon die Kameraliften des vor. Jahrhunderts, 
fo (in Anfnüpfung an Sedendorff) Jufti, Finanzſyſt. 8. 262, 
Staatswirthſch. II, 8. 95, 97, Bergius, Dlagaz., VII, 243 ff, Son— 
nenfels, Fin. $. 108, welcher letztere in $. 110 klar trennt: diejen. 
Negalien, welche ihrer Wefenbeit nah Steuern u. Abgaben u. nad) 


— 4 


rer FR 





— 283 — 


allgem. hei der Steuern zu verwalten find u. die, welche ala 
Hülfstheile zur Beförd. der Polizei u. Handlung beitragen. — 

Ueber den hiſtor. Begriff der Negalien nur fo viel: der Ausdrud 
kommt in Reichsgeſetzen zuerft im 12. Jahrhund. vor, fo im Wormfer 
Eoncord. für d. Temporalien, die den Bifchöfen vom Kaifer verlieben 
werben (Pertz, leges II, p. 76, 69, f. auh Straud a. a. O. ©. 1 ff., 
Befeler ©. 355), Dann im der Constit. Frider. I de regalibus 
v. 1158 (Pertz, II, p 111) für die kaif. Befugniffe in Oberitalien, die 
andere Perfonen nur durch Belchnung erlangen konnten. Später ent- 
wickelt jich der Begriff Negal fo, daß darunter die dem Inhaber der 
Staatögewalt al3 ſolchem (in Deutfchland früher den König, fpäter 
auch dem Yandesherrn) zuftehenden Rechte (einerlei, ob wefentl. felbft- 
verſtändl. Ausflüffe der Staatsgewalt oder ob auf befond. Thatfachen 
im einzelnen Staate beruh. Rechte) verftanden werden, jo allgemein in 
Deutfchland im 16. Jahrhundert. Die Abfhwächung der tail Gewalt 
brachte nur zu Wege, daß die Territorialberren die meiften Regalien an 
fich zieben konnten. So war lange Zeit Regal und Hoheitsrecht identifch. 
Zu — Regalien gehörten aber namentl. auch gewiſſe fiscal. Rechte, 
deren runs eben in ihrem finanz. Nuten lag. Die Anwendung 
mancher Säte des röm. Fiscalrechts bat zu diefer Entwicklung beige- 
tragen. Noch mehr bat der vielfache enge Zuſammenhang oder das 
völlige Zufammenfallen von Landeshoheit und Grundherrſchaft der Ver— 
bindung folcher finanz. Rechte mit den Negalien Vorſchub geleiftet. Vom 
16. Sabıt) an, wo der Staatöbegriff fchärfer herporzutreten beginnt, 
erfolgt dann in Theorie u. Prari3 allmälig eine Trennung der bunten 
Prannigfaltigfeit von Rechten des Inhabers der Staatögewalt, welche 
unter dem Namen Regalien zufammengefaft wurden, und zwar fo, daß 
die wefentlichen Regierungsrechte, die zur Ausübung der Staatögewalt 

ehören und im (mod) fo eng gefaßten) Begriff des Staat3 Liegen (mie 
Megier bei Strauch 1. c. de jur. majest. tract. 1681 fagt: jura 
quae gubernationem et statum ipsum reipubl. concernant) höhere, 
majora, die von wefentlich bloß finanzieller Bedeutung (commoda et 
emolumenta, quae ex bonis publicis .... . percipiuntur, derf.), 
niedere oder nußbare, minora genannt wurden. Für jene 
weſentlichen Hobeitsrechte am der Ausdruck Regal dann allmälig mebr 
außer Gebrauch, jo daß Wiflenfchaft, Gefetgebung und Praxis unter 
Negalien fchlehtweg nutzbare oder Finanzregalien verftanden. 
Dazu gehörten nun bef. zwei Klaffen: grundherrſchaftliche, welche 
Beihränkungen des privaten Grumdeigenthums in ausfchliegenden Rechten 
des Staats, gewiſſe „berrenlofe” Sachen in Beſitz zu nehmen, enthalten 
(vom älteſten Nechte nicht gekannt, namentl. Berg-, Salz-, Forit =, 
Jagd-, Fiſchereiregal) und gewerbliche Negalien (bef. Poſt u. Münze, 
früher zahlreiche andere, fehr verfchieden in den einzelnen Yändern). Die 
— find die einzigen Regalien, welche neuere Germaniſten, wie 

efeler ©. 300 als eigentliche nutbare Regalien des (bedingt) ge- 
meinen Necht3 anerkennen, während fie allgem. Vorrechte des Fiscus 
auf erblofe Güter u. f. w. von den Negalien ausichließen. Vielfach ift 
der Begriff der nutbaren Negalien vom Gefeg (jo im Preuß. Allg. 
L. Recht Thl. II, Tit. 14, 8. 21, 24) weiter gefaßt, fo daß das Nutungs- 
recht der im gemeinen Eigenthum des Staats ftehenden Yand- u. Heer— 
ftraßen, der von Natur fchiffbaren Ströme, des Ufers des Meers, der 
Häfen, ferner das Recht auf alle Arten berrenlofer Güter (verlaffener, 
erblofer u. ſ. w.), das Necht, verwirkte Güter einzuziehen, Geldftrafen 
aufzulegen, Abzugögelder zu fordern (Preuß. Landr. a. a. O. 8. 2%), 
endlich mitunter noch weiter Zölle, Geleitsgelder, Sporteln, Stempel u. |. w. 
unter den Regalien begriffen find. Daß diefe Regalien zum ftaatsredhtl. 
Begriff d. Domaniums, die Einnahmen daraus zu den Kammereinkünften 
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gehörten u. der Einwirkung d. Landſtände entzogen waren, hat abermals 
nur d. Verwirrung in d. Anſichten über dieſe Regalien als Einnahmearten 
—— weil d. Steuercharacter ſehr vieler num vollends verfannt wurde, 
Trotzdem ftellte d. Öffentl. Hecht öfters auch wieder d. Regalien den Eigen- 
tbumsrechten am werbenden Bermögen (Domänen u. f w.) wie anderer- 
ſeits dem Rechte, Steuern aufzulegen, gegenüber. (Val. f. dieſe bift. Dar- 
legung bef. Strauch, Bözl, Beſeler a. a. O) — Auch R. wie die 
Cameraliften des vor. Jahrh. ſah Daher ein (8. 166 d. früh. Aufl.), daß 
mit diefem vechtsgefchichtl. u. pofitivrechtl. Begriff Regal für d. Finanz- 
wiſſenſch. fchlechterdings nichts anzufangen fer, erfeßte ihn durch den 
finanzmwifjenfchaftlichen: ein BVBorrecht der Staatsgewalt in Bezug auf 
ein Gewerbe, das ohne befondere gefegl. Beſtimmung zu den bürgerl. 
Nahrungszweigen gehören würde, u. vechnete unter ſolche Regale die 
Berg=, Salz= u. Salpeter-, Jagd- u. Fifcherei-, Münz-, Tabal- u. 
and. Gewert3- u. Handels-, Voft-, Staatseifenbahn-, Fähr- u. Flöß— 
u. Glücdsfpielregale. Aber hierbei wurde der fhon von Sonnenfels 
a. a. O. Klar erkannte Steuercharacter der einen u. polizeiliche oder Ver— 
waltungs-Zweck der anderen Regale wieder überfeben, was im Text 
jetst durch Einreihung der erfteren Negalien unter die eigentlichen. Steuern 
u. der letteren unter die Gebithren berichtigt ift. Im Grunde ift zwifchen 
meiner u. Stein's Auffaſſung fein fehr großer Unterſchied, nur daß 
ich glaube, den neuen Stein’fchen Regalbegriff u. damit eine felbftändige 
Einnahmeart der Negalien im Einnahmeſyſtem der Finanzwifienfchaft 
gegenwärtig faft ganz verwerfen und die Stein’ichen Regalien unter 
die Gebühren (Münze, Poſt, Telegrapben) oder unter die privatwirtbich. 
Einnahmen (Eifenbahnen) oder unter die Steuern (Lotto) reiben zu 
müffen. W. 


8. 102. ($. 228, 229.) 


Gebühren fchließen fih demnach immer an ſolche Thätig- 
feiten, Einrichtungen und Anjtalten des Staats, welche in einem 
allgemeinen öffentlichen Interefie zum Zweck ver Ausführung von 
Staatsaufgaben unternommen werden. Im concreten Falle wird 
daher ftet8 zu unterjuchen fein, ob und wieweit überhaupt eine 
Gebühr erhoben over nicht etwa befjer ganz oder doch in größerem 
Umfange als bisher auf Einnahmen aus folchen Staatsein- 
richtungen verzichtet werben fol. Geſchieht letzteres, jo müſſen 
bie Koften der Inftitution aus eigentlichen Steuern gedeckt werden, 
wie ohnehin bei fehr vielen und gerade bei ſehr koſtſpieligen 
Staatsleiftungen (namentlich für Nechtsficherheit nach Außen: 
Heer und Flotte, 8. 72 u. ff.). Hier weicht dann das Gebühren- 
princip dem Princip der reinen Staatsausgabe. Die Entjcheidung 
hierüber wird im einzelnen Falle nothwendig immer mit Rücjicht 
auf die jeweilige Finanzlage zu treffen fein, alfo ob andere Aus- 
gaben fortgefallen find, fonftige geeignete Dedungsmittel zur 
Verfügung ftehen u. ſ. w. Aber fchlieglich muß die Entſcheidung 
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doch nicht vom finanziellen Gefichtspuncte, jondern won den rich- 
tigen Anforderungen der politifchen, culturlichen und volfswirth- 
ichaftlichen Intereſſen abhängen. Das finanzielle Interejje recht- 
fertigt gegenüber dem als mangelhaft erkannten bejtehenven 
Zuftande höchjtens eine Berzögerung einer nothwendigen Re— 
form, einer Ermäßigung oder felbjt Befeitigung des Gebühren- 
weſens. Es muß aber, wenn jene entſcheidenden Interejjen für eine 
jolche Reform fprechen, nur um fo eifriger auf baldige finanzielle 
Durhführbarkeit ver Maßregel hingeftrebt werben (a). W. 


(a) So alfo namentl. in den wichtigen Fällen dev Rechts- u. Verwaltungs» 
gebähren, des Wege- u. Wafjergelds, der Poft, der Minze, des Schul- 
gelds an niederen Schulen u. ſ. w. 


8. 103. 


Hieraus ergiebt fich auch für die Theorie der wichtige Folgefat, 
daß die Lehre von den Gebühren, ebenjo wie diejenige von den 
einzelnen Ausgaben (8. 68), ſtreng genommen nicht in die Finanz- 
wiſſenſchaft, ſondern in vie theoretijche Politif und in die Ver» 
waltungslehre (einfchlieglich dev Volkswirthſchaftspolitik, in Betreff 
der Nechtögebühren namentlich in die Yuftizuerwaltungslehre) 
gehört. Denn die Frage, ob und wann überhaupt, ferner in 
welcher Höhe Gebühren erhoben, iſt, ebenjo wie bie Frage, ob 
und welche einzelne Ausgaben gemacht werben follen, nach Ge— 
jichtspuncten der Verwaltungspolitif, nicht unmittelbar nach 
finanziellen Gefichtspuneten zu entjcheiven. ‘Dies ift für bie 
jpätere Darftellung der Gebührenlehre zu beachten (a). Auch vie 
Ueberficht und Befprechung der einzelnen Gebühren gehört, wie 
die der einzelnen Ausgaben, mehr zur Finanzitatiftif als zur 
Finanzwiſſenſchaft und Finanzpolitif. W. 


(a) Bal. Stein 2.9. ©. 224: das Syſtem der Gebühren wird durch das 
Spftem der Verwaltung felbft gegeben. Diejer Gefichtspundt war aud) 
in den $$. 95 u. 100 der leitende, wenn dabei auch manche Abweichungen 
von Stein geboten oder zuläffig erfchienen. Meht Abweichungen finden 
fih bei Stein felbft wie oben im Texte von dem Pfeiffer' ſchen 
Syſtem der Gebühren, obgleih Stein daſſelbe fehr günftig beurtheilt 
(2. X. ©. 219) u. ihn fih anzufchliehen bebauptet. * manchen Ab- 
jchnitten merkt man bei Bfeiffer fehr wenig von einem Syſtem (fo I, 
311 ff, 344 ff). Die Früheren verfuhren zu unſyſtematiſch in der Ge— 
bührenlehre (jo aud neuerdings noch Bergius) ımd auch R. $. 230 
d. fr. Aufl. u. Umpfenbac find zu wenig vollftändig. Bemerkens— 
werth ift fonft noch Hock öff. Abg. $. 33, 34, der die Gebühren als 
„Entgelte fiir befondere Dienfte” behandelt u. fie großentheils richtig 
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aufführt (Theilung in Rechtsgebühren u. Geb. für „mater.“ Leiftungen — 
ein wohl nicht ganz pafj. Ausdruck —). 


8. 104. 


Leider zeigt die Finanzgefchichte und ver gegenwärtige Zuftand 
des Gebührenvechts in den meijten Gulturftaaten ein ganz unge- 
rechtfertigtes VBorwalten des finanziellen vor dem poli- 
tiichen, eulturlichen und volfswirthichaftlichen Intereffe im Ge— 
bührenwejen. Die Gründe dafür liegen wenigftens zum Theil 
mit in der vechtögejchichtlichen und pofitiv-vechtlichen VBermengung 
von Gebühren und Finanzregalien ($. 101, 110). Die Aufgabe 
ver Wiffenfchaft und der rationellen Praxis ift daher, die An— 
forderungen der Politik, insbejondere der Juſtiz-, Volkswirthſchafts— 
und Unterrichtspolitif in folgender Weife zur Geltung zu bringen: 

1) e8 muß zwifchen Gebühren und Finanzregalien 
jtreng unterfchieden werden ($. 110). 

2) Die Gebührenpflichtigfeit von Berührungen ver 
einzelnen Perfonen im Staate mit Staatsthätigfeiten, Einrich— 
tungen u. |. w. ift genau zu begründen und zu begrenzen. 
Die Ausvehnung der Gebührenpflichtigfeit auf unpaſſende Fälle 
it unbedingt zu verwerfen, alſo da, wo von einem bejonderen 
Mugen des Einzelnen aus einer Berührung mit einer Staate- 
thätigfeit oder von einer befonderen Kojtenverurfachung durch ven 
Einzelnen gar nicht ernftlicy die Rede fein kann oder Nuten wie 
Koftenmachung in ſolchen Fällen ganz unbedeutend find. 

3) Für die DBemeffung der Höhe der Gebühr als 
Auflage oder Steuer i. w. ©. muß der Gejichtspunet der 
leitende fein, daß der Staat die bezügliche Thätigfeit ftets mehr 
oder weniger auch im allgemeinen, öffentlichen Intereſſe ausübe. 
Daher braucht der Koftenfag einer folchen Thätigfeit dem Ein- 
zelnen, welcher von dieſer letteren einen Nuten zieht, nicht voll- 
ftändig angerechnet zu werben, denn Andere (Alle oder die Ge— 
fanmtheit) find an dieſer Nubengewährung zu Gunſten des 
Einzelnen doch immer mit interejfirt und nehmen in- Folge der 
„geſellſchaftlichen Zuſammenhänge“ fozufagen indivect daran Theil. 
Je mehr letzteres der Fall ift, deſto niedriger darf die Gebühr 
angefett werben und umgekehrt (a). W. 


— 
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Auffaſſung von Stein, 2.9. ©. 215 ff. Er ſagt, die Höhe der Gebühr 
könne weder nach dem Werth der Yeiftung für den Geblihrenpflichtigen, 
noch nad) den Koften der Ausübung der Yeiftung bemefjen werden. 
Wäre dies richtig, obwohl ja die Schwierigkeiten im einzelnen Fall nicht 
zu verfennen find u. müßte demnach, wie Stein behauptet (S. 217), 
die Gebühr immer den Character der Verkehrsſteuer, alfo der eigentl. 
Steuer haben, fo fiele der, weſentliche Unterfchied zwifchen Gebühren 
u. Steuern ganz fort u. damit Die Gebühren als felbftänd. Einnahme- 
gattung. ©. 106 u. ff. Alles, was Stein übrigens hier u. an and. 
Stellen der Gebührenlehre jagt, paßt wieder gerade jo auf feine Regalien, 
weshalb auch deshalb die Abtrennung der letteren von den Gebühren 
willkührlich erfcheint und auf einer Ueberſchätzung einiger ganz moderner 
Berfehrsgeitaltungen beruhen möchte. 


(a) Bol. die in einer Hinficht fehr ähnliche, in anderer ra 


8. 105. ($. 228, 229.) 


Hieraus ergiebt fih auch die Regel für den Uebergang ver 
Gebühr einerjeits nah Dben in einen ſolchen Sat, welcher 
dem Staate eine volle privatwirthbichaftliche Rente aus 
der Thätigfeit (mitunter jelbjt noch darüber hinaus eine eigent- 
liche Steuer) abwirft, andererfeit8 nah Unten in einen 
jo geringen Saß, daß der Staat faft die ganzen Roften 
ver bezüglichen Thätigfeit aus allgemeinen Einnahmen bveden 
muß, bis fchließlich etwa auf jede Gebühr verzichtet wird: 
die Tetstere läuft durch eine ganze Stufenleiter von Sätzen von 
einem Minimum (von fat Null) an bis zu einem Marimum 
und geht in einen vollen privatwirtbichaftlichen Preis über, je 
mehr bei einer Staatsthätigfeit das Privatinterejfe des einzelnen 
Benutzers das allgemeine Interejje der Gefammtheit an ver Aus- 
übung jener Thätigkeit durch den Staat überfteigt oder fchließlich 
faſt nur allein vorhanden it; ferner vollends, je mehr ver Ein- 
zelne durch feine Schuld eine Staatsthätigfeit überhaupt noth- 
wendig gemacht hat (Finanzprincip bei Criminaljuftizfoften, bei 
chicandjen oder Leichtfinnig angejtrengten Civilproceffen, bei Geld— 
jtrafen). 

Hieraus find folgende Principien für die Höhe der Ge— 
bührenfäge im Großen und Ganzen abzuleiten: 

1) Am Niedrigſten müffen die Rechtsgebühren fein, 
joweit nicht aus der foeben erwähnten Rückſicht ein höherer Sat 
gerechtfertigt oder ſelbſt geboten ijt, weil es fich hierbei doch 
immer um die Verwirklichung der wefentlichiten Aufgaben des 
Staats handelt: um die practifche Durchführung der ganzen 
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(namentlih auch der wirtbichaftlichen) Rechtsordnung. Das 
Gefammtintereffe jteht bier immer voran, auch wenn ber mit 
Gebühren belegte Erwerb eines Rechts rein im Bortheil des 
Erwerbers zu liegen fcheint. Denn das eben ift einer der erjten 
und vornehmften Zwecke des Staats, die rechtlichen Bedingungen 
auch für den wirthichaftlichen Verkehr überhaupt zu fchaffen und 
zu garantiren, kraft deren der Einzelne dann im jpeciellen Falle 
Rechte für fich erwirbt. 

2) Nächftvem müfjen vie Gebühren im Unterrichts- 
und Bildungsmwefen möglichſt niedrig fein, und zwar um 
fo niedriger, je niedriger die betreffende Anftalt (Schule) rangirt: 
nicht nur wegen ber geringeren Kojten, ſondern auch wegen bes 
größeren allgemeinen Interejje's, welches fich für die Gefammtheit 
an das untere Schulwejen Fnüpft. 

3) Auch etwaige Gebühren im Gefunpdheitswejen find 
aus demjelben Grunde niedrig anzujegen (3. B. für Impfen). 

4) Höher fünnen im Allgemeinen die Gebühren in der 
volfswirthbichaftlihen Verwaltung fein. Denn bier handelt 
e8 fich großentheil® um materielle Yeiftungen des Staats, deren 
öfonomifcher Werth für ven Einzelnen eher zu beftimmen, auch 
vielfach ein mehr individueller für ihn, nicht fo jehr ein allge- 
meiner für das Ganze ift. Gerade auf dieſem Gebiete ift daher 
auch der Wechfel von Staats- und Privatthätigfeit hiftorifch am 
Häufigften, wo dann im Fall der Privatthätigfeit der Einzelne 
ohnehin den privatwirtbfchaftlichen Preis zu entrichten hat. Unter 
den verjchiedenen volfswirthichaftlichen Gebühren werden aber die 
am Niedrigften fein müſſen, welche fih an Thätigfeiten von 
erheblichem allgemeinen Interejje und an dem Staat als ſolchem 
befonders eignende Yunctionen knüpfen; die am Höchjten, wo 
das individuelle Intereffe ganz überwiegend und die Uebernahme 
der Staatsthätigfeit durch den Staat weniger nothwendig iſt. 
Daber jehr niedrig: die meijten Beglaubigungsgebühren, vie 
(unter denſelben Gefichtspunct fallende) Münzprägegebühr, Er- 
laubniß⸗, Auffichts-, Beſchaugebühren; ihnen an Höhe zunächit 
ftehend, aber unter Umſtänden fchon etwas höher: Wegegelver 
aller Art. Durch alle die bezüglichen Thätigfeiten werden wichtige 
allgemeine Bedingungen des Gebeihens der Bolfswirthichaft 
erfüllt, Alsdann eventuell abermals höher, nach dem Zielpuncte 
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faſt vollſtändigen oder vollſtändigen Koſtenerſatzes: Ge— 
bühren für die in Verbindung mit Wegen ſtehenden Staatsein— 
richtungen und für die Staatsverkehrsanſtalten, Waſſerbaubeiträge, 
Gebühren für gewiſſe Reformen in einzelnen Productionszweigen, 
wo trotz aller Bedeutung des allgemeinen Intereſſes doch der 
Einzelne einen weſentlichen Nutzen für ſich voraus hat. Endlich 
am Höchſten die Gebühren für einzelne ganz ſpecielle, beſonderen 
Individuen vornehmlich zu Gute kommende Anſtalten. 

5) Erheblicher noch kann die Höhe der Gebühren für 
die Ertheilung von Ehren und Würden ſein, weil hier ein 
rein individueller Nutzen vorliegt, den doch nur der Staat ge— 
währen kann. Die Gebühr wird hier ſelbſt in eine eigentliche 
Steuer übergehen fünnen. 

Diefe Grundfäge find in der Praxis bei den unter Nr. 2—5 
genannten Gebühren aus dem Gebiete der Eultur- und Wohl: 
fahrtsförderung auch immer mehr zur Geltung gelangt, wenu 
auch im einzelnen Fällen jehr allmälig und nach manchen vom 
Fiscalismus bewirkten Abwegen (z. B. bei Pot, Münze). Dagegen 
iſt das fiscaliiche Princip bei den Nechtsgebühren im Ganzen 
noch immer zu jehr vorherrſchend. W. 


2. Die eigentliden allgemeinen Steuern. 


$. 106. 


Die zweite Hauptart ver ftaatswirthichaftlichen Einnahmen 
oder Auflagen, die Steuern ($. 34), find Zwangsbeiträge ver 
Einzehvirthfchaften (Einzelnen) zur Dedung ver allgemeinen 
Staatsausgaben, welche vom Staate kraft ver Souveränetät 
(Finanzhoheit) in einer von ihm einfeitig beftimmten Weiſe und 
Höhe als generelle Entgelte und. Koftenerfäge ver gefammten 
Staatsleiftungen nach allgemeinen Grundſätzen und Mafjtäben 
eingeforbert werden (a). 

Das Unterjcheidungsmerfmal zwifchen Gebühren und eigent- 
lihen Steuern liegt in dem Moment ver fpeciellen Ent: 
geltlichfeit und Koſtendeckung bejonderer Staatsleiftungen und 
ver generellen Entgeftlichfeit und Koftendedung ver allge- 
meinen jonjtigen Stantsleiftungen (b). Aus diefem Unterfchiev 
des nächſten Zweds folgen alle weiteren Unterfchieve ver Grund- 


Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 19 
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füge für die Auflegung, Höhebemeffung und innere Einrichtung 
des Gebührenwejend einer- und des Steuerweſens andererfeits. 
Bei ven Gebühren ift der leitende Gefichtspunct für die Erhebung 
und die Höhe wenigftens das Bejtreben, zwifchen dem Werth 
einer einzelnen Staatsleijtung für den einzelnen Genießenven, 
der Koftenverurfachung durch den Benutzenden und dem Kojten- 
betrage der einzelnen Staatsleiftung für den Staat ein möglichjt 
angemefjenes Verhältniß herzuftellen, — ein Analogon der pridat- 
wirtbfchaftlichen Preisbejtimmung im VBerfehr. Bei den eigent- 
lihen Steuern kann ein folches Bejtreben im einzelnen alle 
nicht ftattfinden, weil zwijchen der Steuer des Einzelnen und 
dem Nuten, welchen er von der Geſammtheit ver Staatsthätig- 
feiten zieht, oder den Koften, mit welchen er an dem Gejammt- 
aufwand betheiligt ift, ein genaues Ebenmaaß nicht bejteht. Bei 
den Steuern muß es vielmehr genügen, ein folches angemejjenes 
Berhältniß bloß zwiſchen dem Gejammtwerth, ven bie 
Stantsleiftungen für die ungetrennte Geſammtheit aller 
Derer befigen, um verentwillen dieſe Yeijtungen erfolgen, und 
dem ganzen Herjtellungsaufwand für lettere und daher ber 
Gefammtbeftenerung herbeizuführen. W. 


(a) Steuer, ehemals Sture, Stier, beißt im Allgemeinen Stüge, Hülfe; 
daher Steuerruder, — zur Steuer der Wahrheit. Engila stiura, Schuß 
der Engel, bei Ottfrier, vgl. Hüllmann, „Stnanzgefch. d. Mittel- 
alters, S. 146. Aehnlich aide, adjutorium in Frankreich. — Abgabe 
bat öfters eine allgemeinere Bedeutung, indem es jede dauernde Ent— 
richtung anzeigt, 3. B. aus dem guisherrlichen Verbande, oder des 
Sohnes, der den Hof übernommen bat, an die Eltern. Es giebt daher 
Privat- u. Staatsabgaben, bedungene und auferlegte. Letztere ſind 
Auflagen. Vgl. abweichend Schön, Grundſ. d. Fin. ©. 55. — Impöt, 
impositio fommt mit Auflage überein. Tributum, eontributio drüdt 
zumächit den Beitrag zu den Staatsausgaben aus, fodann das Merkmal 
des Zwangs, die Stenerforderung. — Beede wird bald von beeten, 
belfen, abgeleitet (Möfer), bald von bitten oder auch von gebieten, vgl. 
Lang, T. Steuewerf. ©. 55. R. 

(5) v. Brittwiß, Theor. S. 99, nennt die Gebühren Specialftenern und 
fetst denfelben die Generalftenern entgegen. 


8. 107. (8. 252 
Allerdings hat es an theoretiichen Verſuchen in der anderen 
Richtung beim Steuerwejen nicht gefehlt: es jollte das Ge— 
bührenprincip verallgemeinert, ja fogar zum einzigen 
Prineip für die Einnahmebefchaffung zur Dedung der Staats: 
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ausgaben gemacht, m. a. W. jede Steuer follte Gebühr wer- 
den (a). Aber diefe Berfuche find theoretifch verfehlt und müßten 
immer fchon an ven practifchen Schwierigkeiten der Ausführung 
ſcheitern: 

1) Sie gehen aus einer falſchen theoretiſchen Auffaſſung 
vom Staate hervor, nehmlich aus jener mechaniſch-atomiſti— 
ſchen, wonach alle Thätigkeitsäußerungen des Staats ſich nach 
ihrem Nugeffecte und Koſtenbetrage auf die einzelnen ge— 
nießenden und often vermfachenden Staatsangehörigen genau 
in einem bejtimmt durch Beobachtung und Rechnung zu findenven 
Maaße oder etwa gar nach Verhältniß der Werthgröße des Ver- 
mögens oder Einkommens der Einzelnen als Nubßpartiale und 
Roftenpartiale übertrügen und übertragen müßten. In dieſer 
Auffaffung wird die wahre Bedeutung des Staats verfannt. Die 
Staatsthätigfeiten find nur die verjchievdenen Yebensäußerungen 
eines organifchen Ganzen, vejjen höhere Wejenheit bei einer 
folhen Zerlegung in feine einzelnen Einrichtungen nicht ermeſſen 
wird. Das Berhältniß des Bürgers zum Staate, der jenem 
die äußeren Bedingungen einer echt menfchlichen Eriftenz und 
Entwicklung darbietet, wie alle gejunde Nechts- und Staats- 
philofophie feit ven Griechen richtig erkannt hat, kann nur will 
führlih und unvollſtändig in eine Menge von einzelnen Be- 
ziehungen aufgelöft werben, die doch genau unter ſich zuſammen— 
hängen (bl. Im Staate jtedt vielmehr ein mächtiges und 
hochberechtigtes Stüd Communismus gegenüber dem Indi— 
vidualismus und Atomismus des privatiwirthichaftlichen Syſtems 
der Bebürfnißbefrienigung (ec). R. W. 


(a) Dies ift die letzte Conſequenz jener Theorie, die Höhe der Steuern nach 
dem Genuſſe der Staat Sanftalten zu bemefien. Diefes Princip 
ist in der Stenerlehre och näher zu prüfen, um feftzuftellen, ob und in 
wie weit der in ihm nicht ganz fehlende richtige Gedante für die allge= 
meine Beftenerung mit zu berüdfichtigen ift. Die obige Eonfequenz muß 
jedenfalls verworfen werden. Vgl. Montes squieu AL, 1. — Krehl, 
Steuerſyſt. nad) d. Grundſ. d. Staatsrechts u. d. Staatswirthſch., Ext. 
1816. — Krönde, über d. Grund. einer gerechten Beiteuer., "Heid. 
1819, ©. 4. — v. Kremer, Darftell. d. Stenermef. Wien 1821, TI, 
709. — vd. Jacob, Fur. I, 369. — v. Rotteck in d. Fortf. d. Staats- 
rechts d. conftitut. Monarchie, Il, >21, deſſ. ölonom. Politit S. 287 
(Schwierigkeit der Vollziehung des Srundf. anerkannt) — Maldhus ], 
8.32 ©. 148 (nicht unbedingt für d. Gebührenprinc.). — Sismondi, 
nouv. princ. p. 152 fl. — Garnier, elem. d. fin. P. HM. Da; gegen 
Schön, Grundſ. S. 61. — Zach ariä, Staatswiſſ. S. 411. — Mill 
pol. Def. B. V, Gap. 2, 8. 2 und Gap. 58 3 (mit Bezug auf 
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Benthbam). — Parieu, traite I, 22. — Scharf u. treffend meift 
die Berallgemeinerung des Gebůbrenprincips ab Umpfenbach $. 23, 
bef. S. 59 Anm., ähnlich danah Pfeiffer I, 75 ff, Bergius ©. 250. 
©. aud) Shäffle, gef. Syſt. d. menſchl. Wirthſch. 8. 278, 270, 219, 
ns Art. Lehre v. Einf. u. f. w. in d. Züb. fahr. 1863, 
©. 47, Laspeyres, Art. Staatswirthſch. im Staatöwörterb. X, 106 ff., 

bef. aber Walder, Selbitverw. d. Steuerweiens ©. 5, 14 ff, überh. 
8 1m. 2 (nur wieder zu ſehr das Gebührenprincip bemängelnd), — 
Im Ganzen führt der politifche Yiberalismus der älteren Zeit (Mon- 
tesquieu, Rotted u. f. w.), fowie der üfonom. Radicalismus Des 
Mancheftertbums folgerichtig gu dem bloßen Gebübrenprincip, wie fich in 
einzelnen Aeußerungen von A. Smith am bei den meiften Autoren 
zeigt. ©. auch den Auff.v. A. Meyer üb. Stempelfteuern in Faucher's 
Bierteljabrichr. VIII, 1564. Bfeilfer, Bergiusu.v. a. ın. baben 
die vollen Confequenzen nur nicht immer gezogen. 

(64) Bgl. hierzu namentl. Walcker a. a. O. 

(c) Bgl. im Allgemeinen Schäffle a. a. O. 8. 176 ff., 180, 198 fi. 
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Fortſetzung. 

2) Die Verſuche, der geſammten Beſteuerung das Gebühren— 
princip zu Grunde zu legen, hängen mit der unhaltbaren Anſicht, 
daß ver Staat auf den Schugzwed zu bejchränfen jei, enge 
zufammen, werden daher auch vornehmlich von rechtsphiloſophiſchen 
und nationalöfonomischen Anhängern dieſer Doctrin vertreten 
(namentlich von den radicalen Smithianern, ver ſog. Manchefter- 
partei) und fallen folgerichtig mit diefer ivrigen und ungefchicht- 
lichen Lehre (a). Denn der Staat ift mehr und Höheres als 
eine ‚bloße frei jich bildende Affecuranzanftalt auf Gegenfeitigfeit 
für Schuß und Sicherheit. Die unendliche Förderung der Einzel: 
interefjen durch alle jene gejchichtlich jo wichtigen und thatfächlich 
heute mehr als je beveutjamen Thätigfeiten des Staats zur Ver— 
wirflihung des Cultur- und Wohlfahrtszweds werden dabei 
einfach überſehen. 

Aber jelbjt die Beihränfung des Staats auf den Schutzzweck 
zugegeben, jo werden von ten Bertretern des bloßen Gebühren- 
princips im Steuerwefen die unläugbaren Schwierigkeiten, auch 
nur den Nuten der Rechtsjchugleiftungen auf die Einzelnen zu 
vertheilen, nicht gelöjt, jonvern bloß umgangen. Sie berüdfichtigen 
nehmlich, ihrem eigenen Princip zuwider, bloß ven Schuß des 
Bermögens (Eigenthbums oder Einkommens), nicht ven wichtigeren 
der Perjonen. Nur durch diefe einfeitige Auslegung des ange- 
nommenen Orundjages ijt e8 möglich, nach den Regeln ver Ber: 
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fiherungsanftalten die Koſten der Schugthätigfeiten des Staats 
genau nach der Größe der Werthjummen ver Güter (aber ohne 
Nüdficht auf die verfchiedene Höhe des Riſico's!) auf die Ein- 
zelnen zu vertheilen. Nicht mit Unrecht Hat man gefagt, vie 
Conſequenz des von uns verworfenen Princips fei eine Ueber— 
laſtung der Aermeren, die fat nur Schuß der Perſon vom 
Staate bedürfen und ihn wegen ihrer Mittellofigfeit nicht ſelbſt 
ſich verfchaffen können (b). 

3) Endlich ift aber ver Verſuch, ven Vortheil, ven ver Ein- 
zelne von den gefammten Staatseinrichtungen zieht, auszumitteln, 
ichlechterbings in der Praxis unausführbar. Denn wenn man 
auch jede unmittelbare Berührung und Benutzung dieſer Ein— 
richtungen Seitens der Einzelnen berechnen könnte und wolite, 
jo würde doch der nicht minder beveutfame mittelbare Einfluß 
ver Staatsanftalten auf Sicherheit, Gewerbthätigfeit, Bildung 
und überhaupt auf alle Seiten der bürgerlichen Wohlfahrt, 3. B. 
der Schuß, den ſchon das bloße Beftehen guter Gefee und 
Gerichte gewährt, außer Acht bleiben. Für alle perfönlichen 
Güter, die man dem Staate verbanft, fehlt e& ganz an einem 
Bergleichungsmaßjtabe. 

Es ift mithin die Verallgemeinerung des Gebühren- 
princips theoretiſch falſch, practiſch undurchführbar, — eine 
bloße Conſequenz der mechaniſch-atomiſtiſchen Staatsauffaſſung 
gegenüber der organiſchen. Die letztere verlangt eine Beſteuerung 
auf anderer Grundlage als auf derjenigen des Gebührenweſens. 
Dieſes iſt nur innerhalb der im Vorigen gezogenen Schranken 
zu billigen ($. 95 u. ff.) und jelbjt dabei zeigten jich jchon manche 
Schwierigfeiten, weil in vielen Fällen, zumal auf dem Gebiete 
der Rechtögebühren ($. 96— 98), vie Nutzen- und Koftenberechnung 
im einzelnen Falle ihr Mißliches hat. Die Beftimmung ver 
richtigen Grundlage der Beſteuerung erfolgt im 5. Abfchnitte, in 
der Lehre von ven Steuern. R. W. 


(a) Bol. aud) bier bei. Walder a. a. DO. (viel Nichtiges, nur mit empha— 
tiſchen Uebertreibungen), Schäffle, auh Mill V, 8. 2, 8. 2. 

(2) Mill eb. Die ‚entgegengefebte Anficht bei Sismonti I, Buch 6, 
Kap. 1 (überh. einfeitige Betonung des Genußprincips in diefer älteren 
Schrift d. Berf.). 


+ 


— 294 — 


$. 109. 


Zu den eigentlihen Steuern gehören auch die Einnahmen 
(over genauer gejagt ein bejtimmter, vurhaus als Steuer zu 
betrachtender Theil ver Einnahmen) aus vielen jog. eigentlichen 
Finanzregalien. Dieſe werden aber trogdem nicht nur in ber 
Nechtsgefchichte und im geltenden Rechte, jondern danach aud) 
wieder in der Finanzwillenfchaft ven übrigen Steuern gegenüber 
geftellt und häufig auch gar nicht als Steuern betrachtet, was 
fie doch entjchieven find. 

Dies gilt namentlihd von den finanziell wichtigiten jener 
nutzbaren oder niederen Regale, namentlich denjenigen, welche jich 
ergeben aus dem Vorbehalt eines ausſchließlichen Rechts 
des Staats in Bezug 1) auf ven Betrieb gewijjer Ge- 
werbe (gewerbliche Regalien); 2) auf die Aneignung ge- 
wiſſer Naturgegenftände im ganzen Staatsgebiete, daher auch 
jolher Dbjecte, die fich auf, am oder im Boden der Privateigen- 
thümer befinden, wobei das Staatsoorrecht zur entiprechenden 
Beihränfung des Grundeigentbums führt (grundherrſchaft— 
lihe Regalien); bie und va 3) in Bezug auf gewille Be— 
nußgungsarten ver öffentlichen Gewäſſer (Waſſer-, Fähr-, 
Fluß-, Mühlenregal u. ſ. w.) ($. 101, Anm. (a)). 

In der Regel war und ift der ausfchliefliche Zweck eines 
ſolchen Vorrechts des Staats wie bei allen nutzbaren Regalen 
jo auch hier ein finanzieller: vem Staate eine für feine Aus: 
gaben verfügbare Einnahme zu befchaffen, wenn auch gelegentlich 
ein polizeilicher Gefichtspunet bei der Regalifirung etwas mitge- 
wirkt hat. Dabei find die Einnahmen aus dieſen Regalien 1) theils 
mit jolhen Gebühren, welche fich an regalifirte Staatsthätig- 
feiten anfnüpfen, 2) theil® mit privatwirthſchaftlichen Ein- 
nahmen vermengt worden. Ste müſſen jedoch von beiden genau 
unterſchieden und als eigentliche Steuern betrachtet werden. W. 


$. 110. 


Zu 1: Falſche VBermengung der genannten Finanz: 
regale und Gebühren. Dieſer Vermengung liegt eine rein 
änßerliche Betrachtungsweife zu Grunde, wo über einigen äußeren 
Achnlichkeiten vie tiefen Verſchiedenheiten überjehen find. Im 


— 
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Rechte erklärt fie ſich hiſtoriſch und wird dadurch gerechtfertigt. 

Aber für die Finanzwiſſenſchaft iſt dieſer rechtshiſtoriſche Stand— 

punct auch hier nur zum Nachtheil der klaren Erkenntniß über 

das Weſen beider Arten von Einnahmen maßgebend geweſen. 
Die äußere Aehnlichkeit beider Fälle liegt darin, daß ſich 

jedesmal eine Einnahme an eine ſpecielle Staatsthätigkeit und 

zwar an eine dem Staate ausjchließlich vorbehaltene anfnüpft. 

Aber weder erfolgt die Thätigfeit bei dem Finanzregal aus dem- 

jelben Zwecke wie bei ver Gebühr, noch beruht das Staatsvorrecht 

für die Ausübung der Thätigfeit beive Male auf dem gleichen 

Grunde. Die mit Gebühren verbundene Staatsthätigkeit ift Ver— 

wirflihung der eigentlichen Staatszwecke, die bei einem Finanz- 

vegal vorkommende ift bloß Meittelbefhaffung für Staatszwede. 

Das ausfchliegliche Recht des Staats dient dort zur befferen 

Berwirklihung ver Aufgabe, hier zur Erzielung einer höheren 

Einnahme; Hat dort einen politifchen (volfswirthichaftlichen, 

eulturlichen), bier einen bloß finanziellen Zwed. Bei viefer 

Grundverſchiedenheit kann natürlich der zufällige Umftand, daß 

Sebührenzweige wie Poſt, Münze gefchichtlich und oft noch vechtlich 

zu den nußbaren Negalien gehören, fo wenig für eine Zufammen- 

werfung und für die Berfennung des Steuercharacters jener 
eigentlichen Finanzregale in der Finanzwiſſenſchaft Tprechen, als 
etwa gar die äußere Aehnlichkeit zwifchen dem gewerblichen Moment 

in beiven Einrichtungen (a). W. 

(a) Typifche Beifpiele find die oft genannten: Einnahmen aus Münze (für 
Privatmünzung), aus Poſt wie aus Tabak- und GSalzı monopol find 
rechtlich oder vechtshiftorifh Einnahmen aus gewerblichen Regalien, aber 
finanzwiſſenſchaftlich gehören die beiden erſten zu den Gebühren, Die 


beiden leisten zu den eigentlichen Finanzregalien und damit zu den 
eigentlichen Steuern. 


8. 111. 


Zu 2: Nothwendige Unterfcheidung zwijchen privat: 
wirthbichaftlichen und Finanzregaleinnahmen. Die leb- 
teren fcheinen allerdings in der Regel auf dieſelbe Weife wie 
jene wirthichaftlich gewonnen zu werben, jo wenn dev Staat ein 
gewerbliches Regal, 3. B. das Tabakmonopol felbft ausübt oder 
einen eigenen &ewerbebetrieb mit einem grumpherrjchaftlichen 
Regal, wie z. B. dem des Bergbau's, verbindet. Deshalb find 
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die Einnahmen aus ſolchen Regalien in der Finanzwiſſenſchaft 
oft unmittelbar neben die rein privatwirthſchaftlichen geſtellt 
worden: zwei Claſſen von Erwerbseinkünften, unter ſich nur 
dadurch verſchieden, daß bei den erſteren durch das Staatsvorrecht 
das Mitwerben der Privaten ausgeſchloſſen werde, bei den anderen 
nicht, — beide Claſſen aber als die eine Hauptgruppe von Ein— 
nahmen der zweiten Hauptgruppe, den Auflagen (Gebühren und 
Steuern) gegenüber ſtehend (a). 

Diefe Auffaffung ift durch vie rechtshiſtoriſche Entwicklung 
und durch das geltende echt öfters noch unterjtüßt worden. 
Die Finanzregalien (und manche Gebühren) wurden als Ausfluß 
der Yandeshoheit und der mit ihr wieder gefchichtlich oft ver: 
fnüpften, bald aus ihr entjtandenen, bald zu ihr hinführenvden 
Grunpherrlichkeit vegelmäßig wieder mit dem Domanium und 
dem fürftlichen Kammergut verbunden, zu deſſen Beftandtheilen 
jie nach deutſchem Staatsrecht gehören (db). Die Einnahmen aus 
den Finanzregalien waren daher auch ver ftändifchen Einwirkung 
entzogen. Dies hat in practifcher Hinficht ihre Beliebtheit erhöht 
und in den legten Jahrhunderten ihre Auspehnung fehr begünitigt, 
in theoretiſcher Hinficht aber vollends bewirkt, daß fie ebenjo wie 
die gewöhnlichen Kammereinnahmen ven Steuern gegenüber geftellt 
wurden. 

Nun kann aber auch in diefem Falle dieje vechtsgejchichtliche 
und juriſtiſche Stellung der Finanzregale für die Finanzwiſſen— 
ichaft nicht entſcheidend fein. Letztere muß vielmehr den ver- 
Ihiedenartigen Character der Einnahmen aus Finanzregalien 
und aus Privaterwerb betonen und demgemäß veformirend auf 
das öffentliche Finanzrecht einwirken. Sie hat dabei vor Alleın 
nachzuweifen, vaß in jenen Negalien die Erhebung einer Steuer 
beabfichtigt und in den bezüglichen Einnahmen auch in der Regel 
eine Steuer wirklich enthalten: ift. 

Allerdings bildet ver Reinertrag eines ſolchen vom Staate 
ausgeübten Negals zum Theil gewöhnliches privatwirthfchaftliches 
Einkommen des Staats als des Nechtsfubject® der betreffenden 
Unternehmungen, — ein Einfommen, welches aus der Capital: 
anwendung im Gewerbebetrieb, aus ver Ausbeutung des eigenen 
Grundbeſitzes herrührt und auf Zins, Nente und Unternehmer: 
gewinn ebenfo wie z. B. bei der Bewirtbichaftung eines Yandguts 
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zurüczuführen ift. Aber viefes Einkommen iſt auch bet eigenem 
Detrieb (Regie) vermifcht mit einem Ertragewinn, welcher 
dem Vorrechte zu verbanfen und von dieſem bezweckt ijt. Diejer 
Ertragewinn ift ganz und gar Steuer und foll nach ver freilich 
oft dem Geſetzgeber ſelbſt nicht ganz klaren Idee auch nur 
Steuer fein. Diefer Umſtand ift für die finanzielle Betrachtung 
ber mwejentliche. Die Finanzregalifivung oder Fiscalbevorrechtung 
ift daher eine Bejtenerungsform, die in der Steuerlehre 
zu behandeln ift. 

Dies tritt auch im dem befonderen Falle hervor, wenn ein 
Sinanzregal einem Dritten vom Stante zur Ausnutzung über: 
faffen wird. Die Abgabe, welche dann für die Verleihung und 
die in ihr liegende Ausjchliegung Anderer vom Betriebe zu ent- 
richten ift, jtellt fich al8 Steuer dar. Der Erwerber des nutz— 
baren Rechts überwälzt entweder dieſe Steuer in ven höheren 
Preijen der Producte und Yeiftungen auf diejenigen Perfonen, 
welche die leßteren begehren. Alsdann gleicht der Fall ganz 
demjenigen, wo gewijje indivecte Steuern vom Producenten oder 
Kaufmann vorgefchoffen und im höheren Preife vom Conſumenten 
wieder eingezogen werben (c). Oder der Erwerber des Rechts 
ſieht fich nicht im Stande, diefe Steuer zu überwäßen. Dann 
fällt diefelbe auf jeinen eigenen Gewinn und wirb zu einer 
Erhöhung der Gewerbe-, Bergwerfsftener u. f. w. (d). W. 


(a) So in den früheren Auflagen R. 8. 55 u. vor und nach ihm die meiften 
Schriftfteller, f. o. $. 814 Inn. (b). 

(2) ©. oben $. 101 Anm. (a). Zachariä, Staatsrecht, IL, $. 208 (©. 421 
d. 2. 9), |. u. $. 112 Anm. (a). 

(e) 3. B. mitunter, wenn die Concurrenzverhältnifie es erlauben, bei Berg— 
werfen, welche der Staat an Private fraft bejtiehenden Regals gegen 
Abgabe verliehen bat. Auch die Verpachtung des Tabakmonopols 
Italien) ift ein ähnlicher Fall. 

(0) Beifpiel: bei Bergwerksabgaben von kraft Regals verliehenen Bergwerken 
wird die Ueberwaͤlzung meiſtens nur gelingen, wenn dieſe Bergwerte 
ein natürliches oder rechtliches Monopol haben oder doch für die Ver— 
forgung des Markts einer Volkswirthſchaft vorwiegend allein in Betracht 
fommen. Wenn andere Bergwerte frei concurriren, wird der Gewinn 
jener erjten um die Abgabe vermindert werden. Die hiergegen ſprechende 
nationalöfonomifche Regel von der Gewinnausgleihung. in verfchiedenen 
Unternehmungen und von der fehlenden Neigung des Capitals, ſich 
Productionszweigen zuzumenden, worin der Gewinn durch eine unüber— 
wälzbare Ertraftener verringert wird, kann fich eben in der Praxis nicht 
immer verwirklichen. Auch müſſen fich vielfach einmal feit angelegte 
Capitalien fowohl als folche, welche ſpäter erft minder gewinnbringen— 
den Unternehmungen fi zuwenden, mit einem dauernd niedrigeren Ge— 
winnjag begnügen. In neuerer Zeit ift namentlich in dem Falle der 
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ſtaatlichen Verleihung von Monopolen oder von Privilegien an Privat- 
unternehmuugen eine befondere Abgabe neben (oder ftatt der 
niedrigeren) allgemeinen Gewerbeſteuer vielfach üblich geworden, 
welche alg Ertraftener für die Ueberlafjung der Ausnußung eines 
ftaatlichen Vorrechts bezahlt wird und wohl nur felten überwälzt werden 
kann; fo wie für die Gewährung eines Banfnotenmonopols oder 
eines weitgehenden Privilegs der Notenausgabe (öfters zugleich für 
die Vergünftigung der Annahme der Noten an den Staatscaffen in 
Zahlung), ſ. A. Wagner, Syſt. d. Zettelbanfgefeßgebung ©. 451, 
460 — 463; ferner für die Gewährung des Erpropriationsredts 
au Eifenbahnen u. f. w., wo vollends bei der üblichen FFeftftellung von 
Maximaltarifen eine Ueberwälzung der befonderen Eifenbahuftener kaum 
vorkommen wird. 


8. 112. 

Die Finanzwiffenfchaft muß demnach ven Steuercharacter 
der Finanzregalien betonen, die Einnahmen aus letsteren dem— 
gemäß beurtheilen und fie den Domanialeinnahmen gegenüber 
jtellen. Läßt fie fich dagegen vom ftantsrechtlichen Begriff 
des Domaniums bejtimmen, fo ift e8 nur folgewibrig, bloß bie 
Finanzregalien und nicht auch andere ebenfalls unter jenen Begriff 
des Domaniums fallende Einnahmen, wie bie wichtigiten Ge— 
bühren und fogar Hauptarten indivecter Steuern (3. B. Zölle) 
von ven Steuern abzutrennen (a). Die bisher übliche Behand- 
fung ift alfo ganz ungenügend und inconjequent, indem weder 
bloß der rechtsgeſchichtliche und poſitiv-rechtliche, noch 
bloß der vationell finanzwiffenfhaftliche Gefichtspunct 
entjchieven haben, jondern willführlich beide vermengt, ſtaats— 
rechtlich zufammengehörende Cinnahmearten getrennt und finanz- 
wiffenfchaftlich verfchiedene zufanmengefügt wurden. W. 


(a) Zahariäia. a. O. ©. 421: regelmäßig gehören nach allgemeinen 
dentichen Staatsrecht folgende Poften zum Kammergut: 1) zur land- 
wirtbich. Eultur nenn Grundbeſitzungen (incl. Mühlen, Höfe u. ſ. w.), 
2) die damit verbundenen gutsherrl. Gerechtfame, 3) landesherrliche 
Forften, Jagden, Bergwerke, Salinen, Poften u. andere, nutzbare Re— 
galien, insbeſ. auch der Ertrag der Zölle u. des Geleits, ſowie auch 
der Nuten des Münzrechts, 4) Confiscationen, Sporteln, 
Conceſſions⸗, Stempel-, Nachfteuer-, Abzugsgelder, Rottzehnten u. |. w. 
Abweichungen in den befonderen Landesverfaffungen u. nach territor. 
Herkommen. 


8. 113. 


Die Fortvauer eines gefchichtlih überfommenen und noc) 
vechtsbeftändigen Finanzregals, die etwaige Einführung eines 
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neuen, die Höhe der dabei erhobenen Steuerſätze ſind vom volks— 
wirthſchaftlichen und vom finanziellen Standpuncte aus zu be— 
urtheilen. Im erjterer Beziehung gilt für die Yehre von den 
Finanzregalien etwas Aehnliches wie für diejenige von den ein- 
zelnen Staatsausgaben ($. 68) und von ven einzelnen Gebühren: 
jie gehört nach ihrem Inhalte und ihren entſcheidenden Geſichts— 
puncten eigentlich nicht in die Finanzwiſſenſchaft, ſondern in bie 
Bolfswirthichaftspolitift und die wirthfchaftliche Verwaltungslehre. 
Die Beichränfungen des privaten Grundeigenthums, welche die 
grundherrichaftlichen, und der Erwerbs: und Berufswahl, ſowie 
der freien Concurrenz in den Unternehmungen, welche die ge: 
werblichen Finanzregalien in fich fchliefen, haben weittvagende 
volköwirthichaftliche Wirkungen, nach denen vornehmlich e8 zu 
entſcheiden ijt, ob der Staat paffend auf dieſe Weife eine Steuer 
erhebe. Diefe Entjcheivung kann wiederum nicht für alle Länder 
und Zeitalter gleichmäßig ausfallen, weil eben jene Wirkungen 
auf einer verjchiedenen Entwiclungsitufe ver ganzen Volkswirth— 
Ichaft ſehr verfchieden find. Namentlich werden ver Zuftand des 
Gewerkeweſens (der „Induſtrie“), des Bergbau’s, die Capitalfraft, 
das Afjoeiationsvermögen und die technifche Intelligenz der Pri- 
vaten mit entſcheiden müſſen. W. 


8. 114. 


In der Gegenwart fann man baher für die Volkswirthſchaften 
Mittel- und Wefteuropa’s wohl folgende Entjcheivung über bie 
Finanzregalien treffen. 

1) Diejenigen, welche Befchränfungen des privaten Grund— 
eigenthums bloß aus fiscalifhen Gründen enthalten, vie 
grundherrichaftlichen Regalien, ferner diejenigen, kraft deren 
für die bloße Geftattung der Benutzung öffentlicher Ge- 
wäſſer Abgaben erhoben werben, das Wafler-, Flöß-, Fähr-, 
Mühlenregal, find aus volfswirthichaftlichen Gründen im Wege 
ver Gejeßgebung aufzuheben. Dies fann um fo eher gejchehen, 
weil das finanzielle Imtereffe des Staats an diefen Negalien 
jegt wenigjtens meift ein ganz untergeorbnetes ijt over in 
den wenigen und feltenen Fällen, wo es in unfern Ländern noch 
erheblicher fein könnte (wie mitunter beim Bergregal), über-. 
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wiegende volfswirtbfchaftliche Intereſſen von ber ftarfen Geltend— 
machung des finanziellen Interejje's abmahnen oder Concurrenz- 
verhäftnijfe vie Geltendmachung unmöglich machen (a). Meiſtens 
jind folche Negalien denn auch neuerdings ausprüclich durch 
Geſetze befeitigt (wie das Berg-, Salz-, Jagd-, Fifchereiregal, 
Wafferregal), mitunter ſchon früher objolet geworden. W. 


(a) So liegen die Dinge wenigftens in Mittel- und Weftenropa in dem 
wichtigiten Falle, beim Bergregal, anderswo meiftend auch, foweit es 
fih um Koblen und die Mehrzahl der unedlen Dietalle handelt. Eine 
finanziell ergiebige Negalifirung des Berghaus, bei eigener Staatsregie 
und bei Ueberlafjung des Baurechts an Private, fette hier eine gleich- 
mäßige Behandlung aller Bergwerfe im Staate voraus, was bei den 
beftebenden Nechtsverhältnifien feine große Schwierigkeit hätte; ferner 
den Ausschluß der Koncurrenz ausländischer Bergwerte, alfo ein Verbot 
oder eine hohe Bezollung der Einfuhr (nach) ähnlichen Grundfägen mie 
bei den Zöllen auf im Inland accifepflichtige fremde Artikel, — be= 
fanntlic bei der Durchführung eim ſehr fchwieriger Punct! ©. 
A. Wagner, Zölle im Staat3wörterb. XI, 361— 370). Nur bei der 
eigenthiimlichen Vertbeilung der größeren Yager der edlen (Gold, Silber, 
Blatina) und einiger unedler Vietalle (Duedfilber, Zink u. n. a. m.) 
kann in den Productionsländern im folchen Zeiten, wo diefe Länder ein 
tbeifweifes natürliches Monopol für die VBerforgung des Markts haben, 
zumal wenn die Productiongkoften fehr niedrig find, wohl mittelft der 
Regalifirung eine erbeblichere Einnahme erzielt werden, die aber dann 
wieder den Character einer überwälzbaren Extraſteuer hat (Silber in 
Mexico, Peru, Chile, Nevada u. f. w., Gold in Sibirien, Californien, 
Auftralien). 


8. 115. 


2) Andere gewerbliche Regalien hemmen unvermeidlich 
heutezutage Verkehr, Production und Entwiclung der gewerklichen 
Technik ſtets mehr oder weniger, meijtens jehr ſtark. Das volks— 
wirthichaftliche Interefje Tpricht daher für möglichite Bejchränfung 
ver Zahl und des Umfangs oder für gänzliche Befeitigung dieſer 
Kegalien, jo daß völlige Verfehrsfreiheit eintritt und die allge- 
meine Steuerfühigfeit Erjaß giebt für den Wegfall ver Stants- 
einnahmen aus der Negalität. Der bejjeren Einficht jind venn 
auch die große Mehrzahl ver ehemals jehr zahlreichen gewerblichen 
Regalien jchon gewichen, wiederum um fo leichter, da das fisca= 
liſche Interefje bei dem einzelnen in ver Negel doch nur gering 
war und andere, bejfere und bequemere Beſteuerungswege auf: 
gefunden wurden. Einige wenige Negalien find jedoch noch 
gegenwärtig in unjeren Staaten übrig geblieben, und zwar: 

a. bloß aus dem erheblich ins Gewicht fallenden finan— 
-ziellen Interejje: das Salz- und das Tabafregal; 


b. bloß auseinem politifchen over polizeilichen Intereſſe: 
das Bulver- und Salpeterregal (hier und da noch ein anderes 
ähnliches), von untergeorpneter finanzieller Bedeutung; 


c. aus vorwaltendem politifchen oder polizeilichen, aber 
daneben auch jtärker mitfprechendem finanziellen Intereſſe: das 
Yotto= und etwa das (jeltenere) Branntweinrvegal. Die Rega— 
lifirung, welche bei allen viefen Negalien zur Monopolifirung 
wird, fommt bier als eine Form der Verbrauds- oder Ge: 
nußbejtenerung in Betracht, bei ven beiven leßtgenannten Re— 
galten mitunter mit der ausgejprochenen Tenvenz, die Befriedigung 
des Genufjes durch die Regalifirung zu erjchweren oder, wie 
beim Xotto, fie ganz zu verhindern. ! 


Demgemäß wird die Beibehaltung und auch die Neueinführung 
diefer Regalien von folgenden Erwägungen abhängen: 


a) beim Salz: und Tabafregal und etwaigen ähnlichen, 
welche aus alleinigem finanziellen Intereſſe neu in Er- 
wägung fommen könnten: ob die Beitenerung des Verbrauchs 
oder Genuſſes überhaupt zu vechtfertigen ift; und, im Bejahungs- 
falle, ob die Regalifirung oder Monopolifirung fo jehr als die 
geeignetfte Form der Berbrauchöbeftenerung erjcheint, daß fie 
troß der begleitenden nachtheiligen Folgen für Verkehr und Pro- 
duction gewählt werden darf. Diefe Fragen find mithin nur im 
- Zufammenbange des ganzen Steuerſyſtems und jpeciell in ver 
Lehre von den Berbrauchsitenern zu erledigen (a); 

b) bei ven Negalien von politifchem over polizeilichem 
Interejje: ob letteres überhaupt genügt, um eine befondere Ein- 
miſchung des Staats und um vollends die Regaliſirung trotz der 
auch bier vorhandenen volfswirtbichaftlichen und fonjtigen (poli- 
tischen, vechtlichen) Bedenken zu rechtfertigen, ober ob der politische 
oder polizeiliche Zwed nicht auch durch eine andere Form ber 
Berbrauch- oder Genußbejteuerung erreicht werden fann. Denn 
die Regalifirung ijt, ſoweit fie nicht wie etwa beim Lotto zum 
völligen Verbot des Genuſſes benußt wird, eben doch nur als 
ſolche Bejteuerungsform auch bei dieſen Regalien zu betrachten. 
Auch diefe Fragen, joweit fie überhaupt in die Finanzwijjenfchaft 
und nicht in die Berwaltungslehre und Culturpolitik gehören, 
jind in der Lehre von den Berbrauchjteuern zu behandeln (b). W. 
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(a) Das Salzregal ift gegenwärtig wohl als Beftenerungsform zu ver- 
werfen, die neue Einführung des Tabak monopols wenigjtens bedingt 
in einem größeren Verbrauchſteuerſyſtem zu rechtfertigen und fein Be— 
fegenbieiten ſelbſt zu empfehlen. 

(2) Das Yottoregal iſt wohl beizubehalten oder felbft neu einzuführen, wo 
es noch nicht beftebt, Das Pulver- und Salpeterregal in der Regel 
aufzubeben, das Branntweinregal durch eine andere Form der Ber 
brauchfteuer zu erſetzen. 


s. 116. 


Sonach entfällt dann eine felbftändige Einnahmeart 
der Finanzregalien und damit ein befonderer davon handelnder 
Abſchnitt in der jhitematifchen Pehre der Finanzwiſſenſchaft von 
den orbentlichen Einnahmen wenigitens jest mit Recht. Die 
grundherrlichen Regalien find ohnedem meiſt befeitigt. Soweit 
Einnahmen unter diefem Titel noch vorkommen, können fie in 
den bezüglichen Abjchnitten von den verwandten privatwirthichaft- 
lichen Einnahmen des Staats, mit denen fie vechtsgefchichtlich 
meistens zufammenhängen, furz evwähnt werden. Einzelne Regal- 
einnahmen diefer Art haben jetzt einen ganz anderen Character 
erhalten und find theils in die Neihe der Gebühren (jo beim 
Bergwefen), theil® der Genußſteuern (fo bei der Jagd) überge- 
gangen, wo jie zu erwähnen find. Die Einnahmen aus gewerb- 
lichen Regalien gehören ferner entweder unter die Gebühren in 
denjenigen Fällen, wo mit Gebühren verbundene Staatsthätig- 
feiten unvichtiger Weife zu Finanzregalien gemacht worden waren, 
oder unter die Verbrauch» und Genußſteuern. Sie finden danach 
ihre entjprechende Stelle im Syftem der Finanzwiffenfchaft. 

Es verbleibt dann nur eine befonvdere Einnahmeart, welche 
zu feiner der drei Claſſen der privatwirtbfchaftlichen Einnahmen, 
der Gebühren oder ber reinen Steuern gezählt werben kann. 
Sie iſt zwar mit den Einnahmen aus Finanzregalien verwandt, 
aber gehört doch auch dazu nicht (a): die Einnahme aus 
herrenlojem Eigenthbum, erblojfen Gütern u. vgl. m. 
Diefe Einnahme gebührt dem Staate nach gefchichtlichem und 
pofitivem Rechte und in der That auch vationell ald dem Ber- 
treter der Gefammtheit in Ermangelung eines näherberechtigten 
Einzelnen. So untergeorbnet fie in finanzieller Hinficht auch zu 
jein pflegt, jo verlangt fie doch eine ſelbſtändige Stellung im 
Syſtem als „Einnahme aus dem Hoheitsrecht an herrenlofem 
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Eigenthum“ (b). Sie kann da eingereiht werden, two fonft vie 
verwandten Einnahmen aus grundherrichaftlichen und aus Finanz- 
vegalien oder Fiscalvorrechten überhaupt behandelt zu werben. 
pflegten: zwifchen den privatwirthfchaftlichen Einnahmen und ven 
Gebühren. Mit ven Gebühren und Steuern gehört diefe Ein- 
nahme übrigens zur Gruppe ver ftaatswirthichaftlichen, va 
fie auf einem ftaatsrechtlichen Titel beruht und aus bisher fremdem 
Eigenthum oder Einfommen herrührt. W. 


(a) Nicht einmal nach dem rg Sarg Begriff der eigentlichen Re— 
galien, f. Beſeler, deutſch. Privatrecht, ©. 360. 


(2) Es läßt fih auch die Einziehung von Erbfchaften, welche aus einer 
Beichränfung des Jnteftaterbrechts auf nahe Verwandtfhaftsgrade her- 
vorgehen würde — ein neuerer nicht ganz feltener Vorſchlag —, unter 
diefen Titel bringen. Denn, wenn alsdanı micht darüber teftirt ift, 
find es erblofe Berlaffenfchaften. 
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Die Lehre von den ordentlichen Staatseinnahmen gliedert fich 
hiernach in folgende vier Abfchnitte: 

1) Der Privaterwerb oder die privatwirthichaftliche 
oder bomaniale Einnahme des Staats: der zweite Abfchnitt 
dieſes zweiten Buche. 

2) Die Einnahme aus dem Hoheitsreht an herren— 
loſem Eigenthum: der dritte Abjchnitt. 

3) Die Gebühren: der vierte Abfchnitt. 

4) Die eigentlihen Steuern: der fünfte Abjchnitt. 

Die weitere Eintheilung dev Steuern erfolgt nothwendig im 
Zufammenhang der ganzen Steuerlehre in dem eben genannten 
Abſchnitte diefes Buchs. W. 


11. Abſchnitt. 
Der Privaterwerb des Stants. 


1. Abtheilung. 


Die älteren Domänen, insbejondere die Feldgüter, im 
Allgemeinen. 


8. 117. ($. 89, 102.) 


I. Geſchichtliche und ſtaatsrechtliche Stellung diefer 
Domänen. Der ältere, gejchichtlich überfonmmmene Domänen- 
bejig unjerer Staaten umfaßt vornehmlich Felpgüter, d. h. Garten-, 
Reb-, Aderland, Wiefen, Weiden, ſammt Wirthichaftsgebäupen, 
häufig mit binglichen echten verbunden (Kammergüter im 
engeren Sinne), Gewerksvorrichtungen, ald Mühlen, Brauereien 
und vergleichen, ferner Waldungen, auch wohl Wohngebäude. 
Das aus der Benutung diefer Domänen (a) fließende Staats- 
einfommen ift das älteſte (b). Da die Yandwirtbichaft ſchon früh 
ausgebildet worden ijt, da fie in einem rohen Zuftande ver Ge- 
jellichaft zur Befriedigung der meijten Bedürfniffe ausreicht und 
ihr Betrieb den wenigjten Gefahren ausgefegt ift (I, 8. 361 fg.), 
jo ließ fich der Staatsbedarf am YLeichteften durch den Ertrag von 
Ländereien ſicher jtellen, wie denn in diefem Zuſtande auch ber 
Reichthum von Privatperfonen bauptfächlich in Grundbeſitz bejteht. 
Steuern find erjt bei einiger Yebhaftigfeit des Verkehrs leicht zu 
erheben. Ueberdieß giebt es in einem ſchwach bevölkerten Lande 
eine Fülle von unbenutzten Grundſtücken, und Niemand wird 
beeinträchtigt, wenn die Staatsgewalt dieſelben ſich zueignet (c). 
Bei einem künſtlichen und vielgeſtaltigen Nahrungsweſen mit 
vegem Berfehr kann dagegen jene Quelle von Staatseinfünften 
ganz entbehrt werden over doch zu verhältnißmäßig geringer 
Größe herabjinfen (d). 


(a) Gaffer, Einleitung, Cap. 1—11. — Schreber, Abhandlung von 
Kammergütern und Einkünften, 1754. 4. — Bergius, WPolizei- und 
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Kameral-Magaz. II. Art. Domänen. — Gorgſtede) Juriſtiſch— 
ökonomische Grundſätze von Generalverpachtungen der Domänen in den 
preuß. Staaten. Berlin, 1785. Als eine neue Bearbeitung dieſes Buches 
ift anzufehen: Nicolai, Oelonom.-jurift. Grundſätze von der Berwaltung 
des Domänenwefens in den preußifchen Staaten. Berlin, 1802. II. — 
Wehnert, Ueber die vortheilhaftefte Benugung und den Verkauf der 
Domänen. Berlin, 1511. — Sturm, Yehrb. der Kameralpraris, I. — 
v. Seutter, Ueber die Berwaltung der StaatSdomänen, Ulm, 1825. — 
v. Liehtenftern, Ueber Domänenwefen. Berlin, 1826. — Hüll- 
mann, Gefchichte der gg in Deutfhland. 1807. — 
v. Rotted in deflen und Welcker's StaatSleriton, IV, 459. — 
v. Treitſchke, Art. Domänen in Bluntſchli's Staatöwörterb. III, 
162. — Roſcher, Grundriß 8.46. — Zach ari ä, Staatörecht II, Kap. 7. 
Tit. 2. — Bergius, Grundfäge der Finanzwifj. ©. 161. Stein, 
Fin. 2.9. ©. 147. — Ueber England j. Gmeift, engl. Berwaltungs- 
recht, 2.9. bei. B. 1, passim, Bode, brit. Steu. ©. 128; über 
Frankreich, Hod Fin. Frankreichs S. 209; über Preußen (17. 
u. 18. Jahrh.) Riedel, brand. preuß. Staatöhaush. passim, neue Zeit 
Rönne, Domän.-, Forfiwefen u. ſ. w. d. preuß. Staat3 1854; über 
Baiern, Pözl, bai. Verwaltungsrecht $. 229 ff.; Über Baden 
Negenauer, $. 192 ff.; über Nordamerika, Hod, Fin. Amerita’s 
©.325. Bgl. auch Czörnig, öfterr. Budget, II, 477 (Bergleiche). R. W. 


(d) Jm alten Aegypten war nah Diodor das Yand zu gleichen Theilen 


(e) 


unter den König, die Priefter und die Kriegerkafte getheilt. Die jüdiſchen 
Könige hatten Einkünfte von Yandgütern, die griechifchen Könige der 
homerifchen Zeit waren faft ausfchliegend darauf angewiefen. Auch zur 
Zeit des Freiftaates hatte Athen productive Staatsländereien. Rom 
hatte außer den älteften Staatsgltern, in Anfehung deren keine gewiſſe 
Kunde auf uns gelommen ift (nach Dionys von Halikarnaß fol 
Romulus das Gebiet unter den Staat, die Priefter und die Bürger 
ges pertheilt haben), häufigen Zuwachs ſolcher Grumdftüde aus feinen 
roberungen. Berühmt war wegen feiner Fruchtbarkeit und Einträglich- 
feit der ager Campanus. Anſehnliche Weidepläge und Waldungen 
brachten veichlihe Weidegelder (scriptura, Einjchreibegeld) ein. In 
Italien verfhwanden die agri publici im der Zeit des Freiftaates 
meiftens, durch Verkauf, Mebergabe an Anfiedler, Anmaßung von Privat- 
perjonen. In den Provinzen wurden fie verpachtet. — Große Majje 
von fürftlichen Ländereien im Mittelalter. Berzeihnig von 123 kaifer- 
lihen Billen der Karolinger bei Hillmann, Finanzgeſch. S. 19 ff. 
Unter den Königen von England aus dem ſächſiſchen Stamme, namentlid) 
unter Eduard dem Belenner (1042 — 65) befanden fi) 1422 Yandgiter 
(manors), die zum Theil von der ſächſiſchen Königsfamilie herſtammten, 
nebſt 65 Forften und 751 Park, und bis auf Heinrich II. bewirtheten 
die Könige alljährlich an den großen Feiten die Barone und ihr Gefolge 
aufs Reichlichſte Reynier, Egyptiens, ©. 90. Reynier, Grecs, 
S. 300. Bödh, I, 325. Sinelair, History of the public revenue, 
I, 26. 27. Gneift, engl. Berwaltungsr. I, 28, 39. — Nach Frou- 
menteau, Secret des finances, I, 1. trugen die franzöf. Domänen 
im D. 1550 — 80 j. 2°561°000 damalige oder an 7'/, Dill. Livres der 
— Zeit, nebſt 613°000 2. aus dem Holzverkauf. — Eine der mert- 
witrdigften Entftehungsarten der Staatsgüter ift die von Paulus 
Diaconus berichtete Thatfache, daß die longobardifchen Großen bei 
der Wahl des Königs Autharit (im J. 594) demfelben die Hälfte ihrer 
Beſitzungen abgetreten baben follen. 
In dem weftlichen Theile der nordamerifanifchen Freiftaaten bat 
die Union das Eigenthum roßer Yandftriche, ſ. Hock, a. a. O. S. 333. 
Um 1865 waren über 2'/, Mil. engl. Qu.-M. öff. Ländereien vorhanden, 


Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 20 
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von 2000 Mill. Acres des Staatögebiet3 der Union 1450 Mill., feit 
Gründung der Union bis 1865 vergeben an 400 Mill. Acres. Das 
Eigenthumsrecht der Union berubt theils auf einer Abtretung der öftlichen 
Staaten, im deren Freibriefen die Berechtigung zu jenen Flächen mit 
enthalten war, theils auf dem Ankaufe Louiſiana's von Frankreich (1803 
für 15 Mill. Doll.) und Florida's von Spanien (1819), der Erwerbung 
von Californien und Neu-Mexico, ſodann auf Verträgen mit den Ein- 
gebornen über ihre Gebiete in dieſen Yandfchaften. (Daneben befigen 
die einzelnen Staaten noch viel Land.) Der Verkauf diefer Ländereien 
bildet eine reiche Duelle von Staatseinfünften. 1846/7—1555/6 wurden 
im Durchichnitt jährlich 4432974 Doll. daraus eingenommen, 1868/9 
4,r Mil. D. Der Verkauf ſchwankt ftarf nach der Größe der Ein— 
wanberung, der Speculationsluft in western lands (1835 — 36 über 
30 Mill. D. Erlös), der polit. Yage (I hwacher Abſatz im Biürgerfrieg 
1861 ff). Es ift aber auch ein beträchtlicher Theil dieſes Staat3landes 
zum Bebufe der Urbarmachung an die einzelnen Staaten und an Eiſen— 
bahn-, Ganalgefellichaften abgetreten worden, und nad) dem neuen 
home stead Geſetz von 1862 kann jeder Bürger der B. Staaten u. 
jeder fremde Anfiedler ein Vorkaufsrecht auf je 1 Gut von 160 Acres 
auf von ihm im Befig genommenen Öffentl. Yande gegen einen bef. 
billigen Preis erlangen, ſ. Hod ©. 344. — Auch das Königreich 
Griehenland erlangte viele Domänen durch die Bertreibung der 
Türken, nah Urquhart (Turkey and its resources, Lond. 1833, 
©. 281) 13359000 Stremmata (zu acre) Weide, Ader, Wald und 
Weinberg, ohne das mit 250000 Delbäumen befettte Land; der Preis- 
anfchlag wird zu 887", Mill. Biafter — 82 Mill. Thlr. geſetzt. — Die 
Medlenburgifhen Lande baben ein Domanialvermögen von bei= 
nahe 125 [Meilen oder gegen 45 Proc. der Oberfläche (v. Yengerte, 
Landw. Statiftit der deutſchen Bundesft. I, 431), Schwerin insbefondere 
bat ein Domaninm - Gebiet von 99,1 [Meilen — 41,4 Proc. des 
Landes; es befindet fih darin nur wenig Privateigenthum, doch 5 Flecken. 
Auch in den anhaltifhen Herzogthlimern findet ein ähnliches Ver— 
hältniß ftatt. R. W. 
Reinertrag der Domänen mit Angabe feines VBerbältniffes zum ganzen 
reinen Staat3einfommen nad) Procenten in einigen Staaten: 

44,6 Proc. = 1062465 Thlr. Medlenburg =» Schwerin, A. 1850/1. 


397, = 739700 Thlr. Weimar 1869— 71. 
275°, = 898000 fl. Naſſau A. 1860. 

215 „ = 3197297 fl. Wirtemberg 9. 1861—63. 
145, = 1948000 Thlr. Sachſen A. 15689. 
13,7, = 13863000 Thlr. Preußen A. 1870. 
1286, — 1808000 fl. Baden A. 1870. 

14 „ = 6116000 fl. Baiern A. 1868/69. 

5,7 = 20393000 R. Rußland A. 1869. 

3 „ = 44762000 Fr. Franfreih A. 1866. 

2? „ = 7553000 escudos Spanien 9. 1865/69. 
15 „= 1280000 fl. Niederlande A. 1869. 

1 „ = 1802000 Fr. Belgien A. 1870. 

04 „ 360.000 X. Großbritanien 1868/9. 

0,53 — 1205000 fl. Defterreih (Weft-) A. 1570, ord. E. 


’ 123 

Die Tabellen bei E. Pfeiffer a. ad. ©. 151, 153 enthalten zum 
Theil abweichende Zahlen, ohne Angabe der Nahreszablen, vermutblich 
aus den lebten Jahren vor 1866. 

Die große Berfchiedenheit in obiger Tabelle ift, außer der nicht gleichen 
Aufftellungsmweife der Voranſchläge, aus mancherlei anderen Urfachen 
zu erflären. Viele Domänen wurden verkauft, $. 122, manche verjchentt, 
dagegen andere angelauft oder fonft erworben, f. $. 129. In Frankreich 





3. B, wo vor 1759 der Domänenertrag auf 11—12 Dill. Liv. gefchägt 
wurde (Necker, Admin. I, 12), erfolgte eine große Bermebrung durch 
Einverleibung der Kirchengüter (1789) und der Befiungen der Aus- 
gewanderten, welche ſpäter zuriidgegeben wurden, neuerlich noch Durch 
Wegnahme des Eigenthums der Familie Orleans (1852), — eine Ber- 
minderung durch Berkäufe zur Einziehung des Papiergeldes. In Staaten, 
die durch Einverleibung kleinerer StaatSgebiete vergrößert wurden (wie 
in Deutſchland 1806), blieben die Domänen derſelben den bisherigen 
regierenden Familien als Privatvermögen, weshalb ſolche Yandestheile 
ohne wahre Domänen ſind. R. 


8. 118. (8 90.) 


Die jtaatsrechtlichen Verhältnijfe bei ven Domänen zeigen in 
ven einzelnen Staaten eine Verſchiedenheit, die hier beachtet werden 
muß, weil fie auf die Behandlung diefer Güter Einfluß hat. 
In den meilten Ländern befinden jich werbenve (ertraggebende) 
Liegenjchaften im Vermögen des Staates und der Reinertrag 
verjelben fließt als Theil des Staatseinfommens in die Staats- 
cajje. Solche Vermögenstheile find Staatsgüter (a). In 
mehreren deutſchen Staaten bat fich aber aus alter Zeit her die 
Einrichtung erhalten, daß es Xiegenjchaften giebt, deren Eigenthum 
dem fürftlichen Haufe zufteht, deren Reinertrag jedoch fortdauernd 
dem Staatsrechte dieſer Länder gemäß zur Bejtreitung von Staate- 
ausgaben verwendet wird. Solche fürjtliche Haus: oder Stamm- 
güter, die ſich durch die bei ihnen geltenden Rechtsverhältniſſe 
von dem veinen Privatvermögen des Fürjten oder feines Haufes 
unterjcheiven, wurden eben fo wie die Staatsgüter Domänen (b), 
oder nad) dem älteren deutjchen Ausprud Kammergüter ge— 
nannt (ce). Der Begriff Domänen enthält alſo vie den beiden 
Arten von Gütern gemeinjchaftlihen Merkmale ver Unbeweglichkeit 
und der Widmung des Ertrages für öffentliche Zwede, nach dem 
Eigenthumsverhältniß aber zerfallen dieſe Güter in Staats— 
und Haus-Domänen. Dieſe Unterjcheivung wurde jedoch 
früherhin meiftens nicht deutlich erfannt (d). Die Kammergüter 
der deutſchen Kaifer waren, dem Weſen eines Wahlveiches gemäß, 
Staatsgüter, die bei dem öftern Webergange der Kaiſerwürde von 
einem Haufe zum andern jih nach und nach verloren und in 
die Hände der Reichsfürſten gelangten (e). Die Tafelgüter der 
geiftlihen Fürften und die Befigungen dev Reichsſtädte gaben 
jedoch fortwährend das Beiſpiel unverfennbarer Staatsgüter (f). 


Die Kammergüter der weltlichen Fürjten dagegen hatten feinen 
20 * 
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gleichförmigen Urfprung. Anfänglid waren es Privatgüter 
(Allode, Allodien), welche in ven fich emporhebenven Familien 
durch Kauf, Erbſchaften, Heirathen, Schenkungen u. ſ. w. ſich 
allmälig vermehrten (g). Als aus ven reichen Grundeigenthümern 
mit der Zeit faiferliche Beamte, Lehenträger und endlich Landes— 
herren wurden, diente der Ertrag jener Güter nicht bloß zum 
Unterhalt der fürjtlichen Gefchlechter, fondern auch zur Bejtreitung 
von Regierungsfoften. Später trat mancherlei Zuwachs aus 
Reichslehen, aus faiferlihen Staatsgütern, nach der Reformation 
auch aus aufgehobenen geijtlihen Stiftern (Klöjtern, Ordens— 
commenden u. ſ. w.) (A) ein, ferner aus den Domänen der neu 
erworbenen Yanvestheile, alſo aus jtaatsrechtlichen Veranlaffungen. 
Bei diefem verfchievenartigen Urfprung der Kammergüter ift der 
Streit und die Unbeftimmtheit der Meinungen über vie rechtliche 
Natur derſelben leicht zu erklären, zumal da von Seite ber 
Staatögewalt wegen des Mangels klarer jtaatsrechtlicher Begriffe 
nicht8 zur Verhütung fpäterer Zweifel gefchehen war (2). 


(a) In einem Bundesftaate kann es zweierlei Staatögüter geben, nehmlich 
des ganzen Bundes und der einzelnen Staaten. 

(6) Domäne, domanium, wurde aus dem Franzöfifchen (le domaine) herüber 
— wahrſcheinlich von dominium, oder nad) einer anderen Ab- 

eitung von doma, Grumdftüd. — Vgl. Klüber, Oeff. Recht, $. 232,233. 

(ce) In den Begriff derjelben pflegte man fonft noch das Merkmal aufzu- 
nehmen, daß fie unter die Verwaltung eines en geftellt 
jeien, 3. B. bei v. Sedendorf, Deutſcher Fürftenftaat, ©. 359. — 
Bergius Polizei- und Kameral-Vagazin, I, 198. 

(d) In Frankreich wurden die Domänen frübzeitig als zn. an⸗ 
erfannt, Bodinus, De republica, lib. VI. Ca ©. 648 der 
Barifer "Ausgabe von 1591. — Ueber Preußen |. —— Art. 
Dom. ©. 167, Riedel a. a. O. ©. 54, 61 u. Allg. Landrecht, Th. I, 
Tit. 14, 8. 1. 

(e) Hüllmann, Finanzgeſch. S. 1 fl. — v. Boſſe, Darft. des ſtaatsw. 

uft. S. 73, 113. 

(f) Doc find die geiftlichen Gilter auch al3 der Kirche gehörig betrachtet 
worden, — penes fundationem ecclesiasticam — Pütter, Institut. 
jur. publ. Germ. 8. 191. — Die älteren Schriftfteller nehmen bisweilen 
Kammer- und — = ganz gleichbedeutend, z. B. v. Secken— 
dorf und Bergius a. a. 

(g) Wurden ganze Ortichaften J ſelbſt — Bezirke auf einem dieſer 
Wege in die Gewalt eines Fürften gebracht, fo famen nothwendig die 
darin enthaltenen egentbilmtihen Beſitzungen des bisherigen Grundherrn 
in das en des Fürſten. Beifpiele: Vergrößerung des Burg- 
grafthums Nürnberg feit 1235, bei Fiſcher, Beichreibung des Fur ten⸗ 
thums Ansbach, I, SI — 110 (Ansb. 1797). Ueber die allmälige Ver— 
größerung der badifchen Domänen Pfifter, Gefchichtl. Entwidlung 
des Staatsrechts des Großh. Baden, I, 142 (1836). Der Berf. nimmt 
zwifchen den Haus- und StaatSdomänen eine mittlere Claſſe, die Hof— 
domänen, an, die aus ehemaligen NeichSlchen beftehe. 











(h) In Würtemberg wurde noch 1806 das evangelifche Kirchengut des 
Erblandes, im Betrage von etwa 10 Mill. fl., dem Kammergute ein- 
verleiht. Die Verfaſſungsurkunde verordnet 8. 77 die Ausſcheidung und 
Nüdgabe des ug er! welche aber noch nicht ausgeführt worden 
if. — Auch in der Markgraffhaft Baden-Durlach ift das evan- 
gelifche allgemeine Kirchenvermögen zu dem Kammergute gezogen 
worden. — In Frankreich wurde im Anfange der erften Revolution, 
in Spanien 1835, in no. no fpäter das Kirchengut vom 
Staate eingezogen. Diefe Maaßregel wurde in Spanien mehrmals 
wieder rückgängig gemacht, u. nochmals ergriffen. In neueſter Zeit ift 
in Jtalien das Kirchengut von der Staatögewalt in Befit; genommen, 
und die Veräußerung in größerem Umfange im Gange. 


(i) Am meiften wurde darüber geftritten, ob die Kammergüter veräußerlich 
und verjährbar 45 Pfeffinger ad Vitriarium, III, 1347 ff. — 
Gutachten der Furiftenfacultäten, die Hannöv. Berfaffungsfrage betr., 
©. 213 (1839). — v. Rotted a. a. O. ©. 466 ff. 


8. 119. ($. 91.) 


Das auf die angegebene mehrfache Weiſe allmälig entſtandene 
Domanium oder Kammergut der beutjchen Landesgebiete wurde 
nicht nach der Art des Urfprunges in Haus- und Staatsgut 
getheilt, ſondern als eine einzige Maſſe behandelt und nur von 
benjenigen Befigungen getrennt gehalten, die der Fürft ganz wie 
ein Privatmann befaß, ven fog. Chatoulgütern (a). Es galt 
jevoch allgemein in Deutjchland der taatsrechtlihe Grundſatz, 
daß der Ertrag des Kammergutes (mit Einfluß der 
Regalien) für Staatszwede, und zwar zunächjt für vie 
Hofftaats-, ſodann aber auch für Regierungsausgaben 
verwendet werden müſſe und daß Steuern erft dann 
zuläffig jeien, wenn jene Einfünfte nicht zureichen (b). 
Durch Landes over Hausgeſetze oder Uebereinfunft mit den Land— 
jtänden war fejtgefegt, daß dieß gefammte Kammergut unzer- 
trennlich beifammen bleiben, nicht veräußert oder belaftet werben 
ſolle (außer unter gewilfen Bebingungen) und ſich nach ver 
Erftgeburt im Mannsftamme, alfo zugleich mit der Fürſtenwürde, 
vererbe. Dafjelbe unterlag nicht ten gemeinrechtlichen Ver— 
jährungsregeln und trug feine Steuern. In manchen Staaten 
wurden auch nutzbare Hoheitsrechte (NRegalien) zu dem Kammer: 
gute gerechnet (j. o. $. 111). Die Lanpftände durften einer 
unbefugten Veräußerung deſſelben wiverjprechen, auch wurbe mit 
ihnen Bereinbarung getroffen, wenn aus Yanbesmitteln ein Zu: 
ſchuß zu dem Bedarf ver Hofhaltung geleiftet oder bei einem 
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reichlichen Domänenertrage ein Theil vefjelben zu anderen Staats: 
ausgaben beftimmt wurde ($. 46). Das Kammergut war folglich 
in vielen Hinfichten dem Staatsgute Ähnlich, wenn es gleich nicht 
als folches anerkannt war (ce). Erſt feit der Gründung des 
deutſchen Bundes und den neuen ftändifchen Verfaſſungen wurde 
es nöthig, das bisher unbejtimmt gebliebene Rechtsverhältniß 
genau zu vegeln, was hie und da nicht ohne große Schwierig: 
feiten und längere Streitverhandlungen geſchah, doch fuchte man 
eine mühfame Sonderung jener beiden Gattungen zu umgeben. 
In einem Theile der deutſchen Staaten wurden ſämmtliche 
Kammergüter als Staatsgut erklärt (d), was die Domänen in 
den außerdeutſchen Gebieten, zufolge des öftern Wechjels ver 
regierenden Gefchlechter, jchon früher geworben waren (e), während 
dagegen in anderen deutſchen Ländern der fürjtlichen Familie das 
Eigenthum der Domänen, felbjt in den neu einverleibten Yandes- 
theilen (f), vorbehalten (g), jedoch auch die Verwendung des 
Domänenertrages zu Staatsausgaben im Allgemeinen (A) over 
zur Bejtreitung der Hofitaatsausgaben (2) zugefichert wurde (k). 


(a) Diefe unterliegen der Beftenerung, dem allgemeinen Erbrecht und den 
ſämmtlichen Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes. — In Frant- 
reich hießen die Privatgliter des Königs domaine prive. Sie wurden 
befteuert und durchaus gemeinrechtlich behandelt, nur daß der König 
nicht an die Beftimmungen über den Bflichttheil gebunden war, Maca- 
rel, De la fortune publ. I, 140. Zu dem Privatvermögen gehört 
auch das in einem fideicommiſſariſchen Verbande ftehbende Hoflammer- 
(ehemals fog. KRammerfchreiberei-) Gut in Würternberg, welches 
ungefähr 200-000 fl. rein abwirft, Herdegen, ©. 147. Klüber, 
Deffentl. Recht, 8. 335. 

(5) v. Sedendorf, T. Fürftenftaat, ©. 363. Die Kammergüter feien 
beftimmt 1) für den Unterhalt der fürftl. Familie, 2) für Befoldungen 
der Beamten, 3) für Gefandtfchaften n.f.w., 4) für Schlöffer, Feitungen, 
Straßen u. f. w., 5) Kirden, Schulen, auch 6) für Ergötlichleit des 
Fürſten. — Gaffer, Einleitung zu den ölonomifchen, politifchen und 
Cameralwiſſ. ©. 7. — Pütter, Institutiones juris publ. $. 254. — 
Zachariä, Staatöreht 2.4. 8.208. — v. Rönne, Das Domänenz, 
Forſt- und Jagd» Wefen des preuß. Staats, 1854, ©. 2 ff. — Belege 
aus dem deutjchen Staatsrechte gefammelt in ven Protofollen der 
naffauifchen Herrenbant, 1819, Beil. ©. 287. Beftreitung dieſes Satzes 
in der Schrift: Ueber die Domänenfrage im H. S. Meiningen, 1847. 
S. 40 und bei Bollert, Die Entftehung und die rechtliche Natur des 
Kammervermögens in D., 1857. ©. 34. Neuere Streitfchriften über 
diefen Gegenftand: Zachariä, Ueber das rechtliche Verhältniß des 
fürftl. Kammerguts insbefondere im Herzogthum S. Meiningen. Gött. 
1861. — Reyſcher, Die Rechte des Staats an den Domänen und 
Kammergütern, Leipzig 1863 (gegen Zahariä und für die öffentliche 
Natur des Kammergütes). — pt. Bemerkungen zu Reyfcer, 
1564. — Badariä, Das Eigenthumsrecht am d. Kammergut. Gegen 


(e) 


(d) 


(e) 


A.L. Reyſcher. 1864. — Reyſcher, der Nechtsftreit iiber das Eigen- 
thum an den Domänen. 1865. — Die Erinnerung an obigen Grundfatz 
ift noch durch die Form des würtemberg. Haupt = VBoranfchlage3 aus— 
gedrückt, welcher in drei Theile zerfällt: 1) Staatsbedarf, 2) Ertrag 
de3 Kammergutes, 3) Dedungsmittel für das zu 1) noch Fehlende, - 
nämlich Auflagen. 

Als 1806 viele Kleinere deutiche Reihs-Fürften und Grafen ihre Landes- 
hoheit verloren (mediatifirt wurden), behielten die nun fogenannten 
Standesherren ihre Domänen als Privateigenthum, während die anderen 
Staatseinkünfte auf die Staatscafje der Länder übergingen, denen die 
Standesherren jetst angehörten. Die Schulden wurden nad dem Ver— 
bältniß beider Theile des bisherigen Einkommens getheilt. Bei der 
Einverleibung Hannover's, Kurbeffen's, Naffau’s u. f. w. 
in Breußen 1866 find die Domänen mit den preuß. Staatsglitern 
vereinigt worden. | 

Bol. im Allg. Zahariä, Staatöreht, $. 210 (bef. in d. Anm.). 
An Preußen ſchon im Jahre 1794 durch das Yandrecht, Th. II, Tit. 14, 
F. 11, ſodann Hausgefets v. 6. Nov. 1806, Edict dv. 30. Oct. 1810 8. 1, 
v. Rönne a. a. O. ©. 69 Jedoch wird ein (nicht ausgefchiedener) 
Theil der Kammergüter fortwährend als Stammgut unter dem Namen 
Kronfideicommiß betrachtet, weil bei der Erwerbung der Mark Branden- 
burg im J. 1415 durch den Burggrafen von Nürnberg der Kaufpreis 
(400.000 Goldfl.) aus dem Hausvermögen des Zollernſchen Gefchlechtes 
beftritten ward (fraglich richtig W.). Hierauf bezieht fich Die Anordnung, 
daß von dem Ertrage der Domänen eine bejtimmte Summe für die 
Hofftaatsausgaben abgezogen umd nur der Ueberreft in den Etat auf- 
genommen wird. Diefe Summe ($. 46) wurde zulegt durch die Verordn. 
v. 17. San. 1820 auf 2'!/ Mill. Thlr. feftgefett und in $. 59 der Ver— 
faffung v. 31. Jam. 1851 beſtätigt. Unrichtig Schmalz, Staatsw, 
L. II, 179: „Die Domänen find liberal in Europa wahre Privatgüiter 
der Fürſten.“ — Baiern 1818, Berf. Urk. Tit. III, 5. 1.2. — 
Würtemberg 1819, Berf. Urk. $. 103, in Anfehung des k. Kammer- 
utes, — Kurheffen in der Verf. Urf. von 1831 $. 139. 140, mit 
Sorbehalt einer Ausfheidung des Staat3- und Familiengutes. — 
Sachſen, Berf. v. 1833, 8. 18. 

Dänemark, Frankreich, Großbritanien, Niederlande, 
Schweden u f.w. Bollgraff, Syfteme der praft. Politik. IV, 
501. In Frankreich bießen die Domänen Krongut (domaine de 
la couronne) und unter Franz I. wurde die Umveräußerlichkeit deffelben 
verordnet, Edict v. 30. Jun. 1539. Das Privateigenthbum des Königs 
wurde im Augenblid der Thronbefteigung Staatsgut. Edict v. 1607. 
Gef. v. 8. Nov. 1814. Die assemblde constituante erflärte 1700 
diefe Gütermaſſe für domaine national, d. b. fie ſprach aus, daß fie 
Staatövermögen fei, was bei der früheren Unbeftimmtheit der ftaats- 
rechtlichen Begriffe nicht gefhehen war. Das heutige Krongut (domaine 
oder dotation de la couronne) ift der dem Staatsoberhaupt zum 
Niefbrauch überlaffene Theil de3 Staatsvermögens (dom. de l’etat), 
8.49 (a) (5). Es gehören hiezu ſowohl Liegenſchaften (Schlöffer, Land— 
güter, die Fabrifen zu Sepres und Beauvais und die Tapetenfabrit 
des Gobelins, fodann 3 Wälder), als bewegliche Dinge, wie Juwelen, 
Kunftwerfe, Bücher, Zimmergeräthe u. ſ. w. Dagegen iſt das bisherige 
Apanagium des Haufes Orleans von 1661, 1672 und 1692 wieder mit 
dem Staat3gute vereinigt worden, 8.49. (d). Macarel, Fort. publ. ], 
114. — Sn den Niederlanden wurde erft umter König Witbelm 11. 
das Eigentbum der Domänen an den Staat zurüdgegeben. 


(f) Bollgraff, ©. 500. 
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(9) 3. B. Nafjau (1814), Walded (1814), Baden, Gotha, Liechtenftein 


(h) 


(1818), Großh. Hefien (1820), Wermar, Koburg (1821), Kurheſſen, 
Altenburg (1831), Brammfchweig (1832), Hohenzollern - Sigmaringen 
(1833), — BVBerf. v. 1840), © — — 
(1841). In mehreren andern deutſchen Ländern (z. B. Mecklenburg, 
die auhaltiſchen und reußiſchen Lande) galt dieß ebenfalls fortwährend. 
Ueber Gr. Heffen u. Hannover f. 5. A. 8. 91 Anm. (M). 
Protof. der naff. Herren-Banl, a. a. D. ©. 300. — Baden, Berf.- 
Ur. (v. 1818) 8.50: „Obmeracdhtet die Domänen, nach allgemein aner- 
fannten Grundfägen des Staats- und Fürftenrehts, umftreitiges 
Patrimonialeigentbum des Regenten und feiner Familie find, und Wir 
fie auch in dieler Eigenſchaft — hiermit ausdrücklich beftätigen, jo wollen 
Wir dennoch den Ertrag derfelben, außer der darauf radicırten Eivillifte 
und außer anderen darauf baftenden Yaften, fo lang als Wir und nicht 
durch Herftellung der Finanzen in dem Stand befinden werden, Unfere 
Untertbanen nad .. innigften Wunfche zu erleichtern, — der Be- 
ftreitung der Staatslaften ferner belafjen.“ Ueber die aus diefer Be- 
ftimmung entfpringenden Rechtöverhältniffe zwiſchen dem Fürſtenhauſe 
und der Staatscafie al Nutznießerin der Domänen, wobei indeß die 
rein privatrechtlihen Sätze nicht unbedingt maaßgebend fein können, 
elferich im der Zeitfchrift für die gef. Staatswiſſ. 1847. I, 3. — 
Aehnlich Koburg, $. 76 der Berf. von 1821, — Braunfchweig, Yand- 
ſchafts-⸗O. von 1832, $. 6. 


O Nafjan, Meiningen (1529) u. ſ. w. Bielfacher Streit in diefen u. 


(k) 


einigen and. deutſchen Kleinftaaten über diefe Domänenfrage. ©. über 
engen die in Aum. (2) gen. Schriften. Endlicher Abſchluß eines 
Vertrags dafelbft zwiſchen Dynaftie und Ständen im J. 1871, auf 
Grund des zweiten Vergleichdentwurfd, den das als Schtedsgerichtshof 
ewählte Dresd. Oberappellationsgericht aufgeftellt hatte: da8 den Yandes- 
Heuer nicht unterworfene Domänenvermögen wird wie bisher verwendet, 
der Herzog erhält eine fefte Rente von 230.000 Thlr. jährlich, der Reſt 
fällt zur Hälfte an ihn u. an die Yandescaffe. Der Domänenetat wird 
mit Zuftimmung (früher bloß mit Beirath) der Landesvertretung feftge- 
ftellt. Diefe Beſtimmungen bleiben in Kraft, folange ein Mitglied des 
Mein. Specialbaufes oder Goth. Gefammthaufes nad Maßgabe der 
Berfafiungsurfunde die Negierung des Landes führt, Wenn dies aus 
irgend einem Grumde nicht mehr der Fall ift, fo erfolgt eine Grund- 
tbeilung des Domänenvermögens: dem berzoglihen Haufe bleiben °/; 
als fideicommiff., der gewöhnlichen Beftenerung unterworf. Privateigenth. 
de3 Goth. Gefammthaufes, dem Yande *, als Prov.“Fonds. — Hieber 
Naffau, ſ. 5. A. $. 91 Anm. (A). 


Die Ereignifje von 1548 haben die Folge gehabt, daß in mehreren 
deutfchen Yändern auf Antrag der Yandftände die Domänen fiir Staats- 
ut erklärt wurden und eine Eivillifte eingeführt ward, 3.2. in Alten- 
urg, wo die Kammer- und Landeseinkünfte vom Anfang 1849 an 
zufammengelegt worden find, in Weimar, Medlenburg, Meiningen, 
Koburg und Gotha (Verf. v. 25. März 1849 Beil. II), Oldenburg 
(f. 8. 46 (e)), Nafjau u. ſ. w. In den folgenden Jahren wurden dieje 
eftimmungen von den Hegierungen wieder aufgehoben und neue Ver— 
abredungen über die Verwendung des Domänenertrages getroffen, die 
ſich oft lange binzogen und mitunter erſt unter der Mediatifirungsfurcht 
— 1866 zu einem Abſchluß gelommen find (Anhalt, Meiningen). — 
tachdem im Kriege von 1866 die Gebiete von Hannover, Kurheflen u. 
Nafjan von Preußen nad dem Prager Frieden einverleibt worden 
waren, erhielten die Fürſten diefer Länder reichlihe Entfhädigungen 
wohl mit NRüdfiht auf ihre Hausdomänen, welche nun preufilihe 
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Staatögüter wurden. Der König von Hannover a 13:679°000, 
der Herzog von Naſſau 8892-000 Thlr., doch wurde die Entfchädigung 
des erfteren wieder mit Beichlag belegt. 


8. 120. ($. 92.) 


Der Umftand, daß die Kammergüter wenigftens zum Theile 
Eigenthum der fürftlichen Familien waren, während bie durch 
Steuern aufgebrachten Summen offenbar in das Staatsnermögen 
gehörten, hat bei ver Entftehung ver landſtändiſchen Verfaſſung 
in Deutjchland zu einer merfwürdigen Einrichtung Anlaß gegeben, 
die ſich noch bis jeßt in mehreren Staaten erhalten hat. Die 
Erhebung von Steuern, wenigjtens von fog. directen Steuern 
(Scatungen), jette die Bewilligung der Landſtände voraus, 
zugleich war häufig verabredet worben, daß die Steuern unter 
der Mitwirfung und Aufficht landſtändiſcher Commiſſare ober 
ſogar ganz ausfchließend von dieſen erhoben, aufbewahrt und ver- 
wendet würben, während die Einkünfte aus den Kammergütern 
und ben Hoheitsrechten, als die älteren und vie nicht beliebig 
vermehrbaren, unter der ausjchließlichen Verwaltung fürftlicher 
Beamten verblieben. So entjtand die Trennung zweier 
Caſſen (a), nämlih 1) ver Kammercaffe, welche die Domä- 
nen und Regalieneinfünfte aufnahm und davon hauptfächlich bie 
Hofftaatsausgaben beftritt ($. 45), jedoch da, wo fie reichlich 
ausgeftattet war, auch nebenbei mancherlei Ausgaben für Re— 
gierungszwede übernahm; 2) ver Landes- (auh Steuer, 
Oberjteuer-) Caſſe, in welche die Steuergefälle floffen und 
aus welcher die meiſten Regierungsausgaben, zunächft und vor— 
nehmlich die Koſten der Staatsvertheidigung, bezahlt wurden. 
Die Bertheilung der Einkünfte und Ausgaben unter jene beiden 
Caſſen war nicht in allen Ländern gleicher Art, was fich Leicht 
daraus erflären läßt, daß man jene Scheidung nicht fowohl nach 
allgemeinen Begriffen, als vielmehr nach augenblidlichem Be— 
bürfniffe und örtlichen Umftänden vornahm (b). 


(a) v. Sedendorf, T. Fürftenftaat, ©. 503. — v. Juſti, Staat3- 
wirthſch. II, 89. — Bergius, P. u. 8. Magazin, II, 2941 ff. — 
Zachariä a.a. O. $. 210. Die römifche Trennung von fiscus und 
aerarium trug vielleicht dazu bei, diefe- Einrichtung zur empfehlen. Das 
lestere war die Staatöcaffe, der fiscus, von Auguftus gefchaffen, follte 
die Kriegscaffe fein, wurde aber mehr und mehr als die faiferliche 
Privatcaffe angefeben und nahm faft alle neu eingeführten Auflagen 
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auf. In ven Provinzen gab es viele Landgüter, die auf Rechnung des 
Kaifers unter kaiferlihen Procuratoren verwaltet wurden, agri fiscales. 
Hegewiſch, ©. 178. 195. — Beder und Marquardt, IV, 2, 
©. 200. 

(d) Im preußifhen Staate wurde die Domänen- u. die Kriegscaffe, 
welche die Steuern erhob, 1722 vereinigt, nachdem das Steuerbewilli- 
gungsrecht der Yandftände aufgehört hatte. Die jenen beiden affen 
vorgefegten Behörden bildeten nun in ihrer Berfchmelzung das Ge— 
neral-Ober-Finanz-Kriegs- u. Domänen-Directorium. 
Riedel, Brandenb. Preuß. Staatshaushalt S. 57. Die Negierungs- 
collegien in den preußifchen Provinzen behielten bis zu der neuen 
Staatseinrihtung nad) dem Zilfiter Frieden den Namen Krieg - und 
Domänenfammern. — In Würtemberg hatten die Yandjtände bis 
1504 die Verwaltung der Steuercaſſe ausſchließlich und lieferten die einge- 
gangenen Summen an die einzelnen Staatscafjen ab. — In Braun— 
chweig wurde noch nad der Berf. von 1520 das Landesfleuercollegium 
zum Theil von dem Landesherrn, zum Theil von den Ständen bejett. 
Dies hörte nach der Verf. von 1836 auf, aber die Trennung dauert 
fort. Jene Oberbehörde heit jet Steuerdirection. — In Hannover 
wurde die Cafjentrennung 1834 aufgehoben in Folge des Staatögrund- 
gefetses, wiederhergeftellt 1541 nach der Befeitigung diefer Verfaflung, 
abermal3 aufgehoben 1851. Lehzen I, 3. — In Weimar wurde 
das Verhältniß beider Caſſen 1815 neu geregelt. Die Rammercafje gab 
für 149500 Thlr. bisherigen Zufhuß aus Steuern auf, Dagegen wurden 
ihr für 149420 Thlr. Ausgaben für Befoldungen und Anftalten abge- 
nommen und der Landfhaftscafie übertragen. Beide Stellen, Die 
Kammer und das Landfchaft3= oder Stenercollegium waren dem Finanz- 
minifterium untergeordnet. Die Landftände ernannten zwei Beiſitzer des 
Landſchaftscollegiums und den Eaffier der Hauptlandfchaftscaffe, Burd- 
hard, S. 517 ff. Im Jahre 1819 erfolgte die Bereinigung diefer 
beiden Caſſen. — In Koburg und Gotha find diefelben noch getrennt. 
Folgende Ueberficht der Etats giebt ein Bild Heinftaatlicher verwidelter 


Finanzverwaltung : 
Coburg, fl. Gotha, The. 
1. Domänencaffenetat. (1867— 73) (1869— 73) 
Gefammte Einnahme . . - . . 190,500 556628 
Ab Ausgabe. » » 2» 2 2.0. 120°500 354164 
UEEIANB . 4 4° 4% 1.0040 70-000 172464 
Davon erhält die Staatäcaffe . . 35'000 52983 
Dögl. die herzogl. Eafie. -. ». » 35000 119481 
2. Staatscaffenetat. 
Einnahmen im Ganzen . . .» . 426469 591300 
Wovon aus d. Domänencafie . . 60-400 59-293 


S. Goth. Alman. für 1871 ©. 574. Der Uinterfchied der Zahlen, betr. 
die Zahlungen aus d. Domänencafie an die Staatscaffe, wird fi aus 
lage erflären. — Ueber Naffau f. 5.4. 8. 92 
Anm. (d). — In Ungarn erhob die Hoffammer in Ofen feine Steuern, 
vielmehr floffen diefe in die Kriegscaſſen und die Caſſen der einzelnen 
Geipannfchaften, v. Efaplovics, Gemälde von Ungarn, II, 177. 232. 
Die Hatte alfo einige Achnlichkeit mit der Caſſentrennung. — Vgl. 
überhaupt v. Malchüs, Politik der innern Staatöverwaltung, I, 18. 
Bollgraf, Syſtem der prakt. Politik, IV, 434. 496. R. W. 
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g. 121. ($. 93.) 


Diefes Nebeneinanverbeftehen zweier Caſſen und bie ganz 
abgejonderte Stellung der Domänenbehörden ift für die Finanz- 
verwaltung keineswegs zuträglich; denn 1) es leidet darunter bie 
Einfachheit des Gefchäftsganges; 2) e8 entjtehen leicht Streitig- 
feiten der vorgeſetzten Behörden über Rechte und Schulpigfeiten 
beider Caſſen, und mancherlei VBerwidelungen; 3) e8 wird bie 


Ueberſicht des ganzen Staatsbedarfs und die Bergleichung vefjelben 


mit der Geſammtheit der Einnahmen erjchiwert, und leicht ge- 
Ichieht es, daß auf ber einen Seite minder bringende Ausgaben 
vorgenommen werben, indeß auf der anderen wichtige Bebürfniffe 
unbefriedigt bleiben (a). Beſſer ijt e8 daher, wenn auch da, wo 
das Domanium noch als Hauseigenthum gilt, fein Ertrag und 
die Einnahme aus Hoheitsrechten in dem allgemeinen Voranſchlage 
des Staates ihre Stelle finden und in die allgemeine Staatscajje 
fließen, aus welcher dagegen eine den Hülfsquellen des Landes 
entjprechende Summe für die Hofſtaatsausgaben angewiejen wird 
(Civillifte 8. 48). Wo dieß gefchieht, wo die Domänen unter 
ver Leitung ber oberjten Finanzbehörden und unter ver ftändifchen 
Mitwirkung ftehen und ihrer Verfchleuderung gefetslich vorgebeugt 
iſt (D), da wird fich der Unterſchied beider Arten von Gütern 
im ruhigen Gange des Staatslebens nur noch darin bemerken 
lafjen, daß bei ihrer Veräußerung nicht gleiche Grundſätze befolgt 
werben, $. 124. 


(a) Bergl. Rudhart, Zuftand des K. Baiern, III, 39. — Stüve, Ueber 
die gegenwärtige Yage des K. Hannover, 1832. ©. 86. 
(d) 3. B. Baden, Großh. Heffen. 


8. 122. ($. 9.) 


II. Die Trage der Domänenveräußerung. In der 
neuejten Zeit hat man fich vielfältig mit dem Gedanken bejchäftigt, 
die Domänen gänzlich durch Verkauf in die Hände von Privaten 
übergehen zu laffen. In den meiſten Staaten iſt die in England (a) 
ſchon früher bewerkjtelligte Veräußerung der Domänen angefangen 
worden (b). Cine unbedingte Entjcheidung über diefe Maßregel, 
ohne Rüdficht auf die concereten Berhältnijfe einer Volkswirth— 
ſchaft, läßt fich nicht geben (j. $. 87, 91,93), Die Entwicklung 
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ver Volks- und Staatswirthichaft hat in Weſt- und Mitteleuropa 
in der Gegenwart aber mancherlei Bedingungen hervorgerufen, 
unter welchen die Veräußerung ver Domänen begreiflich wird 
und jtatthaft erfcheint. Auch dabei hat man fich jedoch zu hüten, 
wieder die Veräußerung als abjolute Forderung binzuftellen (c). 

A. Für diefe Mafregel fprechen gegenwärtig vornehmlich 
folgende Gründe: 

1) Der allgemeine Entwidlungsgang der Grundeigenthums— 
verhältniffe, unter dem Einfluß der Entwidlung der landwirth— 
Ichaftlichen Eultur. Die fteigende Bevölkerung und der wachjende 
Wohlitand machen eine intenfivere Bebauung des Bodens noth- 
wendig. ine folche wird wefentlich erleichtert, in vielen Fällen 
erjt ermöglicht durch den Uebergang des Bodens in Privateigen- 
tum. Der Uebergang der Domänen, insbefonpre ver Yeldgüter, 
. in biefes bildet dann nur einen bejonderen Fall einer allgemeinen 
volfswirthichaftlichen Entwicklung (d). 

2) Die Regierung ift wenig geſchickt, Gewerbe zu betreiben. 
Privateigenthümer benugen in der Regel eine Erwerbsquelle mit 
beſſerem Erfolge als jene, weil fie mit größerem Eifer verfahren, 
mehr auf Verbefferungen bedacht find und jeven einzelnen Ge— 
werbszweig jehwunghaft betreiben können, was beſonders bei inten- 
jiverem Ackerbau fich fühlbar macht, während die Regierung ein 
foftbares Perjonal von unteren und höheren Beamten erhalten 
muß, welche minder thätig und fparfam, als eigene Unternehmer, 
oder wieder an manche läftige Controlen gebunden find. Die 
Erfahrung lehrt vielfach, daß die Domänen jett in Privathänden 
einen größeren Reinertrag abwerfen, befonders wenn die Domänen 
vor dem Verkaufe in folche Stüde zertheilt werven, daß fie zwar 
noch eine reichliche bäuerliche Nahrung geben, aber mehr Menjchen 
als bisher bejchäftigen, wodurch der Wohljtand der Landbauenden, 
jo wie die Volksmenge vergrößert wird. Selbſt wenn ver Erlös 
nur den bisherigeu Domänenertrag vergütete, fo hätte ver Verkauf 
doch in jenen Fällen eine Vermehrung des Einkommens und aljo 
der Steuerfähigfeit des Volkes zur Folge (e). R. W. 

(a) Elifabeth und Jakob I. verlauften viele Domänen, letzterer für 775000 2. 

&t. Sinclair, a. a. ©. 1, 205, 232. 


(d) Sn Defterreich find ſchon im vorigen Jahrhundert, ſodann auch im 
jegigen (V. v. 7. Det. 1810 und 20. Febr. 1811, ferner nach dem 
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Batent v. 22. Jan. 1817) fehr viele große Domäneuherrſchaften zur 
Schuldentilgung veräußert worden. Der Verkauf brachte 1818 — 1851 
35°736°097 fl. ein, der Ausrufsprei3 war 28°893°968 fl oder 4/s des 
Erlöfes. Darunter befand fich die Herrfchaft Podiebrad in Böhmen, 
die 1839 fiir 1:634°050 fl. veräußert wurde. Tafeln zur Statiftif der 
öfterr. Monarchie, Neue Folge, I, 3. Heft Taf. 19. Neuerdings ift die 
Domänenveräußerung in Oefterreich wieder bloß eine Folge der furcht- 
baren Finanznoth, ohne irgend ein rationelles Finanzprincip. Dies gilt 
namentl. von dem ganz verfehlten Vertrag v. 18. Oct. 1855, zwifchen 
Staat u. Nationalbant, wonach eine Malte von Staatögütern, die auf 
156°485°000 fl. angefhlagen find umd eine Fläche von 150 g. [Meilen 
einnehmen, an die Nationalbank als Unterpfand_ für das Guthaben 
verfelben von 155 Mill. fl. überlaffen wurde. Die Banf darf diefe 
Güter verwalten und allmälig veräußern umd der Erlös wird am der 
enannten Schuld des Staates abgerechnet. Für die Herftellung der 
Balıta — doc der Zweck der Maßregel — war diefer — gan obne 
Erfolg (j. A. Wagner, Fin. Defterr. im Staatsw. B. VII, 630). 
(Die Denkt. von Stein ©. 165 d. 2.9. machen faft wieder ein feftes 
„PBrincip” aus der Verwendung des Erlöfes verfaufter Domänen zur 
PBapiergeldeinlöfung, — wie fo oft bei Stein eine Erhebung jchlechter 
Öfterr. Finanzmaßregeln zum wiſſenſch. PBoftulat!), In dem Berkaufe 
von Eifenbahnen und anderen Gegenftänden an eine Gefellfchaft, für 
welche franzöfifche Eapitaliften den Bertrag abfchloffen (1. Jan. 1855, 
für 200 Mil. Fr.), find auch 114000 Hekt. Land einbegriffen. Starte 
BVeräußerungen, felbft von Forften, find in neueſter Beit in Defterreich 
wieder erfolgt. Bgl. die (officiöfe) Schrift Staatsgüterverwaltung der 
Nationaldanf. Wien, 1862. E3 find daher mit Ausnahme der Staat3- 
waldungen im weltlichen Defterreih nur wenige Staatsgüter übrig 
geblieben. — Im preuß. Einmahmeetat waren eine Zeit lang jährlich 
1 Mill. Thlr. für Verkäufe und Ablöfungen aufgeführt. Bis 1820 find 
für 20 Mill, von da an bis 1840 für 35%, Dil. Thlr. Kammergüter 
verfauft worden. (Zweifel über die Zweckmäßigkeit diefer Maaßregel bei 
v. Bilow-Cummeromw, Preußen, feine VBerfafjung u. f. w. ©. 153, 
wo jedoch der Drang der Kriegäzeit und die voltswirthichaftlichen Bor- 
tbeile zu wenig beachtet zu fein fcheinen.) Im D. 1851 — 56 wurden 
281834, 1860—64 1,035, 1865—69 0,59 Mill. Thlr. aus dem Verkaufe 
u. d. Ablöfung v. Domänengefällen eingenommen. — In Belgien 
werden fortwährend nach geſetzlicher Vorſchrift Domänen verlauft. Die 
bieraus fließende Einnahme war in D. 1841—50 595°969 Fr. R. W. 
Dies thut im einfeitiger Weife Stein, 2.9. ©. 159, der danach zwei 
Verwaltungsprincipien für Domänen unterfcheidet: nad) dem maßge- 
benden zweiten müſſe die finanz. Benwaltung fo eingerichtet werden, daß 
man den Uebergang der Domänen ins Privateigeuthum vorbereite. 
Aber Tetsteres ift eben kein allgemein gültiges Artom, felbft nicht für 
die Gegenwart. Stein fteht hier einmal ganz auf dem einfeitigen 
os den Niemand mehr als er untergraben hat. — 

Smith, II, 208. „Das Einkommen, welches in jeder civilifirten 
Monarchie die Krone von den Staatsgütern zieht, obfehon es die Bürger 
nichts zu koſten ſcheint, koftet doch in der That die Gefellichaft mehr als 
vieleicht jede andere Einnahme der Krone von gleicher Größe.” — 
Schmalz, Staatsw.-Y. II, 180. — Lotz, IH, 120. — Billau, Der 
Staat und der Landbau, ©. 50. — Bergius, Finanzwiſſ. ©. 171. — 
Pfeiffer, St.- Einnahmen I, 112, u. überhaupt die Vertreter der 
Mancefterrihtung. ©. auch oben $. 95 Anm. (a) die einfeit. Auffaffung 
v. Pfeiffer, Maurus, daß der Domänenbefiz des Staat3 wie eine 
Steuer wirte. — Für allmälige Veräußerung ſpricht auch Seelig in 
Rau u. Hanffen, Ardiv der polit. Oekon. N. Folge, IX, 29. R. W, 
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(A) Val. hierzu def. Roſcher, Nationalöf. des Ackerbau's, Buch II, verfchied. 


Kap. u. Syſtem I, 8. 57, 88; A. Wagner, d. Abjchaffung des privaten 
Grundeigenthums, Ypz. 1870, bei. Abfchn. II, woſelbſt auch weitere 
Literatur. Ich Halte die Beweisführung im dieſer Schrift auch den 
ziemlich einfältigen und auf verworrenen Mißverftändniffen beruhenden 
Bemerkungen von 9. Rösler in Hildebr. Jahrb. 1870 u. in d. Schr. 
„Ueber d. Grumdlehren d. v. A. Smith begründ. Volkswirthſchaftstheor.“ 
2. 9. Erf. 1871 ©. 78 gegenüber vollkommen aufrecht. 


Natürlich würde man da anders urtbeilen müfjen, wo die Privaten in 
der Yandwirthfchaft fo wenig Eifer und Gefchidlichkeit zeigten, daß fie 
von den Domänenverwaltern beträchtlich übertroffen wirden. — Ju 
Dänemark follen neuerlich die Staatögüter jo gut verkauft worden 
fein, daß ihr bisheriger Neinertrag nur Y/a— 1 Proc. des Erlöfes war. — 
Die in Spanien bi 1811 verkauften Staatögüter waren auf 
133 DIE. Ne. gefhätt und es wurden 926 Mil. erlöft. Die bis 1855 
von der Negierung verkauften Kirchengüter brachten einen Erlös von 
17851000 Realen, während fie zu 9143000 R. angeſchlagen worden 
waren. — Auch die neueſten italien. Reſultate beim Verkauf der 
Staat3- u. Kirchengüter find verglichen mit den bisher. Nenten u. den 
Taren günftig. — Ueber Defterreid f. d. Schrift v. J. Schulhof, 
Staatögüter u. Großgrumdbefig in d. öſterr. Mon. Wien, 1862 (ziemlich 
unzuverläfig) u. Dagegen die in Anm. (2) gen. Schrift der Bank. In 
letzterer wird u. A. gezeigt, daß man bei der Vergleihung mit Privat 
giltern oft den Ertrag der Staatsgüter nicht richtig (micht hoc) genug) 
anfchlägt. ©. 12: „Die Nentabfuhren können nicht zur Grundlage einer 
vergleichenden Beurtheilung dienen, da von dem Reinertrag der Staat3- 
güter meift nur ein Theil in die Staatscaſſe gelangt.” Es möchte über- 
haupt häufiger, al bisher angenommen wurde, der Staatsgüterertrag 
jelbft jetzt jchon nicht allgemein (wenn Zeit des Verkaufs, Yage, 
Boden, Abjatverhältniffe, Größe der Güter u. ſ. w. verglichen wird) fo 
jehr Hinter Dem von Privatglitern zurückſtehen, von möglichen Ber- 
befjerungen in der Verwaltung gar nicht zu reden, $. 121 Nr. 3. 
Immerhin verkaufte jedoch auch d. Öfterr. Nationalbant 8 Güter von zuf. 
61524 fl. mittl. Reinertrag im Anfchlag (unter Berückſicht. fteigender 
Cultur) v. 1,96 Mill. fl. für 2:620°645 fl., wovon der bisher. Ertrag 
aljo 2,50, war, — bei einem Staatsfhuldzinsfuß von 7 — 4%, — 
In Baiern find in den Jahren 1826—2S dir 3350557 fl. Domänen 
verfauft worden, deren Neinertrag bisher 54151 fl. oder 2,5 Proc. war. 
Der Erlös ift, wenn man noch 45000 fl. Vorſchüſſe und 35°000 fl. 
Ausſtände einrechnet, das 45fache der bisherigen veinen Nente, und ver- 
zinfet fich dagegen zu 4,2 Proc. Verh. von 1531. Beil. XXI. Better- 
lein’3 Bortr. $. 13. R. W. 


8. 123. ($- 95.) 
3) Der Berfauf der Domänen ift ein leichtes Mittel, vie 


Staatsjchulden abzutragen (a), befonvders wenn man Werth darauf 
legen muß, daß dieß bald in beträchtlichem Maaße gejchehe; auch 
gewinnt man biebei, indem ver Kaufſchilling gewöhnlich jo groß 
ausfällt, daß er mehr Schulvenzinfen erjpart, als man an Ein- 
fünften aus den Domänen verliert (b). 
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4) Der Domänenbeſitz verwickelt die Regierung in ein be— 
ſonderes Privatintereſſe, welches ſie manchen allgemeinen Ver— 
beſſerungen, z. B. der Ablöſung läſtiger Realrechte, abgeneigt 
macht, oder welches wenigſtens wegen der daraus herrührenden 
Reibungen mit dem Vortheile Einzelner leicht als etwas Ge— 
häſſiges betrachtet wird. 

5) Die Erfahrung zeigt, daß zur ſichern Deckung des Staats— 
aufwandes Domänen feineswegs erforverlich find, und daß in 
mehreren europäiſchen Staaten, wo die Domänen nur einen ge- 
ringen Beitrag liefern, $. 117 (d), doch die Einfünfte veichlich, 
regelmäßig und ohne Bedrückung dev Bürger eingehen. 

(a) Schon im alten Rom geſchah diefes bei der Geldverlegenheit im Jahre 
554 u. c. im Anfang des macedontfchen Kriegs. Die Confuln trugen 
darauf an, die Gläubiger warten zu lafjen, was der Senat verwarf. 
Cum et privati aequum postularent, nec tamen solvendo aere 
alieno resp. esset, quod medium inter utile et aequum 
erat, decreverunt. &3 wurden disponible Staatögüter nach der Ab- 
ſchätzung durch die Conſuln den Gläubigern überlafjen, mit einem Zins 


von 1as fiir daS jugerum, um ein Zeichen zu haben, wenn der Staat 
jpäterhin die Güter wieder einlöfen könne. Livius, XXXI, 13. 

(d) Kann man 3. B. Güter, welche 1 Mill. rein abwerfen, für 30 Mill. 
verfaufen und damit Schulden abzahlen, die 4'/, Proc. Zinfen koften, 
jo erfpart man 1350000 fl. Zinfen, alfo 350°000 fl. mehr, als man 
an Domiänenertrag aufgiebt. Bal. $. 122 (e). 


$. 124. (6 96.) 


B. Dagegen ift die Beibehaltung der Domänen aud) 
gegenwärtig noch aus andern Gründen in Schug genommen 
worden (@). 

1) Aus dem Gefichtspuncte der Staatsklugheit im Allgemeinen 
bat man fie al8 eine wefentliche Stüße ver erblichen Fürften- 
würde angejehen, weil diefe aus dem Reichthume an Ländereien 
entjprungen ſei und alſo fortvauernd auf ihm ruhen müfje; das 
Domäneneinfommen wird ferner wegen feiner Unabhängigkeit von 
(andftändifcher Bewilligung und überhaupt wegen feiner größeren 
Sicherheit in Zeiten innerer Unruhen und großer Umwälzungen 
für vorzüglich ſchätzbar erachtet (6). — Sole Rückſichten find 
bauptjächlich bei den Hausdomänen beveutend ($. 46. 118.) und 
fönnen in Beziehung auf kleinere Staaten, deren Selbftändigfeit 
mehr gefährvet ift, micht für ganz unbegründet gehalten werben, 
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befonvers wenn jchon durch die Ablöfung ver Grundgefälle 
unvermeidlich ein Theil des Domäneneinfommens hinweggefallen 
ift. Indeß gewährt erfahrungsgemäß der Domänenbefig weder 
Sicherheit gegen Entthronung der Dynaftieen durch Revolutionen 
noch materielle Hülfe bei feindlicher Vertreibung. Auch liefert 
wenigftens in ruhigen Zeiten und in Ländern mit einer ent- 
widelten Volkswirthſchaft die Beſteuerung leicht vie Mittel zur 
Befriedigung der Staatsbedürfnijje, und es wäre nicht rathfam, 
jene Vortheile da, wo erhebliche volfswirthichaftliche Erwägungen 
ven Berfauf empfehlen, mit einem großen wirtbfchaftlichen Opfer 
zu erfaufen. Auch ijt es jedenfalls zur Befeitigung aller Be— 
jorgniffe genügend, wenn ein folcher Theil ver Domänen erhalten 
wird, auf dejjen Reinertrag die Eivilfifte angewiefen werden fann. 
Ferner ift auf Eingehen eines gewiſſen Gelvertrages von Staats- 
gütern nicht bejtimmt zu vechnen, weil bei Yandgütern mancherlei 
Unfälle vorfommen können, welche jowohl vie Pachter als die 
Berwalter hindern, die Zahlungen zu rechter Zeit zu leiten. 

2) Das Domäneneinfommen erregt feine Unzufrievenheit und 
fein Gefühl der Entbehrung, weil es aus einefif eigenen Erwerbe 
der Regierung mit Hülfe eines jchon längſt von dem Privat- 
vermögen ausgefchiedenen Grundeigenthums herfließt ($. 95 (a)), 
während die Auflagen fortvauernd aus den Einfünften der Bürger 
entrichtet werden müfjen und unvermeidlich zu manchen Ungleich- 
heiten und Beläftigungen Anlaß geben. Würden vollends die 
Kammergüter unvortheilhaft verkauft oder die eingehenden Kauf- 
gelver nicht gut zu Rathe gehalten (c), jo müßten fogleich die 
Steuern erhöht werden, um ven Ausfall in ver Einnahme zu 
decken. — Hiebei iſt jedoch zu bemerken: a) Jener Vorzug des 
Domanialeinfommens dürfte nicht entjcheiven, wenn die Kammer- 
güter weniger ertrügen als Privatländereien und jomit vie Güter- 
erzeugung im Ganzen geringer wäre. Nur bei einer der Privat- 
benußgung nicht nachjtehenvden Bewirtbichaftungsweife ver Domänen 
ift diefer Umftand beveutend. b) Werden vie Kaufjummen zur 
Schulventilgung oder einer werbenden Anwendung benugt, jo iſt 
feine Vermehrung der Auflagen nothwendig; wachjen dagegen aus 
anderen Urjachen die Staatsbevürfniffe, jo würde auch die Bei— 
behaltung der Domänen eine jtärfere Bejtenerung nicht verhüten 
fünnen; gegen eine Berjchleuderung oder eine Verwendung des 
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Erlöjes für laufende Staatsausgaben aber jchügen in einem 
wohlgeordneten Staate die gefelichen Vorkehrungen. 

3) Wenn gleich erfahrungsmäßig die Staatögüter in vielen 
Fällen den Privatbefigungen im reinen Ertrage nachitehen, fo 
läßt fich doch nicht behaupten, daß dieß allgemein fo fein müffe. 
Theils muß man in diefer Beziehung die Arten und Beichaffen- 
heit ver Staatsgüter umterjcheiven, theils läßt fich die Bewirth— 
ihaftung beſſer einrichten, $. 122 (d). Ferner läßt fich nicht 
verhindern, daß reiche Privatperfonen, Körperfchaften oder Stif- 
tungen die erfauften Güter ebenfall® verpachten, wie es bie 
Regierung gethan hat, und wie dieß überhaupt jehr häufig ge- 
ſchieht; es macht dann wenig Unterſchied, ob der Verpachter ver 
Staat over eine andere Perfon if. R. 


(a) Gr. Soden, V, 45. — v. Jakob, I, $. 76. 192. — Herzog, 
Slaatswirthſch. Blätter, II, 5 (1820). 

(2) v. Haller. — Nudhardt, Buftand des K. Baier, III, 37. — Andere 
jehen gerade umgekehrt im Beftehen vieler Domänen eine Gefahr für 
die bürgerliche Freiheit. Sinclair, History, III, 294. Zachariä, 
Vierzig Bücher vom Staate, II, 79. Sn \ Breufen u. and. Staaten 
bieng übrigens der Umfang der jeweil. Veräußerungen öfters auch mehr 
von politifchen, als von wirthſchaftlichen Beitanfichten ab: feine oder 
nur geringe Veräußerungen in Zeiten der polit. Reaction. Die Extreme 
berühren His aber: die Socialdemokratie als Gegnerin des privaten 
Grundeigenthums muß confequent auch die Beräuberun von Staats⸗ 
ütern verdammen (mie ſich F der Angelegenheit der Braunſchweiger 

Staatsbahnen ſchon zeigte). 

(c) Aus dieſer Beſorguiß i Gr. Woltte dem Verkaufe abgeneigt, Ueber 

die Einnahmequellen, 30. 


“ 
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4) Das Domäneneintommen muß im Verlaufe längerer Zeit- 
räume jteigen, weil die Grundrente mit der Preiserhöhung ver 
Bodenerzeugnifje und dem befjeren, Eunftgemäßeren Anbaue ter 
Ländereien erhöht wird, I, 8. 220. Durch den BVerfauf gegen 
eine Geldſumme geht diefer Vortheil verloren, und der Schaden 
ift dejto größer, wenn bie Veräußerung in einer Zeit vorge: 
nommen wird, wo e8 noch an Capitalen und Arbeitskräften zu 
einer bejjeren Bewirthichaftung durch Privaten fehlt und deßhalb 
bie Preife der Grundftüde noch niedrig find, oder, wie in ber 
Regel, wenn es in Zeiten ber Finanznoth gefchieht. — Diefe 
Betrachtung muß von unzeitigen Verkäufen abhalten. Doc ift 
babet auch zu erwägen, daß die Grundrente von Privatländereien 

Rau:Wagner, Finanzwiffenfhaft. 6. Aufl. 21 
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gewöhnlich fchneller zunimmt, al8 von Domänen (a), — daß 
Privateigentbümer zu mühfamen Urbarmachungen und Grund: 
verbefferungen mehr Eifer zu haben pflegen, — ferner daß bie 
Staatscafje auch von dem größeren Grundeinfommen der Bürger 
auf mancherlei Weife mittelbar VBortheil zieht, 3. B. in ber 
Grundſteuer. 

5) Staatsanleihen können durch den Domänenbeſitz erleichtert 
werben, weil dieſer ven Staatsgläubigern eine Unterpfandsſicherheit 
giebt. — Dieß iſt jedoch, befonders in größeren Staaten von 
gutem Perfonaleredit, neuerlih von geringer Erheblichkeit, wo 
man bei gut geordnetem Staatshaushalte und erprobter Gerechtig- 
feit der Regierung jener Grundlage des Credites nicht mehr 
bedarf. Die landſtändiſche Zujtimmung nütt dem öffentlichen 
Vertrauen mehr als die VBerpfändung der Domänen, die überdieß 
vor Gericht ſchwer geltend zu machen ift. ©. Näheres im Ab- 
jchnitt von den Staatsfchulden. 

6) Einzelne Kammergüter leiften gute Dienfte, um landwirth- 
Ichaftlichen Verbeſſerungen Eingang zu verfchaffen und von jenen 
aus weiter zu verbreiten, 3. B. Einführung befjerer Viehraffen, 
Anlegung von Gejtüten, landwirthſchaftlichen Lehranftalten mit 
Gelegenheit zu Anjchauungen, Uebungen und Berfuchen u. ſ. w., 
oder wenn große Gebäude vorhanden find, zu Irren= ober 
Arbeitshäufern, Schullehrerfeminarien u. vgl. R. 


(aa Schmalz, II, 181, erzählt von einem Staatögute, welches 1739 für 
3300 Thlr., und noch 1505 nicht höher als für 3900 Thlr. verpachtet 
worden ift, während der Pachtzins eines benachbarten adelichen Gutes 
in jener Zeit von 800 auf 3000 Thlr. geftiegen war. Vieles fommt bier 
jedoh auf die Grumdfäge der Verpachtung (vorgefchriebenes oder frei- 

ewähltes Wirthſchaftsſyſtem) an. ©. u. d. Abfchn. v. d. Zeitpacht. — 
Dan hat berechnet, daß die Güter der im Jahre 1542 von Heinrich VII. 
aufgehobenen Klöfter gegen 273000 2. St. eingebracht haben mögen? und 
dritthalb Kahrhunderte Pnäter wenigſtens 6 DIN. jährlichen Ertrag haben 
bringen können. Sinclair, a. a. O. 1, 184. — Nach Bergius, 
Grundfäge, ©. 180, brachte der Morgen der preuß. Domänenhöfe an 
Pachtzins 1849 1, Thlr., — 1864 1,9 Thlr. Nach dem Haushalt- 
Etat für 1570 tragen die Domänen der alten Provinzen 2,5 Thlr., 
alfo 89 Proc, mehr nah 20 Jahren. — Nah Stein 1.9. ©. 117 
fol der Uebergang der Domänen an die Einzelwirthichaft von höherem 
voll3wirthicha lichen Geſichtspunct auch darum nothwendig gefordert 
werden, weil beim Staat das wefentlihe Moment aller guten Wirth- 
haft, die Kapitalbildung dur Erſparniß umd —— fehle. 
llerdings wird der reine Ertrag der Domänen nicht angeſammelt, 
jondern zum Staatdaufwande benußt, aber dafür find weniger Steuern 
— — es kann von den Steuerpflichtigen deſto mehr zurückgelegt 
werden. 
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C. Nach. ver Abwägung der vorjtehenden Sätze gelangt man 
auch für die Gegenwart nicht zu einer einfachen Regel, weil vie 
Beitandtheile des Domänenvermögens ſelbſt, jowie die örtlichen 
und zeitlichen Verhältniffe fo verfchieven find, daß nicht überall 
und zu aller Zeit eine und diefelbe Handlungsweife der Regierung 
empfohlen werden fann. Der Verkauf aller Domänen wäre eben 
jo wenig principiell unbedingt zu rathen, als vie Beibehaltung 
alfer, vielmehr muß man im gegebenen Fällen neben ven feit- 
jtehenden Zwecken auch auf die obwaltenden Umſtände Rückſicht 
nehmen. Die frühere Vorliebe für die Domänen erjcheint indeß 
als unbegründet und eine unbefangene Prüfung wird in vielen 
Fällen zu Gunſten des VBerfaufes ausfallen. Folgende Rüdfichten 
treten biebei vorzüglich hervor: 

1) Zwed ver Benugung. Solche Güter, die nicht bloß 
ihres Gelvertrages willen, fonvdern auch noch zu einem befonveren 
Gebrauche nüglich find ($. 125. Nr. 6.), fallen nicht unter vie 
folgenden Rüdfichten und verdienen erhalten zu werben. 

2) Zuftand der Bewirthbichaftung und Ertrag ver 
Domänen in Vergleich mit den Grundbeſitzungen der Einzelnen. 
Ge mehr nach ftatiftifchen Thatjachen der Unterſchied zwifchen 
‚beiden zu Gunſten ver letteren erfcheint, vefto größeren volfs- 
wirthichaftlichen Gewinn verjpricht der Verkauf. Dieß ijt vor- 
züglih da der Fall, wo in einer Gegend die fchwunghafte, 
intenfive Benutzung des Bodens (I, $. 370) Eingang gefunden 
bat, oder wo die Güter folcher großer und jchwieriger Grund- 
verbejferungen bevürfen, die ein Privatunternehmer leichter und 
wohlfeiler ausführt als die Regierung. Ein Kennzeichen folcher 
Umftände kann man theils in ven hohen Preifen des Grund: 
eigenthums, der dichten Bevölkerung, der ſtarken Verkleinerung 
des Grunpbefites in einer Gegend überhaupt, theils in dem 
großen Erlöfe aus Domänenverfäufen finden, 3. B. wenn berfelbe 
die 40= oder 50fache Rente betrüge. Bei jener DVergleichung ift 
auch darauf zu achten, ob etwa in der Benugungsart der Güter 
eine Verbeſſerung ausführbar ift, die einen höheren Reinertrag 


hoffen läßt. In Heinen Ländern iſt es leichter, die Domänen in 
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guter Aufſicht zu halten und vortheilhaft zu bewirthſchaften, als 
ba, wo dieſelben ſehr zahlreich und verſchiedenartig find. 

3) Vermuthung über den künftigen Ertrag gewiſſer 
Güter. Läßt ſich ein Steigen deſſelben in Folge äußerer Ereig— 
niſſe oder einer beſſeren Benutzung auch bei den Domänen 
erwarten und annehmen, daß der jetzige Verkauf nicht ſo günſtig 
ausfallen werde, um das Verzichten auf dieſe Ertragsvermehrung 
zu vergüten, ſo macht dieß die einſtweilige Beibehaltung rathſam. 

4) Beſchaffenheit der Domänen. Solche, die viel 
Unternehmungseifer, Capital und Arbeit in Anſpruch nehmen, 
ſollten am erſten der Betriebſamkeit der Privatperſonen über— 
laſſen werden, alſo die Güter der intenſiveren Wirthſchaftsſyſteme: 
am meiſten Garten- und Rebland, weniger allgemein Ackerland 
und Wieſen, am wenigſten Waldungen. Für letztere kommen 
überhaupt noch beſondere Geſichtspuncte in Betracht. S. Näheres 
im Kapitel von den Waldungen. 

5) Verwendung des Erlöſes: entweder zur Abzahlung 
von Staatsſchulden oder zur Deckung der Ausgaben für privat— 
und ſtaatswirthſchaftliche Capitalanlagen, eventuell zur Beſtreitung 
außerordentlicher Ausgaben in Folge von Kriegen u. ſ. w. anſtatt 
der Schuldenaufnahme, — nicht zur Deckung der laufenden 
ordentlichen Ausgaben ($. 41b u. 416, 8. 82e—82n). Sollte 
es freilich gänzlich an einer guten Gelegenheit fehlen, die Kauf- 
gelver jo anzulegen, jo wäre es befjer, die Kammergüter als eine 
Aushülfe für jpätere Zeiten zu bewahren (a). R. W. 


(a) Ueber diefe Schwierigkeit ſ. die Schrift: Bemerkungen über die Ver- 
fteigerung der Zürcherſchen Domänen. Dec. 1831. 


8. 127, (8. 99.) 

It in einem einzelnen Falle ein Verkauf von Staatsgütern 
für nüglich erachtet worven, fo fommt bei ver Ausführung viefer 
Maaßregel noch Folgendes in Betracht: 

1) Die Befugniß der Regierung zu berfelben. Früherhin 
war es in vielen Ländern verboten, Domänen anders als mit 
Anſchaffung eines Erſatzes in Grundftüden gleiches Werthes zu 
verfaufen. Dieß Verbot mag in Zeiten, wo man zur Tleicht- 
finnigen Aufzehrung der SKaufgelver geneigt war, gute Dienfte 
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geleiſtet haben und iſt zur Widerrufung ſolcher Veräußerungen 
oft angewendet worden (a); in einem gut geregelten Finanzweſen 
ift e8 unzwedmäßig, weil e8 auch nützliche Veränderungen ver» 
hindert und weil die Verhütung jener Fehlgriffe eben jo gut auf 
anderen Wegen bewirkt werden kann. Es ijt nicht einmal nöthig, 
bie vorgängige Zuftimmung der Landſtände zu jedem einzelnen 
Domänenverfauf zu fordern, wenn nur das Geſetz gewiſſe Vor— 
ausfegungen beftimmt, unter denen biefe Maaßregel zuläffig ift, 
und eine folhe Anwendung der Kaufgelder vorjchreibt, daß die— 
jelben entweder andere Staatseinfünfte oder eine entſprechende 
Zinserjparung zu Wege bringen, auch die höheren Beamten für 
die Befolgung diefer Bejtimmungen verantwortlich macht (b). 

2) Der Zeitpunct des Berkaufes muß fo gewählt werben, 
daß ein guter Erlös zu erwarten iſt; alfo womöglich politifch 
ruhige Zeit! Um das Angebot nicht zu jtarf werden zu laffen, 
muß der Verkauf größerer Maſſen von Domänen nur allmälig 
veranjtaltet werben. 


(a) In Frankreich wurden oft Domänen auf unverantwortliche Weife 
verfchleudert, namentlich indem man fie, um Einzelne zu begünftigen, 
denfelben gegen Entrihtung einer geringen Summe verpfändete. Die 
dagegen erlafienen Gefete (3. B. von 1530, 1566) wurden nicht beob- 
achtet, auch Die von Colbert (1667) angeordnete Commiffion, um alle 
Berpfändungen zu ermitteln und die Einziehung der verpfündeten Güter 
(dom. engages) zu bewirfen, hatte geringen Erfolg, weil man wenigftens 
die empfangene Summe bätte erftatten müffen, und von den Beh er 
viel auf die Güter verwendet worden war (Forbonnais, Recherches, 
II, 373). Auch 1724, 1777, 1781, 1790, 1799, 1820 und 1829 wurden 
Berordnungen gegeben, um aus den verpfändeten Gütern einen Vortheil 
für die Staatäcaffe zu ziehen. Encyclop. method. Abth. Finances 
Art. Domaines. — v. Hoda.a.dD. S. 273. — Das preuß. Haus- 

efet von 1713 erklärt die Umwveräußerlichkeit dev Domänen. Ein neueres 

ruögefeh vom 17. Dec. 1808 und das Edict vom 5. Nov. 1809, 
welches mit dem Beirathe einberufener angefehener Männer (Notabeln) 
aus allen Provinzen zu Stande gelommen war, geftattet den Verkauf 
in Fällen, wo er für das gemeine Wohl und für Das Intereſſe der 
k. Familie vortheilhaft ift. Für die 1815 neu erworbenen Yandestheile 
it die V. v. 9. März 1819. 

(2) Die badifche BVerf.-Urkunde S. 55 erlaubt die Ablöfung von Grund- 
gefällen, den Verkauf entbehrlicher Gebäude und ſolche Beräußerungen, 
die die Landescultur befördern oder zur Aufhebung einer nachtheiligen 
eigenen Verwaltung dienen. Der Erlös muß aber zu neuen Ankäufen 
verwendet oder der Schuldentilgungscafie zur Berzinfung übergeben 
werden. Aehnlich d. ehem. kurheſſ. Verf. 8. 142, ſächſ. Verf. 8. 18, 
würtemb. Berf. $. 108. In diefen beiden Staaten foll der Erlös 
ur Erwerbung anderer Grundftüde angewendet werden. Auch im 
— 4 ein Verkauf oder — nur Kraft eines — 
Geſetzes zuläſſig. Nach der bair. Verf.Urk. Tit. II, 8. 6. 7. find von 
dem Veräußerungsverbote ausgenommen die „zur Beförderung der 
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Landescultur oder ſonſt zur Wohlfahrt des Landes oder zum Beſten des 
Staatsärars und zur Aufhebung einer nachtheiligen Selbſtverwaltung“ 
für gut befundenen Berläufe.. Doch dürfen die Landeseinkünfte nicht 
ef hmälert werden und es foll ald Erſatz entweder eine Dominicalrente 
edungen, oder der Kauffchilling zu neuen Erwerbungen oder zur zeit- 
lichen Ausbülfe des Schuldentilgungsfonds oder zu andern, dad Wohl 
des Landes bezielenden Abfichten verwendet werden. — Großh. beif. 
Berf. Url. Art. T— 10. miltengüter dürfen nur in wenigen Fällen 
entbehrliche Gebäude, Vergleiche zur Beendigung von Nechtöftreitigteiten, 
blöfungen von Grundzinfen u. f. w.) verkauft werden und es muß 
den Ständen eine Berechnung über den Erlös und deſſen Wiederver- 
wendung zum Grundftode vorgelegt werden. Ebenfo bei den Staats- 
gütern, wenn die Schulden abbezahlt find. — Auch in Baden wird 
der aus dem Domänenverfaufe und den Ablöfungen eingegangene und 
nicht wieder zu Ankäufen verwendete, fondern zur Einlöfung von Staats- 
obligationen benutte Betrag unter dem Namen des Grundftods=- 
vermögens als eine Forderung des Fürftenhaufes an das Land be= 
trachtet und als ein befonderer Beftandtheil der Staatsfhuld aufgeführt. 
— find unter den verkauften Gegenſtänden auch wahre Staatsgüter 
egriffen geweſen.) Bis zum Belaufe von 12 Mill. fl. iſt dieſes Grund- 
ſtocksvermgen unverzinslich; der Mehrbetrag wird den Domänencaſſen 
aus der Schuldentilgungscaſſe, welche die Grundſtocksrechnung führt, 
verzinfet, jedoch nicht baar, ſondern durch Abrechnung mit der Staat3- 
caſſe, aus welcher die Schuldencaſſe ihre Dotation erhält. Es iſt dieß 
nur eine Form, um den Belauf der in letztere Caſſe gefloſſenen Ver— 
kaufs⸗ und Ablöfungsgelder in Erinnerung zu erhalten. Die Zinsſumme 
für 1870 ift 345°600 fl. Durch Ankäufe und Grumdverbeflerungen von 
Domänen wird diefe VBermögensmaffe auch wieder vermindert. Der 
Stand am 1. Yan. 1546 war 24°494°000 fl., worunter aber beinahe 
9 Mill. noch ausftehende Zehntablöfungscapitale, zu Anfang des J. 1857 
21827323 fl., worunter mur noch 750°210 fl. außftehende Ablöfungs- 
elder, zu Anfang 1862 20848226 f: zu Anfang 1869 20°103°196 fl. 
Steben dem Domanial- wird nenerlih auch ein Staats-Grundſtocks— 
vermögen aufgeführt, welche® aus Berfäufen von Beftandtbeilen des 
Staatsvermögens gefammelt und zum Theile wieder zu Ankäufen ver- 
wendet wird. Belauf Anfang 1857 113855 fl., Anfang 1869 61°026 fl. 
Beide GrundftodSsberechnungen werden jährlich dem ſtändiſchen Ausſchuß 
zur Prüfung vorgelegt u. bei dem Anfang einer Budgetperiode den 
Stäuden mitgetbeilt. — Eine ähnliche Behandlung befteht in Würtem— 
berg. Die Grundftod3verwaltung war am 30. Juni 1841 fogar 
104517 fl. mehr ſchuldig, als fie zu fordern batte, weil bier feine 
Tilgung von Staatsfhulden aus Mitteln des Grundftods vorkommt, 
biefer alfo ganz zu Ankäufen und Bauten verwendet werden muß. 
Ankäufe werden durch das Zurückziehen von einftweilen angelegten 
Summen beftritten. Am 1. Juli 1844 war dagegen das Grundftod3- 
uthaben 1549000 fl., am 30. Juni 1853 18°537°977 fl., wegen der 
Karten Ablöfungen, 1. Juli 1857 18°696°193 fl. Hier find aud die 
Grundftodsmittel zu Eifenbahnen verwendet worden. — In Kur— 
heffen wurde es mit dem Grundftod eben fo gehalten wie in Würtem— 
berg. — Da der reine Ertrag des Domaniums zu den laufenden 
Staatdausgaben, der Erlös an Grumdftücden und Ablöfungen in eine 
Grundſtockscaſſe fließt, fo ift die gemaue re: beider Arten 
von Einnahmen nöthig. In Baden hat die andlung des Holz- 
erlöfes von ausgerodeten Domantalwaldungen Schwierigkeiten verurſacht, 
welche durch das Geſetz v. 2. Febr. 1851 gehoben worden find. 
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Für den Vollzug eines befchloffenen Domänenverfaufes gelten 
nachſtehende Regeln (a): 

1) Da für Kleinere Abtheilungen von Grundſtücken (mit 
Ausnahme der Wälder) mehr Kaufluftige vorhanden zu fein 
pflegen, als für große Flächen, fo ift es bienlich, dieſe zu zer- 
theilen, nur nicht foweit, daß die gute Bewirthichaftung erfchwert 
würde. Bei großen Feldgütern, die von Dörfern entlegen find, 
bat jevoch diefe Zerlegung die Schwierigkeit, daß für bie einzelnen 
Abtheilungen Hofgebäude fehlen, deren Errichtung auf Staats- 
fojten öfters nicht vortheilhaft fein würde. Mitunter kann vie 
Domänenveräußerung und Zerfchlagung ein pafjendes Mittel 
zur Colonifation weniger bevölferter Lanpftriche oder zur Hebung 
oder Neubegründung eines Bauerſtands fein (b). 

2) Den Kaufluftigen wird eine Bejchreibung und ein Anfchlag 
zur Einficht vorgelegt. Es ift nüglich, wenn ben Käufern ber 
Flächengehalt genau angegeben werben kann, weil jede Ungewiß- 
heit über ven Werth des Fäuflichen Gegenjtandes ven Preis 
erniedrigt. Im Mangel einer guten Vermeffung muß dagegen 
die Haftung für das angegebene Maaß abgelehnt werben. 

3) Der Käufer übernimmt die Steuern und andere Laſten 
des Gutes. 

4) In der Regel foll der Verkauf durch Verfteigerung ge— 
ichehen. Eine Ausnahme ift vathjam, wenn die Ueberlafjung an 
gewiſſe Perſonen befondere Vortheile varbietet; dieß erfordert aber 
Borficht, um perfönlihe Begünftigungen zu verhindern (c). 

5) Die BVerfteigerung wird gehörig vorher in den öffentlichen 
Blättern angefündigt. Unbefannte over unfichere Perjonen dürfen 
nur mitbieten, wenn fie eine gewiſſe Sicherheit geleiftet haben (d). 

6) Der Ausrufs- oder Einfaspreis, als Minimum, wird nad) 
ver Veranfchlagung des Gutes beftimmt. 

7) Die Genehmigung der vorgefegten Behörde wird bei 
beträchtlichen Verfäufen vorbehalten, und auch bei geringen in 
dem Falle, wo der Anfchlag nicht erreicht worden ijt. 

8) Der Käufer wird nicht eher in Beſitz gefett, als bis er 
einen Theil des Kauffchillings abgeführt hat. Ein anderer Theil 
fann, wenn es ber Käufer wünfcht, einige Zeit verzinslich ſtehen 
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bleiben. Dan fann auch ftatt einiger Friftzahlungen ven Kauf: 
preis in eine Zeitrente von längerer Dauer umwandeln, wenn 
nur ver Sicherheit willen ein Theil der Summe fogleich berichtigt 
wird. Diefe Einrichtung ift da, wo man nicht auf begüterte 
Käufer rechnen kann, zwedmäßig, um die Güter in die Hände 
Heiner, gering begüterter Yandwirthe zu bringen (e). Bis zur 
ganzen Abzahlung behält ſich ver Staat das Unterpfanbsrecht vor. 


(a) Ausführl. Vorfchriften beftehen im preuß. Staat, Rönne.a. a. O. S. 122. 

(5) Die preußische Regierung verordnete 1846, daß fünftig auf pachtlos 
werdenden Domänen in den Provinzen Preußen und Bofen fowie im 
N.-B. Köslin zur Verhinderung der een wiegen Jen Stüde von un- 
gefähr 60 Morgen an Anfiedler verkauft werden follen. — Die öfter- 
reihifche Negierung bot unter andern 1859 ein Gut im Comitat 
Bele3- Ejennad zum Verkauf aus, mit 384410 fl. ö. Anſchlag. Es 
follten 60 Güter zu 33 Joh und 3600 fl. Kaufpreis, 90 Güter zu 
15 Joch u. 1800 i 40 — zu 1 Joch abgegeben werden, das 
ung. Zoch zu 1100 Rlaftern gerechnet. In Böhmen, Mähren, Gali— 
sin, Ungarn find große Domanialherrſchaften mit Wald, — 
— Mühlen, Grundzinſen von deutſchen Fürſten gekauft 
worden. R. 

(c) In Nordamerila ift ein fefter Verkaufspreis von 1'/4 Doll, für den 
Äcre beftimmt. Nach Gefeß v. 4. Aug. 1854 darf das Land in einem 
feftgefegten Verhältniß defto weiter unter je Bir Preife abgegeben werden, 
je länger e3 ſchon ausgeboten war, ohne Abnehmer zu finden, 3.8. bet 
30 und mehr Jahren für D. Der mittlere Verkaufspreis war 
1856/7 0,# Doll, in Arkanfas nn 0,8, in Alabama 0,3 Doll. — 
Die öſterreichiſche Regierung verkaufte 31. Dec. 1854 für 200 Mil. Fr. 
Eifenbahnen, Berg- und Hüttenwerfe umd eine große Fläche von Yände- 
reien in der Nähe der Bahnen an die von Franzofen gegründete Staats- 
eifenbahngefellfchaft. — In Frankreich verkauft man die Staats- 
waldungen durch ein Herabbieten, adjudication au rabais. Man ruft 
zuerft um das Doppelte des Anſchlags aus und geht dann immer weiter 
herab, bis Jemand ruft: je prends. Hat die feinen Erfolg, fo wird 
verfteigert. Einzelne Grundftüde werden bisweilen an Gemeinden, 5. ®. 
zu Friedhöfen, „aus der Hand“ verkauft. — Die italienifhe Re— 

ierung befchloß 1864 den Verkauf ihrer Staatsgüter, der vom einer 
inländiſchen Geſellſchaft allmälig ausgeführt werden fol. Eine englifche 
Geſellſchaft gab einen Sorfub von 200 Mil, Fr. gegen ein Unter— 
pfandrecht auf die Güter. R. 
(d) De Der Mitbietende binterlegt 10 Proc. des Anfchlags als 
ürgfchaft. — Werden haubare Walpbeftände oder bewegliche Zube- 
hörungen (Vieh, Geräthe u. ſ. w.) mit den Liegenschaften verlauft, fo 
muß noch weitere Sicherheit verlangt werden, daß der Käufer nicht Durch 
Wiederverfauf fih eine Einnahme verichaffen und dann das Gut ver- 
lafjen könne. Preuß. Inſtruct. 30. Aug. 1548. Nach den älteren preuf. 
Borfriften durften %/; 10 Jahre lang verzinslich ftehen bleiben, nach 
V. v. 14. San. 1849 wird 1/, vor der Liebergabe, A innerhalb eines 
Jahres, die andere Hälfte binnen 3 Jahren bezahlt. 
(e) v. Mind, Ueber Domänenverläufe. Darmft. 1823. Vgl. II, $. 60. — 
n Griehenland wurde nad) dem Geſetz von 1835 die allen Fami— 
lienhäuptern zugeficherte Ausftattung von Ländereien bis zu dem Betrage 
von 2000 Dradmen (833 fl.) gegen eine 36jährige Zeitrente von 6 ‘Proc. 
abgegeben. In Portugal Geſetz von 1834) wird 1/; des Kaufgeldes 
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fogleich entrichtet, der Neft in 16 Jahresterminen, mit 2 Proc. Jahres- 
* für den noch nicht getilgten Theil der Schuld. — Bei dem 1855 
urch die ſpaniſchen Cortes angeordneten Verkaufe der Kirchengüter zu 
Gunſten der Staatskaſſe ſollten 10 Proc. nad) 1 Jahre, dann 2 Jahre 
lang 8 Proc. und hierauf 7 Proc. jährlich abgetragen werben. 


8. 129. ($. 1008) 


II. Die Frage der Vermehrung der Domänen. In 
ber Gegenwart ift eine Vermehrung in der Regel nicht rathſam, 
foweit e8 fih um Domänen im engſten Sinne, Feldgüter, ferner 
um Berg: und Hüttenwerfe u. ſ. w. handelt. Anders kann fich 
die Sache bei Forften, Eifenbahnen u. ähnl. m. ftellen. Zur 
Vermehrung der Feldgüter und Waldungen find folgende Mittel 
angewendet worben (a): 

1) Heimfallende Nitterlehen. Der längſt zwecklos 
gewordene Lehenverband follte jedoch lieber unter billigen Be— 
dingungen aufgelöſt und alles Lehengut gegen billigen Erſatz ber 
Heimfallshoffnung je nach ihrer Nähe oder Entfernung in freies 
Eigenthum (Allod) umgewandelt werben. 

2) Ankauf. Statt Ueberſchüſſe ver Staatseinfünfte hiezu 
anzuwenden, würde man beffer thun, Schulden abzutragen. Doch 
fönnen befondere Umſtände ausnahmsweife ven Ankauf jolcher 
Ländereien vechtfertigen, die jich für den Befit der Negierung 
eignen; 3. DB. außerorventliche, nicht anderweitig gut anzulegenve 
Geldzuflüffe, over die Gelegenheit, eine Ertragserhöhung durch 
eine Benugungsweife zu bewirken, die von ben bisherigen Eigen- 
thümern nicht zu erwarten ift, das Hinzutreten gemeinnütiger 
Zwede (wie bei der Anlegung neuer Waldungen II, $. 160.) 
u. dgl. (6). Die neueren beträchtlichen Ablöfungen von Doma- 
nialgefällen und ver Berfauf unvortheilhafter Beftandtheile haben 
in mehreren deutſchen Staaten anfehnliche Ankäufe veranlaßt, 
bie nur jener Verminderung gegenüber ven Domänenbefig zum 
Theil ergänzen follten, und befonders va, wo biefes Gut dem 
fürftlichen Haufe gehört ($. 119) und wo zu einer anderen gleich 
fiheren Anlegung des Erlöfes Gelegenheit fehlte, fich unter ge- 
wiſſen Bedingungen (c) wohl in Schug nehmen laffen (d). Bei 
jolhen Erwerbungen muß a) eine forgfältige Befchreibung und 
Abſchätzung des Kaufsgegenjtandes entworfen werben, damit man 
den muthmaßlichen vohen und reinen Ertrag ermeſſen könne, und 
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insbefonvere find auch die auf ven Grundſtücken ruhenden Laften 
genau auszumitteln. b) Man muß fich auf folche Grundbe— 
figungen befchränfen, die leicht und ficher zu benugen find, z. B. 
wenn jie an fchon vorhandene Domänenftüde angrenzen und 
nicht bloß eine fortbauernde genügenbe Verzinfung des Preifes, 
jondern auch eine fteigende Rente verfprechen, weßhalb 3. B. 
Heine zerjtreute Stücke ausgefchloffen bleiben follten, Waldungen 
aber, wenn fie zur Bewirthfchaftung und Beauffichtigung gut 
gelegen find, vorzüglich vortheilhaft find. 


(a) Bergius, Pol. und Kam. Mag. II, 201. — Ueber die Einziehung 
der Vrivatfändereien ins Staatdeigenthum in Aegypten durch Mehmed 
Ali, h v. Prokeſch, Erinnerungen aus Aegypten und Kleinafien, IT, 
117. (1830). 


(8) Hieher gehört auch die Erwerbung ftandesherrlicher Gebiete, wodurch 
die Negterungsgefchäfte vereinfacht werben. In Würtemberg ift dieß 
mehrfach geſchehen. — In Baden wurde 1839 die Standesherrichaft 
Salm-Krautheim für 1°103°976 fl. erfauft, ferner um diefelbe Zeit die 
Grundherrfchaft Gemmingen-Steinegg. 

(ce) Beifpiele: in Württemberg wurden 1838— 40 5 große Nittergüter 
fiir. 450°000—410°000—400°000—175'000 und 94°000 fl., und mehrere 
Heinere, auch für 518536 fl. einzelne Waldungen — Der 
zjährige Betrag der erkauften Ländereien, Gebäude und Berechtigungen 
ſammt dem neuerrichteten Gebäuden war 2696666 fl. Seit 1833 ſind 
28-870 Morgen Wald erworben worden; Ausfhußbericht vom 25. Jan. 
1842, 8. 209. Vortrag de3 Yinanz- Minifter. vom 1. Febr. 1842, 
©. 14. Bericht über die Grundftodsverwaltung von 1838 — 41 (von 
Goppelt). — In Baden ift 1839 eine Waldfläche von ungefähr 
1700 Morgen für 226°207 fl. erfauft worden; minder bedeutende An— 
fäufe finden jährlich ftatt. 1845 wurden 567000, 1846 510000 fl. 
für Anfäufe von Grundftüden ausgegeben, 1355 und 1856 wurden 
zufammen 2260 Morgen mehr gekauft al3 verlauft. Im J. 1861 wurde 
ein Gut auf einer Rheininfel bei Philippsburg zur Rundung der fchon 
vorhandenen Domänenftüde für 40-000 fl. erworben, ferner für 222-000 fl. 
Wald und Je Bewaldung beftimmte Grundftüde, ebenfo 1862 6 Hof- 

üter, der Morgen zu 53—174 fl., überhaupt 2396 Morgen Waldgrund 

r 237550 fl. und für den Aufbau des abgebrannten Theaters in 
Karlsruhe find 271000 fl. aus dem Grumdftod verwendet worden. 1868 
wurden für 146394 fl. zerftreute Grundſtücke verfauft, der Morgen im 
D. für 590 fl., dagegen betrugen die Anfäufe 314761 fl., 1. D. der 
Morgen zu 198 fl., zur befieren Rundung der vorhandenen Beligungen 
u. zur Anlegung neuer Waldungen. Berhandl. der Stände Berf. v. 
1869. 2. Kammer 1, 257. 


(d) V. der bad. Dom.-Kammer v. 31. Jan. 1839 im Berorbn.-Bl. Nr. 2. 
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IV. Die Domänenverwaltung. Die Grundlage ber 
ganzen Domänenverwaltung tft die genaue Aufzeichnung aller zu 
den Domänen gehörenden Beſtandtheile und Gerechtiame (a). Iſt 
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der Umfang der Ländereien oder ver Rechte noch zweifelhaft, jo 
wird eine forgfältige Unterfuchung angeordnet, e8 werben bie 
Grenzen der Grunbftücde berichtigt und neu verjteint. Die Er- 
gebniffe dieſer Nachforfehungen find ausführliche Bejchreibungen, 
Berzeichniffe und Protokolle über die vorgenommenen Gefchäfte. 
Hat man auf diefe Weife eine volljtändige Kenntniß des zu be— 
wirthichaftenden Vermögensſtammes over Grundftodes erlangt, 
jo muß fortwährend darüber gewacht werben, venjelben unge— 
ihmälert zu erhalten und jeden aus widerrechtlichen Willen 
Einzelner oder aus Nachläffigkeit ver Beamten drohenden Verluft 
an den Beitandtheilen der Domänen zu verhindern. Alle durch 
Zu oder Abgang eintretenden Veränderungen werben jährlich in 
ben Berzeichnifjen nachgetragen. 


Die Beauffichtigung der Domänenwaldungen hat in dem 
Erforderniß gründlicher forjtwirthichaftlicher Kenntniffe fo viel 
Eigenthümliches, daß fie beſonderen Beamten vom Forftfache 
übertragen zu werben pflegt, während eine andere Claſſe von 
Bezirksbeamten (Domänen= over Kameralverwalter, Rent- 
beamte, Kammerbeamte) mit ver Beforgung der übrigen 
Arten von Domänen und gewöhnlich auch mit der Einziehung 
ber Grundgefälle bejchäftigt wird (dB). Die Umwandlung und 
Ablöfung diefer Gefälle fowie die Abfchaffung ver Naturalein- 
nahmen und Naturalausgaben, für welche fojtbare Vorrathsräume 
und Unterbebiente nöthig gewefen und bei denen manche Verluſte 
vorgefommen waren, hat die Gefchäfte ver Bezirks - Domänen- 
beamten beträchtlich vermindert und viele Verwaltungskoſten 
erjpart. Zur Leitung des ganzen Domänenwefens dient eine 
befonvdere Oberbehörte (Kammer, Domänenfammer) für ven 
ganzen Staat over einen größeren Landestheil (Provinz), welche 
wegen ber vielen verwicelten Nechtsverhältniffe auch rechtskundige 
Mitglieder in fich begreift. Vom Umfang ver Gejchäfte hängt 
e8 ab, ob für das Forſtweſen eine eigene Oberbehörde nöthig. it. 


(a) v. Malchus, Politik, II, 38. — Die in Baden beftehenden Vorſchriften 
bei Wehrer, Inftruction für Berwaltungs=, Kaffen- und Rechnungs— 
beamte, 1842, ©. 12. 

(d) Die Feldgüter nebſt den Rechten auf Grumdgefälle werden bisweilen 
unter der Benennung Kameraldomänen zufammengefaßt, 3. B. in 
Baden; Negenauer, Geſetze und Verordnungen iiber Die ewirth- 
ſchaftung der Großh. Bar. Kameralbomänen. Karlör. 1827. Deff. Der 
Staatshaushalt des Großh. Baden, ©. 258. — Wehrer, Die Kameral- 
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Domänen -Adminiftration, 1533. Defi. Repertorium der Geſetze, Ver— 
ordnungen und Erläuterungen über die Bewirtbichaftung der bad. 
Kameraldomänen, 1839. Deſſ. angef. Inftruction. — Ueber alle Arten 
von Domänen verbreitet fih €. 9. & Hoffmann, Die Domanial- 
Berwaltung des würtemb. Staats, Tüb. 1842. — Baden hat 29 Do- 
mänenverwaltungäbezirfe, die von ungleicher Größe find, ſchon wegen 
der ftandesherrlihen Gebiete, wo Kammergüter fehlen, Würtemberg 
65 Kameralämter, Medlenburg- Schwerin 27 Domänenämter, 
Preußen 212 Rentmeifter und andere Caſſenbeamte. 


8. 131. 


Es iſt übrigens ein Weberbleibjel aus ver alten Kameral— 
wiſſenſchaft, aus welcher die Finanzwifjenfchaft mit hervorgegangen 
ift, daß die Domänenlehre noch oft in voller Ausführlichkeit in 
den Shyitemen der Finanzwifjenjchaft behandelt wird. Dieje Lehre 
gehört vielmehr ftreng genommen nur infoweit hierher, als ver 
Umftand, daß ver Staat Eigenthümer (und eventuell leitendes 
Wirthſchaftsſubject) iſt, gewiſſe Eigenthümlichkeiten des Betriebs 
und der Verwaltung überhaupt mit fich bringt. Die Finanz: 
wirtbichaft ift im Domänenwejen „nur eine ber verjchiedenen 
Formen der inzelwirthichaft.” Die Domänenlehre gehört 
eigentlich theils in die allgemeine Einzelwirthichaftslehre (Privat- 
öfonomie), insbefondere in die Landwirthſchafts- Gewerks-, Han 
velsfehre u. f. w., theils in die fpecielle Volkswirthſchaftslehre 
ver einzelnen Propuctionszweige (I, 8. 348 ff.) und in die Volks— 
wirthichaftspolitif (a). W. 


(a) Die meiften Neueren behandeln daher die Domänenlehre auch viel kürzer 
und nur mehr orientirend und bloß die eigenthümlichen Abweichungen 
beim Staatäbetrieb hervorhebend, al3 es R. thut. Jenes Verfahren ift 
principiell richtiger. S. namentl. die Bemerk. v. Stein, 2.4. ©. 155. 
156. Da das Rau’sche Werk aber einmal den früheren Standpunct 
einnimmt und die Abfchmitte Über den älteren Domänenbefig zu den 
vorzüglichften Bartieen defjelben gehören, fo habe ich an diefer Syfematit 
nichts Wefentliches ändern mögen. W. 
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2. Abtheilung. 
Die einzelnen Arten des Privaterwerbs des Staats. 


1. Hauptjtüd. 


Die Einnahmen ans Feldgütern, landwirthfcaftlicen 
Gewerksvorrichtungen und dinglichen Rechten. 


I. Feldgüter. 
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Einleitung. In den beutichen Staaten befinden fich noch 
zahlveiche Feldgüter, die in den meiſten anberen europäifchen 
Staaten verfchwunden find (a). Man hat bei ven Feldgütern 
die Wahl zwifchen verfchievenen Benutungsarten, bei denen, wenn 
man fie in einem Weberblide zufammenfaßt, zwei einander fehr 
entgegengejette Endgliever durch einige Mittelgliever verknüpft 
werben und bie Erwerbsthätigfeit ver Bürger in immer ftärferem 
Grave hervortritt, während die Theilnahme der Regierung an 
dem Betriebe immer ſchwächer erjcheint. Dieß läßt fich fo 
baritellen : 

I. Ohne erblide Nutungsrechte von Privatperfonen. 

1) Eigene Berwaltung auf Rechnung der Regierung. 

2) Anfangende Beiziehung des Privatintereffes, Gewährs- 
verwaltung. 

3) Bollftändige Meberlafjung ver Bewirthichaftung auf be- 
ftimmte Jahre oder auf Lebenszeit an einen Pachter, Zeitpacht. 

II. Erbliches Benutungsrecht von Privaten. 

4) Erbpacht. Hieran reihet fich ſodann ver ſchon betrach- 
tete Berfauf mit einem zum Theile ftehenbleibenden Kauffchilling 
oder auf Zeitrenten, $. 127, 

Geſchichtlich entwidelte fich in Deutfchland und den Nachbar- 
(ändern die Benugungsweife im Ganzen ungefähr in ver bier 
angegebenen Reihenfolge. Die eigene Berwaltung ijt vie 
ältejte Form auf niedriger Wirthfchaftsftufe, bei vorwaltender 
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Abhängigkeit des Ertrags vom Naturfactor und bei extenſivem 
Betrieb ift fie allenfalls zuläffig; fpäter treten aber die ſpecifiſchen 
Nachtheile des Staatsbetriebs bei ihr am meiften hervor. Dann 
greift man lieber zur Pacht, die anfangs furzen Zeitpachtperioden 
werben aus öfonomifchen Gründen verlängert. Ebenfo wird der 
anfangs an ein bejtimmtes Wirthichaftsfyften gebundene Pachter 
jpäter in der Wahl des Wirthichaftsfyftens freier geftellt. Die 
(hiſtoriſch öfters Ältere) Erbpacht leitet gefchichtlich mehrfach den 
Uebergang der Domänen in Privateigenthum ein, welches lettere 
auch wieder aus dfonomifchen und focialpolitifchen Gründen durch 
Ablöſung des Erbpachtlanons oder durch freien Verkauf im In— 
terejje intenſiverer Landwirthſchaft bei größerer Volfspichtigfeit und 
weiteren Abſatz bergejtellt wird. R. W. 


(a) Beifpiele Weft-Defterreich 1870: nur noch 9247 Joch Ader, 
s4177 J. Alp= u. 7177 andere Weide, mit 58085 fl. Ertrag. — 
Rußland (nah Tengoborsti) 79 Mill. Defijätinen, wovon 10,3 DIL. 
öde, 10,2 Mill. ftreitig, 39 Mill an die Kronbauern gegeben (34 Mill. — 
6694 FM. hievon productiv), daneben auch Güter in Zeitpacht. — 
Preußen 18551: 1204503 Morgen im 498 Pahtungen im D. zu 
2419 Mg., Dazu 78°532 M. einzelne Grundftüde. Nah Meitzen (dev 
Boden u. die landw. Verhältnifje des pr. Staats, I, 522. 1868) be« 
greifen die Domänen der 8 alten Provinzen 1462500 M. Die Padht- 
üter in 797 Vorwerken diefer Provinzen enthalten 1154358 M., es 
And alfo vermuthlich 315142 M andere Grundftüde vorhanden. 1870 
858 Pachtungen mit 1140 Vorwerken u. 1367519 Morgen, welche 
3:424:164 Thlr. eintragen, dazu von einzelnen Grumdftüden, Mühlen, 
Fiſchereien, Mineralbrunnen u. ſ. w. 2261281 Thlr. und 22253 Thlr. 
von — ———— Hiezu 1741°172 Thlr. Grundzinſe u. dgl. und 
1998049 Thlr. Domänen-Amortifationsrenten, zuf. mit einigen anderen 
Einnahmen 9580820 Thlr. In der Nheinprovinz fehlen die Domänen. 
Die meiften Pachtvorwerte find in Pommern (159 mit 253300 M.) 
und Preußen (160 mit 251800 M.), fodanı folgen Sachen (15% mit 
215100 M.), Brandenburg (148 mit 216400 M.), Hannover (200 mit 
141800 M.), — in Weftfalen nur 6 mit 8574 M. Der Reinertrag 
von obigen Einnahmen ift 7471000 Thlr. Bon den 2:100740 Thlr. 
Koften kommen 645000 Thlr. auf Gebäude, Wege, Brüden u. f. w., 
421000 auf die Angeftellten u. den Dienftaufwand, 390000 auf Laften, 
513800 auf verfchiedene Ausgaben u. f. wm. — Baden: Im J. 1830 
hatten ſich diefe Domänen zufolge von Verkäufen zur Schuldentilgung 
auf 37'321 M. verringert, dann trat eine Vermehrung durch Ankäufe 
ein. 1861 enthielten fie zufammen 50329 M. oder 1,17 Proc. des 
anzen Flächenraums. 1835 waren 61 Hofgutsgebäude, aljo wahr- 
Neinlich auch eben jo viele Hofgüter vorhanden. U. 1870 54218 M., 
welche 996°800 fl. einbringen. Sun Laufe der 30 Fahre 1830—60 hat 
fi mit Einfhluß der Grumdgefälle die rohe Einnahme ungefähr auf 
86 Proc. der anfänglichen Summe (weil die Ablöfımgsgelder zum Theil 
nicht verzinglich angelegt wurden, zum Theil geringere Zinfen tragen), 
der Berwaltungsaufwand auf 76 Proc,, der Reinertrag auf 65 dr 
vermindert, die Laften find auf 125 Proc. geftiegen. Regenauer, 
Staatshaushalt, S. 339. — Baiern. Der Budget3entwurf enthält 
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nur 65000 fl. Pachtzins von Ländereien, ferner den Ertrag des verwal- 
teten Gutes Schleißheim, f. $.135 (a), u. die Nebgüter in Unterfranfen. — 
Wiürtemberg 1848: 14399 M. in gefchloffenen Maiereien, 21671 M. 
in einzelnen Stüden, 436 Fifchwafler. Neinertrag: 1845 — 48 N. 
368823 fl., A. 1855—58 mit Einfchlug von Wohngebäuden und Bädern 
rohe Einnahme 375°493 fl., reine Einnahme 267799 fl. — Sadjen: 
38 Kammergüter, worunter 10 von mehr al3 3000 Thlr. Pachtzins, 
1 von 8156 Thlr. — Ehemaliges 8. Hannover 1849: 137929 M. 
Ader, 69320 M. Wiefe, 103,276 M. Weide, 156117 M. Torfmoor, 
zufammen 3,37 Proc. des ganzen Yandes. Es find 213 Hofglter, von 
denen 2 über 10.000 Thlr., 11 über 5000 Thlr. Pachtzins, aber aud) 
57 von 1—2000, 74 von S00— 1000, 31 unter 500 Thlr. eintragen. — 
Medlenburg bat von Altersher fehr eigenthümliche Berhältniffe. Die 
Domänenämter bilden einen Haupttheil des Landes, welcher nicht umter 
der landftändifhen Berfaffung, jondern allein unter dem Landesherrn 
jteht und in dem die im anderen Theile zu Stande gelommenen Geſetze 
nur gelten, wenn ſie von dem Fürſten als auch für das Domanium 
gültig verkündet werden. Dieſes umfaßt in M.-Schwerin 99,* Meilen 
mit 206°000 Ew., oder 37 Proc. der Vollsmenge u. 45 Amtöbezirke, 
von 26 Amtsbehörden verwaltet, fiir Finanz, Juſtiz- u. Polizeigefchäfte. 
Es find Hier 244 große Höfe in Zeitpacht, i. D. zu 161 pr. D., 75 Erb- 
pachthöfe zu 875 pr. M., 4122 Bauerngüter in Zeitpadht (i. D. 162 M.), 
1362 ſolche Erbpadtgüter (D. 155 m, 7258 Kleingüter (Büdnergüter) 
in Erbpacht (D. 16,7 M.) u. 2721 Häusler mit oder ohne Garten. Bon 
der ganzen Fläche (253,9 Mil. ZRuthen, deren 117 — 1 pr. M.) 
find 185 Mill. von Zeit- u. Erbpachtern bemußt. Beiträge z. Statift. 
Medlenburgs IV, Heft 1 u. 2. 1865. — Balf, Domamalverhältuiß 
in M.-Schw. 1864. Die ganze Einnahme an Zeit- und Erbpadht war 
1850/1 auf 1°458°000 Thlr. angefchlagen. — Ehemaliges Kurheffen: 
100 Pachtgüter von 59— 1635 Ader, das größte von 6200 Thlr. 
Pachtzins. R. 
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1. Bewirthfchaftung durch Verwalter. Die Bewirth- 
Ihaftung auf Rechnung des Staates durch bejolvete Verwalter, 
welche alle Ueberjchüjfe ver Einnahmen über die Ausgaben ab- 
liefern (Selbft= oder Eigenverwaltung, Adminijtration), 
ift von der Privatwirthichaft fchon frühzeitig in das Finanzweien 
übergegangen, ob fie gleich wegen der genauen Aufficht auf vie 
Verwalter umftändlicher ift als die Verpachtung (a). So lange 
die Landwirthſchaft funftlos, nach gleichförmigen Regeln, mit ge— 
ringer Sorgfalt betrieben wurde, m. a. W. folange die extenfiven 
Aderbaufyfteme in der Volkswirthſchaft noch am Plate find, war 
gegen jenes Verfahren wenig einzuwenden, wenn man ber Neblich- 
feit der Verwalter gewiß fein. fonnte. Auch jpäterhin, bei einem 
höheren Grade der Intenfivität des Aderbaus, kann der einzelne, 
namentlich der größere Grundeigenthümer, der nicht ſelbſt vie 
Landwirthſchaft betreiben kann over will, fich bei diefer Benugungs- 
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weiſe wohl befinden, weil er einen Verwalter auswählen kann, 
deſſen Perſönlichkeit ſeinen Wünſchen vollkommen entſpricht, und 
weil er bei dem öfteren Aufenthalte auf dem Gute Gelegenheit 
hat, den Betrieb zu beaufſichtigen und zugleich Mißbräuchen zu 
begegnen. Bei den Domänen verhält es ſich jedoch anders, 
und die Erfahrung bat über die Unvortheilhaftigkeit dieſer Be— 
nutzungsweiſe in der neueren Zeit wenigſtens hinreichend ent— 


ſchieden (). R. W. 

(a) Hüllmann, Geſch. der Dom.Benutzung in Deutſchland, Frankf. a. O. 
1807. — Ein Theil der römiſchen agri publici wurde von den Sklaven 
für den Staat verwaltet, unter Aufſicht des Senates, der die Rech— 
mungen abhörte.-Boffe, I, 76. — Im Mittelalter war faft allgemein 
die Adminiftration üblich, und noch in der Mitte des vorigen Jahr 
hunderts wurde fie, 3. B. von Schreber, a. a. D., vorgezogen, denn 
man fcheute die Verpachtung, um dem Pachter nicht einen Gewinn zu 
lafjen, der der Negierung zugewendet werben Fönnte, und um die befjere 
Schonung der Ländereien zu bewirken. Sedendorf (Fürftenftaat, 
©. 373) lehrte indeß ſchon, daß man nad) den Umftänden zwijchen 
Berpadhtung und Verwaltung wählen folle. — Es beftand im Ganzen 

enommen wenig Ordnung und Aufiht (Hüllmann, Fin.- Geſch. 
5. 36 ff.), obſchon Karl der Große, fo wie jpäter Kaifer Friedrich II. 
in Neapel, fich bemühte, die Berwalter durch ausführliche Anftructionen 
zum Fleiße anzuhalten. Der Amtmann, Vogt, judex, hatte jährlich 
u Weihnachten das ins — gehende Verzeichniß aller eingegangenen 
e— (capitul. de villis, Art. 62) zu übergeben, von welchen 
Faftenfpeifen in das Hoflager gefendet, die auf dem Gute zu ver- 
brauchenden Borräthe abgereicht und die Refte aufbewahrt wurden, um 
alfenfall3 verkauft (Art. 33) oder länger in Bereitfchaft gehalten zu 
werden. Am ey mußte, nachdem die Geldrechnung durch— 
egangen war, der Gelderloͤs eingefendet werden (Art. 25). Unter dem 
—— ſtanden die Meier, majores, villici, als Gehülfen auf größeren, 
und als Verwalter auf Heineren Gütern. Bgl. Anton, Gefchichte der 
deutichen Landwirthſchaft, I, 177. — Langethal, Geſchichte der 
deutschen Landw. I, 118. Hüllmann (Domänen - Benugung ©. 13) 
ninımt villicus und judex für gleichbedeutend. — Es läßt fich annehmen, 
daß die VBerwaltungsweife im Yaufe mehrerer folgender Jahrhunderte 
nicht weiter fortfchritt, als fie fchon in jenen Geſetzen, nur ohne dauernden 
Erfolg, vorgefchrieben war. So lange die Hofhaltung häufig von einem 
Kammergute zum anderen verlegt und bei Feitlichkeiten eine unglaubliche 
Menge von Erzeugnifjen der Güter verbraucht wurde, hätte man ohnehin 
von der — Verwaltung nicht abgehen können, deren Mängeln 
durch jene Gewohnheit zum Theile abgeholfen wurde. Der alte judex 
und villicus laſſen ſich einigermaßen in dem Amtmann und Kaſtner 
des 17. Jahrhunderts wieder erkennen; ſ. die Beſtallung beider im 
Anhang bei Seckendorf's Fürftenftaat, Nr. IX. u. XII. Dem judex 
fcheint der procurator zur Zeit Friedrichs II. in Neapel entſprochen zu 
haben; v. Raumer, Gefch. der Hohenftaufen, VII, 6, Nr. XIV. — 
In Heinen Ländern leitete wohl der Marichall die ganze Verwaltung. 
Hans v. Schweinihen empfing (1569 ff.) alle Sonntage nach Tiſch 
die — welche berichteten, was eingenommen war, worauf die Ge— 
ichäfte der nächften Woche verabredet wurden; 9. v. Schw. Leben und 
Abenteuer, herausg. von Bü | hing, II, 282 (1833). 

(6) Bei einzelnen Feldſtücken ift fie gar nicht ausführber. 


— 337 — 


8. 134, ($. 105.) 


Gegen die Eigenverwaltung fprechen im Allgemeinen, befon- 
ders aber in der Gegenwart in unjeren Staaten hauptjächlich 
folgende Gründe (a): 

1) Schon der rohe Ertrag pflegt geringer zu fein, als bei 
einer anderen Benutzung, weil fejt befoldete Verwalter im Allge- 
meinen geringeren Eifer haben, fih um die Vervollfommnung 
des Betriebes, die bejte Benugung aller örtlichen Verhältniſſe 
und den einträglichiten Verkauf weniger bemühen und vielmehr, 
aus Scheu vor Anftrengung und Verantwortlichkeit im Falle 
eines Mißlingens, lieber in dem herkömmlichen Geleife beharren. 
Ihre Sorgfalt iſt hauptjächlih auf die Erhaltung der Grund- 
ftüde, Gebäude und aller Zubehörungen in gutem Stande ge- 
richtet. Vorzüglich kundige und ftrebfame Männer ziehen meiftens 
vor, auf einem Pachthofe thätig zu fein. Es ift daher nicht Leicht 
zu erwarten, taß bie lanpwirthichaftliche Kunſt in ihrer jedes- 
maligen Ausbildung auf den Kammergütern gehörige Anwendung 
finden werde, Verordnungen und einzelne Befehle reichen nicht 
bin, ven Verwalter zu einem zwecdmäßigen Verfahren anzuhalten, 
wenn er nicht eigenen guten Willen hat. Auch die eifrigen und 
intelligenten Verwalter werben ferner durch die unvermeidlichen 
Inftructionen, Einholungen von Erlaubniß, dies und jenes zu 
thun, und durch die Gontrolen wieder jo gebunden, daß ihre 
ZThätigfeit jelten von einem entjprechenden Ergebniß begleitet 
fein fann. 

2) Die Koften lafjjen einen zu kleinen Reinertrag übrig, 
denn a) die Verwaltung gefchieht meiftens nicht mit verjenigen 
Sparjamkeit, zu welcher ver eigene Vortheil antreibt, weil e8 an 
einem binveichenden Antriebe fehlt, mit ver nöthigen Beharrlich- 
feit und Unverbrofjenheit troß des Widerſtrebens der Untergebenen 
zu handeln, b) auch abfichtliche Veruntreuung ift nicht ganz zu 
verhüten (db); c) die Aufficht der vorgeſetzten Behörde ift fo 
umjtändlih, daß man ein zsahlveiches Perfonal von Beamten 
biezu halten muß. 

3) Die Regierung wird genöthigt, das ganze Bewirthſchaftungs⸗ 
capital, jowohl umlaufende als ſtehendes, anzufchaffen und im 
Gebrauche zu erhalten, während z. B. bei ver Verpachtung öfters 


Rau: Wagner, Finanzwiflenfchaft. 6. Aufl, 22 
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ein Theil des ftehenven und in jevem Falle das ganze umlaufende 

von dem Unternehmer gejtellt wird. Jenes dem Verwalter anzu— 

vertrauende Capital ift nicht allein manchen Verluſten ausgefett, 
fondern verzinft fich auch gewöhnlich nicht gut. 

4) Die Einfünfte find von Jahr zu Jahr einem ftarfen 
Wechſel unterworfen, ver die Negelmäßigfeit im Staatshaushalte 
jtört, auch kann man nicht auf ihr ficheres Eingehen zu gewiſſen 
Zeiten rechnen. R. W. 

(a) Sturm, Kameralpraris, I, 193. — v. Jakob, I, 54, 8. 98 fi. — 
In der Praris handelt man auch diefem Grundfate gemäß, 3. ©. 
naſſauiſche ig Ser: der Gen.-Dom.-Direction, 20. und 
24. Jan. 1816, $. 17: Die in eigener Verwaltung ftehenden Güter 
follen in Erbleihe oder Zeitpacht gegeben werden. Bad. Hofdom. K. 


Berordn. v. 2. Mai 1826, $. 5: Die Selbftbewirthfhaftung kann nur 
ausnahmsweiſe umd wicht ohne befondere Ermächtigung ſtattfinden. 


Ebenfo Würtemberg, Hoffmann ©. 49. — Für die eigene Ver— 
waltung fpricht die Schrift: Ueber Domänen und deren Benußung. 
Brest. 1835. Der Verf. fucht zu zeigen, daß in den Händen fehr ge— 
ſchickter und zuverläffiger Verwalter die Kammergüter fortdauernd mehr 
eintragen könnten, ala bei großen Pachtungen. Wäre es nur leicht, 
ſolche Berwalter zu finden und auf den Gütern zu erhalten! 


(d) Häufige Klagen über die Untreue der Verwaltung, Hüllmann, Geſch. 
der Dom.-Benutung, ©. 40. — Die königl. Forften in England follen 
im Durchſchnitt von 1826 —28 34819 8. St. getragen und 35733 2 
en era ide verurfacht haben! Dingler, polyteh. Zourı. 

. 407, 


8. 135. ($. 106.) 


Die eigene Verwaltung Tann jenoch unter befonderen Um— 
jtänden den Vorzug verbieten, weil entweder die Beſorgniß des 
geringeren Ertrages hinwegfällt oder andere Rückſichten dieſen 
Grund überwiegen. Solche Fälle find 5. B.: 

1) die Anwendung der Domänenhöfe zu Mufterwirthichaften 
(H, 8. 147), lanpwirthfchaftlichen Lehranftalten oder zur Er- 
haltung von Stammheerden vorzüglicher Viehraſſen, II, 8. 168, 
170, 172. Bei der Wichtigkeit dieſes Zweckes kann es nicht als 
Abhaltungsgrumd gelten, daß folche Wirthfchaften erfahrungsmäßig 
nicht ſehr einträglich zu fein pflegen (a). Die Minuseinnahme, 
verglichen mit derjenigen, welche bei der Bewirtbfchaftung nach 
dem bloßen Rentabilitätsprincip erzielt werden kann, ift hier eine 
verhüllte Staatsausgabe zur Durchführung eines Staatszweds, 
ſ. 0. 8. 92, 98. 


rn 
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2) die Nähe der Hofhaltung, jo daß bie gewonnenen Erzeug- 
niffe in dieſer verbraucht werben; 

3) wenn ein Gut durch einen unordentlichen Pachter ober 
durch Unglüdsfälle verfchlechtert worden ift und einige ‚Zeit lang 
ſchonend benugt werben muß; 

4) wenn man burchgreifende Verbeſſerungen, 3. B. Ablöfung 
ver Frohnen, over den Verkauf beabfichtigt u. dgl. (b). 


5) Nebland (Weinberge), jo lange man es überhaupt als 
Theil der Kammergüter erhalten will, 3. B. wegen einer aus- 
gezeichneten Lage, läßt nicht wohl eine Verpachtung zu und muß 
daher in Eigenverwaltung bleiben, unter ver Leitung eines voll» 
fommen kundigen Verwalters (c). 


6) Abgefonderte Wiejenflächen, bei denen die eigene Verwal— 
tung ganz üblich und leicht ausführbar ift. Die Herjtellung ver 
Bewäljerung, die Düngung u. f. w. fann leicht von den Domänen- 
beamten mit einem fundigen Wiefenaufjeher gefchehen, venen ein 
reifender Wiejenbaumeijter Beiſtand leijtet (d), die einzelnen Gras- 
fchnitte aber werben verjteigert. Die Wieſenverbeſſerung ift nicht 
allein für die Staatscafje einträglih, fondern giebt auch für 
Privatperfonen ein ermunterndes Beijpiel. R. W. 


(a) Bgl. $. 126, 1). — Stein, 1.9. ©. 124, nennt Güter, die zu obigen 
Bweden dienen, volt3wirtbichaftliche oder abfolute Domänen. — 
Beijpiele: Die wirtembergifchen Kameralböfe (körigl. Privat- 
eigenthum) Weil, Scharnhaufen und Kleinhohenheim Wedherlin im 
Correſp.«Bl. des landw. Vereins in W. 1825, Il, 3.), nebft der landw. 
Lehranftalt zu Großhohenheim (Staatsgut). — Die baieriſchen 
Staatsgüter Schleißheim, Weihenftepban und Fürftenried bei Miinchen. 
Schleigbeim hat ungünftigen Boden und bradıte im Durchſchnitt von 
1654 — 1810 keinen Neinertrag, fondern koſtete noch jährlich 6513 fl. 
Zufhuß! 1810 begann die neue Einrichtung; 1811—18 warf es jährlich 
6972 fl., 1819 7577 fl. rein ab, die 3 Güter gaben 1810—27 einen 
jährlichen Neinertrag von 22463 fl. oder von 5 Proc. des mittleren 
Grundwerthes und apitales. Der Nohertrag des Aderbaues ftieg 
während dieſer Zeit in Schleifheim von 1 auf 2% Scheffel vom Morgen. 
Srawifchen ift jener Neinertrag von 22'463 fl. größtentheils wieder auf 
Neubauten, Penfionen, Verſuche, Unterricht u. } w. verwendet worden, 
fo daß in 17 Jahren nur 35341 fl. baar an die Staatscafje abgeliefert 
wurden. Vgl. Schönleutnuer, Bericht über die Bewirtbichaftung der 
k. b. Staatsgüter u. few. Minden, 1522. Schönleutner und 
Zierl, Jahrb. der f. b. landw. Lehranftalten zu Schleißbeim, I, 28; 
ll, 38. (1828. 1829.) In den Jahren 1835 — 37 bradten die drei 
Güter jährlich einen Neinertrag von 14813 fl. — Weihenſtephan hat 
fehr guten Boden, dennoch warf die Landwirthſchaft auf diefem Gute 
von 315 Morgen Ader, 150 Mrg. Wiefen und 183 Dirg. Weiden, 
DOedungen und Mooswiejen im Fjährigen Mittel nur 2638 fl. ab. Das 
Betriebscapital von Schleigbeim (7343 Tagw.) und Weihenftephan 
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berechnete man 1838 auf 31163 fl. Materialvorräthe, 31572 fl. Vieh— 
ftand, 66'568 fl. Geräthe, 12'555 fl. baare Betriebsvorſchüſſe, zufammen 
142458 fl., wovon der Zins zu 4 Proc. ſchon 5698 fl. beträgt. Filrften- 
vied ift im Beitpacht; Verb. d. K. d. Abg. von 1840, Beil. XXI. H. 
(Graf Butler). Jetzt ift nur Schleißheim im Selbitverwaltung. Es 
bat Bauland, Wald, ZXorfftih, eine Brauerei, Mehlmühle, Säge- 
mühle u. f. w. Wohertrag 9. 1870 119490 fl., rein 13°800 fl. — Bei 
mehreren vom Staate errichteten Tandwirtbichaftlichen Lehranftalten hat 
man indeß neuerlich vorgezogen, das Gut dem Vorſteher um einen 
billigen Betrag in Pacht zu geben, z. B. Ellwangen und Ochfenhaufen 
in Wirtemberg, Hochburg bei Emmendingen in Baden. In 
früheren Zeiten gab es in mehreren Yändern Domanial-Schaafhöfe, mit 
Benutung der Weiderechte auf Privatländereien, in Selbftverwaltung ; 
. B. in der Pfalz umd in Wirtemberg, Hoffmann, Finanzw. v. 
Gr, u.f.w © 31. — Ju Frankreich find nod) jest Staats- 
fchäfereien und 3 Milchwirtbfchaften (vacheries), weldhe zufammen 
224000 Fr. einbringen und 140.000 koften follen, X. 1859. 

(b) Nicolai, I, 232. Co verwaltet die öfterr. Nationalbank die ihr 
überwieſ. Staatsgüter ($. 122 b) mitunter eine Zeitlang felbft, um fie 
für den Verkauf vorzubereiten. ©. d. gen. Schr. Staatögliterverm. d. 
Nationalb., S. 42 u. öſt. Finanzmin.-nftr. v. 14. Nov. 1856. W. 

(c) Naſſauifche a. Inftruction, $. 18. — Die ſäch { Weinberge brachten 
im Durchſchn. 18552 — 54 12641 Thlr. ein, die Ausgaben waren aber 
13697 Thlr. (unglnftige Weinjahre!). A. 1855—60 17612 Thlr. rohe, 
2009 reine Einnahme. — Nebgüter in Unterfranten Baiern), u. Hof- 
teller in Würzburg, N. 1870 roh 39°000 fl., rein 13°000 fl. — Baden, 
70 Morgen Reben, Sjähriger mittlerer Rohertrag 1863 —68 241 fl. 
35 Kr. Unterrichtsanftalt für den Rebbau in Meeröburg. 

(d) Inftruction für den bad. Domanial-Wiefenbaumeifter v. 2. Mai 1850. — 

un den einzelnen Berwaltungsbezirten werden kundige Wiefenauffeher 
angeftellt. — Große Anlagen von Rieſelwieſen auf bi3herigem Domtanial- 
waldboden in der Provinz Poſen, Lette's Bericht in der Kammer der 
Abgeordneten von 1855. — — —— von 580 Morgen, wovon 345 
bisher Domanialwald waren, auf 103000 fl. angeſchlagen, in Baden, 
1848 begonnen. (Schutterwald, in der Gemeinde Edartöweier, Amt 
Kork) An Baden find 15850 M. Wiefen in Selbftverwaltung, Roh— 
ertrag in Zjährigem D. gegen 22 fl. a.d. M., ferner 67 M. Torfland, 
228 fl. roh a. d. M. 


8. 136. ($. 107.) 


Für die eigene Verwaltung gelten folgende Regeln: 

1) Die Anfprüche, welche man an den Verwalter zu machen 
bat, werden aus einem Anjchlage über das Landgut beurtheilt, 
der den mittleren muthmaßlichen Rohertrag, die Wirthichafts- 
foften und den Reinertrag ausfpricht. Iſt der Verwalter nicht 
im Stande, den Anjchlag genau einzuhalten, jo hat er vie Ab— 
weichungen von demſelben zu erklären und zu vechtfertigen. 

2) Man fucht für die Verwaltung Männer zu erhalten, 
welche gediegene Kenntnifje mit Eifer und Redlichkeit verbinden. 
Wo das Landgut zu dem Aufwand für einen Gehülfen nicht zu 


Hein ift, wird dem DBerwalter ein Nechnungsführer (Korn— 
fchreiber u. f. w.) beigegeben, der zur Sicherung des Staates 
gegen mögliche Veruntreuungen dient. 

3) Es wird eine ausführliche Dienjtanweifung (Inftruction) 
entworfen, welche die Obliegenheiten und Befugniffe der Ver— 
walter angiebt, 3. B. wie fie fich in Anfehung einzelner Wirth- 
Ichaftszweige nach landwirthſchaftlichen Grundfägen zu benehmen, 
bei welchen Ausgaben fie höhere Genehmigung einzuholen, wie 
und wann fie Die baaren Ueberſchüſſe abzuliefern haben u. dal. 
Da aber eine allgemeine Imftructton nicht auf alle einzelnen 
örtlichen Umftände eingehen fann, jo muß man jedem Verwalter 
noch bejondere Vorjchriften geben, 3. B. über die Art der Frucht: 
folge, die Behandlung des Gefindes, den Verkauf der Erzeug- 
niſſe u. dgl., woferne er nicht fo viel Vertrauen verbient, daß 
man ihm freiere Hand laſſen Fann. 

4) Außer der regelmäßigen Prüfung der Rechnungen muß 
die vorgefettte Behörde auch öftere Befichtigungen an Ort und 
Stelle durch abgejendete Beamte anorbnen, um die Nichtigkeit 
der erhaltenen Berichte, den guten Zuftand des Gutes in allen 
feinen Bejtandtheilen, die georpnete Buchführung, die jparjame 
und zwecdmäßige Einrichtung der Ausgaben u. |. w. zu erproben. 


8. 137. ($. 108.) 


Der Eifer des Verwalter wird ftärfer belebt, wenn man 
feinen eigenen Vortheil mit dem Ertrage des Landgutes in Ver— 
bindung fett, ihm alfo einen Weg eröffnet, ohne Berlegung 
feiner Pflichten etwas zu gewinnen. Dieß gefchieht, indem man 
einen gewiſſen mittleren Reinertrag annimmt und dem Verwalter 
an dem aus feinen Bemühungen hervorgehenden Mehrertrage 
einen gewiſſen Antheil zufichert, mit einem nach jenem Mehr- 
ertrage fteigenden Procentfage (a). Dies ift daſſelbe Syſtem, 
welches in ähnlichen Fällen auf anderen Gebieten, 3. B. beim 
gewöhnlichen Arbeiter in der Inbuftrie, im Bergbau, bei dem 
dirigivenden Perfonal (Directoren, Verwaltungsrath, auch bei 
anderen Beamten) ver Actiengefellfchaften u. dgl. m. mit Erfolg 
angewendet wird (Tantiömefpften, inbuftrielle Theilhaberichaft). 
Steigt der Ertrag des Yandguts übrigens bloß zufolge von Preis- 
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veränderungen, fo hat hiebei der Verwalter Fein Verdienſt, aus: 
genommen die Bemühung um einen einträglichen Verkauf. 
Wollte man jedoch eine genaue Unterfcheivung von natürlichen 
und Fünftlichen Urfachen ver erhöhten Einnahme einführen, um 
nur bei legteren dem Verwalter einen Antheil zufommen zu 
laſſen, jo würde bieß zu verwidelt und Hleinlich werden und bie 
Wirkung jener Begünftigung großentheils vereiteln. R. W. 


(a) 3. B. der Anfchlag fei 3000 fl., fo könnte man von einer Vermehrung 
des Ertraged bis 4000 fl. 10 Proc., von 4000 bis 4500 fl. 16 Proc., 
von 4500 bis 5000 fl. 24 Proc. u. f. w. bewilligen. 


8. 138. ($. 109.) 


I. Gewährsverwaltung. Die nämliche Abficht, das 
eigene Interefje des Verwalters zu Hülfe zu nehmen, hat zu 
dem Vorfchlage eines anderen, künſtlicheren Verhältniſſes geführt, 
welches zwilchen einfacher Verwaltung und Verpachtung in ber 
Mitte fteht. Es würde hiezu 1) ein Verwalter angeftellt, welcher 
genaue Rechnungen legen muß und dem von der Regierung das 
ganze erforverliche Capital übergeben wird. 2) Derjelbe müßte 
wie ein Pachter für einen gewiffen, als Minimum angenommenen 
Gutsertrag haften; 3) dagegen würde ihm von dem Mehrertrage 
ein bejtimmter Antheil bewilliget. Dies Syſtem hat man Ge— 
währsperwaltung genannt (a). 

Diefe Bedingungen find dazu bejtimmt, vie Vortheile der 
Selbjtverwaltung mit denen der Verpachtung zu vereinigen, denn 
man kann auf einen gewiljen minbejten Ertrag mit Sicherheit 
rechnen und bat die Ausficht, auch von den Früchten einer höheren 
Betriebſamkeit einen Theil zu gewinnen. Aber dennoch ift die 
Nützlichkeit dieſer Anordnung jehr, zweifelhaft, venn e8 wird dem 
Verwalter eine läſtige Haftung aufgebürdet, ohne daß er dafür 
durch die Wirkungen günftiger Umftände oder feiner beſonderen 
Bemühungen in vollem Maaße entjchädigt würde. Wer einiges 
Gapital befitt, wird daher die Zeitpacht vorziehen, und biefe 
Abneigung gegen die Gewährsverwaltung muß die Folge haben, 
daß dieſelbe nur mit einem fehr niedrigen Haftungsbetrage zu 
Stande gebracht wird. Es fehlt bei diefer wenig verjuchten 
Methode noch an bejonvderen Erfahrungen, aus allgemeinen 
Gründen aber ift fie nicht empfehlenswerth (b). 
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(a) Schreber, Abb. v. Kammergütern, ©. 29 und ©. 137, wo das 
Formular eines ſolchen Pachtvertrages mitgetheilt wird. Der Gewährs- 
adminiftrator foll alle casus fortuitos auf fich nehmen, außer Brand— 
—— oder wenn die Amtsunterthanen wegen beſonderer Unfälle 

dachlaß an ihren Präſtationen erhalten; ferner will die Regierung von 

Viehſterben, Waſſer-, Froſt-, Wetterſchaden und Mäuſefraß an Feld— 
früchten die Hälfte tragen, wenn ſolche Verluſte über die Hälfte des 
Viehſtandes oder der Dane ausmachen. Der Amtmanı haftet für 
einen jährlichen Ertrag von 20°000 Thlr. und erhält von dem, was 
darüber bezogen wird, die Hälfte. — Für dieſe Einrichtung ift Bergius, 
Pol. u. Cam. Mag. IV, 123 (im Einzelnen nah Schreber). 

(5) Höchſt mangelhafte Einrichtung dieſer Art in Kurbrandenburg, 1660— 76. 
Hüllmann, Dom.-Ben. ©. 45. Nicht ß ungünftig urtbeift darüber 
Riedel, brand. preuß. Staatöb. ©. 16: Die Mafregel des Vergebens 
in „Admodiation“ oder des Verpachtens, die zur Erreihung einer 
höheren Nutzung möglichjt angenommen wurde, hatte ihren guten Erfolg, 
wenn die Dırrdführung auch nur langfam gelang u. dem VBerpächter 
zu viele Laften blieben, fo daß nur die Pächter fich bereicherten. Aber 
die Hauptfahe war, daß Ordnung gefchaffen wurde. Die Mafregel ift 
wohl überhaupt” bloß als Uebergang zur gewöhnlichen Zeitpacht beliebt 
worden. Es hatte zufäll. befond. Gründe, daß fpäter wieder Ad— 
miniftration eintrat, eb. ©. 17. W. 


$. 139. ($. 110.) 


III. Verpachtung oder Zeitpacht. Die Vortheile der— 
jelben (a) ergeben fich zum Theile fchon aus den oben genannten 
Unvollfommenheiten ver Selbitverwaltung, $. 134. Sie find 
bauptjächlich dieſe (b): 

1) Der Pachter hat einen jo mächtigen Antrieb, alle Kräfte 
auf die gute Bewirtbichaftung zu richten, daß er einen größeren 
Reinertrag erzielt, als ein Verwalter, und folglich nicht bloß für 
fih Gewinn ziehen, ſondern auch einen anfehnlicheren Pachtzins 
geben fann; 

2) e8 wird bie Mühe ver jährlichen Nechnungsabnahme und 
ver häufigen Beauffichtigung erjpart; 

3) die Regierung braucht nicht das ganze Bewirthichaftungs- 
capital ($. 134. Nr. 3) ſelbſt aufzumenden ; 

4) die Pachigelver gehen ziemlich ficher an ven fejtgefetsten 
Zeitpuncten ein; 

5) ver Ablauf der Pachtzeit giebt Gelegenheit, ven Pachtzins 
zu jteigern, woferne nämlich in ber Zwifchenzeit die Preife ver 
Bodenerzeugniſſe und andere Umftände fich günftiger geftaltet 
haben (c). 


(a) Die athenifhen Staatögliter waren allgemein verpachtet und vermuthlich 
an Generalpachter, welche die einzelnen Stüde wieder in Afterpacht 


ei BE 


gaben, Böckh, I, 325. In Mom wurde von den eroberten Ländern 
1/z zum Staatsqute gemacht, von welchem man einen Theil verpachtete, 
einen andern verkaufte oder an Anftedler gab. Die Pachtgelder wurden, 
wie manche andere Einrichtungen, mit dem Namen vectigalia bezeichnet. 
Bei dem Weidelande wurde ein Pins (scriptura) nad) der Zahl des 
aufgetriebenen Viehes an den publicanus entrichtet. Da das Eintreiben 
von nicht eingefchriebenem Vieh ftraffällig machte (Varro, De re 
rust. II, c. 1), fo läßt ſich vermuthen, daß der publicanus bier nicht 
Pachter, fondern nur Erheber des MWeidegeldes geweſen ift. Bon früher 
Zeit an befanden fich viele Staatsgüter in den Händen der Patricier, 
die fi der Entrichtung des Pachtzinfes nach und nach zu entziehen 
wußten, Niebuhr, Röm. Gefhichte, I, 259. Auch fpäterhin, ſowohl 
ur Beit des Freiſtaates al8 der Kaifer, wurden die Staatsgüter zum 

beile verpadhtet. Hegewiſch, ©. 70. Man fieht aus dem Tit. 70 
im 11. Buche des Cod. Justin., daß fowohl Zeit- als erbliche Pachtungen 
vorfamen. Unter Kaiſer Friedrich II. war ein Theil der Krongüter in 
Neapel verpachtet, v. Raumer, Hobenftaufen VII. Buch, 6. Hauptft., 
Nr. XIV. In Deutfchland kamen einzelne Verpachtungen ſchon im 
16. Jahrh. vor, wie die von Schreber mitgetheilten Contracte aus 
der Regierung des Kurfürften Auguft von Sacfen von 1565 zeigen. 
In Würtemberg waren fchon zu Anfang des 16. Jahrh. viele Feldgüter 
verpachtet, ——— a. a. O. S. 33. Häufiger wurde die Ver— 
pachtung gegen Ende des 17. Jahrhunderts, als man, um die Wunden 
des 30jaͤhrigen Krieges zu heilen, beſonders eifrig auf Verbeſſerungen 
bedacht war, nmamentlih 1670 in Sadfen, um diefelbe Zeit in 
Hannover, 1684 im Preußiſchen, wo die wieder eingeführte Ad— 
miniftration von Neuem in Berpachtung auf 6 Jahre verwandelt wurde 
(Riedel ©. 17, f. vor. 8. (8)), 1699 in Oeſterreich. Hüllmann, 
Geſch. der Dom.-Benutung, ©. T4—86. 

(d) Eine Empfehlung der Verpachtung findet fich fchon bei Rechenberg, 
Diss. de locatione conductione, quae fit a principe, 1728 (Schreber 
a. a. O. ©. 61.) und Gaffer, Einleitung zu den öfon.=polit. und 
Cameralwiſſ., 1729, ©. 113. Der Verf. erzählt, daß bei adminiftrirten 
Kammergütern öfters einzelne —— und Berechtigungen ver- 
Toren gegangen feien. — Für die Zeitpacht der Landgüter im Allgemeinen 
Knaus in der Beitfchrift für die gef. Staatswiff., I, 50. 

(c) Dies Hat ſich befonder3 in neuerer u. neuefter Zeit in Preußen, 
Hannover (feitdem es preußifch ift und die Vortbeile der Concurrenz 
von der Negterung bemutt werden, was unter der früheren Regierung 
nicht genügend der Fall war), Anhalt u.v. a. L. Ru Mitunter 
find die Pachtpreife fetoft zu hoch getrieben worden. ©. $. 143 u. ff. W. 


8. 140. (8. 111.) 


Die Zeitpacht ift demnach der Selbftverwaltung vorzuziehen, 
wie fie denn auch bei Ländereien von Privatperfonen ſehr häufig 
vorkommt, aber dennoch trägt fie auch wefentliche Mängel an fich. 

1) Die Zwecke und die dadurch beitimmte Handlungsweiſe 
des Pachters find von denen eines Eigenthümers verjchieven. 
Während diefer das Gut als eine fortvauernde Quelle reichlicher 
Einkünfte betrachtet und behandelt, fucht jener nur innerhalb ber 
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Pachtzeit aus demſelben ven größten Nußen zu ziehen, und ber 
Zuftand, in welchem er das Gut verläßt, ift ihm gleichgültig, 
wenn ihn nicht das Pflicht- und Ehrgefühl antreibt, daſſelbe nicht 
zu verjchlechtern. Es iſt daher in ver letzten Zeit jever Pacht- 
periode leicht eine folche Bewirthichaftung zu beforgen, bei welcher 
die Ländereien erjchöpft und manche Beftanptheile vernachläffigt 
werben. Durch vorfichtige Klaufeln im Pachteontract und durch 
Controlen des Verpachters läßt fich dem ſchwer fteuern, abgejehen 
davon, daß folche Beitimmungen und Controlen ven Pächter in 
der Wirthichaftsführung Täftig hemmen und fonftige Nachtheile 
im Gefolge haben. Ohne von dem Stande der Pachter eine 
unvortheilhafte Meinung zu hegen, muß man doch zugeben, daß 
die Verfuhung zu jenem Verfahren in dem Weſen des Pacht: 
verhältniffes liegt, und die Erfahrung beftätigt dieſes (a). Auch 
wird ein Pachter immer folche Fojtbare Grundverbefferungen 
ſcheuen, die fich nicht fchon innerhalb ver Pachtzeit mit Gewinn 
bezahlen. 

2) Die Zeitpacht verurfacht zugleich andere Unbequemlich- 
feiten, Verlufte und mühſame Gejchäfte, wie fich dieß aus ber 
näheren Betrachtung der Pachtverhältniffe in Betreff der Nach: 
(äffe, des Inventariums, ver Bauausgaben u. dgl. ergeben wird, 
8. 143 ff. (b). 

Diefe Unvollfommenheiten in volfswirthichaftlicher und finan- 
zieller Hinficht laffen fich übrigens durch gute Einrichtungen ver- 
mindern und zeigen fich auch nicht unter allen Umftänven in 
gleihem Grave. Beide Nachtheile find da am größten, wo ein 
Kammergut vielerlei Theile in fich fchließt, deren gute Erhaltung 
vorzügliche Sorgfalt erfordert, 3. B. Gebäude, Gärten u. f. w.; 
der erſte Nachtheil ift am ſchwächſten bei Ländereien, die ohne 
Gebäude verpachtet werden und feiner fchwierigen Verbefferungen 
bebürfen (c). 

(a) Thaer (Rationelle Landwirtbichaft, I, 80) zählt viele Kumnftgriffe un— 
redlicher Bachter auf, z. B. Anbau Hart ausfaugender Früchte, ip chwächere 
Düngung und, nachläſſigere Bearbeitung in der letzten Zeit u. dgl. — 
Sinclair, Grundgefeke, ©. 666. — n% dagegen Klebe in 
Putſche's Euchtlop der geſ. and- u. Hausw. V, 565, 577. (1828.) — 
Bei einem Hagelfchlage in der Heidelberger Gegen zeigte es ſich, daß 
ein Pachter keinen Schaden litt, weil er im ten Jahr vor ſeinem 


—* keinen Tabak gebaut hatte, um nicht die Wirkung der Diingung 
Teile dem Nadı folger zu überlafjen. Mande Landwirthe fuchen 
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in * letzten Jahren die Düngung durch ungewöhnlich tiefe Bearbeitung 
zu erſparen. 

(d) Manche durch die Pachtgüter veranlaßte Ausgaben find Laſten, die auch 
einem Privateigenthümer obliegen. Preußen 1870 114220 Thlr. für 
183 Dom.-Boltzeibeamte u. 129 Diener, 149952 Thlr. für Ortspolizei, 
Kirchen u. Schulen, 60,490 Thlr. für Arme, 179578 Thlr. für Paſſiv— 
renten u. dgl. Defterreid: „Staatögüterverwalt.” ©. 12, 36, auf 
2501338 fl. Neinertrag der von der Nationalbank verwalteten Dom. 
126°853 fl. Patronats- u. ähnl. Aust. 

(ce) Ferner bei zuverläffigen Bachtern, im deren Familien die Domänen fich 
längere Zeit erhaben haben. 


8. 141. ($. 112.) 


Ueber die Frage, ob man die Ländereien in größeren Maſſen 
mit den zugehörigen Gewerksanitalten, 3. B. Brauereien, Mühlen, 
Ziegel- und Kalföfen, fowie mit den Vorwerfen und Gefällen 
im Ganzen verpachten (Generalverpachtung), oder dieſe Be- 
Itandtheile fo viel als möglich von einander trennen folle, find 
die Meinungen getheilt (a). Für das lettere Verfahren fpricht 
verfelbe Grund, aus dem bie Heinen Yandgüter den großen vor— 
gezogen werben (I, $. 371), nämlich der größere Erfolg, ven ver 
Erwerbseifer mehrerer, auf einen Fleineren Wirfungsfreis be— 
ſchränkter Unternehmer verfpricht, die auch ſchon des ftärferen 
Mitwerbens willen vem Staate mehr Pachtzins barbieten werben. 
Für die Generalverpacdhtung wurde geltend gemacht, daß bie ver— 
jchievenen Bejtandtheile mit einander in Verbindung ftehen, fich 
gegenfeitig unterjtügen und den Pachter in den Stand feßen, 
einen größeren NReinertrag zu ziehen (b), ferner ift e8 fehr bequem 
für die Regierungsbehörden, nur mit wenigen wohlhabenden 
Perfonen zu thun zu haben, denen man früher zugleich ven 
Einzug der lanvesherrlichen Orundgefälle, ja fogar die niebere 
Juſtiz und Polizei (c) anvertraute, fo daß fie durch dieſe Ueber— 
tragung auch die Eigenjchaft von Staatsbeamten erlangten, in 
Pflicht genommen wurden und Befoldungen empfingen (Pacht: 
amtleute). Die Gefüllerhebung wird auf dieſe Weife allerdings 
mit geringen Koften bewirkt, die Verbindung der Polizeigefchäfte 
mit der Bachtung war aber höchſt fehlerhaft, weil jene babei 
leicht als Nebenfache verabfäumt oder nad) eigennütigen Abfichten 
willfürlich beforgt wurden, jo daß die Unterthanen manchen Be— 
brüdungen ausgefegt waren. Im Allgemeinen möchten General- 
pachten wie große Specialpachten überhaupt mehr für Länder 
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dünner Bevölkerung, extenſiven Ackerbau's, Specialpachten, 
namentlich kleinere für Länder dichter Bevölkerung und intenſiven 
Anbau's gewiſſe Vorzüge haben, die indeſſen oft genug im conereten 
Fall durch andere Umſtände aufgewogen werden mögen. R. W. 


(a) Bol. v. Malchus, I, 46. 


(6) Friedrich Wilheln I. von Preußen hatte eine Vorliebe für folche große 
Pachtungen, f. (Richter) Beiträge zur ———— 1783, 1, 
103. — Die Generalverpachtung wird auch von Nicolai (I, 241) für 
vortheilhafter gehalten. — Schulboff, der Ejterhazufche General- 
pächter (Staatsgüter umd Großgrundbeſitz im der Öfterreih. Monarchie, 
1862), räth, die Öfterreichifchen Kammergliter an eine Actiengefellfchaft 
auf 40 Jahre zu verpachten und erwartet, daß diefelbe durch die Ver— 
befferungen, die fie mit Hilfe eines großen Capitals vornehmen würde, 
in den Stand käme, einen höheren Pachtzins (bis 4 fl. d. vom Joch 
oder 1,5 Thlr. vom pr. Morgen) zu geben. Der gute Erfolg einer 
folhen Unternehmung ift zweifelhaft. Gegen den Vorſchlag: Die Staat3- 
güterverwaltung der Nationalbanf, Wien, 1862. (Die in der Ver— 
waltung der Bank befindlichen bringen vom Zoch 6,3 fl. Pachtzins und 
3,86 fl. Neinertrag, unter den abgezogenen Koften find aber 1,49 ft. 
Steuern Begriffen, 


(c) Bergius, Mag. VII, 43. Der Pachter mußte jedoch die eigentlich 
richterlichen Gefchäfte einem Gerichtshalter (Zuftitiarius) überlaffen. 


$. 142. ($. 113.) 


Die Generalverpachtungen find vielleicht öfters gegen ben 
Bortheil der Staatscaffe aus Bequemlichkeit der Finanzbeamten 
in Schuß genommen worden. Nur da läßt fich von ihnen ein 
größerer Ertrag erwarten, wo e8 viele große Güter und fehr 
begüterte Pachtluftige giebt und dagegen das Mitwerben minder 
begüterter Unternehmer fehlt. In den meiften Fällen, befonders 
da, wo die Mehrzahl ver Landleute thätig und unternehmen ift, 
wird die vereinzelte Verpachtung ver Beſtandtheile weit vortheil- 
hafter fein, wenn fie gleich vie Aufjtellung befonverer Bezirks- 
beamten für die Beauffichtigung der Pachter und für Erhebung 
der verfchiedenen Gefälle nöthig machen follte (a). Am leichteſten 
ift die Scheivung der Vorwerke von denjenigen Gewerksvor— 
richtungen auszuführen, welche ven landwirthſchaftlichen Betrieb 
wenig berühren. Andere Bejtandtheile, 3. B. die Bierbrauerei 
und Branntweinbrennerei, greifen mehr in die Landwirthichaft 
ein. Doch wäre eine Trennung derſelben von dem Landgute 
zwedmäßig, wenn fie dann im größerer Ausvehnung und mit 
mehr Aufmerkjamfeit betrieben werden könnten, was man aus 
den Anerbietungen der Pachtluftigen wird abnehmen können. 
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Aus den landwirthſchaftlichen Verhältniſſen jeder Gegend, der 
Stärke der Bevölkerung, dem mehr oder weniger intenſiven 
Betriebe der Landwirthſchaft und beſonders aus dem Capitalbeſitze 
des Pachterſtandes kann man abnehmen, bis zu welchem Grade 
es nützlich ſei, große Pachtgüter zu verkleinern, wie dieß in vielen 
Fällen allmälig durch Halbirung u. ſ. w. oder Abtrennung eines 
Theiles mit gutem Erfolge geſchehen iſt (6). Neuerlich werden 
viele, ſowohl zum Domanium als ver Kirche oder Privatperſonen 
gehörende Landgüter ſtückweiſe verpachtet, wobei man die Hof— 
gebäude verkaufen kann und manche mit Hofgütern verbundene 
Mühe erſpart, auch gewöhnlich eine größere Pachtſumme ein— 
nimmt (c). Die bei den Gütern befindlichen Wieſen werden 
dann in eigener Verwaltung behalten, $. 135. Dieß Verfahren 
ift nur in der Nähe volfreicher Ortfchaften, von deren Bewohnern 
die Pachtſtücke leicht gebaut werden können, ausführbar. Für 
Landleute, die fein oder nur weniges eigenes Land haben, ijt bie 
Gelegenheit, durch Pachtſtücke Befchäftigung zu erhalten, erwünfcht, 
allein der höhere Pachtertrag ift zum Theil nur Folge des ftärferen 
Mitwerbens und geht deßhalb weniger ficher ein. Hiezu kommt, 
daß fich bei einzelnen Felpftüden feine auf fehonende Bewirth— 
Ihaftung hinzielenden Bedingungen machen laffen und daher eine 
Ausfaugung gegen Ende der Pachtzeit nicht zu verhüten iſt. Es 
wäre auch nicht gut, wenn im Verhältniß zu den Hofgütern in 
einer Gemarkung die einzeln verpachteten Stüde eine große Fläche 
einnähmen, wodurch ein Reiz zu übermäßiger Vermehrung ber 
Familien und die Gefahr ärmlicher Bodenbenutzung entjtehen könnte. 


(a) So die fildpreufifchen Intendanten, Nicolai, 1, 245. — In Preußen 
erhalten i. 3. 1870 43 Pachter u. 72 Diener 22765 Thlr. für Amts- 
u. Caſſenverwaltung. 

(d) Im preuf. Staate ift 1870 


Pachtzins a. d. Mittlere Größe Mittlerer Reinertrag 
Morgen eines Vorwerks d. fämmtl. Ackerlandes 


Neg-B. Wiesbaden . . 3, Thlr. 315 — Thlr. 
„ ARE .... 32 463 — un 

Prov. Sachſe 37, 1380 2,0 „ 
” ee Er 3,8 „ 709 — u 
* ommen . . 26 „ 1574 1,2 „ 
»  MWeftfalen . . 2. ..; 1429 - Due 
» Brandenburg . 2% „ 1467 12 u 
" Schleſien .. 1° 1462 1,8 „ 
" Scleswig-H. . 1,° m 395 er 
" Pofen oc 1,5 n 1324 0,86 " 
„» Breufen .. 1%, 1574 08 „ 
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Die erſte u. zweite Zahlenſpalte ſind aus den Angaben im Haushal— 
tungsetat 1870, I, S. 14 berechnet. Die dritte aus den Steuer⸗ 
Ihägungsergebnifjen genommen, Meiten, IV, 116. Man fiebt, daß 
die Pachtgüter in den neuen Landestheilen kleiner ſind als in den alten 
Provinzen u. der Pachtzins a. d. Morgen im Ganzen da höher iſt, wo 
auch das ganze Ackerland einen größeren Reinertrag giebt. Der Pacht— 
ins der Domänen fteht aber — höher, als der durchſchnittliche 

einertrag des Ackers, in Weſtfalen u. Schlefien iſt er das 1,fache, 
in Pommern ſogar das 2,’fache deſſelben. Dieß rührt offenbar zum 
Theile von der im WPachtzind enthaltenen Rente der Gebäude, zum 
Theile aber auch davon, daß die Pachtgüter Wiefen u. mehr befjeres 
Aderland enthalten, als der Durchfchnitt aller vorhandenen Aderclaffen 
anzeigt. Es erhellt aber, daß der gegen manche andere Länder niedrige 
Ertrag der preuß. Domänen mit allgemeinen volfSwirthichaftlichen Ver— 
hältniffen, als Klima, Boden, noch nicht fehr dichte Bevölkerung u. f. w. 
zufammenhängt. R. 


(ce) Dieß ſchlug fon v. Mahrenbolz vor, Bergius, Mag. II, 216. — 
In Baden trugen 1858 die bloß gegen Geld verpachteten Yändereien 
12 fl. auf den Dlorgen, die gegen Geld und Getreide verpachteten nad) 
Mittelpreifen S°/ı fl. Letztere Abtbeilung begreift nur Hofgüter, die erfte 
aber gleichfalls einen Theil derjelben. Nah Veit (Landgüterverwal- 
tung, III, Anh. ©. 4) tragen in Baiern Hofgüter 2—6 fl. auf das 
Tagwerf, einzelne Stüde wenigftens doppelt foviel. Bei diefen That— 
fahen muß jedoch berüdfichtigt werden, daß die Hofgüter zum Theil 
abgelegen find. — In Hannover trug der Morgen der Hofglter 
1849 21/5 Thlr., der Stüde nur 1 Thlr., allein es beftebt die Hälfte 
der einzeln verpachteten Stüde aus Torfinoor, wovon die 149511 Mrg. 
der Hofgüter nur an 1 Proc. enthalten. 


8. 143. ($. 114, 121.) 


Regeln für die Zeitpahtungen (a). 

Regeln diefer Art laſſen fich wiederum nur für beftimmte 
Länder, Zeiten und Landwirthſchaftsſyſteme aufjtellen. Mit ver 
Veränderung namentlich der letteren ändern fie fich daher felbft 
wieder. Das hat die Domänenverwaltung nicht zu überfehen. 
Manche früheren Regeln, welche auch in Deutjchland noch vor 
Kurzem als unbedingt richtig galten, find gegenwärtig denn auch 
veraltet oder bebürfen einer wejentlichen Mobification in Folge 
der Umgejtaltung der Verkehrs: und Abſatzverhältniſſe, der dadurch 
bewirften Nothwendigfeit anderer landwirthichaftliher Syſteme 
und namentlich auch in Folge der viel größeren Leichtigkeit, mit 
welcher fich jest eine Aenverung dieſer Syiteme vollzieht. Uebrigens 
gelten für bie Zeitpacht der Domänen in allen wejentlichen 
Puncten viefelben Regeln wie für Zeitpachten ver Privatgüter. 
Es genügt daher hier, einige der Hauptpuncte zufammenzujtellen. 
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1) Die Ermittlung des richtigen Pachtzinſes. Sie 
erfolgt entweder allein auf Grund eines ſorgfältig ausgearbeiteten 
Ertragsanſchlages des Gutes oder in Anknüpfung an einen 
ſolchen Anſchlag (als Minimum) durch das Meiſtgebot bei der 
Verſteigerung oder unabhängig von dem Ertragsanſchlag bloß 
durch das Meiſtgebot. 

Unter dem Anſchlag eines Landguts oder Grundſtücks ver— 
ſteht man die ausführliche Vorausberechnung des bei einer 
gewiſſen Art der Bewirthſchaftung mit Wahrſcheinlichkeit 
fortdauernd zu erwartenden Ergebniſſes des Ertrags. Die Regeln 
für die Veranſchlagung ſind in Deutſchland ſchon ſeit älterer 
Zeit ſehr ausgebildet und oftmals dargeſtellt worden (6). Das 
Geſchäft beruht auf Erfahrungen im Gebiet der Landwirth— 
ſchaftslehre. Die Ermittlung des richtigen Pachtzinſes mittelſt 
Veranſchlagung, woneben dann die Verſteigerung nicht ausge— 
ſchloſſen war, iſt früher auch in Deutſchland die allgemeine 
Regel geweſen (c). Die Anſchläge der Kammergüter müſſen 
dabei nach den beſonderen Bedürfniſſen der Finanzverwaltung 
eingerichtet werden. In Staaten mit größerem Domänenbeſitz 
iſt die Entwerfung beſonderer Geſchäftsanweiſungen nöthig, um 
die Taxationen gleichförmig und zuverläſſig zu machen. Unter 
der Leitung der oberen Domänenbehörden werden die Anſchläge 
von Finanzbeamten verfertigt. Sie brauchen nicht bei jeder 
neuen Verpachtung ganz erneuert, ſondern mitunter durch die 
nöthigen Veränderungen nur ben Zeitumſtänden angepaßt zu 
werden. Die bezüglichen Grundſätze find bisweilen in bie 
ſyſtematiſchen Werte ver Finanzwilfenfchaft aufgenommen 
worben (d). 

Die neuere Erfahrung und Wifjenfchaft haben jedoch das 
Unzuverläffige der Anjchläge des VBerpachters in vielen Fällen 
herausgeſtellt. Es ergiebt ſich auch Hier wieder die Negel, daß 
die Ermittlung des Pachtzinjes durch Anjchlag mehr ven ein- 
facheren, jtabileren Berhältnifjen ver Land- und Volkswirth— 
Ichaft entjpricht, dagegen in Ländern bochentwidelter Cultur vie 
meiftbietende Verpachtung wenigjtens dann allein zum Ziele 
führt, wenn dem Pächter vie Wahl des Wirthichafts- 
ſyſtems frei gegeben wird, wie es im Intereſſe intenfiverer 
und bejjerer Cultur geboten ift (e). Der Anfchlag behält dann 
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nur die Bedeutung eines Anhaltspunctes der Regierung zur 
Beurtheilung der Pachtgebote. 

Hierbei iſt jedoch Folgendes zu beachten: 

a) Ein Pachtzins, der ſo hoch wäre, daß dem Pachter nicht 
mehr der übliche Gewerbsverdienſt nebſt den Zinſen ſeines Be— 
triebscapitales und der Vergütung für die Gefahr von Unfällen 
übrig bliebe, wäre nur ſcheinbar nützlich, weil er den Pachter in 
zu große Verſuchung ſetzte, ſich durch Verſchlechterung des Gutes 
zu entſchädigen, oder ihm wenigſtens Mittel und Neigung zu 
einem ſchwunghaften Betriebe entzöge, oder ſogar von dürftigen 
Pachtern nicht ſicher eingezogen werden könnte. Daher iſt nicht 
jede ausführbare Steigerung auf die Dauer vortheilhaft, wohl 
aber eine ſolche, die davon herrührt, daß die Pachtſtücke in die 
Hände der thätigſten und geſchickteſten Landwirthe kommen (f). 

b) Die Verſteigerung iſt als Regel vorzuſchreiben, doch 
ſind hie und da Ausnahmen zuläſſig. Bei Generalverpachtungen 
ſteht ihr entgegen, daß dieſe ein beſonderes perſönliches Ver— 
trauen vorausſetzen. Auch bei einzelnen Pachtgütern geſchieht es 
nicht ſelten, daß ein unzuverläſſiger Mann, der unerlaubte Mittel 
zur Bereicherung nicht ſcheut, die redlichen Pachtluſtigen über— 
bietet. Die Caution, die man von jedem Pachter fordert, fichert 
nicht für alle Fälle. Es ift daher in einzelnen Fällen rathſam, 
einem Pachtluftigen, der nach Verhältnig des Anjchlages oder im 
Dergleich zum bisherigen Pachtzinje einen annehmlichen Pachtzing 
bietet und als wohlhabend, einjichtsvoll, fleißig und vechtichaffen 
befannt ijt, beſonders dem bisherigen Pachter, ver biefe 
Eigenfchaften gezeigt hat, die Pachtung aus der Hand zuzufagen (9), 
wenn man nur überzeugt fein fann, daß dieß Verfahren von den 
Behörden nicht dazu gemigbraucht wird, einzelne Perfonen zu 
begünftigen. Hält man aus dieſem Grunde das Mitwerben ftets 
für unentbehrlih, jo follte man doch nur Diejenigen mitbieten 
laſſen, welchen jene Eigenſchaften nicht fehlen, over fich eine 
Wahl zwifchen mehreren Meiftbietenden vorbehalten (h). Begüterte 
Pachter find dürftigen weit vorzuziehen. Bei einzelnen Grund: 
ftüden bleibt jedoch nichts übrig als die Verfteigerung. R. W. 


(a) ©. vorzügl. Nicolai, I, 234. I, 156—209. Bgl. Boromsti, 
Preuß. Cameralwefen, I, 126. — v. Honftedt, Die Verpachtung der 
Yandgiüter, Hannov. 1837 (vorzüglich von rechtlicher Seite). — v. Babft, 
Landw. Betriebslehre, 3.9. ©. 110—18. — Hoffmann im der 


(2) 


(e) 


(d) 
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Zeitſchrift für die gef. Staatsw. 1848, IV. ©. 719. — Beſ. aber 
G. Drechsler, d. landwirthſch. Pachtvertrag, Halle 1871, 2 B (D. 
2. B. enthält eine Sammlung beſteh. Pachtverträge u. Pachtbedingungen 
bei den Domänen vieler D. Staaten). V. der bad. Hof-Dom.Kammer 
v. 18. März 1836 — Verordn.-Bl. Nr. 11. Preuß. Verordn. v. 
11. Dec. 1862 üb. d. allgem. Beding. 3. Verpacht. d. 8. Domänenvor- 
werke (ercl. R. B. Stralfund) u. a. bet Dredsler II, 192. R.W. 
Vorzüglich in Preußen. Aeltere Schriften: Schweder, Tractat 
von Anſchlägen der Güter, 1717. n. A. 1751. — Gaffer, a. Ein— 
leitung, Eap. 4— 10. Bon neueren Schriften f. befonders; 
Nicolai, a. a. O. D,1. — Borowski, a.a.D., I,1.— Meyer, 
Grundfäge zur Berfertigung richtiger Pachtanſchläge. Hannov. 1809. — 
Sturm, Kameralpraris I, 6—146. — Brieger, Oelonomifch-fame- 
raliftifche Schriften, WPofen, 1803 — 9. III Bpe. vorzüglich II, 49; III, 
685. — v. Flotomw, Anleitung zur Fertigung der Ertragsanjchläge. 
Leipzig, 1820. 22. 11 8. (vorzüglich gut). — v. gatob I, $. 106 fi. — 
v. Malchus, Politik der inneren Staatöverwaltung, in Bd., die an— 
gehängten Tabellen. — Klebe, Auleitung zur Fertigung der Grund— 
Anfchläge. Leipz. 1828. — v. Daum, Materialien zu einer verbeſſerten 
Abſchätzung des Ader-, Wiefen- und Weidebodens. Berl. 1828. 4. — 
Schmalz, Berfuh einer Anleitung zur Beranfchlagung ländlicher 
Grundſtücke, Königsb. 1829. — Pukſche, Enchklop. der Land- und 
Hauswirthſchaft, VII, 631. — Blod, Mittheilungen landwirtbfchaftl. 
Erfahrungen, 37 Bd. 2. Ausg. 1539. — Dejien Beiträge zur Yandgüter- 
Schätungstunde, Breslau, 1540. — v. Honftedt, Anleitung zur Auf- 
ftellung und Beurtheilung landwirthſch. Schägungen, Hannov. 1834. — 
Kreypig, Berichtigung und naturgemäße Begründung der landwirtbich. 
Ertragsberehnungen u. ſ. w. Prag, 1835. — v. Jordan, Grundjäge 
über Abfchägung der Yandgüter, 2.4. von Rothkögel, Wien, 1839. — 
R. Andre, Darftellung der vorzüglichiten landw. Verhältniſſe, 4. N. 
von Nieger, 1840. Vorzüglich zu beachten ift die k. fächjifche Ge— 
[häftsanweifung zur Abjchägung des Grumdeigenthums, vom 30. März 
1538 (für die Grundſteuer bejtimmt). — Technifche Inſtructionen für 
die von d. 8. General-Commiffion von Pommern beauftragten Oekon. 
Commifjarien, Berlin, 1542. 4%. — Pabſt, Yandw. Zarationslehre. 
2.9. Wien, 1563. — Gute Materialien bei Kleemann, Encyflopädie 
landw. Berhältniffe. 1845. — Beller, Landw. Berhältnißtunde. 
4. Abth. 1842 —49. — Ebert, die landw. Berhältnifje, 3. A. von 
NR. Andre, Prag 1865. — Krämer, Landw. Berechnungen, Stuttg. 
1865. — Birnbaum in d. Georgifa I (1870) üb. Bodentarat. u. 
üb. landw. Beranfchlag. 

Wo der geforderte Pachtzins zu hoch fcheint, da kann von einem Pacht- 
Iuftigen zur Rechtfertigung des geringeren Angebotes ein Gegenanfchlag 
aufgeftellt werden, im welchem jener die muthmaßlihen Einnahmen und 
Ausgaben nad feiner Schägung aufrechnet. 

In d. früh. Aufl. hat R. in $. 122— 129a einen Anhang „von den 
Pachtanſchlägen der Kammergüter‘ gegeben, der in Diefer 6. Aufl. fort- 
geblieben if. Der Grumd Liegt in dem im Text Gefagten. Die Be- 
dingung für einen einigermaßen richtigen Anſchlag: VBorausberehnung 
bei einer gewijjen Art der Bewirthſchaftung iſt überhaupt 
kaum fo zu erfüllen, daß die theoret. Grundſätze für alle Fälle pafjen. 
Mindeftens müßte die Darftellung dann eine jehr eingehende werden. 
Die Frage ift aber auch eine wefentlih Tandwirthfhaftlide In 
dem Abfchnitt von den Grundſteuern ift fie außerdem in der Fiuanz- 
wiſſ. zu berühren. W. 

Bol. namentl. hierüber Drechsler a. a. O. II, 74— 85. Der Berf. 
prüft die neueren nad) preuß. Syſtem erfolgten Domänenverpachtungen 
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in der Prov. Hannover (f. u. Anm. (g)) und kommt in Betreff der 
—— und Verſteigerungen zu folg. Ergebniß, S. 85: „Die Feſt— 
ſtellung des angemeſſ. Pachtzinſes durch Berehnung von Seiten des 
Berpäcters ift ausführbar 1) in allen Yändern, deren Cultur noch nicht 
auf jo Hoher Stufe fteht, daß der ſchablonenmäß. Wirthſchaftsbetrieb 
verlafjen werden kaun; wo alſo die Einrichtung des Wirthſchaftsſyſtems 
nicht abhängt von unberechenbaren individ. Neigungen und Fähigkeiten 
der Pachter, — der Betrieb ein gegebener, ftabiler, landes— 
üblicher it; 2) in Ländern hochentwidelter Cultur, dann, wenn 
a) das dem Pachtanſchlag zu Grunde liegende Wirihſchaftsſyftem con⸗ 
tractlich eingehalten werden muß oder b) das dem Pachtanſchlage 
au Grunde liegende Wirthichaftsiyften tHatfächlich eingehalten wird. 
o diefe Borausfegungen nicht vorhanden find, iſt eine Berechnung des 
angemeſſ. Pachtzinfes durch den Verpachter nicht möglich. Es bleibt 
aljo für diefen Fall... . nur die meiftbietende Verpachtung üblich.“ 
In Hannover fonnte der Domänenpadter das Wirthſchäftsſyſtem 
nur mit Genehmigung des Berpachters ändern; thatjächlich beftand 
dagegen bei ben Fa tern Abneigung Mrechsler II, 53). Bet der 
Neuverpachtung unter preuß. Herrſchaft hat der Pachter freie Hand in 
der Wahl des Wirthſchaftsſyſtems. 
E3 wird hier freilich vorfommen können, daß — bei der Verſteigerung 
der Pachtzins durch Die Concurrenz und durch das Selbſtvertrauen 
intelligenter, wohlhabender Pachter zu hoch empor geſchraubt werde. In 
einzelnen Fällen ſcheint es in neueſter Zeit bei norddeutſchen Domänen- 
zuge fo gewefen zu fein. 
Sturm, Gameralpraris IV, 209. — Sacob, I, 8. 159— 161. — 
en a. a. O. 9. 727.— Ju Hannover wurde e8 feit langer 
eit fo gehalten, Ubbelohde, ©. 44. Die Befeitigung diefes Ver- 
fahrens und die Einführung der preuß. Verfteigerung hat manche Privat- 
intereffen verlegt und fehr verjchiedene Urtheile erfahren. Nach den 
Auseinanderfegungen im Text u. im Anm. (e) war diefes Vorgehen 
aber richtig. Die Pachtfteigerungen bei der Neuverpachtung von Domänen 
in Hannover find allerdings enorm: 3. B. bei 13 Domänen für die 
12jähr. Pachtzeit von 1865 — 80 gegen 1856 — 68 zwifchen 37 und 
1210/,, in 7 Fällen zwifchen 73 und 108%, Man bat daraus auf 
die viel zu niedrigen Pachten der früheren Zeit gefchloffen Seitens 
der Anhänger des preuß. Syſtems, auf die viel zu hoben der Neu- 
zeit Seitens der älteren bannov. Landwirthe. Drechsler a. a. O. 
hält beide Anfichten für unrichtig und die alten Pachtpreife für nicht zu 
niedrig, die neuen für nicht zu hoch. Er erklärt fie durch die veränd. 
Bagtbedingung und Wirthſchaftspraxis: im alten Königreich Hannover 
ftabiles Syitem, wo die Anfchläge auch geniigten, in der neuen Pro- 
vinz verändertes Syſtem, wo bei Freiheit der Bewegung die Pachter 
mehr bieten fonnten. Man fieht bier an einem charact. Beifpiel, in 
wie viele VBerhältnifie die Annexion eingriff und wie das „bequemere 
Leben“ in Altbannover dem „angeftrengteren“ im der jet. Provin 
weichen muß. Uebrigens ift wenigftend der Glaube fehr verbreitet, dab 


- die früheren niedrigeren Pachtpreife doch in manchen Fällen perfünlichen 


Begünftigungen zu verdanten waren. W. — Aehnl. Beftimm. wie in 
Hannover früher in Weimar, ®. v. 30. Juni 1818, Burdhard 
©. 562. — Auch in Medlenburg- Schwerin werden die großen 
Pachthöfe — die Pachtungen der bäuerlichen Wirthe 
Hauswirthe) bleiben in der Regel in der Familie u. N a: in Er- 
mangluıng von Söhnen auf die ältefte Tochter über. r Pachtzins 
wird aa Berfluß der 12 — 14 jährigen Pachtperiode von Neuem feſt— 
gefett, aber jehr mäßig; im D. von der Laft leichten, mittleren u. guten 
Bodens 30 — 35, 70 — 80 und 100— 130 Thlr., die Laſt ift 96 Schefi. 


Rau: Wagner, Binanzwiffenihaft. 6. Aufl, 23 
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Ausſaat, alfo, den Scheff. zu 60 TR. gerechnet, 5760 TR. — 49 pr. M., 
mithin wird vom pr. Di. 0,5— 2, Thlr. entrichtet. Kleine Bauern 
haben etwas weniger zur bezahlen. Auf jeden der 4122 bänerlichen 
Pachter fommen 19252 R., es beftebt aber eine Abftufung von Boll- 
bauern (i. D. 31634) bis zu Achtelbüfnern (i. D. 10:694 R.), f. a. 
Beiträge IV, 35. Es ift demnach feine reine Zeitpacht vorhanden, ſon— 
dern eine herklömmliche bedingte Erblichkeit der Bauerngüter mit eine 
veränderlichen, aber fehonend beſtimmten Zins. Da innerhalb des 
Domaninms faft fein Tändliches Privateigenthum befteht, fo müſſen 
bier vollswirthſchaftliche Rüdfichten auf den Banernftand vorwalten. R. 

(1) In Württemberg dilrfen mir folhe Perfonen mitbieten, welche fich 
über den Befit eines gewiſſen Bermögens und die erforderliche perfüns 
liche Befähigung ausweifen, auch wird bei größeren Meiereien noch 
mehr Auswahl der Perfonen geftattet; Hoffmann, ©. 61. — In 
Preußen ift die Verſteigerung („Licitation”) durchaus erforderlich, der 
Bietende iſt an fein Gebot gebumden, die Regierung behält ſich aber 
freie Wahl vor, V. v. 14. Mat 1837, v. Rönne, ©. 503. — Ehemals 
verfteigerte man bisweilen bei einem bremmenden Lichte, nachdem ſchon 
durch wiederholte Borrufen der einzelnen Pachtluftigen nach einander 
eine Steigerung der Angebote bewirkt worden war. Das Erlbſchen des 
Lichtes diente als Zuſchlag. „Man follte nicht meinen, wie Die Ge- 
müther von diefem Kleinen Lichte manchmal erhitet werden, und weiß 
ih, daß in diefem kurzen Augenblide noch an die 1200 Thlr. mehr 
geboten fein.” Gaſſer, Einleit. ©. 118. Dieſes Verfahren gehörte 
zu den vielen ebedem üblichen vidfichtslofen und ummwilrdigen Finanz- 
fünften. — Erhebliche Gründe für die Berfteigerumg auch bei ganzen 
Yandgütern, Shumader in Rau und Hanffen Archiv, N. 3. II, 
125, und Seelig a. a. O. 


8. 144, ($. 115.) 


2) Die Sicherheitsjtellung (Caution). Sie ijt jowohl 
wegen der dem Pachter anvertrauten Gebäude und beweglichen 
Gegenftände (Inventarienjtüde), als auch wegen des Pachtzinjes 
erforderlich. Am bequemften iſt e8, wenn der antretende Pachter 
eine Summe baar over in Staatspapieren hinterlegt. Ob man 
die Zinfen jährlich am Pachtgelve in Abzug bringen läßt oder 
nicht, iſt gleichgültig, weil im letzteren alle unfehlbar jeder 
Pachtluftige ungefähr ſoviel weniger bieten wird (a). Won dem 
Grundfag hoher Cautionen fommt man inveffen mit Recht ab, 
da fonft das Betriebscapital des Pachters zum Nachtheil ver 
Bewirthſchaftung (und vielfach auch des Eigenthümers) zu ſehr 
verringert wird. Bei einzelnen Grundſtücken wäre bie Hinter- 
legung einer Summe zu umjtändlich, e8 wird daher die Bürgfchaft 
eines begüterten Mannes gefordert, ver fich fogleih mit dem 
Meiſtbietenden unterzeichnet. 

3) Die Dauer der Pachtzeit. Eine lange Pachtzeit 
giebt eine größere Ermunterung zu bedeutenden Verbeſſerungen 
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des Gutes und des Betriebes (II, 8. 96), auch läßt ſie die mit 

dem Wechſel des Pachters verbundenen Geſchäfte ſeltener ein— 

treten (b). Die längere Pachtzeit wird namentlich bei höherer 

Intenfivität der landwirthichaftlichen Cultur nothwendig. Die 

auch bei den Zeitpachten der Domänen im Laufe ver lesten 

100 Jahre und darüber eingetretenen VBerlängerungen ver Bacht- 

zeit finden in der Nothwendigkeit und nunmehrigen Rentabilität 

intenfiveren Betriebs ihre Erklärung. Hat ferner bei einem 
langjährigen Pachte ver Pachter die Ausficht, im Falle des Wohl- 
verhaltens auch noch länger und felbjt lebenslang im Befite des 

Gutes zu bleiben (c), und kann er hoffen, daß nach feinem Tode 

auch die Erben, wenn jie perfönlich dazu befähiget find, bie 

Pachtung fortjegen dürfen, jo wird vieß günftigeren Einfluß auf 

fein Angebot und feine Wirthichaftsführung haben, als ein ganz 

beftimmt auf Lebenszeit des Pachters gefchloffener Gontract 

(Bitalpacht) (d). Pachter auf längere Zeit können auch in 

Rückſicht auf die, durch Verbefferungen des Betriebes möglich 

werdende Ertragserhöhung einen jteigenden Pachtzins über- 

nehmen, jo daß fie entweder jährlich oder nach jevesmaligem 

Ablauf einer gewiſſen Zahl von Jahren eine voraus beftimmte 

Zulage entrichten (e). Die Bezirks - Domänenbeamten müffen 

zeitig vor dem Ablauf der Pachtzeit jedes Gutes an bie vorgefetste 

Behörde Bericht erſtatten. R. W. 

(a) Man fett die Kaution nach den Umftänden auf etwa !/s, !/a oder 3/4 des 
Bachtzinfes, auch bis auf den ganzen einjähr. Betrag. Nach der preuß. 
Finanzminiſterial-V. v. 29. Nov. 1836 in der Regel ß des Pacht- 
zinjes, außer wo der Pachter aud) Gefälle einzieht. Stellung der Caution 
in inländ. Pfand- oder Nentenbriefen oder in nach K.-O. v. 3. Mai 1821 
u. Nachtr. depofitalfäb. Inhaberpapiereu ($. 25 d. Verordn. v. 11. Dec. 
1862). Die Höhe wird jest in dem befond. Bertrag beftimmt. — 
Württemberg: 1'/sfacher Pachtzins und einfacher Anfchlag des In— 
ventariums, Hoffmann, W. Finanzrecht I, 240. 

() Ueber die Gründe gegen kurze PBachtzeiten f. die bei Drechsler I, 53 
angef. Scriftjteler. Es gilt auch die Negel, daß die Pacht um h 
länger dauern muß, je mehr das Gut im Culturzuſtand zurück ift. 
12jähr. Pachtdauer iſt bei Privat- u. bei Domanialgütern jest fehr 
verbreitet. — Eine fechsjährige Periode ift noch zu frz. Yu Baden 
find 9 Fahre bei Hofgütern Regel, in Hannover und Kurbeffen 12, 
in Wiürtemberg 15 Jahre, in Preußen fonft 6, jest 12 und mehr 
Fahre, meift 15 (früher bis 24), Medlenburg bei großen Höfen 
20— 21 J. bei Bauerhöfen 12— 14 J., in Defterreid Mar. 9 3. 
bei Gütern iiber 200 Joch (zu kurz), event. noch weniger, in Frank— 
reih 3—9 Jahre. Man hat die Pachtzeit mit Rüdficht auf die übliche 
Dauer der Fruchtfolge zu beftimmen vorgefchlagen, jo daß fie z. B. bei 
der berrichenden Dreifelderwirtbfchaft ein Vielfaches von 3 ift, fo 
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— II, 5. 63 u. a. m., was indeſſen unnöthig iſt, ſ. Drechs— 

er I, 54. 

(ce) Die gefchah ſchon im röm. Reiche. Verordn. der Kaifer Honorius 
und Theodoſius (L. 4 Cod. Justin. XI. 70): Congruit aequitati, 
ut veteres possessores fundorum publicorum novis conductoribus 
praeferantur, si facta per alios augmenta suscipiant (wein fie eben 
foviel mehr geben). — Auh in Würtemberg wird es fo gehalten, 
Hoffmann, ©. 64 umd in Schottland bei Privatgütern auc öfters. 

(d) Für diefe VBitalpadht Gr. Soden, V, 52. — In Naffau follte von 
den Beamten die Berpachtung auf Lebenszeit des Pachters und defien 
Ehefrau verfucht werden. Domänenverwalt.-D. v. 1816. 8. 13. Nr. 2. 

(e) In Preußen gsieht dieß fchon feit Tängerer Zeit, feit Friedr. 
Wilb. II: Damals Normaltermin 6 $., Doch alten bewährten Domänen- 
pachtern konnten 9 u. 12jähr. Perioden gegen einen Zuſchlag von 4, 
bez. 12%/, (Prolongationsgebühr) gewährt werden. S. Riedel a.a.d. 
176, für d. neuere Zeit d. V. 23. April 1837: bei längeren Pachtzeiten 
vom 13. Jahre an jährlich 5 Proc, vom 19. Jahre an nochmals 5 Proc., 
alfo zufammen jährlich 10 Proc. mehr als in den erften 12 Jahren. 
Ju d. neuen V. v. 1862 fehlt diefe Beftimmung, es ift alfo Alles rich- 
tiger den befonderen Contracten überlafjen. 
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4) Die Form des Pachtzinjes (a). Die Hauptver- 
ſchiedenheit ift die Fetjegung des Zinjes in Geld oder ganz ober 
theifweife ftatt in Geld in Naturalien und zwar auch in dem 
(egteren Falle in einem für vie Pachtvauer unveränderlichen 
Sahresbetrage (im Gegenſatz zu der früher vorgefommenen Feſt— 
ftelung einer Quote vom Rohertrage). Der Pachtzins braucht 
aber auch alsdann nicht nothivendig in den Naturalien felbit, 
fondern kann alljährlich nach beftimmten Preifen entrichtet werden. 
Die Wahl diefer Formen des Pachtzinfes hängt wieder mit dem 
Gange der lanbwirthichaftlichen Eultur und mit der Entwidlungs- 
jtufe der ganzen Vollswirthichaft zufammen. Bei reiner Geld— 
wirthſchaft und vegerem Verkehr verdient der bloße Geldzins 
ven Vorzug Seitens beider Contrahenten (b). Im der Praxis 
ift denn auch meuerbings der Geldzins der Domänen immer 
allgemeiner üblich geworben. Naturallieferungen kommen vor— 
nehmlih nur als Heine Nebenverbindlichkeiten des Pachters, 
und auch bier nicht paffend, noch vor (ce). Die Befürwortung ver 
Feſtſetzung des ganzen Pachtzinfes oder eines Theils deſſelben 
in Naturalien (befonders in Körnern) und ter Entrichtung 
nah Markt- oder Durchjchnittspreifen in Geld, woburch die 
Schwanfungen des reellen Pachtzinfes geringer werben jollten, 
beruht auf einer unrichtigen Uebertragung einer bloß im Großen 
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und Ganzen geltenden Erfahrungsregel auf den einzelnen Fall. 
Die Preiſe verändern fich zwar nehmlich in umgefehrtem Sinne 
wie die Ernte-Ergebniffe; jtehen fie hoch, fo ift gewöhnlich nicht 
viel gewachjen und umgekehrt, die ganze Einnahme des Pachters 
ift folglich öfters nicht fo fehr verfchieven, als die Preife. Aber 
das Ernteergebniß auf dem einzelnen Gute ift doch wieder häufig 
genug vom Ergebniß im ganzen Lande verfchieven und übt auf 
die Iocalen Preife einen um fo geringeren Einfluß aus, je mehr 
ſich Heutezutage der Marft erweitert und die allgemeinen Ver— 
hältniffe ver Ernten, der Zu- und Abfuhren ven Preis beftimmen. 
Mindeſtens in der Gegenwart wird daher die Lage des Pachters 
bei einer Feitfegung bes Zinjes in Geld geficherter fein, und auch 
für den Verpachter ift ein folcher Zins jet vorzuziehen (d). W. 
Uebrigens kann die Ausführung des Plans, ven Zins in Na— 
turalien feftzufegen und in Geld nad) Preifen zahlen zu laffen, auf 
verfchievene Weife gejchehen: a) Man läßt einen gewiſſen Theil 
des PBachtzinfes in Körnern und nach dem jevesmaligen Markt: 
preife baar entrichten (e); dieß ift das einfachfte Mittel. b) Der 
Pachtzins wird in einem Fruchtquantum ausgerrüdt und von 
fünf zu fünf Jahren nach dem Durchfchnittspreife der Früchte 
in Geld entrichtet (f). ce) Man jtellt eine folche Negel auf, daß 
bie zu zahlende Geldſumme fich zwar einigermaßen nach ven Preifen 
richtet, aber doch ſchwächer als dieſe fich verändert (9). R. 
(a) ©. bei. Drechsler I, 68—74. 


(d) ©. Bülau, Der Staat und der Landbau, ©. 65. — v. Honftedt 
a. a. O. S. 31. — Seelig aa. O. — Dredöler I, 72. 


(c) Dredsler I, 74. Heu, Stroh, Dünger, auch Butter (Detmold) 
fommt vor neben Getreide. 

(d) Anders R. in d. 5. Aufl. 8. 116. 

(e) Diefer Theil follte weniger als die Hälfte de Pachtzinfes, etwa %; 
oder */s defielben fein, damit die Entrichtungen bei fehr bohen und 
niedrigen Breifen nicht zu ſehr von einander verfchieden find. — 
Baden: Bon en werden */; des Pachtgeldes in Früchten be- 
dungen und nad den Durchfchnittäpreifen zwiſchen Martini (11. Nov.) 
und Pichtmeh (2. Febr.) baar bezahlt. ®. v. 8. Januar 1822. Wenn 
e3 aber die Mehrzahl der anmefenden Pachtluftigen verlangt, fo wird 
der Pachtzins ganz in Geld beftimmt, B. 6. Aug. 1853. Bei einzelnen 
Stücen findet nur ein Geldzins ftatt. un: Der Pachtſchilling ift 
zum Theil in Früchten und zum Theil in Geld zu bedingen, alſo, daß 
nach den Ermeſſen der Sach- und Ortskundigen die Stämme oder 
Parcellen mit einem mäßigen Pachtſchilling an Früchten ausgeboten, 
und den Pachtliebhabern überlaſſen werde, das Mehrgebot in Geld zu 
thun. Ang. O. 8. 13. Nr. 6. Auch in Würtemberg wird ein Theil 
in Getreide angefett, Hoffmann, Dom. ©. 65. 
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(5) Sturm, I, 219. — Schumacher in Rau und Hanffen Archiv, 
N. F. U, 127. — Pabſt, Betriebsl. $. 309. 

(9) 3.8. fo oft der Preis des Scheffels Frucht um */ı eines gewiſſen 
Mittelpreifes fteigt oder fällt, fo wird der Pachtzins um !/s erhöht oder 
erniedrigt u. f. w. Es fer die Pachtſumme 3000 fl. und der Mittelpreis 
des Roggens 2 fl. vom Scheffel. Kommt derfelbe auf 2 fl. 30 Er., fo 
erhöht dieß das Pachtgeld um "/s oder um 375 fl. — Ein viertes Ver- 
fahren erwähnt Honftedt, ©. 30. 


8. 146, (8. 117.) 


5) Die Remiffion (a). Auch die Regelung des ſog. Nach— 
(aß: oder Remiffionswejens bei Zeitpachten ift nach ven 
concreten Berhältniffen von Zeit und Ort und mit Rüdficht auf 
die Entwiclungsjtufe der Land» und Volkswirthſchaft und auf 
die Freiheit der Bewegung, welche dem Pachter contractlich ges 
laſſen ijt, verjchteven zu behandeln. Kleinere Verluſte pflegen 
allgemein im Pachtanjchlage berücjichtigt zu werben. Sie finden 
ihre Ausgleichung in den größeren Gewinnften anderer Jahre (b). 
Bei bedeutenden Beſchädigungen aber galt es früher für billig 
und zwedmäßig, einen Nachlaß (Nemiffion) an der Pacht- 
ſumme bes einzelnen Jahres zu bewilligen. Selbſt wenn ber 
Pachter darauf verzichten wollte, fo fchien es nicht rathſam, ihn 
bei einem außerordentlichen Berlufte zu Grunde gehen zu lajfen. 
Auch Eonnte die Zuficherung eines Nachlaffes auf das Angebot 
des Pachtzinfes Einfluß üben. Um jedoch die Zubringlichkeit 
mancher Bachter zu zügeln und Streitigfeiten vorzubeugen, vegelte 
man das ganze Nachlaßweien durch allgemeine Verordnungen 
oder durch die Beſtimmungen der Pachtcontracte etiva in folgender 
Weiſe (ce): 

a) Nur unverſchuldeter Schaden giebt einen Anſpruch, und 
nur ein bejonderes Ereigniß, welches einen Theil ver Erzeugniffe 
zerftört, 3. B. Hagelichlag, außergewöhnliche Ueberſchwemmung, 
Beichädigung durch Thiere, Viehſterben, nicht das bloße Fehl- 
Ichlagen einer einzelnen Unternehmung over eines Verſuches. 

b) Es wird fejtgejett, bei welcher Größe des Verluſtes im 
Berhältniß zu dem mittleren Ertrage erjt ein Nachlaß geforvert 
werden kann (d). 

e) Der Nachlaß beträgt den ebenfovieljten Theil des Pacht: 
zinjes, als der Verluſt vom mittleren Ertrage ausmacht. Bei 
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einem Viehſterben kann es nöthig werben, dem Pachter auch zur 
Nachſchaffung ver fehlenden Stüde behülflich zu fein. 

d) Der Verluſt muß fogleich angezeigt werden, damit eine 
Unterfuhung und Abſchätzung an Ort und Stelle vorgenommen 
werben fünne (e). 

In neuerer Zeit iſt es wenigftens bei der Verpachtung 
größerer Yandgüter immer üblicher geworben, den Pachter ver: 
tragsmäßig auf jeden Nachlaß am Pachtzinfe für außergewöhn- 
liche Unglücksfälle verzichten zu lajjen. Eine folche Beftimmung 
findet fich namentlich auch in den Domänenpachtverträgen Deutfch- 
lands (f) und im Ganzen heutezutage mit Recht. Denn nur 
bei geringerer Entwidlung der landwirthſchaftlichen Cultur und 
ver Berfehrsverhältnijje, ferner wenn dem Pachter contractlich 
in den maßgebenden Einzelheiten des Betriebs die Hände zu ſehr 
gebunden find, ift eine Remiſſion am Plate. Die lettere erfolgt 
hier, weil es nicht möglich ift, im Voraus den Einfluß außer: 
gewöhnlicher Unglüdsfülle auf den Reinertrag abzumeffen und 
weil e8 feinen Schuß gegen folche Fälle und fein Mittel, fie 
wieder gut zu machen, giebt. Dies ändert fich notoriſch auf 
höheren Entwidlungsftufen und bat fich in ven letzten Jahr— 
zehenten beſonders auch in Deutjchland geändert. Das land- 
wirthichaftliche Verficherungswefen (Brand, Hagel, Vieh) (g) bietet 
das Mittel, fich gegen viele Schäden zu veden. Die Berficherungs- 
prämie bat der Pachter beim Pachtzinje anzufchlagen, der fich 
um ihren Betrag ermäßigen muß. Dies it aber eine beſſere 
Form der Remifjion als die früher übliche. Viele andere Schäden 
(Dürre, Froſt, Mäufefraß, Infectenfchaden, Pflanzenfrankheiten) 
laſſen ſich durch intelligenten Betrieb wieder gut machen. So 
fann die Nemiffion in der Regel fortfallen. Nur für wenige 
abnorme Fälle von Brand, Krieg, großer Ueberſchwemmung find 
befondere Beitimmungen im Vertrage erforderlich (Rh). R. W. 


(a) Dredsler I, Ss5ff., Ubbelohde, d. gemeinrechtl. Lehre v. d. Re— 
miffion des Pachtpreifes, Hannov. Journ. für Landwirthſch. 1861, 1867. 

(5) Modicum damnum aequo animo ferre debet colonus, cui immo- 
dicum lucrum non aufertur. Gajus in L. 25, $. 6. Dig. locati 
conducti (XIX. 2). 

(c) Bgl. Boromsti, I, 144. Nicolai, I, 126. Sturm, I, 224. — 
Die gemeinrechtlichen Beftimmungen genügten nicht immer. ©. übrigens 
Preuß. Landrecht, Th. I, Tit. 21, 8. 478—531. 

(d) Baden: Bei gefchloffenen Gütern von beträchtlicher Größe ein Schaden 
von 1/4 der Ernte, fonft nur über die Hälfte. Bei der Abſchätzung ſoll 
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audgemittelt werden, was der Landwirth ohne das eingetretene Ereignif 
an Ertrag (mittlerem oder des einzelnen Jahres?) — hoffen gehabt 
und was er nun zu erwarten hat. — Auch in Würtemberg wird 
mir Nachlaß gegeben, wenn der wirkliche Rohertrag der Ländereien nach 
feinem 32 in Geldpreiſen unter 3/4 des im patanfchlage ange= 
nommenen (nicht deö im einzelnen Jahre bevorftchend gemejenen) Roh— 
ertraged ausmacht, Hoffmann, Finanzrecht I, 243. 

(e) Nah den Umftänden kann eine nochmalige Abfchätung bei der Ernte 
efordert werden. Auch nimmt man wohl darauf Rückſicht, ob andere 
Nukungsgtweige in dem nämlichen Jahre mehr als den mittleren Ertrag 
abwarfen und ob die vorhergehenden Pachtjahre ergiebig waren. — 
Nah der preuf. Domänen Jnftructtion von 1722 follte genaue Er— 
fundigung angeftellt werden, „ob nicht Menfchlichkeiten dahinter ſtecken.“ 

(f) 3. B. preuß. B. v. 15837 8. 28, V. v. 1562 $. 19, doch theilweifer 
Erſatz bei v. Feinde erzwung. Lieferungen. — In Würtemberg 
giebt nur Hagelſchlag und „feindliche ER rung” Anſpruch auf 
Nachlaß. — Bei den in der Verwaltung der Öfterreihifhen Bank 
ftehenden Gittern wurden von der Regierung für 3 Jahre 1 160000 fi. 
Nachläſſe bewilligt, weil die Bachter, durch die hoben Preife im Krim- 
triege verleitet, zu theuer gepachtet hatten. Die Staatsgüterverwal- 
tung u. f. w. ©. 44. Sonft in Defterr. nur Nachlaß, wenn den Grund- 
befigern ein Steuernachlaß bewilligt würde. — In Baden mehr Fälle 
v. Remiffion, Drechsler II, 65, I, 87. 

(g) Wobei allerdings die techn. Schwierigkeiten Teßterer beiden VBerficherungs- 
zeige elöft fein müſſen. 

(h) Wefentl. nah Drechsler, I, 94—97. 


8. 147. ($. 118.) 


6) Das Inventar (a). Die zur Bewirthichaftung dienenden 
beweglichen Zubehörungen des Gutes (das Inventarium) find 
hauptfächlich Theile des ſtehenden Gapitales, wie Geräthe und 
Vieh, doch bisweilen auch Beſtandtheile des umlaufenden Capi- 
tales, wie Futtervorräthe. Die Hauptfrage ift bier, wer das 
Inventar liefern fol, der Verpachter ober der Pachter. Eine 
abfolute Antwort gejtattet auch diefe Frage nicht, denn auch hier 
entjcheiden die gegebenen Zuftände ver Land- und Volkswirthichaft. 
Auf primitiverer Stufe liefert der Verpachter, auf höherer 
paſſender ver Pachter das Inventar. Gehört das lettere dem 
Berpachter (Staate, alfo nicht dem früheren Pachter), jo muß 
es dem Pachter nicht durch Verpachtung, jondern durch Uebergang 
in jein Eigentum überlajjen werden. Beſſer iſt es, wenn ber 
Staat fein Imventar befitt, alfo das betreffenvne Capital flüffig 
macht, und es dem Puchter überläßt, das Inventar felbit anzu- 
Ichaffen, durch Ankauf von feinem Vorgänger oder fonjtwie. 
Dies wird auch jet immer mehr die Regel und bewirkt natürlich, 
daß der Pachter ein größeres eigenes Capital braudt. Die 
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eigene Stellung des Inventars fett daher bereits höheren und 
verbreiteteren Volkswohlſtand voraus, wenn es nicht an con- 
eurrivenden PBachtfuchern fehlen fol. Sie ift aber ven Ver— 
bältniffen der modernen Yand= und Volkswirthſchaft, welche eine 
freiere Stellung des Pachters erforverlih machen, angemefjen 
und erjcheint hier als „unerläßliche Bedingung für die rationelle 
Leitung einer Wirthichaft” (db). Eben deshalb fehen wir fie fchon 
länger in England und immer mehr auch in Deutfchland ver- 
breitet bei Privat- und Domänengütern. W. 

Der älteren Gewohnheit gemäß wird das Imventarium dem 
neuen Pachter nach einer forgfältigen Aufzeichnung und Abſchätzung 
überliefert und am Ende ver Pachtzeit wieder auf gleiche Weife 
übernommen. Das Fehlende muß er baar over in natura erfeken, 
den Ueberfchuß aber (Superinventarium) nimmt er entiweber 
mit hinweg oder erhält ihn nach einem verabredeten Anfchlage 
vergütet. Diefes Gefchäft iſt umftändlih, und troß aller ange- 
wendeten Sorgfalt bei ver mehrmaligen Abſchätzung laffen fich Ver— 
Iufte aus der Werthabnahme ver Inventarienftüce, befonders bei 
dem Biehftande, nicht vermeiden. Sind diefe Gegenftände durch 
den Gebrauch verfchlechtert worben, fo muß von dem Anjchaffungs- 
preife wegen der fürzeren Dauer ein Abzug gemacht werben (c). 
Die zur Schätung beigezogenen und verpflichteten Sachver- 
jtändigen werben in Abtheilungen (Schürze, gewöhnlich 3) ge- 
jondert, deren jede ihren gutachtlichen Anfchlag einzeln abgiebt, 
woraus man ſodann den Durchſchnitt der ausgefprochenen 
Summen zieht (d). W. 

(a) Drechsler I, 26 fi. 
(b) Drechsler I, 29. 


(c) Iſt z.B. ein Geräthe, welches 100 fl. koſtete, fo abgenützt, daß es nur 
noch die halbe Zeit feine Dienfte leiften wird, fo fommt e3 mit 50 fl. 
in Anfchlag. 

(d) Formulare hiezu bei Borowski, I, 135. Berechnungen mit Rückſicht 
auf die verfchiebene Dauer in Schönleutner und Zierl, Jahrb. II. 
Beil. I— III. — Wenn die Rabreszeit des Pachtwechſels es mit ſich 
bringt, daß der abziehende Pachter beſäetes Land zurücklaſſen muß, ſo 
müffen ihn die Beftellungstoften von dem Nachfolger vergütet werden. — 
In Medlenburg ift bei den bäuerlichen Pachtgütern bisweilen das 
nöthigfte Inventar (die Hofwehr) Eigenthum des Verpachters, der 
Pachter fchafft aber dann gewöhnlich noch weitere Gegenftände (U eber= 
wehr) auf feine Koften an. — In Baden erhält der Pachter den 
vorrätbigen Mift und einen, den Winterbedarf dedenden Vorrath von 
En und Fun unentgeltlich, * aber beim Abzuge gleich viel zurück— 
aſſen. V. v. 6. Aug. 1853. R. 
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8. 148. ($. 119.) 

7) Die Wirthichaftsgebäude (a). Die richtige, ven 
Intereſſen beider Parteien entfprechende Regelung der Bau— 
(aften macht bejondere Schwierigkeiten und läßt fich nicht gut 
in wenigen Säten zufammenfajfen. Der Pachter muß an ber 
Schonung, Erhaltung, an billiger, aber foliver Reparatur und 
ebenfolchem Neubau intereffirt, aber er darf nicht durch ungewiſſe 
und ungemeſſene Verpflichtungen überbürvet werden. Nach 
neueren Erfahrungen und Vorſchlägen erfcheint befonvers aud 
für Domänen Folgendes paffend. 

a) Reparaturen: fie trägt bei ven Gebäuden, ausgenommen 
die durch Brand veranlaßten, der Pachter, doch unbedingt nur bis 
zu einer gewiffen jährlichen Minimalfunme, darüber hinaus bis 
zu einer Marimalfumme zur Hälfte er, zur Hälfte ver VBerpachter, 
und über dieſe Maximalſumme hinaus nur leßterer. Bei ber 
Ungleichheit des Aufwands in einzelnen Jahren erfolgt eine 
Ausgleichungsberechnung am Ende der Pachtzeit, allenfalls auch 
von Zeit zu Zeit nach mehreren Jahren. 

b) Umbauten: wenn ber Berpachter dazu verpflichtet, trägt 
er fie, wobei aber der Pachter vie Fuhren leiftet und eventuell 
die Baufumme verzinft. Vom Pachter gewünfchte Um- und 
Neubauten und Veränderungen, die aus wirthichaftlichen Gründen 
erfolgen, trägt der Pachter, nach Genehmigung des Verpachters 
und erzielter Vereinbarung über eine Amortifationsquote des 
Bauaufwands (b). W. 


(a) Bgl. den inhaltreichen Abfchnitt in Drechsler I, 101—142. 

(d) Wefentlih, 3. Th. wörtlih nah Drechsler, bei. ©. 115, 141, wo 
die eingeh. Begründung nebſt Kritit der befteh. VBorfchriften, namentl. 
and) im d. Domänencontracten. Die prenf. Beltimmung, daß d. 
Domänenpachter alle Neparat. trage, ift im Princip richtig, aber un— 
billig und unzwedmäßig, weil ihre eine Grenze feblt. Jhre Folge ift 
die übermäßig dürftige Beichaffenheit preuß. Domänengebäude, — Tr® 
wieder nad) einer Seite ein Vorzug. Umgekehrt große Liberalität und — 
Verſchwendung im ehemal. 8. Hannover ©. preuf. V. v. 186 
$. 12, 13, 14B, Aufwand 1870 in Preußen: 645000 Thlr. f. Ge 
bäude, Wege, Brücken auf den Domänen, — 11,?2 der Einnahme von 
Pachtgütern u. Gewerlsvorrichtungen. Viel interefj. Data bei Dreisler 
Ueber Brand, Veberläwenm. u. Krieg eb. I, 203—213. 


* 





g. 149. (8. 120.) 


8) Melioration des Guts (a). Man pflegt dem Pachter 
zur Bedingung zu machen, daß er den Zuftand des Gutes ver- 
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beffern (melioriren) folle. Wird dieß nur im Allgenteinen ge- 
fordert, fo ift es von geringer Wirkung und ber Pachter kann 
leicht durch den Nachweis irgend einer unbebeutenden Verbeſſerung 
diefer Verpflichtung genügen. Viele der älteren Vorſchriften be- 
rubten auf einer ungenügenden und unklaren Erfenntniß ber 
Bedingungen intenfiver Cultur. Lange Dauer der Pachtzeit, 
jowie die Vermöglichkeit und Einficht des Pachters können zum 
Theile eine folche Bedingung erjegen, die jedoch immerhin nützlich 
ijt, wenn ſie fich auf gewilfe benannte Verbeſſerungen bezieht, 
die ver Pachter ohne erhebliche Koften ausführen kann, die ihm 
aber nicht ſchon während der Pachtzeit hinreichend belohnenven 
Bortheil bringen, 3. B. das Seten von Objtbänmen, das 
Mergeln u. ſ. w. (b). Bei foftbaren Berbefferungen iſt e8 ange- 
mejjen, dem Pachter nach bejonderer Uebereinkunft einen Theil 
des Aufwandes zu vergüten, oder jie auf Rechnung des Staates 
zu übernehmen und von dem Pachter einen jährlichen Beitrag 
zu fordern, oder auch die Koſten zwijchen ihm und dev Staatscaffe 
zu theilen (ec). 

9) Verhütung einer Deterioration der Grund: 
ſtücke (d). In den Vertrag werden gewöhnlich auch folche Be— 
dingungen aufgenommen, welche ven Staat gegen eine ausſaugende 
oder ſonſt verberbliche Bewirtbichaftungsweife fichern follen. 
Biele der üblichen Beſtimmungen find durch die neuere Wiſſen— 
ſchaft und Praxis veraltet oder ſelbſt als unrichtig erwieſen. Sie 
waren aus der mangelhaften Kenntniß der Pflanzenernährungs- 
lehre und der Mitwirkung fpeciell des Bodens zur Ernährung 
ver Pflanzen hervorgegangen und vielfach Folgerungen ver älteren 
Lehre von der Statif des Aderbaus. Die neuere Yiebig’fche 
Agrieulturchemie und die Pflanzenphyfiologie haben jett andere 
Anfichten verbreitet. Danach können auch viele ehemals als 
unumgänglich betrachtete Bejchränfungen des Pachters ganz weg- 
fallen over beveutend vereinfacht werden. Schon früher ſah man 
übrigens ein, daß man fich auf ſolche Beftimmungen bejchränfen 
muß, deren Nichtbefolgung leicht wahrzunehmen fei und die ven 
Pachter nicht in nüglichen lanbwirthichaftlichen Unternehmungen 
hinderten; dahin gehörte das Verbot des Verkaufs von Mit, 
Stroh, Heu, Kartoffeln und Runkelrüben ohne bejondere Erlaubniß, 
und eines zu fehr erjchöpfenven Fruchtwechfels, die gleichmäßige 
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Berüngung und Bearbeitung der Felder in Verbindung mit ber 

Führung von Dünge-, Saat- und Arbeitsverzeichniffen, das 

Berbot von Lohnfuhren, Bejtimmungen über die Erhaltung ber 

Obſtbäume u. ſ. w. (e). Jetzt Hält man von folhen Beſchränkungen 

das Verbot des Verkaufs von Futter, Stroh und Dünger noch 

aufrecht, wenigjtens da, wo es zweifelhaft ift, ob ver Boden 
ohne Stallmiftvüngung in feiner Ertragsfühigfeit erhalten werben 
fünne. Statt eines folchen Verbots kann die contractliche Ver— 
pflichtung des Pächters, vurchjchnittlich jährlich eine gewiſſe 

Menge Phosphorfäure anzufaufen, eintreten (f). Auf großen 

Pachtgütern bat man dem Pachter bisweilen einen vom Staate 

befolveten Auffeher beigegeben, um ſchädliche Kunftgriffe zu ver- 

hindern, $. 140. Rathſam kann e8 fein, dem abgehenden Bachter, 
dem ohnehin die dem Nachfolger zu Gute kommende Felobeftellung 
mit Einfchluß der Ausfaat vergütet wird, auch für den nach— 
weislich noch vorhandenen Düngungsitand der Grundftüde eine 

Entſchädigung zu geben (g). 

10) Andere Bertragsbejtimmungen (h) betreffen z. 2. 
a) die Jahreszeit, in welcher der Antritt des neuen Pachters vor 
fich gehen foll (@), b) das Berbot der Afterpacht ohne befonvere 
Erlaubniß, wo nehmlich jene landrechtlich erlaubt ift, c) die Be— 
ftimmung, wer die auf dem Gute ruhenden Laſten zu tragen 
habe, d) die Termine zur Entrichtung des Pachtzinfes, e) Be— 
ftimmungen für den Todesfall des Pachters u. dal. 

11) Die Pachtgüter werden von Zeit zu Zeit forgfältig 
durch die Kammerbeamten oder auch durch höhere Beamte be- 
fichtiget (k). R. W. 

(a) Bol. au Drechsler I, 143 ff., 170 ff. passim. 

(d) Bol. Nicolai, II, 167. Sturm, I, 263. 

(c) Hieher gehört befonders die Trodenlegung durch bededte Abzüge, d. i. 
das Drainirem. Da es feine allgemeine Regel für die dadurch be- 
wirkte Vermehrung des Nohertrages giebt, auch die Dauer einer Drain- 

—— nicht ſicher zu beſtimmen iſt, ſo fehlt es an feſten Auhaltspuncten 

zur Berechnung (bei richt. Anlage mit gutem Material u. Offenhaltung 

der Abzugsgräben kann die Dauer nah Drechsler I, 176 eine unbe- 
venzte fein, wenn nicht abnorme Umftände, Niederfchläge aus dem 

Draimmafjer, Eindringen von Wurzeln die Anlage verderben). Der 

Pachter kann den ganzen Aufwand felbft bei langem Fortgenuſſe des 

Erfolge3, 3.8. 12—18 Jahre hindurch, nicht ganz auf fich nehmen, der 

Eigenthiimer nur gegen eine vom Pachter zur leiftende jährliche Ent— 

rihtung für Zins, Tilgung und Gefahr unerwartet kurzer Dauer, alfo 


ungefähr von 6— 5 Proc. des Aufwandes. Dies ericheint als das 
Zwedinäßigfte, wobei die Höhe der Amortifationgquote nach den con— 
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creten Verhältniſſen zu beftimmen ift, denn eine allgemeine Regel läßt 
fi) nicht dafür angeben. Nimmt man eine 50 jährige Dauer der Anlage 
an, fo find (bei 5 Proc. Zinsfuß) 5" Proc. Abgabe des Pachters bin- 
reihend, Die Auslage zu verzinfen und zu tilgen, dagegen gäbe ein 
reiner Mebrertrag von 9 Proc. dem Pachter ſchon in 9 Jahren den 
Erſatz, wenn er Die Ausgabe beftreitet, wobei er aber noch nichts ge— 
winnt. Es ift billig und zweckmäßig, die Verabredung fo zu treffen, 
daß beide Theile ihren Bortheil finden. Jun Preußen bat der Pachter 
die Koften neuer Drainirungen ganz felbft iu tragen, ohne Erſatz— 
anſpruch, was für den Staat wieder das Wohlfeilſte ift, aber die 
Drainirungen natürlich felten macht, zumal im der fpäteren Zeit des 
Pachtcontracds. In Hannover erhielt der Pachter die Auslagen 
wieder, foweit fie bei einer angemefj. Abforbirumgsfcala noch nicht beim 
Ablauf des Contracts erjfegt waren. — Bol. Seelig, Das Berhältniß 
zwifhen Gutöherrihaft und Pachtern bei der arg 2. A. 
Kiel 1858. — Hofacker in Zeller's Zeitſchrift für die landwirth. 
Vereine im Großh. Heſſen, J. 1888. — Beſ. Drechsler I, 171—178, 
auch über Erhaltung der alten Drainungen. R. W. 

(d) S. namentl. wieder Drechsler J, 143 ff., bef. 274— 284. 

(e) Sturm, I, 223, wo zu viele folhe Cautelen in Vorſchlag gebracht 
find. — v. Jakob, I, 8. 170. — Die Borfchrift, welcher Viehſtand 
gehalten werden muß, fichert nicht genug, weil es auf die Fütterung 
anlommt, Hoffmann (Zeitfchr. S. 724) räth daher, die Fruchtfolge 
und Feldeintheilung nah Erwägung aller örtlichen Verhältniſſe und im 
Einverftändnig mit dem Pachter fejtzufegen und diefem dann als Richt— 
nur tg 

(f) Nah Dredsler I, 281. Hier auch der Borfchlag, dem Pachter in 
Betr. des Strohverfaufs mit Ausnahme des letten Jahrs ganz freie 
er zu laſſen, gegen die Verpflichtung, die aus dieſem Berfanr erlangte 

eldſumme zum Ankauf künftlicher Dittgemittel zu verwenden. 

(g) Diefe Vergütung ift in Belgien unter dem Namen pachtersregt auch 
bei Privatverpachtungen üblich und wird fiir ſehr nützlich gehalten; de 
Laveleye, Essai sur l’agric. de la Belgique 1563 ©. 9b. 

(Rh) ©. für dies Alles Drechsler a. ad. 

(Ü) Am Ueblichften ift der 24. Juni (Fohanmi), am Paffendften wäre bei 
uns wohl der 1. Juni. Wird dieſer nicht gewählt, fo empfiehlt ſich 
ftatt des 24. Juni der 1. Juli, um fich * ichſt an die bürgerl. Ein— 
theilung des Jahrs anzuſchließzen, was auch die Buchführung erleichtert. 
Nur in Oeſterreich d. 1. Juli, in Preußen d. 24. Juni; mand)- 
fahe andere Termine in einzelnen deutſchen Staaten. Näheres be 
Drechsler I, 51—53. ; 

(k) Borfchriften Hiezu bei Hoffmann, ©. 68. 


8. 150. ($- 130.) 


IV. Erbpadt. Die Erbpacht jteht zwifchen ver Zeitpacht 
und dem Verkauf in der Mitte. Der Erbpachter erhält nad) 
befannten NRechtsgrundfägen zwar nicht das Eigenthum, aber doch 
ein erbliches Benugungsrecht, und darf das Gut nach eingeholter 
Genehmigung des VBerpachters auch verkaufen, nur nicht zerjtüden 
oder wefentlich verändern. Er entrichtet einen jährlichen Grund— 
zins (Kanon) und beim Anfang ver Erbpacht zugleich eine 
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Einfaufsfumme (Erbbeftandgeld), welche, wie die Caution des 
Zeitpachters (S. 144), zur Sicherung des Eigenthümers dient. 
Dan kann fich dieſes Erbbeſtandgeld als ven einen Theil des 
vollen Kaufpreijes denken, vejjen größerer Theil durch den Kanon 
verzinfet wird (a). Dieſes Nutungsrecht des Erbpachters darf 
nur dann unterbrochen werben, wenn derſelbe längere Zeit vie 
Entrichtung des Kanons unterlaffen hat (b). Uebrigens fünnten 
neue Erbpachtsverträge jo abgejchloffen werben, wie e8 volfs- 
wirthſchaftlich und finanziell zweckmäßig feheint, ohne daß man 
fih genau an eines der älteren bäuerlichen Verhältniſſe anzu— 
ichliegen genöthigt wäre. Verſchieden von ver Erbpacht ift Die 
Erbzinsverleihung, mit einem niedrigen Kanon, der nicht als 
Pachtzins gilt, fondern nur die Anerkennung des Obereigenthums 
bezwect, dagegen häufig mit einem Handlohn (Laudemium) bei 
Befiveränderungen (ce). Dieſe Einrichtung trägt fo wenig ein, 
daß ſie nicht bei jchon ertraggebenven Ländereien, fondern nur 
etwa bei jolchen, die erft urbar zu machen find, empfohlen 
werben kann. 


(a) Iſt z. B. das Gut auf 36°000 fl. angefchlagen, fo fünnten davon 8000 fl. 
fogleih bezahlt werden und file die iibrigen 28000 fl. würde ein jähr- 
licher Kanon von 1120 fl. (zu 4 Proc. gerechnet) ausbedungen. 

(d) Bol. Mittermaier, Privatrecht, 1, $. 498. — Die badiſchen Erb- 
bejtände (Landrecht, Art. 1831 ba ff.) find feine Erbpachte obiger Art, 
da fie zum Theile nicht auf alle Erben gehen und beim Verkaufe ein 
Handlohn von höchftens 2 Proc. bezahlt wird. 

(c) Nicolai, I, 253. — v. Jakob, I, $. 180. — Biele Anfiedelungen 
diefer Art im preußifchen Staate. Borowsfi, I, 211.— Meiten J, 
383 u. passim. 


8. 151. (6. 131) 


Die Erbpacht hat nachjtehende Vortheile (a): 

1) Die Verwaltung wird jehr vereinfacht, denn die vielen 
bei der Zeitpacht vorfommenden Gefchäfte fallen hinweg und man 
hat neben der Einforverung des Kanons nur eine oberflächliche 
Aufficht zu führen, um die Verlegung der Bedingungen (8. 150) 
zu verhüten. 

2) Die Ländereien werben mit größerem Eifer und Capital- 
aufwande bewirtbichaftet, denn der Erbpachter ift für ſich und 
jeine Erben des Genufjes der Früchte aller vorgenommenen 
Berbejjerungen ficher, fei es nun Durch eigene Benutzung oder 
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einträglichen VBerfauf des Gutes. Daher wirb ver Anbau ver- 
bejfert und der reine Ertrag der Grundftüde erhöbet. 

3) Hievon geht auch der Regierung ein Gewinn zu, indem 
a) fogleich von Anfang an die Zinfen des Erbbeftandgelves und 
der Kanon den bisherigen Neinertrag überfteigen, zumal da auch 
die Nachläjfe, Baukoſten u. ſ. w. erfpart werden, b) die Erb- 
pachtſtücke ver Grundſteuer unterliegen (b), c) die Erhöhung der 
Production auch eine Zunahme in manchen anderen Zweigen des 
Staatseinfommensd, 3. DB. den Aufwandsftenern, nach fich zieht. 


(a) Nicolai, I, 246. — Thaer, Annalen des Aderbanes. Juli 1806. 
Nr. Iu I. — Sturm, I, 273. — v. Jakob, I, $. 106. — 
Fulda, © 62 — 66. — Kranfe, National- und Staatsölonomie I, 
351. II, 131. — Burger, Reife durch Oberitalien, II, 218 (1832). — 
Bollbrügge, Das Yandvolt im Großh. Medlenburg- „Schwerin, 1535, 
©. 35. — Gr. Moltte, ©. 27. 

(6) Allerdings dürfen die Erbpachter nicht fo hoch wie freie Eigenthiimer 
belegt werden. 


$. 152. ($. 132.) 


Die lettgenannten VBortheile werden dann am größten, wenn 
die Erbpacht mit einer Zerfhlagung (Dismembration, 
Abbau) der großen Domänenhöfe in Kleinere Güter in Ver— 
bindung gejegt wird. Dieß ift da, wo man die Erbpacht ein- 
geführt hat, wirklich häufig gefchehen (a), obſchon man die Zer- 
theilung auch bei dem Verkaufe bewerfjtelligen fann. Durch bie 
Berbindung jener beiven Maaßregeln wird 

1) ver forgfältige Anbau des Bodens und die Zunahme ber 
Volksmenge befördert, aljo der Wohljtand des Volkes und vie 
Macht des Staates gefteigert, I, 8. 368 (b), 

2) vie Ablöfung der Frohnen und der anderen, zu ben 
Domänen gehörigen gutsherrlichen Nechte erleichtert. Die neu 
gebildeten mittleren und Heineren Güter können ven Beijtand 
der Frohnarbeiter und ver Weiderechte leichter als die bisherigen 
großen entbehren (II, 8. 63), und in Erwägung bes von ber 
ganzen Unternehmung zu hoffenden Nutens kann man die Ab- 
löſung unter billigen Bedingungen gejtatten. 


(a) Die Sadbauern (uomini di sacco) im Oberitalien. Hüllmaun, 
Städtewefen, I, 11. Hasse, Cuinam nostri aevi populo debeamus 
primas oecon. publ. et statisticae notiones. 1828. ©. 22. — Bernd 
v. Arnim machte im erſten Drittbeil des 16. Jahrhunderts Joachim J. 
v. Brandenburg den Vorſchlag zur Zerfchlagung der Kammergüter, 


(2) 


jedodh ohne Erfolg. Er nimmt als Beifpiel ein Vorwerk am, welches 
gegen 11 Wifpel (zu 24 pr. Scheffel) Walzen und Roggen, 10 W. Hafer 
und Gerfte giebt, ferner (im Brachfelde) Weide für 600 Schaafe und 
20 Kühe, woraus fih, nach Abzug von 20 Thlr. Koften, ein Neinertrag 
von 274 Thlr. bildet. An 44 Familien zu 18 Thlr. Abgabe vertheilt, 
bringt diefe Fläche 792 Thlr. ein, ferner können Gebäude und Inventar 
verfauft werden. (Der Berf. fcheint ungefähr 900 pr. Morgen Ader 
angenommen zu haben.) Sein Sohn fol in Kurfachfen von 1555—70 
300 Domänen zerjchlagen haben, doch ift diefe Nachricht nah Hüll- 
mann’s Unterfichungen zweifelhaft und vielleicht nur von Anfiedelungen 
auf neu urbar gemachten Yande zu verftehen. 1701 begann im preu= 
Bifhen Staate, um einen höheren Ertrag aus den Dom. zu erzielen, 
eine Bererbpadhtung der Domänengüter u. fonft. Pertinenzftüde mit 
Parzellirung der Vorwerke. Die iibereilte Maßregel, die zudem viele 
politiiche Gegner hatte, blieb ohne die gehofften Nehultate u. wurde des— 
wegen 1710, 1711 mit großer Mühe wieder rüdfgängig gemacht, Riedel, 
brand. preuß. Staatshaush. ©. 39. Gegen die Nüglichfeit der Sache 
im Allgemeinen fan man aus diefem Mißlingen feinen Beweis nehmen. 
en II. zertheilte und vererbpachtete liber 300 Vorwerke, Friedrich 

ilhelm II. Pete dieß bei drei Domänen im Oderbruche fort und 
Friedrich Wilhelm III. Tieß eine größere Anzahl, befonders in Oftpreußen, 
in Erbpacht geben. Der preuß. y für 1860 enthält noch 771116 Thlr. 
Erb-, Grund- und Domänenzins, Kanon und Geldrenten für Getreide 
nah Durchfchnittspreifen, nebſt 10-154 Thlr. aus Naturalpräftationen. 
1857 waren noch 205116 Thle. mehr angenommen worden. 1870 
beträgt das Einkommen aus Grundzinfen 741000 Thlr. In Ansbach 
(1757), Baireuth (1763), Walded (1755), Heffen-Darmftadt 
(1773), Böhmen (1776), der Rheinpfalz, fing man au, diefe Beiipiele 
nachzuahmen. In den dänischen Staaten gefchab die feit 1763 in 
großer Ausdehnung umd mit gutem Erfolge Auch in Medlenburg 
geſchieht es häufig u. neuerdings wieder in größerem Maaße. Diedlen- 
burg= Schwerin batte 1855 75 größere Erbpachtshöfe von ungefähr 
880 pr. M. mittlerer Größe u. 1320 bäuerlihe Erbpachtgüter von 
duchfchnittlih 18385 TR — 153 pr. M. und 7285 Büpnerjtellen 
i. D. von 1920 TR. = 16 pr. M. Beiträge, IV, 30. 38. — Hüll— 
mann, Gefhichte der Dom.-Ben. ©. 03. — de Herzberg, Huit 
dissertations, ©. 193. — Bergius, Magazin, II, 207. — Kamphö— 
vener, Befchreib. der bereit vollführten engen fönigl. Domä- 
nengüter in den Herzogth. Schleswig und Holftein, Kopenhag. 1787. — 
Nöldehen, Briefe iiber das Niederoderbruch. Berlin, 1800. — Krug, 
Nationalreichth. des preuß. Staates, II, 418. — v. Rönne, Domänen- 
wefen des preuß. Staats ©. 56. — Schwerz, Aderbau der Pfälzer, 
S. 274. (Ibersheimer Hof.) — Ueber die günftigen Folgen der Ver— 
erbpadhtungen in Pommern Hering, Ueber die agrarifche Gefetsgeb. in 
Breußen, 1537, ©. 102. — Gr. Moltte, Einnahmequellen, ©. 27. R.W. 
Auf die Zunahme der Vollmenge und alfo der waffenfähigen Mann— 
haft hat man oft zur großes Gewicht gelegt, denn es würde in ihr fein 
Bortheil liegen, wenn Die Production ſich nicht gleichmäßig erweiterte. — 
In Schleswig und Holftein wurden 1765 —87 52 Domänen 
von 44356 Tonnen (116000 pr. Morgen) zerfchlagen. Davon wurden 
6454 T. Wald zurücdbehalten, 5471 T. zu Abfindungen und für Diürftige 
verwendet, 32°943 in 1095 Güter zertheilt, von 2—500 Tonnen Größe, 
doch meiftens zwifchen 12 und 80 Tonnen (30— 200 Morgen). Der 
Kanon — 1061039 Thlr.; hiezu die Zinſen des Exbbeitandgeloes 
von 596252 Thlr. mit 23850 Thlr. gefchlagen, ift die Einnahme nad) der 
Berfchlagung 129,889 Thlr., die vorberige Einnahme war 87246 Thlr., 
alfo Mehrertrag 42643 Thlr. oder 50 Proc. des früheren Ertrages, 
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wozu noch die Einnahme von dem vorbehaltenen Walde kommt. 
Kamphövener, ©. 208 und die angehängte Tabelle. — Aus Nöl— 
dechen's Mittheilungen (f. (a)) ergiebt ſich Folgendes: Die 3 Güter 
Solikante, Pofedin und Wilbelmsaue, zufammen 3610 pr. Morgen, 
wurden unter 107 Familien vertheilt, in Stellen von 3 Morgen (39 an 
der Zahl), 30 M. (22), 60 M. (26), 94 M. (5) und 1 von 575 M. 
E3 war 1) Zahl der Menfchen auf den Gütern vor und nach der 
Zerſchlagung bez. 145 u. 596, 2) Pferdezahl 10 u. 124, 3) Anzahl der 
Kühe 16 u. 333, 4 Komnertrag 521 u. 1414 Wiſp., 5) Kormwerbrauch 
28 u. 439 Wifp., 6) verfäuflicher Ueberfhuß 410 u. 752 Wifp., 7) Bieh- 
nutung, Strob, Eier u. f. w. 7765 u. 8229 Thlr., 8) ganzer Erlös 
aus verlauften Erzeugniffen 15537 u. 22726 Thlr., 9) Einnahme für 
den Staat 1077 u. 5175 Thlr. Demnach bat die Maffe der verfäuf- 
lichen Dinge um 46, der Ertrag für die Staatöcaffe um 26 Proc. zu— 
genommen. 


8. 152. ($. 133.) 


Gegen dieſe Maaßregel werden mancherlei Einwendungen in 
jehr verfchtevenem Sinne gemacht, jo daß man bald die Zeitpacht, 
bald ven Verkauf vorzieht. Im VBergleih mit der Zeitpadht 
wird gegen die Erbpacht erinnert (a): 

1) daß ver Staat nicht mehr über die Güter verfügen und 
folglich bei veränderten Umftänvden nicht eine andere Benußungs- 
weiſe wählen Tann; 

2) daß man die Gelegenheit verliert, von Zeit zu Zeit den 
Pachtzins zu fteigern, und bei eines Preiserniedrigung ver edlen 
Metalle an einem Geldkanon viel einbüßen Fann. 

Diefe beiden Gegengründe find zwar richtig, find aber den 
erwähnten Vortheilen ver Erbpacht gegenüber nicht entſcheidend. 
Eine Erhöhung der Grundrente zufolge der geftiegenen Getreide— 
preife kann durch angemefjene Beftimmung des Kanons auch für 
die Staatscaffe ergiebig gemacht werden, $. 153. 

3) Die Regierung fann fich immer einen begüterten Zeit- 
pachter wählen, bei ver Erbpacht aber nicht verhüten, daß das 
Gut an einen dürftigen Erben gelangt. — Gegen dieſen Nachtheil 
fann man fich wenigjtens zum Theil fchügen, indem man ein 
anjehnliches Erbbeſtandgeld anfest, jo daß der Kanon nicht jo 
hoch ift, um nicht im jedem Falle ficher eingehen zu können. R. 


(a) Eifrig gegen die Erbpacht v. Bujanovics im Amtlichen Bericht iiber 
die Stuttg. landw. Berfamml. ©. 86. Der Verf. beruft fich auf einen 
gegebenen Fall, die Ueberlaffung von ödem Lande auf dem Gute Zenga- 
rolo des Fürften Rospigliofi im der römischen Campagna im 3. 1500 
an Heine Leute in Empbyteufe, nad) Sismondi, Etudes sur l'écon. 
polit. I, 118. Die Befiger diefer Heinen Güter wendeten abererjtaun- 


Rau-Wagner, Finauzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 24 
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lichen Fleiß an, friedigten das Land ein, machten ange pflangten 
Reben u. 3 Delbäume u. brachten die Brundftüde auf den 3 fachen Ver— 
fehrswerth. Die fpäteren niedrigen Getreidepreife machten ihnen jedoch 
den Geldgrundzins (1,— 4,4 fl. a. den pr. M.) drüdend und das Ein— 
fordern defjelben war mühſam. Sismondi führt dieſe Thatſachen 
an, um die Nachtheile ſehr großer Grundbefitzungen zu zeigen. R. 


$. 153. ($ 134) 


Der öfter gemachte VBorfchlag, nach längeren Zwifchenzeiten, 
3. B. nad 33 over 50 Jahren, eine Durchficht der Erbpachts- 
bedingungen zu veranftalten, wobei nach Befinden der Umftände 
der Kanon erhöht werden fünnte (a), hat Vieles gegen fich, weil 
jih die Grundfäge für eine folche Unterfuchung nicht ſcharf 
genug beftimmen laffen und weil folglich der Erbpachter beforgen 
muß, daß feine Nachlommen einer willfürlichen Behandlung, 
einer unvechtmäßigen Verſchlimmerung ihrer Lage, ja vielleicht 
einer Bertreibung von dem Gute ausgefett fein möchten. Dieje 
Furcht würde die Anerbietungen der Pachtluftigen jehr verringern. 
Dagegen ift e8 leicht, ven Kanon nach Getreidepreiſen einzu— 
richten. Dieß ift bereits auf die Weife gefchehen, daß man ihn 
in Getreide austrüdt und nach dem vieljährigen Durchfchnitts- 
preife in Geld entrichten läßt (d). Auch könnte (II, 8. 59) 
jährlich oder von einer Periode zur andern ein Theil des Kanons 
nach den Durchjchnittspreifen eines jüngftverflojfenen Zeitraumes, 
ein anderer Theil nach dem Jahres-Marktpreiſe baar bezahlt 
werben (vgl. aber $. 145). 


(a) 3. B. nad v. Seutter, ©. 36. — Forbonnais riethb 1758, die 
franzöfifhen Domänen auf 100 Jahre zu verpachten, in fleinen Ab— 
theilungen von S—900 Liv. Pachtzins. Recherches & considerations, 
‚158. 

(2) Im oftpreußifchen Kammerdepartement: halb Roggen, halb Gerfte; 
der durchichnittliche Marktpreis einer 30jährigen Periode wird während 
der folgenden 30 Jahre zur Bezahlung angewendet, Doch darf der 
Mittelpreis der einen Periode nicht über das Doppelte vom Preife der 
vorhergehenden fteigen. Krug, Nat.-Reichth. II, 42. — Medlenburg, 
der im Getreide angefette Kanon wird nad) 20jährigen Durchſchnitts⸗ 
preiſen bezahlt. 


$. 154. ($. 135.) 


Im Bergleih mit dem Verkaufe wird die Erbpacht 
getadelt, weil der Erbpachter nicht in der freien Yage des Eigen- 
thümers ſich befinde, 3. B. nidt einzelne Theile des Gutes 
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verfaufeu oder verändern dürfe, folglich weniger Yuft und Ge- 
legenheit habe, ven Ertrag und fein Einfommen zu vergrößern (a). 
Daß die Lage des Eigenthümers für Eulturverbefjerungen noch 
günftiger ei, kann nicht in Abrede gejtellt werben, doch ift 1) ver 
Unterfchied beider Zuftände nicht erheblich genug, um ba bie 
Erbpacht unrathſam zu machen, wo man aus anderen Gründen 
den Verkauf nicht rathfam findet; 2) die Erbpacht bringt in 
jevem Falle die Ländereien jchon in die Hände von Landwirthen, 
welche mehr für dieſelben thun als Zeitpachter; fie it alſo ein 
Fortſchritt und kann als Uebergang zur vollen Veräußerung be- 
trachtet werden; 3) zudem läßt fich jener Unterſchied noch ver- 
mindern, wenn man a) bei der Zerichlagung Güter von einer, 
ven örtlichen Verhältniſſen entjprechenden Größe bilvet, b) vie 
Veränderung der Benutzungsart (facies fundi) dem Erbpachter 
erlaubt, c) einen Theil des Kanons ablöslich macht, auch d) den 
Verkauf einzelner Grundſtücke auf Anfuchen des Erbpachters 
erlaubt, wobei ein verhältnißmäßiger Theil des Kanons auf den 
Käufer übergeht oder abgefauft wird. Im erften Falle würde 
fih die Vererbpachtung in einen Verkauf gegen einen bloßen 
Grundzins umwandeln, der, wie alle ähnlichen Neallaften, für 
ablöslich erklärt werden müßte (II, $. 61), dann aber nichts 
Nachtheiliges in fich enthielte, IL, 8. 57. 


(a) 3.8. Log, Handb. III, 107. — Olufſen, Beiträge 3. e. Ueberficht d. 
National-Ind. in Dänemark, dentſch von Sliemann, ©. 104. (1820.) 


$. 155. ($. 136.) 


Die Erbpacht hat nach diefen Betrachtungen für Domanial- 
Hofgüter wefentliche Vorzüge. Dagegen fteht ihr ver in ver 
heutigen VBolfswirthichaftspolitif angenommene Grundfaß entgegen, 
daß die Befreiung der Grundeigenthümer oder erblichen Nut- 
nießer von allen Verbindlichkeiten gegen vie Nealberechtigten 
(Sutsherren) zu befördern fei. Hieraus hat man vielleicht etwas 
zu unbedingt gefolgert, daß man fein neues dauerndes bäuerliches 
Berpflichtungsverhältnig entitehen laſſen, oder es wenigftens 
jogleih ablösbar machen fol, und daß auch vie vorhandenen 
Erbpachter in den Stand geſetzt werden müjjen, daß nur mit 
einem ablöglichen Grundzinfe befchwerte Eigenthum zu erlangen. 
Man wird daher in vielen Fällen, wo man fich fonft zur Ver— 
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erbpachtung, aber noch nicht zu dem Verkaufe entjchloffen haben 
würde, bei der Zeitpacht ftehen bleiben. In Ländern, wo eine 
völlige Veräußerung der Staatsgüter noch nicht zweckmäßig fcheint 
($. 126), kann jedoch fürs Erfte die Vererbpachtung ſchon eine 
Berbejferung im Zuftande der Landleute hervorbringen. Auch 
wiberftreitet ed jenem Örundjage nicht, Domänen fo zu verkaufen, 
daß ein Theil des Preijes alsbald baar entrichtet, für den andern 
Theil ein ablösbarer Grundzins ausbevungen wird, welcher fich 
allenfalls wieder nach Getreivepreifen vegelt, und deſſen Ablöfung, 
wenn fie vom Eigenthümer begehrt wird, nach dem durch jene 
Preife bejtimmten Geldbetrage des legten Zeitraums erfolgt (a). 
Dei diefem Verfahren, oder bei der wahren Erbpacht, wo ihr 
die obigen allgemeinen Gründe nicht entgegenftehen, find folgende 
Regeln zu empfehlen: 

1) Bei ver Zerjchlagung großer Güter find, je nach den 
örtlichen Umftänden, mittlere und Heinere Bauergüter und nach 
Bedürfniß auch Heine Zagelöhnerftellen zu bilven. 

2) Dean fucht die einzelnen Güter möglichft abzurunden (b). 

3) Wenn es an folhen Kauf» und Erbpachtluftigen fehlt, die 
aus eigenen Mitteln Wohnungen, Ställe, Scheunen zu erbauen 
vermögen, fo hat dies auf Nechnung des Staats zu gefchehen. 

4) Der Grundzins wird beſſer fogleih bei ver Bekannt— 
machung der Beräußerungsbedingungen fejtgefegt und nur die 
anfängliche baare Einzahlung (Erbbeſtandgeld) durch Verfteigerung 
bejtimmt (c). 

5) Ein rechtlicher Anſpruch auf Nachläfje beiteht nicht, bei 
großen Unglüdsfällen find fie aber nicht immer zu vermeiden 
(j. $. 146). 

(a) Der Grundzins könnte auch auf eine gewifje nicht zu Tange Zeit unab- 
lösbar gemacht werden, oder man kann ausnahmsweiſe einen höheren 

Ablaufsbetrag, 3. B. das 22° /o oder 25fache verabreden. 


(2) Nöldehen ©. 117. 
(c) Kampbövener ©. 2. 


U. Einnahmen aus landwirthichaftlihen Gewerlsvorrichtungen. 


$. 156. ($. 153.) 


Die zu den Domänen gehörenden Gebäude und Vorrichtungen 
zur Betreibung von Gewerken jtehen theil® vereinzelt, theils mit 
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Landgütern in Verbindung und werden dann zugleich mit dieſen 
verwaltet oder verpachtet, z. B. Bierbrauereien, Branntwein— 
brennereien, Ziegeleien, Mahl- und andere Mühlen u. dgl. m. 
Bei der Zerſchlagung eines ſolchen Inbegriffs von Domänen iſt 
es rathſam, jene Beſtandtheile zu verkaufen, und dies gilt in der 
Regel auch von den abgeſonderten Gewerksvorrichtungen. Der 
Staat eignet ſich meiſtens nicht zur eigenen Verwaltung und die 
Verpachtung macht zu große Schwierigkeiten (a). 


(a) Biegelei-Berpadhtung kommt bei Domänen öfters vor. Bei Zeitpachten 
pflegt fich die Beſtimmung zu finden, daß es dem Pachter ohne Ge— 
nehmigung des Verpachters nicht geftattet ift, andere Gewerbe (induftrielle) 
al3 die Landwirthſchaft auf dem Gute zu betreiben, 


II. Einnahmen aus dinglihen Rechten. 


8. 157. ($- 156.) 


Viele europäifche Regierungen waren aus früheren Zeiten her 
bis in das jetzige Jahrhundert noch im Beige beträchtlicher Ein— 
fünfte aus Grundgefällen (a), welche größtentheils ehemals 
mit Domänen in Verbindung ftanden, aber auch nach ver Ver— 
äußerung berjelben beibehalten wurden (6). Sie jtehen unter 
denfelben vechtlihen Verhältniffen, wie jene und werben mit 
benfelben von den Domänenämtern verwaltet. Die bieher ge— 
börigen Einnahmen, als Zehnten, Handlöhne, Gilten und Grund- 
zinfe verjchievener Art find privatrechtlicher Natur; fie werden 
vom Staate oder von dem Fürftenhaufe in der Eigenjchaft eines 
Gutsherrn bezogen, wie in gleicher Weife auch viele Privat: 
perjonen folche Gefälle beziehen, und find in ben verjchievenen 
Landestheilen von fehr ungleichem Betrage. Offenbar iſt eine 
Einnahme, die in einem Theile der Grundrente von Privat: 
Ländereien bejteht, für ven Berechtigten bequem und ficher, weil 
ihr Maaß feſtſteht und ver Landbau den wenigjten Erjchütterungen 
ausgefetzt ijt, wozu noch bei einem Theile ver Gefälle die Ausjicht 
auf einen fteigenden Betrag fommt. Dagegen haben die meijten 
diefer Einkünfte in der veränderlichen Größe, der läftigen Ent: 
richtungsart und der Hemmung des Fortjchreitend im Landbau 
Nachtheile für vie belajteten Eigenthümer (II, 8. 52), zugleich ift 
für den Staat die fehr ungleiche Größe der Einnahme yon Jahr 
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zu Jahr befonders ftörend (c), bei manchen Gefällen ift überdieß 
die Erhebung foftjpielig. Daher ift in ven meijten Staaten bie 
Umwandlung biefer Leiftungen in einfache Grundzinſe und bie 
gänzlihe Ablöſung verjelben eifrig befördert worben, fo daß 
die Einnahme aus folchen Gefällen jchon großentheils verſchwunden 
ift. Indeß iſt dieſe Maaßregel theils noch nicht in allen 
europäifchen Staaten burchgeführt, theild giebt e8 manche Ver— 
anlaffung, fich mit dem früheren Zuftande und mit ver Art 
feiner Umgeſtaltung befannt zu machen. Daher kann in ver 
Finanzwiffenfchaft eine überfichtliche Darftellung ver ehemaligen 
Berwaltung und der Abſchaffung der Grundgefälle nicht 
fehlen. R. 


(a) Bal. def. Roſcher, I, 8. 2. Kap. 9. — Meitgen I, 367 ff. 

(d) Baiern Nah dem A. für 1532—34 war die Einnahme aus Grund— 
gefällen im D. 5°277°400 fl. rein, die Koften 40 Proc., Laften 5,4 Proc. 
Die N. 1553/4 zeigt 4.471276 fl. NReinertrag, der N. für 1855 — 61 
eine Nobeinnahme von 5143549 fl., A. 1870 322°170 fl. ältere Gefälle, 
1.300000 fl. neu angefete Grumdzinfe nach Gef. v. 4. Juni 1848, 
18°130 fl. Naturalabgaben, zuf. 4710000 fl., Ausg. 88°300 fl. — In 
Baden find die Grundgefälle neuerlich durch den Fortgang der Ab- 
löſungen febr vermindert worden. Die Ichenbaren, zins- und fall- 
pflichtigen Güter trugen 1833 und 34 (R.) i. D. 74736 fl. ein, der N. 
für 1849 ift nur noch 20512 fl. für 1855 10155, Einnahme im D. 
1860, 61 5554 fl. Der Nobertrag des Zehnten war im D. 1833—36 
por der Ablöſung 1002841 fl. Derfelbe ift jetzt abgelöft und e3 gingen 
im D. 1854 und 55 474277 fl. Binfen aus noch ausſtehenden db. 
löfungsfummen ein. — Würtemberg batte bis 1849 noch fehr viele 
Naturalgefälle. Nach den A. 1545—47 war die Einnahme aus Zehnten 
1-475°648 fl., aus Lehen- und Zinsgütern 593712 fl., die Koften und 
Abgänge bei jenen 43°621 fl., bei dieſen 12455 fl. Bon dem Nein- 
ertrage von 2°013°254 fl. müfjen aber noch viele allgemeine Koften ab— 
gerechnet werden, indem die Ausgaben für Naturalvorräthe (34502 fl.) 
größtentheils durch die Gefälle veranlagt werden. Bei der Menge der 
eingehenden Robftoffe — die Geldeinnahme ſehr von den jedesmaligen 
Früchtpreiſen ab. Neuerlich iſt die Ablöſung dieſer Gefälle ſchon weit 
fortgeſchritten. — In Preußen beliefen ſich die Domanialgefälle 1847 
noch auf 4057513, 1849 auf 3°974°000, 1853 auf 3134221, 1861 
auf 2695342, 1870 auf 1741172 Thlr. „grundherrl. Hebungen u. 
Hebungen aus veräuß. Dom.- Objecten“ (incl. neue Provinzen), Davon 
aus Erb-, Grund- u. Domänenzind, Kanon u. Geldrenten fir Getreide, 
die vertragsmäßig nach wechfelnden Ducchfchnittspreifen regufirt werden, 
1551552 Ihlr., Binfen v. bäuerl. Inventarien-(Hofwehr-) Geldern 
2214, für Naturalpräftationen (entw. nach Kammertare oder mach zeit- 
weifem Abkommen in Geld bezahlt oder in natura geliefert) 148°437 Thlr., 
für unbeftänd. Gefälle 35934 Thlr. Die Domänenamortifationsrenten 
betragen 1998049 Thlr. in 1570. — Auch mehrere Schweizer- 
cantone hatten bisher erhebliche Einnahmen diefer Art, 3. B. Bern 
im A. für 1546 318°875 Fr. von Zehnten und Tehngefällen, Neuen- 
burg 105000 Lin. (zu 40 Kr.), Zürich 1815— 25 im D. 198750 Fr, 
oder faft '/, der Einnahme. Aargau A, 1846 62250 Fr. R. W. 
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(c) Zu Baiern war ber — — in 19 Jahren von 1819—37 
5.211626 fl., min. 3894223 fl. im $. 1825, max. 6554775 fl. im 
J. 1831, alfo reſp. 74 umd 125 * des Durchſchnities. 


$. 158. ($. 157.) 


I. Berwaltüng der Grundgefälle in ihrer bis— 
herigen Befchaffenheit. Dafür gelten folgende Regeln: 

1) Dan muß für die Erhaltung ver landesherrlichen Gerecht- 
ſame forgen, indem man genaue VBerzeichniffe und Bejchreibungen 
verjelben zu Stande bringt, jede verjuchte Schmälerung beachtet 
und verhindert und ven Ausfall der nicht jährlich eintretenden 
Leiftungen, 3. B. des Handlohns, zur Anzeige bringen läßt (a). 

2) Die Gefälle müſſen von den Pflichtigen nachbrüdlich ein- 
gefordert werden, um jo wenig als möglich) Rückſtände zu laſſen, 
entſchiedene augenbliclihe Zahlungsunfühigfeit ausgenommen (b). 
Bei der Entrichtung von Naturalabgaben darf man nur fehlerfreie 
Gegenftände, namentlich trodenes, gefundes und veines Getreide, 
annehmen (c). 

3) Die VBorräthe dieſer Art werden in —— und 
trockenen Magazinen untergebracht (d). Zu ihrer zweckmäßigen 
Behandlung (Umftechen u. ſ. w.), jo wie zur Empfangnahme und 
Ablieferung werden verpflichtete, fichere Unterbeviente (Kaſten— 
vögte, Meitterer) angejtellt, welche ebenfo wie die Verwalter ein 
Tagebuch über Zugang und Abgabe von Vorräthen führen (e). 
Es muß biebei auch der unvermetbliche Verluſt beachtet werben, 
welchen das Eintrodnen, das Ungeziefer u. dgl. verurfachen. 
Nah den gemachten Erfahrungen pflegt man geſetzlich auszu— 
Iprechen, welche Größe diefes Abganges den Beamten nachgejehen 
werden jolle (f); allein dieß darf nicht fo gemißveutet werben, 
als dürften dieſelben in allen Fällen ven bejtimmten Betrag von 
Procenten zurücbehalten, vielmehr müjjen die Borräthe alljährlich 
nachgemeſſen (gejtürzt) werden. 

4) Die entbehrlichen VBorräthe werden in zwedmäßig ges 
wählten Zeitpuncten verfteigert, mit ver Rückſicht auf die Zahlunge⸗ 
fähigkeit der Mitbietenden. 


(a) Hiezu dienen Meldungen von dem Tode eines gefällpflichtigen Bauern 
durch die Führer der Geburts- und Sterbliften. 

(d) Die badischen Bezirld -Domänenbeamten hatten die Befugniß, diefe 
Gefälle fo einzutreiben, wie es von den Steuerämtern geſchieht. Bad, 
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Erecut.-Ordn. vom 13. Dec. 1827, Verordnungsblatt der Dom.-Berw. 
Nr. 26. Die Lifte der Reftanten wird durch den Ortsvorftand den 
Bahlpflichtigen zur Anerkennung vorgelegt; wer daun nad) 14 Tagen 
nicht bezahlt und auch die Drohung des Pfändens nicht beachtet, wird 
3 Tage nachher dem Amtserequenten angezeigt u. |. w. 
(c) Unreine Frucht kann auch auf Koften der Ueberbringer gereinigt werben, 
die dann das Fehlende nachliefern müſſen. Uebrigens läßt ſich nicht 
‘ verhindern, daß das Binsgetreide ſtets etwas —5 iſt und niedriger 
verkauft wird, als das von den Landwirthen ſelbſt zu Markte gebrachte, 
etwa um 7—10 Proc, v. Flotow, 8. 71. 
(d) Wehrer, Kameraldomänenadmin, ©. 138. Hoffmann, Dom.-Ber- 
waltung in Wiürtemberg, ©. 121. 
(e) Sie erhalten eine gedrudte Inſtruction. Beifpiel einer ſolchen in 
Mofers Sammlung würtemb. Finanzgefege, III, 528. 
(f) Baiern: jährlich !/ro des Roggens, !/ao des Haferd. Baden: glatte 
ruht "so, rauhen! /z3, Heu "io, Stroh Na. Würtemberg: neue 
Frucht 3, alte 1 Proc. — Ueber Kornmagazine II, $. 138, 


8. 159, ($. 158.) 


Um die Koften und Berlufte, welche mit der Aufbewahrung 
von Getreide, Wein und anderen Erzeugniffen des Landbaues 
verfnüpft find, zu erfparen, iſt es rathſam, ſtatt dev Natural: 
gefälle ven Marktpreis entrichten zu laſſen, wobei die Vorraths— 
gebäude entbehrlich werden und auch die Verwaltungsgejchäfte fich 
jehr vereinfachen. Bei der Umwandlung der veränderlichen Ge— 
fälle in einen Grundzins (II, $. 57) ift die forgfältige Aus— 
mittlung des vieljährigen Durchfchnittsbetrages der Gefälle und 
die Beftimmung eines Abzuges für die Erhebungstoften erforberlich. 
Der Grundzind wird entweder feſt in Geld angefetst, oder einiger- 
maßen nach den Yahrespreifen eingerichtet (II, $. 58. 59), und 
deſſen Abkauf gejtattet (a); auch kann die Regierung, bei ber 
Menge ver Gefälle und ver leichten Gelegenheit, jeve eingehende 
Zahlung verzinslich anzulegen, eine Abtragung durch Zeitrenten 
zulaſſen, IL, $. 60. 

(a) Ueber die Ablöfungsvorjhriften in Baden und Wiürte mberg f. die 
a. Schriften von Wehrer umd offmann, ferner Regenauer, 
Staatshaush. des Großh. Baden S. 304. Die badifhen Domanial- 
Grundzinfe und Gilten find nach dem Geſetz vom 5. Oct. 1820 durch 
rn der Regierung abgelöft worden, wobei der Pflichtige je 
nach der Größe der Abgabe und der umentgeltlichen oder eitgeitlichen 
Ablieferung Das 9— 16fache bezahlte. Kündigte der Pflichtige, fo be— 
zahlte er 18fach. Bei dem Freifauf Alonifirung von Febngütern 
fommt es auf die Bedingungen der Vererbung und die Nähe des 


——— an, Wehrer, ©, 49. Ueber Preußen f. u. A. (neben d, 
erfen v. Lette u. Rönne u. ſ. w) Meiten I, 417 ff. 
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8. 160. ($. 159.) 


Unter den Grundgefällen des Staates hat der Zehnte eine 
befonvers forgfältige Behandlung erfordert (a), weil er in manchen 
Ländern bisher einen beträchtlichen Theil der ganzen Staats: 
einnahme geliefert hatte. Die gewöhnlichen Arten find 

1) Zehnten von Gewächlen, und zwar a) großer over 
Getreidezehnte, b) Heiner, Schmal- over Brachzehnte 
von anderen Felvfrüchten, 3. B. Klee, Kartoffeln u.f.w. ec) Obit- 
und Weinzehnte, d) Heuzehnte, ver jevoch feltener vorkam. 

2) Blutzehnte von jungen Vieh. Diefer ift der läſtigſte 
und feine Umwandlung oder Ablöfung ijt am eriten bewirkt 
worden. 

Der heutige Zehnte trug in den deutſchen Staaten (b) un— 
verfennbar das Gepräge einer privatrechtlichen Abgabe (II, 8. 66), 
weil er nach einer unveränderlichen (c), wenn gleich in ven ver— 
fchievenen Gegenden eines Landes öfters ungleichförmigen Negel 
erhoben wurde und die Zehntrechte bald dem Kammergute, bald 
der Kirche oder einzelnen Staatsbürgern zuftanden, übervieß bie 
Zehntrechte einen Gegenſtand des DVerfehres bildeten. So lange 
der Domänenzehnte nicht umgewandelt war, hatte man zuvörderſt 
für eine genaue Zehntberechnung zu forgen, um jede Beein- 
trächtigung zu verhüten, $. 158. 1. Was die Erhebung betrifft, 
jo hatte man zwifchen folgenden zwei Arten zu wählen: 

1) der Zehnte wird als folcher von den Zehntpflichtigen ent- 
richtet und entwerer a) auf Rechnung der Domänencafje einge: 
zogen ($. 161), over b) verpachtet (8. 162); 

2) die Zehntentrichtung wird durch eine ausbedungene Ab- 
findungsfumme erſetzt ($. 163). 

(a) Negenauer, Ueber die Berwaltung der Tandesherrlihen Behnten, 
Karlör. 1829. — Ueber den Betrag der 2. in Würtemberg 8. 157 (2). 
Das Zehntrecht des Staats erftredte fi über 1107500 Morgen Ader 
(44 Proc. alles Aderlandes), 76008 Morgen Wiefen (9,6 Proc.) uud 
50°700 M. Weinberge (62 Proc. des ganzen Weinlandes). In Baden 
waren die 1522 Domanialzehnten zu —* 1856 ſchon ſämmtlich abgelöſt 
für ein Capital von 17°390°000 fl. 

(d) In Griehenland ift der Behnte eine Grundſteuer. 


(ce) Ausgenommen die Befugniß der Regierung, den Zehnten auf Ländereien, 
die neu oder vom neuem angebaut werden follen, eine Zeit lang für 
ruhend zu erflären, Bad, Landr. Art, 710cu, 
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$. 161. ($- 160.) 

A. Die eigene Einziehung auf Rechnung des Staats war 
mühſam und foftfpielig (a), man fuchte fie deßhalb zu vermeiden 
und orbnete fie nur ausnahmsweife in folchen Füllen an, wo 
eine gleich vortheilhafte Uebereinkunft mit ver Gemeinde ober 
den Pachtluftigen nicht zu Stande kam. Hiebei war hauptfächlich 
Folgendes zu beobachten: 

a) Die Weinlefe durfte nicht zu beliebiger Zeit, ſondern nur 
an ben’ nach vorgängiger DBefichtigung durch obrigfeitlichen Be— 
ſchluß für jeden Theil einer Ortsgemarkung beftimmten Tagen 
vorgenommen werben. Die Erntezeit der anderen Gewächſe 
mußte man freilich den Landwirthen freiftellen, dieſe hatten jedoch 
vorher dem Zehntheren Anzeige zu machen. 

b) Es wurde eine hinreichende Anzahl verpflichteter Aufjeher 
(Zehnt-Infpectoren), welche die zur Hand gehenden Zehntfnechte, 
Fuhrleute ꝛc. unter fich hatten, aufgejtellt. 

ce) Dieje zeichneten die erhobenen Quantitäten auf und forgten 
dafür, daß der Antheil des Staats nicht gefchmälert werde, 
z. B. durch Ungleichheit der Garben (D), früheres Schneiven 
einzelner Grundftüde, Abgabe des Zehntweinsg vom zweiten 
Ablauf (ec) u. dgl. 

d) Auch beim Einfahren in die Scheunen over Keller, beim 
Drejchen und Keltern mußte forgfältige Aufjicht gehalten und 
Regiſter geführt werden, um alle Unterfchleife zu verhüten. 


(a) Beim Weinzehuten find die Koften, zumal im fchlechten Jahren, am 
größten. Ohnehin muß immer der Zehntwein wegen der Mengung 
verjchiedener Traubenforten von fchlechterer Befchaffenheit fein, als der 
von den Grundeigenthümern gewonnene. 

(6) Das Hinüberzählen von einem Ader auf den andern des nämlichen 
Eigenthümers ift verboten im badi an Landrecht, Art. 710 cq. (aus- 
genommen wo das Herkommen dafür ift, V. v. 23. Juni 1828); es 
fol vielmehr von 5 und mehr Garben eine halbe, von wenigeren nichts 
gegeben werden. In Wirtemberg ift das Hinüberzäblen auf den 

eldern eines und deſſelben Eigenthlimers befohlen, Zehntordnung v. 
27. Juni 1618, Cap. 3. 

(ec) Nämlich da, wo der Zehnte erft nach dem Keltern, nicht fchon von den 

Trauben oder von dem Traubenbrei entrichtet wird. 


$. 162. ($. 162) 
B. Für die Zehntverpachtung (a) galten nachſtehende 
Regeln: 
1) Es würde einträglicher fein, fie nur auf ein einziges 
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Jahr abzufchliegen, doch machte die Abficht, einer gänzlichen Um— 
wandlung leichter Eingang zu verjchaffen, das Gegentheil rathſam. 
Im erften Falle nahm man fie erjt im Laufe bes Sommers vor, 
nach einer Befichtigung der zehntbaren Ländereien und einer Ab- 
ſchätzung des muthmaßlichen Ernteertrages durch Sachverjtündige. 
2) Den BPachtluftigen wurden die Bedingungen vorgelegt, 
welche ſich bezogen auf die Entrichtungsart des bei den Frucht: 
zehnten in Körnern feitgefegten Pachtzinſes, namentlich auf die 
Beitimmung des Marktpreifes, nach welchem jener in Gelb ab- 
zuführen ift, — auf die Nachläffe bei Unfällen, — auf die vor— 
behaltene höhere Genehmigung; indeß war es den Pachtluftigen 
annehmlicher, wenn die unteren Beamten folche Angebote, bie 
eine gewiffe Grenze erreichen, fogleich unbebingt genehmigen durften. 
3) Sodann wurde die BVerfteigerung abgehalten. 


(a) Zu Preußen werden bie wenigen noch befteh. Naturalpräftationen 
tbeil3 durch Verpachtung genußt, theils zur Befriedigung von Depu— 
tanten verwendet, theil3 verfilbert. 


8. 163. ($- 162.) 


C. Die temporäre Abfindung mit der zehntpflichti- 
gen Gemeinde oder mit der Gefammtheit der Zehnt- 
pflichtigen im ihr it feine wahre Verpachtung, weil der Zehnte 
nicht wirklich eingezogen, fondern die Abfindungsfumme unter den 
Mitgliedern der Genoffenjchaft nach ihrer Wahl umgelegt ober 
fonft von ihnen aufgebracht wird. Diefes Mittel war als eine 
Vorbereitung zur gänzlichen Umwandlung bes Zehnten nützlich 
und verbiente bei gleicher Einträglichkeit für die Staatscaſſe der 
Verpachtung vorgezogen zu werben, erforderte jedoch Vorficht, 
damit bei dem Anfchlage, welcher ver Unterhandlung zu Grunde 
gelegt wird, nicht die zehntbare Fläche und ver Ertrag zu niebrig 
angegeben werde. Man konnte den Bertrag auch auf mehrere 
Jahre hinaus erjtveden, nach Maßgabe einer Durchfchnittsbe- 
rechnung (a). Die Summe wird bei dem Getreidezehnten in 
Früchten bedungen und in biefen oder in Geld nach den Marft- 
preifen abgeführt. Da fie fih auf ausgebrofchene Körner bezieht, 
jo müſſen zwar die Ablöfenden die Koſten des Drejchens über- 
nehmen, aber fie behalten dafür das zur Vermehrung der Dünges 
ſtoffe nüßliche Stroh. 


— 380 — 


(eo) In Würtemberg meiftens fogar auf 27 Jahre. Daher bat man bie 
zum Zehnten gehörigen Scheumen und Keltern ſchon früher vor der 
Ablöfung verkauft. Herdegen, ©. 77, 


8. 164. (8. 163.) 


II. Abfchaffung der Zehnten und anderer Real— 
lajten. Die in dem Wejen des Zehnten, als einer Abgabe 
vom Nohertrage, liegende Erſchwerung landwirthfchaftlicher Ver— 
bejferungen, fo wie die Koften, Verlufte und Störungen bei ber 
Erhebung machen eine Abichaffung diefer Abgabe wünjchenswerth, 
ja geradezu nothwendig, wenn eine höhere Intenfivität des Ader- 
baus eintreten fol und muß, IL, 8. 66—68. Der Rohertrag 
jteigt hier in einem ftärferen VBerhältnig als der Neinertrag der 
Landwirthſchaft. Der Zehnte und ähnliche Abgaben vom Roh— 
ertrage werden alſo immer brüdenver und nehmen vem Landwirt) 
(Bauern) einen großen Theil vesjenigen Ertrags, der nur durch 
bie jtärferen Verwendungen von Capital und Arbeitsfraft ge— 
wonnen wird. 

Während aber num die berechtigten Privatperfonen nicht zum 
Aufgeben des Zehnten gezwungen werden bürfen, wenn ihnen 
nicht genügenver Erſatz für den bisherigen Reinertrag vejjelben 
dargeboten wird, könnte der Staat bei den Domänen - Zehnten 
jich mit einer unvolljtändigen Entjchädigung begnügen, um jene 
wohlthätige Meaßregel zu erleichtern. Aber wenn gleich vie 
Wichtigkeit des Zwedes ein folches Opfer rechtfertigen möchte, fo 
ift doch dieſes Verfahren erheblichen Bedenken ausgefett. Es 
fiele nehmlich dann leicht eine unverdiente Gehäfjigfeit auf vie 
übrigen Zehntherren, die einen folchen Verluſt nicht erleiden 
können, weil fie nicht, wie der Staat in den Steuern, ein Erfaß- 
mittel dafür in ihrer Gewalt haben (II, $. 61), auch ift es un» 
billig, wenn der eine Theil der Zehntpflichtigen fich won ver 
Zehntlajt leichter befreien fann als der andere. Endlich bejtehen 
eben die Zehentabgaben u. j. w. an ven Staat (Domänenfiscus) 
einmal zu Rechte. Es wäre alſo eine Berlegung ber Finanz- 
interefjen des Staats und daher vornehmlich der übrigen Steuer- 
zahler, wenn jene Abgaben ohne Weiteres oder gegen ganz geringe 
Entſchädigung fortfielen. Soll daher zur Befeitigung des Zehnten 
ein Beitrag von der Geſammtheit der Staatsbürger, d. i. aus 
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der Staatscaſſe, geleiſtet werden, ſo iſt es gerecht, ihn gleichmäßig 
allen Zehnten zuzuwenden. Daß der Staat einen Theil des 
Ablöſungsbetrages zuſchießen ſolle, läßt ſich nicht mit zureichendem 
Grunde aus der urſprünglichen Steuernatur des Zehnten als 
nothwendig darthun (a), weil dieſe keineswegs allgemein anzu— 
nehmen iſt (6) und ſich jedenfalls ſeit Jahrhunderten verloren 
hat. Die zehntbaren Ländereien werden auch verhältnißmäßig 
wohlfeiler erkauft. Principiell iſt jenes Verlangen auch nicht 
gerechtfertigt und ebenſowenig wird die Abſchaffung des Zehnten 
durch jenes Mittel bedingt (c). Indeſſen giebt daſſelbe eine Er— 
leichterung und Beſchleunigung, und unter beſtimmten Umſtänden 
laſſen ſich gewichtige Gründe der Volkswirthſchaftspflege 
(I, 8. 61. Nr. 5) und der Staatsklugheit dafür angeben (d). 
Wird alsdann ein jolcher Staatszufchuß gegeben, jo muß auch 
die Ablöfung der Privatzehnten unter die Aufjicht der Finanz: 
behörven geftellt werben, weil dieje zu prüfen haben, ob die Ab- 
faufsfumme dem Gejete gemäß nicht zu hoch ausgemittelt worden 
fei (e). R.W. * 


(a) Nach v. Rotteck's Antrag ſollten in Baden die Staatszehnten un— 
entgeltlich aufgehoben, Privatzehntherren mit dem 10facdhen des Rein— 
ertrages und im Falle eines erweislichen privatrechtlichen Titels mit 
dem 15fachen abgefunden werden, wozu der Behntpflichtige das 5fache, 
das Uebrige der Staat zuzufdießen hätte. Verhandl. der bad. 2. K. 
1831, Beil. I, 25. Bgl. v. Aretin und v. Notted’3 Staatär. dv. 
conftit. Monarch. II, 272. 276. — Nah dem Antrage der Majorität 
der Behntcommiffion in der 2. Kammer follte der Berechtigte, und alfo 
auch die Domänencafje, das 15fache erhalten, wovon das Yfache dem 
Pflichtigen zur Laſt fiele; der Staat fchöffe bei den Privatzehnten das 
6fache zu. Die Miinorität wollte dem Behntpflichtigen das 13fache des 
reinen Ertrages auflegen und den Zufhuß der Staatscafje fiir die 
Privatberechtigten auf das 5fache befehränfen. Die Kanımer felbft ſprach 
fich 1831 dafür aus, Daß der Berechtigte das 15fache erhalte umd der 
Pflichtige hievon %/, zahle. 

(2) 11, 8. 66 und die dort (a) angef. Schriften von Jadariä, Birn- 
baum, v. Babo und Rau. Krönde, Ueber Aufhebung x. ©. 10, 
ferner vgl. Möfer, Patriot. Phantaf. IV, Nr. 67. — Yang, Hifter. 
Entwickl. der deutſchen Steuerverfafjung, ©. 38. — Mittermaier, 
Grundf. des deutfchen Priv.-R. $. 181. 

(c) Einen Beweis lieferte 3. B. das Großh. Delien, Sefeß v. 15. Auguft 
1816, in Goldmann, Gefeßgebung des Großh. Heffen in Beziehung 
auf Befreiung des Grumdeigenthbums 2c. 1831, ©. 207. Ueber die 
Wirkungen diefes Geſetzes ſ. Goldmanu, ©. 65. Auch in Naffau, 
Sachſen, Hannover, Weimar Geſetz v. 18. Mai 1848) ac. fand 
Umwandlung oder Ablöfung ohne Staatsbeitrag ftatt. 

(A) Dahin gehört z. B. der Eindrud des in Frankreich 1789 gegebenen 
Beifpiels und die Verſchlimmerung in der Yage des Bauernftandes feit 
dem Mittelalter durch die Beltenerung. — In Baden iſt, nach den 
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in (a) erzählten Vorgängen, im Lehntgefege vom 25. Nov. 1833 der 
Staatszuſchuß auf 1/; der Ablöſungsſumme feftgefegt worben, der über— 
dieß bis zur beendigten Ablöfung jedes Zehntrechtes oder wenigftens 
bis zum 1. Jan. 1544, vom 1. Jan. 1834 an, mit Zwi chenzinſen zu 
4 Proc. verzinft wurde. Die Ausgabe an Staatszufhuß für fänmtliche 
Behnten, deren Ablöfımg 40°547°000 fl. koftete, war auf 9,9 Mi. fl. 
angenonmmen worden, belief fih aber nur auf 7°933-000 fl., fiir die 
Domanialzehnten wurde ein Ablöfecapital von 17°390°000 fl. ermittelt, 
wovon aber 3443000 fl. an Staatszufhuß abgingen. Negenauer, 
Staatshaush. ©. 319. Die Yaft, die für die Übrigen Staatsbürger aus 
jenem großen Staatsbeitrage entftaud, minderte ſich ungefähr von 20 
auf 12 Procent des Capitals, weil die Zehntpflichtigen felbft zu den 
Steuern beitrugen und ungefähr */s der Ausgaben tragen. — Die Ber- 
handlungen der beiden Kammern von 1833 bilden eine ausführliche 
Erläuterung des Behntgefetes, doch wurde der Zweifel an der Zweck— 
mäßigkeit jener großen Staatausgaben am wenigften beachtet. — 
Ueberblick des Gegenftandes in dem Vortrage von * Protof. der 
1. 8. I, 255. — Aufſätze von Lot und Regenauer in Rau, Archiv IT, 
1. Heft. — Vogelmann, Die 3.-Ablöfung im Großh. Baden, 
Karlör. 1835. — Die Regierung von Bern hat das ganze Zehntab- 
löfungscapital am der Stelle der Zehntpflichtigen beftritten! — In 
Defterreih wurde durch Wat. v. 4. März 1849, 8. 18 (ähnlich 
nad and. Pat. fiir andere Kronlande) für d. deutſchen Erblande be- 
ftimmt, daß von d. berechn. Entfchäd. des Berechtigten 1/5 für verſchied. 
Abzüge abgeben, vom Nefte je '/s “r "ia de3 gezahlten) vom Pflich- 

— tigen u. von jedem Kronlande zu übernehmen fe. So entftand die 
Grundentlaftungsfhuld, für welche neben den Pflichtigen die einzelnen 
Kronlande, nicht der Geſammtſtaat als folcher haftet, E. 1569 dr d. 
ciSleithan. Länder 247,15 Dil. fl. Näheres bei Ezörnig, Neugeftal- 
tung ©. 4s6 ff. R. W. 

(e) In Baden war zur Leitung des Ablöfungsgefchäftes eine eigene Zebut- 
jection in der Hofdomänenfammer errichtet worden. 


8. 164. ($. 163.) 


Die beiden Schritte, welche zur gänzlichen Befeitigung der 
Zehntpflicht gefchehen können, find 

1) die Umwandlung des Zehnten in eine dem Neinertrag 
vejjelben entjprechende Rente (Zehntfirirung), auf Verlangen 
ver Zehntpflichtigen, d. h. der Mehrzahl in jever Gemeinde. Das 
hiebei einzufchlagende Berfahren ift II, S. 70 angegeben worven. 
Die Rechnungen der Domänenverwaltungen enthalten hinreichenven 
Stoff, um den rohen und reinen Ertrag des Zehnten in ber zur 
Ausmittelung des Durchfchnitts gewählten Sahresreihe zu erfor: 
ihen, wobei auch zu berüdjichtigen ift, daß die Zehntſcheunen 
und Keltergebäude entbehrlich werben (a). Soll die an die Stelle 
des Zehnten tretende Rente einftweilen jtehen bleiben, fo fann 
es wieder rathſam fein, fie bei dem Getreivezehnten nicht in einer 
feiten Geldſumme auszudrücken, weil diefe nicht blos unter dem 
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Einfluſſe der Veränderungen in den Preiſen der edlen Metalle 
ſteht, ſondern auch in wohlfeilen Jahren ſchwer aufgebracht 
wird (6). Eine in Getreide angeſetzte und entweder in Körnern 
oder nach dem Marktpreiſe zu entrichtende Rente (c) vermeidet 
zwar dieſen Nachtheil, wird aber dagegen in theuren Jahren den 
Pflichtigen ſehr beſchwerlich, und dieſes Uebel kann nur auf eine 
umſtändliche Weiſe durch Nachläſſe gehoben werben (d). Zwiſchen 
beiden Methoden bietet ſich ein Mittelweg dar, indem man zwar 
die Rente in Getreide anſetzt, aber nur einen Theil derſelben 
nach dem Marktpreiſe des Jahres, einen andern Theil nach einem 
langjährigen Durchſchnittspreiſe bezahlen läßt, II, 8. 59. (Bgl. 
jedoch auch oben $. 145.) Iſt die Rente fogleich zur Ablöfung 
bejtimmt, fo braucht nur ihr Geldbetrag ermittelt zu werden. 

2) Der Abfauf durch eine Geldſumme. Diefer ift nicht 
jo leicht auszuführen, als die Umwandlung, weil ver Zehnt- 
pflichtige hiezu beträchtliche Mittel nöthig hat. Es ift daher 
bienlich, beide Schritte von einander zu trennen, mit der Um— 
wandlung anzufangen, jedoch fogleich die Negel für die Ablöfung 
aufzustellen, jo daß dieſe beliebig von ven Zehntpflichtigen worge- 
nommen werben kann. Bon dem Ablöfungscapitale wird ein ven 
Laſten entjprechender Theil ausgefchieven und denen übergeben, 
welche dieſe Laften Fünftig zu übernehmen haben (e). Die Ab- 
löſung gefchieht am Leichtejten, wenn den Zehntpflichtigen das 
Ablöfungscapital vorgefchoffen und deſſen Tilgung durch eine 
Zeitrente gejtattet wirb (5). 


(a) Im Großh. Heffen follen nach $. 4 des angef. Geſetzes drei von der 
offammer, der Gemeinde und dem Juſtizamte ernannte Sachverftändige 
die Schätzung vornehmen. Indeß zeigte fich, daß die vorläufigen Durd- 
ſchnittsberechnungen der Oberfinanztammer völliges Zutrauen gewannen 
und Die Beltellung der Sacverftändigen allmälig nicht mehr verlangt 
wurde. Goldmann, ©. 67. — Hundeshagen (Zeitbediirfnifie, 
1. Heft. 1833. ©. 15) macht auf ein noch nicht bemußtes Hilfsmittel 
zur Schätzung aufmerkſam, nehmlich den PBreisunterfchien des belafteten 
und des zehntfreien Yandes; nur müßte biebei auf Gleichförmigkeit der 
verglichenen Ländereien nad) Boden, Yage u. f. w. genan geachtet wer- 
den. — In Baden find viele Ablöfungen von ärarifchen Zehnten auf 
den Grund der von den Domänenverwaltungen aufgeftellten Ertrags- 
berechnungen abgefchloffen und es ift nur felten von dem umftändlichen 
gerichtlichen Berfahren Gebrauch gemacht worden. Zwei Iuftructionen 
der Hof-Dom.=K. vom 19. Juni 1835 flir die Domänenbeamten. 

(2) Den Weinzehnten in eine Weinrente umzuwandeln, verbietet die ver- 
ſchiedene Befchaffenheit des Weines von Jahr zu Jahr. Es bleibt daher, 
nur eine Geldrente übrig, auch tritt bier eine Erleichterung zufolge der 
großen Adminiftrationskoften ein, weßhalb die dem Neinertrage gleich- 


(e) 
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kommende Rente ziemlich gering ausfällt. In Zeiten wiederholter 
Fehljahre kann eine theilweife Stundung der Geldrente nothwendig 
werden. 

Angef. Gr. Heff. V. $. 12. — Bair. V. über die Umwandlung ber 
—— u.f.w. des Staates vom 8. Febr. 1825, 8. 4. — Regenauer, 
a. a. O. ©. 55. 


(I) Regenauer, ©. 69. — Baier. V. $. 11. — Eine Milderung liegt 


freilich auch darin, daß die Zehntrente wegen des Abzugs für Koften 
und Berlufte geringer ausfällt, ald der Zehnte felbft. Im Gr. Hefien 
haben fih nad Krönde (Leber Aufhebung u. f. w. ©. 10) die Renten 
nur zu 45 Proc. des Bebnt-Bruttoertrages geftellt! 

II, 8. 70, Nr. 4. — Die Baulaften bildeten die Hauptfchwierigfeit bei 
der bad. Zehntablöfung. Adrefje beider Kammern in dieſem Betreff, 
veranlaft Durch die Motion von Bogelmann, im %. 15410, f. Com— 
miffionsberiht in der 1. K. Beil. 150 (von Rau). Berordn. vom 
25. März 1841. 

II, 8. 60. — Die bad. Zehntfchuldentilgungscaffe lieh den zehntpflich- 
tigen Gemeinden auf Berlangen das Capital gegen einen ding umd 
Tilgebetrag. Diefer mußte mindeſtens 13/, Proc. betragen, manche Ge— 
meinden machten fich aber zu einer jährlichen Abtragung von !/,, !s, 
Yo, Yıa u. ſ. w. des Capitals anheiſchig, auch wurde oft mehr gezahlt, 
al3 die Übernommene Berpflichtung für ein gewiſſes Jahr betrug, 3. B. 
1867 u. 1868 29000 u. 25000 fl. mehr. Die größte Summe der 
gegebenen Darleihen war 3620-000 fl. im 3. 1848. Zu Ende 1568 
waren noch 404495 fl. ausftehend, welche, da in diefem Fahre 90'812 fl. 
abgetragen wurden, im etwas mehr als 4 Jahren getilgt fein werben. 
Das jährlich bezahlte Proc. für Bermoltungstoften ergab bei der 
fparfamen Verwaltung u. weil feine Berlufte vorfamen, einen Ueberſchuß 
von 114000 fl. Die erforderlichen Summen fonnten ganz aus den Grund 
ſtocksgeldern (8. 127 (6)) genommen werden. Ueberſicht über dem ganzen 
Zeitraum von 1836 — 66 in Berhandl. der Ständeverfammlung. 2. K. 
1867, 1, 145. R. In Preußen erfolgt nad d. Ablöſungsgeſetz v. 
2. März 1550 die Rentificirung der nicht unentgeltlich aufgehob. Real— 
laften behufs fofort. Ablöfung mittelft Capitalzahlung. Lettere gefchieht 
in Baar oder unter Vermittlung der Nentenbanfen (f. Gef. v. gleichem 
Datum) im Rentenbriefen, die der Staat zwar garantirt, aber ver 
Pflichtige verzinft u. ar Ablöfung mit d. 1Sfachen in Baar oder mit 
den 20fachen in 4%/, Nentenbriefen. Für letztere zahlt der Verpflichtete 
41/90/, 56 J. 1 Mon. lang oder 59/0 41%. 1 M. lang. Der Dom.- 
Fiscus erhält als Berechtigter feine Nentenbriefe, fondern entnimmt den 
an ihm im derſ. Weife wie an die Nentenbanfen zu zahl. Renten 49%, 
Binfen u. tilgt mit den Amortifationsquoten unmittelbar Staatsſchulden 
in gleicher Höhe. Meiten I, 429. Der Dom.-Fiscus erhielt Capital- 
abfindungen 1557—66 2792006 Thlr., Amortifationsrenten 1562—66 
durchſchn. 2304684 Thlr. Dagegen Übernahmen die Rentenbanten zur 
Ablöfung an Renten fir Neal Bi auf fiscal. Grundſtücken bis 1867 
i. ©. 396°626 Thlr. Meitzen IV, 276, Stat. Jahrb. III, 74. W. 


8. 166. ($. 165.) 
Die zu dem Domänenvermögen gehörenten Weivderechte 


auf Privatländereien werden gewöhnlich durch Verpachtung benutst. 
Die Nachtheile folcher Rechte für ven Landbau und die aus ber 
Ausübung der Weivdegerechtigfeit herrührenden Streitigkeiten (II, 
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8. 72) werden ſehr gemindert, wenn die weidepflichtige Gemeinde 
ſelbſt als Pachterin auftritt, ſie mag nun auf ihre Rechnung eine 
Schäferei halten oder die Weide ganz ruhen laſſen. Es iſt daher 
zweckmäßig, einſtweilen ſolche Pachtverträge mit den Gemeinden 
zu Stande zu bringen. Indeß muß die aus volkswirthſchaftlichen 
Gründen zweckmäßige Ablöſung aller Weiderechte (II, 8. 75) ſich 
auf diejenigen erſtrecken, die bisher die Quelle einer Staatsein— 
nahme waren, und dieſe wird daher allmälig verſchwinden. 

Die Fiſchereiberechtigungen in einzelnen Privatgewäſſern 
bilden ebenfalls einen Beſtandtheil des Domänenvermögens. Sie 
werden verpachtet. Ihr Ertrag iſt vielen Beeinträchtigungen 
durch Benutzung von unberechtigten Perſonen ausgeſetzt, doch läßt 
ſich dieſem Unfuge mit Hülfe der Domanialwaldhüter einiger— 
maßen begegnen (a). ©. auch 8. 190. 

(a) Baden, 9. 1870; Ertrag der Fifchereien 6422 fl. 
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2. Hauptſtück. 
Einnahmen aus Waldungen, Jagd, Fiſcherei. 


8. 167. ($. 137.) 


Einleitung. In den meiften Staaten gehört feit früher 
Zeit ein anfehnlicher Theil der ganzen Walofläche zu den Domä- 
nen und wird mit Hülfe eines zahlreichen nieveren und höheren 
Forſtperſonals bewirthichaftet. Dieſer Forftbefig der Regierung 
war urfprünglich mehr der Jagd als der Holznugung willen ge- 
ſchätzt, dieſe trat aber fpäter bei dem Steigen ber Holzpreife in 
immer größerer Wichtigkeit hervor und wurbe mit zunehmender 
Sorgfalt behandelt, wie fie denn auch in vielen Ländern eine 
anjehnliche Einnahme in die Staatscajje bringt. Daneben hielt 
man inbeß fortwährend die Domänenwalvdungen auch aus volfs- 
wirthſchaftlichen Gründen, nehmlid um die Verforgung bes 
Volles mit Holz überhaupt ober fogar mit billigem Holz dauernd 
zu fichern, für unentbehrlich, und verwaltete fie zugleich mit 
Hinficht auf diefe Beſtimmung. In der neueften Zeit find gegen 
die Staatsforjtwirthichaft aber manche Einwendungen gerichtet 

Raus: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 25 


— 36 — 


worden. Man bat vie allgemeinen Gründe gegen privatiwirth- 
Ichaftlihe Thätigkeiten des Staats und gegen jeven Domänen- 
befig ($. 122) auch in Betreff ver Staatswaldungen geltend 
gemacht. Indeſſen liegt die Frage binfichtlich der letteren doch 
manchfach anders als Hinfichtlih der Feldgüter, Bergwerke, 
Fabriken u. ſ. w., jo daß fie noch eine befondere Prüfung er- 
beifcht ($. 126. Nr. 4). Bon dem Ergebniß biefer Prüfung 
bängt aber auch die Antwort auf die Frage ber richtigen Be— 
wirthichaftungsart mit ab ($. 176 ff.) (a). R. W. 


(a) Die Frage der Beibehaltung oder Veräußerung der Staatsforften ift 
allerdings wieder mehr eine reg ge und Berwaltungsfrage, 
als eine rein finanzielle (f. o. 8. 131), kann imdeffen auch in der Finanz— 
wiffenfhaft nicht wohl umgangen werden und gehört vollends nad) der 
Anlage des R’fchen Werts hierher. W. 


8. 168. 


I. Beibehaltung oder Beräußerung ber Staats- 
forften. Es ift offenbar feine bloße hiſtoriſche Zufälligfeit, daß 
fih in vielen europäifchen und namentlich in allen beutjchen 
Staaten ein großer Betrag Waldungen bis auf den heutigen Tag 
im Eigentbum bes Staats erhalten hat, auch da, wo ber Staat 
nur wenig Feldgüter mehr befitt (a). Dieje Thatjache ift viel- 
mehr fehr wohl zu erklären und dient felbft wieder ber ferneren 
Beibehaltung der Staatswaldungen zur Wechtfertigung. Der 
Waldbau oder die Forjtwirthichaft ftellt im Vergleich zum Feldbau 
eine ſehr ertenfive Benugung des Bodens dar. Der Factor 
Natur behauptet dort vor den Yactoren Arbeit und Capital einen 
nachhaltigen Vorrang verglichen mit der Landwirthſchaft, und 
zwar in ähnlichem, wenn auch nicht in gleichem Maße, noch auf 
hohen Stufen ver Volkswirthſchaft wie auf niebrigen (b). Daraus 
folgt: 1) daß die fpecififchen wirthichaftlichen Gründe, welche ven 
Uebergang des Bodens aus dem Gemeineigenthbum in das Privat- 
eigenthbum öfonomifch nothwendig machen, focialpolitifch vechtfer- 
tigen und hiſtoriſch erflären, nehmlich das Erforderniß intenfiverer 
Bodenbeitellung, beim Waldbau theils gar nicht, theil® nur in 
viel geringerem Grade obwalten (c). Und es folgt 2) daß bie 
fpecifiichen Nachtheile des Staatöbetrieb8 im Forſtweſen bei 
Weiten nicht in demſelben Maße wie im Aderbau und in anderen 
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privatwirtbfchaftlichen Thätigfeiten hervortreten. ‚Der Staats- 
| waldbeſitz ift die wichtigfte Art des beftehen gebliebenen Gemein- 
h eigenthums an Wald (d), woneben Gemeinde und Corporations⸗ 
walobefig noch in bebeutendem Umfange vorzufommen pflegt 

(ſ. Anm. (a)), der fich ähnlich erklären und rechtfertigen läßt 

wie jener. Es liegen wenigjtens für jett feine allgemeinen 

Gründe vor, das eigentliche Privateigenthum am Waldboden ebenjo 
j einzuführen, wie am Feldboden, wohl aber fprechen manche er= 
i bebliche Gründe dagegen (8. 172). W. 


* 
(a) In Deutfhland (Deutfches Reich) iſt ein Drittel des ganzen Wald— 
} beftands noch im Staatseigenthum, über die Hälfte gehört dem Staate, 
den Gemeinden, Stiftungen u. f. w., nehmlich nah Maron’s Forſt— 
ftatift., Berlin 1862, von 50,51 Mill. M. 17,8 dem Staate, 9,0% den 
Gemeinden, 0,6” Kirchen u. Inftituten, 23,57 Mil. M. den Privaten. 
In den einzelnen Staaten und den einzelnen Provinzen der größeren 
Staaten ift der Staatäbefig an Wald manchfach verfchieden. In 
Preußen, alte Prov., find 7,17 Mill. DM. eigentl. Staatsforften vor- 
handen neben 3,77 Dil. Di. Forften der Gemeinden, Inſtitute oder 27 
und 14%, der ganzen Waldflähe von 26,8 Mill. M., die von der 
anzen Yandfläche 20%, beträgt. 59% der Waldungen gehören aljo 
Privaten u, f. w. Am Größten ift der Antheil des Staats an den 
Waldungen im Ganzen im Often (R.-B. Gumbinnen 3. B. 68 a aber 
mit manden Ausnahmen (R.-B. Pofen bloß 14, Eöglin 15, Liegnitz 
4%/0); Heiner ift im ao. der Staatswald in den weftl. Pro- 
binzen (Mar. nach Reg-Bez. 25 u. 26/, in Trier u. Aachen, Coblenz 
u. Eöln 10, Arnsberg 6, Minfter 20%). Mit Jubegriff der neuen 
Prov. ift 1870 die ganze Staatsforftfläche 10,17 Mil. M., wovon 
9,4 Mil. M. wirt. Wald. In der Prov. Hannover giebt e8 2,0% Mil. 
hann. M. Wald, 23,652 des caultiv. Areald; darumter er. —— z. 
Verſ. d. Land- u. Forſtwirthe 1852) 986781 M. Staatsforſte, wovon 
212980 im Wi u. 44°180 M. Klofterforfte. — v. Hagen, forfil. Ber- 
It, d. preuß. Staats, Berl. 1867, ©. 6, 98, Anh. H, ©. 39, Meißen, 
reuß. Boden IV, 553; Statift. Jahrb. III, 98, 101, 144. — Baiern 
1560: 2,3° Mil. b. (zu 0,%% Hect.) Staatswald, ferner 72,000 T. 
unbeftodt, aber zum Wald tauglih, 0,5 Mill. umproductiv, zuf. 
2,8 Mil. Z., wovon 0% Salin. u. Bergw.-Forften, außerdem 54'000 &- 
linenwald. auf öfterr. Gebiete. Die mit Holz bewachſ. Fläche wird jetzt 
zu 2,296 Mil. T. angegeben, etwa ein Drittel fänmtliher Wälder. — 
Sadfen 1865: 285000 Ader (zu 0,55 Hect.) — Würtemberg 
1850: 583398 M. (zu 0,3 Hect.) Staatöwald, faft ein Drittel aller 
Wälder. — Baden 1865 234854 M. (zu 0, Hect.) Staatsforft, über 
!/s des Waldbejtands, während die Hälfte des letzteren bier Gemeinde- 
forft ift. Ueb. d. bad. Doman.-Wald. f. Beitr. z. inn. Verwalt. d. Groß- 
berzogtb. Be 19, 1865. — Gr. Hejfen (vor deu 1866er Berluften) 
342°000 M. (zu 0,% Hect.), faft ein Drittel des Waldbeſtands. — 
Braunfhweig 326000 pr. M., über */, alles Walds. — In den 
R thüring. u. and. Kleinftaaten (Anhalt, Lippe-Detmold, Walded u. f. w.) 
gehört von dem reichen Waldbejtand meift /s—%s. u. mehr dem 
taate. — Defterreich 1862: 5°460°000 Joh — 546 dfterr. oder 
572 D. Du.-M. — Werftöfterreih allein 1870 1'862°677 Joh Walb- 
fläche unter der Forftverwaltung des Staats, davon 1244461 %. Wald, 
100°596 J. Ader u. Weide, 51-4611 3. unproductw. — Frankreich 

25* 
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nad v. Pannewitz (db. Wälder — 1863) 1100180 Hect. Staats⸗ 
forſt. — Belgien 1840 34810 Hect. — Europäiſches Rußland 
c. 123 Mill. Deſſjät. (zu 1,030 Hect.) od. 69%/, der Waldfläche, nach 
nad Tengoborsti (gef. Waldflähe nah Buſchen 172 Mill. Deſſj.). — 
Großbritannien c. 60.000 Acres (zu 0,405 Hect.) Staatsforft. R. W. 

(6) Bgl. I, 8. 383 ff, II, 8. 153 ff. u. die dort anger. Liter. — Roſcher, 
Anficht. d. Volkswirthſch., nat.=ölon. Hauptprinc. d. Forftwifjenfch., bef. 
©. 88 ff, derf. Syſtem II, $. 183 ff. 

(c) Bol Rofcher I, $. 88, II, 8. 191, — 4. Wagner, Abichaff. d. priv. 
Grundeigenth. ©. 39. 

(d) Der Staatswaldbeſitz ift gefchichtlich z. TH. durch die fogen. Inforeſti— 
rung der bisher der Gemeinnutung unterſtehenden Wälder entftan- 
den: es bildete fih alfo ein Eigenthum des Staat3 an den Wäldern 
der Markgenoffenfchaft u. f. w., das aber als Staats eigenthum eben 
doc wieder Gemeineigenthum genannt werden muß. Bgl. Roſcher II, 
8. 191. 


8. 169. 


Diefe Anficht bleibt beftehen, auch wenn manche Grüne, 
mit denen die Anhänger der Stantsforjten für die Beibehaltung 
ver letteren kämpfen, aufgegeben ober in ihrer Tragweite fehr 
eingefchränft werben müffen und umgefehrt injoferne vie Be— 
weisführung der Gegner der Stantswaldungen zu billigen ift. 
Diefe Gegner verjehen es nur darin, daß fie Durch Widerlegung 
einiger unjtichhaltiger oder nicht den Ausſchlag gebender Argu- 
mente zu Gunften der Staatswälder die ganze Frage für. abge- 
than halten. Einem aprioriftiichen Ariom zu Liebe füllt dann 
das Verdict gegen den Staatsforftbejig aus, ohne Beachtung des 
gejchichtlichen Entwiclungsgangs und veffen innerer öfonomifcher 
Berechtigung ($. 168) und ohne Rückſicht auf die fonftigen durch— 
ichlagenvden Gründe, welche für die Beibehaltung der Staats- 
waldungen anzuführen find. 

Die Gründe für und wider bie Beibehaltung oder Veräuße- 
rung der Staatsforften (a) laſſen fich in folgender Weife dar— 
ftellen : 

1) Falfche oder doch unzureichende Gründe für die Beibe— 
haltung der Staatsforften, $. 170. 

2) Richtige Gründe dafür, 8. 172. 

3) Die Gegengründe, $. 174. W. 


(a) Bgl. über d. Streitfrage Die forftl. Liter. im Allg, bei. R. I, $. 383, 
II, $. 153. — Eine ziemlich vollftänd. Ueberficht der einfchläg. Literatur 
giebt Leo, üb. d. Beibehalt. od. Veräuß. d. Staatöwaldungen, Stuttg. 
1870 (3. Supplem. 9. 3. Baur's Monatsſchr. für Fort u. Jagdweſ.) 
©. 19 ff. Unter den Gegnern der StaatSwälder, zu denen begreiflic 
vielfach die radicaleren Smithianer unter den Nationalöfonomen wie 
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A. Smith felbft gehören, vgl. bef. Trunk, neuer Plan d. allgem. 
Revolut. in d. bisher. Yorftdfonomieverwaltung, 1802. — dv. Hazzi, 
ächt. Anf. d. Wald. u. Forſte, üb. d. Gemeinſchädl. d. Stantäfiehe 
1805. — Pfeil, Grumdf. d. Forftwirtbfch. in Bez. auf Nationalöf. ı. 
Staatöfinanzwiff. 1822, I, 324, womit aber zu vergleichen II, 19, 37. — 
Lob, Handb. III, 134. — Neuerdings bef. Ber gius, im Archiv d. 
Landeskunde d. preuß. Mon. 1856 (gegen ihn Biete in Wilda, land- 
wirtbfch. Gentralblatt, 1859, Suppl. ©. 107); _derf. Finanzwiffenfch. 
©. 183 ff. (unbedingt für Veräußerung, 3. Tb. auch für Abholzen, 
nah Krug, aber ohne den klimat. Gefihkspund auch nur zu ermäh- 
nen). — Biel größer ift die Zahl der Anhänger der Staatswälder 
u. ihre Gründe viel gewichtiger. ©. bef. Hundeshagen, Encyft. II, 
744 ff. d. 1. A. u. d. dort angef. Schriften; def fr Forftpoliz. ©. 44 ff. — 
v. Jacob Fin. I, $. 225, 239. — Behr, Wirthſch. d. Staats. ©. 61. — 
Kranfe, Rat.- u. Staatsbkon. I, 108. — Schenk, Volkswirthſchafts— 
pflege 8. 182. — Malchus Fin. I, 8. 15. — Val. aus d. neueren Fit. 
u. 9. felbft a Freihändler wie Rentzſch, d. Wald i. Haush. 
d. Natur u. d. Boll3wirtbfch., 1862; derf. Staat u. Volkswirthſch. 
©. 200 u. die Artitel StaatSwaldungen, Forſtwirthſchaft in deff. Hand- 
mwörterb. d. Vollswirthſchaftsl. — Bon den neueren Finanzjchriftftelleen 
— Umpfenbach $. 136—143 für dermaleinſt. Veräußerung der 

taatSwälder, wenn der Privatbetrieb überlegen fein wird, event. filr 
Selegung, der Privatwälder mit dem Forftbann; Pfeiffer I, 125 ff. 
ift aus Rückſ. auf d. Klima, nicht aus dem cameralift. Gefichtöpunct 
fir Erhaltung der Wälder, aber für den no. an Private unter 
weitgehender Staat3oberaufficht, mit Berbot des Abftodend der ver— 
tauften Fläche, — doch alles immer unnöth. Bugeftändniffe gegen das 
falfhe Dogma von der abfoluten Superiorität des Privatbetrieb3 über 
den Staatöbetrieb. — Durhaus richtig ift Die Behandlung Stein’s 
1. A. ©. 125, 2.9. ©. 168, Dogmengefhichtlihes S. 172 ff. R.W. 


8. 170. (8. 139 — 141.) 


Zu 1: Als ein falfcher over mindeſtens unzureichender 
Grund für ven Staatswaldbefig muß der „cameraliftifche‘ 
bezeichnet werden, mit welchem bis in die meuejte Zeit in ber 
Regel in der Wiſſenſchaft und in ver Praxis der Staatsverwal- 
tung fowie von den meiften Forſtmännern faft allein zu Gunften 
ver Beibehaltung der Staatsforften argumentirt wurde: die Furcht 
vor zu weit gehender Abholzung der ins Privateigenthum über- 
gegangenen Wälder und vor fehlechter, nicht auf genügende Nach- 
haltigfeit des Ertrags jehender Forftwirthfchaft der Privaten. 
Daraus aber entjtehe fofort over in Bälde ein abſoluter 
Holzmangel im Lande, ver fich für lange Zeit oder überhaupt 
nicht mehr gut machen laffe, minveftens aber ein relativer 
Holzmangel, der fich in einer Vertheuerung der Holzpro— 
bucte für bie Imbuftrie und für bie Privathaushaltungen 
empfindlich fühlbar mache und einen großen Uebelſtand ver Volks⸗— 
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wirthſchaft darſtelle. Um jenen Holzmangel zu vermeiden und 
womöglich auch durch eine geordnete, die Zukunft bedenkende 
Forſtwirthſchaft das Holz billig im Preiſe zu erhalten, ſei der 
Staatswaldbeſitz wenn nicht das einzige, ſo doch das beſte Mittel. 
Er dürfe um ſo weniger verringert oder gar aufgegeben werden, 
je geringer überhaupt der Waldbeſtand eines Landes und je mehr 
Wald bereits im Privatbeſitz ſei (a). 


Diefe Anficht ift einer ganz berechtigten Reaction zu Gunften 
ver Wälder entjprungen, welche nach langen Devaftirungen und 
auf Grund der abjchredenven Beifpiele mancher Yänver 3. TH. 
ichon feit vem 16. und 17., namentlich aber feit dem vorigen 
Jahrhundert eingetreten iſt. Aber fie überjchießt das Ziel. 

a) Einmal verallgemeinert fie zu ſehr und fucht zu viel zu 
beweifen. Denn notorifch bejtehen überall neben den Staats— 
forjten Privatforſten, die auch ohne jtaatliches Verbot nicht de— 
vaftirt oder ganz abgeholzt werben. Die Gegner der Staats- 
forften haben darauf oft hingewieſen, Beifpiele angeführt, daß bie 
verkauften Wälder des Staats nicht vermüftet, ſondern nur 
zwedmäßiger, billiger und ventabler bewirthichaftet wurden (b) 
und mit mehr oder weniger Grund bie regelmäßigen Webeljtänve 
des Privatwirthfchaftsbetrieb8 des Staats auch im orftbetrieb 
deſſelben nachzumeifen gefucht. Die Anhänger der Staatsforjten 
haben oftmals zu wenig unterfchieven, ven Wald um jeden Preis 
und überall erhalten wollen und fich gerade dadurch manche Vor— 
würfe zugezogen, daß fie fich in ihren Anforderungen nicht be- 
ichränkten und das Bedürfniß eines fortjchreitenden Anbaus zu 
wenig berüdfichtigten. W. 

(a) Die Zucht vor Holzmangel ift durchaus das Ay der älte- 
reu — der Staatsforſten, ogl auch alchüs I, 8. 15; auch 
für R. im DI, 8. 153 ff. u. Fin. 5. A. 8. 140, 8. 143 Nr. 4 ift dieſer 
Gefichtspunct doch im Ganzen der leitende. Gegen dieſes Argument ift 


die Polemit von Krug u. Bergius (Fin. 186) zutreffend, aber auch 
nur gegen diefes allein. 

(d) So wurde in Frankreich dur Gef. v. 25. März 1831, al8 man 
zu Kriegsrüftungen 200 Mil. Fr. brauchte und nicht billig genug borgen 
zu können glaubte, der Verkauf von 300'000 Hect. Staatswald be— 
Ichloffen, in 5 Sahren zu beenden. On tremble, fagte Lafitte (Dep. 
K. 11. Febr. 1831) pour la conservation de cette masse de bois, 
* qu’on suppose à tout le monde la volonté d'abattre et de 

efricher. Cette crainte n’est guöre fondee. In früherer Zeit habe 
man diefelbe Befürchtung gehegt bei erfolgten Verkäufen von Staats— 
forften, aber ohne Grund, Presque tous les bois ont 6t6 
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convertis en taillis sous futaie (Mittelmald), pour ötre 
coupes tous les 20 ans. Ils sont devenus des lors un revenu 
sole, regulier, facile & diriger, et qu’un grand nombre de pro- 
prietaires ont recherche avec empressement. Seit 30 Jahren feien 
nur 90,000 Hect. ausgerodet u. faft ebenfoviel neu angelegt worden. 
Die Staatsforiten tragen nur 2— 2'/20/, des mittleren Berkaufspreifes; 
in etwa 20 Depart. bringen fie nicht einmal den Betrag der Adminiftra- 
tionstoften ein. Humann, Comm.=Ber. 24. Dec. 1830. Das Ergebnif 
des beichloff. Verkaufs bis 1835 war dieſes: veräußert 116780 Hect. 
fir 114°297°000 Fr. oder über den Auftrag 7264000 & Bisher. 
Reinertrag 3°996°400 Fr. oder 31/20/, des Erlöfes; mit Berüdfichtigun 
der neuen Grumdftener der Wälder (261475 Fr.) 3,32. Uebrigens nu 
man in Deutfchland bei dem Project der Berwandlung der Hochwälder 
in Mittel- u. Niederwald an die vielen Nadelwälder denken, welche 
Niederwaldwirthichaft unmöglich machen; in Preußen, alte Prop., 
beftanden die Staatöforften 1865 zu 66, aus Kiefern u. Lärchen, 9,® 
aus Fichten u. Tannen, 4,7 aus Eichen, 10,5 aus Buchen, 5,5 aus 
Erlen u. Birken, zuf. zu 95,22 aus Hochwald (Stat. Jahrb. III, 147, 
mit Rechenfehlern, die bier verbeſſert). — Daß indefjen vielfach die 
meiften Waldfäufer Speculanten find, die fogleich die Art anlegen, wird 
beftätigt in d. Verh. d. Dep. 8. in Baiern, 1822, Beil. X, 19. 
Hundeshagen, Finanzpol. ©. 108. R. 


8. 171. 


b) Die obige Vertheidigung der Staatsforjten ift aber auch 
principiell falſch. Wird wirklich das erjehnte Ziel erreicht, d. h. 
ein großer Holzbejtand und ein billiger Preis des Holzes erhalten, 
jo ift die Folge davon ein unrichtiges Verhältniß des Holz- 
preife® zu ben Preifen anderer Bodenproducte (a). Ein zu 
niedriger Holzpreis ift aber fein Vortheil, ein Steigen des Holz- 
preifes fein unbebingter Nachtheil für die Volkswirthſchaft. Diefes 
Steigen bildet vielmehr das ficherfte und wirthichaftlich richtige 
Präfervativ gegen Holzmangel überhaupt und gegen Mangel be: 
jtimmter einzelner Holzarten. Denn es führt, beſonders was 
Brennholz anlangt, zu größerer Sparſamkeit im Verbrauch von 
Holz, zu Holz eriparenden ober ganz erjegenden Erfindungen, 
und e8 giebt, befonders auch was Nutzholz anlangt, die Anregung 
zum Anbau und zu georbneter Walbceultur und macht lettere 
erit, verglichen mit der Cultur anderer Bodenerzeugniffe, privat: 
wirthichaftlich rentabel. Erſt bei einem gewiſſen Preife des 
Holzes Lohnt e8 auf den höheren Stufen der Vollswirthichaft 
für den Privaten, Waldbau zu betreiben. Die Behauptung ver 
Staatsforftwirthe, daß die Privatforftwicthfchaft jelten eine gute 
und conſervirende fei, ift daher zwar thatjächlich öfters richtig. 
Aber es wird babei überjehen, daß ver Durch das Staatsforſtweſen 
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und buch zu umfangreiche Walvconfervirung künſtlich niedrig 
gehaltene Holzpreis hiervon bie Urfache ift. Denn gerabe bes- 
wegen kommt das Beftreben auf, durch Maffenhieb und Abholzung 
rafch Geld zu machen und ven bisherigen Waldboden mit größe- 
vem Vorteil für andere Zwecke zu verwenden. Es ift nicht zu 
leugnen, daß die Verwaltung der Staatsforjten und auch bie 
ftaatliche Forftpolitif gegenüber den Privatwaldungen vielfach zu 
fehr von dieſer falfchen Angſt vor Holzmangel geleitet worben 
ift (d). Damit läßt fi) weder die möglichjte Erhaltung ver 
Wälder an fich noch die Beibehaltung des Staatseigenthums an 
einem größeren Theile verjelben genügend begründen. Faßt man 
den Wald überhaupt nur als die Quelle der Verforgung eines 
Landes mit Holz auf, fo giebt e8 feinen Grund, ven Waldboden 
anders als fonftigen Boden zu behandeln, Es ift nicht zu be- 
forgen, daß e8 an Holz zu den verfchievenen Verwendungen fehlen 
werde. Selbſt auf genügende Einfuhr aus dem Auslande ift 
wenigitens heutezutage bei dem hochentwicelten Communications- 
weſen fogar bei einem jo volumindfen Artikel geringen ſpecifiſchen 
Werths wie Holz zu rechnen, wenn nur ber Preis hinlänglich 
hoch fteht (ec). Diefe Lage der Dinge hat aber feine bejonveren 
Nachtheile, venn fie beweift, daß es fich mehr Lohne, im Inlanbe 
andere Bodenprobucte jtatt des Holzes zu bauen. Dieſes In- 
terefje des Einzelwirthichafters widerftreitet unter der gegebenen 
Borausjegung nicht dem volfswirthichaftlichen (d). 

Man kann demnach die Beibehaltung ver Staatsforften als 
Mittel zur Confervirung der Wälder aus der Furcht vor Holz: 
mangel und vor Webertheuerung des Holzes nicht genügend be- 
gründen, weil diefe Conſervirung zu dieſem Zwecke nicht geboten ift. 

Die Intereſſen einzelner Landestheile, in denen fich zufällig 
Staatsforften befinden, können vollends nicht in der Frage zu 
Gunften der Beibehaltung entjcheiden. Denn das Inftitut der 
Staatöforiten, als Präfervativ gegen Holzmangel und hohe Holz- 
preife betrachtet, würbe dann den einzelnen Gegenden des Staats- 
gebiet8 in ſehr ungleichem Maße zu Gute fommen, wenigjtens 
jolange als, der Wirklichkeit entfprechend, ver Staatsforſtbeſitz 
fehr verfchieven in den einzelnen Lanvestheilen ift (e). W. 

(a) Bgl. Bergius ©. 187. 
(6) Sehr treffend charakterifirt das Falſche diefer Politit Hod, Yinanz- 


verw. Frankreichs ©. 223: die franzöf. —— ſei geleitet vom 
Geiſte der Bevormundung u. des Staatsſchutzes. e „behandelt das 

olz nicht wie ein Glied in der großen Reihe der Güter, mit denen 
die Borfehung den irdiſchen Wohnſitz des Menſchen ausgeſtattet hat, 
mwechfelnd in Feinent Werth wie alle anderen und beftimmt, verbraucht, 
vertaufcht, umgeftaltet zu werden, wie es eben das Bedürfniß u. das 
Intereſſe fordern, fondern fie behütet den vegetabil. —— der 
Verfügung des Eigenthůmers wie vor den Eingriffen der Fremden, 
damit er im Grundſtock unverſehrt der Zukunft und jenen bevorzugten 
Männern vorbehalten bleibe, von denen der Geſetzgeber vorausſetzt, daß 
ſie allein den rechten Gebrauch davon machen werden.“ Aehnlich warnt 
Reuning, Beitr. z. Frage über d. Grundprinc. d. Waldbaus, 1871, 
S. 22, vor Uebertreibungen in Bezug auf die Nachhaltigkeit des Wald- 
betriebd. ©. u. 8. 176. 


(ce) Man denke an England. 


(A) Inſofexn ſcheint mir die Tendenz der Schriften von Prefler 
richtig, ſ. er deli. Waldbau des Nationalöfonomen, Dresd. 1865 u. 
darüber Helferich, Art. Waldrente in d. Tüb. Ztſchr. 1867 (XXI, 
1 fl): Bol. auh Reuning a. a. O 


(c) S. oben 8. 168(a) über Preußen, Stat. Jahrb. II, 144. 


8. 172. 


Zu 2: Als richtige und den Ausſchlag gebende 
Gründe für die Beibehaltung der Staatsforften er- 
fcheinen dagegen die folgenden, von denen ber erfte ber wich- 
tigjte iſt (a): 

a) Die Eonfervirung der Wälder ift jet in unjeren Ländern, 
wo der Walobeftand doch im Laufe ver Zeit ohnehin ftark ver- 
mindert ift, im Allgemeinen geboten, nicht aus ven im vorigen $. 
angegebenen Gründen, fondern aus den wichtigften Rückſichten 
auf den großen Einfluß des Waldes auf das Klima (b) 
und baburch direct und indirect auf die Volfswirthichaft eines 
Landes im Allgemeinen (ec). ine unpaffende Abholzung ober 
eine Devaftirung der Wälder, welche ver einzelne Beſitzer in 
furzfichtigem Egoismus vornimmt, kann daher weittragenve fchlimme 
Folgen haben, welche fich ſchwer over gar nicht wieder gut machen 
faffen, auch wenn das Holzbevürfniß aus anderen Gegenden oder 
mit Hülfe von Erjagmitteln befrieigt wird. Zum Zweck ber 
Conſervirung aller folcher Wälder, denen jene Bedeutung für 
das Klima und die ganze Volkswirthſchaft zugejchrieben werben 
muß, tft das Staatseigenthum an den Wäldern daher im Prin— 
cipe nicht nur nicht verwerflich, fondern vielfach am Paſſendſten. 
Wo Staatsforjten fehlen, fann aus diefem Grunde ber Anlauf 
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von Wäldern durch ven Staat mitunter fogar in Frage fommen. 
Andernfall® wird eine mehr oder weniger weitgehende ftaatliche 
Oberauffiht und Controle über die Gemeinde-, Corporationg- 
und eigentlichen Privatwaldungen befonders da geboten fein, wo 
ichlechte, devaftirende, nur die Bedürfniſſe ver zeitigen Eigen- 
thümer berücfichtigende Ausnugung der Wälder üblich ift. Jede 
jolhe Einmiſchung der Regierung in ven Wirthichaftsbetrieb der 
Privaten hat aber wieder mancherlei andere Inconvenienzen. Wo 
daher einmal, wie namentlich in Deutfchland, ver Staat Eigen- 
thümer großer Walomaffen geblieben ift, da erfcheint die Erhal- 
tung dieſes Zuftands durchaus als das Beſte (d). Dieje Anficht 
finvet durch die folgenden Gründe ihre weitere Unterftügung. W. 


(a) ©. bef. Leo, a. a. O. ©. 63 ff. — R. I, $. 385, II, $. 157. — Ro- 
[her II, 8. 192. — Reuning ©. 20. — Gräger, Sonnenjchein 
u. Regen. Weint. 1870. 

(6) Namentlich bewirkt der Wald eine gleihmäßige Bertheilun 
der Feuchtigkeit durch das ganze Jahr, auch wenn 3 fraglid 
ift, ob er die abfolute Negenmenge im Jahre vermehre. Nach Dove 
hat das planlofe Ausroden der Wälder einen nachtheiligen Einfluß auf 
die Bertbeilung des Regens iiber das Jahr. Die örtlichen — — 
werden in waldloſen Gegenden mehr auf beſtimmte Zeiten beſchränukt, 
weil fie dann mehr nur vom periodifchen Wechfel der allgemeinen Be- 
wegungen der Atmofphäre abhängen. Grade deshalb in ber einen Zeit 
übermäßige Trodenheit, in der anderen Ueberſchwemmung, Sturz= u. 
Gießbäche verheeren leichter, Erde wird abgefhwenmt, die Wiederbe- 
waldung erſchwert. Yeo ©. 65 ff. 

(c) Bon der gar nicht zu leugnenden „ethiichen“ oder rer Be- 
deutung der Wälder zu — ſ. Roſcher Il, 8. 183 Anm. 4, 
u. beſ. Riehl, Yand u. Leute, Äbſchn. I „Feld u. Wald.“ 

(d) Umpfenbach, Pfeiffer u. a. m. machen auf einem im Grunde 
— Standpuncte daher umnöthige Zugeſtändniſſe an die „herrſchende 

octrin“, ſ. o. $. 169(a). 


8. 173. (8. 139141.) 


b) Mancher Boden ift nur für Wald tauglich (og. unbe- 
dingter Waldboden), I, $. 384. Die Erhaltung des Waldes auf 
ihm, auch wenn der Ertrag dauernd gering ift, erfolgt am Sicher- 
jten und Leichteften durch die Regierung (a). Iſt der Wald aber 
einmal zerjtört, jo fann er wegen des Mangels an Schuß gegen 
Hitze, Kälte, Wind und wegen des Abſchwemmens dev guten 
oberen Erde oft gar nicht wieder hergeftellt werben, wie jehr das 
Intereffe des ganzen Landes e8 auch fordern mag. Einzelne 
Bloößen ift aber immerhin der Staat noch am Erjten in ber 
‚Lage wieder zu bewalden (ſ. folg. Nr.), 
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c) Die Forſtwirthſchaft hat im Vergleich mit der Lanbwirth- 
Ihaft mehrere beſondere Eigenthümlichkeiten (I, $. 383 u. ff.), 
wegen deren fie fih am Beten für ven Großgrundbefiter über- 
haupt und zumal für einen folchen Großgrundbeſitzer, wie ven 
„ewigen Staat” (Domänenfiscus) eignet. Solche Eigenthüm- 
lichkeiten find die Langſamkeit des Holzwuchjes, die nothwendige 
Rüdficht auf die Nachhaltigkeit des Ertrags („Nachhaltsbewirth- 
Ihaftung‘), das lange Warten auf eine Rente wenigjtens bei 
jungen Wälvern bei ven für gewiſſe Holzeulturen erforverlichen 
längeren Umtviebszeiten (Hochwald); vie fehwierige, koſtſpielige 
und vollends lange auf Ertrag warten lafjende Wiederbewaldung 
von Blößen und Anlegung neuer Wälder, welche der Staat mit 
feinem ſchon vorhandenen Forftperfonal aber noch am Billigjten 
ausführen kann (b); die Größe des ftehenden Holzvorraths (I, 
8. 389), welche ven Privaten leichter in Verfuchung bringt, durch 
Ueberhauen ven Wald zu fehädigen; der Umftand, daß rentable 
Waldwirthichaft meift nur auf großen, womöglich zufammen- 
hängenden Flächen wegen ber Eigenthümlichfeit der Walvarbeit 
betrieben werben kann; das Erforderniß einer nur geringen 
Menge von Arbeit auf einer Walpfläche (ce) im Vergleich mit 
einer Feldflur oder einem Garten, aber zugleich das Erforderniß 
einer fpecififchen Fachbildung wenigftens des mittleren und höheren 
Arbeiterperfonals im Forjtwefen, wobei jedoch dergeſtalt fachmäßig 
gebildete Arbeiter wieder nur auf großen Flächen entjprechend zu 
verwenden und auszunugen find, jo daß die Staatsforftwirthfchaft 
infofern auch als die öfonomifchite felbft gegenüber verjenigen 
anderer großer Walpbefiter erjcheint. Wenn der Private feinen 
Wald ebenfalls durch Fachleute bewirthichaftet, fo wird ihm dies 
oft thener fommen, weil die Arbeitskraft dieſer Perfonen nicht 
vollftändig ausgenugt wird. Steht das Privatforftperjonal aber 
in der Fachbildung nach, jo wird e8 eben auch die Bewirth— 
ſchaftung ver Privatwälder meiſtens thun. 

d) Der ſchon erwähnte Umſtand (8. 168), daß in der Forſt— 
wirthſchaft der Factor Natur gegenüber den Factoren Arbeit und 
Capital ſeine überwiegende Bedeutung hat, bewirkt, daß die ge— 
wöhnlichen Vorzüge des Privatbetriebs und Nachtheile des Staats— 
betriebs hier ſo ziemlich verſchwinden. Unter einigen beſonderen 
Schwierigkeiten ver Waldarbeit (ſchwere Controle, leichte Unter: 


fchleife u. f. w.) leidet der Staat faum mehr als ver Private. 
Aehnlich ſteht es für beide im Ganzen doch auch um die Sicherung 
des Waldeigenthums vor Diebftahl u. ſ. w. 

e) Die Höhe der Walprente hängt vorzugsweife von allge- 
meinen Verhältniffen der ganzen Volkswirthichaft ab. Wirth: 
ichafts- und ulturfortichritte, vermehrter Wohlitand, größere 
Volksdichtigkeit, Concentration der Bevölkerung in Städten und 
der Induftrie in gewiſſen Gegenden, verbefjerte Gommunicationen, 
Abſatzwege u. ſ. w. erhöhen die Holzpreiſe und daher neben ver 
jtädtifchen faum eine anbere Grundrente fo fehr als die Wald— 
vente (d). Letztere ift bier vornehmlich Rente der Lage. Der 
Privatbezug dieſer Rente, welche ein Einkommen bilvet, das 
meiſtens nicht auf individuelle Arbeit, Gapitalverwendung oder 
auch nur Speculation des Beziehers zurücgeführt werben Tann, 
ift der mißlichite Punct bei ver Rechtfertigung des privaten 
Grundeigenthums. Bei den Staatsforjten fommt dieſe Rente 
der Staatscaffe, alſo der Allgemeinheit zu Gute, was durchaus 
nur zu billigen ift (6c). R. W. 


(a) Pfeil II, 142. Es giebt viele Landftrihe, die durch Berwahrlofung 
der Wälder verödet find. R. 

(d) Schent ©. 192. — Reiche Grundbefiter, bef. von ariftocrat. Familien- 
bewußtfein, auch Gemeinden legen wohl öfter neue Waldumgen an; von 
den mittleren und kleineren Grundeigenthiimern ift dies meniger zu 
erwarten, am Wenigften die Aufzucht bochftämmiger Yorften. — In 
Schottland allerdings feit Sam. —— Ermahnung (1773) 
viele neue Waldungen (Niemann, Waldberichte I, 428), aber auch 
fehr hohe Preife de8 Bau= u. ar — Nnpflanzung von Eichen 
— Schälwald in den Reutbergen des Schwarzwalds durch die Eigen— 
thümer. R. 

(c) Nah Hundeshagen auf c. 500 Morgen 1 Arbeiter. 

(d) Da die fteigenden Holzpreife in jedem Falle Die Ausgaben der Zehrer 
und die Waldrente erhöhen (I, 8. 385), fo ift es nüglich, wenn ber 
Bortheil bievon der Staatscaffe, alfo der Gefammtheit, zufließt. Ju 
folgenden Beifpielen ift der Holzerlös für die Staatscaſſe, ohne Ein- 
rehnung des Antheild der Berechtigten (mit Einfluß der Jagden), aber 
ohne die Holzbandlung angegeben. Baden, Holzerlös D. 1831 — 35 
998-714 fl., 1842 — 47/48 1746316 fl., 1860—61 2221711 fl, 
1866 — 68 2024060 fl. Die Holzpreife fliegen 1807/9— 1841/45 um 
50—100, 1838—1859 um 27—30%. Breußen Holzerlös 1830—33 
3730°600 Thlr., 1846—49 4807700 Thlr., 1854—57 5°918°400 Thlr., 
1862— 65 8°508°000 Thlr. Der Neinertrag war D. 1849 — 1850 
2827800, D. 1564 — 65 6450200 Thlr. Der Eubilfuß Holz wurde 
im preuf. Staate im D. 1830—33 zu 1,0, 1862—65 zu 1,* ©gr. ver- 
tauft. — Baiern Neinertrag, D. 1826 — 28 1'906.700 fl., 1832—34 
2:867°900 fl., 1835—37 3°178°200 fl., 1852—56 3792137 fl. Wür- 
temberg, Reinertrag, D. 1828 712586 fl, 1830— 33 873:984 fl., 
1851 —53 1074964 fl. Sachſen, Reinertrag D. 1837 — 1839 
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484°000 Thlr., 1849—51 810.933 Thlr., 1858 — 60 1186-000 Thlr. 
Die in obigen Zahlen Le Ertragszunahme rührt wenigftens 
zum Theil von der en Irfache her; die Vermehrung der Holz- 
erzeugung und die Berbejjerung der Fortſchaffungsmittel haben ebenfalls 
dazu beigetragen, die fpricht aber auch nur zu Gunften der Staats- 
forftwirtbichaft. Bemerkenswerth find die Veränderungen in der ſäch— 
fifhen Staatöforftwirtbichaft. Der gefammte Holzertrag von 1 Ader 
war im D. 1817 — 26 1 Klafter, 1863 1,%% KL, die Kl. Derbholz galt 
1854 5,5 Thlr., 1863 7,8 Thlr., der Neinertrag des Ader kam in 
diefem Zeitraum von 3,6% auf 5,% Thle., die Ausgaben fanfen von 
37,2 auf 26,8 Proc. der Einnahme herab. Das Nutholz betrug 1817—26 
17 Proc., 1854 41, 1863 58 Proc. des Stammholzes; f. a. Feitichrift. 
In Frankreich wurden bei der — des Holzes vom 
Heltare im Durchſchnitt von 1816—20: 697 Fr., i. D. von 1824—29: 
1110 Fr. gelöft. Zugleich wurden im erfteren Zeitraume auf dem 
eftare nur 31, im zweiten aber 69 Bäume übergehalten. Harper 
"ab. 14. — Gr. Moltfe, ©. 59 —— daß nicht finanzielle, ſondern 
— —— Gründe für die Forſtwirthſchaft des Staats 
rechen. R. 
— trägt die Staatscaſſe dann auch die Ausfälle bei ungünſtigen 
Preisconjuncturen, was aber ebenfalls richtiger iſt, als wenn ſie den 
Privaten treffen. Holzerlös der badiſchen Domänenwaldungen 1848 
1/4 Mill. fl. weniger als 1847. Der Holzpreis hatte 1862 —68 in 
Baden 1865 das Mar. erreicht, 16,% fl., 1867 und 1868 war er im 
D. 13,5 fl. — In den thüring, Forften follen in den Testen Jahren 
die Holzpreife durch die Concurrenz des böhm. Holzes gedrüdt fein 
(Ueberhauen bier!). 


(e) 


8. 174. ($. 138, 142.) 


Zu 3: Im Vergleih mit den in $. 172 und 173 ange- 
führten Gründen find die Gegengründe gegen die Beibe- 
haltung der Staatsforjten und bie pofitiven Gründe für 
die Veräußerung unerheblich oder felbjt geradezu unrichtig (a). 
Außer in Betreff des in $. 170 u. 171 befprochenen Arguments 
fann man den Gegnern ver Staatsforjten in feinem wejentlichen 
Puncte Recht geben. Sie führen hauptſächlich die allgemeinen 
Gründe gegen privatwirthichaftliche Thätigfeiten des Staats an. 
Aber diefe Gründe lafjen ſich hier nicht al8 durchſchlagend bes 
zeichnen. Auch wird ganz überfehen, daß e8 doch vor allen ein 
ftaatswirthichaftlicher Grund ift, welcher für bie Beibehaltung ver 
Staatsforjten geltend gemacht wird ($. 172). Unter ven ſonſti— 
gen Gegengründen find wohl die wichtigften: 

a) „Daß beim Staate die Forftwirthfchaft nach allgemeinen 
Grundfägen geregelt und geführt werden müfje, daher nie ven 
zahlreichen Verſchiedenheiten der Bedürfniſſe und örtlichen Ver— 
hältniffe bis in das Einzelnfte anzupafjen fei und daß bei ihr 
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nie die Pflege und Benutzung bis auf die Hleinften Gegenftänbe 
ausgevehnt werden könnten“ (6). Dieſes Bedenken ift öfters 
nicht ganz unrichtig, nur kann ihm durch eine gute und gefchickt 
geleitete Staatsforjtwirthichaft, die recht wohl möglich iſt, abge— 
hoffen werben. ebenfalls aber wird e8 durch bie oben ange: 
gebenen Gründe weit überwogen. 

b) Die geringere Ergiebigkeit der Staatsforften im Vergleich 
mit den Privatwaldungen. Privateigenthümer würden dem Wald— 
boven einen größeren Reinertrag abgewinnen, indem fie im Fall 
des Bepürfnifjes einen Theil der Waldgründe in Aderland ver- 
wanvelten, die beibehaltenen aber bejjer benugten. Die Erfahrung 
zeige den niebrigen Ertrag der Stantsiwaldungen, weil das Per- 
fonal zu Eoftjpielig, der Eifer der befolveten Verwalter zu gering, 
ver Geſchäftsgang unvermeidlich zu fchwerfällig ſei, Nebennugungen 
vernachläffigt würden u. f. w. Der Staat werde alfo im Ver— 
gleih mit dem jeßigen Reinertrage einen jehr — Kauf⸗ 
preis erhalten. 

Allein die behauptete geringere Ergiebigkeit der Staatsforſten 
iſt keineswegs allgemein erweislich (c), und wenn ſie in vielen 
einzelnen Fällen ſtattfindet, ſo kann ſie zum Theile beſeitigt 
werden, inſofern ſie von zu verwickelter und koſtſpieliger Ver— 
waltung oder mangelhaften Verwaltungsgrundſätzen herrührt, zum 
Theile iſt ſie aus Urſachen zu erklären, die in der Beſchaffenheit 
und den Verhältniſſen der vorhandenen Domänenforſten liegen 
und unter gleichen Umſtänden auch die Privatforſtwirthſchaft be— 
rühren würden. Dahin gehören: «) die vielen auf den Staats— 
waldungen aus alten Zeiten ruhenden Laſten, denen bie Privat- 
waldungen weniger unterworfen find, z. B. Abgaben von Brenn- 
und Bauholz und Walpjtreu an Berechtigte, Weidedienftbarfeiten 
(Servituten) u. dgl. (d). Sie haben die Folge, daß von dem 
Reinertrage der Bewirtbichaftung nur ein Theil in die Staatscaſſe 
gelangt, der andere ven Berechtigten zufließt und fomit doch auch 
dem Volkgeinfommen zu Gute fommt. 2) Der Umjtand, daß 
die befjeren und die näher an ven Drtjchaften gelegenen Waldungen 
eber von Gemeinden und Einzelnen in Befig genommen wurden 
und daher dem Staate viele entlegene Wälder, auf Sand- und 
feuchtem Boden oder im Innern der Gebirge, auf felfigen Höhen 
und Nbhängen, in menjchenleeren Gegenden verblieben; an dieſen 
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Stellen iſt zum Theil der Holzertrag gering, die Wälder ſind 
zum Theil ſchwächer beſtanden und der Holzpreis an Ort und 
Stelle iſt wegen der beträchtlichen Fortſchaffungskoſten gering, ſo 
daß oft der Erlös nach Abzug der Arbeitskoſten wenig übrig 
läßt (e). >) Die großen, in manchen Domänenwaldungen vor—⸗ 
fommenven und in ven ganzen Waldbeſtand eingerechneten holz- 
leeren Flächen find theils anderweitig, ald Wiefe, Weide, Torf- 
jtih u. f. w. benugt, theils wahre Blößen, vie entweder ver 
jo eben erwähnten fchlechten Bovenbefchaffenheit, oder ver forg- 
loſen Behandlung in früherer Zeit zugefchrieben werden müffen. 
Alle diefe nicht mit Wald bevedten Stellen follten bei der Be— 
rechnung des Holzertrags außer Anfat bleiben (f). Vielfach 
werben auch ſolche Blößen wieder vom Staate angebaut und 
andere Ausgaben zur Melioration der Forften, für Anlegung 
von Waldwegen u. f. w. gemacht. Diefe Ausgaben werben oft 
gleich vom Rohertrage abgezogen und laſſen veshalb wieder ven 
Reinertrag zu gering erjcheinen. 

Wenn e8 aber endlich auch mitunter richtig ift, daß ber 
Private eine Walpfläche in Acderland verwandeln und daraus 
einen größeren Reinertrag erzielen würde als der Staat aus 
ber dauernden Benutzung des Bodens als Wald bezieht, jo muß 
das Minus der Einnahme (gewiffermaßen lucrum cessans) als 
eine verhüllte Staatsausgabe betrachtet werben ($. 92, 93), 
welche ver Staat im allgemeinen Intereffe ver Confervirung ver 
Wälder macht. 

Aus diefen Gründen kann man aus ver Bergleichung des 
Reinertrags, den die Staats- und Privatwaldungen und die 
Forſten verjchievener Staaten abwerfen, nicht ohne genaue Be— 
rückſichtigung aller genannten Umftände allgemeine Folgerungen 
ableiten (9). R.W. 

(a) Bgl. die Ueberficht bei Leo ©. 61. 


(6) €. ©. 62. 


(ce) Nach der neuen a der Privatwälder in Baden ift der Steuer- 
anſchlag 63 fl. auf den Morgen, woraus fi) ein Weinertrag von 
2,” — 35 fl. vermuthen läßt. Domänenwald trägt mehr, |. (9). — 
In Baiern findet man den Holzertrag der Staat3waldungen zu 
0,58 Klafter, der Gemeinde- und Stiftungsw. zu 0,4%, der Privatwal— 
dungen zu 0,4 Kl. auf dem Tagwerk. Die Forftverwaltung Baierns, 
1861, ©. 415. — In Belgien ift der allgemeine Steueranfchlag des 
Waldes 19,8 Fr3. rein vom Hektar, wahrſcheinlich zu — Die 
Staatswälder tragen 34,% Fr., die Gemeindewälder 26,3 Fr. — Statist. 
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de la Belg. Agric. ©. 184. — Preußen: Neinertrag der Staats- 
waldungen (A. 1870) *3 Thlr., fänmtlicher Waldungen 0,9 Thlr. 
a. den M., Meiten IV, 118. — In Frankreich behauptete 
Faiseau Lavanne (Recherches stat. sur les forets de la 
Fr. 1829), daß die Privatwälder wegen der fehlechteren Behandlung 
weniger eintrügen als die Staatäforften. Man nahm dort 1840 den 
Neinertrag der Staat3wälder zu 31,5, der Gemeinde- und Privatwälder 
zu 23,5 Fr. an. 

Hundeshagen, Forftpolizei, ©. 63, glaubt, man werde auf den 
kurheſſiſchen Morgen mit 24 kr. für Befoldung des Unterperfonal3 vom 
Revierförfter abwärts und Taglohn der Holzhauer u. f. w. und mit 6 kr. 
für die Divection ausreichen. Hiebei find jedoch günftige Berhältnifie, 
3. B. bequeme Lage u. f. w. vorausgeſetzt. Bei der — der 
Koſten für das Forſtperſonal muß man berückſichtigen, daß daſſelbe auch 
zur Beauffihtigung der Privatwaldungen mitwirkt, weßhalb eigentlich 
die Ausgabe nicht ganz den Domänenwaldungen zur Laft geſchrieben 
werden kann, nur daß die Ausſcheidung ſchwierig ift. 

(d) In den meilten Staaten wird nur der wirkfiche Gelderlös als Einnahme 
berechnet, der ohne Erfats abgegebene Mehrbetrag bleibt aus der Geld— 
rechnung hinweg. So geſchieht es 5.8. in Preußen, wo nur der Geld- 
betrag, den das umter der Tare abgegebene Holz eintrug (96893 Thlr.), 
in Einnahme erfcheint. ES blieb daher —— wie viel der BVerfehrö- 
werth — ausgemacht haben würde. tach dem 4. 1858 find 
450.418 Zhle. unentgeltliche Holzabgaben. — Meiten beredinet für 
1865 418,738 Thlr. Berluft dur unentgeltliche Holzabgaben, nad) 
deren Einrehnung der Rohertrag des Morgens fi auf 40 Sgr. er— 
höht. — In Baiern mußten nah Rudhard 45) 15%/, Proc. 
des ganzen Holzertrages an Berechtigte umentgelt et 151/23 Proc. ver- 
tragsmäßig um niedrige Preiſe abgegeben werben. Während der mittlere 
Gejammtertrag an !/z Klafter (0,4) vom Morgen war, konnte demnach 
nur 1/3 Klafter frei verkauft werden. Es waren 1837 ſchon 67'500 Klafter 
Bau- und Nugholz- und 520000 Klafter Brennholzabgaben anerkannt, 
und die ftreitigen Gerechtfame follten nicht viel weniger betragen. In 
der Periode 1843 — 49 nahm man an, daß fiir das Holz 939°000, für 
Nebennugungen 310000 fl. aus obiger wre weniger eingenommen 
würden. Nur die wirklich erhaltene Bezahlung ift in die Einnahme 
gebracht. Die Forftverwaltung Baierns, M. 1844. ©. 101—104. Nad) 
neueren Ausmittlungen find 1895000 Tagwerk oder 77 Proc. der 
Staatswaldfläche mit Berechtigungen belaftet, Die der Staatscafje jährlich 

gegen 1°208°000 fl. entziehen. Im D. 1852—6 entgingen der Staatö- 

che durch Berechtigungen, Begünftigungen und Nachläffe wegen Zah— 

tungsunfähigteit jährlich 17323°596 fl. Die Forſtw. Baierns, 1861, ©. 197. 

353. Nach dem A. 1870 ift der Berluft durch Holzabgaben 1503-000 fl. 

— (#7 fl. a. das Tagew. von productivem Waldboden, dies inbe- 

griffen ganzer Neinertrag 3,87 fl. — In Würtemberg find die Abgaben 

von Baus, Dr und Brennholz auf 16481 fl. geſchätzt. — Gr. Seit en, 

Anfchlag der Grumdlaften 1845—47: 82873 fl., 1854—56: 61'425 fl., 

1857—59: 46'337 fl. oder 3,8 Proc. der Einnahme. — In Hannover 

(Ubbelohde, ©. 67 ff.) waren um 1831 zu dem Erlös aus Holz von 

400°000 Thlr. noch 1) die Natural-Abgabe an Berechtigte, 108000 Thlr., 

2) die ——— an Beamte, —32 u. ſ. w., 40 — 80000 Thlr., 

3) der Berluft durch Abgabe aus Gnadenbewilligungen um geminderten 

Preis, 30—40°000 Thlr., alfo zufammen 185000 Thlr. beizufegen. Bei 

ven Landforften werden 20 Proc. des Naturalertrages auf ſolche Weife 

abgegeben. Es befinden fich unter jenen 228300 M. fog. Intereffenten- 
forjten, die ſtark mit Abgaben belaftet find. Schach a. a. O. ſchlägt 
den Verluſt auf 180°000 Zilr. an. Bei den Harzforiten werden 44 Proc. 
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des Holzes an die Unterthanen um niedrige 4 welche faum die 
Koften erjegen, verkauft, 42 Proc. an Berg= und ilttenwerte geliefert, 
14 Proc. auswärts verkauft. A. Feſtgabe v. 1852. — Ju Meclen— 
burg- Schwerin wurde 1847 die umentgeltliche Holzabgabe zu 
5424234 E. Fuß — 341613 Thlr. und nebft den Nebennutzungen die 
ganze unentgeltliche Abgabe zu 403363 Thlr. berechnet. Durch Zufchla 
diefer Summe wiirde fid) der Weinertrag von 55.410 Thlr. au 
458773 Thlr. erhöhen. — Weft-Defterreih, Berluft wegen der 
Berechtigungen A. 1870 499°206 fl. b. aber in den einzelnen Kronländern 
ungleich vertheilt, 3. B. im De, unter der Ems 0. In Kärnthen wird 
der Betrag der von Berechtigten bezogenen Nutzungen, hauptfächlich der 
Weiden (22756 fl.) mehr al3 doppelt fo hoch angegeben als die Ein- 
nahme des Staates (38°376 fl. gegen 16310 fl). — Aud in Frant- 
reich begann die Verlümmerung des Forftertrages durch Holzbewilli— 
gungen u. dgl. fehr frühe umd fand in der Geringfhägung des Holzes 
ei dem Ueberfluffe an Wald eine Begünftigung. Schon eine franzöfifche 
Ordonnanz von 1378 klagt, die an eöntiche Einnahme aus Staatäforiten 
fei durch ſolche Schmälerungen reduit comme à ndant. Pastoret, 
Ordonnances des rois de la Fr. XV, 35 in der Vorrede. — Auf den 
badifhen Domänenwaldungen lagen im %. 1820 120533 fl. Real- 
laften. v. Kettner, Darftell. d. bad. ——— ©. 19. Karls. 
1820. Die unentgeltlichen Abgaben von Holz an DR und der 
Berluft aus Holzabgaben um geminderten Preis wurden für 1629 auf 
90300 fl. berechnet. In den Fahren 1837 und 38 (M.) betrugen die 
Leiftungen an Berechtigte im D. noch 49-144 fl., wovon aber die Gegen- 
leiftungen der letzteren mit 6841 fl. abzuziehen find. Nach dem N. fiir 
1862/63 ift der in die Einnahme eingerechnete Verkehrswerth der den 
Berechtigten und Begünftigten zufließenden Holzabgaben u. a. Nutzungen 
27159 fl., als Ausgabe find 25113 fl. aufgeführt, dieß ift alſo der 
Berluft der Staatscaife und der Unterjchied von 2046 fl. Ausgabe zeigt 
die erhaltene a * A. 1870 61142 fl. Ausgabe für Berechtt- 
gungen. R. — Uebrigens ift in Betreff der Beurtheilung dieſer Laften 
der Staatswaldungen nicht zu vergefien, daß diefelben vielfach eigentlich 
Nefte des alten wahren — der Markgenoſſen an den ſpäter 
inforeftirten Wäldern find. ©. Roſcher U, $ 191. W. 
Bgl. Rudhart, II, 47. — Ju Baiern befinden fi in den Staats- 
waldungen noch manche Stellen, wo das Holz nicht bemutt wird, weil 
es unzugänglich ift oder weil der Erlös die Koften nicht vergüten würde, 
namentlich in der Gegend von Kreut, Foritamt Tegernfee. Verhandl. 
d. 8. d. Abg. v. 1837, Beil. IX, 126. — In den preuß. Provinzen 
zen und Pofen befanden ſich 1865 41 Proc. aller Domanialwälder. 
iefelben lieferten auf den pr. M. im D. nur 21,% u. 28,° Sgr. rohen, 
11,5 u. 17,2 Sgr. reinen Ertrag, im R.-B. Marienwerder nur 17,! Sgr. 
roh und 7,5 ©. rein, dagegen in der Aheinprovinz, welche nur 7,” Proc. 
der Staat3waldungen hatte, trug der Morgen 64,? Sur. roh u. 30 ©. 
rein. In den bergigen R.-B. Arnsberg u. Oppeln trägt der Morgen 
16,5 u. 22,? Sgr. rein, im R.-B. Miünfter 55,7, in der Provinz Sachſen 
57,5 Sgr. — In Defterreich ift Mähren ohne Staatswald, Böhmen 
bat nur 10,338 3. mit 6,3 fl. mittlerem rohen u. 5,5 fl. reinem Ertrag. 
In De. ob der Enns, umd den Alpenländern Salzburg, Tirol, Steier- 
mark, Kärnthen find dagegen 693°498 Joch, von denen der Rohertrag 
nur 2,' fl. ö. (in van nur 1,', im Kärnthen 0,59 fl), der reine 
0,9? fl. ausmacht, in Zirol 0,°, in Salzburg 0, fl. Die 387300 J. 
in Galizien bringen roh 0,°°, rein 0,9 fl, ein, im Forſtamt Kofjow 
0,58 und 0," fl. In Galizien werden 181902 Klafter weniger gehauen, 
al3 der Holzwuchs geftattet, weil es am Abſatz fehlt. Im Forftamt 
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Wiener Wald dagegen (47522 Joch) bringt das Joch 25 fl. ein u. nach 
Abzug der Betriebsfoften 18,3 fl. rein. R. 

Der 22000 Morgen große Sachſenwald im Fürſtenthume Lauenburg 
bat 5000 Morgen Blöpen, das Amt Schwarzenbef 7200 Morgen Blöße 
auf 24725 M. Wald. Niemann, Waldberichte, I, 523. — In den 
baierifhen Staatdwaldungen find außer den 2259000 M. wahrer 
Waldungen 375175 M. Dedung begriffen, wovon !/; benugt werden 
fönnte, * aber unbrauchbar find. — In Hannover entbalten die 
Yandforften iiber 15 Proc, nehmlich 112097 M. Blößen (1820 noch 
310000 M.), die Harzforften 11333 M., Lehzen a. a O. Nach 
Ubbelobde follen unter den im Jahre 1831 vorhanden gewefenen 
914013 kalenb. Morgen !/; in Blößen beftanden haben. 

Beifpiele des Ertrages der Staatsforften. Baden 9. 1870 
Einnahme 2007526 fl., Ausgabe ohne die Koften der Oberbehörde 
805396 fl., rein 1202130 fl. u. mit dem Antheil der Berechtigten 
1262772 fl. = 6,' fl. a. d. bad. oder 4,2 fl. pr. M. — Baiern, 
A. 1861—67 Eimm. 5775926 fl., Ausg. 3°985°323 fl., rein 4790003 fl., 
A. 1870 Einnahme 11897815 fl., Ausgabe 5°366°347, rein 6°521°418 
— 2,” a. das Tagewerf. Hier find die Einn. u. Ausg. des Flößens und 
der Holzböfe, auch die Koften der Lehranftalten nicht eingerechnet. Für 
Berechtigungen (Paffivreichniffe) 63080 fl., für Ablöfung derſelben 
400.000 fl. in Ausgabe angefegt. — Hannover, A.1855—60. A. Yand- 
forften, 729621 M., Einnahme 810000 Thlr., Ausgabe 425,293 Thlr., 
rein 384707 Thlr. B. Harzforften 212980 M., Einnahme 299-900 Thlr., 
Ausgabe 246760 Thlr., rein 53°140 oder auf den halben Morgen von 
A 0,% Thle., von B 0,5 Thlr. — Preußen, 9. 1561, Einnahme 
5568540 Thlr., Ausg. 3327340, rein 3°241°200 Thlr., A. 1970, Einn. 
13805400 Thlr., Ausg. 7413300, mit 660°000 außerordentl. Ausg., 
rein 6392100 Thlr. u. mit den Abgaben an Berechtigte 7’244°451 Th 
= 0," Thle. ad pr. M. — Sadfen, 9. 1861—63, Einnahme 
1572°000 Thlr., Ausgabe 572700 Thlr., Reinertrag 1000000 Thlr., 
auf den ſächſ. Ader 5° u. 3,7 Thlr. — Würtemberg, 4. 1962, 
Einnahme ohne Holzgärten 4347856 fl., Ausgabe 1961456 fl., rein 
2383000 fl., oder auf den W. Morgen 7, u. 4 fl. — Defterreid, 
weftlicher Theil, A. 1870, Einnahme 3°364°077 fl. d., Ausgabe 2:437°330 fl., 
rein 14337418 fl. = 0,8 fl. a. d. Jod. In dem Voranſchlage mag 
ein Theil der allgemeinen Ausgaben fi auf andere Domänen beziehen, 
jo daß die Koften der Waldungen etwas Heiner find. Die Berechtigungen 
elaufen ſich a. d. Joch auf 0,* fl, wodurch der Reinertrag auf 1,2% fl. 
fteigt. Uebrigens ift im Minifterium des Aderbaus (d. h. der Land— 
wirthſchaft) eine Ausgabe von 109000 fl. für Forftbediente enthalten. — 
Frankreich, N. 1850 robe €. 35124500 Fr., rein 27°883°300 Fr., 
N. 1866 42021100 Fr., rein 33496500 Fr. 

Die Koften betragen vom Rohertrage 81 Proc. hannov. Harz, 64 
hannov. Yandforfte, 54 Preußen, 46 Baiern, 41 Oefterreih, 40 Baden, 
35 Wilrtemberg, 36 Sachen, 21 Proc. Frankreich. In Frankreich erflärt 
fih der geringe Belauf der Koften tbeil3 aus dem Verkaufe auf dem 
Stamme, theils aus dem ſchwachen Berfonal. — In den 8 Kreifen von 
Baiern fteigt der Neinertrag des M. Staatöwald von 1,3 fl. (Oberpfalz) 
um 1,8 fl. (Oberbaiern) bis 3,' (Unterfranken) u. 3,2 fl. (Oberfranfen), 
die Koften nehmen vom Rohertrage zwiſchen 45 (Unterfranten) und 
65 Proc. (Oberpfalz) hinweg. 


8. 175. (6 143.) 
Aus dieſen Betrachtungen laſſen fich folgende Grundſätze 


ableiten: 
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1) Die Staatsforften find, wenigjtens in unſeren Ländern 
und im unferer Zeit, im Allgemeinen beizubehalten, aber 
unbedingt ift dies nur foweit principiell nothwendig, als die in 
8. 172 und 173 angeführten Gründe maßgebend find. 

2) Selbjt eine Erweiterung der Staatsforjten durch An— 
fäufe von Waldungen und burch eigene Neuanlegung kann als 
Staatsaufgabe, wenn obige Rückſichten dafür ſprechen, erjcheinen. 
Die bezügliche Ausgabe ift eine privat- und zugleich eine ſtaats— 
wirthichaftlihe Capitalanlage (5. 41b). In einzelnen Fällen, 
wo jene allgemeinen Nücfichten weniger in Betracht fommen, 
kann fich ein Ankauf empfehlen, wenn er um bejonvers billigen 
Preis gefchieht und namentlich, wenn dadurch eine zufammen- 
hängende, leicht zu beaufjichtigende Waldfläche auch für ven bis- 
berigen Staatsforft erlangt wird, wobei fich dann die gefammten 
Bewirthſchaftungskoſten ermäßigen. Die Neuanlegung von Wal- 
dungen auf öden Bergflächen ift aus klimatiſchen Rückſichten, 
wegen ber bejjeren Sicherung des Wafjerablaufs, wegen ver 
Ungeeignetheit folchen Bodens für andre Eulturen und weil dann 
ſpäter Waldungen in den Ebenen entbehrlicher werben können, 
befonvders rathſam (a). Soll eine Erweiterung der Staats: 
waldungen im größeren Umfange erfolgen, fo müjjen für bie 
Wahl der anzufaufenden Wälder in erjter Linie jene Elimatifchen 
und allgemeinvolfswirthichaftlichen Rückſichten entjcheiven ; ſodann 
mag foweit als möglich eine gleichmäßigere Vertheilung ver 
Staatswaldungen über das Staatsgebiet ins Auge gefaßt werden. 

3) Im Einzelnen muß dagegen objectiv die eigene Abholzung 
von Staatsforften oder ver Verkauf zu dieſem Zwecke erwogen 
werden, wenn der Waldboden ohne ſchädliche Folgen für Klima 
und Eultur beſſer zu anderen Zweden benugt wird. Hierüber 
bat dann ver veine Nentabilitätsgefichtspunet zu entjcheiven: 
wenn die vorausfichtliche Rente aus der anderweiten Benutzung 
des Bodens höher als die Walprente ift, jo muß die andere Ver— 
wendung eintreten, denn bier liegt fein Grund vor, abfichtlich 
auf einen Theil der möglichen Rente zu verzichten (8. 174), 
Das fpecielle Interefje der Holzconfumenten einer Gegend, in 
welcher fich jolche entbehrliche Staatsforjten befinden, darf von 
jolcher Maßregel nicht ablenken. Sonſt empfiehlt fich völlige 
Abholzung oder Verkauf auch bei Heinen zerjtreuten, ſchwer zu 
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beauffichtigenden, dem Holzdiebſtahl befonvers ſtark ausgefegten 

Gehölzen (db). R. W. 

(a) Zu Baden find viele bochgelegene Bauernhöfe in der Nähe der Wal- 
dungen um einen Preis — worden, der die Umwandlung in 
Wald vortheilhaft macht, 3 1867 4 Höfe von 320 M. zu 55000 fl., 
d. M. zu 174 fl., 2 andere von 76%, M. zu hr fl., d. M. zu 111 fl.; 
1565 5 Höfe von 431,5 M. zu 66000 fl., M. 3. 153 fl. — In 
Frankreich find 11/4 Mill. Hect. Balbarınd, welche erjt wieder neu 
zu Wald a — werden müſſen. R. 

() Aus dieſen Gründen find in Baiern früher 1400000 M. zum Verkauf 
beſtimmt worden, wovon 25000 M., auf 0,9 Mill. Arge für 1 Mil. 
verfauft wurden. Rudhardt III, 43. Viele Verkäufe u. Antäufe auch 
in Baden (f. d. jährl. Ber. d. landft. Ausſchuſſes). R. 


8. 176. ($. 143.) 


U. Bewirthſchaftung der Staatswaldungen. 
A. PBrincip. Für die Bewirthfchaftung ver beibehaltenen Staats- 
forjten muß im Uebrigen das privatwirthichaftlihde Princip des 
größten nachhaltigen Reinertrags das leitenve fein, foweit 
jene allgemeinen NRüdjichten ($. 172) nicht wiverfprechen (a). 
Demgemäß gehört nur injofern die Einnahme aus den Domanial- 
waldungen unbedingt zu den privatwirthichaftlichen Einnahmen 
des Staats ($. 93). Die häufige Rüdficht auf vie befte, nach- 
haltigſte und billigfte Befriedigung des Holzbedürfnifjes ver Bürger 
darf dagegen aus ven in $. 170 angegebenen Gründen für ven 
Staatsforftbetrieb nicht maßgebend fein (db). Sie führt auch nur 
zu einer ungerechten Begünftigung der zufälligen Anwohner ver 
Staatsforjten, was bei der notorijch meiſtens jehr ungleihmäßigen 
Bertheilung diefer Forjten über das Staatsgebiet ($. 167 Anm. a) 
gar nicht zu vermeiden ift. Auch in ver Beitimmung ver ver- 
ſchiedenen Holzeulturen muß der Rentabilitätsgefichtspunet ent— 
fcheiven, wobei fich freilich die Berücfichtigung der fpeciellen 
Holzbevürfniffe der Nachbarichaft eines Staatsforjts oft am 
Meiften lohnen wird. 

Die praftiiche Durchführung jenes Princips ift in einfeitiger 
Vorliebe für den Wald gerade in der neueren rationellen Forſt— 
wirthſchaft (auch Deutſchlands) zu jehr vernachläffigt worden. 
Namentlich ift man in ven Fehler verfallen, die Anforderungen 
in Betreff ver Nachhaltigkeit des Walpbetriebs zu übertreiben, 
nicht nur für den Erfaß eines ver weggenommenen Holzmaſſe 
gleihen Quantums durch Zuwachs zu forgen, jondern auch den 
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zeitigen Holzuorrath eines Waldes ganz zu erhalten und bie 


Umtriebszeiten über diejenige Grenze von Yahren auszudehnen, 
welche naturwiffenfchaftlich nach den Wachsthumsverhältniſſen ver 
Wälder und privatwirthichaftlih mit Rückſicht auf die Preife ver 
Holzforten verfchiedenen Alter® nach dem Gefichtöpuncte des 
höchſten Neinertrags die richtige für die verfchiedenen Holzculs 
turen ift. Auf diefe Weife ift die Walpfläche öfters größer und 
jtärfer beftoct gehalten worden, als es vie Rückſicht auf ben 
Himatifchen Einfluß der Wälder u. f. w. gebietet. Ferner ift in 
den Wäldern ein unnöthig großes Holzcapital aufgefammelt 
worven, welches im Grunde brach liegt und im Intereſſe ver 
Einzelwirthfchaften der Walveigenthümer, aljo auch des Staats, 
und in dem in biefem Falle hiermit identiſchen Intereſſe ver 
ganzen Volkswirthſchaft paffender zu einem Theil flüffig gemacht 
werben follte (c). W. 


(a) Bol. bef. Reuning a.a.D. ©. 21, Preßler's oben (8. 171 (d)) ge» 
nannte u. defj. übrige in Helferich’3 Auff. in d. Tüb. Ztſchr. AXII, 1 
zuf. geftellten Schriften u. diefen Auffag felbft, in welchen Preßler's 
PBrincip, daß die Bewirthſchaftung des Waldes fo einzurichten fei, daß 
die Waldbodenrente ein Marimum werde, privatwirtbichaftlich geprüft 
wird. Helferich hält dies Princip für privatölonomifch richtig, meint 
aber, daß damit noch nicht bewiefen fei, es fei dafjelbe auch national- 
bkonomiſch richtig. Die in nahe Ausficht geftellte nationalöfon. Prüfung 
der Thefe hat H. indefjen noch nicht geliefert. ©. a. a. O. ©. 6, 35, 
wo die Reſultate zuf. geftellt find. Offenbar ift es allerdingS nur vom 
privatwirtbfchaftl., nicht aber vom vollswirthſch. Standpuncte richtig, 
zu der Fol Run zu kommen, daß fein Boden zur Holzcultur benußt 
werbe, welcher als Aderlarıd, Wiefe oder Weide eine höhere Bodenrente 
erwarten laſſe, felbft wenn im einem Lande dann der ganze Wald ver- 
ihwinden follte, — eine Folgerung, welche Helferih mit Recht als 
nothwendige Confequenz des rein privatwirthichaftl,. Foritbetriebs hinftellt, 
©. 35. Aber abzumeifen ift diefe Folgerung auch aus dem nationalöfon. 
Gefichtspuncte nur mit den Rückſichten auf dem klimatiſchen und allges 
mein-vollswirthfch. Einfluß der Wälder, nicht mit der Furcht vor 
Holzmangel u. hohen Holzpreifen ($. 169). Ebenfo darf die Regel, daß 
die Rente des als Waldboden benutzten Bodens vom Forftwirth auf 
das Marimum getrieben werde, nur infofern Ausnahmen erleiden, als 
ein folcher Betrieb allgemein nachtheilige Folgen der genannten Art 
befürchten Tiefe, 3. ©. deswegen ber alobeftand bei fürzeren Um— 
— in einer für das Klima ungünſtigen Weiſe beſchränkt werden 
müßte. 

(5) R. hatte in d. 5. A. 8. 143 Nr. 4 dies Princip noch feſtgehalten neben 
dem Streben nad dem größten Reinertrag. Ebenfo fhon Malchus J, 


8. 14. 

(ce) Obiges nah Reuning, bef. ©. 12, 24 ff. (Vegetation in d. verfchied. 
Altersperioden, Abnahme des Zuwachſes vor den jet meift üblichen 
Umtriebzeiten, die vielfach von 100 auf 70 Jahre verkürzt werden 
können, da die Verminderung des Zuwachſes nicht mehr durch genügende 
Steigerung der Qualität und des Werth3 ausgeglichen wird, vgl. aud) 


Pregler u. Helferih a. a. O.); ©. 21—24, wo Reuning der jetzt 
üblichen Fürſorge eines Jahrhunderts für ein nachfolgendes in der Er- 
baltung der Holzfortimente entgegentritt, während man doch die Be- 
dürfniſſe der Zukunft nicht fenme (vgl. o. $. 171(2) das Wort von 
Hod) u. ©. 24 für die wirthſchaftliche Haubarfeit eine! Waldes die 
Regel aufftellt: fie tritt „mit dem Jahre ein, wo das aus dem ftehenden 
Holze durch defjen Berwertbung gewonnene Capital einen höheren Ertrag 
gewährt, al3 die Werthserhöhung defjelben durch den Zuwachs ift, wenn 
es beftehen bleibt; “ endlih S. 31 ff., wo Berechnungen über die Größe 
des flüffig zu machenden vorräth. Holzcapital3 angeftellt find. — In 
den preuß. Staatöforften (alte Prov.) waren 1865 vorhanden an 
Hochwald von über SO Fahren alt 1,57 Mil. M. oder 23%/,, 41—80 J. 
alt 2,5 Mill. M. oder 350%, 1—40 $. alt 2,9 Mill. M. oder 390%/, 
des ganzen Walds, was einer Umtriebszeit von 100—110 J. entipricht, 
während Reuning nach Burdhardtö Tafeln berechnet, daß bei Brenn- 
holz die Rente vom 50. %. an fällt, bei Nutzholz im 70. %. am böchften 
ift; a. a. ©. 28—30 u. Statift. Jahrb. für Preußen II, 147. 


8. 177. (8. 44) 


B. Bewirthfchaftungsformen. 1. Erbpacht. Um vie 
Berwaltungsfoften zu erjparen und den Erwerbseifer von Privat- 
unternehmern zu Hülfe zu vufen, hat man vorgejchlagen, vie 
Waldungen in Erbpacht zu geben gegen einen in Holz angeſetzten 
Erbzins und ein für den ftehenden Holzvorrath Sicherheit ge- 
währendes Erbbeſtandgeld (a). Wenn gleich ein Erbpachter bei 
mancher Nutung und Ausgabe noch wirtbichaftlicher zu Werke 
gehen würde, als ein Theil der Staatsforjtbedienten, jo ijt doch 
jener Vorſchlag erheblichen Bedenken ausgeſetzt: 

a) Man müßte über den Pachter genaue Aufficht führen, 
um ihn an einer unnachhaltigen Behandlungsweije des Waldes 
zu verhindern, e8 wäre alfo dennoch ein vom Staate angejtelltes 
Perſonal unentbehrlih und die bieburch nothwendigen Be— 
Ihränfungen würden das Mitwerben der Erbpachtluftigen jehr 
einengen. Nur beim Nieverwalde, wo einzelne, von Jahr zu 
Jahr Haubar werdende Schläge abgegrenzt werden fünnen, wäre 
die Beſorgniß eines fehlerhaften Verfahrens fchwächer und man 
brauchte nur ein mäßiges Erbbeſtandgeld zu fordern. 

b) Der Erbpachter kann wenig andere erhebliche Verbefferungen 
im Yorftbetriebe vornehmen, als bie auch von ver Staatsforft- 
verwaltung ausgeführt werden Fünnen; er gewinnt bagegen an— 
jehnlich zum Nachtheil der Staatscaffe, wenn mit dem Steigen 
der Volksmenge die Holzpreife fich beträchtlich heben (B). 
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Demnach verdient die Bererbpachtung, für welche e8 fait gar 
feine Erfahrungen giebt (c) und welche bei Hochwaldungen offenbar 
unausführbar fein würde, auch bei anderen Wäldern feine 
Empfehlung. 

2. Zeitpadht. Sie ift aus ähnlichen Gründen wie die Erb— 
pacht nicht wohl in größerem Maaße anwendbar, da auch hier 
eine Kontrole unentbehrlich und doch zu fchwierig für den Staat 
und zu läſtig für ven Pachter fein würde (). R. W. 

(a) Zuerſt von Jakob I, $. 270 ff. — Pfeil, II, 24. 39 (iſt nur unter 
manchen Einfhränfungen für dieſe Daafregel). — v. Seutter, 
Domänenbenutung, ©. 66. — Hundeshagen, Encyclop. II, 8. 187, 
hatte den Verkauf an Gemeinden oder Majoratsbefiger gegen Erbzins 
in Geld oder Holz gerathen. 

(2) Jakob will daher die Erbpacht erft, wen der Holzpreis fchon hoch 
it, $. 271, v. Seutter umgekehrt bei Wäldern, die die Koften nicht 
deden. 

(ce) Ein fehr ungünftig ausgefallener Verſuch wurde von der vormaligen 
turköhniſchen Hofkammer im jetzigen fürfil. arembergiſchen Gebiete 
gemadt. Da die Erbpachter den Vertragsbedingungen zuwider Die 
Wälder verhieben, fo wurden die Waldtheile von der Herrſchaft wieder 
eingezogen. Nur noch 3 Erbpachter find im Beſitze. Ste entrichten 
beim Wechfel defjelben ein geringes Laudemium und jährlich einen fehr 
re Kanon, der von 25 Schaaren zu 95 rhein. Q.-Ruthen (23 pr. 

torg.) nur 6 fl. 18 fr. beträgt, während der Boden alleiır fiher eine 

Nente von 28 fl. einbringen wilde, (Privatmittheilung.) 

(d) Für eine „nach Grundfägen der Sorfttoirtbfehaft bedingte” Beitpacht der 
Wälder anftatt der eigenen eg ia bis zu dem Beitpumcte, 
wo Erbpacht möglich ift, Jakob $. 274 


$. 178. (8. 145.) 


3. Selbſtbewirthſchaftung. Diefe muß demnach als bie 
richtige Bewirthichaftungsform der Staatswälder bezeichnet werden. 
Sie wird großentheil® durch viefelben Gründe empfohlen und 
jelbjt geboten, welche für bie Beibehaltung ver Staatsforjten 
anzuführen find (8. 172, 173). 

Die Grundfüge der Staatsforjtverwaltung (a) be: 
treffen theils A) die Perfonen, die zur Bewirthichaftung der 
Domänenwaltungen mitwirken follen und deren Berhältnig zu 
einander (Organifation der Staatsforitwirtbfchaft) (6), theils 
B) die Geſchäfte, 8. 179. 

Zu A: Im ber erften Hinficht find zufolge einer durch lange 
Erfahrungen bewährten Arbeitstheilung folgende Wirkungskreiſe 
zu unterſcheiden: 

1) Beſchützende Forſtbediente (Forſtwärter, Waldhüter, 
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Waldſchützen u. f. w.), bei welchen nur Schulfenntniffe und 
erprobte Redlichkeit erforderlich find. Sie müffen zahlreich genug 
fein, um alle Frevel und Störungen zu verhüten, und die Forften 
fleißig durchgehen (ec). 

2) Verwaltende over bewirthichaftenne Beamte (Bezirks- 
oder Revierförjter), von denen man neuerlich eine gute wiſſen— 
ihaftliche Bildung verlangt und denen man deßhalb auch eine 
freiere und ausgebreitetere Thätigfeit anweilt (d). Ihr Eifer 
fann durch einen zugeficherten Antheil am erhöhten Ertrage be- 
fördert werden (e). Für diefe Beamten, fo wie für einen Theil 
der Schutzbedienten (1), ſoweit diefelben nicht in den Ortjchaften 
leicht eine Unterkunft finden, find Dienjtwohnungen mit Yändereien 
zu eigener Benutzung nöthig. 

3) Oberaufjehende Beamte. Zunächjt über ben Förftern 
ftehen nach der älteren Einrichtung die Forſtmeiſter, ober, wie 
e8 in neuerer Zeit häufig angeorbnet worden ijt, bie einem 
größeren Amtöbezirfe vorgejetten Forſtinſpectoren, vie wieder 
einer Landes- oder Provincial-Forjtbehörde untergeben find (f). 
Da die Oberaufficht über die Gemeinve-, Stiftungs- und Privat: 
waldungen ganz außerhalb der Finanzgejchäfte liegt und ganz 
frei von finanziellen Rüdfichten ausgeübt werben muß, jo jollte 
fie unter ver zur Volfswirthichaftspflege verordneten Oberbehörde 
(Minifterium des Innern u. f. w., I, 8. 7) ftehen, doch mit 
einer folchen Verbindung zwiſchen beiden forjtlichen Oberbehörden, 
daß Reibung verhütet, nach gleichen technifchen Grundſätzen ge— 
handelt und in bie beiberjeitigen Maaßregeln Uebereinftimmung 
gebracht wird. 


4) Caſſenbeamte. Die Bejorgung der baaren Einnahmen 
und Ausgaben (Forſtcaſſenweſen) wird am beiten von dem 
techniſchen Forftdienite getrennt und einem bejonveren Forftcaifier 
oder einem Domänenverwalter übertragen. 


(a) Dean begreift unter Staatsforftwiffenfhaft (Forftdirectiond- 
Lehre) die wiſſenſchaftliche Darftellung aller Regeln, nach denen die 
Regierung ſowohl in finanzieller Hinfiht, al3 aus dem Geſichtspunct 
der Vollswirthſchaftspflege umd Sicherheitpolizei in Bezug auf die 
Forſtwirthſchaft zu handeln hat. Beide Arten von Regeln find im den 
vorhandenen Schriften öfters nicht fcharf genug von einander getrennt. 
v. Burgsdorf, Forſthandbuch 2. Band 1805. (3. A.) — Hartig, 
Grundfäge d. Forftdirection, 1813. 2.4. — Meyer, Forftdirectiond- 
Iehre, 2. A, 1822, — Laurop, Die Forftdirection, 1824. — Pfeil, 
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(d) 


a. a. O. — v. Wedekind, Anleit. zur Fyorfiverwaltung und zum 
Forftgefchäftsbetriebe. Darmft. 1831. — v. Berg, Die Staatsforft- 
wirtbichaftslehre, 1850. 
—— Grundzüge zu einer zweckmäß. Forſtorganiſation, im deſſen 
un 


bhandlungen über intereſſ. Gegenſt. beim F. u. Jagdweſen, Berl. 1830. 
S. 1. — a F. Bol. ©. 314. 321. — v. Berg 
©. 350. — Th. Hartig, Syftem und Anleitung 3. Studium d. Yorft- 
wirthichaftölehre, 1858, ©. 333. 

Maldhüter werben gewöhnlich aus dem Bauernftande genommen, find 
anfäffig und müſſen fo befoldet werden, daß fie austommen können. 
In Preußen werden zu Forft-Schugbedienten Fäger aus den Yinien- 
truppen genommen. Württemberg bat in 6 Forſtämtern militärische 
Forſtſchußwächter nach Art der Yandjäger (Gendarmen), Hoffmanı, 
W. Finanzrecht, I, 273. Angebende Forſtmänner find in Bezug auf 
Unparteilichteit und Zuverläffigkeit vorzüglich gut, müſſen aber befier 
bezahlt werden, auch ift es nachtheilig, fie lange in diefem ihrer Bildung 
nicht entfprechenden Berufe zu laſſen. Die zur Anfenerung des Eiferd 
dienenden Anzeigegebühren bei Forftfrevelt find in Baden dur das 
Forftgefeg von 1535 aufgehoben worden, weil fie die Glaubwürdigkeit 
der Ausſage des Waldhüters ſchwächen, ebenfo in Defterreich feit 
1828, doch gegen Zufiherumg einer Belohnung für eifrige Waldheger, 
was fehr zwedmäßig ift; v. Malinkovsti, I,22. Auch in Preußen 
Holzdiebftahlgef. v. 2. Juni 1852, $. 34) hat die Ausfage desjenigen 
—— welcher eine Anzeigebühr erhält, feine Beweiskraft. — 
Preußen batte 1858 2467 Schubtbeamte (Förfter, F.-Aufſeher u. 
Waldwärter), oder 1 auf 3240 Morgen, 1870 3658 od. 1 auf 2360 M. — 
Frankreich (1866) 3594 gardes generaux, brigadiers, gardes) oder 
1 auf 290 Het. In Baiern 1860 ein Schutbedienter auf 1484 Tagw., 
in Würtemberg auf 1350 M. Domanialwald, in Baden auf bei» 
läufig 700 M. — Nah v. Berg ©. 263 kann ein Waldhüter nad) 
den Ämftänden 1000—4000 pr. Morgen verfehen. R. 

Dgl. Papius, Ueber die Bildung des Forftmannes, 1823. Chemals 
war der Nevierförfter nur der Gehülfe des Oberförjters, dem die eigent- 
lihe Bewirthichaftung oblag; fo noh Hartig a. a. D. — Neuerlich 
ift in mehreren Staaten den Bezirköförftern ein fo ausgedehnter Wirfungs- 
freiS übertragen worden, daß den Forſtmeiſtern ein großer Theil der 
Gefchäfte abgenommen werden fonnte. Der Bezirköföriter ift auch zur 
Mitauffiht in Privatwaldungen beftellt. Baden bat 94 Landesherrliche 
Bezirköförfter von 1000 — 1600 fl. Befoldung, aber nur 75 derfelben 
haben Domanialwaldungen zu bewirtbichaften, alfo fommen im D. g. 
2650 M. auf einen. Preußen 1858 357, 1865 356 Oberförfter, 
einer auf 22400 M., mit 4— 90 Thlr. Befoldung, 1870 einer auf 
12.380 M., mit 944 Thlr. Befoldung; 1 Förfter * 2810 M. 270 bis 
370 Thlr. Oeſterreich ohne Tirol 31 Oberförſter, 128 Förſter, 
10 Unterförſter, zuſ. einer auf 5910 Joch. Die Geſchäfte der Forſt— 
beamten find in verfchiedenen Ländern fo ungleich vertheilt, daß obige 
Zahlen feine genaue BVBergleihung geftatteu. Frankreich gegen 370 
inspecteurs und sousinspecteurs, oder I auf 3164 Helt. Die Forſt— 
beamten Franfreichd mit Ausnahme der conservateurs können obne 
etwas Privatvermögen nicht beftehen, v. Pannewitz ©. 111. — 
MWiürtemberg 1857: 163 Mevierförfter, 1 auf 3579 M. — Sn 
Baiern bat ein Förfter g. 4620, in Sachſen 3740 bad. M. — 
v. a (S. 367) rechnet 5—6000 pr. M. auf ein Forftrevier. R. 
Pfeil, II, 57. 

In Eleineren Staaten genügt eine einzige Domänenbehörde, welche für 
die Forftfachen einen oder einige Nütbe vom Forftfache beſitzt. In 
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Baden ift neuerlich die Forftdivection mit der bisher. Domänenkammer 
verfhmolzen worden zu einer Domänendirection. 1849 wurden die 
badifchen Forſtämter aufgehoben und durch 5 (Später 8) FForftinfpectoren 
erſetzt, die aber jet wieder aufgehoben find, da die — durch 
reiſende Mitglieder hinreichende Oberaufficht führen kann. In Preußen 
1865 78 Oberforftbeamte, Forſtinſpectionsbeamte u. Hülfsarbeiter bei 
den Regierungen, in Baiern 102 Forftämter zu 26355 Tagw., in 
Wirtemberg 26 Oberförfter zu 22-437 M., in Frankreich 32 con- 
servateurs, alfo 1 auf 36593 Hekt. R. 


8. 179. ($. 146.) 

Zu B: Geſchäfte des Domänenforftwefens. 

1) Forſtſtatiſtik. Zur Grundlage der Bewirthichaftung 
dient die genaue Kenntniß der Domänenwaldungen, welche durch 
Örenzbejchreibung nach vorgängiger Berichtigung und Bezeichnung 
(Berfteinung) der Waldgrenzen, durch Vermeſſung, Charten- 
zeichnung und volfftändige Beichreibung nach Boren, Lage, Klima, 
Holzbeftand u. ſ. w., endlich durch Abſchätzung (Taration) der 
vorhandenen Holzmafje jedes Alters und jeder Holzart und des 
jährlichen Zuwachſes erlangt wird. Die Forftabfchägung kann 
ihrer Umftändlichfeit willen nur allmälig durch vorzüglich ges 
ſchickte Forſtmänner bewerkitelligt werden (a). 

2) Nach diefer Vorarbeit kann man zur Entwerfung ber 
Betriebsplane fchreiten, welche die Benutzungsweiſe jedes 
Walotheiles, das Alter der zu hauenden Stämme (Umtriebs- 
zeit) (5. 176), die Art des Hiebes, die zu hauende Holz: 
menge u. dgl. ausjprechen. Wälder, bei denen bie Holzart und 
das Alter des auf ihren einzelnen Abtheilungen vorhandenen 
Holzbejtandes noch nicht den erforderlichen vegelmäßigen (Richt - 
oder Normal) Zuftand haben, müjjen nach und nach in den— 
jelben hinübergeführt werden, Betriebsregulivung oder -Ein- 
richtung. Sind diefe Plane feitgeftellt und vie Waldungen 
venjelben gemäß eingerichtet, jo wird dann aus jenen für jede 
Periode und jedes Jahr die Vorfchrift für die vorzunehmenden 
Geſchäfte abgeleitet (periopifcher und jährlicher Betriebs— 
plan). Man muß biebei bevacht fein, ſolche Holzarten und 
Holzjorten zu gewinnen,. welche für ven Boden und das Klima 
paffen, am meiften begehrt werben, am beiten zu verkaufen find —· 
und deßhalb auch ven Bebürfniffen des Volkes am meiften ent» 





fprechen (db). Bauholz kann wegen jeines langjamen Wuchjes 
am leichteften in ven Stantswaldungen gezogen werben, und ber 
fortvauernd höhere Holzertrag der Hochwaldungen muß biefelben 
für die Staatsforftwirthichaft empfehlen (I, $. 391). Die Hiebs- 
menge fann jo lange nicht mit Sicherheit richtig bejtimmt werden, 
als man die Stärke des Zuwachſes nicht Fennt (ec). 

(a) Formular bei Wedekind, Mufter 27 fi. 


() 


(e) 


Ueber die Menge des Hochwaldes in verfchiedenen Staaten ſ. I, 
8. 391 (ce). — Bon den Niederwaldungen find befonders Die zur Ge— 
winnung —— Eichenrinde zur Lohebereitung beſtimmten Schälwaldungen 
auf kurze Umtriebszeit einträglich. Der auf jeden Hieb folgende 1- oder 
2jährige Anbau von Feldgewächſen nad vorgängigen Verbrennen des 
Nafens oder des Neifigg (Hadwaldbetrieb) wird auf einem an 
Mineralftoffen nicht reihen Boden mehr in Privat- als in Staats— 
waldungen gewählt. 

Baden: Hiebdmenge für 1842 u. 43 jährl. 0,59 Kl. auf den Morgen, 
D. 1850 — 56 0,68 Klafter auf den Morgen gehauen. Das Bau-— und 
Nutzholz betrug 19 Proc. der Menge, aber in den 3 leiten Jahren an 
38 Proc. des Erlöfes, ſ. Die Forftverwaltung Badens, Karlär. 1857. 
Man hofft, künftig bis 0,5 KL. vom Morgen zu erhalten. A. 1870 mit 
Stockholz 142000 Kl. oder auf den Morgen 0,5 Kl. = 60 Eub.-F., 
100 C.F. Derbmaſſe auf den M. gerechnet. In der Bodenfeegegend ift 
der ee 0,2, im umteren Rheinthal 0,%, im Hochgebirge des 
Schwarzwaldes 0,58, im Odenwald 0, Kl. im Niederwald 0,4 Kl. — 
Preußen A. 1870 199 Enb.-%. vom M., R.-B. Bromberg 12,8, 
Gumbinnen 15, Provinz —— 24, R.-B. Wiesbaden 31,3 CeF. — 
Defterreich, A. 1870 (mit Umrechnung der Kohlen auf den dreifachen 
Nauminhalt an Holz), nah Hartig auf dem Jod i. D. 1,2 Kl. zu 
100 &.= Fuß Derbinaffe = 120 C.-F., insbefondere Defterreich unter 
der Enns 170 &.-%., D. ob der E. 60, Salzburg 79, Tirol 143, 
Galizien 33. — Würtemberg 1855 05181. — Baiern 1862: 
Mittlerer Ertrag der Domanialwaldungen mit Einfluß des Neifiges 
0,52 Klafter von 126 E.-%., die (zu 70 Proc.) 88 C.-Fuß Derbmafie 
enthält, alfo 45,8 E.-%. auf das Tagewerf, max. 0,# KL. in Schwaben, 
0,7 in Niederbaiern, min. 0,% KL. in den durch übertriebene Neben 
nutzungen verfchledhterten Wäldern der baier. Pfalz, bei denen auch viele 
junge Beftände noch nicht ertraggebend find. — In Hannover trugen 
die Yandforften nur 0,3 KL. A den Morgen (0, Kl. in bad. Maaßen), 
die Harzforften aber 0,152 KL. oder 66 C.-%. — Unter gleichen Um- 
ftänden ıft der Klafter-Ertrag einer gewiffen Fläche an hartem Yaubholz 
Heiner als an Nadelbolz, aber die Hitzkraft u. der Verkehrswerth der 
Klafter auch größer. Die großen Berfhiedenheiten in den obigen Zahlen 
rühren zum Theile auch von Boden u. Klima ber, doch hat auch der 
befjere oder mangelhafte Zuftand der Waldungen und die unrichtige 
Normirung der Umtriebäzeit ($. 176) ftarken Einfluß, u. im diefer 
Hinficht zeigt fi, daß die Forftwirtbichaft mancher Gegenden noch viel 
zur Erhöhung des Holzertrages thım kann. Zur BVergleihung muß 
man die verfchiedenen Landesmaaße auf ein einziges umrechnen, wozu 
folgende Angaben dienen: 1 preuß. Klafter von 108 E.-%. auf 1 pr. 
Morgen ift Toviel als 1,2! Kl. von 144 bad. E.-%. auf 1 bad. M. 
— 1,216 wirt. Kl. von 144 &.-%. auf 1 wirt. M. — 1,1% baier. Kl. von 
126 &.-%. auf 1 baier. eg age — 2,205 öfterr. Kl. von 108 C.-F. 
auf 1 Joch — 2,85 ſächſ. KL. von 108 Ce. auf 1 ſächſ. Ader. 
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8. 180. ($. 147.) 


3) Bei ver Anlegung neuer Waldungen durch Saat ober 
Pflanzung (Eulturen), wenn fie nicht bloß zur Ausfüllung 
einzelner Blößen beftimmt ift oder aus den in 8. 172 erwähnten 
Rücfichten erfolgte, muß man erwägen, ob ver fünftige Holz- 
ertrag die Koften muthmaßlich belohnen werde. Solche Wald— 
anlagen find vorzüglich auf Stellen zwedmäßig, bie fich zu einer 
anderen Benütung weniger eignen, zumal wenn zugleich für 
leichte Fortbringung geforgt wird (a). Unternehmungen dieſer 
Art geben einen Erſatz für die Rodungen des zum Feldbau bien- 
lichen Waldgrundes. 

4) Forſtſchutz. Die Waldungen müffen vor allen nach: 
theiligen äußeren Einwirkungen bewahrt werben, die ſowohl von 
Naturereigniffen als von menfchlichen Handlungen, und zwar aus 
Unachtſamkeit oder aus rechtswidriger Abficht entfpringen können. 
Während die Unterfuchung und Bejtrafung der Walpfrevel den 
Gerichten nicht entzogen werden darf, find die unmittelbaren 
Gegenanjtalten zur Berhütung alle jener Bejchädigungen, infoferne 
jie nicht von dem einzelnen Forjtwirthe getvoffen werden können, 
jondern die Mitwirkung der Staatögewalt erfordern, ihrem Wefen 
nach polizeilicher Art (II, $. 6.), müſſen jedoch wegen bes 
Zufammenhanges mit den übrigen Forftgefchäften dem Forft- 
perjonale übertragen werben (db). Der Reiz zum Holzfrevel und 
Holzdiebſtahl fteigt mit den Holzpreifen, mit der Zerftörung ver 
Gemeindewaldungen und der Bedrängniß ber bürftigen Lohn 
arbeiter. Würde man ihm nicht eifrig entgegenwirken, jo würden 
viele Staatswaldungen durch die Angriffe der Holzfrevler jehr 
bejchäbigt werben (ec). Gute Aufficht durch die beitellten Wald— 
hüter, jchnelle Beftrafung und die Auswahl zwedmäßiger Straf- 
arten, Einfluß des Schulunterrichtes (d), Unterjtügung ber 
Dürftigen mit Brennholz (e), gute Bewirthichaftung der Ge— 
meindeforften u. dgl. find die wirkſamſten Verhütungsmittel (f). 


(a) In Hannover wurden in dem einzigen Jahre 1850/1 gam 11000 
Morgen neu angelegt, welches 77000 Thlr. koftete.. In Baden find 
18550—56 21262 M. befäet oder bepflanzt worden, in Würtemberg 
1830— 52 32257 M. vollftändig, daneben wurden 267709 M. aus- 
—— In Baiern wurden neu angelegt im D. 1837—43 28°576 

agwerk, 1843 —49 36,638, 1849— 58 32042, alfo in 18 Jahren 
583640 T. Die Koften auf das T. waren in diefen 3 Perioden 
6,1— 7,5 — 8,1 fl. — Zu den Arbeiten werden Sträflinge, welde 


— 
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Forſtfrevel begangen haben, zu Hülfe genommen. Man ſorgt für Ge— 
winnung von ne und legt Baumfchulen für Seppflanzen an. 
Ausgaben für jog. Waldeulturen Baden 1870 55'000 fl., Baiern 
1870 309100 fl., Preußen 1870 für Eulturen, Vermehrung u. Ein— 
rihtung S14000 Thlr. — Defterreih 17550 fl. für dieſen Zweck 
unter den Ausgaben des Aderbau-Minifteriums. R. 

(6) Ueber den Forftifhug f. beſonders Hundeshagen, %. Polizei, 
©. 120. — Beil, Forſiſchutz nnd Forftpolizeilehre, Berlin, 1831. 

(ce) Die Zahl der ice in Baden hat beträchtlich abgenommen. Sie 
betrug in den Domanialwaldungen 1545 78'246, wovon 50.062 Holz- 
frevel, 1556 50'565, 1859 49038 Fülle. Der D. 1545 —56 war 
55.935, wovon 144 Diebftähle, 35'046 oder 59 Proc, Frevel an den 
Bäumen, 13°254 Streus, 4792 Grasfrevel u. f. w. Auf 100 Morgen 
Domänenwald kamen jährlid 26 Fälle. Die Zahl der Forftfrevel hängt 
enge mit der Verbreitung der Wälder und mit der Höhe der Soßureie 
sufammen, daher in Baden die meiften in der Nheinebene, die wentgften 
im Schwarzwald, 1859 Mar. auf 100 M. in der Bez. Foritei St. Yeon 
124, Bretten 88 u. f. w., Carlsruhe 46, Min. St. Blafien, Bonndorf, 
Geugenbach 1, Regenauer ©. 367. — Baiern 1849—53 im D. auf 
1000 Tagew. Staatswald 57, 1553 —58, nad dem Forftitrafgeje von 
1852, 47 Fälle. In Rheinbaiern waren 1838/39 143774 Frevel, 
welhe 861664 Tage Gefängnißftrafe nah fih zogen. — Preußen, 
1837, 229703 gerichtliche Frevelfälle, ohne die peinlichen und polizei= 
fihen; bier fommen im- Ducchfchnitt auf 3 Fälle 10 Berfonen. 
Borhardt (Der Holzdiebftahl, Berlin, 1842, ©. 91) fucht hieraus 
und aus der Annahme, dag von 3 Frevlern nur einer entdeckt wird, 
den Berluft zu berechnen, den die Waldeigenthümer erleiden, und fchlägt 
ihn jährlih auf 2 Mill. Thlr. an, indem er den verlornen Zuwachs 
durch einftweiliges Yeerbleiben der Stelle dem Betrage des eutwendeten 
Holzes gleich fegt. 

(d) Die Borurtheile vieler Meuſchen, welche das unbefugte Hinwegnehmen 
von ftehendem oder ſchon gefälltem Holze als nicht ſchimpflich darftellen, 
ftammen vielleicht aus einer dunkeln Erinnerung an Die Vorzeit, wo 
die Wälder noch Gemeingut geweſen fein mochten, oder wenigftens nicht 
alle in Sondereigenthbum gelangt waren. Doc fommen fchon fehr früh 
Strafgefege vor. Vergl. Stiffer, Forſt- und Jagdhiftorie der Deutfchen, 
Cap. II, $. 24 ff. 

(e) 3.8. durch unentgeltliche Ueberlafjung der Wurzelftöde zum Ausgraben ; 
aud der Berfauf von Werkholz in Heinen Ouantitäten an Holzarbeiter 

ift nützlich, damit dieſe nicht zu ftehlen brauchen, ferner, wo es an 

efhäftigung für die Arbeiter fehlt, die Einführung der Had- oder 

Nöderwaldwirtbichaft oder des Feldbaus zwifchen den Zeilen der Holz= 

gewächſe in den erften Jahren, wie e3 zu Birnheim (Großh. Hefjen) 

geſchieht. Vergl. $. 154, Wr. d. 

Niemann, Waldberichte, 11,2. — Pfeil, Grundfäge, II, 558. Deſſ. 

Forſtſchutz, ©. 203— 231. — Hundeshagen, Yoritpolizei, ©. 132. — 

Borchardt a. a. O. — v. Berg, Staatöforftiwirtbichaftslehre ©. 154. 


W 


— 


8. 181. ($. 148.) 


5) Die auf den Staatswaldungen lajtenden Dienjtbar: 
feiten (Servituten) find vor Allem nach ihrem Umfange durch 
jorgfältige Unterfuchung fejtzuftellen, um die erweislich begründeten 
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Nechte von neueren ungebührlichen Erweiterungen zu unter— 
fcheiden, — ein verwideltes Gefchäft, welches häufig nur durch 
gerichtliche Entſcheidung zu beendigen ift. Für das Verhalten 
ber Regierung in Bezug auf die anerfannten Berechtigungen 
treten dieſelben Grundſätze ein, welche bei Privatwaldungen zu 
befolgen find, II, 88. 73—75, 161—163. Die Beholzungsrechte 
find für die Bewirthichaftung weniger nachtheilig und fünnen 
auch durch Abtretung eines angemejjenen Waldſtückes leicht abgelöft 
werden, die Weide- und Streuberechtigung (a) aber führt einen 
MWiverftreit des forjtwirtbichaftlichen Intereſſes mit dem land- 
wirthichaftlichen herbei, weil eine der Holzzucht willen wünfchens- 
werthe Einjchränfung oder Ablöfung dieſer Nebennugungsrechte 
für die Landwirthe in walbreichen Gegenden und daher überhaupt 
für die Bolkswirthichaft jchädlich werden kann (b); auch find bie 
befürchteten forjtlichen Nachtheile der Waldweide keinesweges in 
allen Fällen vorhanden (ce). Mean muß daher diefe Befreiung 

(Purification) der Staatswaldungen nur mit Vorficht betreiben 

und darauf hinwirken, daß da, wo jene Nebennugungen noch jest 

für die Landwirthe' Bedürfniß find, durch land- und forftwirth- 

Ichaftliche Verbejjerungen ver Futter- und Streubevarf ohne 

Beeinträchtigung des Holzwuchfes gewonnen werde (d). So lange 

diefe verjchievenen Berechtigungen fortbejtehen, haben die Forſt— 

beamten darauf zu achten, vaß jene nur in den vechtmäßigen 

Grenzen und unter den vorgejchriebenen Beringungen ausgeübt 

werden, fo daß 3. B. die Holzberechtigung für die Eigenthümer 

gewiljer Häuſer nicht auf neue Anfievlungen erjtredt wird, daß 
bei der Abgabe von Bauholz das Bedürfniß eines Baues und 
der Holzbedarf nachzuweiſen ift, daß das abgegebene nicht verkauft, 
fondern innerhalb einer gewiſſen Friſt wirklich feiner Beſtimmung 
gemäß verwendet wird, vorbehaltlich einer Nachjicht in beſonderen 

Fällen (e). 

(a) Ju Baiern tragen mande Staatswaldungen wegen der übermäßigen 
Streubenugung nur oder gar mur "yo Klafter jährlich, während der 
Durchſchnittsertrag ohne Stodholz und Wellen Klafter beträgt. Man 
nimmt an, daß der Holzertrag im Ganzen durch die Streuberechtigungen 
um 11 Proc. erniedrigt werde. — In Hannover konnten 49418 Morgen 
in den Landforften, 12000 M. im Harz wegen der Berechtigungen noch 
nicht neu befäet oder bepflanzt werden und von dem Waldbeitande waren 
4 Proc. wegen der Befhädigungen durch die Weide u. f. w. mit weniger 


al3 der zu einer vollftändigen Bewaldung erforderlichen (normalen) 
Dienge von Bäumen befegt. 
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(2) Bol. Stodar von Neuforn, Finanzwiff. I, 335. — Hundes— 
hagen, Die Waldweide u. Waldftreun, 1830. Def. Forftpol. ©. 152. — 
Hartig, Beitrag zur Lehre von Ablöfung von Holz-, Streu- und 
MWeid- Servituten, 1829. ©. 41. 62. — Pfeil, Forſtſchutz, ©. 232. 
Defjen Anleitung zur Ablöfung der Waldfervituten, 2. Ausg. 1844. — 
Stuhr, Weber die Abfindung der ey erte in den Forften, 
1834. — Das Streufammeln in den Staatsforſten ift häufig ohne 
erweisliche Verbindlichkeit, bloß als precarium geftattet, aber felbit dann 
würde die plötzliche Abſchaffung nicht zu billigen fein. 

(ec) Hiermit ftimmt auch v. Berg a. a. D. ©. 216 ff. überein. 


(d) Erweiterung des Futterbaues, Anlegung von Weideplätzen mit Kopf- 
holz, Erpftreu u. dgl. — Verſuch einer Berechnung des, aus dem Weg- 
nehmen der Walditreu für den Holzwuchs entjtehbenden Nachtheils von 
G. W. v. Wedekind, in deffen N. Jahrb. der Forſtkunde, XV, 15 u. 
im Amel. Bericht iiber die landw. Verſamml. zu Karlsruhe im J. 1838, 
©. 188. Der Bf. ſchlägt vor, die unentgeltliche Strenabgabe fehr zu 
befehränfen und dagegen die den Gemeinden aus Berechtigungen ge- 
bührende Streumenge zu Gunften der ig aa zu verfteigern, weil 
nur biedurch eine a Benutzung der Streu bewirkt werden könne. 
Bol. auch Roſcher, Anficten ©. 102 u. Syft. II, 8. 191, 195. 

(e) In Baier, 9. 1870, werden jährlich) 400-000 fl. zur Ablbſung von 
Forft - Berechtigungen verwendet. 


8. 182. ($. 149.) 


6) Verwendung. Ein Theil des Holzes wurde fonft überall 
unmittelbar an Staatsanftalten abgegeben, die fich nicht zu weit 
von den Waldungen oder floßbaren Gewäſſern befinden. Unter- 
bleibt dieß, fo müſſen dieſe Anftalten eine Vermehrung ihrer 
bewilligten Einfünfte erhalten. Bei gleichbleibendem Bedarfe 
wird hiedurch nichts gewonnen, allein die Nothwendigfeit des 
Ankaufs ermuntert zu Erfparungen, welche bei ver Ablieferung 
einer feitgefegten Menge vielleicht nicht vorgenommen würden. 
Jedenfalls follte aber bei ver Ablieferung von Holz aus Staats: 
forften an Staatswerfe u. ſ. w. bie rechnungsmäßige Durch- 
führung beim Aus- und Cingang nad den üblichen Preifen 
erfolgen, weil fonjt vie öfonomifche Lage ver Forjten zu ungünftig 
und der anderen Staatswerfe zu günftig erfcheint. Der Erlös 
aus dem zum Verkaufe bejtimmten Theile des Holzerzengnijjes 
fann durch folgende Maaßregeln vergrößert werden: 

a) Herjtellung guter Fortbringungsmittel, wohin insbefondere 
Waldwege, Holzleitungen und Floßanftalten gehören, II, 8. 166. 
In neuerer Zeit ift durch Anlegung guter Fahrwege, wenn gleich 
mit anfehnlichen Koften, viel Vortheil bewirkt worven (a). 
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b) Sorgfültiges Ausfuchen der zu verfchievenen befonveren 
Verwendungen dienlichen Holzforten (Sortimente), welche einen 
höheren Preis haben als Brennholz, für die aber oft erſt Abjag- 
gelegenheit aufgefunden werden muß. Dahin gehören Bauholz 
und Nugholz zu mancherlei Verarbeitung, 3. B. Sügeflöge, 
Werkholz, welches ganz oder gefpalten von Wagnern, Holzfchnigern, 
Drechslern, Böttchern, Büchfenfchäftern, Siebmachern, zur 
Mafchinenfabrifation u. vergl. gebraucht wird, junge bei ver 
Durchforſtung erhaltene Stämme für Bohnen» und Hopfenbau (b). 

e) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerte, 
falls nehmlich noch auf lange Zeit hinaus ein Weberfluß von 
Holz vorhanden ift, für den fich Feine befjere Verwendung zeigt; 
Köhlereien, Sügemühlen, Glas- und Borzellanöfen, Theeröfen 
und ähnliche Unternehmungen, vie jedoch bejjer von Privatperjonen 
als vom Staate felbjt betrieben werden (ce). R. W. 


(a) Im franz. Dep. Yandes foll jährlich noch eine Mill. Nadelbäume aus 
Mangel an Abfuhrwegen verfaulen. — Der badiſche A. für 1558. 59 
enthält 58°000 fl. Aufwand für Floßeinrichtungen u. Fahrwege, jett 
für 70°000 fl. jährlid. — Baiern, I. für 1570 333°000 fl. für Holz- 
abfuhrmwege. 

(6) Insbeſondere erfordert der Schiffbau vielerlei eigenthümlich geftaltete 

Ölzer. Die mit geböriger Kenntniß vorgenommene Sortirung ift ein 
jehr ergiebiges Geſchäft. Kraufe (Compend. d. niederen Forſtwiſſenſch. 
©. 25:5) berechnet, daß die Krone einer Eiche, die ald Brennholz 1/2 Thlr. 
einbringen wirde, zum Schiffbau für 5 Thlr. verkauft werden fann. 
Ein zu Sägellögen verwendeter Baumſtamm bringt ſchon ungefähr 
dreimal fo viel ein, als wenn er in Scheite zerfpalten wird. Bgl. I, 
$. 384 (ce). In Baiern betrug das aus den Staatsforften verfaufte 
Bau- und Nutholz früher 16, neuerlich beträgt es 19 Proc. der Holz— 
menge; der Preis tft der 2—3 fache des Brennholzes. In Baden 
wurden im D. 18550—56 19, Proc. Bau= u. Nutbolz, 58, Klafter- 
holz, 22,59 Neifig gewonnen. Die Yorftverw. Badens S. 118. — 
Defterreich 1870 22 Proc., insbefondere Tirol 28 Proc., Salzburg 
6 Proc. Bau u. Nugbolz. — Preußen 9. 1870: 21 Proc. Bau- u. 
Nutz-, 56 Proc. Klafter-, 23 Proc. Stock- u. Reiſigholz. R. 

(ce) In den öfterreihifhen Staatsforften werden (A. 1870) 363150 Klafter 
Kohlen erzeugt, die aber der Staatscaffe nur ungefähr 1 fl. für die 
Kl. eindringen. Nahe Hüttenwerke erleichtern den Abſatz, daher allein 
in Steiermark 183000 KL. Koblen u. nur 37°800 KL. Brenn- und 
Nutholz gewonnen werden, in Tirol 109000 Kl. Kohlen u. 31480 Kl. 
Brenn- u. Nutzholz. In Würtemberg bedürfen die Staats-Hütten- 
werfe viel Holztohlen. Man verjteigert daher das Kohlholz mit dem 
Beding, daß die daraus bereiteten Kohlen um beftimmten Preis an die 
Hüttenmwerke abgegeben werden müſſen. Dieß ift alfo im Grunde ein 
Ueberlafien der Köhlerei an den Mindeftfordernden. Wo Nutz- u. 
Brennbolz gut zu verkaufen ift, wird nur das nicht biezu taugliche Holz 
verfoblt. Das ehemalige Magazin von allen Sorten Nutbolz zu 
Rotenfels im Murgtbal (Medicus, Forſthandbuch, ©. 648) bat fi 
nicht als vortheilhaft erwieſen. 
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7) Bei dem Verkaufe des Holzes ift es für die Staats- 
caffe vortheilhaft, wenn die Forjtverwaltung den höchiten möglichen 
Erlös zu erzielen ſucht. Bisweilen wird jeboch noch jett vie 
entgegengefette Anforderung an die Staatsforftwirthichaft aus , 
einer volfswirthichaftlichen Erwägung gerichtet, daß nehmlich die 
von alter Zeit her übliche Holzabgabe für einen geminverten 
Preis an Einzelne fortgejegt, oder eine folche auch wohl neu 
eingeführt werde. Man beruft fich hierbei auf die läftige Störung, 
welche eine jchnelle Erhöhung ver Holzpreife auf den Haushalt 
unbegüterter Familien äußert, und auf die Verpflichtung des 
Staats, zur Unterftügung der Dürftigen oder auch einzelner 
Gewerbe ein Opfer zu bringen. Die Frage ift eine ähnliche wie 
bie in $. 169 berührte. Gegen ven Holzverfauf um geminderten 
Preis jprechen namentlich nachjtehende Betrachtungen (a): 

a) Der allgemeine Holzpreis in jeder Gegend ijt die Wirkung 
des Mitwerbens, alſo des Verhältniffes zwifchen der gefammten 
Holzerzeugung und Zufuhr einerjeit8 und dem Holzbevarfe und 
der auswärtigen Nachfrage andrerſeits. Dieß Verhältniß ift in 
jevem Yande und Zeitpuncte ein gegebenes, und es fteht nicht in 
der Macht der Regierung, es in kurzer Zeit abzuändern. Wo 
das Verhältniß für die Zehrer ungünſtig ift, da bat ver hohe 
Holzpreis wenigjtens das Gute, daß er zum ſparſamen Verbrauch, 
jo wie zum eifrigen Holzanbau ermuntert, I, 8. 387 u. o. 8. 169. 

b) Die Abgabe von Holz aus den Domanialwaldungen um 
einen geminderten Preis iſt eine Begünftigung der Empfänger 
auf Kojten ver Staatscaffe, aljo mittelbar der Steuerpflichtigen, 
während bie übrigen Zehrer den allgemeinen Holzpreis bezahlen 
müſſen. Je Kleiner ver aus jenen Waldungen zu gewinnende 
Theil des ganzen Holzbedarfes ift, deſto weniger einzelne Bürger 
können den Vortheil des mwohlfeileren Einfaufes genießen. 

c) Die Aufopferung der Staatscaffe zu Gunften eines Theiles 
der Bürger wäre noch eher zu rechtfertigen, wenn dabei Gleich» 
förmigfeit Statt fände, was aber wegen ver höchit ungleichen 
DBertheilung der Domänenwaldungen in den verfchievenen Landes— 
gegenvden nicht der Fall it, $. 167a u. 8. 169 a. €. In 
Deutjchland 3. DB. fehlen diefe in ven Gebieten der ehemaligen 
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Reichsfürſten (Standesherren) gänzlich, die Holzkäufer ſind alſo 
dort ganz auf den Einkauf von Körperſchafts- und Privatwaldungen 
beſchränkt, und es iſt unbillig, daß ein Theil der Einwohner jene 
Bevorzugung allein genießt. 

(a) Vergl. Pfeil, II, s9. — Wedekind, ©. 276. 


$. 184. ($. 1508.) 


Aus diefen Säten folgt, daß in der Regel die Regierung 
von dem allgemeinen Mearktpreife des Holzes auch bei ihren Holz- 
verfänfen Gebrauch machen darf. Ausnahmen können unter 
befondern Umftänden rathſam werben (a): 

a) Wo die Zehrer fih an einen wohlfeilen Einfauf aus 
Staatswaldungen gewöhnt haben und eine plögliche Erhöhung 
ſchwer empfinden würden, da ift es billig, vie bisherige Be— 
günftigung nicht auf einmal zurücdzunehmen. Dan kann übrigens 
von feinem Holzpreife fchlechtweg fagen, daß er zu hoch fei, weil 
e8 nur auf fein Verhältniß zu den Preifen anderer Dinge und 
der Arbeit, fo wie zu dem üblichen Verbrauche anfommt. Ein 
Preis, der wegen feiner Neuheit für viele Bewohner unerjchwinglich 
ift, wird in einer andern Gegend, wo man fich an ihn gewöhnt 
bat, Leicht ertragen (b), daher jollte man einen weit unter dem 
Marktpreife ftehenden fogenannten Nevierpreis allmälig bis zu 
jenem erhöhen. 

b) Wurde den Staatsdienern die Verabreichung einer gewiſſen 
Holzmenge unter dem Marftpreife zugefichert, jo haben fie, wenn 
dieß aufhört, auf eine Entſchädigung Anſpruch. Es ift übrigens 
befjer, ihnen dieſe zu geben, als vie ältere Einrichtung fortvauern 
zu laffen, weil fonft weniger fparfam mit dem Holze umge— 
gangen wird. 

ec) Häufig hat man in früheren Zeiten Hüttenmwerfe und 
andere Fabriken durch wohlfeile Holzabgabe emporzubringen gefucht. 
Hier find zwei Fälle zu unterfcheiden: 

«) Iſt man durch ertheilte Zuficherungen fortwährend ge- 
bunden, aber vie abzulaſſende Menge nicht in Zahlen beftimmt, 
jo fann fie nach dem herkömmlichen Betrage feitgefegt werden. 
Fit die Menge von Klaftern, Cubiffußen u. ſ. w. fejtgejegt, fo 
bleibt nur eine jchwierige Abfindung übrig. 
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A) Dit die Holzabgabe nur als Vergünſtigung anzuſehen, fo 
thut man wohl, fie allmälig nach vorausgegangener Ankündigung 
zurüdzuziehen. Ihre Fortvauer hält vie Unternehmer von holz: 
iparenden Einrichtungen und dem Aufjuchen anderer Brennitoffe 
ab, wodurch jene vielleicht auch bei einem höheren Holzpreije be- 
jtehen fünnten. Sollte dieß nicht möglich fein, jo wäre bie 
Fortvauer folcher Gewerfe nicht wortheilhaft. Mit dem Steigen 
des Holzpreifeg müſſen unvermeivlih manche Unternehmungen 
aufhören, die nur in holzreichen Bezirken gedeihen. Man kann 
der Regierung nicht zumuthen, aus Staatsmitteln jolche Gewerke 
aufrecht zu halten, nur darf man die Veränderungen nicht vajch 
eintreten lajjen, um zu einer anderen Verwendung der Arbeits: 
fräfte und Gapitale Zeit zu laſſen (c). 

d) Die BVerforgung der Dinrftigen mit Brennholz ift an 
Drten, die feine Gemeinde-Waldungen haben, bei einem beträcht- 
lichen Anwachs des Holzpreifes jchon zur Verhütung des Dieb- 
jtahles in den Domänenwaldungen jehr zwedmäßig ($. 180 (ec) ), 
und man kann deßhalb diefe Ausgabe zu den Kojten zählen, mit 
denen ein großer Erlös aus den Walderzeugnilien erfauft wird. 
Am wenigjten opfert man auf, wenn man ven Dürftigen bie 
unentgeltliche Benutzung des Raff- und Yejeholzes und des Stod- 
bolzes, wo das Ausgraben der Stöde unſchädlich ift, überläßt, 
weil dieſe Holzjorten viel Arbeit erfordern und auf andere Weife 
oft gar nicht für die Volkswirthſchaft nutzbar zu machen find (d). 
Außerdem kann es dienlich jein, Brennholz um ermäßigten Preis 
an holzarme Gemeinden abzulaffen, mit Verbürgung ver Ge— 
meindecajje und unter der Bedingung, daß jeder dürftigen Familie 
ein gewijjer Vorrat) davon verfauft werde (e). 


(a) Bgl. Verh. der bater. 8. d. Abg. v. 1531, Beil. XLIV, 250. Comm. 
Bericht (von Frh. v. Notenhan), 1840. Beil. XXI. 1. Abth. ©. 72. 
IX. Beil. 8. ©. 111. 


(2) Man bat 1810 in Baiern die Bemerkung geäußert, daß im Sfarkreis 
über Holztheuerung geklagt werde, weil die Klafter von 6 auf 9 fl., im 
Negen= u. U. Mainkreife, weil fie von 11—14 auf 15 — 18 fl., im 
Aheinfreife, weil fie von 15 — 18 auf 20 — 26 fl. geftiegen fei. 

(e) 3.8. Code forestier, Art. 58: Die wider die Älteren Geſetze verliehenen 
Begünftigungen diefer Art erlöfchen 1837. — Die ſächſiſche Negierung 
bat in Solge folder Erwägungen von 1840 an das au die Hammer- 
werfe abzugebende Scheitholz um 26 Proc. vermindert und eine allge» 
meine Erböbung der Holztaren angeordnet, die jedoch für jene Hammer- 
werke erſt 3 Yabre fpäter eintreten follte, 

(d) Rocher, Anfichten S. 103. 
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(e) Aehnlich die Vorfchrift der wirt. V. v. 30. Nov. 1836. Die Abgabe 
erfolgt um dem Nevierpreis, ſ. auh Hoffmann, W. Dom. Berw. 
©. 185. — In Baiern darf die Tare zum Bortheil der Armen nöthigen- 
falls um 25 Proc. gemindert werden. 


$. 185. ($. 151.) 


8) Was die Form des Holzverfaufes betrifft, jo hat man 
zwifchen zwei Arten zu wählen: 

a) Verfteigerung, und zwar 

ae) auf dem Stamme, jo daß ver Käufer das Fällen und 
Aufarbeiten jelbit veranftaltet. Diefe in Frankreich übliche Weife (4) 
ift da, wo fein kahler Abtrieb ftattfinven foll, nicht einmal bequem, 
noch weniger aber vortheilhaft, weil die Beforgung des Hauens 
vielen Käufern läftig iſt und weil diefe bei ver Ungemwißheit ver 
zu evivartenden Holzmaſſe in ihrem Angebote auf ven fchlimmiten 
Fall rechnen; zudem giebt fie zu vielen Bejchätigungen des 
jtehenden Holzes Anlaß (b). 

P) Nach erfolgter Zugutemahung im Walde, alfo ohne Auf- 
wand für die Verſendung. Dieß ijt dem vorigen Verfahren 
vorzuziehen. Zwar nimmt ein Theil der Holzverzehrer an ven 
Berjteigerungen im Walde nicht Theil, weil ihnen die Beforgung 
der Abfuhr zu mühſam tt, aber an deren Stelle treten die Holz- 
händler (ec) ein, die das erfaufte Holz in Eleineren Mengen und 
in der den Käufern gelegenen Zeit wieder verfaufen. Die Holz: 
händler müſſen auf einen mäßigen Gewerbbsverdienſt rechnen, 
können jedoch feine weitere Fünftliche Vertheuerung bewirken, weil 
die große Maffe des aus Staats- und Privatwaldungen feilge- 
botenen Holzes, der freie Zutritt zu den Verfteigerungen und bie 
Zufuhr aus anderen Orten vor einer monopoliftiichen Beherrſchung 
des Angebotes fchügen. Hiezu trägt e8 auch bei, wenn das Holz 
in kleinen Abtheilungen verfteigert und die Verabfolgung nicht 
unnöthig erjchwert, dagegen ven Käufern Fein oder nur furzer 
Credit gegeben wird (d). 

b) Abgabe nah einem feftgefegten Preije (Holztaxe), 

e) im Walde Die altübliche Verfahren war unvortheil- 
haft, weil man gewöhnlich ältere, weit unter dem Marktpreiſe 
bleibende Preisfüte beibehielt, wobei doch nur ein Theil der Holz- 
füufer befriedigt werden konnte. Nichtet man dagegen die Taxe 
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immer nach dem jedesmaligen Marftpreife ein, wie er fich bei 
BVerfteigerungen und anderen Verkäufen unter Privatperfonen 
herftellt, jo it das Abgeben nach einem ſolchen Preife zwar 
zuläfjig und ven Zehrern bequem, aber doch für die Forſtverwalter 
und die mit der Prüfung und Genehmigung der Abgabspreife 
beauftragten Forjtbehörvden mühſamer, auch ift es ſchwer, einzelne 
Begümftigungen ganz zu vermeiden. Die Tare müßte wenigjtens 
jährlich durchgeſehen, auch für alle Holzforten in ein richtiges 
Verhältniß gebracht und für jeden Forſtbezirk oder deſſen Haupt- 
theile beſonders angejett werben (d). 

A) In Holzhöfen (Holzgärten, Holzmagazinen), in 
welche die Regierung die Vorräthe führen läßt und in denen fie 
zu jeder Zeit feil ſtehen (e). Die Betreibung eines folchen Holz- 
handels auf Staatsrechnung geſchah theils, um von einem zum 
Flößen des Scheitholzes brauchbaren Fluß oder Canal ſammt ven 
zugehörenden Einrichtungen (Sammelteihen, Schwellungen u. ſ. w.) 
Nuten zu ziehen, — theil® um bie Zehrer in Städten, die von 
Waldungen entfernt liegen, mit Holz zu verjorgen, ohne daß fie 
von den Holzhänplern abhängig würden. Da man das für bie 
Hofhaltung, die Beamten und die öffentlichen Anjtalten abzu— 
gebende Brennholz auf Kojten der Staatscaſſe herbeifchaffen zu 
laſſen gewohnt war, jo lag die Veranlafjung nahe, dieß auch bei 
einem zum Verkaufe bejtimmten Borrathe zu thun. Die Holzhöfe 
übernehmen das Brennholz aus den Staatswaldungen um einen 
gewiffen Preis und faufen auch wohl noch aus Privatwaldungen 
weitere Vorräte. Wo ſolche Anftalten anfehnlichen Gewinn 
abwerfen, da iſt derjelbe gewöhnlich entwever die Wirkung des 
ausschließlichen Beſitzes einer Floßftraße, oder er ift nur fcheinbar, 
indem er von dem niedrigen Preife herrührt, ven die Forjtcaffe 
für das Holz vergütet erhält. Steht die Verfendung auf Yand- 
und Waſſerſtraßen Jedermann frei, jo werden Holzhöfe jener 
Art durch das Mitwerben ver Holzhändler überflüffig (/). Die 
Vorliebe ver Zehrer für die Holzhöfe beruht auf der Gewöhnung 
an niedrigere Abgabspreife und fällt hinweg, wenn bie in $. 183 
entwidelten Grundfäge in Ausführung fommen. Die Kojtbarfeit 
der Berwaltung und die Größe des darin bejchäftigten umlaufenven 
Capitals machen die Aufhebung diefer Anjtalten zweckmäßig, bie 
dann ausführbar wird, wenn ber Privatgolzhandel hinreichende 
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Lebhaftigfeit hat. Damit die Benugung der floßbaren Gewäſſer 
nicht einzelnen Pachtern einen anfehnlichen Gewinn gebe, welcher 


ber 


Staatscaffe entgeht, kann es rathſam werden, daß die Forit- 


verwaltung das Holz jelbjt verflößen (g) und dann am Orte ver 
Ankunft verfteigern lajje. Die Errichtung von Holzmagazinen, wo 
fie örtliches Bedürfniß ift, fann den Gemeinden überlaffen werben. 


(a) 


Ehemals aud in Deutfhland, in Würtemberg bis 1598, Hoff- 
mann, F. W. v. W. zu Anf, des 16. Ihh. S. 38. Ordonnance de 
Louis XIV. sur le fait des eaux et foröts, 13. Aug. 1669. Tit. XV. — 
Code forestier, Art. 17—46. Ordonnance d’ex&cution vom 1. Auguft 
1927, Art. 73—%6. Die zum Hiebe beftimmten Waldftreden he. ei 
duch verpflichtete Forftgeometer (arpenteurs) vermefien und nach ihrem 
Holzvorrathe abgeſchätzt, die zu verfchonenden oder auch die zu fchlagenden 
Bäume ausgezeichnet, die Bedingungen des Kaufes (cahier des charges) 
entworfen, Die Berfteigerung wird 14 Tage vorher bekannt gemacht. 
Der Zufchlag erfolgt bisweilen nah altertbümlicher Weife durch Ver— 
löfchen eines Yichtes, Doch ift ein Nachgebot bis zum folgenden Mitta 
erlaubt, woferne mehr geboten wird. (Nach der ©. v. 1669. Tit. XV, 
Art. 31. 32 war eben fo lange ein Nachgebot von '/,, tiercement, und 
dann noch eim weiteres um !,;, semi-tiercement oder doublement, 
erlaubt.) Die Käufer find mancherlei Beſchränkungen und Berpflichtungen 
unterworfen. Jeder Holzverlauf ohne Berfteigerung ift bei 3—6000 Fr. 
Strafe den Forftbeamten unterfagt. — Beifpiel eines cahier de charges 
in Annales forest. 2. annde. ©. 290. — Der Meiftbietende bat noch 
192 Proc. weitere Gebühr zu entrichten. Bol. über d. bisher. Ver— 
bältniffe in Deutſch-Lothringen Bernhardt, forftl. Berhältn. v. 
D. L., Berl. 1871 ©. 61; deutfche Methode bereits eingeleitet. 


(b) Bergius, Mag. III, 278. — Pfeil, II, 318. — Hundeshagen, 


(d) 


F. Pol. ©. 362. — v. Wedekind, S. 216. — Die Durhforftungen 
in jungen Beftänden werden auch in Frankreich unter der Leitung 
der Forftbedienten auf Rechnung der Forftcafie vorgenommen; coupes 
par economie (Selbftverwaltung). In befond. Fällen pflegt auch 
anderswo Die Verfteigerung des Holzes auf dem Stamm einzutreten, 
3.8. in Preußen bei Verkäufen zur vollftänd. Abbolzung einer Wald- 
fläche (wie im Fall des Naupenfraßed). 

Unter diefen auch viele Yandwirtbe, die mit ihrem Geſpann Fubrlohn 
zu verdienen beabfichtigen. 

n vielen Yändern ift neuerlich die Berfteigerung Regel geworden. Die 
Stände in der preuf. Provinz Sachſen baten 1811 um Abfchaffung 
diefes Verfahrens, welches durch Minift. Berfüg. v. 8. März 1941 in 
Schug genommen wird. Die Stände gaben zu, daß die Tare bie und 
da zu niedrig fei und dem „wahren Werthe“ des Holzes genähert werden 
folle, worunter der allgemeine Marktpreis. jeder Gegend verftanden 
wird. — In Preußen fol im Winter alle s—14 Tage, im Sommer 
mindeftens alle 4 Wochen eine ern gehalten werden (jehr 
fäftig!) Der Uebergang zur Berfteigerung fol nicht plötzlich Dee 
die Käufer follen aber allmälig an diefe gewöhnt werden. Er efondere 
Fälle ift der Verkanf aus der Hand fernerhin geftattet, 3. B. bei plötzlich 
vermebrtem Bedarf, bei dem Bedürfniß einer fohnellen Räumung nad 
außerordentlihen Ereigniffen, bei felten gefuchten Sorten u. ſ. w.; dann 
ift ein Durchſchnittspreis feitzufegen. Verkauf nach der Taxe ift nur 
zuläffig, wo man Gründe hat, die Käufer zu begünftigen. Die Bor« 
Schrift, daß nur 15 Proc. nad) der Tage und ebenfoviel nach dem 
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Durchſchnittspreis abgegeben werden dürfen, wurde 1641 verſuchsweiſe 
aufgehoben, v. Rönne ©. 671. — In Baden ımd vielen anderen 
Ländern ift die Verfteigerung Regel. — Wiirtemberg: Abtheilungen 
bis zu 1 Klafter hinab; der Kaufpreis ift binnen 6 Tagen zu bezahlen, 
bei Kauffummen über 500 fl. binmen 4 Wochen. — Eine allgemeine 
Vorſchrift ift es, daß das erfaufte Holz nicht vor — des Preiſes 
abgeführt und die Fortſchaffung aus dem Walde nicht verzögert werden 
darf, fomwie, daß das verfaufte Do auf Gefahr des Käufer an der 
Stelle Tiegt. Ausnahmen von diefer Regel traten aber in befond. Fällen 
mitunter ein, 3. B. in Breußen bei großen Verkäufen zur völl. Ab» 
holzung, wo — ge des Holzes nad) Verhältniß der Abzahlungen 
auf creditirten Kaufpreis zugelaffen werden fanır. Auch wird wohl die 
Verkohlung des Holzes im Walde felbft den Käufern geftattet. In 
gar übrigens Berkauf gegen Wechſel mit 3— 12 monatl. 
erfallzeit die Regel. Bernhardt a. a. DO, ©. 62. — Anleitung 
zur Berechnung einer Holztare in Meyer, Forftoirect. 8. 364 ff. (aber 
ohne Nüdficht auf die Darktpreife, bloß nad) der Analogie defjen, 
was der Boden als Ader tragen würde, v. Wedekind, S. 286. 
Hundeshagen, F. Pol. ©. 376. — So lange man feine Abſchätzung 
des jährlichen Zuwachſes hatte, ließ man fich häufig bei der Feſtſetzung 
des Hiebsquantums von den Anmeldungen des Holzbedarfes der Unter- 
thanen bejtimmen, für deren Empfangnahme befondere Holzfchreibtage 
gehalten wurden. — In Würtemberg wird der RevierpreiS aus den 
vorjährigen Berfteigerungen bejtimmt. &r findet aber (V. v. 30. Nov. 
1836, 23. October 1850) nur noch Anwendung bei den Holzabgaben 
an holzarme Gemeinden, bei dem Stodholz und Neifig, ferner in Fällen 
eines plötzlich eintretenden Bedürfniffes, oder wo an einem Orte für 
eine Holzforte fein Mitwerben von Kaufluftigen zu erwarten ift, Hoff- 
mann, W. Finanzrecht I, vor. — In Baiern werben die Berfaufs- 
preife alle 3 Fahre nach den Marktpreifen eingerichtet. In Gegenden, 
die viele Staatdwaldungen haben, wird der Brennholzbedarf der Ein- 
wohner, Kleinen Gewerbe und Gemeindeholzmagazine, fodann der Hütten- 
und Hammerwerfe nad) der Forſttaxe abgegeben. Sodann wird für die 
größeren Gewerbe und andere Verbrauchsarten eine Berfteigerung ge— 
halten, von der die — ausgeſchloſſen ſind, der wird frei 
verſteigert. Im den Gegenden, in welchen wenig Staatswaldungen find, 
wird fiir den örtlichen Bedarf eine Berfteigerung ohne die Holzhändler, 
hierauf eine freie gehalten. Bauholz wird bei Unglüdsfällen und Nutzholz 
an Perfonen, die es im Kleinen verarbeiten, nach der Tare —— 
Die Forfttare wurde im D. der letzten 14 Jahre bis 1860 bei Nutzholz 
um 17, bei Brennholz um 13 Proc. von dem Marktpreife überftiegen. — 
Stofar v. Neuforn ©. 554. Die Forftverwaltung B's. ©. 244. 
Der verfteigerte Theil ift unter der Hälfte, 3. B. 1837 — 39 in Unter» 
franten 48, der baier. Pfalz 42, in Oberfranfen 34 Proc., v. Roten- 
hans a. Bericht, ©. 73. R. W. 
Baiern bat 3 Eriftämter und 4 Holzhöfe, 3 in der baier. Pfalz; der 
rößte (in Paſſau) verkauft jährlich 37—38°000 Klafter, der kleinſte (in 
Dürkheim) nur, 180 — 200. Im D. 1835 — 37 war der rohe Ertra 
538°977 fl., die Kofter 329825 fl., der reine Ueberfchuß 209152 f 
A. für 1855 —61: Einnahme 607°218 fl., Ausgabe 372070, rein 
235135 fl. A. 1861 —67 roh 797218 fl., rein 332,493. A. 1870 
Einnahme 846°556 fl., Ausgabe 477569 fl., wovon 26°349 fl. für Be- 
foldung und Amtskoſten, 10°000 fl. für Holz-Anfauf von Privatperfonen, 
429375 fl. für Zurichtung u. $ortbringung d. Holzes. Rein 368°987 fl. — 
Würtemberg hat 5 Holggärten, von denen 4 als Filiale des in 
Stuttgart befindlichen * find. Sie haben 90-000 fl. Betriebs- 
capital. Hoffmann, W. Finanzrecht, I,.343— 359. 4, für 1858-61 
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j. Einnahme 254841, Ausgabe 219241 fl., rein 35600 fl. — Sadfen 
5 Flofanftalten u. mehrere Holzböfe. A. 1855—60: Einn. 369775 Thlr., 
wovon 365491 Thlr. aus Holzverkauf, Ausgabe 319775 Thlr., nehmlich 
226451 Thlr. Holzanlauf, 76378 Betrieb und Unterhaltung, 16°945 
Berwaltung, — rein 50°000 Thlr. Der Antaufspreis ift Demnach 60 Proc. 
des BVerkaufspreifes. A. 1861—63 31333 Thlr. rein. Nach der Angabe 
von 1865 kommt die Klafter duch Ankauf u. Betriebskoften auf 5,0? Thlr. 
zu ftehen und wird um 22,9 Ngr. höher verkauft, alſo mit 14 Proc. 
Gewinn. — In Baden find die legten Holzböfe zu Karlsruhe umd 
Naftadt, die fih duch die Flößen auf der Murg verforgten, 1835 auf- 
ehoben worden. Sie trugen 1831 und 32 im D. 16800 fl. netto. 
S. Verhandl. d. 1. Kammer von 1833, Beil. IV, 110 (Commiffions- 
bericht v. Rau). — Gr. v. Sponed, lieber die Anlegung der I. 
gärten, Heidelb. 1816. — Ueber die bisherige Adminiftration der Holz- 
gärten in Winterberg, Stuttgart 1821. R. 

(f) Die Solabdfe in Berlin konnten mit den Holzhändlern nicht Preis halten, 
Pfeil, II, 313. 

(g) Am beften in VBerding, mit Verabredung eines gewiſſen Procentfaes 
für Abgang. 


— 


8. 186. (6. 152.) 

9 Die forſtlichen Nebennutzungen, wie Maſt, Gras— 
ſchnitt, Weide, Streuſammeln, Harzſcharren, Torfſtechen, ferner 
Jagd auf eigenem Boden oder auf Grund von privatrecht— 
lichen Titeln auf fremdem Grund und Boden (ſ. 8. 187—189), 
mitunter auch Fiſcherei (8. 190), inſofern ſie nicht ſchon durch 
Servituten der Verfügung der Forſtbehörde entzogen ſind, müſſen 
ſo weit beſchränkt werden, daß ſie der Holzgewinnung gar nicht, 
oder doch nicht ſo viel ſchaden, als ſie eintragen (4). Innerhalb 
dieſer Grenze verdienen ſie eine ſorgfältige Behandlung, weil ſie 
nicht allein den Reinertrag für den Staat erhöhen (ſ. 8. 189 (b)), 
jonvdern auch volfswirtbichaftlich bedeutend werben können (b). 
Die gewöhnliche Art, fie einträglich zu machen, iſt die Verpachtung 
unter jolchen Bedingungen, welche ven Pachter abhalten, vie 
Nugung auf eine jchäpliche Weife auszudehnen. Im folchen 
Jahren, wo e8 den Landwirthen an Futter fehlt, ijt die Geſtattung 
des Grasholend und Yaubitreifens, auch wohl des Beweidens 
älterer Schläge jo wohlthätig, daß man fie unentgeltlich oder 
gegen geringe Vergütung anoronen follte. 


(a) ES kommt hiebei viel auf die Holzpreife an. In entlegenen Gebirgs- 
gegenden kann z. B. das Harziharren zuläffig fein, während es bei 
utem Abfatze des Holzes wegen feines ſchädlichen Einfluffes auf die 
Sefundheit der Bäume aufgegeben werden muß. 

(6) Die gilt befonders von den Zwiſchennutzungen zum Feldbau, $. 147 (f). 
Eine einfache Regel zur Abwägung der entgegengefetsten Intereſſen der 
Yand= u. Forftwirtbichaft in Betreff der —* dftreu verſucht Roſcher, 
Anſ. S. 103 aufzuſtellen. W. 


$. 187. ($. 192.) 


10) Jagd insbefondere, auch auf Grund Regale. 
Neben der in 8. 186 erwähnten Einnahme aus ver Jagd auf 
eigenem Boden fann eine Einnahme aus dem Jagdregal, d. h. 
aus der Befugniß der Stantsgewalt, die Jagd auf Privatländereien 
auszuüben, vorfommen. Diejes Jagdregal, welches fich von ben 
gutsherrlichen Rechten, die ganz privatrechtlicher Art find, wejentlich 
unterjcheivet, trägt die Merkmale eines Hoheitsrechts an fich, das 
aber weniger einen finanziellen, als vielmehr ven Zweck hatte, 
dem Landesherrn eine ausgedehnte Jagd zu ermöglichen. Auch 
war es nicht immer und nicht überall ein ausjchliefliches Recht 
bes Staats ober Landesherrn, indem viele Grundeigner, insbe: 
fondre Beſitzer von Rittergütern, fich von Alters her im Beſitze 
bes Jagdrechts behauptet hatten, wenigjtens in Anſehung ver 
niederen Jagd, während vie hohe Jagd in ver Regel ver Ne _ 
gierung zugefallen ift. Das Regal erftredt fi) demnach auf 
diejenigen Jagdbezirke und Arten des Wilds, in denen nicht fchon 
eine Privatperfon oder Körperjchaft jagbberechtigt ift (a). Im 
Deutjchland „bejteht oder bejtand eine gemeinvechtliche Ber: 
muthung für bie Negalität ver Jagd nicht, fondern e8 hing von 
dem einzelnen Particularrechte ab, ob und in welchem Umfange 
fie begründet war” (b). R. W. 


(a) In der Entwidlung des Jagdrechts laſſen ſich 3 Perioden unterfcheiden: 
1) Auch als die Jagd nicht mehr Hauptmahrungsquelle war, blieb fie 
doc; fo beliebt, daß die freie Pürfch lange fortdauerte, 2) Allmälig 
ficherten fich die Grumdeigner das Jagdrecht ausſchließlich. 3) Erſt gegen 
Ende des Mittelalters gelang es den Yandesherren, aud) in vielen ‘Privat- 
waldungen das Jagdrecht am fich zu ziehen. In Deutichland ver- 
theidigten die Juriſten dieſes ausfchliefliche Jagdrecht der ZTerritorial: 
herren nach der fiscal. Lehre von d. herrenlofen Gütern, welche fie auf 
die wilden Thiere anwandten, feit dem 16. Jahrhundert. Hüllmann, 
ee ©. 43. Mittermaier $. 213— 215. Befeler, D. 
Privatrecht 8. 196. R. 

(d) Befeler ©. 814. 


8. 188. ($. 193.) 


Die neue Einführung des Jagdregals würde als unnöthiger 
Eingriff in das Grundeigenthumsrecht nicht zu billigen fein. Wo 
e8 lange bejteht, iſt von rechtlicher Seite nichts gegen ben Fort: 
beitand einzuwenden. Der Wildſtand wird dabei mehr gejchont 
werden als bei Freigebung der Jagd. Aber gerade biefer Umſtand 
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bringt Gefahren für die landwirthſchaftliche Cultur mit ſich und 
die im Jagdregal liegende Beichränfung ver Rechte des Grund— 
eigenthümers wird jpäter regelmäßig jehr läjtig empfunden. 
Deshalb hat man neuerdings das Jagdregal in unfjeren Staaten 
fammt allen Jagdrechten auch privatrechtlichen Urſprungs auf 
fremvem Boden meijtens gejetlich aufgehoben (a), das Jagdrecht 
in den neueren Gefeten wieder als Ausfluß des Grunveigenthums 


behandelt, felbjt die Bejtellung des Jagdrecht auf fremden Grund - 


und Boden als Grundgerechtigfeit unterfagt (b), die Ausübung 
der Jagd aber bejchränft. Namentlich ift die eigene Ausübung 
der Jagd an eine bejtimmte Größe des Yandguts gefnüpft und 
die Gemeinden find verhalten worten, fie zu verpachten ober 
Beauftragte anzuftellen, II, 8. 174. R.W. 


(a) Aufhebung des Jagdregals in Frankreich, 11. Aug. 1759, in 
Deutihland nei 1848. Preuß. Gef. v. 31. Oct. 1848: jedes 
Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden ohne Entfhädigung auf- 
eboben. Fagdpolizeigef. v. 7. März 1550. 

(6) Befeler ©. 815. 
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Wo das Jagdregal noch beiteht, kann es, wie die Jagd auf 
eigenem Boden, benugt werben, 1) durch Selbjtverwaltung (a), 
indem das von den Forſtbedienten erlegte Wild auf Staats: 
rechnung verkauft und dem Jäger eine Fleine Vergütung für jedes 
Stück bezahlt wird, 2) durch Verpachtung, die in ver Regel 
vortheilhafter ijt und den Nuten hat, daß die Forjtleute weniger 
von ihrem eigentlichen Berufe abgezogen werden; ven Jagdpachtern 
wird die Schonung des Wildſtands, die Beſchränkung deſſelben 
zur Verhütung von Feldſchäden und ver Erſatz jolcher Beſchädi— 
gungen zur Pflicht gemacht; 3) durch Ueberlafjung der Aus— 
übung des Regals an größere Grundbefiger auf ihrem 


Gebiete, doch mit Vorbehalt des Widerrufs im Fall einer Zer— 


jtüdelung der Beſitzungen. Dies ift weniger einträglic) als bie 
Verpachtung, aber jehr einfach und befreit die Grundeigner von 
allen Beläftigungen. 

Je mehr man zur Verhütung des Wildſchadens thut, deſto 
mehr muß der Wildjtand, alfo ver Ertrag der Jagd abnehmen (b). 
Zur Sicherung vejjelben gehören vorzüglih Maßregeln gegen 
Wilddiebſtahl, die außer der Waldhut auch in ver Aufficht über 
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ben Handel der Privatperjonen mit Wild bejtehen. Dagegen 
müffen die mancherlei Yaften, die ehemals den in der Nähe von 
Jagdbezirken des Staats wohnenden Yanbleuten aufgelegt waren (c), 
z. B. Jagdfrohnden, Beköſtigung der Jäger und Hunde u. dgl. m., 
vollftändig aufgehoben werben, wie dies bie neueren Jagdgeſetze 
auch meijtens gethan haben (d). 

Neben der obigen Einnahme aus eigenen Jagden und dem 
Jagdregal kommen in Berbindung mit der Jagd Einnahmen 
anderer Art vor, nehmlich Zahlungen für die Ertheilung von 
Jagdſcheinen, d. h. von Yegitimationspapieren, an deren Beſitz 
das Recht der Ausübung der Jagd für jeden Privaten, auch für 
den Grundeigner, der auf ſeinem eigenen Gebiete jagt, in den 
neueren Geſetzen in ver Regel gebunden iſt (e). Dieſe Scheine 
haben eine polizeiliche Bedeutung, eine dafür erhobene Abgabe 
fann den Charakter der Gebühr annehmen, infofern aus dem 
Ertrage ein Beitrag zu den Kojten ver Jagdpolizeiverwaltung 
geliefert wird (f). Die Jagdſcheinabgaben laſſen jich andererfeits, 
namentlich wenn fie in höheren Sägen erhoben werden, auch als 
Genußjteuern und bei berufsmäßigen Jägern, welche vom 
Ertrage der Jagd ein Einkommen beziehen wollen, als eine be— 
jondere Form dev Gewerbejteuer auffallen. 


Wo das Jagdregal oder ein Privatjagdrecht auf fremden 
Grund und Boden bejteht, ijt die. Aufhebung folcher Rechte ohne 
Entſchädigung nicht geboten, ja faum zu rechtfertigen. Die Ent: 
ihädigung, die aljo dann auch dem Staate zujteht, kann nach 
ven allgemeinen Grundfägen der Ablöfung dinglicher Rechte u. ſ. w. 
erfolgen, $. 164, 165. In ver Praxis iſt fie freilich öfters 
unterblieben, wenn bie ſehr unbeliebten Jagdrechte in politifch 
unrubiger Zeit aufgehoben worden find (g). R. W. 

(a) Dafür in den Staatswaldungen Pfeil II, 760. 

(d) Ertrag für den Staat: Preußen 1865, neben 930624 Thlr. Einn. 
aus Forfi-Nebennugungen (Maft, Weide, Gräferei, Harz, Fifcherei, 
NAder- u. GERN; fleine Torfnutzung) u. neben 9128874 Thlr. 
Erlös für do 3, bloß 45304 Thlr. Ein. aus Jagd, wovon 3808 Thlr. 
Yagdverwalt.= u. VBerpachtungstoften abgehen. A. für 1870 (incl. neue 
Prov.): Forft-Nebennugungen 1010640, 12193700, Jagd 
97964 Thlr., wovon 10'740 Rente für abgelöftes Jagdrecht, 49066 aus 
Verpachtung, 38158 aus eig. Adminiftr.; Verwaltungskoſten der Jagd 
18550. — Baiern N. 1870, Jagd roh 55'037, rein 27084 f, 

Benugung größtentheild auf Staatsrehnung. — Baden D. 1860/61 

Jagd in d. Domanialwaldımgen 7118 fl., Koften 87 fl. 1868 R. 10'072, 
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10347 Thlr. roh, 7605 Thlr. rein. 

(ec) Keine Selge des Regals, fondern meift auf Grund der Guts- oder 
Boigteiberrfchaft entftanden. Befeler ©. 815. 

(d) 3.8. Preuß. Gef. v. 2. März 1850, 8. 3, Nr. 6. 

(e) 3. B. Preuß. Gef. v. 7. März 1850, $. 14. 

(A) In Preußen muß jedes Jahr ein Jagdfchein für 1 Thlr. gelöft werden, 
der Ertrag fommt in die Kreiscommunalcaffe des Wohnorts des Jagd» 
ſcheinentnehmers; ob. Gef. $. 14. 

( 3. B. in Preußen nad Gef. v. 31. Oct. 1848. Anders in Sachfen, 
wo dem Staate 1253 von ſämmtl. 5632 Jagdrechten gehörten. Ab- 
la are diefer Domanialjagden 158945 Thlr., wogegen der Staat 
zu allen Jagdrechtsablbſungen einen Zufhuß von 485304 Thlr. gab. 


1871 A. 11°500 fl. — ee a al A. 1850/51 Jagd 
 W. 


8. 190. ($- 195.) 


11) Fifcherei insbeſondre. Die Fiſcherei kann dem Staate 
als Eigenthümer der Domänen wie andern Grundeigenthümern 
in eigenen Privatgewäflern oder auch auf Grund eines guts- 
berrlihen Rechts in fremden Privatgewäffern zuftehen. Im 
öffentlichen Flüſſen iſt fie noch jett mitunter freigelaffen oder 
ſteht von Altersher einzelnen Grundherren over Ufergemeinven 
zu. Doch wird fie öfters auch als Regal dem Staate aus: 
ichlieglich  zugefchrieben (a). Das Recht kann fich dann auf bie 
Befugniß beziehen, nutbare Gegenftände verfchiedener Art aus 
den Gewäſſern zu gewinnen. Die Regalität ift ungefähr wie bie 
ver Jagd zu beurtheilen und nach dem Beifpiel verjelben ent- 
jtanden (b). Die Fifcherei in Binnengewäfjern wird am Paſſendſten 
vom Staate verpachtet, apart oder mit anderen Objecten, wie 
den Feldgütern, unter Bedingungen, welche die Vertilgung der 
Fiſche verhüten, II, 8. 176. Die Fifcherei auf dem Meere, in 
der Nähe ver Küjten, wird am Beſten den Staatsangehörigen 
frei gegeben. — Die Goldwäſcherei aus dem Bette ver 
öffentlichen Flüffe giebt in Deutjchland kaum einen Reinertrag 
mehr und verbiente, frei gegeben zu werben (ce). Die Perlen: 
bäche einiger Länder pflegen zwar auch Regal zu fein, aber ohne 
Gewinn für die Staatscaffe (d). Finanziell wichtiger ift das in 
Preußen bejtehende Bernjteinvegal, das auch am Belten im 
Wege der Berpachtung an Privatunternehmer nutzbar gemacht 
wird (e). R.W. 


(a) Klüber, öff. Recht, $. 456 ff, Mittermaier I, $. 2228. Befeler 
. 197, bei. ©. 822, 


en 


(6) Mittermater I, 8. 233. 234. — In Rußland war früher die 
aftrachanifche Fifcherei (auf d. casp. Dieere mit Ausnahme der uralifchen) 
ein Regal, welches 1763 gegen eine Abgabe von jedem Pud Haufenblafe 
und Caviar der Raufmanntaft zu Aſtrachan überlaffen wurde; 18502 
wurde die Fiſcherei der allgemeinen Benutzung freigegeben. Storch, 
Rußl. unter Mer. I. X, 2180. 

(ec) Mehrere europäifche Flüffe führen Gold, 3.8. Rhein, Iſar, Jun, Eder, 
Neuß, Aar, Emme, Arriöge (aurigera), Po, Tajo, doch in wenigen 
verlohnt fih das Auswafchen aus dem Flußbette mehr. — In Baden 
wird aus dem Uferfande Gold gewaschen, was jedem Grundeigenthümer 

freigegeben ift. — Goldwaſchen aus Privatgewäffern oder aus der Erde 

der Srimatgrumdftiide wurde früher gewöhnlich unter das Bergregal 
eſtellt. 

(d) Baiern hat einige Perlenbäche in Oberfranken, Oberpfalz u. Nieder— 
baiern, deren Verwaltungskoſten den Ertrag überſteigen. Es wäre vor— 
theilhafter, das Betriebsrecht auch unentgeltlich einem Privatmann zu 
geben. Die Freigebung an alle Uferbeſitzer würde die * Nutzung 
erftören. — Sächſ. Perlenfiſcherei im Voigtlande, Regal ſeit 1621. — 
Sad. Perlenbah zu Schönau im Odenmwalde. 

(e) Das Bernfteinregal an d. preuf. Küſten war vielen Defraudationen 
ausgeſetzt u. machte —— Strafen ſowie fleiß. Aufſicht nöthig. Es iſt 
früher allgemein, jetzt noch theilweiſe an die einzelnen Strandgemeinden 
verpachtet. Neuerdings hat das Memeler Haus Stantien und Becker die 
Bernſteinausbeute in einem Theile des curiſchen Haffs u. Nachbarſchaft 
gepachtet und mit Hülfe großer Baggermaſchinen u. ſ. w. den Ertrag ſehr 

eſteigert, neue Abſatzwege im Orient u. ſ. w. geſucht, fo daß bei der letzten 
rneüerung des Pachtvertrags zwiſchen dieſem Haufe u. dem Staate 
die Pachtſumme erheblich geſteigert werden fonnte. Ertragsanſchlag des 
Negals 1858 9510, 1870 22253, 1871 aber 62°253 Thlr. Die Rega— 
lifirung wird in Ddiefem fpec. Falle muthmaßlich zu einer indivecten 
Berbrauchsbeftenerung der Bernfteinconfumenten. Die Erhöhung der 
Pachtfumme trifft den Gewinn der Pachter einftweilen, $. 111(4)) W. 


3. Hauptſtück. 


Die Einnahmen aus Stantsberg- und Hüttenwerken 
und aus dem Betrieb der Stantsfalinen. 


I. Bergwerke. 


8. 191. ($. 172) 


I. Der Staatsbergbau und die Entwidlung des 
Bergrechts (a) (b). Die in unferen Staaten fich vorfindenden 
Staatsbergwerfe find theils auf eigenem (domanialen oder fisca- 
lifchen) Boden des Staats, theild auf Privatländereien angelegt. 
Der Urfprung ver Staatsbergwerke legterer Art liegt vielfach 
im Bergregal, aber öfters, namentlich in neuerer Zeit, auch 
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unabhängig davon in der Erwerbung des Bergwerkseigenthums 
nach den Regeln des freierklärten Bergbaus. Nach älteſtem 
Deutſchen Rechte, das bis zum 11. Jahrhundert in Geltung war, 
umfaßte das Grundeigenthum neben anderen Zubehörungen auch 
die im Boden unter der Erdoberfläche befindlichen Mineralien ꝛc. 
ohne Weiteres mit und ſtand daher nur dem Grundeigenthümer 
das Recht zu, dieſe bergmänniſch zu gewinnen. Auch landes— 
herrliche Bergwerke konnten ſomit nur auf Domanialland over 
nach Abkommen mit dem Eigenthümer auf Privatland entjtehen. 
Diefes älteſte Recht wurde jedoch ſchon früh durch eine andere 
Rechtsbilvung verdrängt, welche zu einer wejentlichen Beſchränkung 
des Grundeigenthbums führte. Es wurde nehmlicy Jedermann 
geftattet, auf fremden Boden nach Mineralien zu fuchen (zu 
ſchürfen) und, im Falle er zuerſt folche fand, Hier ein Bergwerk 
auf einem bejtimmten Grubenfelde anzulegen, wofür Abgaben an 
die Staatsgewalt zu entrichten waren. Im den ältejten Berg- 
orbnungen aus dem 13. Jahrhundert ijt dieſes Princip, wonach 
alfo das Recht des Grundeigenthümers bejchränft und das Eigen- 
thum an der Erdoberfläche von demjenigen an den im Boden 
enthaltenen Mineralien getrennt war, anerkanntes Recht. Auch die 
Landesherren konnten nach dieſem echte natürlich Bergwerks— 
eigenthum erwerben. Weſentlich aus fiscalifchem Intereſſe aber 
bilvete jih vom 12. Jahrhundert an neben jenem Recht des 
freierflärten Bergbaus und daſſelbe allgemach einſchränkend, um- 
bilvend und zum Theil verbrängend ein anderes Bergrecht aus: 
die deutfchen Kaifer nahmen die Bergwerke und Salinen als 
Regal für fich in Anfpruch (c). Die mancherlei Conflicte mit 
ven Lanbesherren, welche hierdurch entjtanvden, löſten jich wie 
gewöhnlich dadurch, daß das Regal den Yandesherren, namentlich) 
zuerſt in der Goldenen Bulle den Churfürften (d), vom Kaifer 
verliehen over ohne Widerſpruch von den Landesherren als 
integrivender Beftandtheil ihrer Rechte an fich gezogen wurbe. 
Befonders war e8 der früher ja auch in Deutjchland viel 
ergiebigere Bergbau auf edle Metalle, ferner auf Salz (Steinjaß), 
welcher auf Grund des Regals vom State betrieben wurde (e). W. 


(a) Die Staatöbergwerte behandelte R. in den früheren Auflagen im dem 
Abſchnitt Bergregal. Die Gründe für die veränderte Stellung im Syſtem 
der Einnahmen, welche den Bergwerfen jeßt gegeben ift, find in den 
88. 101, 111 ff. — 116 und 191—193 dargelegt. W. 


() 


(e) 
(a) 


(e) 
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Ueber den älteren Stand der Lehre vgl. Bergius, Neues P. u. Kam. 
mag. I, 229 ff. und v. Kancrin, Berg-Kameral- u. Bergpolizeiwifl. 
1791. — Ueber die neueren Anfichten vgl. Jacob, I, 8. 277 fi, 
8. 344 ff. — og, III, 156. — Fulda, ©. 111. — v. Malchus J, 
3. — Mittermaier, Privatredt, $. 241 ff. — Freiesleben, 
Staat u. Bergbau, berausg. v. Bülau, 2.9. 1339. — Karjten, 
über d. Urjprung des Bergregals in Deutfhland, 1544. — Weiße, 
Bergb. u. Bergregal, 1845. — Befeler, Privatrecht, $. 203, dem im 
Terte der 8. 191 — 193 mehrfach gefolgt wurde. Die Belege für Die 
rechtsgeſchichtl. Entwicklung find datelbf zu finden. — Ebendaf. $. 202 
Ueberfiht der Quellen u. fiteratur des deutfchen lern — 
Achenbach, d. gemeine deutſche Bergrecht u. ſ. w., 1. B. Berl. 1871, mit 
beſ. reichen liter. u. Quellennachweiſen, $. 3ff.; d. Entwicklung des 
Bergrechts $. 21 ff. R. W. 

Zuerſt Friedrich J. 

Aurea bulla c. IX, $. 1. — übrigens mit der Einſchränkung: prout 
possunt seu consueverunt talia (jura) possideri. 


Diele alte, im Mittelalter und bis ins 16., 17. Jahrhundert bebaute 
Lagerftätten in Deutfchland, namentlih von Gold und Silber im Harz, 
Böhmen, Tirol, Salzburg, Thüringen, Fichtelgebirge, Erzgebirge u. |. w. 
find jest erfchöpft oder müflen doch mit mehr ofen in größerer Tiefe 
ebaut werden, die Holzpreife und der Arbeitslohn find geftiegen, auch 
ewirten die befieren Straßen ein ſtärkeres Mitwerben der Erzengnifie 
verschiedener Länder. — Im baier. Fichtelgebirge waren vor Alters viele 
Goldſeifen- (Wafch-) werke, weil die an den tieferen Stellen angefchwernmte 
Erde (wie in Ealifornien) viele Golotheile enthielt, die man nur aus- 
zumwafchen brauchte. Dieß erwähnt ſchon Dtfried um 9. Jahrh., 
Anl er, Geſch. des d. Handels, I, 121. 2. Ausg. Erft als dieſe 
eihte Gewinnungsart ihr Ende erreichte, begany der bergmännifche 
Betrieb, aber anfänglich jo nachläffig, daß man fpäterhin dreimal nad) 
einander das früher als unnütz Weggeworfene (taubes Geftein, 
Dan auswufh (ausfuttete), Dürrſchmidt, Beichreib. von 

oldtronach, S. 118. 137. — Bei dem viel höheren Preiſe der edlen 
Metalle im Alterthbume, den ——— Getreidepreiſen und der An- 
wendung von Staatöfflaven konnten die Bergwerke große Gewinnfte 
geben und zur Macht der Staaten bedeutend beitragen. Der Reichthum 
des Kröfus ift von den Goldwäfchen am Tmolus abzuleiten, fo wie die 
den Lydiern zugefchriebene Erfindung des Ausmünzens der edlen Metalle. 
Die Silbergruben von Laurion umd die thracifchen Goldbergwerfe waren 
für Athen wichtig. Auch die macedonifchen Könige und die Garthager 
zogen große Summen aus dem Bergbau. In Athen waren die meiften 
Bergwerte in Erbpacht gegeben, für "/24 des Nohertrages, und die Er- 
bebung diefer Abgabe wurde wieder verpachtet, Doc) kam auch der Betrieb 
auf Staatörehmmg vor. Böckh, Staatäh. I, 332. Reynier, Grecs. 
©. 304. Im römischen Reihe waren anfänglich die Bergwerfe in den 
änden der Grundeigentbiimer, von denen eine Abgabe erhoben wurde. 
n den Provinzen feinen jedod bald verpadhtete Staatsbergwerke hin— 
zugefommen zu fein. Die Silbergruben von Nova Carthago in Spa- 
mien brachten große Summen ein, nad) Strabo täglich 25000 Denare 
von 3,9 Grammen Schrot und ungefähr v0, Korn (22 Kr.). Die Kaifer 
riffen nah und nach viele Bergwerle an fih, wie 3. B. Tiberius 
fie mehreren Städten entzog, Sueton, Tiber. Cap. 49. Die Gruben 
in Stalien durften im fpäterer Zeit nicht mehr bearbeitet werden, wie 
bon früher in den Goldbergwerken von Bercelli nicht mehr als 3000 
rbeiter erlaubt waren, und in dem eroberten Macedonien mußte der 
Bau auf Silber und Gold eingeftellt werden. Sparte man fir die 


u 
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Zukunft, oder fürrdhtete man Holzmangel, oder fcheute man eine Preis- 

erniedrigung der edlen Metalle, oder den Reichthum der ggg 

gl. Burmann, De vectigal pop. Rom. a 6b. ©. 17. — Hege— 

wiſch, ©. 73. — Boffe, I, 195. — Sinclair, History of the 

nn rev. III, Append. e 10. — Beder u. Marquardt, III, 
2. Abth. ©. 143. 201. R. 
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8. 192, 

Gerade aus finanziellen Gründen, mit denen fich nicht leicht 
zu überjehenvde volfswirthichaftliche verbanden, wurde jedoch durch 
die Negalifirung des Bergbaus das ältere Recht der Bergbau 
freiheit, welches keineswegs erjt die Grundſätze der Negalität 
vorausjegte (a), im Allgemeinen nicht befeitigt, fondern nur 
umgeftaltet. Das Recht des Schürfend wurde an bie obrig- 
feitliche Erlaubniß gebunden, der Finder mußte muthen, d. h. 
um die Verleihung des Rechts zum Bergbau auf einem gewiſſen 
Felde nachfuchen und wurde alsdann — feit dem 16. Yahr- 
hundert immer mehr auf Grund des Regals — mit dieſem 
Rechte belehnt. Für die Stantsgewalt war dieſe Procedur das 
Mittel, dem finanziellen Zwed des Regals gemäß, Bergwerks— 
abgaben verfchiedener Art und in beveutenderer Höhe als bisher 
üblich für folche Privatbergwerfe einzuführen, jo den Berg: 
zehnten, Quatembergelvder, Receßgelder u. ſ. w. Dieſe 
theild aus der Berghoheit, wie man das polizeiliche Ober: 
aufjichtsvecht des Staats über den Bergbau auch genannt hat, 
theils aus dem eigentlichen Bergregal abzuleitenden Abgaben 
trugen in anderer Hinficht die Merkmale einer befonderen Ge— 
werbejteuer für den Bergbau an fih und find in neuerer und 
neueſter Zeit auch vielfach zu mäßigen Gebühren oder zu reinen 
Steuern umgebilvet worden. ©. die betveff. Abjchnitte. — Der 
völlige Vorbehalt des ausfchlieglichen Rechts des Bergbaus für 
den Staat bildet nur die Ausnahme; er kommt in Deutjchland 
namentlich für Steinfalz vor. In Anjehung der Stoffe, auf 
welche ſich das Grundeigenthumsrecht nicht mit bezieht und für 
welche andererfeits das Regal gilt, beftand und bejteht in den 
verjchiedenen Ländern feine volle Uebereinftimmung und auch in 
den einzelnen deutjchen Territorien und fpäteren Staaten herricht 
feine völlige Gleichmäßigfeit. Im Allgemeinen umfaßt das Berg- 
vegal „alle auf ihren natürlichen Yagerjtätten vorkommende 
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Mineralien, auf welche der Bergbau in feiner technifchen Aus: 
bildung herkömmlich betrieben zu werden pflegt“ (B). W. 


(a) Wie R. in der 5. Aufl. $. 172 annahm: die Freierflärung geftatte den 
Privatbetrieb unter gewifjen Bedingungen, welche gerade aus dem Regal 
abzuleiten feien. Dies ift irrig, wie die ältere Bergrechtsbildung und 
wieder die neuefte ($. 193) zeigt. Wenn nur das Princip des befchräntten 
Grundeigenthums feftfteht, jo daß die Mineralien u. f. w. vom Ber- 
fügungsrecht des Grumdeigners —— ſind, ſo bedarf es durchaus 
nicht des Regalprincips, um die Anlegung von Bergwerken auf fremdem 
Privatlande zu ermöglichen. Der Staat braucht nur gemäß ſeiner 
allgemeinen Hoheitsrechte das Schürfen u. |. w. und ſchließlich die Au— 
legung ſolcher Bergwerke, durch welche die dem Grundeigenthümer nicht 
ehörenden Mineralien angeeignet werden ſollen, zu regeln, ſ. $. 193. 

(2) Ber eler ©. 550. In der Gold. Bulle werden genannt: auri et 
argenti fodinas atque mineras stanni, cupri, ferri, plumbi et alterius 
cujuscunque generis metallici etiam salis. — Stein- und Braun- 
foblen fallen nad) neuerem Rechte meiftend umter daS egal oder, 
mabhängig von legterem, unter die vom VBerfügungsrecht des Grund- 
eigenthümers ausgeſchloſſenen Mineralien; Zorf war felten vegalifirt, 
Salzquellen meiftens. In Großbritannien find nur Gold und 
Silber Regal. — Beſtimmungen in neueren Gefetsen f. folg. $. (e). 


8. 193. 


Nachdem dann im jpäterer Zeit die volfswirthfchaftliche Be— 
deutung des’ Bergbaus mehr erkannt worden und ver finanzielle 
Gefichtspunet zurüdgetveten war, der Privatbergbau ſich ftärfer 
entwidelt hatte, u. A. auch weil die aus dem Regal abgeleiteten 
Bergwerksabgaben bei der verminderten Ergiebigfeit älterer Werke 
und um den Bergbau zu begünftigen ermäßigt und mehr als 
eigentliche Gebühren und Steuern behandelt wurden, bereitete 
fih auch im Bergrecht eine neue Gejtaltung vor, welche in 
neuefter Zeit mehrfach zu einem Abjchluß gefommen ift (a). Das 
Bergregal als Finanzregal oder „nutzbares Hoheitsrecht“ ver: 
ihwand (8. 114) (6). Die Beichränfung des Grundeigenthums, 
die ja nicht erjt durch das Regal gefchaffen, wenn auch durch 
die NRegalifirung und deren Verbindung mit der Bergbaufveiheit 
noch zu größerer praftifcher Bedeutung als durch die letere 
allein gebracht worden war, blieb vagegen beftehen (ec). Ebenfo 
blieb die Bergbaufreiheit in Geltung und wurde nur nach ven 
neueren Bebürfniffen der Volkswirthſchaft mit Rückſicht auf vie 
notwendige Controle des Staats über den Bergbau und auf 
die Sicherung der Rechte des Grundeigenthümers, deſſen Boden 
zum Scürfen und zur Anlage eines Bergwerks von einem 

Rau-Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 28 





Dritten in Anfpruch genommen wird, geſetzlich regulirt (d). 
Namentlich wurde auch genau bejtimmt, auf welche Mineralſtoffe fie 
fich beziehe (e). Es ift nicht nothwendig, dieſes neueſte Bergrecht, 
ebenfo wenig als die Freierflärung des Bergbaus überhaupt, auf 
das DBergregal zu gründen. Vielmehr ift die Grundlage dieſes 
Bergrechts, neben dem erwähnten Hauptprincip, ver Beſchränkung 
des Grundeigenthums — aljo einem.Sate des Privatrechts — 
in den allgemeinen Staatshoheitsrechten zu juchen, die man in 
ihrer Anwendung auf das Bergweſen Berghoheit nennen 
kann (f). 

Für den Betrieb von Staatsbergwerken felbft galt nun ſchon 
früher öfters das allgemeine Bergrecht eines Landes. Dem neuen 
Bergrecht unterſtehen diefe Werke gleichfalls, wie dies in ben 
neueren Berggefegen auch ausbrüdlich ausgefprochen wirb (g). 
Die Neuanlage von Staatsbergwerfen auf fremben Brivat- 
länvereien ift daher bier auch an biejelben Nechtsformalitäten 
gebunden, wie die Anlage von Privatbergwerken, und jet aljo 
weiter fein Regal mehr voraus. Jene Staatsbergwerke treten 
auf dieſe Weife wenigjtens da, wo das neuere Bergrecht zur 
Geltung gelangt ift, ganz in die Claſſe der gewöhnlichen privat- 
wirthichaftlichen Unternehmungen, was fie früher freilich troß 
des Regals fachlich meijtens auch waren, weil eine Erhöhung des 
Ertrags in Folge der Regalifirung nur ausnahmsweife 
möglih war ($. 114). Ihre Behandlung in der Lehre vom 
Privaterwerb des Staats im Syſtem der Finanziwiffenfchaft 
erfcheint daher auch als die allein richtige (vgl. 8. 93, 109—116). 
Ebenfo find die Einnahmen des Staats aus Privatbergwerken 
nunmehr ſyſtematiſch richtiger in den Abfchnitten von ben Ge- 
bühren und den Steuern zu befprechen. W. 


(a) Bgl. bef. daS vortreffl. neue preuß. Berggefes v. 24. Juni 1865 
(3. Th. berubend auf Grundfägen des franzdf. Bergrechts), welches 
wieder dem bater. Berggefe vom 20. März 1869 u. andern in Heinen 
Staaten (Braunfhweig, Weimar, Gotha, Walde) zum Vorbild diente. 
Bol. Ahenbad, 8. 18. 

(db) Befeler $. 203. VI. 

(c) Im preuß. Berggefet ift dies fo ausgebrüdt: „S. 1. Die nachftehend 
verzeichneten Mineralien find von dem Verfügungsrecht des Grund- 
eigenthümers ausgeſchloſſen.“ 

(d) In Geſetzen, wie dem preuß., werden daher die Grundſätze aufgeſtellt, 
nad) denen die Auffuhung u. Gewinnung der vom Verfügungsreht des 
Grumdeigners ausgefchlofjenen Mineralien erfolgen kann. 
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( ) 3. B. Preuß. Gef. 8. 1: Gold, Silber, Quedfilber, Eifen mit Aus- 
nahme der Nafeneifenerze, Blei, Kupfer, Binn, Zink, Kobalt, Nidel, 
Arfenif, Mangan, Antimon u. Schwefel, gediegen u. als Erze — Alaun> 
u. Bitriolerze — Steinkohle, Brauntohle u. Graphit — Steinfalz neb 
den mit demfelben auf d. näml. Lagerjtätten vorflommenden Salzen um 
die Soolquellen. 

(f) Sp auch Befeler, ©. 853 u. Motive 3. preuß. Berggefeß v. 1865 
bei Kloftermann, Allg. Berggef. für d. preuß. Staaten, nebſt Com- 
mentar, ©. 45 fi. 


(9) Befeler ©. 849. Preuß. Berggef. $. 2: „der Erwerb u. Betrieb 
von Bergwerken für Rechnung des Staats ift den Beltimmungen diefes 
Geſetzes ebenfall3 unterworfen.“ 


8. 194. (8 173) 


II. Beibehaltung oder Beräußerung der Staat$- 
bergwerfe. Der Beſitz von Staatsbergwerfen ift gegenwärtig 
in den europäifchen Staaten ſehr verjchieven verbreitet. Preußen 
und Dejterreih haben noch manche Staatsbergwerfe, deren 
Entjtehung und Beibehaltung hier außer durch das Regal auch 
durch den großen Domänen» und Walobefig zu erklären ift. 
Auch in anderen deutſchen Staaten, dann in den norböftlichen 
und in füdenropäifchen Staaten (Spanien) finden fi) Staats- 
bergwerfe, während biefelben in Großbritannien und Frankreich 
fehlen. Die Frage der Beibehaltung oder Veräußerung folcher 
Werke ift in Deutjchland in neuerer Zeit vielfach erörtert 
und Ähnlich wie bei den Domänen meiltens zu Gunſten ver 
Veräußerung beantwortet worden. Principiell läßt fich die Frage, 
ob ver Staat paſſend Bergwerfe betreibe, wieder nicht abjolut 
entſcheiden. Es ijt dies eben auch feine rein finanzielle, ſondern 
zugleich eine volfswirthichaftlihe und allgemeine Verwaltungs— 
frage, ähnlich wie vie Staatsforft- und Staatsbahnfrage. Die 
eoncreten Verhältniſſe der einzelnen Länder kommen zumeift in 
Betracht. Sonft laffen fich etwa folgende allgemeine Regeln 
aufitellen: 

1) Auf einer niedrigeren Wirthfchaftsftufe ift Staats- 
bergmwejen und in Verbindung damit Staatshüttenwefen öfters 
vecht wohl am Plage. Der Staat (oder Landesherr) verfügt 
bier noch am Erjten über die meijtens zu einem ordentlichen 
Betrieb bald erforberlichen großen Capitalien, welche gerade 
im Bergbau hauptjächlich in ftehenden Gapitalanlagen ganz feft- 
gelegt werden und für welche oft lange auf eine genügende Rente 

25 * 
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gewartet werden muß. Auch die techniſch gebildeten Arbeits— 
kräfte, welche jeder etwas fortgeſchrittene Bergbau, beſonders 
auch auf Gold (a), neben vermehrtem Capital, beſſeren Ma— 
Ichinen u. j. w., bald zu brauchen pflegt, kann ver Staat am 
Beſten heranziehen und entfprechend jtellen. Der häufige große 
Waldbeſitz des Staats läßt fich ferner oftmals am VBorzüglichiten 
und mitunter gar nicht anders verwerthen, ald dadurch, daß 
große Holz verzehrende Gewerke im Walde oder in bejjen un— 
mittelbarer Nähe angelegt werben, weil bei dünner und armer 
Bevölkerung, jchlechten Straßen und niedrigen Holzpreifen das 
Holz nicht weit weggeführt werden fanı. Zu folchem Zwecke 
erjcheinen aber Bergwerfe und namentlich Hüttenwerfe, in denen 
die Erze gleich ausgeſchmolzen und die Metalle weiter verarbeitet 
werden, ganz befonders geeignet und notorisch find aus dieſen 
Gründen manche folche Staatswerfe angelegt worden. Das 
jpeculative oder Faufmännifche Moment fpielt weiter unter 
den gegebenen VBorausjegungen beim Abſatz der Bergwerfs- und 
Hüttenproducte noch feine fo entjcheidende Rolle, als jpäter, weil 
die Communicationsverhältniffe und die allgemeinen Zuſtände ver 
Volkswirthſchaft ven Abjag einengen, die Verſorgung des Local— 
bevarfs die Hauptfache und die Concurrenz der Producte anderer 
Gegenden oder Länder unmwichtiger ift. Die jpecififchen Mängel 
des Staatöbetriebs treten aus allen dieſen Gründen auch weniger 
hervor. Die Staatsbergwerfe haben daher auch in früherer Zeit 
oft als Muſter eines geordneten kunftmäßigen Betriebs und als 
Pflanzſchulen geſchickter Werkmeifter fehr gute Dienfte geleiftet. 
Sprach auch ſchon früher nicht immer ein erhebliches Finanz« 
interejje für die Anlegung neuer und Beibehaltung alter Staats- 
werke, fo um fo mehr ein volfswirtbfchaftliches. W. 


(a) Die Berbältniffe, welhe in der californ. und auftral. Goldge— 
winnung nach der erjten leichten, aber bald erſchöpften Goldwäfcherei 
eingetreten find, können al3 typifch für Die Golpproduction bezeichnet 
werden. Bgl. die fehr lehrreiche u. Hare Darlegung von dv. Richt— 
boven, Wetaltprod. Ealiforniend, Nr. 14 d. Petermann'ſchen Er- 
gänzungshefte d. geogr. Mittheil. ©. 18 ff. 


$. 195. 
2) Dieje Verhältniffe ändern fih aber nun vielfach auf 
höheren Wirtbichaftsftufen. Im Ganzen müchte im Berg- und 
Hüttenwejen einer der Fälle vorliegen, wo die (oft zu allgemein 
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hingeſtellte) Regel gilt, daß eine in früherer Zeit ganz paſſende 
privatwirthſchaftliche Thätigkeit des Staats beſſer durch diejenige 
der Privaten erſetzt wird. Von den im vor. 8. angeführten Gründen 
kann ſpäter, z. B. in unſerer Zeit in den mittel- und weſt— 
europäiſchen Staaten, feiner mehr als durchſchlagend für Staats— 
bergbau gelten. Die etwaigen Uebelſtände des Privatbergbaus 
laſſen ſich durch eine gewiſſe Oberaufſicht des Staats meiſtens 
verhüten. Die größere Betriebſamkeit, Sparſamkeit, beſſere kauf— 
männiſche Leitung ſind ſpecifiſche Vorzüge der Privatwerke, welche 
jetzt ſehr wichtig werden, wo durch ein ganz umgeſtaltetes Com— 
municationsweſen die Concurrenz auf dem Weltmarkte für den 
Bergwerks- und Hüttenbetrieb zum entſcheidenden Factor wird. 
Die unvermeidliche Schwerfälligkeit des Staatsbetriebs, die Ge— 
ſchäftsführung durch Beamte, von welchen letzteren grade bie 
tüchtigften bei dem jett wiel höheren Stande ver technifchen 
Bildung oft befondere Neigung haben werben, mit Staatsgelvern 
gewagt zu erperimentiven, wozu ber Bergbau fo viel verführerifche 
Verſuchung bietet, das ftarfe Hervortreten der kaufmänniſchen 
Seite des Gefchäfts u. v. a. m. fprechen daher im Ganzen für 
das L2osjtenern auf ven Berfauf von Staatswerfen. 

Der genaue Reinertrag und die genaue Rentabilität 
eines Bergwerks find ſehr ſchwer zu ermitteln, weil das Capital, 
das im Laufe langer Zeit hineingewandt iſt, und vollends ver 
Betrag, welcher von diefem Capital aus den Neinerträgen noch 
nicht amortifirt ift und der Werth, welchen das Bergwerk in 
einem gegebenen Zeitpuncte vepräfentirt, faum annähernd genau 
feftgejtellt werben fann. Die jtrengen Grundfäge des Rechnungs: 
wejens mit einem bilanzmäßigen Anlagecapital find daher bei 
Bergwerken nicht recht anwendbar. Der jeweilige Neinertrag 
entbäft oft neben ber Rente eine Gapitaltilgung. Die Größe 
ver legteren ift aber wiederum vollends von Jahr zu Jahr nicht 
näher bejtimmbar. Dies find Schwierigkeiten, welche ſich auch) 
im Privatbergwerfswefen fühlbar machen und wohl mit echt 
Vorzüge der alten Bergbaugenofjenichaft vor der Actiengejell- 
ichaft als Wirthichaftsform bedingen (a). Für den Staatsbergbau 
folgt aus jenen Schwierigfeiten aber vollends das Mißliche, daß 
die privatwirthfchaftliche Rentabilität noch weniger als bei anderen 
Staatsgewerfen zu überfehen ift und fomit noch mehr ein 
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Beurtheilungsmaßſtab darüber fehlt, wie die Werke in ökonomiſcher 
Hinſicht betrieben werden. Im Allgemeinen ſcheinen die meiſten 
Staatsbergwerke in unſeren Staaten nur ſchwach zu rentiren, 
jedenfalls werfen ſie nur (abſolut) niedrige Reinerträge ab, — 
immerhin mit bemerkenswerthen Ausnahmen (b). Kann daher 
ein Werk vortheilhaft verkauft werden, ſo daß der Erlös eine 
erheblich höhere Rente trägt als bisher der Reinertrag war, ſo 
ſprechen finanzielle Gründe dafür, volkswirthſchaftliche und ſonſtige 
nur ausnahmsweiſe noch dagegen (c). W. 


(a) Bgl. DO. Michaelis, d. Bergbaugenoſſenſch. in Faucher's Vierteljahrſchr. 
für Volksw. u. Culturgeſch. 1563, IV. 

(d) Die Rentabilität der einzelnen Werte läßt fich natürlich vollends nicht 
beurtheilen, wenn die Broducte, welche fie Tiefern, nicht nach dem Markt— 
preife, fondern nach willtürlichen Sägen an andere Staatöwerle, bef. an 
aa abgeliefert werden, allein diefem Uebelſtande ift durch richtige 

uchführungs- und Rehnungsgrumdfäge ($. 201 Nr. 5) abzubelfen. — 
Aeltere Daten über d. K. Wetfahlen bei Malchus, Fin. I, 95, 
über den hannov. Harz bei Lehzen, I, 139 ff., u. danach, ſowie 
über Sachfen, Defterreih, Preußen, Spanien bei R. 5. Aufl. 
8. 174 (a). — Bon Bedeutung ift namentl. noch der Staat3bergbau 
Preußen's, der im Folge der Annerion von Hannover, Naſſau u. 
Churheſſen noch erweitert worden if. Sm %. 1567 fam dem Werthe 
nad von der Eifenerzproduction von 5,1% Dill. Thlr. 223°000 Thlr. 
auf die Staatöwerke, von Zinterz von 2,66 M. Thlr. 41000, von Bleierz 
v. 4,7? M. Thlr. 1,7! M. Thlr., von Kupfererz v. 1, M. Thlr. 53°000, 
nebjt Kleinen Beträgen anderer feltenerer Erze. Die Steinfalzproduction 

ift ganz fiscalifh (3 Werke Staffurt, Erfurt, Stetten, Werth in 1867 

incl. Kaliſalze u. Kieferit 369.000 Thlr.), die hir rg zu 

= Drittel, 1,36 von 2 Mill. Thlr. Productionswerth. Bon der Stein- 
öhlenprod. im Werthe dv. 39,1% M. Thlr. in 1867 Tam die Summe 

von 11,8 M. Thlr. auf die Staatswerke, welche fich vornehmlich im 

R.-B. Trier befinden, wo die großen Saarkohlenwerke faft ganz dem 

Staate gehören (von 9,5 M. Thlr. Productiondw. fommen 9,07 M. Thlr. 

auf die Staatswerke), die mwichtigften fonftigen Liegen in Oberfchlefien, 

im Hannoverfchen, ——— (ehem. Chürheſſ.), Weſtfahlen. 

Der, weitaus größte Theil der gewaltigen preuß. Steinkohlenwerke in 

Schlefien, Weftfahlen u. Rheinprovinz it in Händen der Privaten. Bon 

Braunfohlenwerten befitt der Staat einige in der Prov. Sachſen u. 

Heinere im ehem. Hannover, Naſſau u. Churheſſen, Preuß. Stat. 

Jahrb. III, 160 ff. Die wahre Ergiebigkeit und die Nentabilität (d. h. 

das Berhältnif des Reinertrags zum muthmaßl. Capitalaufwand) ift 

auch bei den preuß. Staatswerten fehr ſchwer feitzuftellen. Die Aus- 
gabepoften beziehen ſich nicht alle ausfchlielic auf den Bergwerksbetrieb, 
ein Theil der allgem. Ausgaben ift fchwer zu repartiren. Nach den 

Staatshaushaltsrehnungen (1862 — 65) und ig (1869 — 1871) 

ergiebt fih Folgendes für die Staatsbergwerke (excl. Salzwerke) in 


ill. Thlr. 
Einnahme j . Summe — Rein⸗ 
aus Producten aus Nebeneinn. inel. Reſte Betriebsfoften ertrag 
1860 — =... 18 5,10 1,10 
1861 _ — 7,5 5,71 1,83 
1862 6,6 0,4 6,88 5,61 1,97 


(e) 
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Einnahme Summe Ausgabe Rein: 

aus Producten aus Nebeneinn. inecl. Mefte Betriebstoften ertrag 

1863 6,% 0,8 7,70 5,88 1,9 
1864 8,18 0,32 9,9 6,7 2,52 
1865 9,12 0,2 10,2 7, 2,3 
1866 11,29 0,8 12,65 8,55 4,10 
1867 12,00 0,44 12,4 10,05 2,3 
1868 13,73 0,% 14,36 12,13 2,8 
1869 15,20 0,8 16,07 13,% 2, 
1870 14,81 0,18 15,09 12,43 2,66 
1871 15,94 0, 16, 13,1% 3,00 


Die Daten nad d. Stat. Yahrb. III, u. für 1870 u. 71 nad den 
amtl. Boranfchlägen, von 1868 an incl. neue —— Zu den Be- 
trieb3foften tritt dann noch eine Quote der allgem. Ausg., wohl auch 
50— 70000 Thlr. Bemerkenswerth ift, daß die Betriebäfoften im Re— 
fultat meiftens die Anfchläge erheblich überfteigen. Die Nebeneinn. 
betreffen Ökonom. Nutungen aus Pachten, Dliethen, Erlös aus ver— 
kauften Material. u. Inventarien u. etwas Stollengefälle. Der größte 
Theil der Einn. und des Neinertrags fällt auf die Saarbrüder Kohlen- 
werfe, A. 1871: 9,6 M. Thlr. Einn., 2,9 M. Thlr. Reinertrag. 
Bei den Werken auf Staatsrehn. im Harz wird in 2 Inſpectionen fa 
foviel zugefchofjen, als in 3 andern Ueberfhuß bleibt: 100-000 gegen 
113°000 She. Der fog. Preuß. (ehem. Hannov.)= braumfchweig. Com- 
munionbetrieb im Harz fchließt nach d. N. für 1871 bei 740°000 Thlr. 
Einn. mit 120000 Thlr. Ueberfhuß ab. In wieferne alle diefe Daten 
nad ganz richt. EFTORRILDEGER DL ENGL gewonnen find, muß dahin 
— bleiben. Vgl. auch Bergius, Fin. S. — — Baiern. 
ie Staatsberg- u. Hüttenwerke der älteren Kreiſe gaben früher feinen 
Neinertrag. A. 1870 80-000 fl., die Kohlengruben der Rheinpfalz aber 
bei 878000 fl. 300.000 fl. rein. — Defterreih, Weft-: A. 1870 
Einn. aus Steinfohlenwerfen 291-000 fl, ord. Ausg. 212°000, auferord. 
Neubauten) 112000 fl., Eifenwerfe bez. 139-000, 128000, 6000, fonft. 
tontanmerfe 2°228°000, 2659000, 259000 fl., daher bedeut. Zu— 
ſchüſſe. — Rußland: X. 1870 für Berg- u. Hüttenwerke 4 Mill. R. 
roh, 279000 R. rein. — Spanien: das reihe Duedfilberwert 
Almaden gab früher einen anſehnl. Neinertrag, welcher neuerdings (feit 
den 50er Sahren) wegen der Boncurrenz des californ. Queckſilbers und 
des gefunfenen Preifes abgenommen hat. ©. Willfomm, Spanien, 
in Stein-Wappäus Geogr. III, 2, ©. 73, 145. 
In Heineren deutfhen Staaten hat man mit Recht den Verkauf von 
Bergwerten mehrfach vorgenommen, fo auch nod neuerdings die ganz 
unbedentenden (Regenauer 8. 247) in Baden. Das bad. Blei- u. 
Silberbergmwerl zu Münfterthal (St. Trudpert, Amts Staufen) wurde 
1833 an eine Gefellichaft verkauft: Schätungswerth 27284, Erlös 
durch Berfteigerung 25700 fl. mebft 11229 fl. aus VBorräthen. Bor dem 
Verkauf war Zubuße erfordert worden, 3. Ih. a Hoffnungdbauten, 
die fich hinterher bewährten. Verh. d. 1. K. 1833, Beil. III, 219; 1837 
Beil. Nr. 128 (beide Ber. v. Rau). Auch in Preußen werben fleinere 
unrentable Werke veräußert, fo im A. für 1871 eine Kleine Manganerz— 
grube im Harz, — wenn es gelingt, Käufer zu finden. R. W. | 


8. 196. 
3) Sollen Bergwerke, auch wenn fich eine paffende Verkaufs: 


gelegenheit bietet, dennoch im Eigenthum und Betrieb des Staats 
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behalten werden, jo läßt fich dies noch am Meeiften in folgenven 
Fällen für die Gegenwart billigen: a) Bergwerfe, deren Pro— 
ducte einfacher (z. B. aus geringer Tiefe) zu gewinnen find, feine 
over feine jchwierige weitere Vorarbeitung verlangen und fofort 
leichten Abjat finden, daher find namentlich Kohlen-, Salzberg- 
werfe und Salinen, welche oft auch gut ventiren, eher beizubehalten, 
Erzgruben eher aufzugeben (a). Bei beiverlei erſt genannten 
Werfen kann felbft ein allgemein-wirtbichaftliches Moment hierfür 
in Betracht fommen: die befondere Wichtigkeit von Kohlen und 
Salz für die Volkswirthſchaft und die Rückſicht auf Nachhaltigkeit 
des Betriebs namentlih in ven Kohlenwerken. Ob auch die 
Rückſicht auf die fociale Yage der Arbeiter bebingt für Staats- 
werfe fpricht, mag noch dahin gejtellt bleiben (6). b) Bergwerke, 
deren Producte einer VBerbrauchiteuer, welche zunächit vom Pro- 
ducenten erhoben wird, unterliegen, daher wieder Salzwerfe, find 
aus diefem Grunde geeignet für den Staat. Wenn bie Ber: 
brauchiteuer in Form des Negals des Salzhandels u. f. w. er- 
hoben wird, gilt dies noch mehr (8. 111). ce) Je mehr nach 
ber Größe und Befchaffenheit der Anlage- und Betriebscapitalien 
im Bergbau und nach der technifchen Art des Betriebs ver Staat 
und Private, namentlich Gewerkichaften und Actiengejellfchaften, 
die Verwaltung der Werfe ähnlich einrichten müfjen, um fo mehr 
treten manche Gründe für ven Verkauf zurüd. d) Wenn mit 
Staatsbergwerfen Hüttenwerfe verbunden find, die fich nicht wohl 
von einander trennen lajjen, jo wird ver Verkauf ver erjteren 
vom gleichzeitigen Verkauf ver letteren abhängen müſſen. W. 


(a) Der preuf. Staatsbergwerköbeftand ($. 195(2)) entfpricht wenigſtens 
einigermaßen dieſer Regel. 

(d) Immerhin bemerfenswerth ift, was bei den fiscal. preuß. Saartohlen- 
werfen für Arbeiterwohnungen gefchehen ift. Bis E. 1869 waren 
bier 671983 Thlr. Vorſchüſſe für Bau von Arbeiterwohnungen, wovon 
319°636 Thlr. bereit3 zurücgezablt, u. in 28 Jahren 537995 Thlr. 
Bauprämien ertheilt, wodurch ein befitender Arbeiterftand gefchaffen ift. 
Es iſt nicht gu leugnen, daß folche Momente bei der Frage der Staats- 
induftrien neben den rein ökonomiſchen u. finanziellen An immer mehr 
mit zur Erwägung fommen müſſen. Bgl. v. Dechen über die Saarbr. 
a in d. Verh. d. Bonner Eonfer. für d. Arbeiterfrage, 
1870, ©. 28. 


8. 197. 
Eine Verſchiebung des Verkaufs wird zu rechtfertigen fein, 
wenn mit großer Wahrfcheinlichkeit ver Neinertrag eines Bergwerks 
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bald ſteigt oder ein mit Verluſt verbundener Grubenbau (Zu— 
bußgrube) bald zum Ertrag gebracht werden wird. Auch die 
Rückſicht auf die vom Bergbau lebende Bevölkerung, deren Ver— 
hältniſſe durch einen Verkauf von Staatswerken oder durch das 
Einſtellen des Betriebs von Zubußgruben zu bedenklich werden 
könnten, kann mitunter wohl eine Verſchiebung des Verkaufs oder 
der Betriebseinſtellung nöthig machen. 

Dagegen läßt ſich die dauernde Beibehaltung ſchlecht ren— 
tirender oder vollends eine beſtändige Zubuße fordernder Werke 
im Staatseigenthum und im wirklichen Betriebe weder recht— 
fertigen 1) aus Rückſicht auf die Erzeugniſſe: durch die 
vermeintliche volkswirthſchaftliche Nützlichkeit der Gewinnung von 
Bergwerksproducten, namentlich von edlen Metallen, auch wenn 
der Reinertrag gering iſt oder ganz verſchwindet und Zuſchüſſe 
nöthig werden; noch 2) durch das Intereſſe der im 
Bergbau beſchäftigten Arbeiter und der ſonſtigen 
Bevölkerung der Bergbaugegend. Denn dies iſt eine 
Ungerechtigkeit gegen die übrige Bevölkerung, aus deren Mitteln 
(Steuern) dann im Grunde der Bergbau unterhalten bleibt, und 
eine ſchlechte Form der Armenunterſtützung. Wenn der Verkauf 
nicht möglich iſt, ſo muß vielmehr allen Ernſtes das möglichſt 
baldige Einſtellen des Betriebs in Ausſicht genommen werden. 
Daher iſt für die Einbürgerung anderer Beſchäftigungen in der 
Bergbaubevölkerung und nöthigenfalls ſelbſt für die Auswanderung 
ber letzteren zu ſorgen (a). W. 


(a) Diefer Geſichtspunct war bei der Verwaltung des hannov. Harzes 
unter der früheren Regierung zu fehr außer Acht gelaffen worden. 


8. 198. ($. 175, 176, 178.) 


Früher ift der beftändige Betrieb von Zubußgruben aus volks— 
wirtbichaftlichen Gründen in Schuß genommen worden, aber mit 
Unredt. Wenn ein Bergwerk dem Staate die Koften des Be— 
triebes nicht mehr ganz vergütet, fo ift es gleichgültig, ob bie 
Zubuße aus der Ausbeute anderer Bergwerke oder aus anderen 
Staatseinfünften beftritten wird. Die übliche Einrichtung, daß 
die Hauptbergcaffe die Zubußgruben im Baue erhält und nur 
bie Ueberfchüffe des ganzen Betriebes an die Staatscaffe abliefert, 
Andert in der Sache nichts, und es verhält fich hiemit wie mit 
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einem Landwirthe, der aus dem Reinertrage ſeiner beſſeren Felder 
die Koſten zum Anbau der ſchlechten beſtreitet und deßhalb un— 
geachtet des größeren rohen doch einen kleineren Reinertrag übrig 
behält. Ein ſolcher Zuſchuß iſt wie eine andere Staatsausgabe 
zu betrachten und kann nur gerechtfertigt werden, wenn er eine 
gemeinnützige Wirkung hat. Ehemals verleitete die mercantiliftifche 
Ueberfchätung ver edlen Metalle zu vem Irrthume, die Gewinnung 
verfelben auch mit Zubuße noch für nütlich zu halten, weil man 
bie dabei verzehrten Güter für minder werthvoll erachtete (a), 
eine Borftellung, die feiner Berichtigung mehr bedarf. Wie Gold 
und Silber, fo fünnen auch andere leicht zu verſendende Gegen 
jtände des Bergbaues in der Regel leicht vom Auslande bezogen 
werden, wenn fie dort wohlfeiler erzeugt werben. 

Dei dem Berlaffen von Zubußgruben hat man baher nur 
Folgendes zu erwägen: wenn die Arbeiten aufhören, fo geht das 
in die Gruben- und Taggebäude, Mafchinen, Wafferleitungen, 
Teiche, Dämme u. dgl. verwendete Capital größtentheils verloren, 
und ſchon eine längere Unterbrechung tft fo nachtheilig, daß man 
beim Wieberbeginn große Koften aufwenden muß, II, 8. 34. So 
fange alfo noch Hoffnung auf größere Ergiebigkeit bleibt, z. 2. 
durch das Auffinden veicherer Lagerftätten, durch das Heranwachſen 
jtärferer Holzbeſtände, durch Entdeckung von Steinkohlen, An- 
wendung neuer Kunſtmittel, Aenderung in den Preiſen, Ent— 
wäſſerungsmittel u. dgl., ſo läßt ſich der Fortbau bei bloßem 
Erſatze der Betriebskoſten, ja ſelbſt mit einigem Zuſchuß, als 
Mittel zur Erhaltung jenes großen Capitales in Schu nehmen (b). 
Aber im concreten Fall ift objectiv ohne Illuſionen zu entfcheiven, 
ob der Fortbau wirklich nach dem Stande der technifchen Kenntniffe 
Ausfiht auf Erfolg verfpricht. Das Urtheil der in der Sache 
betheiligten Bergbeamten ift natürlich nicht immer unparteitjch 
genug, wenn nicht, wie billig, dafür geforgt ift, daß dieſe aus 
einem &inftellen des Betriebs (oder aus dem Verkauf) feinen 
materiellen Schaben erleiden (c). Im Uebrigen ift die Lage ber 
Bergbaubenölferung in der Frage nur foweit maßgebend, als im 
8. 197 angegeben wurbe. 

Der Berfauf ſelbſt wird bei kleineren Werken mittelft Ver- 
fteigerung, bei größeren mittelft des fchriftlichen Submiffions- 
verfahrens gejchehen können. Doch find Verkäufe unter ber 
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Hand bei der Schwierigfeit, geeignete Käufer zu finden, wohl 
nicht immer auszufchließen. Die Käufer werben bei größeren 
Werken jett meiſtens Actiengejellfchaften fein, doch wäre zu 
erwägen, ob nicht die Bildung von Productivgenoffenfchaften ber 
Dergleute zur Uebernahme der Staatöwerfe zu ermöglichen wäre. 
Einige - Sapitalbeftanptheile können mitunter für andere Ver— 
wendungen gebraucht werben und danach höhere Preife erzielen. 
Auf die fertigen verkäuflichen Producte braucht fich der Verkauf 
des Werks nicht mit zu erſtrecken, ba dieſe fich oft bejfer apart 
veräußern lafjen werden. R. W. 


(a) 2. Juſti und Delius z.B. glaubten, Gold- und Silberbergwerfe müßten 
auch gebaut werden, wenn ſie Zufchuß foften. „Die darauf gewendeten 
Koften bleiben im Lande und ernähren eine Menge Menfchen. Das 
Land hingegen wird allemal um fo viel reicher, al3 Gold und Silber mit 
diefem vermeintlichen Berluft aus der Erde gegraben werden.“ v. Juſti, 
Staatöw. I, 246. 

(6) Mande Gruben find erft nah langer Zeit wieder einträglich geworden 
und haben dann die beharrliche Fortſetzung des Baues reichlich belohnt. 
Die Grube Kranich bei Clausthal war 1794— 1809, zwei andere Harz- 
bergmwerfe waren fogar feit 1683 und 1696 ohne Ausbeute, man wollte 
fie 1817 verlafien, aber neuerlich ift man auf ein reiches Erzfeld ge- 
fommen. Hausmann, Ueber den Zuftand des hannov. Harzes, ©. 162. — 
Die Grube Kurprinz bei Freiberg follte 1816 aufgegeben werden, ward 
aber doch noch fortgebaut umd wurde fpäter ſehr — — In 
Sachſen iſt der Silberbergbau auf dem Halsbrückener Gang ſeit mehr 
als 100 Jahren wegen des eingedrungenen Waſſers eingeſtellt worden, 
man ſucht ihn aber durch Führung eines tiefen Stollens wieder in 
Aufnahme zu bringen, wofür jährlich 361000 Thlr. verwendet werden. 

(c) Mit Recht befürwortet Bergius, ©. 42, 115 in folhen Fällen „aus 
Sparſamkeit“ die Penfionirung der betheiligten Beamten mit vollem 
Gehalte, falls fie nicht in die neue Verwaltung übergehen. 


8. 199. 


Il Bewirthichaftung- der Staatsbergwerfe. Das 
Princip der Bewirthichaftung muß fein: die Erzielung des höchft 
möglichen nachhaltigen Reinertrags. 

Die drei möglihen Formen find wieder: Zeitpacht, Erb- 
paht und Eigenverwaltung. 1) Die erjtere erfordert ein 
geringeres Capital von Seite des Pachters, müßte aber auf lange 
Zeit abgefchloffen werden, weil ſonſt der Pachter fich nicht zu 
neuen Verwendungen für das Werk entjchliefen würde. Der 
Pachter würde weniger wagen, wenn er ſich jtatt eines feiten 
Geld⸗Pachtzinſes zu der Abgabe eines gewiſſen Theiles von dem 
Reinertrage (Theilpacht, Quotenpacht) anheiſchig machte, oder fich 
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mindeſtens eine Ermäßigung des Pachtzinſes in Fällen, wo die 
Einträglichkeit über eine gewiſſe Grenze hinaus abnimmt, aus— 
bedingte. Die Aufſicht, welche die Staatsbeamten über vens 
Privatbergbau führen (II, 8. 39), bietet wohl Gelegenheit, die 
wirthſchaftlichen Ergebniſſe der verpachteten Gruben kennen zu 
lernen und alſo jene Bedingungen zu überwachen. Aber bei der 
Schwierigkeit einer Werthabſchätzung des Bergwerks, der Ver— 
wendungen, des Inventars läßt ſich die Pacht doch nicht leicht 
durchführen und iſt die eigene Regie gewöhnlich vorgezogen 
worden (a). 2) Die Erbpacht könnte ven Uebergang ins 
Privateigenthum, namentlih die Bildung von Bergbaugenoffen- 
ichaften der Arbeiter felbjt anbahnen, wobei jevoch ein Theil des 
Detriebscapitals noch vom Staate vorgefchoffen werden müßte, 
wenigitens zu Anfang. R. W. 


(a) Berpachtet find u. A. meiftend die ſpan. QDuedfilberbergwerfe von 
Almaden geweſen. 


8. 200. (8. 179.) 


3) Zur eigenen Leitung des Staatsbergbaues werden Beamte 
angejtellt, welche gründliche Kenntniß der bergmännijchen Kunſt 
in ihrer neueften Ausbildung befigen, zugleich aber wenigjtens 
auf den höheren Stufen des Dienjtes mit den Grundfägen ber 
öffentlichen Wirthfchaftslehre vertraut fein müſſen (a). Jeder 
einzelnen Grube fteht ein Steiger, jeder Hütte ein Hütten- 
meifter (Hüttenverwalter) vor. Ein Schichtmeiſter beforgt 
den gewerblichen Theil ver Gejchäfte (Caffen- und Rechnungs» 
weſen). Mehrere nahe gelegene Werke werben einem Ge— 
Ihwornen, ein noch ausgevehnterer Bezirk wird einem Berg— 
amte untergeben (b). Diefes jteht entweder unmittelbar, ober 
durch ein Mittelgliev, eine Provincialbehörde, oder ein Ober— 
bergamt, unter ver oberften Bergbehörbe (ce). Die Oberanfficht 
auf ven Bergbau ver Privatunternehmer pflegt von ven nehmlichen 
Beamten und Behörden ausgeübt zu werben, allein fie hat nicht 
nur feine finanziellen Zwede, ſondern fie fann ſogar bisweilen 
mit biefen in Widerftreit gerathen, wenn ber Vortheil beiver 
Arten von Bergwerfen fich gegenfeitig einſchränkt. Es wäre 
folglich befjer, die Beauffichtigung des Privatbergbaues ebenſo 
wie bie ver Privatforftwirthichaft umter die, zur Volkswirthſchafts— 


pflege berufenen Oberbehörden zu jtellen. Hiedurch wird die 
Verſuchung befeitigt, die Privatunternehmungen zu Gunſten ver 
Staatsbergwerfe zu beengen oder zu beläjtigen (d). 


(a) Wie man der niederen oder Privatforftwirtbfchaftslehre die höhere oder 
Staatsforftwifjenfchaft (Forftdirectionsiehre) entgegenfegt ($. 178), fo 
muß man eine niedere und höhere Bergbaulehre untericheiden. Yettere 
tann auch Staatöbergbaufunde oder Bergmwerfdirectionslehre heißen und 
zerfällt in einen finanziellen und einen der Vollswirthſchaftspflege zuge- 
börenden Theil; gerade dieß bezeichnen v. Cancrins Ausdrücke: 
Bergltameral- und Bergpolizeimwiffenfchaft. 

(2) Der Borgefette eines Bergamtes wird Bergmeifter genannt, wie der 
Korftmeitter einem Forftamte vorjteht; überhaupt hat die äußere Ein- 
richtung beider Zweige Achnlichkeit. 

(c) In Preußen find die Bergämter 1861 aufgehoben worden, die 5 Ober— 
bergämter Breslau, Halle, Dortmund, lausthal und Bonn ftehen umter 
der Oberbehörde. Eine Merkwürdigkeit bildete 6i8 1851 der hanno— 
verifche Oberharz, wo das Oberbergamt die meiften Regierungsgefchäfte, 
felbft die Rechtspflege, beforgte und diefer Yandestheil faft wie ein Heiner 
Bergbauftaat betrachtet werden konnte. Lehzen II, 102. 

(d) In Frankreich, Belgien und Preußen find die Bergbaubehörden 
dem Miniftertum der Gewerbe und öffentlichen Arbeiten untergeben, was 
in Frankreih bei dem Mangel an Staatöbergwerfen freilich fehr nahe 
lag. — Hat das Minifterium des Innern, auf den Vortrag eines 
Nathes aus der oberften Bergmwertsftelle, die oberfte Entfcheidung in diefen 
Euratelverhältnifjen, jo wird hiedurch jene fo häufig beklagte Bedrückung 
der Privatbergwerfe durch die Staatsbergbeamten gründlich verhütet. 
Eine folche fehlerhafte Handlungsweife ift gemeiniglich aus der Borliebe 
für die Staatöbergwerte und aus dem Wunſche hervorgegangen, diefelben 
von einem nachtherligen Mitwerben zu befreien, hat aber dem Aufkommen 
des Bergbanes überaus gefchadet, IT, $. 38. v. Jakob 1, 272. Lotz, III, 
166. v. Malchus, I, 91. — Klagen Ddiefer Art in Baiern, wo die 
Staatöbergwerte das Holy um 25 Proc. wohlfeiler erhielten und durch 
die Befreiung von Weggeld begünftigt wurden, Rudhart I, 128. 


8. 201. ($. 150.) 


Die Regeln für die vortheilhaftefte Bewirthichaftung ver 
Staatsbergwerfe werden aus der Bergbaufunde, einem Theile 
der bürgerlichen Wirthichaftslehre, gejchöpft. Sie betreffen haupt- 
jächlich folgende Gegenjtände: 

1) Vermehrung ver Einnahmen, 3. B. durch Erweiterung 
der auszubringenden Menge von Mineratjtoffen, — Auffuchen 
guter Abjatgelegenheiten, — Zugutemachung von Nebenerzeug- 
nijfen, — angemejjene Verarbeitung, — bejjere Fortſchaffungs— 
mittel, — Beſtellung bejonderer Beamten, die den Verkauf 
bejorgen; 

2) jparfame Einrichtung der Ausgaben, 3. B. Einführung 
dev Gedingarbeit ftatt der Schichtarbeit, wo jene anwendbar 


— — 


iſt (4), — wohlfeile Anſchaffung der Werkzeuge (Gezähe), des 
Sprengpulvers u. dgl, — Mittel, ven Verbrauch von Zimmer— 
holz, Grubenſeilen u. ſ. w. zu vermindern; 

3) Nachhalt der Grubenarbeiten; genaue Vermeſſung, — 
Entwerfung zuverläſſiger Grundriſſe und Durchſchnitte von allen 
Gruben, — Erforſchung der weiteren Erſtreckung der Gänge, 
Flötze u. ſ. w., — planmäßige Fortführung des Grubenbaues, 
ſo daß der Zugang nicht gefährdet wird; 

4) zweckmäßige Anordnung der Arbeiten nach den örtlichen 
Umſtänden, z. B. die Beſtimmung der Art, das Geſtein zu zer— 
theilen, nach dem Grade ſeiner Feſtigkeit (Feuerſetzen, Sprengen, 
Hauen mit Schlägel und Bergeiſen oder mit Keil- und Lett— 
hauen), — die Benutzung der wohlfeilſten Art der Gruben— 
förderung und Waſſerhebung, der Lüftung (Ventilation), ſowie 
des Ein- und Ausſchaffens der Arbeiter durch Waſſerräder, 
Roßkünſte, Dampf- oder Waſſerſäulenmaſchinen u. A. m.; 

5) gute Einrichtung des Rechnungsweſens. In dieſer 
Hinſicht iſt zu verlangen, daß auch in den der Landesvertretung 
vorgelegten Ausweiſen die Betriebsergebniſſe jedes einzelnen 
Werks richtig zu erſehen ſind und nicht Alles in den ſummariſchen 
Ausweiſen über alle Werke verwiſcht wird. Zu dieſem Zweck iſt 
es aber auch nöthig, daß alles das, was ein Staatswerk von 
einem anderen an Producten u. ſ. w. empfängt und an ein ſolches 
abliefert, nach den üblichen Preiſen durch die Rechnungen läuft. 
Denn nur ſo erhält man ein richtiges Bild von der ökonomiſchen 
Lage der einzelnen Erwerbsanſtalten des Staats (b). R. W. 


(a) Nehmlich wo man im Voraus berechnen kann, wie viel Zeit ein gewiſſes 

enau begrenztes Geſchäft erfordern werde. 

(b) Namentlich gilt das Gefagte von der Verrechnung zwifchen den Berg-, 
den Hüttenwerfen und den Staatsforften und dann wieder von derjenigen 
zwifchen den verfchiedenen Hüttenwerken, im welchen die Producte durch 
eine Reihe von DBerarbeitungsftadien hindurch gehen. Auch die Weg- 
geldfreiheit darf nicht eimfeitig den Staatswerken gewährt werben, 
weil ſonſt unter deren Koften ein Beftandtheil fehlt, der bei den con— 
currirenden Privatwerken vorfommt. Der Weinertrag erfchiene dann 
fünftfich zu hoch. W. 


II. Hüttenwerfe. 
8. 202. (8. 154.) 


Hüttenwerfe zur Verarbeitung der Erzeugniffe des Bergbaus 
find gewöhnlich wegen bes Zufammenhangs mit den Staats: 





bergwerfen auf Staatsrechnung angelegt und betrieben mworben, 
in früherer Zeit öfters auch mit Rüdjicht auf Staatsforfte, um 
auf diefe Weije die gewonnenen Mineralien und gleichzeitig das 
ſonſt ſchwer abzuſetzende Holz ficher und vortheilhaft in möglichiter 
Nähe der Gruben und der Wälder verwerthen zu können. Die 
technischen Kenntniffe, welche das Hüttenweſen erforbert, hängen 
mit der bergmännifchen Wiſſenſchaft und Kunſt vielfach zufammen 
und finden fich daher bei ven Fachmännern beider Zweige oftmals 
vereinigt. Im Ganzen läßt ſich Anlegung und Betrieb von 
Hüttenwerken Seitens des Staats und in der erwähnten Ver— 
bindung mit Staatsbergwerfen und Staatsforjten wenigjtens für 
die frühere Zeit billigen und zwar aus bvenjelben Gründen, wie 
der Staatsbergbau auf niedrigerer Wirthichaftsitufe paſſend er- 
fcheint, $. 194. Biele Erfahrungen beweifen, daß Staats- 
hüttenwerfe unter ver Leitung wiljenjchaftlich gebilveter Verwalter 
und unter fundiger Oberaufficht und guter Controle der Staats- 
cafje Nuten gebracht haben und ähnlich wie die Staatsbergwerfe 
jelbit als Vorbilder für den Betrieb von Privatwerfen dienten. 

In dieſer Hinficht ift aber in neuerer Zeit in unjeren Staaten 
eine Aenderung eingetreten. Die Privatwerfe find in ver Technik 
den Staatswerfen gleich gelommen, wozu die Verbreitung ber 
technijchen Lehranftalten die Möglichkeit bot. In der ölonomifchen 
Führung des Betriebs haben fie die Staatswerfe dagegen vielfach 
zu übertreffen gelernt, weil ſich im Hüttenwejen die befannten 
Vorzüge der Privatbetriebfamfeit und die Nachtheile des Staats» 
betrieb8 leichter geltend machen können. Bei ver jegigen Aus- 
dehnung des Privatbergbaus und der jchon eingetretenen und 
weiter möglichen Einfchränfung des Staatsbergbaus, bei ven 
bejjeren Abjatverhältnijjen und höheren Preifen des Holzes und 
bei der immer mehr erfolgenden Verdrängung bes Holzes durch 
bie Steinkohle als Brennftoff bei ven Schmelz» und VBerhüttungs- 
procejjen ijt daher die Beibehaltung der noch vorhandenen Staats- 
hüttenwerfe in der Regel nicht mehr räthlich und die Neuanlage 
von ſolchen kann vollends nur noch in Ausnahmefällen gebilligt 
werben, foweit rein ökonomiſche Rückſichten entjcheiden (a). Für 
die Veräußerung der Hüttenwerfe darf man fich fogar noch unbe— 
dingter als für diejenige der Bergwerke des Staats erklären, 
weil das jpeculativ-faufmännifche Element beim Abjak der Hütten- 
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producte immer wichtiger wird und dieſes am Wenigſten Sache 
des Staats iſt. R. W. 


(a) Die grage der Rentabilität der Staatshüttenwerke im Verhältniß 
zum Capitalaufwand und felbft des bloßen Reimertrags ift ſchwierig 
zu beantworten. Feſt zu ftehen fcheint aber, daß neuerdings nur aus» 
nahmsweiſe eine gute Rente erzielt wird. Wenn, wie vielfach üblich, 
zwifchen den Staatsberg= umd Hüttenwerfen und Forften keine ordentliche, 
möglichft auf Grund der Dlarktpreife erfolgende Verrechnung der Ab- 
lieferungen und Empfänge ftattfindet ($. 201 Nr. 5), fo ift natürlich 
ar fein genaues Urtheil zu gewinnen. Aeltere Daten, bef. über die 
üddeutſchen Staaten, Harz u.a. m. bei R. ind. 5.9. 8. 154 (ce). — 
Neuere Beifpiele: Preußen. Die Nentabilität der Staatshütten- 
were umd die Höhe des wirfl. Neinertrags ift mehrfach Gegenftand der 
Controverfe gewefen. Bgl Bergius, Fin. S. 115—119. Nach einer 
Privatſchrift „über die Betriebsergebnifje der Staatshüttenwerfe i. d. 
J 1853 — 60“ hätte der Betrieb in dieſen 8 Jahren 2332143 Thlr. 
Verluſt ergeben. Nach einer amtlichen Gegenſchrift unter demſelben 
Titel wäre in dieſer Zeit die Summe von 435 550 Thlr. als baarer 
Ueberfchuß abgeliefert, woneben der Werth des Anlage- und Betriebs- 
capital® dur neue Verwendungen aus dem Erlös u. f. w. um 
1487919 Thlr., d. b. von 5°567°680 auf 6920847 Thlr. geftiegen 
wäre, fo daß der geſammte Gewinn 1923469 Thlr. betrüge. Dabei 
find einige Ausgabepoften (Antheil an Berwaltungsaufwand für d. 
höheren Bergbehörden, Unterftüg. für Beamte, Arbeiter, Zuſchüſſe zu 
den Knappſchaftscaſſen) nicht einmal eingerechnet. Selbft der ganze 
offic. angegebene Gewinn beträgt jährlih nur 240867 Thlr. oder 
3,862 des muthmaßlichen mittleren Capitalbetrags von 6,94 M. Thlr., 
der baare Ueberfchuß aber nicht einmal 0,2 jährlih! In den legten 
Jahren war nah den Wejultaten der Staatshaushaltsrehnung v. 
1862 — 68 und nach den Voranſchlägen von 1870 u. 71 das Betriebs- 
ergebniß der Hüttenwerke in Mill. Thlr.: 


Einnahme Ausgabe Neinertrag 


1861 2,* 2,48 0,46 
1862 2,85 2,11. 0,8 
1863 3,10 2,66 0,4 
1964 3,15 2,9 0,3% 
1865 3,18 2,9 0,8 
1866 3,19 2,9 0,50 
1867 3,35 2, 0,45 
1565 5 5,51 0,1 
1869 6,50 5,96 0, 
1870 6,50 6,13 0,88 
1871 5,9 5,0 0,85 


Statift. Yabrb. III u. amtl. Voranfchl. für 1870 u. 71; feit 1868 inch. 
neue Provinzen. Bon einzelnen Werken hatte nach dem Voranſchlag 
für 1871 die Silber- und Bleibütte Friedrihshütte in Schlefien 
1:065°263 Thlr. Einn. 269459 Thlr. Ueberſchuß, Eifengieß. bei Gleiwitz 
513430 u. 34306, Eifengießerei zu Berlin 122070 u. 18°370, ein paar 
kleinere Werfe in d. alten Prov. hatten fehr Heine Ueberſchüſſe; nach d. 
A. für 1870 follte die inzwifchen verkaufte große fchlef. Königs- u. 
Kreuzburgerhütte bei 1955400 Thlr. Einn. 93160 Thlr. Reinertrag 
geben; von 15 Hilttenwerfen im Harz u. f. w. follte 1871 eingehen 
4117551 Thlr. u. Ueberſchuß bleiben 114562; Zubuße, wie noch nad) 
d. A. für 1870 das Kupfer u. Kobaltw. zu Riechelsdorf. forderte keines, 


— 449 — 


aber der muthmaßl. Ueberſchuß war bei 3 Werken unter 1000, bei 10 
1000 — 10000, nur bei 2 größer (Silberhütte bei Clausthal 33 238, 
dgl. bei Yautenthal 33,077, d. h. auch nur 3 u. 2'/20/, des Rohertrags). — 

aiern A. 1870— 71 Einn. 1094412 fl., rein 80,000 fl. — Wiür- 
temberg, Herdegen ©. 114, Hoffmann, Finanzr. I, 368., 
A. 1861— 67 2°925°527 roh, 359500 rein, bei einem Anfchlag des 
Grund- u. Bapitalvermögens v. 2'/ Mill. fl. Es ift in W. üblich, aus 
dem Neinertrag jährl. 26296 des in den Werken enthalt. Capitals ab- 
zufchreiben. Der gleiche Reinertrag macht alfo allmälig höhere Procente 
aus. — Baden, Regenauer ©. 356 ff. Abnehm. Erträge der Eifen- 
werfe in den 50er umd 60er Jahren wegen der Comcurrenz des Stein- 
kohlen Eifend. Weinertrag 1855 nicht voll 4%. — Hannover, 
tebzen I, 155. — Oeſterreich, Wet: Berg- und Hüttenwerfe 
9. fiir 1870 roh 3°853°207 fl., rein 212:608 fl. R. W. 


8. 203. ($. 151.) 


Im neueſter Zeit haben fich daher auch in Deutjchland die 
Staaten bejtrebt, den Hüttenbetrieb ganz einzuftellen und vies 
würde oft noch raſcher geichehen, wenn fich immer leicht geeignete 
Käufer und Berfaufsgelegenheiten zu einem leivlichen Preiſe 
fünvden (a). Auch hier muß übrigens die Kegel gelten, daß ein 
Hüttenwerf nicht längere Zeit Zubuße verlangen darf ($. 198) 
und daß es beſſer ift, fich mit einem niebrigen Preife zu begnügen, 
wenn bie daraus fließende Rente nur den andauernden Reinertrag 
des Werks überfteigt. Getrennt von dem Werke felbjt erfolgt 
in ber Regel die Veräußerung von angefammelten VBorräthen, in 
denen auch oft ein beveutenves Capital lange brach liegt (b). 
Ebenfo wie bei Bergwerfen ($. 198) fann auch bei Hüttenwerfen 
erwogen werben, ob man nicht, ftatt die Werke an einzelne Pri- 
vate und an Gapitaliftengefellichaften (Aetienunternehmungen) 
übergehen zu laffen, aus dem Hüttenarbeiterperfonal Probuctiv- 
affociationen bilden fünne, denen durch Stundung des Kaufpreijes 
und durch Darleihen von Betriebscapital gegen langjame Ab- 
zahlungen Credit gewährt würde. Die Opfer. des Staats werden 
dabei oft nicht größer zu fein brauchen, als beim bisherigen 
Detrieb, d. h. auch nur in zeitweife niebrigerem Gewinn (luerum 
cessans) bejtehen. Der nicht zu leugnende VBortheil bei der 
Verwandlung eines beſtehenden Staats- oder eigentlichen Privat: 
werfs in ein Actienunternehmen, daß nehmlich die Schwierig- 
feiten der Gründung und Inbetriebjegung fortfallen, kommt bei 
ver Verwandlung in Affociationsunternehmen ebenjo in Betracht. 

RauzWagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 29 
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So lange Hüttenwerfe vom Staate noch beſeſſen werben, find 
fie in der Regel nur in eigener Regie zu betreiben. Dieſe 
muß dann möglichht auf Faufmännifchem Fuße eingerichtet werben, 
eine Gewinnbetheiligung des birigirenden Perfonals ift empfehlens- 
werth. Hinfichtlih der Verrechnung der Erträge gilt das 
im $. 201 bei ven Bergwerfen Gefagte (c). W. 


(a) So find in Baden alle Hütten des Staat3 veräußert, die letzte 1868, 
wobei ein anfehnlicher Theil des angenommenen Capitalwerth3 verloren 
gegeben werden mußte — Auch in Preußen ift die allmäl. Ber- 
äußerung jett beabfichtigt u. nam. 1870 das große fchlef. Werk Königs 
hütte u. ſ. w. f. 1306000 Thlr. verkauft worden. Im Bereich der Ober- 
Dortmund u. Bonn beftehen feine Staatshüttenwerke, unter 

d. O. B. A. ee nur die Berl. Eiſengieß., in Schlefien jet noch 4, 
wovon d. Malapaner Werk, mit 5750 Thlr. Neinertragsanfchlag für 
1871, nad) d. Plane der Negierung im J. 1871 verkauft, bez. eingeftellt 
werden fol (Werthanfchl. der Nealit. S0°000, der ‘Prod. u. Material- 
beftände 18000, Im O. B. A. B. Clausthal find noch 15 Werfe 
vorhanden, wovon nach A. flir 1871 5 eingejtellt oder verkauft werden 
ſollen, Werthanſchl. 170000 Thlr. Nealit., 62°000 Thlr. Vorräthe. Bei 
einer DBerfteigerung der Königshütte am Harz, im 9. v. 50:000 Thlr. 
u. 5000 Thle. für Vorräthe wurde für zwei Objecte nur 36000 u. 
7500 Thlr. (letzteres für eine Drahthütte) geboten. 

(d) In Preußen find veranſchlagt als Erlös für Prod., Mater., Invent. 
aufgelöfter Staatshütten 1570 510°000 (Königshütte), 1871 100000 Thlr. 

(c) Die Betriebsmater. u. Utenfilien abforbiren den Haupttheil der Roheinn. 
bei den Httenwerfen, jo in Preußen Q. für 1870 (alfo noch incl. d. 
69 Königshütte) bei einer Totalausgabe von 651161034 Thlr. jener 

often 4°451°617 5 ferner Die Bauten, Betriebsanlagen u. deren Unterhalt. 
360°385, die Betriebslöhne 1064200 Thlr., kleinere ſachl. Bedürfn. 
16014, Zuſchüſſe zu d. Knappſchaftscaſſen 27'365, Abgab. u. Grund— 
entſchäd. 15°294, Befoldungen (109 Stellen) 83313, and. perfünl. Ausg. 
7450 Thlr. Die Privaten werden vornehmlich nur an den- erften 2 
Poften Erfparungen GVerbeſſ. der Technif) gu machen fuchen können, 
faum an den Befoldungen, und fonft eben nur durch Auffuchen günftigeren 
Abſatzes eine höhere Rente ermöglichen. 


III. Salzwerte. 
8. 204. ($. 184, 185, 189.) 


I. Beibehaltung oder Beräußerung (a). Die Salz 
werke des Staats haben fich in ähnlicher Weife wie der Staats- 
bergbau entwidelt und find namentlich aus dem Bergregal hervor- 
gegangen. Im diefer Hinficht gilt für ihre Beibehaltung ober 
Veräußerung und auch für ihre Bewirtbichaftung im Ganzen 
dajjelbe, wie für den fonjtigen Staatsbergbau, $. 194 u. ff. 

Die Staatsjalzwerfe nehmen aber vielfach noch eine andere 
Stellung als die übrigen Bergwerke des Staats ein, weil das 


—— 
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Salz feit lange einer Verbrauchſteuer und zwar insbeſondere 
einer in Form eines Regals erhobenen in. vielen Ländern zu 
unterliegen pflegt. Um dieſes Salzregal, welches nach der ge- 
wöhnlichen Einrichtung die Gewinnung und Bereitung des Koch» 
jalzes ſowie den inländifchen Handel mit vemjelben im Großen 
begreift, möglichjt bequem und volljtändig als Beſteuerungs— 
maßregel für einen rein finanziellen Zwed auszunugen, hat der 
Staat, namentlich in Deutjchland, ven Betrieb der Salzwerfe 
fih gern felbjt vorbehalten. Auch bei neuentvecten Salzlagern 
und Salzquellen, die ihm nach dem Bergregal zur Berfügung 
ftanden, iſt daher felten eine Verleihung an Dritte erfolgt (b). 
In der That ſprechen manche erhebliche Gründe ver Verwaltungs 
und Beitenerungstechnif dafür, da wo einmal das Salzregal als 
Berbrauchiteuerform bejteht, die Salzgewinnung in eigenen Werfen 
des Staats auf Rechnung des letteren zu betreiben. Die fonft 
fehr läftige und jchwierige Controle der Privatjalzwerfe fällt dabei 
fort und die Staatswerke fchlagen beim Verkauf gleich die Steuer 
zum Preiſe hinzu oder erheben m. a. W. diefe Steuer im tarif- 
mäßigen Regalpreife, alfo mit billigen Erhebungsfoften. Weber 
das Salzregal als ſolche Berbrauchiteuerform ift erſt in ber 
Steuerlehre zu handeln, unferer früheren Verwerfung der Regalien 
als einer befonderen Einnahmeart gemäß ($. 115). 

Hier muß einjtweilen die Bemerkung genügen, daß die Re: 
galifirung des Salzes in unferer Gegenwart und in unferen 
Staaten Feine gute Beſteuerungsform mehr ift. An Stelle des 
Negals ift daher auch mehrfach eine gewöhnliche Salzverbrauch- 
jteuer getreten oder das Salz iſt gänzlich von der Steuer befreit 
worden. Im erjten Falle, von welchem gleichfalls erſt in ber 
Steuerlehre näher zu handeln ift, Liegt jevenfalls fein jo erheb- 
licher Grund wie bei ver Regalifirung des Salzes vor, daß ber 
Staat ſelbſt Salzwerfe befige und auf eigene Rechnung betreibe. 
Die Brivatbetriebfamfeit hat hier wieder manche Vorzüge und 
auch die zwedmäßige Form der Erhebung der Salzjteuer gleich 
beim Producenten erweift fich vecht wohl durchführbar. Es find 
daher bei ver Erjegung des Regals durch eine gewöhnliche Steuer 
öfters die Staatsjalzwerfe veräußert worben, beſonders Fleinere, 
wenig ergiebige (c). Bei großen und einträglichen Werken ift 
indeſſen bie Beibehaltung im Staatseigenthum und Staatsbetrieb 

29* 
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immerhin zuläffig. Von den in $. 196 angeführten Grünven 

fommen hierfür beſonders die in Betracht, daß das Salz feiner 

weiteren jchwierigen Bearbeitung unterliegt, ſondern, wie Kohle, 
gleich verfäuflich ift und daß die Erhebung ver Steuer gleich bei 
den Staatswerfen bequem und wohlfeil ift. 

Wo endlich die Salzjteuer ganz aufgehoben wird, da ijt die 
Frage der Beibehaltung oder Veräußerung von Staatsfalzwerfen 
wieder wejentlich viefelbe wie beim Staatsbergbau überhaupt. 
Die Veräußerung wird bier wohl als Regel zu empfehlen 
fein (d). W. 

(a) R. handelte von den — — in d. früh. Aufl. im Abſchnitt 
vom Salzregal, $. 184 ff. Da letzteres als Beſteuerungsform 
zu betrachten iſt ($. S6(a), 111, 115), muß der Gegenſtand bier jetzt 
getbeilt werden. W. 

(2) 3. B. Yudwigshall bei Wimpfen, in einer beff. Exclave. R. 

(ce) Beräußerungsabfichten fett dem das Salzregal durch eine andere Salz⸗ 
verbrauchſteuer erſetzenden Gef. d. Nordd. Bundes v. 12. Oct. 1867 in 
Preußen. So wurde die Saline Orb in dem von Baiern abgetretenen 
Landftrih, Sülbeck im Hildesheimfchen —— Nach d. A. für 1871 
ſollen die Salinen zu Königsborn (Realit. -Werthanfhl. 120000 Thlr.) 
und Rothenfelde (dsgl. 33000 Thlr.) im DO. B. A. B. Dortmund ver— 
fauft werden. Der Reinertrag war nach d. A. für 1871 20016 u. 
3310 Thlr. Auch zur Zeit des Salzregald waren fchon mehrere Privat- 
falinen vorhanden, 1866 in den alten Prov. von 18 überhaupt 10 (incl. 
d. heſſ. in Kreuznachſ. Bon den 16 hannov. Salinen waren nur 2 
fiscaltfeh, die beiden genannten zu Sülbeck u. Rothenfelde. S. auch 
oben $. 195, Anm. (d). — In den anderen deutfhen Staaten ift 
feit der Aufhebung des Salzregals nod wenig Veränderung en, 
Baden betreibt noch feine beiden Werfe zu Rappenau u. Diirrbeim, 
in Baiern, a eh gehören alle Salzwerfe dem Staate; 
Sachſen hatte fchon früher feine. R. W. 


(d) Weitere ftatift. Daten im Abſchnitt von der Salzitener. 


8. 205. (8. 189.) 


II. Bewirthſchaftung der Staatsſalzwerke. 

1) Bei bejtehendem Salzregal. Die Verwaltung 
auf eigene Rechnung (Eigenbetrieb) ijt hier die gewöhnliche 
und gewiß auch die zwedmäßige Bewirtbichaftungsform. Die 
Größe der Werke gejtattet es, wiſſenſchaftlich gebilvete Kunſt— 
verjtändige anzujtellen, denen Rechnungs- und Cajjenführer bei- 
gegeben werben. Eine aus Fach- und Finanzmännern zufammen= 
gejettte Oberbehörde kann die Oberleitung der Salz-, Berg- und 
Hüttenwerfe des Staats zugleich führen (a). Eine Verpachtung 
it nicht unausführbar, aber ſchwierig. Die dem Pachter zur 
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Berhütung von Unterfchleifen aufzulegenden Bedingungen find 
läftig, auch müßte ver Pachter in Bezug auf ven Preis, ven ihm 
ver Staat bei ver Ablieferung des Salzes vergütet, oder in Bezug 
auf den Verkauf an Privatperfonen AZuficherungen erhalten. 
Endlich ijt es nicht leicht, den Pachtvertrag fo feitzufegen, daß 
nicht fpäterhin die in dem Zuftande des Regals möglichen Ver— 
änderungen für den einen oder anderen Theil läſtig oder ſchädlich 
werben (b). 

2) Ohne beftehendes Salzregal. Der Eigenbetrieb 
ift auch hier wohl am Räthlichſten und auch die Regel, zumal wenn 
eine beim Producenten erhobene Salzverbrauchjteuer exiftirt (e). 
Die Verpachtung hat die gewöhnlichen Schwierigkeiten einer Ber- 
pachtung von Bergwerfen, Hütten u. |. w. (d). Ihr vorzuziehen 
ift eventuell die Veräußerung ($. 204). 

Bei der Eigenverwaltung der Salzwerke muß man namentlich 
die Koften zu verringern fuchen. Hierzu dienen a) vortheilhaftere 
Erzeugung durch Gewinnung einer gefättigten Soole mit Hülfe 
von Bohrlöchern over eines brauchbaren Steinfalzes (e), durch 
bejjere Heizungsart u. dgl. (f). b) Einführung der wohlfeiliten 
Berpadungs- und Verſendungsart (9), foferne nicht ab loco 
verkauft werben kann. Letzteres follte bei einer Bejeitigung des 
Negald die Regel fein, was ein weiterer Vortheil hiervon ift. 
Wo das Regal bejteht, müßte dev Staat wenigitens darauf hin- 
jtreben, um fo die Koften für vie Nieverlagen (Gebäude, Beamte, 
Diener) zu erjparen. Im Uebrigen ift die Einrichtung des 
Eigenbetrieb8 ganz ähnlich wie bei Berg- und Hüttenwerfen 
($. 200). 

Die Reinertragsverhältniffe der Staatsfalzwerfe laſſen fich 
natürlich nur da richtig und genau angeben, two fein Regal befteht 
oder wo die Betriebsergebniffe jcharf won den Ergebniffen ver 
Kegalverwaltung, welche durch Ausſchluß der Concurrenz ben 
Salzpreis jteigert, getrennt werden, was nicht immer der Fall 
war und ift (A). R: W. 


(a) So vor wie nach Aufhebung des Salzregald in Preußen (unter dem 
Handelsminift.), Baiern u. a. m. 

(6) Bgl. v. Jakob, I, 8. 299 — 302. — Malhus I, 100. — Die 
würtemb. Saline Elemensball war bis 1848 verpadhtet. R. 

(c) In den deutſchen Ländern vor wie nad) Aufhebung des Regals faft 
nur Eigenverwaltung. 
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(d) Die beiden Verpachtungen in Frankreich ſind nicht gut ausgefallen. 


(e). 


(N 


Die in d. öſtl. Depart. befindlichen Salzwerle (salines d’Est) und 
Steinfalzbergwerke waren ſchon 1806 verpaditet, auf 99 Jahre, doch 
mußte die Verpachtung 1825 aufgehoben werben. Die nach mandherlei 
Beränderungen in der Bewirthfhaftungsweife erfolgte zweite Verpachtung 
(einfchließl. des großen 1819 gefundenen Steinfalzlagers zu Bic), eben- 
falls auf 99 Jahr an eine Actiengefellfchaft, beipäßrte ic auch nicht. 
Die Pachtleiftungen follten aus ungefähr 2 Mil. Fr. u. 590%, des 
Neinertrags beftehen, daneben war die Steuer wie vom Meerfalz zu 
entrichten. Die Gefellfchaft konnte dieſe ec nicht erfüllen, 
weil die Käufer das weniger weiße u. ſchwerer lösliche Steinfalz nicht 
fo liebten, weil der Abſatz nach Deutfchland aufhörte und die Concurrenz 
der neuen Saline (feit 1825) Salzbronn im Moſeldep. zu fchwer war. 
Rapp. au roi, ©. 85, 114, 136. Daher 1830 Ermäßig. des Padht- 
zinjes v. 1,8 auf 1,2 Mil. Fr. u. Herabfegung des Antheild des Staats 
an dem erften 300°000 Fr. des Neinertrags auf 23, an dem weiteren 
Ueberfchuß auf 3/,, Doch fo, daß die Acttonäre zuvor 49, Zins erhalten. 
Macarel I, 226. Der Staat bezog von diefen Werten im D. 
1530—37 1,5 u. nah Abzug der darauf ruhenden Laften 1,55 M. Fr. 
Beichwerden iiber dad Monopol der dftl. Salinen, die das Salz ohne 
Steuer u. Fracht im D. zu 11, mitunter biß zu 15 Fr. p. 100 Kil. 
verkauften, führten fpäter zu einer größeren Begünftigung der Privat- 
concurrenz. in deren Folge der allmäl. Bertaut der Staatsfalzwerte 
beabfichtigt wurde, d’Audiffret, syst. I, 130 ff. ne der 
Sal. zu Dieuze (im jegigen Deutfch-Tothringen) 1842 zu 6,'M. Fr. R. 
See- u. Steinfalz ift am Wohlfeilften zu gewinnen. Jenes bildet fich 
in warmen Ländern von felbft, wie in den Salzfeen Südrußlands, 3. 8. 
der Krimm, ferner in den tiefen Buchten (Limanen) der Nordküfte des 
—— Meers, wo die ruſſ. ber ya da8 Sammeln al3 Ausfluß 
es Staatseigenthums ſich vorbehält (früher 8—1'200°000 R. jährl.), 
in den Salzfeen von Minefota, Utah in N.-Amer. Auch ift e3 leicht, 
das Meerwaſſer in feichte Behälter zu leiten, wo dann das Eruftallinifche 
Salz fih anſetzt; Salzfümpfe, marais salans. Reines Steinfalz wird 
Veiht durch Bergbau (3. B. Wieliczka in Galizien, Bic in Lothringen, 
Staßfurt in Preuß. Sadfen, Wilhelmdglüd bei Schwäb. Hall) oder 
ſelbſt durch Tagbau (Cardona) gewonnen. Aus dem Salzthon (Hafel- 
gebirge) laugt man entweder das beigemengte Salz in großen Höhlungen 
(Salzwerlen) mit bineingeleitetem Waffer aus (Saltnen in d. Alpen, 
wie 3. B. Hallein, Hallftadt, Auffee, Berchtesgaden, Hall in Tirol) oder 
man legt Bohrlöcher au — nach Alberti), welche eine 
höchst reichhaltige Soole geben u. fo das Gradiren erfparen. Died Ver- 
fahren hat neuerlich p erheblich eingewirkt, daß manche andere Salz- 
werke, z. B. Bruchſal u. Mosbach in Baden, Salzhaufen in Oberheſſen 
eingehen mußten, weil fie nicht fo wohlfeil erzeugen konnten, In Kiffingen 
wurde 1849 bei 1810 Fuß, in Staßfurt bei 824, in Elmen (Schönebe 
1855 bei 1764 Fuß Tiefe Steinfalz erbohrt, zu Sperenberg bei Barut 
wurde 1867 bei 284 F. reines Steinfalz erreicht, in das man fon 
4000 F. tief eingedrungen ift. ©. auch Preuß. Stat. Jahrb. III. 178. Zur 
Eröffnung des Steinfalzbergwerfs zu Segeberg (Holftein) find im preuß. 
B. für 1570 u. 71 114500 Thlr. zur Anlage eines auf 300000 Thlr. 
berechneten Steinfalzfhachts im — Etat angeſetzt R. W. 
Su Baiern ſod man 1852/53 mit 1 Klafter Nadelholz (226 Eub.-.) 
20,2 (Traunftein) bis 23 C. (Berchtesgaden). Berbefferungen der Heerde, 
fannen, Benugung des Dampfs aus der Pfanne zum Borwärmen u. 
rodnen u. f. wm. Vgl. R. Wagner, Grimdr. d. chem. Technol. 
Lpz. 1870, 102 ff. — Beſ. vortheilbaft hat fih die Fortleitung 
der Soole nah Orten, wo der Brennftoff billiger und die Abfuhr des 
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Salzes leichter ift, rg ir Berühmte Soolenleitungen in Oberbaiern 
u. im Salzlammergut. Yeitung von NReichenball nad) Traunftein 1616 
unter Kurfürft Mar I. durch Reifenſtuhl; Fortfekung 1808 durch 
v. Reichenbach bis Roſenheim, 1817 ftellte derjelbe die ehr funftreiche 
Berbindung zwifchen Berchtesgaden u. Reichenhall her, 109-000 F. Lang, 
Hebung an d. Waſſerſäulenmaſchine zu Ilſang 1218 %. hoch. Länge 
der ganzen Soolenleitung gegen 13 Meilen. — Yeitung v. Hallftadt 
nah Iſchl u. Ebenfee 1757, 156000 F. lang. — Die neuen Com— 
municationsmittel, die Auffindumg der großen norddeutſchen Steinfalz- 
lager, die verbefjerte Technik haben bereits u. werden immer mehr eine 
Veränderung in der deutfchen Salzgewinnung bewirken, und bef. den 
ſüddeutſchen Werfen die Concurrenz erfchweren. R. 

(9) Steinfalz oder gepreßtes Sudſalz geftattet eine Verfendung in unver— 
padten Blöden. Die Berpadung nehchieht fonft in Säden, bei wohlfeilem 

Holz in hölz. Gefäßen. Fisc. Fabr. z. Verfertigung derfelben im Großen 

zu Ballen tm Salztammergut, mit Sägemühlen, ähnlich zu Reichenhall. 
Säde werden wohl in Strafanftalten gemacht, gewöhnlich aber Aus- 
fchreibung von Lieferumgen nach Muftern u. Beftellung beim Mindeft- 
fordernden. In Baiern a eine fiscal. Sadfabrif zu Schellen- 
berg bei Berchtesgaden. Im Budg. für 1870 — 71 beißt es, der 
Negiebetrieb der Salzfadınanufactur ſei unventirlih u. werde Daher, 
folange nicht eine Auflaffung ——— könne, möglichſt beſchränkt. Koſten 
der Verpackung eines Centn. in Baieru 1852/53 1915 Kr., Baden 
D. 1854/55 10, Kr., Preußen D. 1851—56 2,', A. 1860 2, Sgr. — 
Berbefjerung der Commumicationen. Linz = Omumdener Bahn be mit 
für Salztransport. — Beim früheren Regal vertragsmäß. Salzaustaufch 
wifchen mehreren Staaten an verfchied. Grenzen, zur Erfparung von 

ransportkoften, 3. B. zw. Baiern u. Würtemberg. R. W. 

(h) Beispiele: Preußen: Salzwerfe, Rchn. 1865 1,20? M. Thlr. Robeinn., 
697°000 Thlr. Koften, 504000 Thlr. Reinertr., woneben d. Salzmonopol 
9,277 M. Thlr. roh ertrug, 2,8: M. Thlr. Koften machte, alfo 6,167 M. 
Thlr. rein ergab. A. fir 1871 (incl. neue Prov.) Salzwerfe Ein. 
1:492°976, Ausg. 1010593 Thlr., Ueberfhuß 482383 Thlr. Erhebl. 
Unterfchiede bei d. eig. Werfen, fo nach A. fir 1871: Saline zu Schüne- 
be Roheinn. 484300, Ueberſchuß 191460, Salzw. zu Staßfurt 511830 
u. 184950, Sal. zu Dürrenberg 184270 u. 73°920, zu Artern 55°770 
u. 11°130, Salzw. bei Erfurt 59'430 u. 3420, Königsborn 86165 u. 
20.010, Neufalzwerf 41340 u. 7925, Wothenfelde 20.510 u. 3310, 
Münfter a. St. 14986 u. 4287; Sooden dagegen bei 21'000 Thlr. 
Einn. 10.525 Thlr. Zu ſchuß, Rodenberg dsgl. 13°375 u. 3835 Thlr. — 
Baiern: Salinenverwaltung A. 1868 u. 69 roh 1.334586, rein 
40000 fl., Ergebniß 1868 1'433°875 u. 178294, U. 1870 u. 71 1254590 
u. 120°000 fl. roh u. rein. W. 


4. Hauptjtüd. 
Einnahmen aus Gewerksanlagen des Staats. 


8. 206. ($. 153, 154.) 


Hierher gehören beſonders Staatsfabrifen. Bei folden 
Anftalten können breierlei Zwede unterfchieven werben, bie aber 


— 46 — 


mitunter bei einer einzelnen zufammentveffen. Auch im Verlauf 
der Zeit zeigt fich ein gefchichtlicher Wechfel dieſer Zwecke. 

1) Die Anftalten fönnen einen vein finanziellen Zwed 
haben, um dem Staate eine Reineinnahme für die eigentlichen 
Staatsbebürfniffe zur Verfügung zu ftellen. Nur in dieſem Falle 
gehören fie zu den privatwirthichaftlichen Anftalten im ftrengen 
Sinne ($. 92, 93). Ein folher Zwed hat aber faum je, weder 
früher noch jegt, bei den vorgefommenen Staatsfabrifen aus- 
Schließlich obgewaltet. Gegenwärtig wird man nur verlangen 
müffen, daß der Gefichtspunct privatwirtbfchaftlicher Rentabilität 
voranftehe. Da zeigt fich invefjen, daß dev Staat hier im Eigen- 
betrieb felten günftige Ergebniffe erzielt, II, 8. 227. Auch vie 
Verpachtung pflegt nicht einträglich und fchwer durchführbar zu 
fein, weil das Mitwerben zuverläffiger Pachtluftiger klein ift un 
die Erhaltung ver Gebäude, die geforderten Neubauten viel foften. 
Mit Recht werden daher die Gewerfsanlagen, weil ber zweite 
Zwed nicht mehr wichtig zu fein pflegt, Lieber aufgegeben und 
veräußert. In einem folchen Falle Fönnten mitunter Berfuche 
mit Productivaffociationen in Erwägung kommen. 

2) Die Anftalten haben einen volfswirthichaftlichen 
Zwed, indem fie als Mufteranftalten bienen und neue Ge— 
werbzweige einführen follen. Diefem Zweck verbanfen viele 
frühere und manche noch heute bejtehende Staatsfabrifen ihre 
Entjtehung, befonvders auch folche aus dem Gebiete ver Kunſt— 
gewerbe (a). Sie haben mitunter ihren eigentlichen Zweck 
erreicht, freilich vielfach unter großer Hintanfegung der Rentabilität. 
Infofern find fie volfswirthichaftlich unter den Maaßregeln und 
Ausgaben des Staats, durch welche mit finanziellen Opfern bie 
Gewerbe befördert werden jollen, zu beurtheilen. In der Gegen: 
wart lajjen fie ſich in umferen Staaten wohl fat ganz ent: 
behren (b). Sie werden daher am Beſten aufgegeben, da bie 
fonft erforderliche Betreibung nach dem privatwirthichaftlichen 
Rentabilitätsprincip feinen günftigen Erfolg zu haben pflegt. 

3) Die Anftalten haben ven Zwed, den eigenen Bedarf 
des Staats an bejtimmten Sachgütern zu befriedigen (ce). Auch 
bier ift die Staatsinduftrie heutzutage nur ausnahmsweife an 
Stelle der Privatinduftrie noch bei uns in finanzieller Hinficht 
räthlich, ſ. 8. 66. 
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Bei der mangelhaften Rechnungsführung der Staatsfabriken 


läßt ſich übrigens nicht immer der wirkliche Capitalbetrag, der 
in der Fabrik ſteckt, und daher auch nicht ver wahre verhältniß— 
mäßige Reinertvag angeben (d). W. 


(a) 


Bei. Porcellan-, Teppich-, Tapetenfabr., Glashütten, Glasmalereien, 
früher auch Webereien, Tuchfabrifen u. a. m. Einige Anftalten, wie 
Glas-, Ziegelhütten, Mühlen, Braubäufer, Weinfellereten, felbft Wirths— 
häufer find aus dent landwirthſch. Domanium mit hervorgegangen und 
vollends zu veräußern, 8. 156. 


(d) Als Gefhmadsbildungs- und Gefchmadserhaltungsanftalten können die 


(e) 


(a) 


vielen ftaatl. Porcellanfabrifen immer noch etwas in Betracht kommen. 
Die Weiterbildung nach den Erfordernifien der Jetztzeit erfolgt etwa 
fo, daß Specialfunftfchulen (Maler, Glasmaler) damit verbunden werden 
(Sevres, Nymphenb.), wo dann die Ausgabe wieder eine andere Be— 
dentung erhält. 

Früher liegen fich die Porcellanfabrifen auch bier mit nennen, ein wenig 
jelbft jetst noch, indem fie luxuriöſe Ehrengefchenfgegenftänvde für fremde 
Monarchen, Staat3männer Tieferten. Auch für Ho che Zwecke reicht die 
Privatinduftrie jet völlig aus. 

Sehr viele Staatsfabrifen find fchon eingegangen, weil fie ſich nicht 
Iohnten. Am Häufigften find noch oder waren bis vor Kurzem Die 
Porcellanfabrifen in GSevpres, Berlin, (Wien), (Nymphenburg), 
Meigen, Kopenhagen u. ſ. w. — Beifpiele: Preußen. Worcellan- 
manufactur Robertr. 1865—68 D. 164250, Betriebstoften 144053 Thlr., 
Reinertr. 20197 Thlr., 1871 9. roh 155°000, rein 10°000. Die Anftalt 
wurde 1866 in das Gebäude der aufgelaſſ. Gefundheitsgefchirrfabrif 
(die 1865 bei 103084 Thlr. roh 19357 Thlr. rein ergab) verlegt, jetst 
nach Charlottenburg bei Berlin, mit einem außerord. Koftenaufwand 
von 335000 Thlr. für 1865 — 71, — eine finanziell fchwer erflärliche 
Maafregel. Außerdem befigt die dem preuf. Staat gehörige See— 
handlungsfocietät, in der Hauptſache ein großartiges Bankinſtitut mit 
ausgedehnten Geſchäftskreis, auch nach neuerlicher Verminderung ihres 
Beſitzes noch immer mehrere Fabriken, nehml. 1871 2 Flachsgarn— 
maſchinenſpinn. in Schlefien, eine außer Betrieb befindl. Baummollen- 
ſpiun. u. Web. ebendaf., auf die fo wenig als auf eine der erfteren 
Kaufanbote bei ausgefchrieb. Submiffionsverfahren erfolgten, ein Mühlen— 
etablifj. in Bromberg, das gleichfalls, fobald die Umftände e3 erlauben, 
verkauft werden soll Buchwerth dieſer Anftalten incl. Dienftgeb. u. 
Leihamtsgeb. in Berlin E. 1869 4,27 Mill. Thlr. Gewinn auf d. Betrieb 
ſämmtl. induftr. Etablifj. 1869 nur 19775 Thlr.! — Baiern. Por- 
cellanfabr. zu Nymphenburg jährl. Zufhuß 1819—25 8717, 1831—36 
14988, 1837 — 43 11782 fl. Hofbräuhaus in Minden A. 1861 — 67 
212602 fl. roh, 16'338 fl. rein, 4. 1870 270700 u. 32:000 (Selbft- 
verwalt.); früher beftand auch noch ein Brauhaus in Würzburg, wo 
jetst noch eine fisc. Hoffelleret (in Verbind. mit d. fiscal. Weinbergen 
in Unterfranken), roh 39000, rein 12400 fl. (incl. Weinberge). — 
Sachſen, Borcellanf. in Meißen, früher jährl. Zuſchuß, in den 20er 
Fahren 36000 Thlr., feit Mitte der 30er Jahre ergab fi ein Rein- 
ertrag, A. 1861—63 roh 158300, rein 13000 Thlr. — Defterreid. 
Teppichfabrit und Wolldruderei in Linz 1849 27731 fl. Zufchuß, 
1850 —51 29561 fl. rein, dann weggegeben. WPorcellanfabr. in Wien 
1849—51 jährl. 6073 fl. Zufchuß. — Büderetablifiements, die mehr- 
fach in Deutichland, Frankreich auf Staatskoften betrieben werden, geben 
auch öfters Einnahmen (Verkauf v, Mineralwafler, Gebrauch v. Bädern, 
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Badetaxen der Eurgäfte u. f. w.), welche theils hierher, theils unter die 
Gebühren von Heilanftalten gerechnet werden tönnen, 3. B. Baiern, 
Kifjingen, R. 1565 Roheinn. 36030, rein 11622 fl., A. 1871 23850 
u. 14350 fl. — Na J au 1558 Erlös aus Verlauf v. Mineralwafier 
100°000 fl. Ein Theil diefer Einnahmen pflegt bei. Badefonds zuzu- 
fließen u. zu Berfchönerungen u. f. w. benutzt zu werden. R. W. 


9. Hauptjtüd. 


Einnahmen aus Sandels-, Geld- und Bankgefchäften 
und aus werbendem beweglichen Vermögen. 


I. Handelsgeſchäfte. 


8. 207. 


Dem Handel eigenthümlich ift die große Bedeutung des 
Moments der Speculation und das Vorwalten des immer 
wieder raſch disponibel werdenden, aljo jtetS nach neuem Plane 
anzulegenden umlaufenden (Betriebs-) Capitals. Wegen viejer 
beiden Umſtände eignet fich der Handelsbetrieb vorzugsweife für 
bie reine Privatunternehmung, ſchon etwas weniger für bie offene 
Handelsgefellichaft, erfahrungsgemäß aber am Wenigjten für bie 
AUctiengefellfchaft und vollends für den Staat. Der Betrieb muß 
bier mit Beamten geführt werben, denen das eigene Intereſſe 
und das eigene Rifico fehlt, weshalb fie nicht fo vorfichtig als 
der Privatmann zu fpeculiven pflegen, während andererfeits bie 
unvermeiblichen Controlen, ver jchwerfälligere Geſchäftsgang auch 
bem eifrigen, geſchickten und pflichttreuen Beamten die Hände 
(äftig binden. Die Betheiligung ver Beamten am Gewinn, 
welche fich auch nicht immer Leicht durchführen läßt (Tantiöme- 
ſyſtem), hebt einige dieſer Uebelftände, aber felten ausreichend. 
Im Ganzen wird die Gefahr von Verluſten im Staatshandels- 
geſchäft verglichen mit dem Privatgefchäft erhöht, die Aussicht 
auf befondere Gewinnjte gejchmälert (a). 

Daher hat man fich bei uns im Allgemeinen gegen ben 
Betrieb felbjtändiger Hanvelsgefchäfte durch den Staat zu erflären. 
Ein folder ift auch nur ausnahmsweiſe vorgelommen. 
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Defters knüpfen ſich Handelsgejchäfte an andere privatwirth- 
Ichaftliche Unternehmungen des Staats an, 3. B. bei der Eigen» 
verwaltung von Domänen (Weinberge), Forſten, Bergwerten (b), 
Hütten, Staatsfabrifen. Soweit dies unvermeidlich ift, ſpricht 
gerade dieſer Umſtand auch gegen folche Unternehmungen bes 
Staats ($. 195, 202). Erweiſt fich die Beibehaltung ver legteren 
gleihwohl aus anderen Gründen als nothwendbig, jo muß joweit 
als möglich das fpeculative Handelsgefchäft von dem eigentlichen 
Productionsgefchäft abgetrennt werden, wie dies z. B. im Staate- 
forftwefen beim Abſatz des Holzes auch mit Recht erjtrebt wird 
($. 185). Durch größere fejte Lieferungscontracte der Staate- 
verwaltungsbehörbe z.B. eines Berg-, Hüttenwerfs mit Privaten 
läßt fich wenigftens gegenwärtig bei und das Speculationsmoment 
wejentlich einjchränfen, was durchaus anzurathen ift. 

Bei einer Colonialhandelspolitik, wie der früher fo 
allgemein in Europa herrſchenden, vollends etwa bei einem 
Colonialſyſtem, wie dem holländiſchen, wo die Eolonialverwaltung 
eine große feudale Grundherrnnaturalwirthfchaft darftellt, kann 
bie Betreibung des Colonialhandels, befonders des Abfates der 
Eolonialproducte auf eigene Rechnung des Staats im Mutterlande 
und überhaupt im Decivente, auch im finanziellen Intereſſe eher 
räthlih erfcheinen. Aber von allen principiellen politifchen, 
ethiſchen und volfswirthichaftlichen Einwänden gegen biefe Eolonial- 
politif abgefehen, jo empfiehlt es fich auch hier, ven directen 
Staatshanvelsbetrieb in Europa lieber aufzugeben und, wie es 
Seitens der hollänvifchen Regierung gefchieht, diefen Handel einer 
Gefellichaft zu übertragen (c). Soweit ein folcher Handel des 
Staats mit Colonialproducten noch vechtlich (gegenüber dem 
Inlande) oder auch bloß thatfächlich (d) (gegemüber anderen 
Ländern) monopoliftifch ift, fällt er übrigens mit unter ben 
Gefihtspunct der Beftenerung. 

Der vom Staate betriebene Handel mit monopolifirten 
Artikeln (Salz, Tabak, Pulver u. ſ. w.) im Inlande gehört gar 
nicht zu den privatwirtbichaftlichen Thätigkeiten, fondern ganz zu 
ben Bejteuerungsformen und ift daher aus einem anderen Ge— 
fiht8puncte zu betrachten (8. 111). W. 

(a) Vgl. Schäffle, Eapitalism. u. Soc., Tüb. 1870, ©. 474. 
(6) Handel der öfterr. Regierung im vor. Jahrhund. mit idrianer Dued- 
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ſilber, Vorräthe davon auf Lager in Amſterdam, Genua (auch als Pfand 
fiir Anleben benußt). 

(ce) Die 1824 gegründete (auf 25 Jahre, dann fortgefetst, und ebenfo jett dem 
Bernehmen nad von Bas auf 25 3. verlängert) Niederländ. 
Handelsgeſellſchaft Gandels⸗Maatſchappij) beſorgt u. A. den 
Transport u. Verkauf der ihr von der Regierung in Indien gelief. 
Colonialproducte in Holland auf Rechnung der Regierung gegen Provifion. 
Ueber die Verhältniſſe der —— —— er in Java, 
Brauer, in Stein-Wappäns’ Geogr. IL, 317 fl. Nadı d 
holl. -oftin®. Colon. = Budget für 1867 war bie "Einn. 123,00 Mill. fl., 
wovon 62,9: M. fl. als — Erlös aus d. Eolonialwaarenverlauf 
in Holland, wahrfcheint. Ueberſchuß d. Einn. über die Ausgaben 14,86 DL. ft. 
Nach d. 4. "Für 1870 find diefelben Bablen: 115,89, 51,70 u. 10, Mill fl. 
Nah Baumbauer war d. Ueberſchuß aus d. Gelpmitteln der Colonieen 
fiir d. Budget des Mutterlands v. 1847 -59 im D. jährl. 22,17 M. fl. 
im Ganzen, incl. jährl. 9,* M. fl. Zinſen für d. auf d. Eolon. über⸗ 
tragenen od. für fie aufgenommenen Schulden. Diefer Ueberſchuß 
chwankt fehr, bef. nach den Conjuncturen u. Preifen der en 
in Europa, nam. v. Kaffee u. Zuder. Er war (incl. BZinfen) 3. B 
1850 nur 17, 1861 32, Mil. fl. nad) d. Ergebniß, 1862 nad) 4. 
18,57M. fl. 

(A) Dies möchte vom holl. Kaffeehandel angeficht3 des großen Einfluffes der 
Auctionen der Maatſchappij, Die den Preis für bal Europa beftimmen, 
felbt heute noch etwas gelten. Durch die monopolift. Organifation 
eines folhen Handels kann den Confumenten in anderen Ländern ähnlich 
wie durch die Erhebung eines Ausfuhrzolld auf Artikel eines Natur- 
monopol3 (A. Wagner, Art. Zölle, Staatdw. B. XI, 350) eine Ver⸗ 
brauchſteuer — werden. 


I. Geld- und Bankgeſchäfte. 
8. 208. 


I. Die Frage der Räthlichfeit von Staatsbanken. 
Für die Betreibung von Geld» und Bankgeſchäften durch ven 
Staat kann man einige Gründe geltend machen, welche immerhin 
Beachtung verdienen, jo daß folche Gefchäfte nicht fo unbedingt 
als jonftige Handelsgejchäfte abzulehnen find. Auch liegen erfolg: 
veiche Beifpiele des Staatsbanfbetriebs vor (a). Jene Gründe 
find die folgenden: 

1) Das Bepürfniß der Finanzverwaltung nach einem Bank— 
injtitut zur Vermittlung der Gelpgefchäfte des Staats läßt fich 
durch eine eigene Staatsbank zweckmäßig befriedigen. Der Staat, 
namentlich der moderne Großftaat, hat 3. B. bei ver Aufnahme 
und Abzahlung von Anlehen, bei großen öffentlichen Unter- 
nehmungen, wie Eifenbahnbauten, bei den Gelvoperationen für 
die Kriegsführung u. ſ. w. unvermeidlich große Geldgeſchäfte aus- 
zuführen. Ferner veranlaßt die laufende Cafjengebahrung ber 
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Finanzverwaltung ebenfalls eine Menge Gejchäfte (b), bei welchen 
bie Vermittlung eines Bankinjtituts jehr nüglich jein fan. Die 
Durchführung diefer Gefchäfte mit Hülfe dev ausgebildeten Technik 
und des Zahlungsmechanismus des modernen Bankweſens hat 
große volfswirtbichaftlihe und finanzielle Bortheile und wirft 
einen erheblichen Gewinn für die vermittelnde Banf ab. Endlich 
bat der Staat regelmäßig größere oder geringere Caſſenbeſtände, 
welche er im Augenblid nicht braucht. Dieje können daher auf 
furze Termine ausgeliehen werden, was wiederum als vegelmäßiges 
Geſchäft nur durch eine Bank gefchehen kann und dann nicht 
unbedeutenden Gewinn abwirft, $. 210. Diefer Gewinn fommt 
itatt Dritten dem Staate jelbjt wieder zu Gute und der Staat 
wird zugleich zuverläffiger und wohlfeiler als von Privatbanquiers 
oder Actienbanfen bei feinen Geldgeſchäften bevient, wenn er 
aus eigenen Mitteln eine Bank als eigentliches Staatsinftitut 
zu dieſem Zwed errichtet und auf feine Rechnung betreibt (c). 
Ein folches Inſtitut kann auch anderen Zweigen der Staats- 
verwaltung, 3. B. der Pojt (d), nützliche Hülfe leiten, bei Ab- 
löjungen u. dgl. m. als Rentenbant dienen, wo es dann feiner 
beſonderen, ſonſt doch öfters hierfür erforderlichen eigenen Anjtalten 
für ſolche Sonverzwede bevarf. 

2) Der Betrieb des gewöhnlichen Handelsbankgeſchäfts durch 
den Staat ijt in banktechnijcher Hinficht wohl zuläffig. Einige 
der gewöhnlichen Schwächen des Stantsbetrieb8 werden zwar auch 
im Bankweſen hervortreten: das Privatgefchäft wird vorfichtiger 
und doch zugleich energijcher betrieben werben, weniger nach 
bureaufratifcher Schablone, mehr mit Rückſicht auf die Bebürfniffe 
des Verkehrs und deren Wechjel. Aber fchwer fallen dieſe Nach- 
theile im gewöhnlichen Hanvelsbankgefchäft nicht ins Gewicht. 
Auch muß die Staatsbanf vornehmlich mit der Actiengefellichafts- 
bank verglichen werben. Einrichtung und Betrieb diejer beiden 
Banken ijt im Wejentlichen nothwendig gleichartig. Die Heinen 
gegenfeitigen Vorzüge und Schwächen werben fich ziemlich aus- 
gleichen. Für die Staatsbanf paßt nur noch weniger das 
Speculations- (Credit Mobilter-) Gefchäft, welches aber von den 
gewöhnlichen Actien-Hanvelsbanten ebenfalls ausgefchloffen werden 
muß (e). Die Hauptfächlichen Activ- und Pajfivgejchäfte der 
großen modernen Bank, nehmlich Wechfelviscontirung, Lom— 
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bardirung (Beleihung gewiſſer Fauſtpfänder), ſelbſt ein beſchränktes, 
vorſichtiges Activeontocorrentgeſchäft einer⸗, Depoſiten⸗ und Paſſiv⸗ 
Contocorrent⸗ (incl. Check⸗) und Noten⸗ (Banknoten⸗ over Zettel⸗) 
geſchäft andererſeits laſſen ſich auf ziemlich feſte, beinahe mechaniſche 
Regeln zurückführen (f). Ebendeshalb eignen fie ſich für ben 
Betrieb durch Actiengefellichaften, wie die Erfahrung zeigt, vecht 
gut, aber im Ganzen faum weniger für ben Betrieb durch den 
Staat mit feinen Behörden und Beamten. 

3) Eine Staatsbant kann namentlich das Zettel- oder Noten- 
geſchäft (9) übernehmen und dadurch dem Staate, alfo der Ge- 
fammtheit ven vollen Gewinn daraus zuführen. Diefer Grund 
fällt befonders in denjenigen Staaten ins Gewicht, wo die Bank⸗ 
notenausgabe nicht freigegeben ift, fondern von Privat- ober 
Actienbanken auf Grund eines Privilegs oder Monopols ausgeübt 
wird, — bisher in unferen Staaten die Regel (Rh). Hier foll 
mit Recht ein Theil des Gewinns, welchen die Bank aus bem 
Notengejchäft zieht, dem Staate zufließen ($. 210), aber ftatt 
biefes Theils würde eine Staatsbant den ganzen Gewinn ber 
Staatscafje verſchaffen. entralifation und Decentralifation ver 
Notenausgabe Haben fpecifiiche Vorzüge und Nachtheile, fo daß 
ſchwer zu fagen ift, welche vorzuziehen ift (#). Stellt man fich 
aber einmal, wie vie Gejeßgebung der großen europäifchen Staaten, 
auf den Standpunct der Gentralifation, wo eine große Central— 
banf allein (k) over ganz überwiegend (1) die Notenausgabe vor- 
nimmt, jo läßt fich wieder behaupten, daß eine Staatsbank eine 
folhe Function ebenfo gut als eine Actienbant in banktech— 
niſcher Hinficht ausüben kann. Eine eigene Staatspapiergelo- 
ausgabe ohne bankmäßige Dedung unterbleibt dann ganz, — ein 
weiterer Bortheil (m). 

4) Eine Staatsbant kann das ſtark hervortretende Bedürfniß 
der Geutralifation (m) im Geld- und Bankgefchäft befonvers gut 
unterftügen und ambererjeit8 doch durch ein fehr entwiceltes 
Vilialenneg die bankmäßige Organifation des Credits über das 
ganze Land ausbehnen (0). Im dieſer Hinficht übertrifft fie leicht 
noch die Actien-Centralbanf. Sie übernimmt eine wichtige volfs- 
wirthichaftliche Aufgabe, an deren Erfüllung dem Staate viel 
gelegen fein muß, und bezieht doch dafür eine genügende Rente. 
Durch ihre Stellung als Banquier der Finanzverwaltung kann 
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fie in erfprießlicher Weife ven Geldumlauf zwifchen ven Staats- 
caſſen und dem Publilum vermitteln und die Störungen bes 
Geldmarkts, welche aus der Einwirfung der Staatscaffengebahrung 
auf den Gelvumlauf leicht hervorgehen (p), verhüten. W. 

(a) Es darf bier vor allen auf die Preuf. Bant —— werden. 


) 


(e) 


(d) 
(e) 


Allerdings ift diefelbe feit der Bankordnung von 1846 feine reine Staat3- 
bank mehr, weil ihr Stammcapital großentbeil3 Privatperfonen gehört. 
Aber nicht nur hat auch der Staat noch immer ein eigenes Capital von 
faft 2 Mill. Thlr. (fat 109%/, des Privatcap.) in ihr ftehen: die Ver— 
waltung der Banf erfolgt beinahe ganz dur Staatsbeamte, was 
der entjcheidende Punct für die im Tert behandelte Frage if. ©. 

- Wagner, Bettelbanfgefeßgeb. ©. 144—148. Ebenfo kann die 

Preuß. Seehbandlung genannt werden. Vgl. über diefe Bergius, 

—— wiſſ., 2. Aufl. Berl. 1871, ©. 376 fi u. 0. 8. 206 Anm. (d). 

einertrag der Seehandl., größtentheil3 aus d. Geld- u. Bank— 

geihäft, war jährl. 1860 u. 61° 300.000, 1862 400-000, 1863 — 66 

500°000, 1867 600°000, 1868—71 700°000 Thlr. Im Staat3hausbalt- 

etat find die Koften gleich abgefegt. Näheres im d. Beilagen z. Etat. 

Die Anftalt allein oder mit Konfortien v. Bankhäufern neue 

Emiffionen v. — des Staats, der Eiſenbahnen u. — w., z. B. 

1869 10 Mil. Thlr. 41/22 preuß. Anl., 12,5 M. Thlr. preuß., 

6,5 M. Thlr. nordd. Schaganieif., Cöln- Mind. Oblig. u. Actien u. 18 

3. B. die Geldübertragungen zwifchen den Caſſen verfchiedener Orte, 

zwifchen der Staatscentral- und den Provinzial- umd Localcaſſen, 

zwijchen den Einmahmeftellen und Ausgabeftellen. Bei einem entwidelten 

Syſtem von Steuercrediten (für imdir. Abgaben, die der Producent vor- 
chießt, für Zölle u. f. w.) entfteht das Bedürfniß, die creditirten Summen 
urch Wechfel, welche die Steuerſchuldner acceptiren, früher flüffig machen 

zu können, was duch Discontirung gefchieht. Bei der fo wichtigen 

ordentlihen Ausbildung des Shastaelniukems als ftehender 
eg. des Staatöhaushalts des Grofjtaats (f. A. Wagner, 

Ordn. d. Öfterr. Staatshaush. S. 76 — 92 u. Art. Staatsfhulden im 

Staatöwörterb. X, 23) ift die Mitwirkung von Banken faft unentbehrlich 

u. in Großbritannien, Frankreich, Defterreich (bei den fog. Salinen- 

[armen oder Hypothefaranmeifungen) allgemein üblich, auch in Preußen 
ei der Emiffion der preuf. u. norddeutichen S — neuerdings 

in Anſpruch genommen worden, ſ. v. Anm. A. Wagner, Bettelb. 

©. 303—306. 

In diefer Weife fungirt die Ruſſ. Reichsbank mit, welche von den 
roßen Banken die einzige wahre Staatsbant ift, da fie ganz im 
igenthume des Staats fteht und ihre Verwaltung von Staatsbeamten — 

unter einer gewifjen Mitcontrole von Privatperfonen — HR t wird. 

Sie ift infoferne nur eine etwas felbftändig bingeftellte Abtheilung des 

ruf. Finanzminifteriums. Goldmann, ruf. Papiergeld ©. 80, 

A. Wagner, ruff. Papierwähr. ©. 223. 

Namentlich) bei der Einrichtung von ee ferner wenn der 

Staat daS Lebensverfiherungswefen jelbft mit in die Hand nimmt. 

A. Wagner, Zettelb. ©. 410 ff. 


(F) Ebendaf. ©. 270 ff., 306 ff., 399 ff., 373 ff., 239 ff. Über die im Texte 


(9) 


——— Banlgeſchäfte. 

ie im Tert behandelte Frage hängt mit der Bank- und nam. der 
Bettelbanffrage enge zufanımen, worauf bier nicht weiter eingegangen 
werden kann. Näheres bei N. Wagner, Beitr. 3. Lehre v. d. Banken, 
&pz. 1857, bef. Kap. 4—10; derf. die Geld- u. Eredittheor. d. Peel ſchen 
Acte, Wierr 1862; derf. Art. im Staatswörterb. XI; derf. Soft. d. Bettelb. 
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(A) Ebendaſ. ©. 2, 26 ff. 

() Naffe, Preuß. B., Bonn 1866 ©. 2159. Wagner, Th. d. Peel’fchen 
Ace S. 257 ff. (veränd. Auffaff. gegen Beitr. Kap. 10), Art. Zettelb. 
im Staatdwörterb. S. 333, Syſtem ©. 19. 

(k) Frankreich, Defterreih, Niederlande u. a. Kleinere Staaten 
(Baierm). Auh Rußland gehörte hierher, wenn die Reichs-Credit— 
bilfete eben nicht reines StaatSpapiergeld wären, trogdem fie formell 
das Paſſivum der Reichsbank bilden, |. Anm. (e). 

(d) Großbritannien, Preußen. 

(m) Ueber die Bedenken auch gegen das zwangscurslofe, nominell fogar 
meiftens einlösbare, aber nicht bankmäßig gededte Staatspapiergeld f. 
A. Wagner, Art. Papiergeld im StaatSwörterb. VII, 653 — 662 u. 
Syſtem ©. 12, 13, 71, 194. 

(n) Denn der Gewinn vefultirt daraus, daß ein Marimalgefhäft mit einer 
Fan Na betrieben wird, — wohin die en der ganzen 
Creditwirthſchaft ftrebt, A. Wagner, Theor. d. P. A. ©. 111 ff., 121. 

(0) Am Meiften von allen Centralbanten bat die Preuß. B. in der Aus- 
dehnung ihres Filialnetzes geleiftet, was von den — — ſtets 
rühmend anerkannt worden iſt. Naffe, Preuß. B. ©. 1 ff. 

(p) Die Engliſche Bank leiſtet dadurch fo Bedeutendes in der Vermittlung 
der Zahlungen zwifchen d. britt. Scha u. dem Publitum, daß fie die 
britt. Staatsfhuld verwaltet u. die Zinszahlung beforgt u. zugleich mit 
dem Staate u. mit Privaten Contocorrent. hält (öffentl. u. Privat- 
depofiten). Viele Zollzahlungen werden jett durch bloße Umschreibung 
in den Bankbüchern vom Conto de3 Kaufmanns oder feines Banquiers 
auf das des Schages und ein großer Theil der Binszahlungen für d. 
Öff. Schuld umgefehrt durch Uebertragung vom Konto des Schates auf 
das ‘der Privaten bewerfitelligt, fo dab der Geſammtbetrag der Depofiten 
— eg verändert wird, A. Wagner, Peeliche Acte ©. 118, Zettelb. 
S. 385 If. 


8. 209. 


Bon den Gegengründen gegen Staatsbanfen haben einige nur 
einen relativen Werth, andere fallen aber doch jehr erheblich ins 
Gewicht. 

1) Das in größerem Umfange durchgeführte Staatsbankſyſtem 
bringt wieder neue große Kreiſe ver Bevölkerung in eine gewiffe, 
oft recht fühlbare Abhängigkeit von der Staatsgewalt. Ein folches 
neues Glientelverhältnig hat feine pofitiichen Bedenken. Auch 
fann die Unparteilichfeit dev Crebitgewährung in wirthichaftlic 
nachtheiliger Weife gefährdet werden. Der Staat erlangt ferner 
mitteljt folcher Banken eine große Macht über ven ganzen Gelo- 
markt und über die Bolfswirthichaft, die wirthichaftlich bedenklich 
ift, weil die Politif dann leicht noch unmittelbarer und ftärfer 
auf die wirthichaftlichen Verhältniffe einwirkt. — Aber auf ver 
anderen Seite würde in demſelben Maaße die betehende Leber: 
macht der großen Privat- und Actienbanken bejchränkt, das 
Patronagewefen verfelben befeitigt werben, was feine großen 
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focial-politifchen Vortheile hätte (a). Im dieſer Hinſicht find 
neuerdings bemerfenswerthe Wünſche und Beftrebungen hervor- 
getreten (db). Die Creditbedürfniſſe der Kleinen Gejchäftsleute 
würden leicht beffer, ficherer, wohlfeiler bei einem Staatsbanf- 
ſyſtem als bei vem bisherigen befriedigt werben. 

2) Eine folche Staatsbanf befriedigt vorzugsweiſe das Crebit- 
bevürfniß einzelner Gefchäftskreije, dient daher vornehmlich einem 
Clafjenintereffe. Auch eine Staatsbank — ja fie gerade doppelt — 
muß nehmlich die erjte Negel alles Bankwejens befolgen: nur 
ähnlichen Credit zu geben, als fie ſelbſt nimmt, aljo in dieſem 
Falle Eurzfriftigen (ce). Denn die Gelver, über welche fie im 
Depofitengefchäft mit dem Staate und mit Privaten und durch 
die Notenausgabe verfügt, find ſämmtlich ſtets- oder Furzfällige 
Paffiva. Demgemäß darf fie auch nur Wechfel discontiven, bie 
furze Zeit laufen, und Darlehen gegen Unterpfand auch nur auf 
furze Zeit gewähren u. ſ. w. In Folge hiervon giebt fie aller- 
dings vornehmlich den Handel treibenden Claſſen Credit. Das 
hieraus gegen Staatsbanken abgeleitete Bedenken iſt jedoch auch 
nicht durchichlagend. Nicht aus irgend einer parteiiſchen Abficht, 
fondern nach der Natur ihres ganzen Gejchäfts kommt die Credit— 
gewährung einer ſolchen Bank vorzugsweife den Handeltreibenden 
zu Gute. Wechjel aus anderen Gejchäftskreifen, wenn fie nur 
den nothwendig im Interejje ver Sicherheit ver Bank zu ftellenvden 
Bedingungen entiprechen, werden ebenfo gut discontirt, nur finden 
fie ſich thatjächlich feltener. Das Lombardgefchäft iſt allgemeiner 
zugänglich. Die Befriedigung des Creditbedürfniſſes der Handel: 
treibenden nütt endlich indivect auch den anderen Claſſen, venn 
dadurch vermindert fich die Goncurrenz um Grebit bei andern 
Gapitalverleihern und Banken (d). 

3) Ein Staatsbankſyſtem, beſonders die Mebertragung der 
Notenausgabe auf die Staatsbanf, Führt zu einer engen Ver— 
bindung der Staatsfinanzen und des Geld» und Creditweſens 
eines Yandes. Daraus gehen große wechjeljeitige Gefahren hervor, 
namentlich die, daß die Bank aus ihren vom Publifum entlehnten 
Mitteln (Noten und Depofiten) dem Staate zu willfährig Credit 
gewähre, der dann ſchwer zu vealijiren ift, — was nur zu 
leicht zur Zerrüttung des Geldweſens führt: zur Wirthichaft mit 
uneinlösbarem Papiergelde. Dies wirkt dann wieder auf vie 

RanzWagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 30 
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Verfchlechterung der Finanzen, höheres Deftcit u. f. w. bin. 
Allerdings können nun dieſe Gefahren durch eine gute Gefeg- 
gebung, jtrenge, auch parlamentarijche Controle des Finanz und 
Staatsbanfvejens, vorfichtige Beſchränkung ber ftatthaften Credit— 
gewährung der Bank an den Staat, bewährte und genau befolgte 
Deckungsvorſchriften für die Noten und die ftets- und kurzfälligen 
Depofiten, namentlich grundfäglicher Ausjchluß einer Forderung 
der Bank an ven Staat von ber fpeciellen Dedung dieſer 
Paſſiva (e), erheblich vermindert werden, — in Staaten mit fehr 
gefefteten öffentlichen Zuftänven fo fehr, daß fie beinahe ver- 
Ihwinven. Auch hat die Erfahrung, noch neuerdings wieder, 
gezeigt, daß Papiergelowirtbichaft ohne Vermittlung von Staats- 
banken gleichfalls leicht einreißt (f), oder große Actiencentralbanfen 
vom Staat ausgebeutet werden (9). Dennoch ınöchte kaum zu 
leugnen fein, daß eine eigentliche Staatsbank in politifcher Be— 
drängniß, in Kriegsgefahr, in großer acuter Finanznoth des 
Staats die Verfuhung noch erhöht, mittelft ver Notenpreffe ven 
Finanzbedürfniſſen gerecht zu werben und dazu eine befonders 
bequeme Handhabe giebt; und daß ebenfo in ruhiger, normaler 
Yage, wo jede Gefahr für die Solvenz der Bank fern fcheint, 
die Verſuchung nahe liegt, die Activa der Bank zu verfchlechtern, 
unrealifirbare und ſchwer vealifirbare Ausftände zu erlangen, bie 
leicht vealifirbar zu haltenden Fonds der Bank im Staatshaus- 
halte fejtzulegen u. ſ. w. (h). Im Kriegsfall kommt endlich 
immerhin bei feinplicher Invafion auch die Gefahr der Befchlag- 
nahme dev Bankfonds als Staatseigenthum in Betracht. 

So wird man aus biefen Gründen (Nr. 3) doch wohl, ver 
allgemeineren und bejjeren neueren europätfchen Praris gemäß (2), 
auch ven Betrieb von Geld- und Banfgefchäften in ver Negel 
als eine nicht pafjende privatwirthichaftliche Thätigfeit des Staats 
bezeichnen müffen. W. 

(a) Man denke z. B. an die überaus großen Mißbräuche, die fich in dieſer 


Hinficht feit Alters bei d. Defterr. Nationalb. gezeigt haben. Es ift 
jetst auch hier Vieles befier geworden, aber noch nicht Alles. 

(2) So u. A. Seitens der focialdemocrat. Arbeiterparteien, deren Klagen 
bei aller Uebertreibung oft genug viel Nichtiges zu Grumde liegt. Das 
Berlangen, daß der Staat den Großbankbetrieb in die Hände nehme, 
ift hier ſchon öfters aufgetaucht. 

(ec) Ueber diefes erfte Banfgefeß |. A. Wagner, Art. Zettelb. im Staats- 
wörterb. XI, 305. 
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(d) &b. ©. 307. Norddeutſche Landwirthe haben bei ihrem Verlangen nad) 
Bettelbanfen für den Bodencredit die erjten Grundfäge des Bankweſens 
verfannt. 

(e) Eb. ©. 269. 410 ff., 418 fi. 

(fJ Nordamerika im Bürgerkrieg; franzdf., Öfterr. Papiergeld» 
wirthfch. in der Nevolutionszeit, ruff. im Krimmkriege. 

(9) England in d. franzbſ. Revolutionszeit, Defterreich 1848 ff., 1854, 
1859, 1866, Frankreich 1870. 

(Ah) Bemertenswerth ift die Verwendung der großen Depofiten der ehemal. 
ruff. Banken für die Yinanzzwede des Staats in ganz normaler Zeit. 
Goldmann, rufj. Papiergeld ©. 60. 

(@) Errichtung der Defterr. Nationalb. 1816 als Actienbanf, Beiziehung von 
Privatcapitaliften und —— einer Mitcontrole durch Privat— 
perſonen bei d. Preuß. B. 1846. B. v. England, von Frankreich 
Privatinſtitute. 


8. 210. 


I. Die Gejchäftsverbindung des Staats mit 
Privatbanfen und die ©egenleiftungen der legteren, 
bejonders der Zettelbankfen, an den Staat. Der Staat 
tritt jedoch fehr zweckmäßig in regelmäßige Gejchäftsverbindung 
mit einer Privatactienbanf, indem er mit berjelben ein Conto- 
corrent führt, in welchem er regelmäßig der Creditor jein wird 
und fein foll: fog. öffentliches Depofitengefchäft (a). Eine 
jolhe Verbindung hat das Gute, daß müffige Stantsgelver fructi- 
fieirt werben und auch in ber Zeit von einem größeren Ein- 
nahme= (3. B. Steuer-) Termin bis zu einem größeren Zahlungs- 
termin (3. B. für die Zinfen der Schuld) im Verkehr find. Aus 
diefer, fowie aus den weiteren Verbindungen des Staats mit 
einer Bank gehen dann Anfprühe des Staats auf Ver— 
gütungen hervor. 

1) Da die Banf aus den Staatsgelvern, welche bei ihr 
jtehen und zum Theil in ihrem Geſchäfte ausgeliehen werben 
können, nicht unerhebliche Vortheile zieht, jo iſt es zunächſt billig, 
daß fie dem Staate dafür eine Vergütung gewährt. Dieje kann, 
wie im Depofitengefchäft mit Privaten, in ver fojtenfreien oder 
wohlfeil berechneten Uebernahme mancher Dienjte, Beforgung von 
Geldgefchäften, Caffenverwaltung, Staatsfchuldenverwaltung oder 
auch in ver Gewährung von Zinfen auf das Staatscontocorrent 
bejtehen (b). 

2) Wenn feine volle Zettelbanffreiheit befteht, jondern die 


Befugniß, Banknoten auszugeben, einer Bank durch befondere 
30* 
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Conceſſion, Privileg oder Monopolgewährung vom Staate über— 
tragen werden muß, ſo kann ferner hierfür eine Gegenleiſtung 
der Zettelbank ausbedungen werden (c). Dies iſt gerechtfertigt, 
auch wenn ſich der Staat das ausſchließliche Recht der Noten— 
ausgabe nicht im finanziellen Intereſſe, daher nicht als Finanz— 
regal, jondern — mit Recht oder Unrecht — im volfswirth- 
ichaftlichen Interefje wegen ver beſſeren Sicherung des Gelv- und 
Grebitwejens vorbehalten hat (d). Es iſt fogar vom Standpuncte 
der Gerechtigkeit aus geboten, weil von einer folhen Bank ein 
Gewinn gemacht werben kann, ver andern wegen bes Ausſchluſſes ver 
Zettelbanffreiheit unterfagt ift. Nur wenn das Recht ver Noten 
ausgabe auf Grund allgemeiner Bedingungen von jeder Bank zu 
erwerben ift, aljo feine Sonderrechte ertheilt werden, wird von 
einer befonderen Gegenleiftung abzufehen fein (e). Dieje letztere 
fällt unter den Begriff ver Gebühr ($. 98, Nr. 4). 

3) Oft gewährt der Staat endlich einer Bank, welche er zur 
Notenausgabe ermächtigt, beſonders einer hierzu in höherem 
Maafe over ausſchließlich privilegirten, noch den weiteren Vortheil, 
daß er ihre Noten an feinen Caſſen in Zahlung anzunehmen 
verjpricht (f). Hierdurch giebt er jelbjt ver Bank fir den burch- 
jchnittlih in feinen Caſſen befindlichen Notenbetrag einen be- 
trächtlichen Credit, und macht außerdem die Noten im Verkehr 
viel umlaufsfähiger, weil viefelben zu den Zahlungen an ven 
Staatscafjen benugt werden können. Für die Bank ftellt fich 
dieſer Notencretit als unverzinslich heraus, foweit fie dafür nicht 
Baarvekung hält. Mit Recht wird daher auch für die Ein- 
räumung diefes werthvollen Vortheils eine Gegenleiftung ver 
Banf zu fordern fein. W. 


(a) U. Wagner, Zettelb. S. 385 fi. Große Entwicklung bei der Engl., 
Franzdf, (auch Nuff.) B.; noch nicht genügend bei der Preuß. u. 
Defterr. B. 

(5) Ueber die Methoden, wie eine Bank ihren Deponenten die Heberlaffung 
der Depofiten z. Benugung vergütet, A. Wagner, Beitr. ©. 51—56, 
Art. Depofiten im Handwörterb. d. Vollswirthſchaftslehre. Die Engl. 
u. Franzdf. B. gewähren weder auf die Privat- nod auf d. Staats— 
depof. Zinfen. Ber der Feftfegung der finanz., Gegenleiftungen diefer 
Banken an den Staat wird jedoch auf den Umftand Nüdficht genommen, 
daß große Saldi öff. Depofiten fructificirt werden können. 

(ec) Hierüber Näheres bei A. Wagner, Zettelb. ©. 460—469. 

(d) Nur mißbräuchlich kann im Vorbehalt des Notenrechts ein Finanzregal 
efunden werden, aber freilich macht fich dieſe Auffaſſung derrüßreriich 
eicht geltend, wenn einmal der Staat das Recht auch bloß aus wirth> 
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ſchaftspolizeilichen Gründen vorbehielt. Eb. ©. 2 ff. u. d. dort genannte 
iteratur. Andere Auffaffung bei Stein, 1. A. ©. 160. 

() Wagner, Zettelb. ©. 460. 

V) Eb. S. 43—46, 450 Über die Bedeutung diefes wichtigen Umftands, 


8. 211. 


Die Gegenleiftung für die einer Bank im Zettelgefchäft ge- 
währten Privilegien und Vortheile kann mit verjenigen für bie 
Ueberlafjung der Benugung der Staatöbepofiten verbunden 
werben (a). Sie iſt in der Regel 

1) eine finanzielle (b), und zwar: 

a) entweder ein birectes Darlehen aus dem Stamm- 
capital der Bank, unverzinslich oder niedrig verzinslich, während 
dev Dauer des Privilegd gar nicht oder nur bebingt kündbar (c). 
Der finanzielle Werth eines jolchen Darlehns bemißt fich in ver 
Hauptfahe nah dem Zinsgewinn. Iedes ſolches Darlehen 
macht einen größeren ober geringeren Theil der Banfactiva un— 
realifirbar oder ſchwer realifirbar, jelbjt wenn für ven Nothfall 
vom Staate Theilfchuloverfchreibungen in börfengängiger Form 
zur eventuellen Veräußerung hinterlegt werben (d). Daburch 
fann die Lage der Bank in Krifen erjchwert werden. Beſſer ift 
daher diefe Form der finanziellen Gegenleiftung zu vermeiden. 

b) Oder die Bank gewährt dem Staate einen Antheil am 
Reingewinn (e), die pafjende Form ber Gegenleiftung, wobei 
am Beſten berjenige Gewinn, welcher eine billig zu bemeſſende 
Rente des Stammcapital® der Bank überfteigt, nach einem zu 
verabredenden Satze getheilt wird. Je größere Vortheile vie 
Bank vom Staate bezieht, 3. B. je umfaſſender ihr Notenprivileg 
ift over je höher die Staatsbepofiten durchjchnittlich find, befto 
größer kann der Gewinnantheil des Staats werben (f). Diefe 
Einrichtung ftört den Bankbetrieb weiter nicht. | 

Die finanzielle Gegenleiftung der Banf läßt fih auch als 
eine Art Pachtzins betrachten, welcher für die Ueberlaſſung ber 
Ausnugung der müfligen Staatögelver und bei einer privilegirten 
oder Monopolbanf für die Gewährung des Notenausgaberechts 
und des Privilegs der Annahme ver Noten bei ven Staatscafjen 
entrichtet wird. Statt ver Selbjtverwaltung ber eigenen Staats: 
gelver und des Notenrechts wird alfo gewifjermaßen die Vers 


pachtung vorgezogen (9), 


2) An Stelle der finanziellen Gegenleiftung oder eines 
Theils derſelben kann der Staat, befonvers bei großen Monopol: 
und Gentralzettelbanfen, mitunter recht paſſend auch eine andere 
Form der Gegenleiftung treten lafjen, welche vem wahren 
Weien des vorbehaltenen Notenrechts auch beijer entfpricht. 
Letzteres ſoll fein Finanzregal werben, feine Begründung, über 
die jich ftreiten läßt, findet fi, wenn überhaupt, fo nur in 
den Intereffen des Geld- und Grebitwejens, über welche ver 
Staat zu wachen hat. Demgemäß kann der Staat in Betreff 
der Höhe der Metallvedung und der Beichaffenheit ver übrigen 
Dedungen ver Noten, ferner binfichtlih der Größe des Stumm: 
capital der Bank Beringungen ftellen, welche die Sicherheit 
der Banffolvenz und daher der Banknoten und vie Leiftungs- 
fähigfeit der Bank in Krifen erhöhen (h). Diefe Bedingungen 
laufen aber auf eine Verminderung des Neinertrags der Bank 
hinaus, fo daß dann eine finanzielle Entſchädigung bes Staats 
fortfallen oder dieſelbe verringert werden müßte. Der bem 
Staate hierdurch entgehende Gewinn (lucrum cessans) bilvet 
dann gleichfam einen Ausgabepojten auf dem Conto der Volks— 
wirthichaftspflege, — eine der verhüllten Staatsausgaben, welche 
bei rein privatwirtbichaftlicher Behandlung des Verhältniffes aller: 
dings zu vermeiden wäre ($. 92). W. 

(a) So beid. Engl. u. Franzdf. ©. 

(d) Nah A. Wagner, Bettelb. ©. 460 fi. 

(c) So bei d. Engl, Franzdf., Defterr., Frankfurter B. Eb. 
S. 461. Näheres üb. die verwidelten Abrechn. zw. der Engl. B. u. 
dem Schats über die Leiftungen u. Gegenleift., & Anm. S59. Bei d. 
3 erjten Banken war es Finanznoth oder Scheu, ein Anlehen auf offenem 
Markte aufzunehmen, was zu dem Anlehen bei der B. führte. 

(d) So bei d. Frankfurter u. Franzdf. 8. 


(e) So bei d. Preuf., Belg. Nat., Bad. Oldenb., der neuen Wür— 
temb. Bettelb. u. a. m. 

(F) Bei d. Preuß. B. bezieht der Staat die Hälfte des Reingewinns, 

welcher bleibt, nachdem er für f. Activcapital 31/,, die Privaten für das 

ihre 4'/20/, erhalten haben, Diefer Gewinnantheil betrug im D. 1858—61 

913000, 1862—65 1356000, 1866— 69 1-601000, X. für 1871 

1:475°000 Thlr., incl. Zins auf d. Staatscap. u. Berzinf. u. Tilgung 

der Anleihe v. 1856 (vornehml. zur Einziehung v. Staatöpapiergeld). 

Bei d. Belg. B. !/s des Neingew.; bei d. Bad. !/; von dem Gewinn, 

der nad) Zaflung von 5%/, Divid. bleibt. 

(g) In den Beziehungen zwifchen d. Engl. B. u. dem Staate, die ja allein 
eine längere Geſchichte haben, tritt ein folches Quaſipachtverhältniß 
immer mehr hervor. Es wird bier fehr genau von beiden Theilen der 
Werth der Bortheile u. der Gegenleiftungen ausgerechnet. Diefelbe 
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Entwidlung wird wohl aud) in d. and. Staaten eintreten, welche grofje 
Monopolzettelbanfen beſitzen. 


Bei großen Centralbanfen, welche wie die B. v. England, Frankreich 
u. mehr u. mehr auch die von Preußen die Edelmetallbehälter ihrer 
Volkswirthſchaften zu fein pflegen, ift die ftete Bereithaltung eines ge- 
nügend großen Baarvorrath3 bef. wichtig. Letsterer muß binveichen bei 
einer ftarken Abftrömung des Metalls ins Ausland (in England 5. B. 
nach Mißernten), ohne daß der Geldmarkt durch zu ftarke Ereditein» 
Ihräntung zu fehr erfchüttert wird. Es liegt daher im Intereſſe der 
Boll3wirtbichaft und folglich de3 Staats, daß ein ftarker Baarbeftand 
— wird. Eine darauf bezügl. Vorſchrift kann alſo, wie u. A. 
Tooke vorgeſchlagen hat (hist. of prices II, 330, V, 599) einer Gentral« 
bant als eine pafjende Gegenleiftung fir ihre Privilegien auferlegt werden. 


(h 


— 


III. Werbendes bewegliches Vermögen. 
8. 212. ($. 155.) 


Solches Bermögen anzufammeln, zufällig vorhandenes zu 
behalten und es verzinslich anzulegen, dafür liegt jelten ein 
genügenver finanzwirtbichaftlicher Grund vor und volfswirthichaft- 
liche Gründe fprechen oft dagegen. Der nahe liegende Gedanke, 
etwa einen Staatsfchat auf diefe Weife zu verwenden, um ven 
Zinsverluft zu eriparen (4), ift wegen des Zwecks der Inftitution 
eines folhen Schates nicht ausführbar, $.83b. Das Vermögen 
als eine Art bleibenden Depofitums einer Bank zur Benutzung 
zu überlaffen, empfiehlt fich auch nicht, weil damit doch ein 
unnöthiger Zinsverluft verbunden wäre und die Behandlung 
folcher Gelder etwa als ſubſidiärer Staatsſchatz wiederum be- 
denklich und ſchwer durchführbar ift. Denn die Einziehung 
während einer politifchen Krifis, wo fie vegelmäßig würde jtatt- 
finden müfjen, würde die Lage noch verfchlimmern. Die bauernpe 
Berwendung zu gewöhnlichen Darlehen, namentlich auf Hypotheken, 
giebt allerdings in der Regel einen genügenvden Zins und fann, 
wenn einmal ein folches Vermögen vorhanten iſt und baffelbe 
feine zwedmäßigere Benugung findet, mitunter wohl am Plage 
fein (d). Aber etwa abfichtlih Ueberſchüſſe der Einnahmen zu 
diefem Zwed anzufammeln, ift auch nicht räthlich. Das Geld 
bleibt dann beſſer in ven Händen des Publikums und eine Steuer- 
verminberung oder die Vornahme wichtiger, bisher verfchobener 
Reformen, Ausführung öffentlicher Werke u. f. w. erfolgt ftatt 
ver Anfammlung von Ueberjchüffen. 
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Borhandenes bewegliches Vermögen wird fonit am Bejten 
entweder zur Schulventilgung, wobei dann meiften® noch eine 
Zinspifferenz gewonnen werden wird, oder, mitunter lieber noch, 
zur Anlegung öffentlicher Werke, Bau von Land- und Waffer- 
jtraßen, Eifenbahnen, zu Urbarmachungen, zu Unterjtügungen bei 
Kteallaftenablöfungen u. dgl. m. verwendet. Auch können Pro— 
vinzen, Bezirke, Gemeinden für gemeinnüßige größere Unter— 
nehmungen, Eifenbahngejellichaften für ihre Bauten wohl daraus 
Zuſchüſſe, als Staatsbeitrag oder vorſchußweiſe, erhalten, oder 
der Staat ſich als Actionär bei einer Privatbahn mit folchen 
Fonds betheiligen. Dauernde Anlage von Staatsactivcapitalien 
im Auslande, etwa in fremden Staatspapieren (c), hat doch über- 
wiegende politiiche und wirthichaftliche Bedenken, fann indeſſen 
in Ausnahmefällen, 3. B. in Ländern, welche jtarf an das Ausland 
verfchulvet find, im Interefje der größeren Stabilität des Wechfel- 
curjes, befonvders in Papierwährungsländern (d), in Betracht 
fommen. R. W. 


(a) Bei d. Berathung über den Deutſchen Reichsſchatz im D. Reichstag im 
Nov. 1871 gab der Abg. Miquel Getzt einer der Directoren der 
Discontogefellich.) zur Erwägung, ob nicht ein Theil, etwa die Hälfte 
des Schatzes zur Zinserfparung in fremden, bef. engl. öffentl. Fonds 
angelegt werden könnte. Zu einem eigentl. Antrag fam es nicht. Mir 
ſcheint dagegen zu fprechen: 1) die Möglichkeit eines Kriegd mit einem 
der Staaten, in defien Fonds das Capital placirt ift (engl., ruff., 
nordamer. Werthe); 2) Die notorifche Thatfache, daß in Zeiten des 
Kriegsausbruhs alle Fonds, auch Die ganz umbetbeiligter Staaten 
mehr oder weniger ſtark afficirt werden, fo daß ein erhebl. Verluſt doch 
unvermeidlich ift. Es fanfen 3. B. im Juli 1870 6%, Amer. v. 97 auf 79, 
50/, Ruff. v. 87 auf unter 80, ruf. Prämienanl. v. 119 auf 90 in Berlin. 

(5) Größere Beträge Geld hatten früher d. ſchweiz. Eidgenofjenfchaft u. 
mehrere einzelne Kantone auf Zinfen ausgeliehen. Mathy, in Rau's 
Archiv IV, 64. Stämpfli, Finanzbüchl, für d. Berner Volt, 1850, 
©. 73. Berfchied. ältere Daten darüber bei R. 5. A. 8. 155 (a). — 
Kleinere Beträge verzinsl. Geldanlagen fommen vielfah vor. 3. 8. 
Preußen: N. für 1871. Außer 220204 Thlr. Zinfen u. Divid, v. 
d. aus d. Ertrag der Eifenbahnabgabe angefauften Actien noch andere 
389000 Thlr. Zinfen v. Staatsactivcapitalten, nehmt. v. 7623697 Thlr. 
(nom.) div. Oblig. u. Actten u. v. 1°910°400 Thlr. hypothek. order. 
u. Darlehen (unter beiden Poſten verſchied. Zinsfäte u. Heine unverzinsl. 
Summen). Auh im Etat d. Domänenverw. fommen Zinſen aus 
Activcap. vor (A. 1870 72°968, 1871 22445 Thlr.). Außerdem hatte 
der Staatsſchatz 1. J. 1870 ansftehen 2663856 Thlr. unverzinsl., 
1174713 Thlr. zinstrag. u. 27254795 Thlr. nicht zinstragende Activ- 
capit. — Der churheſ — Staatsſchatz, der der Provinz jetzt als Prov.— 
ie überlaffen iſt ($. 38d (e)), trug c. Mill. Thlr. Zinfen. — 

atern N. für 1871 Binfen aus Staatsactivcapit. 22380 fl., wozu 
etwa noch die u a a v. d. Krone Defterreich mit 102083 1 
gerechnet werden fann, 
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(c) Früher z. B. Seitens des K. Bern. — Ein neueres Beiſpiel bildet 
der Ankauf von franzöſ. Rente für c. 50 Mill. Fr. Gold Seitens 
Rußlands 1. J. 1847, Courcelle-Seneuil, trait6 des oper. 
de banque. Par. 1857, 3. éd. p. 226. 

(A) Borfchlag diefer Art für Defterreich in einer Denkſchr. d. öſt. Finanzmin. 
1861, für Rußland mit näherer Begründung von A. Wagner, ruff. 
Papierwähr. ©. 264 fi. Aehnl. Vorſchlag als Maafregel der Banl- 
politik, einen Theil des Baarfonds in fremden Wechfeln anzırlegen, bei 
demf. Zettelb. ©. 276 ff., ein in England, Frankreich, bei der franzöf. 
Enquete v. 1866 fi. mehrfach erörterter Gedante. 


6. Hauptftüd. 


Einnahmen aus Eifenbahnen, Kanälen und Schifffahrts- 
dienften des Staats. 


I. Das Berlehrsweien und feine jtaatlihe und finanzielle Behandlung 
im Allgemeinen. 


8. 213. 


Einleitung (a). Um Eijenbahnen, Canäle und Schifffahrt 
überhaupt und die Stellung des Staats zu ihnen, fowie bie 
finanzielle Behandlung verjelben Seitens des Staats richtig zu 
beurtheilen, müfjen fie im Zujammenbang mit dem ganzen 
Communications- und Transportwejen over Verfehrs- 
wejen (in dieſem, engeren, Sinne des Worts) betrachtet 
werben (b). Es ift daher bier auf dieſes geſammte große volfs- 
wirthichaftliche Gebiet ein Blid zu werfen, auch wenn manche 
Theile deſſelben, foweit fie überhaupt bei den Staatseinnahmen 
in Betracht fommen, nach unferer früheren Scheidung ($. 93, 94, 
100) erjt bei ven Gebühren zu befprechen find. Durch die 
nachfolgende Erörterung findet die Ueberweifung eines Theils ver 
Einnahmen aus vem Communications und Transportwefen unter 
bie privatwirthichaftlichen und eines andern Theils unter die 
Gebühren zugleich ihre nähere Begründung. 

Das Verkehrsweſen vermittelt die räumliche Bewegung 
oder die Ortsperänderung ber Perfonen, Güter und Nach— 
richten. Dieje Ortsveränderung bilvet die Vorausjegung für bie 
Erreihung einer großen Menge ver wichtigften Wirthichafts- und 
Eulturzwede der Menjchheit. Nach der Möglichkeit der Orts: 
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beränderung überhaupt find Sicherheit und Schnelligkeit, Negel- 
mäßigfeit und Billigfeit die hauptfächlic an das Verkehrsweſen 
zu ſtellenden Anforderungen. Maaßgebend find hierbei drei 
Momente, ver Weg, das Fahrzeug und die bewegenbe 
Kraft (ec), ſodann die zwedentiprechenne Combination ver 
Fahrzeuge und bewegenden Kräfte auf den Verfehrswegen 
zu bejtimmten WVBerkehrsgeftaltungen oder Transport— 
leiftungen. Die Aufgabe des Staats im Verkehrsweſen ift 
einmal bei ven Verkehrswegen und Verfehrsgeftaltungen, ſodann 
zum Theil auch wieder bei den verjchievenen Arten beider vers 
ſchieden. Danach ändert fih dann aber auch bie finanzielle 
Behandlung. W. 


(a) ,R. hat in d. 5. X. bloß den Staatseifenbahnen einen befonderen Ab- 
ſchnitt, das 8. Hauptft. von d. Regalien, gewidmet, indem erin 8. 219c 
laubte, ein eigenes ——— aufſtellen zu müſſen, eine nicht 
altbare Auffaſſung. In den bezüglichen Erbrterungen, welche eine 
Einſchaltung zu den erſten Auflagen bilden, iſt auch das en 
nur kurz behandelt, der heutigen enormen Wichtigkeit veffelben, auch in 
finanzieller Beziehung, nicht entfprechend und ohne Nüdficht auf die 
neueren Erfahrungen der Praxis und auf die theoretifche Behandlung 
in der Literatur. Die eingebendere Darftellung i. d. Vollswirthfchafts- 
politit IT, 8. 258 — 263, mit furzer Berührüng der Streitfrage, ob 
Staats- oder Privatbahnen, berücfichtigt die eigentlich ftaatSwirth- 
ſchaftliche und finanzielle Eeite der Frage neben der Erörterung der 
volfswirthfhaftlichen Seite auch no) zu wenig. Deswegen mußten jene 
beiden Seiten hier fpecieller behandelt werden. Namentlich ift das Eifen- 
bahnmwefen aber im Zufammenhange mit dem gefammten Verkehrsweſen 
betrachtet worden, um die Stellung des Staats zu ihm und feine 
finanzielle Behandlung principieller und nach einem höheren und allge= 
meineren Geficht3puncte zu begründen. Das Staateifenbahnmefen ift 
ß recht neben dem Forfiwefen das ag ap des modernen 
omänenweſens. Seine finanzielle Regelung ift noch fchwieriger, weil 
volfswirthichaftspolitifche uud rioatiwirehfehaftfiche Geſichtspuncte fich ſo 
manchfach kreuzen. — Die Poſt behandelte R. in d. 5. A. auch unter 
den Regalien, 8. 205—219a, desgleichen die Telegraphie $. 219b. 
Meine abweichende Auffafjung ift fchon oben $. 101 u. ff. begründet 
worden. Die Landftraßen ftellte auch R. bereit3 unter die 
Gebührenzweige, unter VBerwerfung eines Straßenregals, $. 239 — 243, 
In der VBollswirtbfchaftspolitif ift das Bar — Herftellung der 
Straßen $. 255 ff., Mittel zur Benutzung der Straßen $. 268 fi. —, 
etwas zu eng und der allgemeinen culturlichen und wirthfchaftlichen 
Bedeutung defjelben, ſowie den heutigen Verhältniſſen nicht mehr recht 
entfprechend, al8 „Erleichterung der Waarenfortfchaffung” bei der „Be— 
förderung des Tauſchverkehrs“ befprochen. Auch hier fehlt noch zu fehr 
eine principielle Behandlung der Fragen, welche fi) auf die Stellung 
de3 Staats zum Verkehrsweſen und auf die ganze finanzielle Regelung 
beziehen. Das Berfehröwefen im feiner modernen, ja noch manchfach in 
Entwicklung begriffenen Geftaltung bildet für die Finanzwiſſenſchaft ein 
beſonders wichtiges umd Tehrreiches Gebiet der Staatsthätigkeit, weil der 
geichichtliche Wechfel zmwifchen den vier leitenden Finanzprincipien ($. 90) 
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und die Nothmwendigkeit, die einzelnen, doch fo nahe verwandten Gebiete 
nad verjchiedenen Principien, die fi aber auf eim oberftes Haupt- 
princip zurüdführen laſſen, zu behandeln, ftatt nach einer einzigen 
Schablonendoctrin, befonder8 deutlich hervortritt. 


(6) Bal. II, 8. 255—272. — MohHl, Polizeiwiſſ. 3.9. IT, 8. 174—180. — 


Bei. Schäffle, Nationalöf., 8. 262 — 269, mit — Rückſ. auf 
Eiſenbahnen, aber mit manchen guten Erörter. über Verkehrsweſen im 

gem. — 8. Stein, Berwaltungslehre VII, 50 ff. u. Handb. d. 
Berwaltungsl. Stuttg. 1870, ©. 173— 224, wichtig und im vieler Hinficht 
wohl maaßgebend für d. fyftemat. Behandlung des ganzen Gebiets des 
Verkehrsweſens. Im Einzelnen ift Manches fchief, 3. B. gerade die 
Behandlung des Eiſenbahnweſens S. 210 (die Eifenbahnen den Actien- 
gefellihaften, al3 einer Form des Vereinsweſens, principiell zu- 
ge, — wieder eine falfche — — ſpecif. öſterreich. 

rfahrungen, wobei die neueren Beſtrebungen in England, Amerika 
überfehen werden). Derf. Fun. 1.9. ©. 134 ff, 24. ©. 184—208, 
wo Boft, Eifenbahnen u. Telegraphen als die „Regalien de3 Com— 
muntcationswefens3“ bezeichnet werden. ©. dagegen oben $. 100 (g) u. 
101 (a). Die Staatseifenbahnen rechnet auch Stein zu den Domänen. — 
Umpfenbad, Fin. 8 34—43 (richtig unter d. Gebührenzweigen). — 
Bergius, ©. 119—148 (2. eben erfhien. Auflage, $. 22—25, unter 
Dom. u. Regalien, in der Auffaffung fo einfeitig manchefterlich wie 
früher). — Vgl. ferner Engel's geiftvolle Erörter. in d. Auff. „die 
Grenzen des Erfindungsgeifts im Iransportweien“, Preuß. Stat. Ztichr. 
1864, ©. 113. — A. Wagner, Art. Schifffahrt in Rentzſch's Hand- 
wörterd. — Mancherlei werthvolle Bemerf. über Verkehrsweſen im 
Allgem. auch in d. Specialliter. über einzelne Wege und Anftalten. ©. 
vor allen Knies, d. Eifenbahnen u. ihre Wirkungen, Braunfchw. 1853. 
Derf., d. Zelegraph als Verkehrsmittel, Tüb. 1557. — Weber, 
Schule des Eiſenbahnweſ., 2. A. Ypz. 1862 (Abriß d. Gefch., Techn., 
Adminiftr., Statift.). — DO. Mihaelıs, Monop. d. Eifenbahnen, 1861; 
derf., verfehied. Artikel über Eifenbahnfragen in fe u. Fauder’s 
Bierteljahröfchr., bei. 1862 II, 1864 I, HI. — Jäger, Lehre v. d. 
Eifenbahnen, Münd. 1865. — Bogt, ſchweiz. Stud. üb. Eifenbahn- 
recht, D. Vierteljahrsſchr. 1859. Derf. Über die Frage, ob Eifenb,, 
Eanäle, Telegr. vom Staat od. von d. Privatinduftrie zu bauen u. zu 
verwalten feien, in d. Annales de l’assoc. internat. p. l. progres des 
sc. soc., 4. sess. (Berne), Par. et. Brux. 1866, p. 635 — 650 (mit 
unbedeut. Debatte). — Perrot, d. deutfch. Eifenb., Noft. 1870, derf., 
d. Reform d. Eifenbabntarifwef. im Sinne d. Penny Porto, Brem. 1869, 
fowie Auff. v. demf. im Deutſch. Handelsl. 1871 u. in d. Deutfch. 
Monatsſchr. für Handel, Schifif. u. Verkehrsweſ. Das Frühere z. Th. 
gefammelt u. wiederholt in d. Schr. „die Eifenbahnreform” Roſt. (1871). 
Bon demf. auch 2 Geſch. d. Verkehrsweſ.“ Roft. 1871. — Mehrfache 
Verhandl. auf d. Dtiſch. volksw. Congrefje, fo zu Stuttg. 18615 auf 
d. Deutſch. Handeldtage üb. einz. Fragen d. Eiſenbahnweſ. ©. bef. d. 
Der. der Commiff. d. D. Handelstags für d. Eiſenbahnweſ. (April, 
Mai 1871) i. D. H. BI. Nr. 20 u. 21. Jahrg. 1871. — Bornehmlich 
über Eifenbabnreht u. verwandte Fragen (Expropr. u. f. w.): 
Reyſcher, d. Recht d. Staat a. d. Bahnen, Tüb. 1852. — Be- 
Thorner, Deutfches Eifenbahnrecht, mit bef. Rüdf. auf Act. u. Ex— 
propriationsreht, Erl. 1855. — Koch, Deutſchlands Eifenbahnen, 
Marb. 1860. — G. Meyer, Recht d. Erpropr. Lpz. 1868. — Bef. 
über Techniſches, Berwaltung d. Bahnen Weber, ſ. o. — af 
Zeitfchrift des Vereins D. Eifenbahn= Berwalt. — Perdonnet, traite 
el&m. des chem. de fer, 3. éd. Par. 1865. — Goschler, exploitat. 
d. chem. d. fer, 4 vol. Par. 18665— 68. — Jacqmin, exploit. d. 
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chem. d. fer, P. 1867. 68. — Statiftif bef. in J. Michaelis, 
Deutichlands Eifenb. 3. A. 1863; in d. Yahresberichten d. einz. Bahnen; 
über Preußen in d. v. Handelsmin. berausgegeb. „Statift. Nachr. 
v. d. preuß. Bahnen“, XVII für 1869. Berl. 1870, bis 1867 i. Preuf. 
Stat. Jahrb. II Auszüge; über d. Bahnen d. Deutfchen Eifenbahn- 
vereins in d. jährl. v. dieſ. Verein herausgegeb. Eifenbahnftatiftit. S. 
ferner: Behm, d. modernen Berfehrömittel, Heft 19 d. Ergänzungd- 
befte v. Betermann’s geogr. Mittheil. — Neumann, d. Berlehrs- 
weſen d. Welt in „Berfebrsmittel auf d. Par. Ausſtell.“ Offic. öfterr, 
Ausftellungsbericht, Wien 1867. — Bal. auch Meili, Zelegraphenredit, 
Zürih 1871. — ©. auch oben $. 79a über d. Ausgaben d. Staats 
für Straßen- u. Wafferbau in der vollswirtbfh. Verwaltung. 


(c) Bol. hierzu Engela. a. O. 


8. 214. 


1) Die Verkehrswege, aljo: Straßen und Pläge in ben 
Ortſchaften, Landſtraßen aller Art, vom einfachen Feldweg bis 
zur vollendeten Kunſtſtraße (Chauffee), Eifenbahnen, natürliche 
und künſtliche Binnenwafjerwege, die offene See, vie Telegraphen: 
leitungen. 

2) Die Transportleiftungen auf diefen Wegen. Sie 
lajjen ficy in freie und organifirte unterfcheiven. a) Jene 
erfolgen jo, daß den Privaten gewiſſe Wege zu beliebiger Be: 
nutzung, obſchon unter Erfüllung bejtimmter Bedingungen, 3. B. 
ver Zahlung einer Gebühr (Weggeld), offen jtehen. b) Organifirte 
Transportleiftungen oder Verfehrsanftalten find dagegen 
regelmäßige Transportdienſte für Perſonen, Güter und Nachrichten 
oder für eines dieſer Transportobjecte auf bejtimmten Arten von 
Wegen zwijchen gewilfen Orten, neben ober auch unter Aus- 
ſchluß jenes freien Verkehrs. 

Die wichtigften Berfehrsanftalten find: innerhalb ver 
Orte ſelbſt das Droſchken- und Omnibuswefen, vor: 
nehmlich für den Perfonenverfehr. Hauptfählich zwifchen 
verſchiedenen Orten: ver regelmäßige Botendienſt für ven 
Nahrichtene und ven Verkehr von Heinen Gütermaffen; ver 
Fahrcurs auf Yandjtraßen für ven Perfonen- (Diligence-) und 
den Güter» (Fracht-) verkehr, die Poft für die Nachrichten- 
(Brief), Drudfachen-, Padet- (Güter in Heinen Maffen), Geld— 
überfendung, auch für ven Perfonentransport; der Eifenbahn- 
betrieb für ven Perfonen-, Güter» und Nuchrichtenverfehr; ver 
Shifffahrts-, ingbejondere der Dampfichifffahrtscurs 
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desgleichen, auf Binnengewäſſern und auf offener See; ber 
ZTelegraphenbetrieb für ven Nachrichtenverfehr. 

Die Verkehrswege jtehen als natürliche Grundlage des freien 
Berfehrs und ver Verkehrsanſtalten felbjt auch ven letteren 
im öffentlichen Intereſſe noch voran. Schon diejer Umſtand 
äußert auf die Stellung des Staats zu den Verkehrswegen und 
auf die finanzielle Behandlung verjelben feinen beſonderen Einfluf. 
Die Herjtellung neuer Wege berührt ferner die vom Staate 
wahrzunehmenven Interejjen der Gejammtheit noch mehr. und 
tiefer, als diejenige neuer Verkehrsanjtalten. Auch fett fie faft 
immer die Gewährung des Erpropriationsrehts Seitens 
des Staats voraus. Daraus folgt zwar noch nicht die Noth- 
wenbigfeit, daß der Staat allein die neuen Wege berjtelle, wohl 
aber, daß die Anlage und die Benugung der Wege, welche 
mit Hülfe des bloß im öffentlichen Interejje gewährten Expro— 
priationsrecht8 hergeftellt werden, unter der Aufjicht des 
Staats erfolge. Wo ver fertige Weg mit einer Verfehrsanftalt 
in einer Hand, vielleicht jogar mit Ausſchluß anderer, verbunden 
ift, wie in der Regel beim Eifenbahn- und ZTelegraphenwefen, va 
erweiſt jich vollends eine eingreifende dauernde Staatscontrole 
unvermeidlih. Die Herjtellung der großen und koſtſpieligen 
Kunftwege der Neuzeit, ver Ehaufjeen, Eijenbahnen, Zelegraphen, 
Canäle, die Verbefferung und Schiffbarmachung der natürlichen 
Wafferwege erfolgt jodann durch das Zufammenwirfen großer 
Capitalien und bejonderer techniſch hochausgebildeter 
Arbeitsfräfte, in wejentlich gleicher Weije, ob der Staat oder 
Private, d. h. richtiger gejagt Erwerbs-, beſonders Actiengejell- 
Ihaften bauen. Endlich genießt ver fertige EFojtjpielige Weg 
(Eifenbahn, Canal) rein durch fein Bejtehen oft, wenn auch fein 
vechtliches, doch bis zu einer gewilfen Grenze ein factifches 
Monopol, weil das Zufammenbringen eines großen Capitals 
zur Herftellung eines Concurrenzwegs jchwierig ift und daher 
gar nicht over erjt nach langer Zeit erfolgt. Kommt aber trotzdem 
ein Concurrenzweg zu Stande, jo führt dies, je größer die darin 
angelegten Gapitalien find um fo leichter, oft nur zu einer Ver— 
jtändigung der beiden Intereſſenten über das Berbleiben und vie 
Zheilung des Monopols, zumal in dem Falle, daß Weg und 
Verkehrsanſtalt, wie bei Eifenbahnen, in einer Hand find (a). 
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Alle diefe Umstände bebingen eine weitgehende Oberaufficht 
des Staats über das gejammte Wegewejen und rechtfertigen 
im Allgemeinen eher als in vielen anderen wirtbichaftlichen 
Angelegenheiten vie Lebernahme deſſelben auf den Staat, 
daher namentlich den Bau neuer Wege auf Staatsred- 
nung, foweit nicht bejondere Gründe dagegen prechen. Das 
ft nach den einzelnen Arten von Wegen zu entjcheiden 
(8. 215— 219). 

Die freie Transportleiftung, foweit fie überhaupt Gegenſtand 
des Zaufchverfehrs werben kann, ferner wenigjtens zum Theil 
auch die Verfehrsanftalt ſelbſt beiteht dagegen in einer folchen 
Sombination von Arbeitsleiftungen und Capitalverwendungen, in 
welcher der Staat regelmäßig gegen ven Privaten und mitunter 
auch gegen die Erwerbögejellfchaft zurückſteht. Auch jchließt fie 
häufig ein für den Staat weniger geeignetes fpeculatives 
Moment ein. Infoferne wird man im Allgemeinen als Regel 
die Uebernahme von freien Transportleiftungen auf den Staat 
ausschließen müfjen und binfichtlich der Uebernahme von Ver— 
fehrsanftalten wird ebenfalls die Vermuthung im Ganzen eher 
gegen den Stantsbetrieb fprechen. Im Uebrigen ift die Ent- 
icheivung nach dev Art der einzelnen Verkehrsanſtalt und ihrer 
Berbindung mit einem Wege zu treffen ($. 220—226). W. 


(a) ©. Perrot's NAuff. „Die Concurr. i. Eiſenbahnweſ. u. ihre Confe- 
quenzen“, D. Monatsſchr. für an u. ſ. w. Auguſth. 1871 u. die 
dafelbft S. 107 abgedrudte Stelle aus d. North Amer. Review über 
d. Unzureichendheit u. d. Gefahren d. Eifenbahnconcurrenz. 


$. 215. 


I. Die Berfehrswege. Die Stellung des Staats 
zum Wegewefen und vie finanzielle Behandlung bes legteren 
läßt fih in Anfnüpfung an folgende Eintheilung ver Wege 
feſtſetzen: 

1) Unterſcheidung der Wege nach ihrer Ent— 
ſtehungsart: Natur- und Kunſtwege. Im Weſentlichen, 
wenn auch nicht völlig, fällt dieſe Unterſcheidung zuſammen mit 
derjenigen zwiſchen den natürlichen Waſſerwegen, der See, 
den Strömen, Flüſſen, Landſeen einer- und den Landwegen 
(einſchließlich Eiſenbahnen), Telegraphen, Canälen anderer— 


— 49 — 


ſeits. Soweit die natürlichen Waſſerwege durch die Kunſt und 
daher durch Capitalaufwand erhalten und verbeſſert werden, 
treten ſie indeſſen in wirthſchaftlicher und finanzieller Hinſicht in 
die Claſſe der Kunſtwege mit hinüber. 

Die Herſtellung derjenigen Kunſtwege und die Erhaltung und 
Verbeſſerung derjenigen natürlichen Waſſerwege, welche vor— 
nehmlich dem freien Verkehr und den einfacheren 
Formen der Verkehrsanſtalten (Fuhrmannsweſen, Schiff— 
fahrtslinien) dienen und daher am Unmittelbarſten die Intereſſen 
vieler einzelner Staatsangehörigen berühren, iſt am Beſten 
eine öffentliche Angelegenheit, wie gegenwärtig thatſächlich 
meiſtens in unferen Staaten. Namentlich gilt dies, bei uns in 
der Regel ſchon feit Alters, von den Orts- und Landſtraßen 
aller Art, wobei jedoch die nächftbetheiligten Privaten, wie z. B. 
öfters bei den Drtsjtraßen, gewille Theile dev Straßen auf ihre 
Koften berzuftellen haben können. Die Deffentlichfeit ver 
Wege liefert die bejte Bürgfchaft dafür, daß fich ver freie Verkehr 
und die niederen Verkehrsanſtalten auf ihnen in der ven Volks— 
wirthichafts- und Culturintereſſen förverlichiten Weife gejtalten. 
Am Pafjendften wird die Herftellung und Erhaltung der Land— 
Itraßen und allenfall® auch die Erhaltung der natürlichen Waſſer— 
wege im Binnenlande und an den Seefüften zwijchen dem Staat, 
den kleineren räumlichen Gemeinwirtbichaften, nehmlich den Pro— 
vinzen, Kreifen, Gemeinden (8. 38b u. ff.) oder etwa befonvers 
zu bildenden öffentlichen Wegebauvereinen nach einem fejtgejetten 
Modus getheilt. Das Nähere gehört in die Verwaltungslehre 
oder in die Volfswirthichaftspolitif (a). 

Die finanzielle Behandlung dieſer wie aller dem Staate 
oder öffentlichen Körperjchaften gehörenden Wege kann an fich 
nad einem der vier im $. 90 aufgeftellten Finanzprincipien 
erfolgen. Mit Recht gilt aber gegenwärtig in unferen Staaten 
nur noch das Gebührenprincip oder das Princip der 
reinen Staatsausgabe als anwendbar, fo daß die Koften 
ganz oder theilweife durch Gebühren gedeckt werden ($. 100, 
Nr. 2a) oder abfichtlih vollftändig auf Einnahmen verzichtet 
wird. Das gewerbliche und vollends das Beftenerungsprincip 
wird durch den eigentlichen Grund der Uebernahme des Wege- 
wejens auf ven Staat ausgefchloffen, nehmlich durch das öffentliche 
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Intereſſe. Das Gebührenprincip iſt andererſeits doch durch die 
Koſten des Wegeweſens gerechtfertigt, welche ſich recht wohl 
durch Beiträge der Benutzer decken laſſen (b). Die koſtenfreie 
Benutzung, d. h. m. a. W. die Koftendedung aus allgemeinen 
jtatt aus jpeciellen Steuern ($. 95, 106) ift endlich bei dem 
hohen und allgemeinen öffentlichen Intereſſe, das ſich an das 
gewöhnliche Wegewejen Enüpft, und bei den meijtens doch nur 
mäßigen Summen an Ausgaben und Einnahmen, um welche 
e8 ſich dabei für den Staat handelt (c), zuläffig jelbit in Betreff 
neuer Straßen. Sie wird aber um fo mehr zuläffig bei weniger 
fojtipieligen neuen, ferner bei älteren Wegen, deren Anlagekojten 
bereitd aus den Wegegebühren amortijirt jind, wo es ſich aljo 
nur noch um die meiltens geringeren Unterhaltungskoſten handelt, 
endlich bei allen Wegen, welche aus laufenden orventlichen Ein- 
nahmen (8. 82d u. ff.) hergejtellt find, für welche aljo nicht 
Schuldzinſen den Etat belajten. Auch die Art der Transport- 
objecte, 3. B. billige Maffenproducte der Gonfumtion, kann 
mitunter bei der Entjcheivung der Frage mit berüdjichtigt werden. 
Dies ift wohl das Princip, welches nach ven Verhältniſſen des 
concreten Falls wieder Mopificationen erleiden mag (d). Weiteres 
j. in ver Gebührenlehre. 

Ueber die Herjtellung der meiſtens erjt neuen und koſt— 
jpieligeren Kunſtwege, mit welchen höhere Verkehrsanſtalten ver- 
bunden find ($. 216), die Eijenbahnen, Telegraphen, auch bie 
Canäle und über das Finanzprincip, welches im Falle ver Staats: 
übernahme vabei maaßgebend fein foll, |. $. 218, 223—225. 

Abgaben für die Benugung folder natürlider Wajjer- 
wege, welche feine Koften machen, fallen nicht unter ben 
Begriff der Gebühr, ſondern der eigentlichen Steuer, werden aber 
auch als folche mit Necht heute verworfen und beftehen ſelten 
mehr (e). (8. 100 (d)). W. 


(a) Bgl. d. bad. Straßengef. v. 14. Jan. 1868, o. $. 38d (a). 

(2) Ju Preußen (ehedem aud in Hannover, Churheſſen), Sadjen, 
den Thür. Staaten, Gr. Heffen, kurz überhaupt in Norddeutſch— 
land, in Defterreih, Belgien, Niederlanden u. a. m. wird 
Straßengeld (Chanfjeegeld) erhoben. 

(c) Allerdings: mäßige Summen bloß im Berbältniß zu and. Ausg. 
u. Eimmabmepoften. ©. auch 8. 79a (g). In Preußen 3. B. doch 
immerbin Unterhaltung der Staatöchauffeen A. für 1871 3°691°000, 
Ehaufjeegeldeinn. 1567000 Thlr., alfo 42,12% der erften Summe (ohne 
Abzug der Erbebungstojten). 
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(q) Aufhebung des Straßengelds nach d. Wiedereinführung v. 1797 i. 


(e) 


J. 1806 in Frankreich, auf dringendes Berlangen der Departements 
räthe, zur Erleichterung der Landwirtbichaft. Ertrag vorher 15 Mill. Fr. — 
Aufhebung in Baden durch provif. Verordn. v. 22. April 1830, ge= 
nehmigt von d. Kammern 1831. 4. für 1871 Aufwand für Unter« 
haltung der Landftraßen (755 Wegftunden) 816°660 fl., dazu Koften der 
Auffiht durch Straßenmeifter 65'455 fl., Staatöbeitrag z. Unterhaltung 
d. dv. d. Gemeinden u. Kreifen übernomm. Yandftraßen 5300 fl., i. ©. 
587415. Außerdem 38206 fl. Centralverw. u. 1136972 fl. Bezirks- 
verwaltungsaufwand, wovon auch noch etwa die Hälfte auf Rechnung 
der Landftraßen zur fegen. — Der Bollvertrag zwifchen Baiern u. 
Wiürtemberg v. 1825 fette feit, daß das Weggeld beim inmeren 
Berkehr aufhören und nur nod) bei der Ein- und Dürchfuhr durch einen 
BZollbeifchlag, ferner von Reifenden beim Eintritt in das Bereindgebiet 
erhoben werden folle. In W. wurde diefer Beifchlag 1833 aufgehoben. 
Nah d. baier. Gef. v. 1. Juli 1534 wurde das MWeggeld getrennt 
vom Zoll beim Eintritt in d. Land erhoben. Nach fpäteren Ermäßigungen 
fiel e8 bei der Einfuhr weg. Ertrag 1834/35 101°000, 1835/36 u. 
1856/57 wegen d. Herabfeg. im D. 73700 fl. Verh. d. Dep.K. 1840. 
VI. 356. Später wurde es vollends aufgehoben. A. 1871 Unter- 
baltungsfoften der Landftraßen 1,5 Mill. fl., Neubauten 63'850 fl., 
Brüden ir 135000 u. 212750 fl. — In Naffau Aufhebung 
1856. — Mitunter kann letztere geboten werden durch die Aufhebung 
in Nachbarländern, mit concurrirendem Durchfuhrverkehr, durch die 
Eoncurrenz der Eifenbahnen. Auch wird bei einer ungleihmäßigen 
Vertheilung der Staatsbahnen Über das Staatsgebiet das Intereſſe der 
Landestheile ohne folhe Bahnen bisweilen wenigftens unentgeltliche ande 
ftraßenbenugung erheifhen. R. W. 

Das wichtigfte Beifpiel folher eigentlihen Wafferftraßenfteuern 
(Wafferzölle) war der ehemal. dän. Sundzoll. Er wurde, noch 
immer mäßig, mit 35 Mill. dan. N. B. Thlr. (26°456°000 Thlr. preuß.) 
i. J. 1857 abgelöft. Ein anderes Beifpiel: der ehem. hannov. 
Stader oder Brunshäuferzoll. Ertrag vor f. Aufhebung 180 bi 
220.000 Thlr. Dabei gar feine Gegenleiftung, während Hamburg 
den Aufwand für Herftellung des Fahrwaſſers auf der Unterelbe trug. 
©. 0. $. 79all). Auch die ehem. belg. Schelde- u. die deutſchen 
Rheins, Weler-, Elbe- u. and. D, Flußzölle waren oder find nach 
ihrer Höhe mehr Steuern al3 Gebühren, mamentlih vor dem neueren 
Ermäßigungen. 


8. 216. 
2) Unterfcheidung der Wege, je nachdem fie eine 


gleichzeitige Benugung zu verfchiedenen Transport: 
dienften neben einander geftatten oder nicht. 


a) Cinerfeit8 die für den freien Verkehr, für Fußgänger, 


Bieh, Wagen dienenden gewöhnlichen Orts- und Yandftraßen, bie 
Binnengewäffer (wenigſtens in ver Regel, etwa von gewiſſen 
Fahrzeugen abgejehen, wobei fie unter b kämen), bie offene See, 
zum Theil auch die Canäle (namentlich in ven fchleußenfreien 
Streden). 


Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 31 
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b) Andererſeits: die Canäle in ven Schleußenſtrecken, be» 
fonder8 aber die Eifenbahnen, d. h. „Straßen, auf welchen 
fi die Fuhrwerke nicht beliebig auf allen Stellen ihrer Breite, 
jondern auf fejtbeftimmten eifernen Spuren bewegen” (a); bie 
Telegraphenleitungen. 

Diefer wichtige Unterfchied bewirkt, daß bort (bei a) feine, 
hier (bei b) eine gewifje fejte Regelung ober fogar eine 
einheitlihe DOrganifation des gefammten Transport- 
bienft8 auf dem betreffenden Wege nothwendig wird, damit 
(egterer überhaupt feinen Zwecke dienen fünne (6). Dadurch 
werben aber leicht factifhe Monopole geichaffen, ſowohl in 
dem gewöhnlichen und in der That natürlichjten Falle, wenn ber 
Eigenthümer einer ſolchen Straße (Eifenbahn) felbjt ven Trans» 
portdienft übernimmt, als in dem anderen Falle, wenn biefer 
Dienft von einem Dritten, aber ber einheitlichen Organifation 
wegen mit Ausjchluß Anderer, betrieben wird. 


Diefer Umjtand legt es wieder nahe, die Ausführung folcher 
Wege dem Staate zu übertragen, welcher die Nachtheile des 
factiſchen Monopols bei eigener Uebernahme des Transportvienftes 
eher vermeidet, weil für ihn ber gewerbliche Standpunct nicht 
ber maaßgebende fein muß, ober welcher die aus einem folchen 
Monopol hervorgehenven finanziellen Vortheile wenigjtens wieder 
der Gefammtheit zumwendet. Bei der Uebertragung des Transport- 
dienſts auf ſolchen, dem Staate gehörigen Straßen an Dritte 
fann ferner der Staat noch am Erjten folche Beringungen jtellen, 
durch welche ein factifches Monopol wenigſtens möglichft ver- 
mieden wird. Diefe Erwägungen verdienen um jo mehr Beachtung, 
weil ohnehin ver Staat im Bau diefer Straßen und, wie fich 
zeigen wird ($. 223), wegen ber Eigenthümlichkeit des Transport- 
dienſts auch im Betrieb der Eifenbahnen, Telegraphen gegen 
Private oder vielmehr gegen Gefellichaften nicht zurückſteht. W. 
(a) Weber’s (a. a. DO. Frage 1) Definition der Eiſenbahn. 


(6) Der befannte 8. 27 des preuf. are: v. 3. Nov. 1835 (... es 
„Lönnen zum Zransportbetriebe auf der Bahn außer der Gefellfchaft 
eldft auch Andere gegen Entrichtung des BahngeldS oder der zu regu— 
irenden Bergitung die Befugniß erlangen, wenn das Handelsmin. 
angemeffen net, denfelben eine Gonceffion zu ertheilen”) leidet min- 
deftend am einer bedenklichen Unklarheit u. hat öfters zu Irrthümern 
Anlaß gegeben, wobei die Notwendigkeit der einheitl. Organif. des 
Transportdienft auf einer Bahnlinie überfehen wurde. 


mr, FEST TREE * 
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8. 217. 


3) Unterfheidung der Wege nad den Transport- 
objecten, welche auf ihnen befördert werden fünnen: 
ZTelegraphenleitungen bloß für den Nachrichtenverfefr, — alle 
anderen Wege für ſämmtlichen Verkehr. 

Die Uebernahme der ZTelegraphenleitungen auf ven Staat 
wird durch dieſe befchränkte Benutbarkeit für eine DVerfehrsart, 
welche ohnehin eine gewifje Einheitlichfeit der Drganifation des 
Transportdienſts verlangt, wieder unbevenklicher. 

4) Unterfheidung der Kunftwege nad der Ent- 
jtehungszeit: alte, beveit8 bejtehende Wege, wie die Mehrzahl 
ber gewöhnlichen Straßen, — neue, erjt herzuftellende, wie 
die Eifenbahnen, oft die Canäle, die Telegraphenleitungen, beffere 
Shauffeen u. ſ. w. Da bei diefen neuen Wegen der nothiwendige 
Grund und Boden fich gewöhnlich im Privateigenthum befindet, 
jo muß eventuell das Erpropriationsverfahren Plat greifen. Auch 
hierbei werden viele Schwierigkeiten und Mipftände am Erjten 
befeitigt, wenn der Staat jelbit die Anlage der neuen Wege 
übernimmt. Die zahl» und umfangreichen Eingriffe in das 
Privatgrumdeigenthum, welche namentlich die ungehenere Aus- 
dehnung des Eiſenbahnweſens erfordert, werden durch volle Ent- 
ſchädigung des Werths noch nicht immer gut gemacht. Sie find 
ohne Zweifel am Meiften zu vechtfertigen, wenn fie ganz und 
gar nicht zu Gunften anderer Privaten, fondern bloß zu Gunſten 
des Staats erfolgen. Auch diefe Erwägung fpricht für Staats— 
eifenbahnen u. ſ. w., ferner ver Umftand, daß die Telegraphen- 
leitungen an ven Bahnen und öffentlichen Wegen entlang ven 
nöthigen Boden ſchon finden, wieder für Uebernahme verfelben 
auf den Staat. W. 


$. 218. 


5) Unterfheidung der Kunjtwege nach der Höhe 
ihrer Anlagefoften: fehr Eojtjpielige Wege, wie vor allen 
bie Eifenbahnen, Canäle, große Fluß- und Seeufer-Eorrectionen — 
und verhältnißmäßig wohlfeile Wege, wie die gewöhnlichen 
Landſtraßen, ſelbſt die Chauffeen inbegriffen, die Telegraphen- 
leitungen. 

31* 
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Die Uebernahme ver Landſtraßen auf ven Staat und bie 
Selbjtverwaltungstörper der Kreife, Gemeinven u. |. w. ($. 215), 
ver Telegraphen auf den Staat ($. 216, 222, 223) ift aus 
anderen Gründen pafjend: der Koſtenſatz entjcheidet in dieſer 
Frage kaum etwas. Ob der Gapitalaufwand für dieſe Wege 
durch Anleihen over durch ordentliche Staatseinnahmen (Steuern) 
gedeckt, ob etwas höhere oder etwas niedrigere Gebühren erhoben 
oder die Landſtraßen ver umentgeltlichen Benutzung überlafjen 
werben, ijt im Ganzen doch eine Finanzfrage von untergeord- 
neter (j. jevoch $. 215 (ec) u. 8. 79a(g)), wenn auch eine volfs- 
wirtbichaftliche Frage von hoher Bedeutung. Denn der in funzen 
Zeiträumen (Finanzjahren) erfolgende Aufwand und die hierin 
eingehende Einnahme pflegt wenigftens verhältnigmäßig gering zu 
fein. Erfolgt jevoch die Uebernahme auf ven Staat, jo hat dies 
den Bortheil, die Wahl der für die Verwaltung maaßgebenden 
Sinanzprincipien ziemlich frei zu ftellen. 

Anders fteht es um vie Foftjpieligen Wege, vor allen die 
Eijenbahnen. Wenn ver Staat die Anlage diefer Wege über- 
nimmt, jo fann er den Gapitalaufwand dafür nicht wohl aus ven 
ordentlichen Einnahmen veden, fondern muß außerordentliche 
Mittel Flüffig machen, alfo meiftens Staatsjchulden aufnehmen. 
So lange diefe den Etat mit Zinfen und Tilgequoten belajten, 
muß wenigitens als Regel verlangt werden, daß dieſe Wege 
genügende Einnahmen zur Dedung dieſer Ausgabebeträge ab- 
werfen... Das verwendete Capital wird bei Eifenbahnen, Canü- 
(en u. j. mw. aus umlaufendem in ftehenves verwandelt und nur 
langfam in ven Renten wieder disponibel. Nur eine ungewöhnlich 
hohe Rente bietet alfo die Mittel zu einer raſcheren Amortijation 
des Anlagecapitals, worauf alsdann erſt ftatt des priwatwirth- 
Ichaftlichen das veine Gebührenprincip mit mäßigen Süßen zur 
Dedung der Betriebskoften anwendbar wird. 

Diefe in der Natur der Sache liegenden Verhältniſſe können 
allerdings Gründe gegen die Uebernahme folcher koſtſpieligen 
Wege auf den Staat abgeben. Denn die Finanzen des Staats 
werden durch ven Capitalaufwand lange und oft ſchwer belajtet, 
was gewiß feine Bedenken hat. Die Möglichkeit, das Gebühren- 
princip bei Staatswegen dieſer Art anzuwenden, welche für bie 
Staatsübernahme fpricht, ift eben aus finanziellen Gründen doch 
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oft eine entfernte. Sie ijt ferner auch vorhanden, wenn folche 
Wege nach einer für die Amortifation des Anlagecapitald ange: 
mejjenen Zeitfrift aus dem Privatbefig an den Staat heimfallen, 
wie dies ausbebungen werben kann und bei Eijenbahnen öfters 
ausbedungen worden iſt (a). 

Trotzdem kann man aber noch mit bejferem Grunde gerade 
aus dem großen Capitalaufwand für folhe Wege und aus 
dem Umijtande, daß das Gapital jo lange Zeit in ver 
Unternehmung gebunden bleibt, ableiten, daß die Ueber— 
nahme biefer Wege durch ven Staat ven Vorzug verdient. Baut 
der Staat nicht, jo müſſen an feine Stelle in ver Regel große 
Erwerbsgeſellſchaften von Privaten treten. Bei der Höhe des 
Gapitalaufwands und der langen Gapitalfirirung haben ſolche Ge— 
jellfchaften eine Sicherung in Betreff des Capital® und der Rente 
nothwendig. Diefe Sicherung finden fie nur in einer vom Staate 
und feiner Controle der finanziellen Erfolge einigermaaßen un- 
abhängigen Stellung. Der gewerbliche Standpunct muß 
unvermeidlich bei einer Erwerbögejellichaft anwendbar fein, und 
natürlich um jo mehr, je größer das Rifico ift, damit die Gewinn: 
chance die Ausgleichung bringt. Das Gebührenprincip wird daher 
bei einer Gefellfchaft das privatwirthichaftliche Princip der höchſt 
möglichen Rente nicht verdrängen können. Gewiſſe Vorbehalte des 
Staats in Betreff der Tarifregelung, ohnehin practifch ſchwer durch— 
zuführen, können einige Uebelſtände vermindern, aber fie durchaus 
nicht bejeitigen ($. 236). Durch einen Gewinnantheil des Staats 
an einer höheren Nente oder durch die Befteuerung ver letteren 
fann der finanzielle Erfolg der rein privatwirthichaftlichen Ver— 
waltung der Wege dem Staate und alfo ver Gefammtheit zu 
einem Theile mit zu Gute kommen. Jedoch ver große volfs- 
wirthichaftliche Uebelftand, die wichtigften Verkehrswege ver Neuzeit 
rein gewerblich, wenigjtens während der Conceſſionsdauer aus: 
genußt zu jehen, bleibt immer. Die Concejfionszeit muß aber 
im Durchſchnitt nach der Wahrfcheinlichkeit zur Amortifation des 
Baucapitals ausreichen, wenn ſich Privatcapitalien zur Ueber— 
nahme ver Wege bereit finden jollen, alfo meiftens einige Menfchen- 
alter dauern. Je fürzer fie ift, dejto mehr muß während ihrer 
ber gewerbliche Gefichtspunct allein entjcheiden fünnen, damit 
durch eine Marimalrente wenigjtens die Amortifation des Capitals 
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erleichtert werde. Uebernimmt der Staat dagegen dieſe Wege, fo 
wird in der Negel das privatwirthichaftliche Princip während ver 
Amortifationszeit des Baucapital® maaßgebend fein, aber felbit 
in dieſer Zeit wird der bloß gewerbliche Gefichtspunct jelten 
allein hervortreten und noch weniger, allein hervortreten müſſen. 
Denn jedenfalls ift ver Staat in der Yage, jeden Augenblid ven 
höheren Intereffen des Verfehrswejens zu Yiebe an Stelle des 
privatwirthichaftlichen das Gebührenprincip zu ſetzen. Bleibt aber 
die rein gewerbliche Verwaltung bejtehen, jo bietet fie wenigjtens 
durch Die Ueberſchüſſe guter Streden die Mittel, ein Bahnſyſtem 
möglichit volljtändig auszubauen und den Verluſt an jchlechten 
Linien zu decken ($. 227, Nr. 5). W. 


(a) Bgl. Stein, Handb. d. Verwaltungslehre, S. 211. In Frankreich, 
bei den neueren Bahnen in O Defterreih u. a. %. m. regelmäßig Heimfall 
der Privatbahnen. Frift jet meift 90—99 Jahr. 


8. 219. 


Das Ergebniß ver vorjtehenden Betrachtung über bie 
Stellung des Staats zu den einzelnen Verkehrswegen und über 
die finanztelle Behandlung verjelben im Falle der Uebernahme 
burch den Staat läßt fich folgendermaaßen zufammenfajjen: 

1) Die natürlichen. Wafferwege und die Land-Kunſtwege für 
ben gewöhnlichen Verkehr find vom Staate und öffentlichen 
Körperjchaften zu übernehmen und nach dem Gebührenprincip zu 
verwalten. Doch kann in manchen Fällen die foftenfreie Be— 
nutzung jtatthaft und jelbjt vathjam fein ($. 215). 

2) Die Wege, welche feine gleichzeitige Benutung zu vers 
jchievenen Transportdienſten gejtatten, alfo namentlich Eifenbahnen 
und Telegraphen, führen leicht zu einem factifchen Monopol. Sie 
werden deshalb paſſend vom Staate übernommen, bei welchem 
der rein gewerbliche Standpunct in der Verwaltung im Intereffe 
der Sache nicht ausfchlieglich maaßgebend zu fein braucht ober, 
wenn er gleichwohl obwaltet, weniger Bedenken hat (8. 216). 

3) Die Wege, welche nur für eine Art von Transport— 
objecten geeignet find, die Telegraphen, eignen fich deshalb auch 
für die Uebernahme durch den Staat ($. 217). 

4) Die Wege, welche das Exrpropriationsverfahren im großen 
Umfange nothwendig machen, die neuzeitlichen Eifenbahnen, Canäle, 
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werben infofern paſſend vom Staate übernommen, als in biefem 
Falle die Eingriffe in das Privatgrundeigenthum ganz und gar 
ausschließlich nur im öffentlichen Intereffe erfolgen ($. 217). 

5) Die Uebernahme ver mohlfeileren Runftwege auf ven 
Staat, der gewöhnlichen Landſtraßen, Chaujjeen, Zelegraphen- 
feitungen, ift finanziell unbevenflich, volkswirthſchaftlich gut, weil 
fie die Wahl des leitenden Finanzprincips freiftellt. Die Ueber— 
nahme ver koſtſpieligen Wege, der Eifenbahnen, iſt finanziell nicht 
immer ohne Bedenken. Doch kann das finanzielle Interejje des 
Staats durch die Annahme des privatwirthichaftlichen Finanz» 
princips für die Verwaltung ficher gejtellt werden, wo dann bie 
Vortheile des factiichen Monopols wenigjtens der Geſammtheit 
zu Gute fommen. Außerdem bleibt aber immer ber große volks— 
wirthichaftliche Vortheil, das rein gewerbliche Princip vermeiden 
und beliebig das Gebührenprincip einführen zu können ($. 218). 

Im Ganzen: die verjchiedenften Gründe fprechen bei allen 
verjchievdenen Arten von Wegen für die Uebernahme auf 
den Staat (ober bei einzelnen Wegen auf vie Heineren räum— 
lichen Gemeinwirthichaften), jowie bei ven wohlfeileren Wegen 
für das Gebühren- und bei ven Foftfpieligeren für das 
privatwirthfchaftliche Princip, das aber maaßvoll durchge— 
führt werben kann. W. 

8. 220. 

Il. Die ZTransportleiftungen, insbefondere bie 
Berkfehrsanftalten. Die Stellung des Staats zu benjelben 
und ihre finanzielle Behandlung im Falle ver Staatsübernahme 
ergeben ficy zum Theil als Folgerungen aus ver ftaatlichen und 
finanziellen Behandlung der Verkehrswege ($. 215— 219). Zum 
Theil hängen fie von bejonveren, aus ber Natur ver einzelnen 
Transportleiftungen und Berkehrsanitalten entnommenen Ent» 
fcheidungsgründen ab. 

A. Die Uebernahbme von Berkehrsanftalten durch 
den Staat. 

1) Es liegt bei uns fein Grund dazu vor, daß der Staat 
im allgemeinen volfswirthichaftlichen oder in feinem bejonveren 
finanziellen Intereffe gewöhnliche Transportleiftungen des 
freien Berfehrs übernehme, zu denen er technijch wenig geeignet 
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iſt ($. 214). Dies gilt namentlich da, wo die Herſtellung des 
Weges in der Hauptjache auch nicht Staatsjache ijt, alſo in 
Betreff ver gewöhnlichen freien (nicht als regelmäßiger Curs 
betriebenen) Schifffahrt auf natürlichen Gewäljern, befonders auf 
der See; ferner wo ver Weg zu verjchievenen gleichzeitigen 
Zransportvienjten beliebig benugbar iſt (8. 216), aljo wiederum 
auf jenen Wafjer- und auf ven gewöhnlichen Landſtraßen; enplich 
wo die Transportleiftung am Meiſten ven Character gewöhnlicher 
gewerblicher Thätigfeit hat, infoweit alſo auch bei ven „niederen“ 
Berfehrsanitalten, dem ſtädtiſchen Fuhrwejen, dem Botencurs, 
dem Perjonenfahr- und dem &üterfrachteurs auf den Land— 
jtraßen u. f. w. Thatfächlih kommen denn auch folhe Trans: 
portleiftungen und Berkehrsanftalten des Staats faum vor (vgl. 
8. 221(a)). W. 


8. 221. ($. 212.) 


2) Auch die Berfonenfahrpoft und die Padetpojt wird 
nah dem eben Gejagten jedenfall anders als die Brief- und 
Geldpoſt des Staats zu beurtheilen und im Allgemeinen bei uns 
nicht mehr als nothwendig, mitunter felbit nicht als gerechtfertigt 
anzuerkennen fein. Doch verhält e8 jich hiermit auf anderen 
Wirthichaftsftufen leicht anders und felbjt auf der unfrigen läßt 
jih Einiges für die Beibehaltung ver Perſonen- und PBadetpoft 
geltend machen. 

Solange nehmlih auf niedrigerer Stufe die erforverliche 
Betriebſamkeit ver Privaten fehlt, ver genannte Verkehr aber eine 
große allgemeine Bedeutung beanfpruchen darf, kann fich bie 
Ausdehnung der Pojt auf die genannten Transportobjecte immerhin 
empfehlen. Das ausjchliegliche Necht des Staats auf poftmäßige 
Perfonen- und Padetbeförverung hat dann ven Vortheil, eine 
gleihmäßige Ausdehnung dieſer Transportleiftungen über das 
ganze Staatsgebiet zu ermöglichen, indem der Ueberſchuß guter 
Streden die Mittel liefert, das Deficit fchlechter Streden zu 
beden. Auch bei uns kann der Mangel an Concurrenz unter 
ben Privatbeförderern wohl die Beibehaltung dieſer beiden Zweige 
ber Pot noch für manche Gegenden rechtfertigen. Außerdem 
wird durch eine Hinzufügung derfelben zur Briefpoft auch jpäter 
noch und öfters wohl auch bei uns noch eine bejjere Ausnutzung 
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bes Betriebsperſonals und -Materials, alſo eine verhältnißmäßige 
Billigkeit des Geſammtbetriebs ermöglicht, welche die Uebernahme 
dieſer Zweige auf die Staatspoſt paſſend erſcheinen läßt. 

Aehnlich Liegen die Verhältniſſe mitunter bei anderen Ver— 
fehrsanftalten des Staats oder bei Transportdienſten, die der 
Staat für feine eigenen Zwede einvichtet. So kann die Ber- 
bindung des Telegraphenwejens mit ver Pot und mit Eifen- 
bahnen ökonomische Vortheile bieten und für die Uebernahme 
biejer drei Verfehrsanftalten auf ven Staat ſprechen ($. 223e). 
Perfonen- und Gütertransport fann mit den Schtiffahrtscurjen 
ver Kriegsjchiffe verbunden werben (a) u. dgl. m. W. 


(a) Dies war 5. B. der Fall mit den dfterr. Heinen Kriegsdampfern auf 
auf den italien, Seen; wenn ich nicht irre unter Louis Philipp auch 
mit franz. Kriegsdampfern auf dem Mittelmeer. 


8. 222. 


3) Gegen die Uebernahme anderer Berfehrsanjtalten 
auf den Staat, namentlich folcher ver „höheren“ Art, wie 
Pojt (Briefpoft), Telegraphie, Eifenbahnbetrieb, kann 
man fich in vielen Fällen nicht von vornherein erklären. Ent- 
jcheidende Gründe fprechen vielmehr häufig für dieſe Uebernahme. 
Im einzelnen Yande wird die Entjcheidung mit nach den concreten 
Berhältniffen und mit Necht unter Berücjichtigung der einmal 
vorliegenden gejchichtlichen Entwicklung ftatt finden. Doch laſſen 
fih folgende allgemeine Säge als Richtfchnur auftellen: 

a) Die Uebernahme einer BVerfehrsanftalt auf den Staat 
empfiehlt fich namentlich dann, wenn die Güte der technifchen 
Leiſtung einer folchen Anjtalt von der möglichjt weiten und 
gleichheitlihen Ausvehnung des vegelmäßigen Transportdienſts 
über das ganze Staatsgebiet und ſelbſt von der Verbindung ber 
Verkehrsanftalt mit den gleichen Anftalten in fremden Staaten 
bedingt ift. Dieſer Fall liegt bei der Pojt, bejonders bei ber 
Briefpoft, bei dem Telegraphenbetrieb und zum Theil auch 
bei dem Eifenbahnbetrieb (a) vor. 

b) Wenn der Zransportvienit einer Verkehrsanſtalt nur 
mitteljt einer feſt bejtimmten, vegelmäßig organifirten Benukungs- 
weile eines Wegs möglich ift, auf welchem nicht gleichzeitig neben 
einander verſchiedene Transportvienfte ftattfinden Finnen ($. 216), 
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jo liegt e8 nahe, daß ver Eigenthümer des Wegs auch ver Unter- 
nehmer ver Berkehrsanjtalt wird: Fall der Eifenbahnen, 
Telegraphen. Das factiiche Monopol, welches hierdurch auch 
für die Berfehrsanftalt entjteht, verliert wiederum am Erjten 
feine Bedenken, wenn der Staat mit dem Wege auch die Ver— 
fehrsanftalt übernimmt. 

c) Wenn eine Berkehrsanftalt durch Private (Einzelne oder 
Erwerbsgejellichaften) gegründet werben ſoll, jo muß ihr mitunter, 
wenigjtens für eine Zeitlang, jelbit ein rechtliches Monopol 
vom Staate gegeben werben. Dies ijt namentlich in dem Falle 
nicht immer zu vermeiden, wenn für die Verfehrsanftalt, wie bei 
Eifenbahnen, erjt ver Eojtipielige Weg bergeitellt werden muß. 
Die Uebernahme der Verkehrsanftalt auf ven Staat tft dann ein 
Mittel, um die etwaigen Nachtheile eines folchen Monopols zu 
vermindern, weil der Staat in der Wahl bes leitenden Finanz— 
princips bei der Verwaltung freier gejtellt ift und ihm, aljo ber 
Geſammtheit, die etwaigen finanziellen Vortheile des Monopols 
zufommen: wiederum Ball der Bahnen, Telegraphen, auch 
wohl der Schifffahrts-, beſonders ver Dampfichifffahrts- 
curje (b). W. 


(a) Man höre z. B. nur die Klagen unſeres Handelsſtands, Perrot'3 
a. a. O. über die Nachtheile der Zerfplitterung de Deutſchen Eifen- 
bahnmwefens in einige 70 felbftändige Berwaltungen (incl. Defterreich) 
und die daraus folgende entfetliche Verwirrung der Tarife u. ſ. w., die 
Berlangfamung des Transports, die Erſchwerung der Reclamationen. 
Achnlihe Klagen der Techniker u. Eifenbahnmwagenfabriten über vie 
unendliche Zahl der Güterwagenmodelle, wo jede Verwaltung ihre Lieb» 
habereien bat, u. dgl. m., was rafche Neubefhaffung im Fall plöglichen 
großen Bedarf3 unmöglih macht: einer der Gründe der Verfehrs- 
Bodanıgen in Deutfchland aus Mangel an Betriebsmitteln der Bahnen. 

(2) Mehrfach ift früher bei Dampferlinien ein Monopol vorgefommen, 3. B. 
bei der Öfterr. Donaudampfſchifffahrtsgeſellſch. (in Folge der fpäteren 
Freigebung der Donauſchifffahrt von d. öfterr. Negierung gegen Ent» 
IHädigung in Form von Zinsgarantie abgelöft). 


8. 223. 


d) Ye mehr der Transportvienft einer Verkehrsanſtalt aus 
der regelmäßigen Wiederholung einer großen Anzahl gleicher 
einzelner Thätigfeiten bejteht und fich auf ziemlich fefte mechanijche 
Regeln zurüdführen läßt, aljo nach beftimmten Schablonen geführt 
werden kann und muß; ferner je mehr in Gonfequenz hiervon 
ber Spielraum bes fpeculativen Moments eingeengt wird; enblich 
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je mehr wegen der Natur und Ausdehnung und Größe der Ver— 
kehrsanſtalt der Betrieb mittelſt eines großen Beamtenmechanismus 
durchgeführt werden muß: deſto gleichartiger betreibt der Staat 
und betreiben Private und vollends die hier unvermeidlichen 
Geſellſchaften (3. 228) natürlicher Weiſe eine Verkehrsanſtalt und 
deſto weniger ſteht der Staatsbetrieb wegen ſeiner ſonſtigen, ihm 
anklebenden Mängel hinter dem Privatbetrieb techniſch und 
ökonomiſch zurück. Dagegen kommen der Staatsverkehrsanſtalt 
die allgemeinen Vorzüge der Staatsbeamtenſchaft gegenüber der 
Privatbeamtenſchaft, welche aus der eigenthümlichen Organiſation 
des Staatsdienſts hervorgehen (8. 53 u. ff.), zu Gute. Dieſer 
Fall liegt bei ver Pojt, beim Eifenbahn- und Telegraphen- 
betrieb, unter Umftänden, wenn auch jelten und in geringerem 
Maaße, beim Dampfichifffahrtscurfe vor. Daher ijt vie 
Uebernahme viefer Berfehrsanftalten auf den Staat auch aus 
folhen Gründen wieder pajjend. 

e) Manche Berkehrsanitalten laſſen fich zweckmäßig miteinander 
verbinden, weil die in einem einzelnen Dienſte nicht vollftändig 
ausgenusten Arbeitskräfte und Capitalien zum Theil Dienit- 
thätigfeiten für mehrere folche Anftalten übernehmen können. 
Daraus ergiebt fich eine größere Defonomie des Betriebs. 
Auch diefer Umſtand fpricht für den Staatsbetrieb, da die Ber: 
einigung mehrerer Berfehrsanftalten in Privathänden zu leicht 
bevenkliche factifche Monopole ſchafft. Manchfach bietet fich für 
den Staat Gelegenheit, gewijfe Pojt-, Bahn- und Telegraphen- 
ämter zufammenzulegen, wodurch ver gejammten Volkswirth— 
ichaft Koſten erfpart und eventuell niedrigere Tarife ermöglicht 
werben (a). 

f) Wenn Brivatverfehrsantalten nur mit Hülfe bedeutender 
finanziellev Subventionen ober wahrjcheinlich wirkfam 
werbender Zinsgarantieen zu Stande fommen, jo wird oft 
mals auch die directe Staatsübernahme bejfer als eine folche 
indirecte fein, im Yinanzinterejje wie im volkswirthſchaftlichen: 
häufiger Fall bei Bahnen, auch wohl bei Canälen. 

g) Ie größer die allgemeine Bedeutung einer Verkehrsanſtalt 
für das gefammte Cultur- und Wirthichaftsleben eines Volks ift 
und je gleihmäßiger die Vortheile verfelben ven einzelnen Be— 
völferungsclaffen zu Gute fommen, deſto mehr erjcheint wiederum 


bie Uebernahme auf den Staat paſſend, und als das befte Mittel, 
bie Interejfen ver Gefellichaft zu wahren. Zugleich bietet als- 
dann die mögliche Auswahl zwifchen ven verjchievenen Finanz— 
principien ven Vortheil, durch die differente Normirung der Bes 
nutzungspreiſe (Tarife) der einzelnen Berkehrsanftalten und ver 
verfchiedenen Leiſtungen ver letteren, die etwaige Verſchiedenheit 
ber Intereſſen der einzelnen Gejellichaftsfreife unter nothwendiger 
Wahrnehmung des jtaatlichen Finanzintereffes richtig zu berück— 
fichtigen. 

Aus allen dieſen Gefichtspuncten empfiehlt fich vie Uebernahme 
der Poſt, befonters der Briefpoft (nicht fo unberingt ver 
Padetpoft, noch weniger der Perfonenpoft), ferner diejenige der 
Zelegraphen und zum Theil auch ver Eifenbahnen und 
Canäle auf ven Staat, während der Schifffahrts- und auch 
ber Dampffchifffahrtscurs wohl nur ausnahmsweife in 
jeltenen Fällen vom Staate zu übernehmen iſt (b). W. 


(a) Se Heiner die Poft- u. Telegraphenämter, defto notbwendiger natürlich 
die Bufammenlegung, fo 5. B. in d. Schweiz. Allerdings bier auch 
öfters Berbindung beider Zweige mit Bahnämtern der Privatbahnen, 
oder Uebertragung des Poft- u. Telegraphendienfts an Privatbahnbeamte, 
was aber immer größere Schwierigkeit macht, als wenn alle drei Ber- 
fehrsanftalten dem Staate gebören. 

(d) Es wird bier Manches auf die geograpb. Lage eines Landes an— 
fommen und ob die Privatbetriebfameit ausreiht. England wird 
freilich feine Staatsdampferlinien nah dem Continent bedürfen, aber 
es jubventionirt immerhin die Linien nach Nordamerika u. f. w. 
Schweden, Norwegen, Dänemark werden am Ende nöthigenfalls 
ebenfo gut Staatsdampfer- als Staatsbahnlinien einrichten. 


8. 224. 


B. Die finanzielle Behandlung der Berfehrsan- 
Italten des Staats Auf Staatsjtraßen und auf Staatöver- 
fehrsanjtalten laffen fich alle vier Finanzprincipien ($. 90) 
anwenden und in der Gejchichte wie in der Gegenwart finden 
jih Beifpiele der Anwendung. Schon diefer Umjtand fpricht 
dafür, daß fich auch hier nicht ein einziges Princip als das überall 
und allzeit und für alle Verfehrsanftalten richtige, als das 
ichlechtweg „rationelle“ bezeichnen läßt (8. 91). Nur für eine 
gegebene Zeit und für gegebene Länder auf einer bejtimmten 
Stufe der Eultur und PVolkswirthichaft kann man eine Ent- 
ſcheidung unter Erwägung aller einfchlagenden Verhältnijje treffen, 
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Dieſelbe wird für unſere Länder in der Gegenwart etwa folgender— 
maaßen ausfallen: 

1) Die Verwaltung von Staatsverkehrsanſtalten nach dem 
reinen Regalitäts- oder Beſteuerungsprincip, wo durch 
Ausſchluß der freien Concurrenz ein größerer Reinertrag erzielt 
werden ſoll, iſt zu verwerfen. Denn ſie widerſpricht dem Haupt— 
grunde, deſſentwegen ver Staat Verkehrsanſtalten übernimmt, 
nehmlich dem allgemeinen Verkehrsintereſſe. Sie hemmt die 
Benutzung der Verkehrsanſtalten ſtatt ſie zu fördern. Sie führt 
endlich zu einer ſchlechten, ungleichmäßigen Form der Beſteuerung. 
Mit Recht iſt daher dieſes Finanzprincip, wo es etwa beſtand, 
wie gelegentlich bei der Poſt, faſt allgemein aufgegeben worden. 
Die Bemerkung über die Porti u. 8. 226, Wr. 1 jteht mit dem 
bier Gefagten nicht im Widerſpruch. 

2) Die Verwaltung nach dem Princip der reinen Staat$- 
ausgabe wäre im Allgemeinen ein zu großes Zugeftändniß für 
die Benuger ver betreffenden Anftalten gegenüber ver ganzen 
Bevölkerung, welche dann die vollen Koſten aus den allgemeinen 
Steuern zu deden hätte. Sie ift nicht gerechtfertigt, weil bie 
Bortheile fich niemals ganz gleichmäßig vertheilen; nicht nöthig, 
weil die Benuger einen Dienft geleitet erhalten und wenigſtens 
zum Theil fich leicht in der Beanspruchung biefer Dienfte be- 
ſchränken können; und finanziell bedenklich, weil nicht bloß vie 
Anlagekoften, fondern auch nicht einmal die laufenden Betriebs- 
fojten gedecft werden, während diefe durch die unentgeltliche Be— 
nugung noch fteigen. Durch eine, wenn auch mäßige Gebühr 
wird die Benugung auf das wahre Bedürfniß eingejchränft. Die 
Vinanzlage einer Verkehrsanſtalt läßt fich auch nur bei allgemeiner 
Zahlung aller Benuter richtig erfennen. Daher iſt mit Recht die 
Bejeitigung der Portofreiheiten, der freien Eifenbahnfahrt u. |. w. 
zu verlangen, und neuerdings auch meiftens in der Praxis durch- 
geführt, wie z. B. in den neuen deutſchen Poſtgeſetzen, joweit es 
fih einjtweilen erreichen ließ. Unentgeltliche Dienftleiftung ver 
Staatsverkehrsanftalten joll demnach nur die feltene Ausnahme 
bilden. Sie ftellt dann eine verhüllte Staatsausgabe vor, wird 
aber beifer ganz vermieden, im Nothfall ſogar gegen Uebernahme 
offener Zahlungen ver Staatscafje an die Benutzer, damit biefe 
alsdann die gewöhnlichen Gebühren entrichten. W. 


— — 


g. 225. 


3) Die Verkehrsanſtalten des Staats ſind daher 
nach dem Gebührenprincip und nach dem privatwirth— 
Ihaftliden Princip zu verwalten. Welches von beiden 
gewählt, wie weit bei ver Anwendung des erjteren auf volle over. 
bloß auf theilweife Koftendedung, und bei ver Anwendung bes 
zweiten auf ven höchſt möglichen erreichbaren Gewinn abgezielt 
werden foll, das hängt ab a) von dem Grabe der Gemeinnüßigfeit 
der einzelnen Verkehrsanſtalt und ihrer verfchievenen Transport= 
leiftungen, b) von der Höhe des Koftenaufwands für die Anftalt 
und für den etwa mit ihr verbundenen Weg, e) von der Art 
und Weife, wie der Staat diefe Koften gevedt hat und d) von 
dem Umftande, ob und wieweit die Koften bereit amortifirt find. 

Hiernach wird im Ganzen die Poſt, mit Ausnahme einzelner 
Theile, wie des Perſonen- und unter Umftänden des Padet- 
transports, die Telegraphie unter das Gebührenprincip, ber 
neu erbaute Canal, die Eifenbahn und ver Schifffahrts- 
curs unter das privatwirthichaftliche Princip fallen. Demgemäß 
find die Einnahmen aus diefen Verkehrsanſtalten bier auch im 
die Abjchnitte von den privatwirthichaftlichen Einnahmen und ven 
Gebühren gereiht worden (a). Das Nühere über die einzelnen 
Anjtalten ſ. in den betreffenden Kapiteln. Die allgemeinen 
Grundſätze, welche bei uns pafjend für die finanzielle Behandlung 
der einzelnen Anftalten maaßgebend fein dürften, müſſen aber 
aus einem gemeinfamen oberſten Princip abgeleitet werden. Sie 
laſſen fich Eur; etwa folgendermaaßen für jede Anftalt zufammen- 
faſſen. W. 


(a) Nur daß des fonftigen Zuſammenhangs wegen alle Zweige der Poft 
im Kapitel von der Poſtgebühr behandelt werden. 


8. 226. ($. 213.) 


Grundfäge der finanziellen Behandlung der 
Staatsverfehrsanftalten: 

1) Die Briefpoft und vollends die etwa mit vom Staate 
betriebene Gelpverfendungs- und Padetpoft iſt nach dem 
Gebührenprincip, die Berfonenpoft, unter Umſtänden auch bie 
Packetpoſt nach dem privatwirthfchaftlichen Princip zu verwalten, 
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Die Gebühreneinnahme bei den erſtgenannten Zweigen ſoll die 
Koſten und zwar unbedingt die laufenden Betriebskoſten, im 
Allgemeinen aber auch die Zinſen des im Poſtweſen ſteckenden 
Anlage- und Betriebscapitals decken, aber keine Ueberſchüſſe oder 
nur ſolche, welche zur Tilgung des Anlagecapitals und zur Aus— 
behnung und Verbeſſerung des Poftwefens dienen, geben. Selbft 
Portoermäßigungen, welche mit erheblichen und länger dauernden 
Einnahmeausfällen verbunden find, können fich zwar fpäter in 
Folge der Berkehrsjteigerung wieder völlig bezahlt machen. 
Immerhin wird dabei zu beachten fein, ob und wie weit fie 
vornehmlich einer Clafje zum Vortheil gereichen, und zwar 
derjenigen, welche burch birecte Steuern ſchwer entfprechend zu 
treffen ift: dem Handels- und zum Theil dem Gewerbejtande. 
In diefem Falle fehlt das Merkmal ver gleichmäßigen Ge— 
meinnüßigfeit, jo daß mindeſtens eine fehr forgfältige Prüfung 
verlangt werden muß, ob der Einnahmeausfall nicht doch auf ver 
Staatscafje wird fiten bleiben. Dies muß vermieden werden, — 
ein bei neueren Portoreformen nicht immer genügend beachteter 
Punct. 

2) Die Perſonenpoſt muß bei uns wohl unbedingt nach 
dem privatwirthſchaftlichen Princip verwaltet werden, die Packet— 
poſt vielleicht auch. Es iſt daher insbeſondere bei der erſten der 
höchſt mögliche Reinertrag zu erzielen, wie er unter den be— 
ſtehenden Concurrenzen erreichbar iſt. Unſere geltenden Perſonen— 
poſttarifſätze möchten zu niedrig ſein. In der Praxis wird 
der Preis freilich nicht jo hoch ſteigen können, um die Poſt con— 
eurrenzunfähig zu machen, jonvdern nur fo hoch, daß ver fich 
bildende Verkehr die Mitausnugung des Perſonals und Materials 
ber übrigen Pojtzweige, und damit die ganze Poſtanſtalt möglichft 
rentabel mache. Tarifreductionen in der Berfonenpoft müſſen 
daher immer einen finanziellen Zwed haben, folche in der Briefpoft 
fönnen auch einem vollswirthichaftlichen Zwecke entfpringen, alfo 
jelbjt zu einer dauernden Einbuße am bisherigen Neinertrag 
führen. 

Für die Padetpoft liegt die Sache ähnlich, jedoch nicht ganz 
jo, wie für die Berfonenpoft, weil bei ihr wenigftens zum Theil 
biefelben Erwägungen wie bei ver Briefpoft in Betracht fommen 
lönnen. 
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Wenn Perſonen- und Packetpoſt dem Staate directen Verluſt 
bringen, ſo muß bei uns wohl auf ihre Einſtellung hingearbeitet 
werben. Alsdann find im finanziellen Intereſſe, das vielleicht 
früher ihre Einführung bewirkte, vie etwaigen ausſchließlichen 
Rechte der Poft auf den Betrieb der regelmäßigen Perjonen- und 
Padetbeförverung zu befeitigen, vamit die Privatinduftrie die 
erforverlichen Verkehrsanſtalten fehaffen kann. Nach diefem Ge— 
fichtspuncte hat man mit Recht neuerdings manche im Poſtregal 
enthaltene Vorrechte aufgehoben, jo auch in der neueſten Deutjchen 
Pojtgejeßgebung. 

3) Die Telegraphie ift zwar im Ganzen wie bie Pojt 
nah dem Gebührenprincip zu verwalten, aber doch jchon mit 
einer weiteren Annäherung an das privatwirtbichaftliche Princip. 
Denn fie dient ohne Zweifel in höherem Maaße einem Clafjen- 
intereffe der Handel= und Gewerbetreibenven, jogar vornehmlich 
dem Großhandel und Großgemwerbe. Daher ift joweit als möglich 
der Erſatz der Betriebsauslagen und der Zinfen und Amortifations- 
quoten des Anlagecapitals zu verlangen und ein Ueberſchuß darüber 
hinaus weniger anfechtbar als im Poftwejen. W. 


8. 227. 

4) Canäle find, fo lange die großen Anlagefoften, welche 
meiſtens durch Schuldaufnahme bejtritten werden, nicht amortifirt 
find, nad) dem privatwirthichaftlichen Princip zu verwalten. Der 
rein gewerbliche Standpunct einer höchjtmöglichen Rente braucht 
dabei jedoch ſelbſt während ver Amortijationgzeit nicht innegehalten 
zu werden, wegen ver großen Gemeinnüßigfeit und hohen volfs- 
wirthichaftlihen Bedeutung billigen Transports von Maffen- 
probueten zur Confumtion wie zur Verwendung in der Production 
der Gewerfe und der Landwirthſchaft. Es genügt, wenn aus 
dem Neinertrag das Capital verzinit und getilgt werben Fann. 
Dies ift aber auch zu verlangen und ein Gewinn darüber 
hinaus, der bei mäßigen Tarifen erzielt wird, ift immerhin auch 
jtatthaft. Später wird bei den Ganälen das Gebührenprincip 
um fo eher eintreten dürfen, je ausfchließlicher fie dem Maſſen— 
transport dienen. 

5) Eifenbahnen find zunächft ebenfalls nach dem privat- 
wirtbichaftlichen Princip zu verwalten, folange das große in ihnen 


— AN 


ſteckende Capital zu verzinjen und zu amortifiven ift (a). Sie 
dürfen felbjt zu einer größtmöglichen Rente gebracht werben, 
wenn dieſe nicht durch monopoliftiihe Ausbeutung, Ausschluß 
berechtigter Goncurrenzlinien u. f. w., fondern durch die freie 
Berfehrsgeftaltung erreicht wird, wo fie nicht Steuer (b), fonvern 
wie bei den Privatbahnen Gewerbsgewinn ift. Aber der Vortheil 
beim Staatsbahnmefen bejteht eben darin, daß eine folche Ver— 
waltung nad) dem rein gewerblichen Grundſatz nicht unbedingt 
nöthig iſt ($. 218). Iſt diefer Grundſatz gleichwohl ver die 
Verwaltung leitende, fo wird die Sachlage immer noch nicht 
ichlimmer, wie beim Privatbahniyitem. Dagegen ergiebt fich ver 
Bortheil, daß die größeren Ueberſchüſſe der Staatscafje zufließen 
und dann zur Dedung etwaiger Deficite anderer Bahnen ver- 
wendet werden können. Auf diefe Weiſe läßt fich am Leichteften 
ein gutes Bahnjyftem im ganzen Staatsgebiet durchführen. 
Das Streben nach höchit möglicher Rente ift um fo weniger 
bevenflich, wenn e8 durch Tarifreductionen, befonders im Güter— 
verfehr verwirklicht wird, — meiftens das befte Mittel dafür. 
Ein abfichtlicher Verzicht auf einen möglichen Weberfchuß, ver 
durch übermäßige Zarifreductionen bewirkt würde, ift dagegen 
im Allgemeinen nicht nothwendig, und wohl erſt zweckmäßig nach 
vollendetem Ausbau des ganzen Bahnnetes. Ein folcher Verzicht 
jogar auf den vollen Erſatz der Zinfen — aljo die Anwendung 
des Gebührenprincipg — ift vor erfolgter Amortifation des Bau- 
capital8 jelbjt ungerecht. Xetteres um fo mehr, je mehr bloß 
der Perſonen-, bejonders der VBergnügungsverfehr profitirt, je 
weniger wichtig eine Bahn für den Güter-, beſonders für ven 
Mafienproductenverfehr ift, und je ungleichmäßiger die Staats: 
bahnen fich über das Staatsgebiet erftreden. Denn bier nehmen 
bie einzelnen Lanvestheile ungleichen Antheil an vem Nuten ver 
Bahnen. Es gilt dann von zu billigen Tarifen etwas Aehnliches 
wie im Staatöforftwefen von ver billigen Holzabgabe ($. 183). 

Erſt wenn das Baucapital der Bahnen ganz over großentheils 
getilgt ift, die Bahnen fich möglichſt gleichmäßig über das Staate- 
gebiet ausvehnen, iſt das Gebührenprincip zuläſſig. Von ven 
einzelnen Transportleiftungen der Bahnen wird es dann befonders 
ver Maſſengüterverkehr und ver Perfonenverkehr in den niederen 
Wagenclaffen fein, welcher durch ftarke, felbjt cr Einbuße 


Rau-Wagner, Siuanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 
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bringende Tarifreductionen zu begünftigen ift. Bei dem fonjtigen 
Transport wären dagegen Zavifreductionen nur zuläfjig, joweit 
fie ven Neinertrag der Unternehmung jteigern. 

6) Schifffahrts>, insbefondere Dampffchifffahrtscurfe 
find nach dem privatwirthfchaftlichen Princip zu verwalten. Nur 
auf fehr wichtigen Streden, für gewiſſe Transporte darf jtatt 
deſſen das Gebührenprincip angewendet werben ($. 223 (b)). 
Eine Sonderftellung kann ſolche Schifffahrt außerdem als Zweig 
des Poſtweſens einnehmen. 

Die vorftehenden Säte find das Refultat einer zufammen- 
faffenvden Betrachtung des gefammten Verkehrsweſens. Eine 
jolche Betrachtung muß der Beſprechung der einzelnen Wege 
und Anftalten vorangehen. Jene Sätze dürfen ald Regel für 
unjere Staaten gelten. Sie fünnen und werben mitunter Aus— 
nahmen erleiden, alsdann aber mit der nicht zu überfehenven 
Conſequenz für die VBolkswirthichaftspolitif und die Finanzen: der 
Staat betrachtet die Uebernahme von DVerkehrsanftalten als eine 
jo wefentliche Aufgabe, daß er ihre Koften wie diejenigen ber 
meijten Thätigfeiten zur Durchführung wejentlicher Staatszwede 
ganz oder theilweife aus allgemeinen Steuern bejtreiten zu 
dürfen glaubt. Ob dieſe Eonfequenz richtig ift, muß im einzelnen 
Falle entjchieden werden: im Allgemeinen ift es zu bezweifeln. W. 
(a) Daher Umpfenbach's Anwendung des Gebührenprincips auf die 

Staatöbahnen verfrüht, Fin. 8. 37 —39 u. oben $. 93, def. Arm. (a). 
(d) Höchft einfeitige Behauptung von Bergius, 2.9. ©. 244. 


ID. Staatseifenbahnen. 


8. 228, 


Il. Staatsbahnen oder Privatbahnen? (a) Ein— 
leitung. Das Urtheil lautet nach dem Ergebnif der Erörterungen 
über das gefammte Verkehrsweſen im vorigen Abjchnitt im Allge- 
meinen zu Gunſten ber Staatsbahnen, denen unjeres 
Erachtens muthmaßlich die Zukunft gehören wird. 

Dieſes Urtheil ift jet noch einer Prüfung bloß nah den 
Berhältniffen des Eiſenbahnweſens an und für fich zu 
unterziehen. Hierbei muß im Voraus die Nelativität aller 
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einzelnen Argumente für und wider Staats- und Privatbahnen 
anerkannt werden: es läßt ſich aus dieſen Beweisgründen 
allein ein allgemeingültiges Geſetz oder Axiom nicht 
einmal für ein beſtimmtes Land in beſtimmter Zeit 
gewinnen. Licht und Schatten find im Einzelnen manchfach 
verjchieden, im Ganzen ziemlich gleich vertheilt. Sicherlich ijt es 
ein Irrthum zu meinen, wie es von einfeitigen Parteigängern 
oft gejchieht, gewiſſe Uebeljtände würden mit dem Wechfel des 
Syſtems ohne Weiteres verfchwinden. Denn bdiefelben liegen 
meijtens tiefer und hängen mit dem Umjtanvde, ob die Bahnen 
eines Landes Staats- oder Privatbahnen find, oft wenig oder 
gar nicht zufammen (b). 

Die Relativität der einzelnen Argumente hindert aber nicht, 
zu einem fejten Ergebniß für die Wilfenjchaft und die Praris in 
biefer Frage zu gelangen. Dieſes Ergebniß ift nur wieder fein 
abjolutes. Zeit und Drt fprechen ein entjcheidendes Wort mit. 
Für unfere jegige Zeit und für unfere Länder, d. h. in erjter 
Linie für Deutjchland, dann für das continentale, bejonvders weit- 
liche und mittlere Europa, endlich im Wejentlichen für die ge- 
jammte europätjch-amerifanijche Staatenwelt folgt die Entſcheidung 
für Staatsbahnen aus der Stellung .ver Bahnen im Verkehrs— 
wejen und wieder aus der Stellung des Staats zu dem letteren. 
Die Durchficht der einzelnen Beweisgründe in der Controverſe 
im Folgenden wird zeigen, daß manche triftige Gründe auch für 
Privatbahnen anzuführen find und manche andere gegen Staats» 
bahnen fprechen. Die bisherige gejchichtliche Entwicklung und 
der gegenwärtige Zuſtand des Eijenbahnmwejens, wo Staats: und 
Privatbahnen bunt wechjeln, beweijen zwar in ver principiellen 
Frage wenig, weil notorifch nicht feſte Principien, ſondern zufällige 
geichichtliche Umftände diefe Entwiclung beherrſcht haben (c) (ſ. u. 
8.239 (k)). Aber wenigjtens hat man jo die Gelegenheit gehabt, 
erfahrungsmäßig zu jehen, daß alle Beweisgründe nur einen 
relativen Werth beſitzen. An dem früher gewonnenen Ergebnif 
darf man vornehmlich deshalb feithalten, weil vie marcherlei 
einzelnen Gründe für Privat: und gegen Staatsbahnen nicht den 

Ausichlag geben und ihnen ftet8 andere ebenfo gewichtige gegen- 
über geftellt werben können. Auch viefe entjcheiven nicht allein, 
obgleich fie mitunter ſehr beachtenswerth find, jedenfalls beleuchten 

32* 
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fie die Frage aber noch von manchen andern Seiten-in erwiünjch- 
tejter Weife. W. 


(a) Bgl. die Piteratur über Eifenbahnen oben $. 213, Anm. (2), au) R. II, 
8. 263. Für in Frage ift immer noch fehr beachtenswerth Knies, 
der bei. aud die Nelativität der Argumente betont, ©. 38 ff 


(6) Das wird in den Klagen der Geſchäftsleute und in den Erörterungen 
der Öffentl. Prefje am häufigften überfehen. Die Meinungen fchlagen 
dann im diefer Frage auch oft ziemlich vafch gänzlih um, wie z.B. in 
Deutſchland, wo * eine ſehr einſeitige, beſonders von der Manchefter- 
parte in den 50er und 60er Jahren ausgegangene VBerwerfung der 
Staatsbahnen fich jet eine ebenjo einfeitige Benorzugung derjelben vor 
den Privatbahnen geltend macht. Perrot 3. B. fcheint mir in vielen 
Puncten im Rechte zu fein, aber er geht auch öfters in feiner Borliebe 
für Staatsbahnen zu weit u. erwartet zu viel von ihnen. 

(c) Wie Knies fchon vor 20 Fahren hervorhob, a. a. D. ©. 34, und wie 
* jetzt noch beſſer, z. B. aus der öſterreich, italien. Eiſenbahn, politik“ 

— läßt, Die eben nur eine Politik der Finanznoth war ($. 239 (A)). 
Dergleihen überfieht Stein in feiner Neigung, in den thatfächlichen 
Geftaltungen immer feſte Principien umd natürliche Tendenzen zu fuchen 
und — zu finden, aud im Diefer Frage wieder zu fehr, 2. 4. ©. 205, 
Handb. d. Berw. ©. 210. 


8. 229. 


Fu der Controverfe, ob Staats, ob Privatbahnen, ift Allem 
zuvor die ſchiefe Fragſtellung zu berichtigen. Der undeut- 
liche Ausprud „Privatbahnen“ hat den Anhängern der letteren 
ven Anlaß gegeben, mit den üblichen Gründen vom ‚natürlichen‘ 
und erfahrungsmäßigen Vorzug des privaten vor dem jtaatlichen 
Gewerbebetrieb auch in dieſer Frage zu argumentiven. Allein 
diefe Gründe, welche ohnehin oft ſchon zu jehr verallgemeinert 
zu werden pflegen, paſſen vollends hier zum größten Theile gar 
nicht, weil die ſog. Privatbahnen eben nicht eigentlihe Privat— 
unternehmungen im gewöhnlichen Sinne find und im Eigenthum 
und in der Verwaltung eines oder weniger Privaten ftehen, jon- 
dern großen capitalijtiichen Genoſſenſchaften und Erwerbsgefell- 
Ichaften, insbefonvere Actiengejellfchaften gehören und von 
biefen verwaltet werden (a). Die Fragftellung ift alfo nicht: ob 
Staats-, ob Privatbahnen, fondern ob Staats-, ob Actiengeſell— 
ſchaftsbahnen. 

Durch dieſe Berichtigung fallen ſogleich viele Argumente gegen 
Staats- und für die ſog. Privatbahnen ganz fort. Statt deſſen 
ergeben ſich viele und ſehr bedeutende Aehnlichkeiten beider 
Arten von Bahnen, welche in der Wirklichkeit jeden Augenblick 
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dem Beobachter aufitoßen und faft abfichtlich überfehen werben 
müffen, als nothwendige Confequenzen unverfennbarer Aehnlich- 
feiten des Wirthichaftsbetriebs8 des Staats und der Actiengefell- 
Ichaften. Aus dieſen Aehnlichkeiten erklärt e8 fich zum Theil, 
daß die üblichen Argumente in ver Controverſe über Staats— 
und Privatbahnen nur relativ richtig find. Namentlich zeigen 
fich vielfach bei. beiden Unternehmungen die dem Staats- und 
dem Aetiengejellichaftsbetrieb eigenen Schwächen verglichen mit 
dem reinen Privatgeſchäft. Endlich treten auch fpecififche 
Schwächen ver Privatbahnen, neben faum wejentlichen Vor— 
zügen, hervor, weil diefe Bahnen eben Erwerbs- und noch dazu 
AUctiengefellfchaften gehören. 

Die zahlreichen aprioriftiichen Argumente gegen Staats- und 
für Privatbahnen, welche ſomit binfällig werben, follen dann 
zwar oft eine Stüge in der Erfahrung finden. Dabei wird 
aber überjehen, daß in ver Regel ein eracter Vergleich ver 
Erfahrungsthatfachen auf diefem Gebiete unmöglich ift (f. 3. B. 
8. 233 u. 234). Sodann aber, foweit ein folcher allenfalls 
zuläffig erjcheint, ergiebt fich, wie es fich richtiger Weiſe fchon 
von vornherein vermuthen läßt, daß die Erfahrung ebenfo oft 
Vorzüge des einen wie des andern Bahnſyſtems hinſichtlich der 
Anlage und ver Verwaltung ver Bahn, der Technif und Oekonomik 
herausſtellt. W. 


(a) Ueber die Bedeutung der einzelnen Gefhäfts- und Unternehmungsformen 
ſ. v. Mangoldt, Grumdr. der Volt3wirtbichaftst., 1863 8. 35, (2.9. 
v. Kleinwäcdter, 1871), derf., Voltswirthichaftst., ©. 244 ff. u. 
ders. Lehre v. Unternehmergewinn, 1855 passim. A. Emmingbaug, 
d. Yehre v. d. Erw.-Gefellih. in Faucher's Ztfchr. 1868, II u. IL. 
Ferner neuerdings beſ. Schäffle, Nationalök. 8. 109 ff., derf. d. 
Anwendbarf. d. verfchted. Unternehmungsformen, Tüb. Ztiſchr. 1869, 
XXV, ©. 261 ff. u. 3. Th. wiederholt u. Portgefüihrt in Eapit. u. Social, 
bef. ©. 465, 517 ff. 


8. 230. 


A. Ueberficht der einzelnen Beweisgründe. 

1) Ausdehnung des Bahnnetzes und Wahl der 
Bahnlinien. Im beiverlei Beziehung pflegen den Staats- 
bahnen folgende Vorwürfe (a) gemacht zu werben: 

a) Das Bahnnetz wird fich nicht nach den natürlichen Be— 
bürfniffen der Volkswirthſchaft, wie dasjenige ver Privatbahnen, 


fondern nach der Willführ der Regierung oder allenfalls viefer 
und der Volfövertretung ausdehnen. Namentlich drohen zwei 
Extreme: 

«) entweber wird das Bahnnek ganz übermäßig ausgevehnt, 
ohne gehörige Rückſicht auf die verfchievene Verfehrsentwiclung 
ber einzelnen Lanvestheile, — eine, wie behauptet wird, noth- 
wenbige Folge des Staatsbahnſyſtems. Denn der Staat wird 
fih den an ihm von allen Seiten geftellten Anforderungen nicht 
entziehen, feine Bevorzugung gewähren, feine Vernachläſſigung 
wagen bürfen. Dann tritt die Nentabilitätsfrage zurüd, große 
Staatsfchulden häufen fich an und die Finanzen werben auf bas 
Aeußerſte gefährdet, an Stelle des privatwirthichaftlichen tritt das 
Prineip der reinen Staatsausgabe im Staatsbahnmwefen, pas bei 
ben großen Anlagefojten ver Bahnen gar nicht durchführbar ift (D). 

9) Oder das Bahnneg wird gerade mit Rüdficht auf dieſe 
Gefahr nur wenig entwidelt, ein bejtimmter, von vornherein am 
grünen Tiſch entworfener Plan wird ausgeführt, die Heritellung 
jeder Soncurrenzlinie wird geſcheut (ce), — furz, das privatwirth- 
Ichaftliche Princip macht fich geltend. Dann fieht fich ver Verkehr 
in Betreff” feines wichtigiten modernen Mittel befchränft, bie 
volfswirtbichaftliche Entwidlung ſtockt und das Staatsbahnſyſtem 
verfehlt eben feinen Zwed (d). Günftigften Falles werben dann 
doch Privatbahnen conceffionirt, aber koſtbare Zeit iſt darüber 
verloren gegangen (e) und immer wird fich die Furcht, die Rente 
der Staatsbahnen beeinträchtigt zu fehen, von nachtheiligem Ein— 
flujje auf die Entwicklung der Privatbahnen erweifen. 

Im Gegenſatz hierzu wird dann hervorgehoben, daß bei einer 
übermäßigen und bejonters bet einer fehr raſchen Ausdehnung 
des Privatbahnnetzes höchitens die Actionäre und Bahngläubiger 
etwas risfirten, die Bolkswirthichaft immer gewänne und ber 
Staat ganz uninterejfirt urtheilen könne, namentlich jede Ver: 
mehrung von Goncurrenzlinien nur zu begünftigen habe. 

Gewiß Liegt viefer aus dem Wefen ver Sache veducirenten 
Beweisführung viel Wahres zu Grunde: d. h. was hier behauptet 
wird, ift theoretifch vecht wohl möglich. Auch laffen fich Belege 
aus der Wirklichkeit wohl für jeden einzelnen Sat auffinven. 
Aber überjehen wird, daß dieſe an und fir fich mögliche und 
mitunter wirkliche Entwiclung durchaus nicht nothwenpig ift. 
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Bei der Auspehnung des Staatsbahnfyftems können jene beiden 
Extreme vermieden, ver privatwirthichaftliche Gefichtspunet, foweit 
nöthig, beachtet, aber gerade dann auch Mittel zum Ausbau 
weniger guter Linien gewonnen werben. Ein gutes Staatsbahn- 
ſyſtem fett eben wiederum bejonvers eine gute Finanzeontrole 
der Volfsvertretung voraus. Beim Privatbahnfyiten drohen 
gerade mehr Lücken. Der Stantsbahnbau wird zwar aus finan- 
zielen Rücdfichten nicht immer gleichmäßig im Gang bleiben, aber 
der Privatbahnbau thut das wegen feiner größeren Abhängigfeit 
vom Geldmarkt noch weniger ($. 231, 232). Endlich ift vie 
Sapitalvergeudung bei übermäßiger Concurrenz der Privatbahnen 
auch ein volfswirthichaftlicher VBerluft, der dem Staate nicht 
gleichgültig fein fanı. Das Envergebniß folcher Concurrenz ift 
oft bloß ein Compromiß der Goncurrenten ganz über die Köpfe 
des Publicums hinweg ($. 214). Weiteres gegen obige Be— 
weisführung |. in den folgenven SS. 

b) In der Wahl der Bahnlinien und in ver Zeitfolge, in 
ber diefe gebaut werben, wird der Staat oft einjeitig Special- 
interefjen einer Gegend, eines Orts berüdjichtigen (f), vie Re— 
gierung ſelbſt politifche Parteizwecke verfolgen (9), jo daß von 
allen anderen Bedenken hiergegen abgejehen wiever die volfswirth- 
Ihaftlichen Intereffen nicht maßgebend find. 

Auch diefe Behauptung kann begründet fein und läßt fich 
durch vorgefommene Fälle belegen (A). Aber nothwendig iſt dieſe 
Geſtaltung der Dinge wieder nicht, eine gute Wolfsvertretung 
bietet in diefer wie in anderen folchen Fragen genügende Bürg- 
Ichaft und als Regel läßt fich ein falfches oder gar partetifches 
Borgehen der Regierungen nicht nachweifen. Meiſtens find es 
biefelben Routen, welche zuerft und welche überhaupt gebaut 
wurden, die auch Gefellichaften hergeftellt hätten: eben die guten 
Streden, oder — die nothwendigen, von ber Privatinduftrie aber 
vermiedenen. Unberechtigte Nebeneinflüffe bei ver Beftimmung ver 
Bahntraçe Seitens der Regierung machen fich enplich in Folge des 
Conceſſionsſyſtems auch bei Privatbahnen geltend. Die weitere Ver: 
gleihung im folg. 8. ergiebt gerade in Betreff ver Wahl ver Bahn- 
linien auch befondere Nachtheile des Privatbahnſyſtems. W. 


(a) Bgl. 3. B. Bergius, Fin. 2.4. $. 23, ©. 242 ff, der mit gewöhn- 
licher Einfeitigfeit den Standpunct der Privatbahnen vertritt. 
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(2) Mit dem Hinweis auf Belgien, deutfhe Mittelftaaten mie 
Baiern, welche mit dem ganz oder faſt ganz ausſchließlichen Staats- 
bahnſyſtem begonnen, aber daſſelbe Doch nicht hätten Durchführen können, 
wird dies wohl zu beweifen geſucht. ©. u. 8. 239 (k). 

(c) u. (d) Hinweis auf Berbältnifie in Baiern, Würtemberg, Baden, 
Hannover, auch auf preußiſche Vorkommniſſe, 3. B. mit der 
Schwierigkeit der Entftehung von Concurrenzlinien der Berlin - Schtef, 
Staatöbahnen. 

(e) Hinweis auf Belgien, Baiern (Oftbahnen), Oeſterreich. ©. die 
gefchichtl. Entwicklung des Eifenbahnmef. in $. 239 Anm. (k). 

(f) u. (A) Vorwürfe namentlich gegen Heinere Staaten, einfeitige Begünftigung 

der Reſidenzen u. ſ. w., — Leitung des Verkehrs von alten Routen 

weg über dieſe Plätze. Sicher iſt dergleichen vorgekommen, z. B. in 

Baiern, Hannover Aber es wäre bier und iſt anderswo ebenſo 

gut bei Brivatbahnen paffirt. Erft jett fommt durch nachträglichen 

usbau von Bahnen auf alten Hauptrouten der Verkehr wieder in alte 

Seife, 3. B. in beiden eben gen. Yändern. Vielfach wirkten an den 

Grenzen auch — Landesintereſſen, in Deutſchland particul. Intereſſen 

auf die Wahl der Bahnlinien, zumeiſt in den Mittelſtaaten, beſ. in 

Süddeutſchland, Hannover, Braunſchweig. 

(9) In den Reactionszeiten von 1850 u. ff. iſt das leider auch in Deutſchland 
wohl mehrfach vorgefommen, aber wieder mit den Gonceffionen von 
Privatbahnen ebenfogut. 


— 


8. 231. 


Hinfichtlih der Ausdehnung des Bahnneges und ver Wahl 
der Bahnlinien zeigen ſich nehmlich gerade bei Brivatbahnen 
folgende Mißſtände. 

a) Ermwerbsgefellichaften wählen regelmäßig die beiten, auch 
wohl die am Yeichteften zu bauenden Routen zuerſt aus, namentlich 
im Beginn einer Bahnbauperiode in einem Lande. Dagegen ift 
auch nichts einzumenden, weil folche Routen in ver Regel. vie 
volfswirthichaftlich wichtigften fein werden (a). Allein die Folge 
diefes Vorgehens ift, daß ſich fpäter für weniger gute Routen 
feine Privatunternehmer finden (db), daß große Lücken im Bahnnetz 
bleiben (c) und vem letteren Planmäßigkeit und Einheitlichfeit (d) 
fehlt. Sollen gleih anfangs große Bahncomplere von Gefell- 
ichaften übernommen werden, bevor man noch die Nentabilitäts- 
ergebniffe aus der Erfahrung fennt, jo entjtehen Schwierigkeiten, 
welche oft nur durch befondere Begünftigungen (Subven: 
tionen, Zinsgarantieen) für den ganzen Complex ober wenigitend 
für fchlechtere Routen, Nebenlinien Seitens des Staats, alfo 
durch eine finanzielle Belaftung überwunden werben fünnen (e). 
Sind die rentabeljten Linien von Gefellfchaften bereitd gebaut, 
ohne daß ven legteren noch Verpflichtungen für den Bau minder 
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guter Linien obliegen, jo bleiben folche Linien ungebaut oder vie 
alten Gefellichaften oder neue dafür befonders zu gründende über- 
nehmen fie nur gegen eine finanzielle Beihülfe oder Zinsgarantie 
des Staats (f), oder der Staat muß felbjt noch die Streden als 
Stantsbahnen bauen (g). Dann wird natürlic) leicht das Finanz- 
interefje des Staats jehr verlegt, während vie alten Gefellfchaften 
vortrefflich gedeihen (Rh). Mit Rückſicht auf die Finanzen fann 
der Staat mit dem völligen Ausbau des Bahnnetes auch nur 
langfam vorgehen und muß vielleicht ganz darauf verzichten. 
Den Berürfniffen der Volkswirthſchaft wird ein jolches Privat: 
bahnmwejen auch nicht befonders entfprechen. Denn es entwickelt 
fih nach zufälligen Umftänden, oft nach den Tagesinterejfen ber 
Börjenpeeulation, und in den ärmeren und fchwächer bevölferten 
Gegenden bleibt e8 vollends zurüd, fo daß diefe abermals zurüd- 
fommen (?). 

Uebernimmt dagegen der Staat das ganze Bahnmefen, fo 
fann er ein einheitliches und planmäßiges Bahnfyften entwerfen, 
bie fchlechteren Linien mit ven Ueberſchüſſen der beſſeren tragen 
und das Land vollftändiger und doch auch gleichmäßiger mit 
Bahnen verfehen. 

b) Der Privatbahnbau hängt viel mehr als der Staats- 
bahııbau von der jeweiligen Lage des Geldmarlts ab und fommt 
im größeren Umfange vornehmlich nur periodich in Speculations- 
zeiten in Gang, weil hier die Agiotage mit den Actien lebhafter 
anlodt (k). Auch dabei wird vorausgefett, daß die Speculation 
nicht gerade andere Unternehmungen fehr bevorzugt (I). Daher 
entwidelt fich das Privatbahnneg nur fprungmweife, bald ſtockt 
die Entwicklung ſelbſt Hinfichtlich guter Streden, bald werben 
durch den Einfluß von Privatintereffenten unwichtigere Routen 
vor der Zeit gebaut, bald zeigt fich eine übertriebene Baumwuth. 
Dies entjpricht ven volfswirthichaftlichen Intereffen keineswegs, 
die Deplacirung der Gapitalien, die jeder größere Bahnbau be: 
wirft (m), wird noch ftörender. Der Staat fann ven Bahnbau 
viel gleichmäßiger in Gang halten, was in jeder Beziehung 
erwünjchter ijt (n). 

c) Bei dem Mangel eines einheitlichen Bahnſyſtems und 
bei der mehr ruckweiſen Entwicklung des Bahnbaus entjteht im 
Privatbahnwefen regelmäßig leicht eine große Anzahl felbjtändiger 
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Bahnunternehmungen (0). Dadurch wird die Verwaltung des 
ganzen Bahnnetes weitläufiger, ungleichmäßiger, Eoftfpieliger, ale 
bei einheitlichem Staatsbahnſyſtem (p). Diefe Uebelftände laſſen 
fih zwar durch große Bahngefellichaften, welche von vornherein 
gebildet werben oder aus der nothgebrungenen Zufammenlegung 
einzelner Unternehmungen (ſog. Fuſion) hervorgehen (g), zum 
Theil befeitigen. Aber dann entftehen um fo eher factifche 
Monopole von Erwerbsgefellfchaften. Beim Staate hat ein 
jolches Monopol viel weniger Bedenken, weil für ihn ver rein 
gewerbliche Standpunet nicht geboten ijt oder ſchlimmſten Falles 
ber Monopolgewinn ver Gefammhdeit zu Gute fommt und gerade 


wieder Mittel zum weiteren Ausbau des Netes bietet ($.218). W. 


(a) In Deutſchland gehören z.B. folgende Privatbahnen zu den älteften 
Bahnen überhaupt, wobei daran zu denfen ift, daß man anfangs bei 
Eifenbahnen vornehmlich nur auf den Perfonenverfehr vechnete, daher 
Linien zwifhen großen Städten, womöglich nicht fehr weit von 
einander entfernten, und mit bequemen, einen wohlfeilen Bau geftattenven 
Terränverhältnifien vorzog. Nürnberg- Fürth (gegründ. 1833, eröffn. 
1835), Leipzig=- Dreöden (1834 — 35 gegr., erſte Strede eröffn. 1837), 
Magdeburg-feipzig (gegr. 1836, erfte Str. erbffu. 1839), Berlin-Potsdam 
(gest. 1835, eröffır. 1838; Potsd.Magdeb. erft 1843 gegründet), Berlin- 
Stettin (gegr. 1835—40, begonn. 1841), Berlin-Anhalt (für d. Anſchluß 
an Leipz.»- Dresd. zuerft gegr. 1836— 37), Berlin- Hamburg (gegr. 
1840 — 43, begonn. 1544), Berlin- Franff. a. ©. (1840/41 geqr., 1842 
eröffn., neue Gef. für d. Baur nach Brest. erit 1543 — 44), Taunusb. 
(Frankf.Wiesb., 1835 — 40 gegr.), Rheiniſche B. (Cöln - Aachen = Belg. 
Grenze gegr. 1833—1838, teilw. eröffn. 1839), Bonn-Cöln (1836—41 
gegr.), ECöln- Minden dagegen erſt 1843/44 gegr. Aebnliche Beifpiele 
aus England (Manchefter-Fiverpool), Frankreich (Paris-St. Ger— 
main), Oeſter reich (Wien- Gloggnit, Wien - Britun u. Wien Galicien, 
eine der älteften größeren Bahnanlagen, — K. Ferd.-Nordb. — aber 
unter Rothſchilds Aegide) beweifen obige Negel ebenfalls. Ein harakterift. 
Urtheil über Eifenbahnen noch aus d. Jahr 1843 in d. ruflifchen 
Finanzminift. Kankrin Tagebüchern (Braunſchw. 1865, II, 31): in 

ranffurt a. DM. fei auch wenig Glauben an die Eifenbahnen; Baron 
otbfchild meine, die Frequenz der Perfonen werde fchon merklich ge= 
ringer mit dem Berichwinden des Reizes der Neuheit u. f. w.! 
(b) % B. Preuf. Oftbahnen. Stoden des Privatbahnbaus, ſowie mehr 
apital al3 nach dem Anfchlag gebraucht oder in Zeiten ungünft. Geld- 
marft3 ır. polit. Unruhe (1848 ff.). Daher öfters nothgedrumgene Ueber— 
nahme der begonnenen Privatbahnen durch den Staat, 3. B. Sächſ. 
Baier. B. Yeipz.-Hof 1845—417. 

(c) 3. B. lange u. 3. Th. noch jest in Frankreich (Mangel der Duer- 
bahnen zur Verbindung der von Paris auslaufenden Radialbahnen). 
Sn Deutfchland freilich bis 1866 auch viele Lücken durch die particul. 
Staatöpolitif, 3. B. in Südweſtdeutſchl. lange Vernachläſſigung der 
weit=öftl. Verbindungen vor den ſüd-nördlichen. 

(I) Gilt z. Th. von Deutfchland, aber aud) mit aus dem in Anm. (c) 
erwähnten Grunde, dann bef. von England. 

(e) So bei. feit d. Eifenbahngef. v. 14. Sept. 1854 in Defterreich bei 
den neuen Bahnen, meiftens 5°, Nente und !/50%/, Amortifation garan- 


(N 


(9) 


(h) 


@) 


(k) 
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tirt für ein beftimmted Marim. Baucapital, wogegen allerdings, abge- 
eben von der vorbehaltenen EN der als (3. Th. verzinst.) 
orfhuß geleifteten Zinszahlungen aus der Garantie, der Grund u. 
Boden u. die Bauwerke der Bahn ohne Weiteres an d. Staat heim- 
fallen, meift nach 90 Kahren. Statt d. Garantie in Defterreid 
neuerdings auch Steuerbefreiungen (Gef. v. 20. Mai 1869). Ganz 
ähnliche Beſtimmungen u. Garantieen (meift im derf. Höhe) bei den 
meiften ruff., 3. Th. bei italien. Bahnen. $. 239. 240. 
Bei. harakterift. Entwicklung in Frankreich, wo die älteren, meiftens 
durh Fuſion zu großen geograph. Eifenbahngruppen verbundenen 
einzelnen Privatbahngefellichaften (6 an der Zahl), welche meiftens gut 
rentirten, zu ihrem alten Neg in ihrem Bezirk ein neues Net von 
Nebenlinten auszubauen übernahmen, gegen 4,652 Zinsgarantie und 
Derlängerung der Conceffion von 40 auf 99 Jahr; fo 1859 u. von 
Neuem 1862. Nach einer Convention von 1868 follte eine neue ftarfe 
Ausdehnung (etwa Berdopplung) der Eifenbahnen erfolgen, mit einem 
angeichlag. Aufwand von 10'/, Milliarde. Fr., wovon der Staat über 
1,? Milliarden an Subventionen zu übernehmen bat. Bon den bis 
E. 1868 fert. u. conceff. Linien gehören über 9. den 6 großen Gefell- 
Ichaften. — Achnlih in Preußen 3. B. Binsgarantie an die Berlin- 
Stett. Gef. für die vor- u. binterpomm. (incl. Cöslin-Danzig) Bahnen 
u. mehrfach. 
3. B. in Preußen Bau der Oſtbahn (Berlin-Küftrin, früher 
Frankf. a. d. O. — Kiftrin — Danzig — Königsberg — ruf. Grenze; 
Erweiterung dieſes Bahnnetzes feit 1867 —68 durch Nebenlinien in 
Weſtpreußen u. Oftpreußen, Linie Schneidemühl — Dirfhau — Thorn — 
Inſterburg); Uebernahme der Niederfchlef.-Märk. B. (Berlin — Breslau) 
auf den Staat 1852. 
Die Entwicklung in Preußen gewährt ein typifches Beifpiel in Betreff 
der Bahnen im mittleren Theil des Staats (um Berlin). Die Staat3- 
bahnen (Oſt-, Niederfchlef.-Märf,, Weftphäl., Saarbr., Berl. Bahnh. 
Berbobahn in d. alten Provinzen) verzinfen jett ihr Capital auch aus— 
reihend u. geben Ueberfchlifie. Aber namentl. die Oftbahır hat Fahre 
lang fchlecht rentirt. 1852—57 5.8. 1-3%. Die in Berlin mindenden 
Privatbahnen gaben auf die Stammactien Divid. 1869 u. 1870: Berlin- 
Magdeb. 18 u. 20, Berl.-Anb. 137% u. 16, Berl.-Hamb. 10'/2 u. 10; 
Berl.-Stettin 9'/,, nur Berl. - Görlig bloß 1%. Natürlich ift die bei 
einem Bergleih mit dem Staate in Betracht kommende Rente des 
— Capitals viel niedriger als jene hohe Dividende, da die Prior.- 
bligationen mit 4— 5%. verzinft werden. Aber diefe ganze Rente 
war doch 1869 bei Berl.-Magd. 11,9%, Berl.- Anh. 13,°, Berl.-Hamb. 
10,%°, Berl. - Stettin 7,27, gegen 8,* Oftbahn, 8,5? Niederfchlef. -Märt. 
B. Am Durchſchn. verzinite fih 1869 das ganze Capital d. preuf. 
Staatsbahnen mit 7,22 (incl. neue Prov., alte Bahnen, außer d. gen., 
Weſtf. 5,4, Saarbr. 6,17; ferner Hannov. 8,9%, Main-Weſer 6,'%, 
Bebra -» Hanau (eben fertig) 2,', Naſſ. 3,2%), der Privatbahnen unter 
Staatsverwaltung mit 8,55, derj. unter Privatverw. 7,892 (eigentl. 
Rente, ohne gem. Abzüge). 
Die nordöftl. Provinzen Preußens, Pommern, Weft- u. Oftpreußen, 
Pofen find ein Beispiel. E3 tft nicht ungerechtfertigt, daß fie weniger 
Bahnen und diefe fpäter befommen haben, al3 die entwidelteren u. be— 
völferteren Mittel ı. Weftprovinzen. Aber der Abftand hätte nicht fo 
groß zu fein brauchen. Die Oftbahn ift erft feit 18551 —53, bez. 1857 
ıt. 1860 fertig. 
So bef. die englifche railway-mania 1843—47, bei. 1846, Tooke, 
hist. of prices, V, 352, N. Wagner, Beitr. z. L. v. d. Banken, 
©: 192. Aehnlich in Frankreich 1852 —56, eb. ©. 248, dgl. in 
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Defterreih 1854 — 56, nad d. Erlaß des Eifenbabnconceff. = Gef. v. 
1854 u. der Bekanntmachung eines Bahnnetzes, das ausgeführt 
werden follte, v. 10. Nov. 1854, f. Czörnig, Neugeftalt. ©. 370, 
ebendaf. wieder nach 1866 (bier auch Zuſammmenhang mit d. PBapier- 
eldausgabe); in geringerem Maaße in Deutfchland 1843—44 ff., 1854 ff. 

() Wie z. B. in Deutfhland in d. Speculationsper. v. 1854— 1856 57 
die Banfen u. Eredit3-Mobiliers, Berg- u. Hüttenwertfe, 
1571 3. Tb. ebenfalls Banken u. f. w., z. Th. div. induſtr. Etablifi. 
(Umwandlung von Privatgefhäften im Actiengef.); in Oeſterreich 
1869 Banken. 

(m) Schon wegen der Umwandlung großer Maſſen umlauf. im ftehendes 
Capital; vgl. 3. B. die engl. Spec.-Per. der 40er Jahre, A. Wagner, 
Beitr. ©. 191— 197. 

(n) Beginn des Baus der neuen Linien der preuß. Oftbahn in 1867/68, 
in fchwier. Beit. 

(0) Im Berein Deutfcher Eifenbahnverwaltungen (incl. Oeſterr. Ungarn) 
befanden fih 1871 75 felbitänd. Verwaltungen, die Staatsbahnver> 
waltungen — von denen die preuß,. nicht zu einer einzigen 
centralitirt find, avon famen auf Deutſchland 49 mit 2556 Meilen, 
alfo auf 1 Berw. 52 M., auf Defterr. Ungarn 24 mit 1303 M., auf 
154 M., auf Ausland 5 mit 293 M. Die Privatbahnverwaltungen 
haben durchfchnittlih noch kürzere Streden zu verwalten, nehmlich 
30 Berwalt. 1038 Meilen, alfo auf 1 35 Meilen. 

(p) Vgl. bei. d. Auffäge u. MH. Schriften v. Perrot (o. $. 213 Anm. (2)). 

(g) Wie in Frankreich, wo I der 6 großen Compagnieen 1570 im D. 
faft 400 Meilen verwaltete. Eben bier denn auch factifche Monopole 
fchrofffter Art u. anderf. ſtarke Staatsabhängigkeit in Folge deſſen 
nothwendig. 


8. 232. 


2) Sapitalbefhaffung. Dieje hat äußerlich bei Staats- 
und Brivatbahnen große Aehnlichkeit. Denn bei dem großen 
Aufwand für Eifenbahnen fann auch ver Staat das Capital faſt 
nur durch Schuldaufnahme bejchaffen, wie die Gejellfchaft, 
die meijtens jog. Prioritätsobligationen neben ven Actien ausgiebt. 
Beide fordern das Privatpublitum zum Zeichnen auf und wenden 
fih fonft an die Banquiers und die Börfe. Die Actienemijjion 
bewirkt jedoch, daß die Capitalbefchaffung einer Privatbahr manche 
bemerfenswerthe und nicht günjtige Unterfchieve von derjenigen 
der Stantsbahn zeigt und auch in der Schulvaufnahme treten 
gewiſſe Werjchievenheiten hervor. Hierüber ift Folgendes zu 
bemerfen: 

a) Wegen der Actienausgabe wird eine Privatbahn viel 
abhängiger von der jeweiligen Yage des Geldmarkts als eine 
Staatsbahn, woraus fich der im vor. $. unter b erwähnte Nach- 
theil ergiebt (a). Die Actienausgabe für ganz neue Unter: 
nehmungen gelingt oft nur in Speculationszeiten, wenn nicht 
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eine ungewöhnlich gute Linie in Ausſicht ſteht, was natürlich mit 
dem weiteren Ausbau des Bahnnetes immer jeltener wird (b). 
Die neue Actienemiffion für alte Bahnen hängt vom Gurs- 
ſtande der bisherigen Actien und ſonſt ebenfall® von der Ausficht 
oder dem Urtheil über die neue Linie und von einer fpeculativen 
Tendenz des Geldmarkts wejentlih mit ab. Die Intereſſen ver 
bisherigen Actionäre find öfters einer Vermehrung der Actien 
‚entgegen, nehmlich wenn die neuen Actien etwa nach dem Curſe 
verfauft würden und es fraglich ift, ob ver auf neue Bauten 
verwendete Erlös eine der bisherigen Dividende ver alten Actien 
entfprechende Rente abwerfen wird (c); mitunter, wenn vie neuen 
Actien al Pari oder zu einem billigeven als dem Börfencurfe 
den alten Actionäven überlaffen werben, bei einer hoch jtehenven 
Actie auch fehr dafür (d). Im erjten Fall unterbleibt vielleicht 
aus einem folchen Grunde ein volfswirthichaftlih erwünfchter 
Ausbau des Bahnneges, wenn etwa die Ausgabe einer Anleihe 
unftatthaft ift, von der Regierung nicht erlaubt wird u. f. w. 
Im zweiten Falle wird vielleicht aus bloßen Speculationsgründen 
eine unnütze Linie gebaut. In beiden Fällen entjcheiven aber 
nicht oder doch nicht allein volfswirthichaftliche Erwägungen über 
den Werth einer neuen Bahn, ſondern bloße Speculationsgründe 
und Gefichtspuncte einer Erwerbsgejellichaft. 

b) An das Eifenbahnactienwejen jchließt ſich das Agiotage- 
treiben beſonders leicht an, da bis zur Vollendung der Bahn, 
alſo immer für geraume Zeit jede fichere Grundlage für bie 
Kentabilitätsberechnung fehlt und fpäter bie Rente von fo vielen 
zufälligen Umftänvden, mehr als die vieler anderen Actienunter- 
nehmungen, abhängt. Daher die Eifenbahnactien fo vielfach mit 
die beliebteften Spielpapiere der Börſe (e), mehr als die mit 
fejter Rente verjehenen Obligationen, die ein foliver Staat für 
Eijenbahnen ausgab. Auch ver dauernde Befis von Eijenbahn- 
actien führt bei dem wechjelnden Gejchik einer Bahn bald zu 
großen Gewinnften, bald zu ebenjo großen Berluften an Zins 
und folgeweife an Capital, woraus große, in beiven Fällen aber 
ungerechtfertigte Veränderungen der Privatvermögen hervor— 
gehen (f), — eine volkswirthichaftli und ſittlich bevenfliche 
Sade, die auch dem Staat nicht gleichgültig fein kann. 

ce) Die Ausgabe von Prioritätsobligationen der Privatbahnen 


% 
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und die Schuldaufnahme des Staats zu Eifenbahnzwecen find 
ganz gleichartige Operationen, auch wenn vie Staatsbahnen nicht 
ausprüdlih als ſpecielles Pfand der Staatseifenbahnjchulven 
beftellt werden. In beiden Fällen beſteht eine geringere Ab- 
bängigfeit von der Yage des Geldmarkts als bei der Actienaus- 
gabe, jevoch eben bei der Staatsbahn zu deren Vortheil für pas 
ganze Baucapital, bei der Privatbahıı bloß für den oft Fleineren, 
mitunter ganz fehlenden Theil des Baucapitals, der durch 
Prioritätsohligationen gededt wird. Sonſt ift derjenige von beiven, 
Staat over Privatgefellichaft, in Betreff der Capitalbefchaffung 
günftiger gejtellt, ver die Schulven vortheilhafter, aljo namentlich 
billiger aufnehmen kann. In dieſer Hinficht gilt Folgendes: 

«) Die Möglichkeit oder Leichtigkeit, eine Anleihe zu begeben 
und bie jeweilige Höhe des Realzinsfußes der Bahnjchulden (over 
des Emijjionscurjes bei einem bejtimmten Nominalzinsfuß) hängen 
einmal von der Yage bes Geldmarkts ab (g). Hier wird eine 
Gefellihaft jelten vor dem Staate in Vortheil fein. Iſt der 
Geldmarkt durch wirthſchaftliche Verhältnifje geſtört (Handels— 
und Creditkriſen, ſtark paſſive Zahlungsbilanz z. B. bei Miß— 
ernten u. dgl. m.), fo wird der Zinsfuß höher fein, für das 
Privatpapier aber eher mehr als für das Staatspapier jteigen 
(bez. ver Curs ſinken). Auch die Begebung einer Eijenbahn- 
anleihe wird dem Staate in folder Zeit immer_noch leichter 
werben. Bei einer Störung des Geldmarkts durch politifche 
Berhältniffe, namentlich wenn diefe ven eignen Staat betreffen — 
alfo befonders im Kriegsfall — wird dem Staate die Begebung 
einer Eifenbahnanleihe momentan vielleicht jchwerer werden und 
nur zu ungünftigeren Bedingungen gelingen als einer Gejellfchaft. 
Uber die Erfahrung zeigt, daß fich Eursjtand und Anleihebe- 
bingungen doch für die Obligationen beider Schulpner in jolcher 
Zeit ziemlich gleichmäßig verjchlechtern, mitunter jelbjt für vie 
Privatpapiere noch mehr, — wegen der geringeren Ausdehnung 
ihres Markts. Der Fall iſt indejjen wenig praftiih, denn in 
Kriegszeiten werben nicht leicht für Eifenbahnen neue Anleihen 
aufgelegt werben. 

P) Sonjt fommt noch der regelmäßige Durchjchnittg » Credit 
der Schuldner in Betracht. Ein Staat in guter Finanzlage 
erhält für Eifenbahnzwede zumal das Capital notorifch eher noch 
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etwas billiger als ſelbſt eine gute Privatbahn auf eime frühe 
Priorität (Rh). Ein Staat mit fchlechten Finanzen, etiva mit 
ſtarkem chronischen Deficit, muß allgemein zu viel höheren Zinfen 
oder niedrigeren Curſen anleihen, auch für Eifenbahn- und ähnlich 
productive Zwede. Aber dies beeinflußt auch die Bedingungen, 
ven Zinsfuß und Curs, unter denen eine Eifenbahngefellichaft 
feines Landes Crebit findet, jo daß der Unterjchied zu Gunjten 
ber Privatbahn wenigjtens nicht immer groß ift (i). Papiergeld— 
wirtbichaft, hohe Gouponfteuern bedrohen die Sicherheit beider 
Arten der Capitalanlage, auch wenn die Papiere auf Metall— 
währung lauten und ihnen Steuerfreiheit verjprochen iſt. Regel— 
mäßig können ferner nur gute Prioritätsobligationen von Privat- 
bahnen mit Staatspapieren erfolgreih concurriven. Bei einer 
fpäten, unficheren Priorität und bei jchlechten Bahnen verjchlechtern 
ſich die Anleihebedingungen (A) oder der Staat muß die Zinfen 
garantiven. Wird dieſe Zinsgarantie muthmaßlich praktiſch, jo 
wird jich für das Bahnpapier auch Fein bejjerer Curs als für 
das Staatspapier ergeben. Prioritätsobligationen ſtark verjchul- 
deter oder jchlechter Bahnen werden aber noch ungünftiger als 
neue Eifenbahnjchulden eines bereits mit folchen fehr belafteten 
Staats zu begeben jein. Denn das ganze Staatsbahnwefen ftellt 
doch eine Finanzeinheit dar, die guten wie bie jchlechten Abſchlüſſe 
treffen die eine Staatscajje, jo daß die leteren Leichter zu tragen 
find. Bei den getrennten Finanzen der Privatbahnen hängt 
Alles von den jpeciellen Ergebnijjen ber einzelnen Bahn ab. 
Außerdem fommt dann noch die allgemeine Garantie ver Staats- 
cajje ven Staatsbahnen zu Gute. 

So wird den Privatbahnen nur jelten ein Vorzug vor ben 
Staatsbahnen in Betreff der Capitalbefchaffung einzuräumen 
fein. Nur bei außerorventlicher Zerrüttung der Staatsfinanzen 
fann ein folcher erheblicher werden. Dies wird dann vielleicht 
zur Wahl des Privatbahnwejens zwingen, wie es auch vorge- 
fommen iſt (1). Darin zeigt fich jedoch nur eine weitere 
ſchlimme Folge ver jchlechten Finanzlage und feinerlei maf- 
gebender und zur Nachahmung auffordernder Vorgang für die 
principielle Entjcheivung ver Frage (m). W. 

(a) ©. vor. $. Anm. (k) bis (n). 
(d) Die neuerlih auch in Deutfchland, z. B. bei den Stroußberg'ſchen 


(e) 


(d) 
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Bahnunternehmungen Gerlin-Gorlitz, Halle-Sorau-Guben u. a. m.) 
exörterte Frage über die Zuläſſigleit der Ausgabe von Actien unter 
Pari, mit oder ohne Verzinſung aus dem Baufonds während der Bau— 
zeit, weit auf die Schwierigfeiten der Actienemiffion für neue Bahn— 
unternehmungen in der Gegenwart hin. „Jene Frage ift zu Gunften 
der Zuläffigleit von Unter = Bari Actien zu beantworten, zumal wenn 
feine VBerzinfung während der Bauzeit ftatt findet. Denn fonft wird 
das Actiencapital oftmals nicht zufammen zu bringen fein. 
Je befjer eine Bahn ventirt, defto günftiger ift natürlich für die Actionäre 
ein relativ kleines Actiencapital gegenüber dem Gefammtcapital (inc. 
Prioritätsfchulden), und umgekehrt. Das günftige Verhältniß zwifchen 
Actien- und Prioritätscapital kann für die Dividende wichtiger fein, als 
der hohe Nettoertrag der Bahn per Meile und der billige Koftenpreis 
der Bahn. 
Die Emiffion von „jungen“ Actien unter folchen Bedingungen zum 
Zweck des weiteren Ausbaus des Netzes, wozu u. A. oft die Furcht 
vor Concurrenz zwingt, ift auch bei deutſchen Bahnen neuerdings, 
äbnlich wie bei anderen Actiengefellichaften (Banfen u. f. w.) ein be= 
liebtes Manoenpre. Dabei wird gew. Maßen ein Theil des bisher. 
Dividendengewinns capitalifirt und in diefer Form realifirt, — Opera— 
tionen, am welche fich dann wieder Börjenfpeculationen aller Art knüpfen. 
Man muß jolhe Maßregeln aber als notbwendige Folge des Actien- 
weſens gelten lafjen. Die Emiffion neuer Actien, al Part zu beziehen 
von den alten Actionären, ſichert die letzteren vor fonft oft unvermeid— 
lichen Berluften durch das fpätere Sinken des Eurfes der vermehrten 
Actien. Eine ſolche Sicherung iſt gerechtfertigt, zumal wenn man fich 
die — auch 3. B. von Laffalle u. a. m. falfch behandelte — Sach— 
lage vergegenwärtigt, daß Doch feineswegs die urfprünglichen Beſitzer 
oder Zeichner noch immer die heutigen Actionäre find, fondern viele 
Perfonen im Yauf der Zeit Actien zur Gapitalanlage zu einem viel 
höheren al3 dem Paricurfe kauften und daher eine viel kleinere Ver— 
zinfung ihres Capitals als die nominelle Dividende bezogen. Beifpiele 
von Emiffionen folcher junger Actien find — in neueſter Zeit zabl- 
reich: Berl.-Pot3d.-Magdeb., Berl.-Anhalt, Oefterr. Staatsbahn u. v. a. ım. 
An d. Berl. Börfe 3. B. neben öfterr. Staatsb. („Franzofen“) Südb. 
(Lombarden), Galiz. v. inländ. Pap. namentl. Berg.-Diärk., Berl.-Görl., 
Eöln.-Mind., Oberjchlef., Ahein., Rhein-⸗Rahe, Mainz-Ludwigsh. Eifen- 
bahnactien; fein inländ. Staatspap. 
Es wird diefes Ungerechtfertigtfein freilich beftritten, weil Jeder fich 
vorſehen ſolle u. für fich felbjt zu forgen habe. Nimmt man die Dinge, 
wie fie factifh liegen, wo die Bahnactien einem großen Theil des der 
Börſe fern ftehenden Capitalijtenpublicums als Gapitalanlage dienen, 
— iſt dieſer Einwand, wie fo viele der Laiſſezfaire-Partei, wenig werth. — 
as bedeutendſte Beiſpiel des Rentabilitätswechſels einer Bahn iſt wohl 
die bekannte Coſel-Oderberger (Wilhelmsbahn), deren Dividende 
von 4% in 1850 auf 12 in 1554 u. 160 in 1555 geftiegen, dann 
von 1856 an Fahre lang Null war u. erft in den letzten Jahren wieder 
zum Vorſchein fam. Der Eurs, 1856 noch 227, fant bis €. 1857 auf 
einige 40%, und war Yahre lang ungefähr fo. Jener Umſchwung i. 
. 1556 war die Folge der Eröffnung der öſterr. Comcurrenzlinie 
derberg-Krafau ganz auf öfterr. Gebiet, während diefer Verkehr bisher 
über die Wilhelmsbahn gegangen war; ferner des Baues zweier un— 
rentabler Zweigbahnen. 
Die beften deutſchen Eifenbahnprior. ftanden in der Zeit niedriger 
Eurfe in den lebten Jahren vor dem franzöf. Kriege, ferner während 
dejjelben u. ftehen jet wieder bei dem hohen Cursſtande nad) dem Kriege 
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etwas ungünſtiger als die preuß. u. mittelſtaatl. Staatspap. gleichen 
Zinsfußes. Dabei iſt der Curs der älteren Prior. durch die Tilgung 
oft noch etwas erhöht. Nur die erſte Panique im Juli 1870 hat die 
preuß. Staatspapiercurſe etwas mehr als die der Prior. geworfen, 
wobei aber die letzteren Curſe z. Th. nur nominell waren und eben 
fpäter die Ausgleihung erfolgte. j 
Im Laufe des Herbft3 1871 erreichten d. preuß. 41/2 0/,igen Staatspap. 
das Bari, die 4%/, den Curs von 94— 95 u. mehr. Die günftigft 
ftehenden älteren Prior. (alfo ſchon mit ftarfer Tilgung) waren alle 
niedriger notirt, Mar. 4'/20/, Cöln-Mind. 1. Em. 991/,, 3. Em. 98'/,, 
andere 97 u. ſ. w., 4% 89—W. (Nov. 1871). 
Die zahlreihen öſterr. Eifenbahnprior. ftehen ſämmtlich erheblich 
ſchlechter al3 Die deutfchen, 3. B. felbft bei den hoben Curſen im Herbft 
1871 5% Galiz. Silberprior. ohne Couponftenerabzug 1. E. 90; dsgl. 
Staat3bahnprior. 3 %/, ältere 201 (d. b. 58,22), neue 288 (57,62), Südb. 
dsgl. 238 u. 235 (47,6 u. 479%). Zrogdem find diefe Curſe günftig 
im Bergleih mit denen der öfterr. Staatspapiere, felbft Silberrente, 
41/50/, nad) Abzug der „Steuer“, bloß 57—58. Diefe gegen die Kriegs- 
zeit noch leidlichen Eurfe find aber eben das Product der öfterr. polit. 
u. Finanzgefhichte der Tetsten 20 Jahre. In den 56er Jahren noch, 
alfo zur Zeit der großen Eifenbahnära nad) 1854, waren die Eurfe der 
Staatspapiere u. der Prioritäten wenig verfchieden, 3. B. im Dec. 1858 
wo Silber faft kein Agio hatte) 5%/uige Staatöpap. 85 — 86, ſelbſt 
tordbahnprior. 50/0, nur 00—91, 3%, Staatsbahnprior. 570/, Pap. 
Bei der Borzüglichkeit faft aller deutſcher Bahnprior. ift in dem 
Cursſtande der verfchied. Emiffionen einer Bahn und felbft der Priorit. 
verfchied. Bahnen kaum ein Unterichied zu bemerken, der auf verichied. 
Ereditwürdigkeit zurüdzuführen wäre. Denn der Heine öfters zu findende 
Unterfchied — etwas höherer Curs der ‘Prior. früherer Emift und der 
Prior. alter Bahnen — erklärt ſich meift aus der bei dieſen fchon weiter 
ejchrittenen Tilgung und aus der noch nicht vollftändig erfolgten feften 
a der jüngeren Papiere. Aber bei fremden Bahnen treten 
die Unterjchiede fchon hervor, 3. B. Defterr. Galiz. Prior. 1. Em. 
89g—90. 2. E. 87—88, 3. E. 81-85; Öfterr. Staatöbahn 3%, ältere 
291, dögl. Südb. 236 (die älteren Prior. beider aus verfchied. Emiff. 
haben diefelbe Priorit.); ebenfo bei den verfchied. ruff. Prior. 
ee Defterreich feit 1855, neuerdings auch Stalien. 
ennoh in Ungarn Staatsbahnbau wieder begonnen. 1869 hatte d. 
Ungar. Staatöb. Pet — Hatvan — Salgo -» Tarjan 16,5 M. Länge. 
Wie im Grunde wieder Stein die Sade auffaht, Handb. d. Ber- 
waltungsl. ©. 210: dem Princip nad) folle der Staat fich felber —* 
Babnen bauen u. fie ſelbſt verwalten. Allein er könne es nicht, theils 
weil die Bahnen ein zu großes Capital forderten, theils weil fie den 
Charakter v. Unternehmungen hätten, die der Staat nie gut vermwalte. 
Wahr in Defterreih, unwahr in vielen anderen Ländern. 


8. 233. 
3) Befchaffenheit des Bahnbaus und Baukoſten. 


Hinfichtlich diefer und ver im 8. 235 behandelten Puncte wird 
von den Gegnern der Staatsbahnen am Häufigjten ein „natüre 
licher” und „erfahrungsmäßiger” Vorzug ber Privatbahn be- 
bauptet, weil eben in folchen Dingen „immer bie PBrivatunter- 
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nehmung beſſer wirthfchafte. Danach follen denn die Brivatbahnen 
regelmäßig zwedmäßiger und wohlfeiler gebaut werben als 
die Staatsbahnen, weil Staatsbeamte weniger praftijches Ver— 
ſtändniß der Verkehrsbedürfniſſe, um zwedmäßig, und weniger 
oder gar fein eigenes Intereſſe hätten, um wohlfeil zu bauen. 
Mit Staatsgeld, „auf Regiments Unkoſten“ werde notoriſch immer 
verjchwenderifcher umgegangen. 

Diefe Behauptungen find jedoch nicht nur — die Erfahrung 
in keiner Weiſe zu begründen: es läßt ſich auch leicht nachweiſen, 
daß hier gar kein innerer „natürlicher“ Grund einen Vorzug 
der Actiengeſellſchaft bedingt, welcher letzteren gerade in dieſen 
Puncten die Vorzüge der Privatunternehmung rein angedichtet 
werden. Die Actiengefellichaft fteht auch der Staatswerwaltung 
hier nicht unbedingt nad. Einzelne Erfahrungsthatjachen 
laffen fih aber zur Entjcheidung einer folchen Frage ſchwer 
verwerthen und am Wenigjten fann man aus ihnen eine 
allgemein gültige Regel ableiten. Bald ift eine Privat», bald 
eine Staatsbahn überlegen. Land und Zeit entjcheiven hierbei 
wefentlich mit. Aus dem inneren Wefen beider Verwaltungen 
kann man aber mindeſtens ebenfoviel, ja eigentlich mehr Gründe 
für den Vorzug der Staatsbahn wie der Privatbahn ableiten. 
Der gute, zwedmäßige und wohlfeile Bau einer Eifenbahn hängt 
offenbar von drei Umjtänden ab: vom Können, Wollen und 
Deüffen ver ven Bau leitenden und ausführenden Perjonen. 
In allen drei Beziehungen möchte aus inneren Gründen eher 
noch der Staatsverwaltung vor derjenigen ver Aetiengejellichaft 
der Borzug einzuräumen fein. 

a) Das Können hängt vom volfswirtbichaftlihen Ver— 
jtändniß, von der DVertrautheit mit den Local» und mit den Ver- 
fehrsverhältniffen und von der technifchen Kenntniß ab. Vielleicht 
ift die Privatverwaltung mitunter, aber auch durchaus nicht noth— 
wendig, in dem zweiten, in ver Negel dagegen wahrjcheinlich vie 
Staatsverwaltung in dem erjten und dritten Puncte eher über- 
legen. Beſonders wichtig für die Bejchaffenheit und Wohlfeilheit 
des Baus ift die techniiche Kenntniß der Beamten ver Ober- 
leitung und ber Bauführung. Wenigftens bei uns (Deutfchland) 
in der Gegenwart müchte das technifche Perfonal, das den Bau 
leitet und befonders das ihn ausführt, ebenfo wie das höhere 
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Betriebsperſonal (8. 235) bei beiden Verwaltungen nur uner— 
hebliche Unterſchiede zeigen, weil es im Ganzen meiſtens denſelben 
guten Bildungsgang durchmacht. Die Geſellſchaft erhebt indeſſen 
erfahrungsgemäß nicht immer ebenſo ſtrenge und gleichmäßige 
Anforderungen an die regelmäßige techniſche und Berufsbildung 
ihres Perſonals, als gewöhnlich der Staat. Dies hat für ſie 
den Vortheil, auch unregelmäßig gebildeten tüchtigen, ſelbſt genialen 
Elementen (z. B. Autodidacten) leichter einen paſſenden Platz 
geben zu können. Aber es bringt auch die Gefahr öfters mit 
fih, Untüchtige anzuftellen. Das Perjonal des Staats wird 
vielleicht im Ganzen mehr mittleren Anforderungen entfprechen. 
Die gute focialpolitifche und culturliche Folge der tüchtigen gleich- 
mäßigen Berufsbildung und größeren allgemeinen Bildung einer 
wichtigen und zahlreichen Beamtenclajje ift dabei auch beachtens- 
werth (a). 

b) Das Wollen hängt vom eigenen Intereffe und vom 
Pflihtgefühl ver Betheiligten ab. Es iſt num fehlechtervings 
nicht einzufehen, warum die obere Bauleitung und das aus- 
führende Perſonal bei einer Actiengejellichaft mehr Intereſſe 
an gutem und fparjamem Bau haben foll, ala beim Staate. 
Den eigenen Vortheil der Nächftbetheiligten (3. B. durch Ge— 
währung eines Antheil® an dem gegen ven Anfchlag erjparten 
Betrage) fönnen beide Verwaltungen berüdjichtigen. Der Staat 
hat in der Gewährung von Ehrenvortheilen und im Vorrücken— 
lafjen ($. 54, 56) noch ein beſonderes Neizmittel. Verwaltungs— 
vath, Divection u. ſ. w. einer Actiengejellfchaft haben aber fogar 
viel weniger Intereſſe und eine faft nur nominelle Berantivortlic)- 
feit gegenüber den Actionären, mit einem bejtimmten Baufonds 
auszukommen, als die ftveng verantwortlichen Staatsbeamten. 
Sa, oft iſt es gerade das Intereffe ver Oberleitung, mit dem 
anfangs aufgenommenen Capital nicht auszukommen. Hier kann 
man doch unmöglich die gewaltige VBerfchievenheit in der Stellung 
einer Actiengejellfchaft und einer eigentlichen Privatunternehmung 
verfennen. An neue Actien- over Anleiheemiffionen und an vie 
dabei jo Leicht abfallenden „Nebengewinnjte” der Eingeweihten 
fnüpft ſich das pecuniäre Intereffe einer Privatbahnverwaltung 
oftmals bekanntlich jehr, ebenfo wie an das möglichit lange 
„Dffenhalten des Bauconto's“ (b), wo fich fo Manches leichter 
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als im Betriebsconto der Controle entzieht. Nur wenn Gründer, 
Berwaltungsratb und erjte Actionäre dauernd mit bebeu- 
tendem eigenen Gapital an ver Unternehmung betheiligt fein 
müßten, würte das pecuniäre Interejfe ſich anders gejtalten: 
alfo wenn die Dinge ganz anders lägen als in Wirklichkeit, wo 
der Gewinn am Agio durch Verkauf der Actien oft die Haupt- 
ſache iſt. 

Gewiß wird man endlich im Puncte des Pflichtgefühls 
den Beamten der Privatbahn vor denen der Staatsbahn auch 
feinen Vorzug einräumen wollen, um fo weniger als das Pflicht: 
gefühl der erjteren eben leicht einer ftärkeren Verſuchung unterliegt. 
Ebenfo wenig wird man behaupten wollen, daß das Publicum, 
aus welchem fich der Verwaltungsrath u. ſ. w. einer Privatbahı 
bejonders zu recrutiren pflegt, das Börfenpublicum u. ſ. w., durch— 
ichnittlich in Geldſachen ein zarteres Gewiſſen hat, als die tüchtig 
gebilvete, leidlich gejtellte, gut controlirte Staatsbeamtenjchaft. 

c) Das gut und wohlfeil bauen Müffen hängt enplich vor- 
nehmlich von der Controle ab. Die vorausgehenvden Erörterungen 
wiejen darauf bin, daß auch bier jicher die Privatbahı nicht 
überlegen ift. Eher möchte bier wierer ebenſo wie im Puncte 
der Integrität die Staatöverwaltung den Vorzug verdienen. Denn 
bie Sontrolinjtanzen können bier durch unabhängiger und mehr 
außerhalb ftehende Behörven und Perjonen gebildet werden. Auch 
werden fie nicht jo leicht aus Perſonen bejtehen, bie, felbjt in 
Geldjachen etwas lax geworben, mehr Grund haben, auch An- 
dern — und feien es Untergebene — gegenüber ein Auge zuzu— 
drüden. W. 

(a) Diefen Punct überfieht 3. B. Perrot, der fonft einen unbefangenen 
Bergleih zwifhen Staats- u. Privatbabnbeamten, ihrem Bildungs- 
gang u. f. w. anftellt. ©. deſſ. Eifenbahnreform ©. 175 ff. Ich will 
aud gar nicht für den Vorzug der Staatöverwaltung in allen Buncten 
plädiren, nur aber einfeitige Angriffe abweifen. W. 


(6) Namentlich lange Zeit Mißbrauch bei manden öfterr. Privatbahnen. 
Zufammenbang mit den ftaatlihen Zinsgarantieen z. Th. 


8. 234. 

Unbegreifliher Weife wird in der Koftenfrage öfters ver 
Berfuch gemacht, mit genauen jtatiftifchen Vergleichen der relativen 
Baufoften (p. Meile) für oder gegen das eine ober andere 
Spiten etwas zu beweifen. Allein es ift Har, daß zwei ver- 
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ſchiedene Bahnen, ſelbſt in ſehr ähnlichen Terrainverhältniſſen, 
niemals eine irgend genaue ſolche Vergleichung geſtatten. Denn 
die Umſtände, welche nachweisbar in erſter Linie immer die Koſten 
beſtimmen, ſind ſtets mehr oder weniger verſchieden. Ob über— 
haupt etwas und wieviel von dem Koſtenunterſchiede außerdem 
auf den Umſtand der Verſchiedenheit der Verwaltungsſyſteme zu 
ſetzen iſt, läßt ſich ſchlechterdings nicht ermeſſen. Genau ein und 
dieſelbe, gleich ausgeſtattete Linie müßte zu derſelben Zeit von 
einer Geſellſchaft und vom Staate gebaut und dieſes Experiment 
fo und jo oft wiederholt ſein, um Beobachtungsfehler und zufällige 
‚Einflüffe zu eliminiven, wenn ein folcher Vergleich ftatthaft 
fein jollte. 

Jede eingehenvere Koftenftatiftif von Eifenbahnen zeigt, daß 
der Werth des Grund und Bodens, die Terrainbejchaffenheit, 
wovon der Umfang ver eigentlichen Erdarbeiten (Bewegung von 
Erdmaſſe) u. a. m. hauptjächlich abhängt, das Vorfommen von 
großen Einfchnitten, Zunneln, großen Dämmen, Viabucten, 
Brüden, die von der Bahnfrequenz abhängige Maſſe des Fahr- 
materials, felbftverftändlih die Ein» oder Doppelgleifigfeit der 
Bahn u. v. a. m. die größten Verſchiedenheiten ver Koften be— 
bingen (a). Ebenſo ijt die Zeit des Bahnbaus auch in verfelben 
Gegend wegen der Veränderung der Preiſe und Löhne von 
wejentlichem Einfluffe (b). 

Auch aus ftatiftiichen Durchichnittszahlen für. eine größere 
Anzahl oder für alle Privat- und Staatsbahnen eines oder 
mehrerer Länder ijt der etwaige Einfluß des Verwaltungsmoments 
auf die Koſten nicht zu ermitteln. Denn auch dieſe Zahlen 
werden ganz von obigen Componenten bejtimmt (c). 

Eine Vergleihung von ungefähr gleichzeitig gebauten Bahnen 
in Nachbarfchaft und in ungefähr gleichen ZTerrainverhältniffen 
zeigt, daß alddann auch die Koften fich nicht jo verfchieden 
ftellen (d). Aber ob es Staats- oder Privatbahnen find, ift 
hierfür ganz gleichgültig. 

Die unmittelbare Beobachtung und Prüfung fann im con- 
creten Falle gewiß oft theueren, verſchwenderiſchen oder einfachen, 
jparfamen Bau nachweifen und zeigen, wie die8 hier mit dem 
Staats- oder Privatbahniyftem zufammenhängt. Daraus mag 
mitunter für ein beftimmtes Land etwas zu folgern fein (e), nicht 


“ 
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aber für die principielle Entjcheivung der Frage. Ind jicherlich 

wird fich bei der nöthigen zeitlichen und räumlichen Ausdehnung 

folcher directer Beobachtungen wieder Licht und Schatten bei 

beiden Syſtemen gleichmäßig vertheilt finden. W. 

(a) Hier einige Beifpiele aus d. preuß. Eifenbahnftatiftit fir 1869. Koften 
p. Meile in 1000en Thl. u. im WProcenten der Geſammtkoſten, wobei 
bier nur die Hauptpoften aufgeführt find. Die amtl. Statift. Be 
noch etwas weiter (zu d. Exrdarb. wurden die Ausg. für Böfch., Einfried., 
Wegelibergänge, zu Bahnhöfen u. Wärterh. die Signale, zum Aufwand 
fiir Berwalt. u. Zinfen während der Bauzeit auch der fir aufßerord. 
Anlagen u. Insgemein — Die Statiſtik des Vereins D. Eiſen— 
bahnverwaltungen enthält ähnliche Daten auch über die meiſten andern 
D. Bahnen. Die Daten beider Werke ſtimmen übrigens nicht immer 
ganz genau überein. Die in dem 2. Werke befindl. Rubrik „Ausgaben 
fir Vorarbeiten“ fehlt in d. preuß. amtl. Statiftit, 3. Ib. befinden fich 
auch darunter BZinfen während der Bauzeit. 


Grunderwerb Grrarkeitense, Dursläfte Tunnels | Oberbau 
1000 Hr 9% 11000 Hrn 1000 Kr do 1000 Fr %u 1000 % 
Staatöbahnen | | 
Preuß. Oftb....... 32 6,70 64 13,9 852 17,8 — — 125 26,9 
Weſtfähl. -.... . 37 7,9 855 16,2 60 11,95 18 3,%1126 24,02 
Saarbr. ..... 68 7,6161  18,®, 62 731 38 451171 20,% 
0: VRR 103 13,%1113 14,2 102 13,51 69 9,0112 14,7% 
PBrivatbahnen 
Berg.-Märk. ... 92 11,42132 16,8 54 6,70 11 1,1175 22, 


Dsgl. Nubr-Sieg 71 7,9135 14,16 81 8,911152 16,201155 16,80 
Berl.-Stett. H.b. 52 9,8 84 15,9 54 10,7) 0, 0,051133 25,9 








Berl.-Hamb. .. 359,860 14,741 9 — — 107 25,96 
Berl.Anh. . . . . 42 198412 11,831 8,6 — — |120 33,57 
Berl.-Magd. ... 67 880 534 Tess 11,591 — — 199 2650 
Magd.Hälberſt. 41 8753 11,90 27 581 — —4114 2468 
Thüring. . .. .. 61 11,011109 19,791 69 12,8 5 0,1132 23,98 
Stn-Nind.g. B. 54 5,9 87 9,66 74 * — — 182 20,“ 
Rheiniſche . .. 114 15,8 87 11,055 7,0 31 421157 21,07 
Außerord. Insg. 
Bahnhöfe, Wär: Verwalt., Bau: | 
terbäufer Betriebömater. ini. 2c. Summa 
« 0, 1000 Pr. Ya 1000 Rn 0%, p M 1000 Ru 
Staatösbahnen w 
Oſtbahn ..... 5 1585| 76 15,8 26 5,46 450 
Weſtfähl. . . ... 73 13,8 85 16,6 40 7,6 | 525 
Saarbr. . .... 106 12,9 ı 204 23,9 41 432 ı 851 
Naſſ. ....... 68 86 | s4 11,98 108 13,% | 759 
Privatbahnen 


143 17,9% | 127 15,9 I 805 


u >62 98 
— Kuh 152 16,# | 118 12,00 | 938 


Sieg... 67 7,09 
— 


| 
Berl.-Stett. 82 15,59 | 68 12% | 82 19,9 | 407 
Berl.-Hamb. ... 66 16,4 | 0 9912 ? | 4% 
Berl. Anh... . . 36 10,1 | 35 10,8 | 48 13,55 | 359 
Berl.-Magd.... 81 10,4 | 156 201 | 117 15, | 762 
Magd.-Halb. 60 122 22,0 65 13,5 | 472 
Thüring. ..... 42 2770| 64 11,8| 6 128 | 551 
Eöln-Mimd.H.B. 89 9 | 311 34,4 | 106 11,7 | 904 
Rheinifhe .... 77 10,8 | 116 15,58 1 108 14,8 | 747 


(b) 
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Die Koften der fehiefen Ebenen, die bei d. Berg-Märk. u. Rhein. B. 
vorfommen, find zu d. leiten Titel (Außerord. u. f. w.) gerechnet. — 
Verhältnißmäßig die größte Gleichheit des abfol. u. relat. Aufwands 
befteht noch beim Dberbau (Schienen, Schwellen, Drebicheiben u. ſ. w.), 
wo Die größere oder geringere Ausdehnung des zweiten Gleiſes, der 
Bahnhoffchienen u. ſ. w. die meifte VBerfchiedenbeit bewirken wird. Der 
ftärkfte Unterfchied befteht im den Koften des BetriebSmaterials, 
wo en Ähnlich fituirte Bahnen wie die drei großen wetlichen Linien 
in ob. Ueberfiht (Cöln-Mind., Berg.-Märf. u. Rhein.) u. wie Berl.- 
And. u. Berl.-Hamb. einer, Berl.- Magdeb. anderen. zeigen. In der 
Berechnung des Berwaltungs- u. Zinfenaufwands während der Bauzeit 
zeigen fich auch viele Verſchiedenheiten. Bei den Privatbahnen wird bier 
mebr eingerechnet, woraus fih die größere Höhe des Testen Ausgabe- 
titel Ddiefer Bahnen gegenüber den Staatsbahnen vornehmlich ertlärt. — 
Für die Abhängigkeit der Koften von der Privat- oder Staatsverwaltung 
wäre es nicht ohme Jutereſſe, zu fehen, wie die ſog. Generalentreprife 
fich Herausftellt. Aber auch bier ıft der Einfluß der einzelnen obigen 
Factoren natürlich maßgebend u. beim Bergleich weiß man nicht, wie 
die Arbeit qualitativ ausgefallen ift. Tilſit-Inſterb. mit 446°000, Berl.- 
Görlitz mit 434000 Thlr. p. Meile in Generalentreprife gebaut er— 
fcheinen nicht eben wohlfeil u. manche Klagen verlauten iiber die Bau— 
beichaffenbeit der letzteren. Die fchleswig’ichen Bahnen famen nad 
diefem Syſtem auf 326000 Thlr., faft genau diefelbe Summe, wie für 
Altona = Kiel (329000 Thlr.), welche Linie von der Privatverwaltung, 
allerdings früher, gebaut wurde. 

Bemerkenswerth ift immerhin, wie trog der Fortfchritte der Technik, 
die foftenvermindernd wirken follten, die neuen Bauten immer theurer 
und die Durchfchnittsfoften p. Meile in den großen Bahnneten immer 
böher ausfallen. Zum Theil hängt dies wohl mit Lohn- und Preis- 
fteigerungen, auch des Bodens, mehr aber gewiß noch mit der ftarfen 
Vermehrung des Betriebsmaterials und mit den größeren technifchen 
Schwierigteiten der neuen Bahnen zufammen. Denn in der Gegenwart 
werden folhe Schwierigkeiten gerade wegen der Fortfchritte der Technik 
nicht mehr fo gefcheut wie früher u. deshalb ſchwierigere Linien unter« 
nommen auch in bergigem Terrain u. f. w. Das verwendete Capital 
p. Meile ift bei den preuß. Bahnen faft ohne jede Unterbrechung 
jährlich geftiegen, aber noch ftärfer vermehrte fich relativ der Güter— 
wagenparf, ferner auch die Yocomotivenzahl, 3. B. per Meile 


Eapital Locom. Perfonenwag. Güterwag. 
Stü Stück Stück 
1844 2096190 12 6,0 11,8 
18555 413771 1,5 3,2 24,7 
1863 524433 2,0 3,0 42,2 
1867 549565 2,3 3,5 53,5 
1868 5410795 2,° 3,6 48,7 
1869 . 552°072 2,4 3,8 51,0 


Die Zahlen v. 1868 am incl. neue Provinzen; daher die Veränderung 
der Durchfchnittsgrößen, aber ſchon 1869 die alte Richtung. 

Das ergiebt fih aus den in Anm. (a) mitgetbeilten Daten. Es ift 
auch nur ein Zufall, daß 3. B. in Preußen die Durchfchnitte für 
Staat3- u. Privatbahnen fast gleich find, 1869 p. Mt. fiir jene 551070, 
für diefe 552905 Thlr. Innerhalb der eriteren finden fich beim Ver— 
gleich der unter einer befond. Verwaltung ftebenden Linien Unterfchiede 
wie 4:7 (Oftb. u. Saarbrüder); innerh der letzteren wie 1 zu fat 5 
(Nhein-Naheb. u. Neife-Brieger). Bergleiht man die einzelnen Bahne 
linien nad) diefen Koftendurchichnitten, fo ftehen in Preußen die weft- 
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lichen Bahnen im Ganzen oben, die nördlichen u. bſtlichen unten in 
der Reihe der Meilenktoften, doch mit bemertenswertben Ausnahmen, 
. B. unter d. theneren die niederfchlef. -märf. (Berl.- Brest, von einer 
Geivatgef. gebaut) u. d. Berl.-Magdeb. Neben den fchwierigeren Terrain- 
‚verhältnifien, größerem Berfehr, alfo Betriebs3material find höhere Preife 
u. Löhne im Weften daran wohl Schuld. — Uebrigens find alle Schlüfie 
aus den Meilenkoften der I Bahnunternehmungen mit Borficht 
zu ziehen, denn der zufällige Umftand, ob eine Bahn z. B. hier aufhört 
oder ein paar Meilen weiter geht, bewirkt oft, daß beſonders foftjpielige 
(3. B. Tunnel, Brüden u. }. w.) oder billige Streden (4. B. in der 
Ebene) bald bei diefer, bald bei jener Bahn eingerechnet werden, wodurch 
fi), vollends bei kürzeren Bahnen, die Durchfchnitte ae verändern. 
Es ift dies auch beim Vergleich zwischen Staats- u. Privatbahnen zu 
beachten, namentl. zwifchen großen Staatsbahnnegen u. Heineren Privat— 
Iinien. Die Duraihnittstoften der erfteren find mehr wirkliche Mittel— 
werthe, weil der Einfluß theurer u. billiger Streden, die meiftens beide 
porfommen, hier ſchon ausgeglichen ift. Dies zeigt fich 3. B. in dem 
oben erwähnten Eleineren Koftenunterfchied der einzelnen preuf. 
Staatöbahnen gegenüber dem größeren der einzelnen Privatbahnen. 

(d) Er 3. B. in Anm. (a) Berl.-Stettin, B.-Hamb., B.-Anhalt u. Magdeb.- 

alberft. 

(e) So ift 3. B. in Rußland fogar über den enorm theuren Bau von 
Privatbahnen, wie der großen ruff. Staatöbahngefellichaft, geflagt worden. 
Die neneren Staatsbahnbauten in Südrußland unter Yeitung des B. 
Ungern-Sternberg werden im PBuncte der Koften gerühmt. 3. B. Odefja- 
Krementihug p. Werft (ohne Bauzinfen) 61'640 R., Moskau - Kurst 
62933 R. (ein Gleife); dagegen Petersb. — Warfhau — preuf. Grenze 
(große Staat3bahngef.) 103°803 R. 


8. 235. 


4) Betrieb, Betriebskoſten. 

a) Betrieb. Häufig wird den Privatbahnen vor den Staats— 
bahnen nachgerühmt: größere Rückſicht auf Bebürfniffe und 
Wünſche des Bublicums, coulanterer Betrieb, mehr nach kauf— 
männifcher ftatt nach bureaufratifcher Art, befonders im Güter- 
verfehr, größere Höflichkeit, Gefälligfeit des Perſonals u. |. w. 
Mitunter hört man aber auch den Staatsbahnen in Betreff 
folher Puncte den Vorzug geben. Es iſt far, daß fich feine 
allgemeinen Urtheile dieſer Art fällen laffen und daß fich weder 
aus dem Wefen ver Sache, noch aus ver Erfahrung ein folcher 
Vorzug der Staats- oder Privatbahnen ergiebt. Bezeichnend genug 
wechjeln jelbft in kurzer Zeit die Meinungen im PBublicum in 
folhen Dingen. Die BVBerhältniffe ver Zeit und des Landes find 
eben entjcheidend. Aber für die principielle Frage folgt aus 
folchen Urtheilen nichts. 

Eher läßt fich fehon in Ordnung und Pünctlichkeit, Sicherheit 
und Schnelligkeit des Betriebs, Umnparteilichkeit und Unbeftechlich- 
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feit des Dienftperfonal® im Staats- und Privatbahniyitem eine 
&haracteriftifche Verfchievenheit nachweifen, obwohl auch bier bie 
Verhältniffe in verfchievenen Ländern fich oft wejentlich unter» 
fcheiven. Die allgemein ftrengere Ordnung im Staatsdienſt giebt 
aber wohl von vornherein eine gewiſſe Bürgſchaft auch für bie 
Staatsbahnen. Wenigftens bei uns wird dieſe Erwartung nicht 
durch die Erfahrung Yügen geftraft. 

b) Hinfichtlich der Betriebsfoften hört man mitunter bie 
jelben Lobſprüche wie binfichtlich der Baufojten den Privatbahnen 
ertheilen, aber ebenjo unrichtig. Es find hier einzelne Bahnen 
und ganze Bahnnetze zu unterjcheiven. 

«) Ein innerer Grund, daß eine einzelne Staatsbahn als 
jolche theurer, abfolut und namentlich relativ, nehmlich zu 
einem höheren Procent der Betriebsfoften von ber 
Bruttoeinnahme verwalte, bejteht nicht. Nach der Natur ber 
Sache muß in dem ganzen Mechanismus ver Verwaltung, ver 
Betriebsleitung und Betriebsführung zwijchen beiden Arten 
Bahnen eine große Gleichartigfeit beftehen, was auch thatjächlich 
ber Fall ift (a). Der Staat mag bier und da etwas ſchwer— 
fälliger, bureaufratifcher verwalten, ein paar Beamte mehr haben. 
Nothwendig und regelmäßig ift auch dies nicht (b). Es gleicht 
fih oft fchon dadurch aus, vaß die Gehalte ver höheren Beamten 
im Staatsvienft etwas niedriger find und es bis zu einem 
gewiſſen Grade fein fünnen (ec). Eine Verſchiedenheit der Be— 
trieb8foften wird fich daher aus anderen Urfachen erklären müſſen. 
Einen Borzug bat aber fogar die Staatsbahn öfters vor der 
Privatbahn voraus. in Theil der Betriebskoften, nehmlich die— 
jenigen ver allgemeinen und Gentralverwaltung, jtellt jich bei größerer 
Tänge der Linie und höherer Gefammteinnahme relativ günftiger. 
Daraus folgen natürliche Vorzüge ber großen vor ben Fleinen 
Bahnen und demgemäß öfters auch fchon der einzelnen, eine 
längere Strede verwaltenden Staatsbahn vor der Privatbahn (d). 

Hiervon abgefehen hängt vie Höhe des Procents der Betrichs- 
foften von der NRoheinnahme wieder von ganz anderen Factoren 
ab: vor Allem vie Größe, Art, Richtung des Verkehrs felbit, 
das davon vornehmlich bedingte Verhältniß des todten zum nüß- 
lihen Gewicht, die Niveauverhältniſſe ver Bahn, ſelbſt das Klima 
ber Gegend, enblich die Höhe der Arbeitslöhne, ver Preife des 
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Brennſtoffs u. dgl. m. find bier entjcheidend (e). Aus dieſem 
Koftenprocent läßt ſich alſo für die Staats: oder Privatbahnfrage 
nichts entnehmen. 

A) Bei einem Vergleih ganzer Bahnnege fommt dagegen 
ein Vorzug des Staatsbahnwefens in Betracht. Die einheitliche, 
jelbjt centvaliftiiche Staatsverwaltung aller Bahnen eines Yandes 
ermöglicht immerhin eine nicht unwichtige Erfparung an Central: 
verwaltungsfojten verglichen mit der Zerfplitterung der Privat: 
bahmen in zahlveiche Heine Verwaltungen (f). Viele unnütze 
Koſten, z. B. für Verwaltungsräthe in ganzen oder halben 
Sinecurepoften, ließen ſich dabei erſparen. 

e) Die Einheitlichkeit des Betriebs bietet auch große ander— 
weite Vortheile für Schnelligkeit, Piünctlichkeit, Einfachheit des 
Verkehrs ($. 222). Eine ähnliche Concentration der Bahnen 
unter einer Privatverwaltung ruft dagegen wieder die größten 
Bedenken wegen des factifchen Monopols hervor. Das „Ber: 
bandsweſen“ der Privatbahnen, wie 3. B. das heutige deutſche 
fann die Uebel der Zerfplitterung der Verwaltungen nur wenig 
bejeitigen: Verwirrung, Ungleichmäßigfeit der Tarife, nuchtheilige 
Goncurrenzmacherei, Uebertreibungen und unrichtige Regelung 
($. 236, Wr. @) des Differentialtarifiyftens u. ſ. w. (9). Auch 
die Regierungscontrole der Privatbahnen wird folchen Uebel— 
jtänden nur jehr theilweife abhelfen können (h). W. 

(a) Bgl. mande Bemerkungen bei Weber a. a. O. u. in Perrot's 
Schriften. 

(d) Auch dies ift micht wohl aus dem Vergleich der ftatift. Durchſchnitts— 
zablen, fondern nur durch ummittelbare Beobachtung feftzuftellen. Der 
Bedarf an Beamten u. niederen Arbeitskräften bängt natürlich befonders 
von der Größe des Verkehrs, Anzahl der Stationen, deren Bedeu— 
tung u. f. w. ab, felbft im Betreff der allgemeinen Gentralverwaltung. 
In Preußen kamen 1869 bei den Staatsb. Beamte u. Hilfsarbeiter 
bei d. allgem. Berwalt. auf 100.000 Thlr. Bruttoeinn. 3,5, bei d. unter 
Staatsverw. ſteh. Privatbahnen 3,', bei d. and. Privatbabnen auch 3,7, 
oder p. Meile 2,°, 3,6, 2,8, aber in jeder Gruppe erhebl. Verſchieden— 
beiten bei d. einzelnen Bahnen. Die Directionen tofteten bei d. Staatsb. 
p. Meile 164, bei d. ſelbſt. Privatb. 322 Thlr. Intereſſ. ftatift. Material 
für ſonſt. Bergleihe f. Preuß. Eifenbahnftatiftif für 1869, ©. 175; 
deutſche dögl. ©. 128. 

(e) Die mancherlei Heinen Berfchiedenbeiten in d. Stellung der einzelnen 
Beamten erfchweren genaue Vergleiche von Bahn zu Babn. Aus den 
Durchſchnittszahlen iſt wieder zu wenig Sicheres zu entnehmen. Bei 
d. oberjten Yeitung (incl. VBerwaltungsrath) werden die Einmahmen der 
Beamten dur Tantiemen öfters wefentlic erhöht, 3. B. bei manchen 
öfterr. Privatbahnen, auch bei Berl.-Anh. u. a. m. Die böberen 
Stellen in d. Divectionen d. preuf. Staatsb. find meift mit 1200 — 


(«) 


(e) 


9) 
(h) 
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2000 Thlr. dotirt, ebenfo bei d. preuß. Privatb. unter Staatsverw.; 
bei den ſächſ. Staatsb. find die Sätze 1200 — 2500, der würtemb. 
686 (Bur.) — 2286, der baier. 915 — 1714 (ohne Generaldirector), der 
bad. 686 (Bur.) — 1371— 2285 Thlr. Dagegen z. B. Berl.-Hamb. 
2500 — 6000, B.-Görlig 1800—4000, Berl. = Magdeb. 800 -4200, B.- 
Stettin 500 — 5000, Magdeb. -Leipz. 1000 — 4500, Baier. Oſtb. 3429, 
Prälz. 2857 — 4572 Thlr., indeffen Thüring., Yeipz. = Dresd. doch wieder 
in den Maßen der Staatsbahnen. 

Die Nehnungen der einzelnen Bahnen find bef. im Poften der „allge- 
meinen“ Ausgaben nicht immer genau vergleichbar, weil demfelben be= 
fondere Zahlungen, 3. B. für Bahnpacht (Hannov. B.) zugerechnet werden. 
Bei Heinen, felbftändig verwalteten, vollends bei wenig frequenten foldhen 
Privatbahneı ftellt fih das Procent der — Ausg. v. d. Geſammt— 
ausgabe ſehr hoch, z. B. 1869 Tilſ.-Juſterb. 200%/, (preuß. Stat., 18, 
Deutſche Stat.), überb. bei mehren Privatb. Preußens über 10, meiſt 
6— 9%. - Dagegen bei einzelnen großen u. frequ. Privatbahnen aud) 
unter 50, 3. B Eöln-Mind. 4,7, ebenfo B.-Stett., B.-Hamb. nur 3,7, 
bei d. älteren preuß. Staatsbahnen 5—6%/, (wo aber Inſpection inbe— 
griffen; deutſche Stat. giebt 4,6 — 4,3! an), nur Oftb. 7,8 (5,0%). Bad. 
3,3, Baier. 1,%, Sächſ. 4,9, Wirt. 2,190, 

Auch in dieſem Puncte find die Berechnungen nicht immer gleichartig, 
die amtl. preuß. u. die Statift. des D. Eifenbahnvereind zeigen Ab— 
weichungen in den Procenten der Betriebsausg. von d. Betriebgeinm., 
fo bei d. preuß. Staatsb. Ungünftiger ftellt fi das Procent beſonders 
bei weniger frequ., bei neuen, bei Kleinen (wegen Höhe der allgem. 
Koften u. geringerer Ausnutzung des Materials), bei älteren Bahnen, 
denen neue, noch wenig frequente Streden binzutreten. Nach d. preuf. 
—— für 1869 ©. 73 war das Procent bei d. Staatsb. 46,7 
(Min. Oftb. 37,°, Mar. Bebra-Hanau, eben eröffnet, 63,22), bei d. unter 
Staat3verw. ſteh. Privatbahnen 42,5 (Din. Oberfchlef. Hauptb. 35,3, 
Mar. Rhein-Nahe B., Schwacher Verkehr u. theurer Transportdienft, 
61,72), bei den felbitwerwalt. Privatb. 12,? (Mein. Aheinifche 33,°, ferner 
zroif en 37 1. 39 bei Berl.-Anb,, B.Magd., Cöln⸗Mind. Magd.-Leipz., 
Mar. die neuen, ſchwach frequ. Linien v. Vorpommern 81,2, Hinterpomm. 
79,, Tilſ.-Inſterb. 64,32). Eine Abnahme des Procents dieſer Be— 
triebs ausgaben im D. aller preuß. Bahnen bat nach u. nach ſtatt— 
efunden; 1859 46,6, 1861 41,9, 1865 40,3, 1868 45,', 1869 44,0, die 
Steigerung 1568 erflärt fih aus der Einrechn. der Bahnen der neuen 
Prov. Dagegen ift das Procent aller Ausg. von der Roheinnahme, 
nach vorübergeb. Abnahme‘, in 25 Jahren —5 geblieben: 1844 52, 
Min. 1551 46,6, Dar. 155% 59,', neues Min. 1862 u. 1865 48,9, 
1867 54,1, 1560 52,12. — Bei d. ſächſ. Staatäbahnen war 1869 d. 
Procent ſämmtl. Ausg. v. d. Bruttoeinn. 42,7', bad. 51,6, würt. 60," 
(viel neue Routen), baier. 63,08 (inch. Bachtzahl.?), braunfchw. 48,13. 


Seit 1569 find die früher getrennten ſächſ. Staatsbahnen unter eine 
Gentralverwaltung — Für Aehnliches in Preußen, wo noch 
8 Staatsbahnverw. beſtehen, plädirt Perrot. Da hier einige wicht. 
Privatbahnen (Oberſchleſ. mit d. nun fuſion. Wilhelmsb., Berg.-Märk,, 
Rhein-Naheb.) vom Staate verwaltet werden, wodurch wenigſtens 2 
zuſammenhängende Gruppen beſtehen, eine weſtl. (Saarbr., Rhein— 
Nabe, Naſſ., Main-Weſ., Hannov., Weſtf., Berg.-Märk.) u. eine öſtl. 
(Oft, Niederfchlef., Oberſchleſ.), jo ließen ſich wohl 2 Verwalt. bilden. 
Biel Richtiges bieriber in Perrot's Schriften. 

Dies wird von einem Theil uf. Handelsftands erwartet, f. $ B. d. 
zn w nv D. Eifenbahncentralbehörde d. D. Handeßtagsausfch., 

- 8.81. 21. 


._ * 
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5) Tarifwefen. Der wichtigjte Punct in volfswirthichaft- 
licher Hinficht ift die Höhe der Tarifſätze (bei der Ver— 
gleihung richtiger Weife combinirt mit der Zeitvauer des Trans» 
ports) (a), die Neigung zu Tarifermäßigungen und Zarif- 
reformen und die Einrichtung des gefammten Tarifwefens 
überhaupt. Hier fann unmöglich von einem natürlichen Vorzug 
der Privatbahn, wohl aber muß von einem folchen ver Staatsbahn 
gejprochen werden. Denn dieſe ift wenigftens nicht durch ihr 
ganzes Weſen gendöthigt, den rein gewerblichen Standpunct 
einzunehmen. Daß auch fie dies oft thatfächlich thut, beweiſt 
nicht für das Gegentheil. Vielmehr zeigt dies, daß ein beſonders 
wunderbarer Grund gegen Staatsbahnen (b), dieſelben würden 
nehmlich durh das Drängen des Bublicums nad Tarifer— 
mäßigungen leicht um die nothwendige privatwirtbichaftliche Rente 
gebracht, was die Finanzen übermäßig gefährde, ganz haltlos ijt. 

Eine Privatbahn wird freiwillig immer nur foldhe Tarif— 
rebuctionen vornehmen, bei welchen fie in Folge des verhältnif- 
mäßig jtärfer fteigenden Verkehrs doch eine höhere Rente erzielt. 
Unter diefen Sat herabzugehen, kann fie nur durch den Staat, 
wie die Einen verlangen, oder durch die freie Concurrenz, 
wie bie Anderen erwarten, gezwungen werben. Beides Hülfs- 
mittel von jehr zweifelhaften Werthe. 

a) Oft und mit Recht pflegt ven Privatbahnen ein Marimal- 
tarif für den Perſonen- und &üterverfehr und die einzelnen 
Hauptelajjen beider gejett zu fein. Dadurch wird eine Grenze 
für eine mögliche monopoliftifche Ausbeutung nach Oben zu 
gezogen, mehr aber auch nicht. Die Vorbehalte mancher Eifen- 
bahngefege und Conceſſionsurkunden, daß bei einer gewiffen, fogar 
vecht hoch gegriffenen Marimalrente eine Tarifreduction eintreten 
jolle (ce), haben ſich dagegen faſt immer als werthlos erwiefen. 
Selbſt ſolche Tarifermäßigungen, welche nur zeitweife die Rente 
ihmälern, ſcheuen Privatbahnen. Site erperimentiren überhaupt 
nicht gern in den Einrichtungen, in der Zarifpolitif, fobald nur 
von fern eine Verringerung der Erträge droht (d). Dagegen 
kann eine Staatsbahn durch die Geſetzgebung einfach zu einer 
anderen Tarifpolitif veranlaßt werden, wenn das Gemeinwohl es 
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fordert. Experimente und Reformen in ven Tarifen und in ven 
gefammten Fahreinrichtungen find beſonders bei Staatsbahnen 
vorgefommen (e). In der mit dem Tarifweſen zuſammen— 
hängenden Frage der Trennung des Fahr: und Frachtverfehrs 
haben ſich Staatsbahnverwaltungen entgegenfommender gezeigt (f). 
Thatfächlih find endlich die Tarife der Staatsbahnen in ven 
Ländern des gemifchten Syitems allerdings nicht immer niedriger 
als die der Privatbahnen. Berüdfichtigt man aber die ſchwächere 
Rente der Staats- gegenüber ven guten Privatbahnen, jo er: 
fcheinen vie gleichhohen oder ſelbſt etwas höheren Tarife vieler 
ver legteren im runde wejentlich höher (g). 

b) Die Anhänger des Privatbahnſyſtems verlaffen fich dem 
allen gegenüber ſtets auf die günftigen Folgen der freien Con— 
currenz, welche letstere im Staatsbahnſyſtem, wo der Staat an 
der Erhaltung einer guten Rente intereffirt fei, fich niemals fo 
geltend machen könne (A). Die freie Concurrenz wirkt aber that- 
fähhlih gerade im Eijenbahnwejen, wie in fo vielen anderen 
Fällen, nicht immer fo, wie ed die Theorie annimmt. 

a) Eifenbahnen genießen einmal oft lange für ihre ganze 
Linie und felbjt in einen jehr entwidelten Bahnneg beinahe ftets 
für einen großen Theil ihrer Linie ein factifches Monopol, wodurch 
fie ganz oder theilweife außerhalb der Concurrenz anderer Bahnen 
jtehen. Es zeigt fich dies gerade in dem Differentialtarif- 
ſyſtem (2), der viel gerühmten „Frucht der Concurrenz“, 
wo bie Tarife zwar für größere Entfernungen im Durchgangs- 
verkehr ermäßigt werden, aber für fleinere Entfernungen, zumal 
im Binnenverfehr ver Bahn, hoch bleiben. Denn bier zwingt ja 
die Concurrenz nicht zu Ermäßigungen, die fich ſonſt vielleicht 
nicht ventiven. Das Differentialtarifigitem in feiner jegigen 
Geſtalt als bloße Frucht der Concurrenz hat aber fo viel Miß- 
liches, weil e8 fich durchaus nur nach dem zufälligen Umftanve 
entwidelt, ob mehrere Bahnen nicht allzu ungleicher Länge zwifchen 
zwei weiter von einander entfernten Orten eriftiren und unter 
verjchievenen Verwaltungen ftehen. Bei einem allgemeinen ein- 
heitlichen Staatsbahnfyiten würde der Differentialtarif auch nicht 
fehlen, aber er würde fich vationell und gleichmäßig nach einem 
feften Grundfage entwideln. Der Tariffag würde nehmlich auch 
bier bei größerer Entfernung velativ Feiner und unter Umſtänden 


— 56 — 


zwilchen zwei von einander entfernteren Puncten ſelbſt abfolut 
fleiner als zwijchen zwei einander näheren jein fönnen, ſobald 
bie Selbſtkoſten ver Transportleiftung der Bahn fich im erjteren 
Fall niedriger als im zweiten jtellten, was oftmals vorfommen 
fann (A). Dies ift das richtige Differentialtariffyitem und auch 
gegen das heutige ift nichts einzumenven, joweit ed auf dieſem 
Principe beruht, wo es dann fehr wohl auch im Binnenverfehr 
einer etwas größeren Bahn anwendbar ift. Der Unterſchied 
zwiſchen dem Staats- und Privatbahniyitem wird daher darin 
liegen, daß dort leichter ein niedriger allgemeiner Tarif und 
daneben ein noch mäßigerer, aber vationeller und ökonomiſch 
richtiger Differentialtarif, bier dagegen ein höherer allgemeiner 
und daneben nur für einige Routen nach den zufülligiten Con— 
currenzverhältniffen ein ermäßigter Differentialtarif beſtehen wird. 

PA) Auch Letzteres gilt aber nur dann und fo lange, alö ces 
den Goncurrenten nicht paſſender erfcheint, fich über gleichmäßige 
höhere Tarife zu verftändigen, was oft das Ende des Concurrenz- 
fampfs iſt ($. 215 (a)), oder bis etwa die Goncurrenzlinien 
durch Fuſion in eine Hand fommen. Hier wird dann vollends 
ein factifches Monopol, mindejtens für geraume Zeit, gejchaffen, 
ein neues Concurrenzunternehmen noch jchwerer entjteben, weil 
es mit einer noch mäÄchtigeren Concurrentin fümpfen müßte, und 
die Tarife werden möglichjt beim Alten bleiben. 

Die vorhergehenden Süße find vornehmlich deductiv gewonnen, 
d. h. aus tem inneren Wejen beider Bahnarten abgeleitet. Sie 
finden aber durch die im Obigen ſchon berührten Erfahrungs 
thatfachen aus Gefchichte und Statijtif des Eifenbahnwejens ihre 
volle Beftätigung und werden durch die vorgefommenen Fälle einer 
zu einfeitig privatwirtbichaftlich oder fiscalifch geleiteten Staats- 
bahnverwaltung nicht widerlegt. Denn dieſe VBerwaltungsart 
ijt nicht nothwendig gewerbsmäßig, wie fie 8 bei einer Privatbahn 
ift, und immerhin fommen doc wenigjtens ihre finanziellen 
Ergebniffe dem Gemeinwefen zu Gute ($. 216, 218). W. 


(a) Nicht nur, wie gewöhnlich, mit Unterfdeibung der- Schnell=-, Berf., ge= 
mijchten Zuge beim Perſonenverkehr, des Eil- u. Frachtguts beim Guͤter⸗ 
verkehr, ſondern auch noch weiter mit Berückſichtigung der Zeitdauer 
des Transports innerbalb jeder diefer Kategorien. Wenn 3. B. zwei 
Babnen für 1 Meile p. yerfon II. &. im Schnellzug g Gebühren 
erheben, die erfte aber p. Stunde 6—8 Meilen (meift Nordbeutfchlan), 
Die lehte nur 5—6 M. Gaiern) transportirt, fo iſt jene offenbar die 


(2) 
(e) 


(d) 


(e) 


N 


(9) 
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billigere. Ebenſo wären Bequemlichkeit, Sicherheit bei der Vergleihung 
a berüdfihtigen, ferner ob die Perfon genöthigt wird, eine höhere 
lafie zu benutzen u. ſ. w. 
Näfonnement von Raudot, das Bergius 2.9. ©. 244 beadhtens- 
werth nennt! ; 
3. B. preuf. Eifenbahngef. v. 3. Nov. 1538, 8. 33: wenn der Rein— 
ertrag nad Abzug der Ausgaben u. des Beitrags 3. Neferwefonds 10%, 
des in dem Unternehmen angelegten Cap. iberfchreitet, müſſen die Fahr— 
preife in dem Maße herabgejetst werben, daß Dies nicht gefchicht. Diefe 
Vorſchrift kann zur Ausdehnung des Unternehmens möthigen, was 
immerhin eine gute Folge ift, aber erreicht ihren eigentl. Zwed ſchwerlich. 
Durch eine richtige Bertheilung Des Anlagecap. auf Actien u. Prioritäten 
läßt fih für die Actionäre eine viel Höhere Dividende als 100/, 
erlangen, wie fo viele preuß. Privatbahnen zeigen, ohme daß eine Tarif- 
reduction nach obiger Beftimmung nöthig wird. — Auch im djterr. 
Eifenbahngef. v. 1954 behält ji Die Staatsverwaltung eine billige Herab- 
etzung der Tarife vor, wenn die Rente des Anlagecapitals 15 %/o überſteigt. 
Schwierigkeiten bei d. Einführung einer 4. Wagenclafje für d. Perfonen- 
verfehr ın Preußen bei manchen Brivatbahnen, 3. B. der Berl.- 
Anhalter, die erſt vor Kurzem dazu liberging; Su früher bei der 
Einführung von Nachtzügen. 
Einführung der 4. Wagenclaffe bei allen älteren preuß. Staatsb., bald 
nad der Annexion aud in Hannover. Yeider haben die Staatsbahnen 
der D. Mitteljtaaten, mit theilw. Ausn. Sachſens u. Medlenburgs, dies 
nicht machgeabmmt. Baden bat fogar die 4. Cl. wieder befeitigt. Die 
Einführung der 4. El. bei den Privatb. erfolgte in Preußen meift Durch 
Anregung oder Drängen des Staats. Freiwillig ift fie bisher in and. 
D. Yanden von Feiner Privatb. vorgenommen (außer bei d. ehem. 
medlenb.). In Defterreich find e8 auch faft nur die neuen Bahnen, 
die 4. El. haben, nicht Die großen alten Geſellſch. Nord-, Süd-, 
Staats-, Weſtb.). — Belgiſche Zarifreform im Perfonenverfehr der 
Staatsb., 1565, eine principiell wicht. Maßregel. — Tarifreductionen 
im Maffenverfehr, 3. DB. zur Zeit vom Theuerungen für wicht. 
Nahrungsmittel in Preußen zuerjt bei d. Staatsb. (übrigens eine 
Maßregel von zweifelhaften Werth). 
Naff. Staatsb. — Bereitwilligf. anderer Staatsbahnen, nicht der 
Privatbahnen, auf einen bezügl. in Hamburg auf der Vereinsverſamml. 
1560 gefaßten Beſchluß einzugehen, Berrot, Eiſenbahnref. ©. 41. 
Bol. auch die Verhandl. d. Commiſſ. d. D. Handelstags fir Eifen- 
bahımef., D. H. Bl. 1871, ©. 216 (Nr. 20). 
Die Frage ift wegen der im Anm. (a) angedenteten Umftände nicht fo 
einfach zu entfcheiden, als es fcheint. Es kann z.B. eine Bahn niedrigere 
SBerfonentarife haben, aber fie nöthigt Die Yeute wegen ihrer nur 1 oder 
2 Claſſen führenden Schnellzüge, wegen der geringen Zahl und ver 
unbequemen Zeit, des langfamen Fahrens der Perfonenzüge, Die höhere 
Glafje eines theureren Schnellzugs zu benugen, wie mar zu fehr auf 
verfchied. Deutjchen u. vollends fremden Staats- und Privatbahnen (bef. 
3. B. in Baiern) Üblih, auch öfters durch die Eingleifigfeit der 
Babır geboten ift. Bei den Durchſchnittszahlen der Nechenfchaftsberichte 
über die Erträge einer Perfon u. eines Gentners Güter p. Dieile, 
die —— zum Vergleich noch die geeiguetſten, ergiebt ſich ferner 
z. B. fir Bahnen mit ausgedehnten Differentialtarifen, zu denen 
Maſſengüter über die Bahn gingen, ein niedrigerer Sat der Frachten, 
während der interne Verkehr böber belaftet ift. Auch beim Berfonen- 
verkehr beginnt das Differentialtariffuft. Plag zu greifen, 3. 8. für die 
verſchied. — Berlin-Frankfurt, über Thüringen u. über Kreienfen- 
Eajjel, für Berlin» Cöln dsgl., Magdeb. u. Lehrter-Hannov. Route. 


Dadurch erfcheinen öfters die Tarife Meiner u. mittlerer Privatbahnen, 
die zufällig innerhalb einer Bahngruppe von Goncurrenzrouten liegen, 
zu günftig gerade im Vergleich mit großen Staatsbahngruppen. Cine 
Verſchiedenheit der Tariffäte ift endlich auch Durch ungleihe Baufoften 
und ungleiche Frequenz ganz gerechtfertigt: hohe Säte billiger Bahnen 
mit großem Verkehr u. bober Rente find dann aber befonders übel. 
Sie zeigen ſich öfter bei Privatbahnen. Zum Bergleih für unfere 
Frage muß man möglichft ähnliche nachbarliche Staats- u. Privatbahnen 
wählen, wie in folgender Zufammenftellung nad der D. Eifenbahnftatift. 
für 1869, Berf. u. Gentn. p. Meile. Beim Perfonenverkehr ift zu be= 
achten, daß in Norddeutſchl. allgemein 50 Pfd. Gepäd frei befördert 
wird, in Süddeutſchland, theoretiſch richtiger, nicht, woneben die Gepäd- 
tarife ſehr hoch find (wie Eilgut oder höher oft). 


Perſonen p. M. Sur. Büter ». Gentn. y. M. Wi. 
L. I. I IV Gi: Rorm. Ermäß. Koh: Koften Meute 
Glarfen gut gut gut len p. M. 96 
Nordoſtdeut— 1000 Ka 
ſche Gruppe: 
Stb. Oſtb. ...6,165 4,76 20 5 gr 5,40 23 1,66 477 7,* 


— 


Niederſchleſ. 67 a8 2 150 11,20 4,01 20 1,0 708 (rn 


(„) Obere 6,7 4,40. 2,00 1,66 130 60 2,20 1,0 605 19,8% 


(„) Bre3l.-& 


og. 60 a2, 5,10 ya 450 7, 


„Sädhfifhe . 6,0 30 20 10 2m 58 20 —_ 671 8% 
Prb.Bröl.-freib. 5,4 3,0 20 1,0 12,5 6,0 2,2 2,05 465 8,86 


” 


„ 


Berl.-Görl.. 5,7 3 Zu 18 120 5m 20 1,0 434 4,0 
B.-Stettin . 67 489 257 1,090 11800 5,96 3,8 1,2 529 832 
B.-Hamb. . 60 456 35 10 ger zu 2a 1,0 372 10,0 
B-Anh.... 6,8 4,07 288 1,50 11,07 5,8 2,86 1,0 359 13,1% 
—5 65 48 28 18 ge eye 762 11,9 
Magd.-tp3. . 7, ’ 2, ' 

—— 585 48 27 —_ 100 450 20 730 548 8,0 


Nordweft- 


” 


(„) Berg.-Märt. 


deutfche: 
Std. Hannov. .. 6,2! 4,13 2,61 


) 
Weftfäl. .. 60 4m 280 1,51 100 50 2,0 1,0 455 3,98 
> 04 


5 
Göln-Mind. 6,8 49 Zr 19 ge Lcs 20 151 920 9,7 


Br. 
„ Rheinifhe . 77 30 285 1,5 11,8 48 28 10 747 8,8 
Südweit- 
deutſche: 
StNafl.....58 3,22 20 — 0 4,22 165 1,0 759 2,8 
(„) Rhein-Nahe 6,28 4,06 2,51 1,27 10,78 5,00 1,00 7,0 1024 1,5 
Saarbr. .. 6,0 30 25 1,06 12,022 zu 2m 20 851 5,57 
„ Bad. .... 62 390 21 — 9,80 ifoig.3. 2,9 i.vor.g. 613 4,5 
„ Wiürt 5, 3,63 2,22 — alle Güter: 2,5 — 59 3, 
„ Baier 656 4,01 2,460 — 23° — 613 48 
Pr. Taunus 6,2 40 216 — 12,0 6,10 290 .. 3. 515 8,0 
— gel DB. ya 15 — ga zu 25 604 8,8 
„ Big. 8.508 30 1 ge 21 915 6% 
— er .79 565 20 — 918 60 38 0.8 915 7,% 
„ Baier. Oftb. 5,14% 3,9 2,0 — alle Güter: 2 — 39 9,6 


Die Daten diefer Bereinsftat. weichen mitunter von denen der amtl. 
preuß. Statift. etwas ab (f. auch 8.234 (a)). Die Bahnen mit der Klammer 
am Anfang find Privatb. unter Staatsverw. Große Unterfchiede in den 
Tariffägen finden fich nicht. Bei gleichzeitiger Vergleichung der Tarife, 


— 


Baukoſten und Renten fällt jedoch das Urtheil faſt durchweg zu Gunſten der 
Staatsbahnen aus: fo bei den preuß. öſtl. Staatsbahnen verglichen mit 
den fchlef. u. in Berlin mündenden Privatbahnen; bei den fäch,. Staatsb. 
gegenüber Magd.-Leipz. u. Leipz.-Dresd.; ebenſo im Ganzen doch auch 
in d. nordweſtd. u. im d. ſüdweſtd. Gruppe, wo die Renten der Staats— 
bahnen der 3 füdd. Staaten durch ſtarke Ausdehnung der Netze neuer— 
dings gefhmälert find. 

(1) ©. bef. die vo. 8. 213 Anm. (2) gen. Arbeiten von DO. Michaelis, der 

*  Bieles von der Trennung des Fahr- u. Frachtverlehrs erwartet, ein noch 
zu löfendes Problem. Scholtz, d. preuß. Eifenbahnen in Rückſ. auf 
d. Zarifiwef. (1570, ohne Jahreszahl). Bgl. auh A. Meyer im D. 
9. Bl. u. die Berhandl. der Eiſenbahncommiſſ. d. D. Handelstags. 
Andererfeits die Schriften von Perrot. 

() Michaelis a a. D., bei. Vierteljahrſchr. für Volkswirthſch. 1864, 
3.1. Schäffle, Nationalöf. 8. 268. S. Perrot, Eifenbahnref. ©. 56. 

(k) Wenn z. B. auf einer Yinie, die von A über B nach C führt, der Ver— 
fehr von A nach C meiftens volle Wagen giebt u. zugleich volle Nüd- 
fracht, während die Wagen nach B balbleer gehen müfjen u. keine Rück— 
fracht finden, fo wird in der That oft der Transport zwifchen A und C 
relativ und mitunter ſelbſt abfolut billiger als zwifchen A u. B geliefert 
werden können. So ungefähr ift das Verhältniß zwifchen Simmen- 
gegenden mit ftarfer Betreide-, Bergwerksproducten- u. Fabrifatenausfuhr 
nad Sceeplägen u. Teßteren mit großer Rückfracht an Colonialwaaren, 
Baumwolle u. and. Robftoffen nad) jenen Gegenden. 


8. 237, 

6) Bolitifche und ethifche Seite der Frage. Hier find 
namentlich drei Buncte erwägenswerth. 

a) Ein häufig zu hörender und nicht ganz unrichtiger Einwand 
gegen Stantseifenbahnen ift der folgende. Durch jolhe Bahnen, 
welche nicht nur im Eigenthum, fondern in der Negel — und mit 
Recht (S. 241) — aud in der eigenen Verwaltung des Staats 
jtehen, werbe ein meues zahl» und einflußreiches Staatsdiener— 
contingent und auch ſonſt noch eine neue große Staatsclientel 
gejchaffen. Beſonders die Gewerbtreibenden, welche für die Bahn 
arbeiten, die Befrachter ſogar geriethen leicht in eine gewiſſe 
Abhängigkeit, die politifch bevenflich fei. Es iſt dies nicht ganz 
zu leugnen und Spuren davon haben fich mitunter ſchon gezeigt (a). 
Aber auf der anderen Seite ruft auch das Privateifenbahnwefen 
ähnliche Bedenken wach. Die großen Eifenbahncompagnieen der 
Neuzeit, die doch unvermeidlich find, wenn man die endlofe Zer- 
fplitterung der Verwaltung vermeiden will, erlangen leicht eine 
bevenflihe Macht, bilden förmlich Staaten im Staate. Dies 
Verhältniß hat fich in Heinen Staaten felbjt unmittelbar für ven 
ganzen Staat gefährlich (b), und fogar in großen Staaten, be» 
fonders bei Gefellfchaften auswärtiger Capitalijten uuter ver 

Rau: Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 34 
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Dberleitung von Ausländern (c), mißlich erwiefen. Auch entwidelt 
fih hier ein Patronage- und Glientelwejen, eine Verwaltungs- 
rathscoterie, ein „Eiſenbahnkönigthum“, Tauter Formen ber 
unerfreulichjten Geltoligarchie und alles zufammen Dinge, welche 
bevenklicher jind und doch fchwerer Abhülfe geftatten, als jene 
politijhen Gefahren des Staatseifenbahnwefens wenigjtens in 
dem conftitutionellen Staate. 

b) In Kriegen find die Staatsbahnen mehr als die Privat- 
bahnen dem Feinde preisgegeben. Practiſch geht varaus vor- 
nehmlich nur in Betreff des Fahrmaterials eine nicht zu leugnende 
Gefahr herver, da daſſelbe als Staatseigenthum im Falle einer 
feindlichen Erbeutung auch im Friedensſchluß nicht wie doch wohl 
meiftens dasjenige der Privatbahnen (d) ohne Weitere8 wieder 
herausgegeben werben wird. Hier würden nölferrechtlihe Ab- 
machungen wünfchenswerth und doch wohl faum unmöglich fein. 
Eine Entſchädigung für die Benugung der Staatsbahnen durch 
den fiegreichen Feind läßt fich freilich wohl nicht erlangen. Aber 
auch diejenige für die Benugung der Privatbahnen wird doch oft 
nur durch ven befiegten heimifchen Staat gewährt werben. — Bei 
der ungeheuren Bedeutung der Eifenbahnen im Kriege ſelbſt bietet 
das Staatsbahnſyſtem auch den Vortheil, daß die Benußung ber 
Bahnen für militärische Zwecke ſich doch noch rajcher und ein- 
facher wird einrichten laffen, als wenn erſt an viele einzelne 
Privatverwaltungen Ordres ergehen und mitunter doch auch erſt 
mit ihnen Vereinbarungen getroffen werden müſſen. 

ec) Man bat wohl behauptet, das Staatsbahnfyitenn gefährde 
die politiiche Unabhängigkeit ver Bevölkerung gegenüber ver Re- 
gierung, weil eine Gegend oder ein Ort, um eine Eifenbahn zu 
erlangen, politiich gefügig fein müßten und würden. Auch vie 
Integrität der Stantsbeamten und vollends der Volksvertreter 
werde leicht Verſuchungen Seitens Derjenigen unterliegen, vie 
eine Bahn wünjchten. Auch dieſe Gefahren find nicht ganz zu 
leugnen und einzelne vorgefommene Fälle können als Belege 
erwähnt werben. Eine Abhülfe liegt in möglichiter Deffentlichkeit, 
in jtrenger parlamentarifcher Controle, in genügender Höhe ver 
Gehalte u. ſ. w. Jedenfalls find aber die ähnlichen Gefahren 
im Privatbahnſyſtem ungleich größer und bereits öfters jchlimm 
bervorgetreten. Auch bei einer jehr liberalen Gejtaltung des 
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Eifenbabnrechts möchte das Conceſſionsſyſtem faum zu bes 
feitigen fein. Wenigjtens hätte die Aufftellung bloßer Normativ- 
bedingungen wieder jehr viele andere Bedenken gegen ſich. Die 
Nothwendigkeit der Erpropriationsbefugnig, die manchfachen 
Intereffen Hinfichtlih der Richtung, Bauart, Tarife u. f. w. 
machen eine jpecielle Genehmigung jeder einzelnen Bahnunter- 
nehmung und Bahnroute mindeitens nach unferen continentalen 
Anſchauungen wohl unumgänglid. Unliebſame Folgen hiervon 
find dann nicht zu verfennen, mag bie Concefjion durch Re— 
gierungsverordnung oder durch Geſetz ertheilt werden. Die 
Beamten in den entfcheidenden Injtanzen, im zweiten Falle jelbit 
die Abgeorpneten in den Parlamenten werben dann nur zu leicht 
in die Interefjen der Speculation hineingezogen und ver Bejtechung 
und Corruption iſt oft Thor und Thür geöffnet. Die Gefahr 
iſt entſchieden größer als beim Staatseijenbahnmwefen und ver damit 
verbundenen Aufnahme von Staatsfchulden. Denn namentlich 
in Zeiten lebhafter Börjenfpeculation loden große Gewinnſte bei 
ver Erlangung einer Eonceffion. Solche Gewinnjte werfen genug 
ab für „Beſtechungsprämien“ und die um eine Goncefjiort fich 
bewerbenven Speculanten find wahrlich nicht immer vie Leute, 
die vor folchen Mitteln zurücdjchenen. Es ift ein offenes Ge- 
heimniß, daß fih an das Eiſenbahnconceſſionsweſen in vielen 
Ländern eine jehlimme Corruption angefnüpft hat. 

So fpricht denn auch die politifche und ethifche Seite ver 
Frage mindeftens nicht gegen Staatsbahnen, eher für fi. W. 


(a) Manche Klagen in d. hannov. Reactiongzeit unt d. letsten König Georg V. 

(d) 3.82. in turemburg! Aehnliche Bedenken in Belgien. 

(ec) Defterr. Staat3- u. Südb., italien. Bahnen. 

(d) Im dÖfterr. Kriege v. 1566 ift von Preußen teinerlei Bahnmatertal 
zurüdbehalten, das ſächſ., worunter Staatdeigenthbum, wohl aus bef. 
Rückſichten zurütgegeben. Auch die franzdf. Oftbahn erhielt nach 
den Friedensbeſtimmungen von Verſailles u. Frankfurt 1871 alles 
Material zurück. Die elſäſſ.-lothring. Linien dieſer Bahn find aus— 
drücklich ohne Betriebsmaterial an Deutſchland abgetreten worden. 


8. 238. 


Aus allen im Vorhergehenden (8. 229 — 237) vorgeführten 
Beweisgründen für und wider Staats- und Privatbahnen läßt 
fih ein unbedingtes Princip für das eine oder andere Syitem, 


wie früher fchon zugegeben wurde (8. 228), nicht ableiten. Aber 
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irgend burchjchlagende Grünte gegen das Staatsbahnſyſtem 
haben jich nicht gefunden, vielmehr möchte eher noch das Gewicht 
der bier geprüften Gründe zu Gunjten viejes Syitems ven Aus- 
ichlag geben. Jedenfalls kann nunmehr in ber That das Er- 
gebniß der früheren Grörterungen über das gefammte Verkehrs: 
wejen getrojt aufrecht erhalten werten. Danach gebührt dem 
Staatsbahnweſen für unjere Länder in der Gegen: 
wart der Vorzug (4). W. 


(a) Zu Diefem Ergebniß waren Männer der Wifjenfchaft wie R. Mob! 
und ım Ganzen auch Kies fchon vor längeren Jahren gelangt. 
Solde Stimmen lamen aber, gegenüber den Vertretern der ausfchlieg- 
lichen Privatthätigleit auch auf diefem Gebiete, nicht zur Geltung. Exit 
in meuefter Zeit beginnt auch bei den Practifern, in den Kegierungs- 
freifen fogar Großbritanniens, der Schweiz, felbit Nordamertas, und 
in dem Theile der öffentlichen Preſſe, welcher fih von den Einfeitigkeiten 
der Mancheiterpartei losgemacht bat und nicht den bloßen Interefien 
der Börfenfpeculation dient, ein Umfchwung einzutreten. Dadurch kommt 
die Anficht der „Theoretiker“ wieder zu Ehren. 


8. 239. 


B. Die bisherige thatjählide Entwidlung des 
Eiſenbahnweſens. Sie war in den verjchiedenen Cultur- 
jtaaten eine manchfach verjchievene. Wie fehon bemerkt wurde: 
nicht fejte Principien der Berkehrspolitif im Allgemeinen, ver 
Eifenbahnpolitif im Beſonderen haben jie beherrſcht, ſondern zu- 
fällige gejchichtlihe Umftände im Yeben der einzelnen Staaten (a) 
($. 228). Benchtenswerth ijt aber immerhin für unfere Frage 
auch dieſe vein thatfächliche Entwidlung in folgenden Beziehungen. 

1) Da, wo wie in Defterreih u. a. X. einmal das Staats: 
bahnſyſtem allein oder neben Privatbahnen Plaß gegriffen hatte, 
waren es meiltens wiederum nur fremdartige Gründe, 
namentlich die aus ganz anderen Urjachen als etwa aus 
der Gifenbahnpolitif entitandene Finanznothb des 
Staats, welde zur Veräußerung der bereits vorhan— 
denen Staatsbahnen und zum Uebergang zu dem Privat: 
bahnſyſtem führten (bD). Auch mit dieſen Thatſachen läßt fich 
alfo nicht erfolgreih gegen das Princip der Staatsbahnen 
argumentiven. Im dem vegelmäßigen Vorbehalt des Heimfalls 
oder Rüdfalls der Bahnen an den Staat (c), in dem oftmaligen 
ähnlichen Vorbehalt eines Wiedereinlöfungsrecht8 (d), in der Feit- 
ſetzung analoger Rechte des Staats felbjt bei ganz neu errichteten 
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Privatbahnen findet ſich das Princip des Staatsbahnweſens 
auch gewahrt: nur vorübergehende, namentlich finanzielle Rück— 
fichten zwingen, bafjelbe eine Zeitlang bei Seite zu feten. Die 
fogen. Beräußerung von Staatsbahnen läßt fich nach ver 
Faſſung der Verträge öfters ſogar mehr als eine langjährige 
Berpachtung denn als wirfliden Berfauf betrachten. 
Diefer Gefichtspunet würde noch fchärfer herportreten, wenn nicht 
gerade mehrfach nur die Finanznoth Beitimmungen in vie 
Verträge gebracht hätte, die mehr in einen Kauf- als in einen 
Pachteontraet gehören. 

Der principielle Grund, welcher auch in Staaten mit 
wohlgeoronetem Haushalt in neuerer Zeit jo oft zur Veräußerung 
von Feldgütern, Berg: und Hüttenwerfen, Fabrifen u. ſ. w. ge— 
führt hat: daß der Uebergang diejes werbenden Vermögens aus 
dem Staats» in das Privateigentyum und aus der Staatsver- 
waltung in die Privatverwaltung wünfchenswerth oder jelbjt noth- 
wendig im volks- und ftaatswirthichaftlichen Intereſſe ſei, — 
biefer Grund hat notorifch bei den vorgefommenen Beräußerungen 
von Staatsbahnen nicht mitgewirkt. Er wurde höchſtens von 
einfeitig boctrinären Theovetifern und von interefjirten Gapitaliften 
und den Börjenblättern aufgejtellt; von ven Theoretifern auch 
nicht aus jpeciellen fachlichen Gründen, fondern in richtiger Con— 
fequenz eines eben durchaus nicht abjolut wahren Dogma’s von 
der Nothwendigkeit möglichjter Einſchränkung der Stuatsthätig- 
feiten im Gebiete der Volfswirthichaft (e). 

2) Wo fi, wie in Deutfchland, zufülliger Weije ein ge- 
mifchtes Syſtem von Staats: und Privatbahnen entwidelt hat, 
ba neigt auch die thatfächliche Entwidlung gerade aus prin= 
ciptellen und aus ver erfahrungsmäßigen Zwedmäßig- 
feit gejchöpften Gründen immer mehr dazu hin (f): 

a) entweder die Brivatbahnen Seitens des Staats zu 
erwerben, 

b) over fie wenigjtens theilweife unter Staatsverwaltung 
zu ftellen, welche ſich in folchen Füllen wiederholt fehr gut 
bewährt hat, — ſogar im Intereſſe ver Eigenthümer ver Privatbahı, 

e) oder die Privatbahnen zu großen Bahnunter: 
nehmungen zu vereinigen, fei es durch Bereinigung bee 
Eigenthums mehrerer Bahnen in einer Gefellichaft (Fuſion) (9), 
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fet e8 pur Uebernahme ver Verwaltung Heinerer Bahnen 
Seitens einer Hauptgejellichaft, ſei es endlich wenigftens Durch 
Einrichtung von großen Eifenbahnverbänden zwifchen ven 
getrennten Verwaltungen (A): d. h. man fucht Eigenthbum, Ver— 
waltung, Betrieb mehr zu centralifiren, wie e8 die Natur des 
Eifenbahnmwefens fordert, im Staatsbahniyiten aber von vorne- 
herein erreicht ift, und ohne die bei dem anderen Syſtem dann 
nicht zu vermeidenden Nachtheile. 

d) Endlich aber neigt die thatjächliche Entwiclung ver Dinge 
in Yändern des gemifchten oder des vorwaltenden oder ausſchließ— 
lichen Privatbahnſyſtems, immer mehr dazu, da die Durchführung 
der PBuncte a, b und ce Schwierigkeiten macht und im legteren 
Falle ſelbſt durch die thatfächlichen Monopole großer fujionirter 
Privatbahngefellfchaften neue Uebelſtände entjtehen, vie Abhülfe 
in einer weitgehenden Staatscontrole der Privat- 
bahnen (2) zu juchen. Dieje ift aber nicht jo erfolgreich und 
boh wieder in mancher anderen Hinficht bevenflicher und 
jchwieriger, als das. reine Staatsbahnfyftem. 

3) Wo fich, wie in Großbritannien und Nordamerifa, 
das Privatbahnwefen am Reinſten und Ausichließlichjten entwicelt 
bat, Haben ſich allmälig jo große Schäden gezeigt und die Geſetz— 
webung „und, Staatscontrole zu deren Abhülfe jo unzureichend 
fällige geſchichtliche Aler der Gedanke an die Uebernahme des 
(8. 228). Beachtenswernweſens auf den Staat nicht nur 
auch diefe rein thatfächliche Ent, Und mehr Berbreitung gewinnt 

1) Da, wo wie in Oeſterreichig beginnen. 
bahnſyſtem allein oder neben Privatbali, Thatſachen wird daher 
waren es meiſtens wieberum nur frei u einer Berwerfung 
namentlich die aus ganz anderen Urſachrth darf man auf 
der Eifenbahnpolitif entjtandene Flegen, auch wenn 
Staats, welde zur Veräußerung der berechehtliche Ent- 
denen Staatsbahnen und zum Uebergang zu ſt, für fi 
bahnſyſtem führten (d). Auch mit dieſen Thatjagtten (k). W. 
alfo nicht erfolgreich gegen das Princip der Sweſens u. die 

06: ſem $. 
argumentiren. In dem regelmäßigen Vorbehalt derer Ann. (). 
oder Rückfalls der Bahnen an den Staat (c), in dem — 
ähnlichen Vorbehalt eines Wiedereinlöſungsrechts (d), ar 210 (f). 
fegung analoger Rechte des Staats felbjt bei ganz mı 
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(f) Belege für die einzelnen Säge in der Schlußanm. 
(g) Auch in Preußen find 3. B. die v. 1838—1866 concefj. Gefellfchaften 
bis 1867 meift durch Fuſion von 46 auf 23 reducirt. 
(A) Bei. in Deutfhland, mit manchen günft., aber durchaus nicht aus— 
reich. Erfolgen. 
(2)  Deutfhland, Nord. u. Meichöverh., neuere Petitionen um ein 
NReihsbahnamt, f. o. $. 235, Anm. (h). Achnlih Frankreich. 
(A) Ueberſicht über den Stand des Eifenbahnmwefens und die 
Entwidlung der Staats- und Privatbahnen. 
Nah den Zufammenftellungen u. Berechnungen von Herm. Wagner, 
dem Redacteur d. ftatift. Theils d. Goth. Almanachs, Jahrg. 1872, 
S. 839 war die Ausdehnung der Eifenbahnen in der Felt die 
folgende. Soweit die Daten vorlagen, großenth. auch aus d. einzelnen 
Artikeln des gen. Werks, find approrimative Zahlen über die 
Koften, abfolut u. p. geogr. Meile, beigefügt, mehrfah auf Grund 
älterer Daten für Jetztzeit berechnet, wobei die fremden Währungen 
auf Thlr., die Bapierwährungen al Pari, umgerechnet find. Die Länder 
ftehen in der Reihenfolge, welche fie nad dem Berhältnig der Länge 
der Bahnen zum Flächenraum oder nad) der Anzahl v. Meilen Eifenb. 
auf 1000 geogr. Du.-M. einmehmen. — Wie bei allen folden Ber- 
gleichen BY auch Hierbei kleine dicht bevölk. Staaten in bef. 
er em Lichte, während in manchen Provinzen großer Staaten die 
erhältniffe vielleicht ebenfo find, was aber in der Durchſchnittszahl 
für d. großen Staat verfchwindet. 
Bahnen Auf 1000 Nuft Mill. Verw. Gap. d. h. 
t. Ganzen g. Qu. M. Bewohner Mill. Thlr. p. Meile 
Jahr i. Betrieb Bahnen Bahnen M. circa 1000 Thlr. 
geogr. M. eirca 
Europa. 
Belgien .... 1471 420 785 84 202 481 
Gr.-Britann. .- „ 3285 573 107 3282 1000 
Niederl. u. Zur. '/ 70 220 405 57 * 125 567 
Deutihland .. 471 2669 270 65 1480 555 
Schweiz .... 1470 184 245 69 116 630 
rankreich ... 71 2228 232 61 2032 912 
talien .... 1471 791 147 30 — — 
änem. .... J 90 130 51 — — 
Deft.Ung.... 1372 121 38 797 581 
Spanien 1,70 133 81 44 537 132 
Portugal ... Yadi 106 65 26 — — 
Rumänien .. 471 109 49 24 — — 
Schweten.... 471 246 31 59 48 200 
Rußland ... 1393 16 21 — — 
waren — 65 10 36 — — 
ormwegen . x 50 8,6 29 — — 
Türteii 1871 40 6,3 4 — — 
Griechenl. — 1,4 1,5 1 — — 
Sa.Europa .. c.1871 c.14°000 78 47 — — 
„auß. Eur. „c.la4300 
Zuſ. ... 28-300 
Außer Europa: Meilen Meilen Meilen 
Berein. Staat. 171 11559 Peru 71 54 Levante 71... 31 
(300 ill. Menſch.) Merico „ 7 Java ne — 
Brit. Nordam. 1,71 581 Columb., 14 Aeghpt. „ ... 155 
(131 p.1 Mil. Menſch.) Br.Guian. 1866 13 Kapland „... 45 
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Meilen Meilen Meilen 
Argentina !ı 71... 132 Jamaic. 1870 5 Auſtral. 70... 227 
Brafilien 1871 °... 109 Benezuelals6s 2 (114p. 1 Mill.Bem.) 
Chile 1871 ...:. 103 Br. Ind.“ 71 1060 And. Pänd. ... c.20 
Cuba 1866 ..... 56 Kaukaſ. 71 45(?) 


Das Berhältuiß der Staat3- und Privatbahnen zu einander 
bat im einigen Staaten mehrfach gewechfelt, inden Staatsbahnen an 
Gefellfchaften verkauft (bez. auf lange Zahre zur Ausbeutung oder Nub- 
nießung überlaſſen), oder Privatbahnen vom Staate angefauft, mitunter 
aber fpäter ſelbſt wieder verkauft wurden. Der buntefte Wechſel in den 
„Principien“, wenn man hier von ſolchen ſprechen darf, zeigt ſich in 
Ocfterr eich auf diefem wie auf fo vielen anderen Gebieten. Oefters 
iſt auch zwiſchen den Verhältniſſen des Eigenthums und der Verwaltung 
der Bahnen zu unterſcheiden (f. u.). 

Deutfhland Nach der amtl. preuß. u. nach Der Statiftit des 
Ber. D. Eifenbahnverw. für 1869 ergiebt fich Folgendes fiir Ende 1869. 
(Manche fpät. gefchichtl. Daten nach d. Werke v. Zul. Michaelis a. a.O.; 
ne Zahlen aus Gotb. Alm., mitunter aus Kolb's Statift., fonft 
aus d. Originalquellen. Die Daten d. folg. Ueberf. in preuß. M., fonft 
bei d. einz. Staaten unten in geogr. M.). 


Preuß. Bahnnetz. Meilen 

Preuß. Bahnen. . . na IR 
Streden fremder Bahnen i. preuß. Staat . A on 19,07 
Streden preuß. Bahnen in and. Staaten . . . . . 59,33 
Daher Bahnen auf preuß. Gebiet . . 2 2 1318, 03 

Eintheilung nach den einzelnen Lange davon Berwend. ». Teile 
D — Staaten und nach et ze 

abnverwaltungen. 

Preuß. Staatsbahnen . . » 447,95 201,5 249,90 560 
— Privat. unt. Siaaisverw. 225, 09,8 153,02 647 
— — Privatverm. . 6896,06 232,16 355,2 514 
— Bahnen, ſämmtl. — in Be— 

trieb. . . . 1370,85 503,0 759,9 552 

Sächſ. Staatöbahnen . . 100,9 74,8% 67,% 671 
— Privald. unt. Staatsverw. ur 14,9% 0,07 85 595 
— — Privatverw. . . 30,03 25% 1647 548 

Medlenb. Staatsbahnen Eee 15,4 — 4,97 322 
— Privatbahnen J 19,2 — 6,9% 327 

Oldenb. Staatöbahnen . . . : 20,12 — 5,5276 

Braunſchweig. Staatsbahnen (f. 1.) 36,36 27,4 13,12 369 

Privatb. in Thüringen (Werrab.) . . 19,9 — 8% 414 

Baieriſche Staatsbahnen . . . ... 199,8 27,9 98,7 500 
— v. Staat gepadit. Zweigb. 5 a 2 11,9 280 
— Privatb. unt. Privatverw. . 121,54 22,03 51,4 423 

Wirt. Staatsbabnen . . 108% 20,7 ° 6170 596 
— Privatb. unt. Privatverw. —F 0,86 _ 0,8258 

Bad. Staatöbahnen . . . 113,* 45,57 66,97 613 

(incl. — Privatb. v. Staat gepacht. i 6,6) 

Heſſ. Staatsb. (Main Ned) . . . . 11,83 10,5 7,07 608 
— Privatb, unt. Privatverw. . . 27,97 5,23 16,9% 604 


Hiernach find im Ganzen 
Staatsbahnen, incl. gepacht. Privatb. 1059,9 407,01 586,5 539 
Privatbahnen unter Staatsverwaltung 239,8 69,95 162,7 678 
—— unt. Privatverw. . . . 915,88 288,9 454,80 . 497 
Summa .2:24449 765, 120382 536 
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Aus der Zerſplitterung der D. Staaten u. der D. Bahnunternehmungen 
erklärt es ſich, daß öfters kleine Endſtrecken einer Bahn auf fremdem 
Gebiete liegen oder unter die Verwaltung einer anderen Bahn geſtellt 
find. Ebenfo durchziehen manche preuß. Babnen die Kleinen fremden 
Territorien, 3.8. in Thüringen (d. thür. B.). Der Unterfchied der zum 
Gebiete eined Staat3 u. zur Verwaltung der in ihm domtcilirten Bahn— 
unternehmungen gehörigen Bahnen ift bei Preußen — Weiſe 
am Größten. Sonſt giebt die erſte Zahlenreihe der ob. Ueberſicht der 
D. Bahnen möglichſt nur die den einzelnen Verwaltungen eigen— 
thümlich angehörenden Babnlängen an. 

In Preußen wurde durch d. Gef. v. 3. Nov. 1838 die Grundlage 
für die Einführung des Privatbahnſyſtems geichaffen.. Durch 
letsteres find auch Ende der 30er u. bis Ende der Mer Fahre eine 
Reihe der beften u. leicht zu bauenden Linien bergeftellt worden ($. 231 
Anm. (a). In Betrieb 1844 114,3, 1847 237,°, 1850 377,8 M. 
Im %. 1847 wurde dann zuerft die Anlage der Oftb. u. d. Saarbr. 
Bahn auf Staatskoſten befchloffen, 1848 begonnen, 1549 v. den 
Kammern genehmigt. Ebenfo find von vornherein auf Staatskoſten 
En die neueſten Erweiterungen diefer beiden Bahnen, ferner’ die 
Berliner Berbindungsbahn (alte und 1871 eröffıret neue). 
Dagegen wurde die von einer Gefellfch. gebaute Niederfchlej.- 
Märt. B. (Berl.-Brestl.) 1850 in Staatöverwalt. übernommen u. 1852 
gekauft u. die mit ihr verbund. Schlef. au b. dann fpäter auch 
auf Staatäkoften gebaut; ebenfo. wurde die Weftfäl. B., v. einer 
GSefellfch. begonnen, noch vor ihrer Bollendung 1850 v. Staate über— 
nommen, 1854 die Münfter-Hammer Bahn dazu gekauft u. fie auf 
Staatskoften erweitert. Die genannten Bahnen bilden die Staat3b. der 
alten Provinzen, i. &. E. 1569 268,3 M., 147,2 Dill. Thlr. verwend. 
Cap. oder p. M. 549000 Thlr. In Folge der 1866er Annerionen 
fiefen dem preuß. Staate die ſämmtlich auf Staatäkoften gebauten 
bannov. (ausſchließl. Staatsbahnfyften in d. chem. Kön. Hannover, 
womit 1541 begonnen — Linie Braunfchtweig - Hannover - Minden, dann 
Harburg = Yehrte - Hildesheim —, 1850 fortgefabren, Süd- u. Weftb.), 
die churheſſ. md Frankf. Streden der Main-Weferbahn 
(Caſſel-Frankf. als Staatsbahn der 3 betbeiligten Staaten 1845 — 46 
begonnen, 1552 vollendet), an die fich dann Die —— gebaute Bebra— 
Hanauer Staatsb. anſchloß, ferner die naſſau' ſchen Staatsbahnen 
zu. Letztere waren von einer Geſellſch. begonnen, 1858 vom naſſ. Staate 
übernommen u. weiter ausgebaut. Gefammmtlänge der Staatsb. der 
neuen Brov. 179,3 M., 102,7 Mill. Thlr. verwend. Cap., p. M. 
573000 Ihr. In Schlesw.-Holft. beftanden u. beftehen nur Privat- 
bahnen. Eine Beräußerumg von Staatöbahnen ift bisher in Preußen 
nicht vorgefommen; ein Vertrag der Regierung über d. Verkauf der 
weitfäl. Staatsb. an d. Berg-Märk. Gef. wurde v. Yandtag nicht ge- 
nehmigt. Auch eine Berwaltung v. Staatsb. durch Privatgef. befteht 
nit. Daß man nicht durchaus d. Privatbahnfyit. für immer bebalten 
wollte, zeigen die Vorbehalte des $. 42 d. Eifenbabngef. v. 1838, f. 
8. 240 (f). — Die vom Staate verwalteten Privatbabnen 
werden auf Rechnung der betrefi. Gefellfchaften geführt, u. mit fehr 
günſtigem finanz. Erfolg. Es find die (jet mit d. Oberfchlef. fufionirte) 
Wilhelmsb. (Cofel- Oderberg), die Oberfchlef. (Hauptb. v. Eofel 
nach Brest. nebjt Zweigen, Bresl.- Pof.-Glog. u. Pof.-Starg.), wonach 
das ganze Bahnnetz rn von Berlin (außer in d. Richtung nach 
Pommern): nach Oftpreußen, Rußland, Polen, Schlefien, Galicten u. 
Deft.- Schlefien unter Staatöverwalt. fteht; ferner die Berg. -Märtk. 
B., welche mit der früh. hefi. Nordb. fufionirt ift, u. mit der Weftfäl. 
Staat3b. zufammen ein mächtige Concurrentin der Cöln-Mind. Privatb, 


bildet. Durch die heſſ. Norde. ijt fie mit dem Staatsbahnfyftem in d. 
Prov. Heflen, Hannover u. in Naflau verbunden. Endlich fteht die 
Rhein Naheb. unter Staatöverwaltung. Mit Hülfe diefer kann die 
Berbindung mit der Naff. Staatsb. über Bingen - Ridesheim hergeftellt 
werden. Die Naheb. jchließt fih an die Saarbr. u. durch diefe an die 
Elfäfi.-Lothring. Neihsbahnen (103,9 Meil.) an, weldhe Das D. 
Reich für 325 Mill. Fr. ohne Fahrmaterial übernahm. So beftehen bereits 
im Often u. Weiten des preuß. Staats große Nee v. Staatsb. oder 
unter Berwalt. ded Staats fteh. Privatbahnen, — was für die Con— 
currenzverbältnifie zu beachten ift (1. u.). Yeider fehlt die Verbindung der 
öſtl. u. weſtl. StaatSbahnen (f. $. 240 (d)). Durch den Uebergang der 
braunfhmw. Staatsbahnen an eine Gefellich., an der mamentl. Die 
Berg. -Märt. B. participirt, läßt ſich wenigftend das Staatsver— 
waltungsivften von Weften noch weiter nach Often vorfchieben. 

Im 8. Sachſen find mit Ausnahme der alten Leipz.-Dresd. 
Privatb. u. ihrer meueren Berzweigungen, ferner der Eleinen, unter 
Staatöverw. fteh. Streden Gößnig-Gera, Greiz-Brumm, Löb.- Zittau, 
Bitt.-Neichend., alle Bahnen eigentl. Staatsbahnen. Die Sächf.- 
"Böhm. B. (1842 — 45 begonnen), die neueren Gebirgsb. u. and. m. 
find auf Staatökoften angelegt, vie Sächſ.-Baier. B. (Leipz. - Hof) 
ing 1847, d. EChbemm.-Riefaer, d. Sächſ.-Schleſ. 1551 von 

ejellfchaften verfaufsmweife an d. Staat über. Außerdem ftehen 7,17 M. 
Heiner Grenzitreden preuß., öfterr. u. baier. Bahnen, ferner 2 H. PBrivatb. 
pachtweile unter Berwalt. der ſächſ. Staatsbahn. 

Die Medlenb. Friedr. Franz B. ift eine Staats-, bez. eine fürftl. 
Privatb. Die Bahnen der ebemal. Mecklenb. Eifenbahn ——— 
(1844 — 46 gegr.) find jetzt ebenfalls an den Großherzog v. Medlenb.- 
Schwerin übergegangen im Wege des Kaufs, können IJo gegenwärtig 
auch eher zu den Staatsbahnen gerechnet werden. Eine Strecke davon 
hatte ſchon 1844 auf Staatskoſten gebaut werden ſollen. 

Die Oldenb. Staatsb. gehört tb. dem Staate Oldenburg, th. 
Preußen (Wilbelmshafen - Oldenb.), wird v. Oldenb. Staat verwaltet 
der den Betrieb auf d. preuß. Strede gegen einen beft. Antbeil an d. 
Bruttoeinn. führt, u. Tiegt mit auf preuf. u. brem. Gebiete. Das 
Staatsbahnſyſtem im nordweftl. Deutfchland wird durch fie vervoll» 
ftändigt. 

Die Braunſchw. Staatsbahnen, die ſchon 1837 als folche angelegt, 
u. allmälig zu einem E. Net ausgebaut worden waren, find durch 
Vertrag v. 8. März 1870 an die Darmft. Banf u. von diefer an eine 
Geſellſch. De angen, inter welcher die Berg. -Märk. u. Berlin- 
Magdeb. Gefe ** ſtehen. Kaufpreis 11 Mil. Thlr. u. v. 1. Ian. 
1869 an 64 Jahr lang eme Annuität v. 875000 Thlr. (bei bloß 
13,4 Mill. Thlr. urfprüngl. Koften), wogegen die Berwaltung v. dieſem 
Zeitraum an ſchon anf Rechnung der Geſellſch. geht. Zum Verlauf der 
treffl. fituirten Bahnen führten micht princip. Gründe, fondern vornehm!. 
polit. Nüdfichten in Betr. der Unſicherheit der Zukunft des Landes, 
das fih fo einen reichen Provincialfonds fiherte. Unter braunfchm. 
Verwalt. fteht auch eine El. preuß. Grenzftrede. 

Die priv. Werrabahn in Thiüringen (Eifenach = Lichtenf. nebſt 
Bweigb.) hat die fl. baier. Staatöbahnftrede Coburg-Lichtenf. gepachtet 
u. wird v. d. Thüring. B. mit verwaltet. 

Die baier. Staatöbahnen find größtentheil3 gleich auf. Staatskoſten 
an ge worden. Eine 1836 gebildete Actiengef. für d. Bahn Nürnb.- 
* renze gelangte nicht bis zum Beginn der Bauten u. wurde 1840 
wieder aufgelöft, worauf der Staat die Linie baute. Die Linie München— 
Augsb. war bis 1840 durch eine 1836/37 gegründ. Gef. gebaut worden 
u. wurde diefer 1844 abgelauft. Lange Zeit beftanden dann im öſtl. 
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Baiern außer der Fl. B. Nürnb.-Fürth nur Staatsbahnen, bis 1856 
die Gef. d. Baier. Oftbahnen gegründet wurde, die ihr Net allmälig 
ſtark ausdehnte (E. 1869 82,5 Meil.). An diefem Abgeben v. Staat3- 
bahnſyſt. Scheinen tbeoret. Gründe zu Gunſten der Privatb. einen gem. 
Anteil gehabt zu haben. Außerdem find v. Gefellfchaften u. v. Ge— 
meinden eine Anzahl Zweigbahnen gebaut, welche die Staatsbahn ge- 
pachtet hat. Nah längerer Pauſe ift d. baier. Staatsbahnfvft. Felbft 
neuerdings wieder in größerem Umfang ausgedehnt worden. Die Staats- 
bahn hat außerdem El. Grenzitreden v. Nachbarbahnen gepachtet (1,1% M.), 
dagegen andere dgl. verpachtet (7,"° M.). In d. Pfalz wurde dagegen 
das Privatbahnfyit. allein beliebt, Grind. d. Pfälz. Ludwigsb. 1838 — 
1844 (E. 1869 38,2 Meil.). Vielleicht wirkten bier polit. Grinde in 
der getrennt lieg. Prov. mit. 

Die würtemb. Staatäbahnen find alle von vorneherein auf Staats- 
foften gebaut, womit man 18422 43 begann, nachdem eine 1836 gebild. 
wirt. Eifenbahngef. fih 1535 wieder aufgelöft hatte. Das Net ift in 
ven leisten Jahren fehr erweitert worden. Die einzige Privatbahn ift 
die ML. Kirchheimer, Kirchheim -Unterboihingen. SKI. Grenzftreden find 
zw. W. u. Baiern wechſelweiſe verpachtet. 

Auch die bad. Staatsbahnen find gleich anfangs als folche angelegt, 
womit fehon 1838 begonnen wurde. Später traten einige Fl. Privat» 
bahnen, th. von Privatgef., tb. v. Gemeinden gebaut hinzu, werden aber 
v. d. Staat3bahn mit verwaltet. Große Ermeiterung der Staatsbahn— 
bauten neuerdings. Außerdem ift eine baier. Grenzſtrecke gepachtet. 

Die großenth. in Heffen lieg. Main-Nedarb. Frankf. - Heidelb. 
u. Mannheim follte urfprängl. von einer Gefellfch. gebaut werden, Die 
aber nicht zu Stande fam, worauf fie 1842 auf Koften der 3 betheil. 
Staaten bergeftellt wurde. Außerdem hat Heſſen den Antheil an d. 
Main -Weſerb., aber feine felbftänd. Staatsbahnen. Das Privatbahn- 
ſyſtenn (Heff. Ludwigsb.) wurde 1844—47 eingeführt u. ift herrſchend ge- 
blieben in Südheſſen (1869 28 Meil.), neuerd. auch in Nordheſſen für 
Zweigbahnen nah der Main = Weferb. angenommen (Oberheſſ. B., mit 
Binsgarantie). 

Es haben fonah von Anfang an faft alle D. Mittelftaaten 
das Staatdbahnfyftem adoptirt u. find meiftens fogar 
ausfchließlih oder doch weit überwiegend dabei ge- 
blieben. Polit. Gründe mögen dabei mitgewirkt haben. Dagegen hat 
Preußen erft fpäter u. mehr nur in einzelnen Fällen, nicht 
ſyſtematiſch, das Staatsbahnfyften angenommen, halb u. halb aber 
durh Webernahme der Berwaltung großer u. wichtiger 
Brivatbahnen an den Staat das erfäumte, fo möchte man 
fagen, gut zu machen — von den Vorbehalten des 8. 42 des Eiſen— 
bahngeſ. v. 1838 —— Im Ganzen hat ſchon jetzt das 
Staatsbahnſyſtem in Deutſchland die Oberhand u. bat 
dur tun von Privatbahnen zugenommen, 
während das einzige Beifpiel eines Uebergangs von Staat3- 
bahnen an Sefelliaften, das braunfchm., fih aus den eigen- 
thüml. polit. VBerhältniffen des Landes erflärt. Immerhin find aber 
Be: wichtige Routen zwifhen der belg. Grenze, dem 

bein einer=-, der Dder u. Oſtſee andererfeit3 auf preuf. 
Gebiete im Eigentb. u. der Bermwalt. von Gefellfchaften, 
(namentl. Rhein. u. Cöln- Mind. B., Thüring. u. alle Bahnen, welche 
ungefähr von der Elbe an, von Sachen, Mecklenb., Pommern nad) 
Berlin führen), während in Süddeutfhland nur drei bevdeu- 
tendere Bahngejellfchaften eriftiven (Baier. Oftb., Hell. u. Pfälz. 
Ludwigsb.). Bei einer Beurtheilung der Feiftungen der Deutjchen Privat- 
babnen verglichen mit fremden darf man gewiß nicht vergeifen, daß die 
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Verbreitung des Staatsbahnſyſtems u. die durch dieſes geſchaff. Con— 
currenz wahrſcheinlich manche anderswo zu findenden Uebel des Privat— 
bahnſyſtems nicht bat aufkommen laſſen; — freilich vielleicht auch vice 
versa. — Die Staatsfhuld ift allerdings durch das Staatsbahn- 
weſen fehr vermehrt, aber fie verzinft u. tilgt fih aus Einnahmen der 
Bahnen. Betrag aller D. Eifenbabnfchulden 1870, nach Herm. Wagırer, 
Goth. Alm. 1872, ©. 314, 576 Mill. Thlr. neben 544,8 Dill. Thlr. 
fonft. Schulden, nehml. erftere in Preußen 192,7, Baiern 93%, 
Sadhjen 75, Würt. 80, Baden 71,7 Mill. Thlr. 

Defterreih. Hier war die Entwidlung unter dem Einfluffe einer 
wechſeluden Politif u. fpäter in Folge der Finanznoth, die zur An- 
ſpannung des Durch die Staatsbahnen vepräfentirten Realcredits nöthigte, 
eine ganz andere als in Deutjchland. Im Beginn der Eifenbahnära, 
1837, behielt fih der Staat das Necht, Eifenbabnen zu bauen u. zu 
betreiben, vor, ohne davon einftweilen Gebrauch machen zu wollen. Schon 
1836 war die K. Ferdin.-Nordbahngef. (Wien - fchlef. Grenze u. Galic., 
mit Abzweig. nad) Brünn) concefi. worden, 1538 wurde Die Wien— 
Gloggnitzer Gef. begründet, anf. zugleich fir d. Linie Wien-Naab u. 
Presb. Gleihmwohl ging der Staat 1541 — 42 zum Staat3bahnfoftern 
über, Durch welches die Hauptlinien ausgeführt werden follten (Wien- 
Prag- ſächſ. Grenze, Wien-Trieſt, weſtl. Wien-Baiern, Benedig- 
Datl.- Como). Dies geſchah auch großentheils. Ferner wurde 1953 
die Wien-Gloggniger B. gefauft, 1851 die Krat.-Oberfchlef. (1844 vom 
reift. Krakau conceff.), 1850 die Ungar. Centralb. übernommen, fo daß 
im Beginn der 50er Jahre alle Hauptbahnen, mit Ausnahme der wicht. 
Ferd.-Nordb. (u. der alten Budweis - Yinz- Gmund. Pferdebahn) im 
Eigenth. u. Betrieb des Staats waren. In der Mitte der 50er Jahre 
wurden Ddiefe ſämmtl. Bahnen aber raſch nach einander meiftens an 
große zu Diefem Zwecke neu gegründ. Gefellfehaften abgetreten, — in 
der Form gewöhnlich für 90 Jahre zur Ausbeutung überlaſſen, nicht 
gegen ein jährl. Pachtgeld, Das nur bedingt beim Steigen des Nein» 
ertrags über eine gem. jährl. Rente noch binzutritt, fondern gegen 
eine in wenigen Raten rafh nad einander fällige Zab- 
lung eines größeren Capitals. Dabei wurden Die meijtens fehr 
theuren (Süpdbahn Wien- Trieft!), aber noch nicht einmal alle ganz 
vollendeten u. erjt in den Beginn ihrer Nentabilitätsperiode getretenen 
Bahnen weit unter dem Koften meggegeben, obgleich anfangs der 
günftige Stand des Geldmarkt beim Schluß des Krimmfriegs die 
Beräußerung gerade um dieſe Zeit mit empfohlen haben mag. Nur der 
zufällige Umſtand, daß Defterreih die italien. Provinzen bald darauf 
verlor, läßt das Berlaufsgefchäft fiir einen Theil der Linien nicht fo 
ganz unglnftig erſcheinen. Außerdem hat ſpeciell die unkluge u. ver— 
frühte Bankpolitit Bruck's, in Folge deren ohne irgend genügende Vor— 
bereit. die Baarzahlung dem Wiener Münzvertrag gemäß am 1. Jan. 
1859 aufgenommen werden ſollte, zu einigen dieſer raſchen Veräußerungen 
der Bahnen beigetragen, ohne Erfolg Hr den Zweck. Zuerſt wurden 
1854/55 auf 90 J. v. 1855 an gerechnet die nördl. (böhm - mähr.) u. 
ſfüdöſtl. (ungar.) Staatsbahnen nebft einem größeren Bergw. u. Forft- 
compler an die fog. Staatseifenbabngefelifg. (öfter. = franzöf., 
vulgo Im Börfenjargen: „Franzofen“) für 200 Mil. Fr. in Edelmetall, 
zahlbar In 36 Mionatsraten, abgetreten. Dann folgten 1856 die Lomb.- 
venet. Bahnen, für 92 $. (bis 1948) abgetreten, wofür 70 Mill. Fire 
binnen 5 J. zu zahlen waren, eventuell 30 Mill. mebr, zu zahlen aus 
d. Hälfte des 7%/, Neinertr. überfteig. Gewinns, ftatt welcher Summe 
auch eine Abfindung des Staats mit 20 Mill. 8. eintreten konnte, in 
6. u. 7 J. zur Hälfte zahlbar. Rückkaufsrecht des Staats v. 1989 an, 
gemäß dem wirkl. Ertrag, unter Fefthaltung eines Minimums, Eben- 
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fall3 1856 wurden begonn. Staatsbahnftreden im mittleren Ungarn 
der Theißb. gegen Capitalzahlung überlaffen. Die fert. u. im Bau 
begriffenen galic. Bahnen (Kralau-Dembica u. BZweigb., Demb.- 
Rzescow-Przemysl) wurden 1858 bis 3. %. 1952 abgetreten für 
13,19 Dil. fl. C.M. aber erft v. 1863 an in 10 Jahresraten zu zahlen, 
alfo um den Discont niedriger anzurechnen. Kleine andere weftgalic. 
Streden kaufte 1855 die Ferd.-Nordb. dem Staate ab. Endlich wurden 
1858 noch die th. fert. tb. begonn. ſüdl. (Wien- Trieftl) u. Ziroler 
Bahnen am die mit der lombard. Gef. verbund. Südbahngef. abgetreten, 
gegen 100 M. fl. ö. W., wovon nur 10 Mill. fofort, weitere 60 Dil. 
in verfchied. Naten v. 1559 — 66 u. 30 Mill. überh. nur bedingungs- 
weife aus der Hälfte des etwaigen Reinertr. über 79/0 v. 1870 an zu 
entrichten waren; von diefer Zahlung hätte fi d. Gef. contractlid) 
auch mit 20 Mill. fl. Averfionalfumme, v. 1871 an in 4 Raten zahlb., 
befreien können; über dieſe eventuelle Schuld ift in d. Vertrage vom 
13. April 1567 Art. 12 Neues verabredet worden, nehml. Zahlung 
v. !/yo des Bruttoertrags über 107000 fl. p. Meile — öftr. Ne u. 
venet. Linien — u. v. /4 dögl. über 110000 fl., oder 20 Mill. fl. in 
4 Naten & 5 Mill. fl. 1. Novo. 1873—76, u. jetzt (Ende 1871) ſchweben 
weitere Verhandlungen; durch die Abtretung v. Lomb. Benet. an Italien 
find dieſe Verhältniſſe verwidelter geworden. Conceſſ. dauert bis 1954. 
Borbehalt d. Wiedereinlöf. d. abgetr. Bahnen v. 1895 an. — Die meiften 
Geſellſchaften hatten Berpflichtungen zum Ausbau beftimmter Yinien 
übernehmen müfjen. Für faft alle diefe Bahnen bat der Staat aber 
fogar no eine Zinsgarantie v. 50%/ Zins u. 1/59, Amortif. gewährt ! 
Sämmtl. abgetretene Bahnen hatten bis E. 1859 336,% Mil. fl. E.-M. 
gefoftet u. waren für 168,56 M. fl. E.-M. (3. Th. in Silber) verkauft 
worden, alfo fajt genau mit 50% Berluft (wenn man von dem fpäter 
nur eventuell fälligen Zahlungen abfieht), — im Grunde noch mit 
einem größeren, da der Gewinn am Agio der in Metall gezahlten Kauf- 
elder hinter dem Berluft an Discont der fpäter fäll. Summen zurüd- 
lieb. — Seitdem herricht in Defterreich fast ausfchlieglich Das Privat- 
bahn- u. Privatverwaltungsfyften, nur Ungarn hat neuerdings wieder 
mit StaatSbahnen begonnen u. ift gegemwärtig im Begriff, diefes Syftem 
weiter auszuführen. Anf. 1871 waren in Betrieb in Eisleithan. 883, 
in Zrangleithan. 489, zuf. 1372 geogr. M., Koftenaufwand für 1016,5 M. 
im Betrieb 916,2 Dil. fl. d. W. (ob Hier die urfprüngl. Bautoften 
der Staatöb. voll gerechnet find, oder nur die Kaufpreife, welche die 
Geſellſchaften gezahlt haben ?). 

Belgien. Hier wurde durch d. Gef. v. 1. Mai 1834 ein Staats— 
bahnfyften für die wichtigften Nouten des Inlands u. die hauptſächl. 
Berbindungen mit dem Ausland eingeführt u. durch Gef. v. 27. Mai 
1837 erweitert, — ein für das Staatsbahnſyſtem überhaupt folgenreicher 
und zur Nahahmung, 3. B. in den Deutjchen Mittelftaaten, aufs 
fordernder Borgang. Bis Mitte der Auer 3. war dies Netz auf 
Staatskoſten ausgebaut. Dann trat eine Stockung ein. Es erfolgten 
Eonceffionen an Privatgefellfchaften, durch welche ſeitdem das belg. 
Bahnnetz großenth. weiter ausgebaut worden ift. Erft im meuefter Zeit 
hat der Staat den Bau felbft- wieder in die Hand genommen, aber in 
kleinem Umfange Im Ganzen ftellt Belgien daher jetst ein Yand des 
gemifchten Syſtems dar, wo die Staatsbahnen 4 — !/3 aller Linien 
betragen, aber die wichtigften Routen umfafjen. Die Staatöbahnen fat 
ganz u. ein Fleinerer Theil der Privatbahnen ftehen unter Staatöver- 
waltung, desgl. viele Kleine Bergwerts- u. dgl. m. Nebenbahnen, die 
übrigen Bahnen unter Privarverw., wobei öfters Pachtverhältniffe vor— 
fommen. Auch einzelne Heine Staatsbahnftreden find, wohl der Lage 
wegen, verpachtet. Auf. 1870 waren in Betrieb 116,? Meil. Staatsb., 
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wofür 243,7 M. Fr., u. 263,3 M. Privatbahnen, wof. bis N. 1868 
515,1! M. Fr. verwendet waren. 

Niederlande Ein ähnlihes gemifchtes Syſtem befteht bier. 
Dan begann Ende der 30er Jahre mit Privatb. (Holländ. B. Amfterd.- 
— — eröffn. 1839 — 47, Rhein. B., Amſt.-Utrecht-preuß. 

renze, 1843 —56); eine v. Staat begonn. Strecke (Amſt.-Arnheim) 
wurde 1852 der Rhein. B. überlaſſen. Auch für die Verbindungsbahnen 
mit Belgien wurden Geſellſchaften conceſſionirt. Nach d. Geſ. v. 18. Aug. 
1860 wurde dagegen ein grobes Staatöbahnneb, das ſich namentl. auch 
auf die norböftl. abgeleg. Theile erftredt, begründet, mit einem Koften- 
anfchlag v. 100 M. fl., wovon jährl. wenigftens 10 Mill. fl. verwendet 
werden follten. Dies Netz ift jest größtenth. vollendet. Umfang d. 
Staatöb. Anf. 1870 108,5 M., Koften 107,65 M. fl., alfo p. Meile nicht 
viel mehr als im D. d. deutjchen Bahnen. Den Betrieb auf d. Staatsb. 
beforgt die „Geſellſch. für d. Betrieb d. niederl. Staatsbahnen“, eine 
Actiengef. mit 12 Mill. fl. Cap., wovon A. 1871 die Hälfte emittirt war 
(j. $. 241). Die Privatbahnen haben 86 M. Länge Anf. 1870. 

Schweiz Bisher faft ausjchliegl. Privatbahnen, wohl unter d. 
Einfluß polit. Anfhauungen. Aber auch erft jpäte Entwidlung. Noch 
1853 war die Heine Lime Zürich-Baden die einzige Schw. B. Das 
Bundesgef. v. 1852 überließ den Bau der Privatinduftrie, die Con— 
—— den Kantonen, mit gew. Oberaufſ. des Bundes. Seitdem 
größ. Ausbau des. Netzes, ſämmtl. Brivatb., mit Ausnahme der Berner 
Staat3b. v. 11,5 Meil. Gefammtlänge 1. Jan. 1870 1368 Kil. oder 
184,4 9. M., wovon 57,6 Kil. auf fremde Bahnen (38,8 auf bad., 3,5 
auf elſäſſ., 15,3 auf franzdf.) fommen. Kojten für 1321 Kil. 423,9 Mil. 
Fr. Mehrfach kantonale Beihülfen zum Bau, fo insbeſ. fiir die beabjicht. 
Gotthardtb. Beftrebungen, das Eiſenbahnweſen an den Bund zu über- 
nehmen, find bei ſchw. Politikern fchon öfters bervorgetreten. 

Dänemark. Privatbahnen, in Seeland, Jütland, Kopenh.-Korſör 
ältefte, 1857 eröffnet. 

Schweden-Norwegen. Mit Privatbahnfyftem in Schweden 1852 
begonnen, aber ohne genüg. Erfolg. Daher die Hauptftreden v. Staate 
gebaut, ſeit 1855, größeres Bahnneg 1562 entworfen. Die Privatgef. 
baben, 3. Th. mit Staatsbeihilfe, meiftens nur fleine Zweigbahnen 

ebaut. Im Betrieb A. 1870 150,5 M. Staatsb., Koften 91,' Dill. 
R. D. (zu 11 Sol. 5,° Pf. preuf.), 85,3 M. Privatb., ohne El. Streden 
Pferdeb. In Norwegen ebenjo Staatsbahnen. 

Frankreich. Mit El. Pferdeprivatb, wird fchon 1826 begonnen 
(St. Etienne-Andrezieur). Erfte eigentl. Dampfb. 1837 eröffnet, Paris- 
St. Germain. Die Privatinduftrie erwies fih aber nicht 
ausreihend. Daher durch d. Gef. v. 11. Juni 1812.Eingreifen 
de3 Staats, Feitftellung eines größeren Netses, an deſſen Ausführung 
Staat, nad) d. urfprüngl. Plan auch Depart. u. Gemeinden, was jpäter 
fortfiel, u. Geſellſchaften fich betheiligten. Der Staat ftellt den Unterbau, 
die Gefellfch. den Oberbau u. f. w. ber u. übernehmen den Betrieb für 
40 %., wonach die Bahnen an den Staat zurüdfallen. Diefes Syftem 
war erfolgreicher. Bis 1848 waren 2222 Kil. fertig, für 797 Mil. Fr., 
wovon der Staat 110 Mill. geliefert hatte. Aber die Entwidl. war 
doch gegen die Nachbarländer zurüdgeblieben u. gerieth 1848 ff. wieder 
ins Stoden. Großer Auffhwung des WPrivatbahnfyftens nad dem 
Staatsftreich, Verlängerung der Conceſſ. auf 99 J., von der Regierung 
begünftigte Yufionirung der El. Gefellihaften u. neuer Linien mut alten 
großen Gefellfchaften, Uebernahme mancher läſt. Bedingungen binfichtl. 
des Baus v. Nebenlinien in der Zeit des günft. Geldmarkts 1852 ff. — 
1856. Neue Stodung durch die Geldfrifen v. 1856 u. 57 u. abermal. 
Staat3intervention. Diefe beftand in dem 1859 gejegl. u. durch 
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Vertrag mit d. Gefellichaften eingeführten Syſt. v. Zinsgarant. (4,652) 
für den Ausbau eines zweiten Netzes von Zwiſchenbahnen durch die 
6 großen, meift gut rentir. Geſellſchaften des alten, erften Neges, woran 
fi 1863 ein drittes Neg unter ähnl. Beding. anſchloß. Die Zinsgarant. 
beftanden 1863 für 4038 Mil. Fr. Dur ein Gef. v. 12. Juli 1865 
wurde auch den Depart. u. Gemeinden erlaubt, Eifenb. v. loc. Intereſſe 
zu bauen oder zu fubventioniren. Im J. 1870 waren (incl. Elj.-Yothr.) 
2346,6 Meil. Bahnen in Betrieb, won. 23,' Local- u. 38,7 Di. Induftrieb., 
3352 M. im Ganzen, einfchließl. d. fertigen, concedirt, wovon 205,2 M. 
Localb. Gef. Aufw. bis 1867 6173, bis 1870 7039 Dil. Fr. v. d. 
Geſellſch, 979 u. bez. 1085 Mill. Fr. v. Staate, i. ©. 7152 u. bez. 
8024 Mil. Im Sept. 1871 war die Länge der eröffnen. Bahnen, ohne 
Eli. u. Yothr., 22285 M. Es iſt fehr wahrſcheinlich, Daß der Staat fic) 
finanziell bejjer gejtanden hätte, wenn er von vornherein alle Bahnen 
ganz allein gebaut u. betrieben hätte für eigene Rechnung, während jet 
die gut rentirenden Linien den Privaten gehören. — Schließlich die 
Bemerkung, daß der leichtfinnige ig v. 1870 — 71 Frankreich an 
eigenen Koften u. an Entfhädigungen für Deutſchland wohl mindeftens 
ebenfoviel al3 bisher das ganze Eifenbahnnet gefojtet bat! 

Italien. Kleine Privatbahnen in Toscana, Staatsbahnen in Sar— 
dinten (Feſtland), aber überh. wenige Bahnen, zumal außerhalb Ober- 
italien (ein paar kl. Streden bei Neapel), bejtanden vor der Bildung 
des ital. Staats 1859, im Ganzen aufßerh. Benetiend 198 Meil. 
Seitdem zieml. raſcher Auffhwung, aber Beräußer. faft aller Staats- 
bahnen u. Zinsgarantiefgften, das i. N. für 1971 37,085 Mil. Fr. Aus- 
gaben macht! Sn Betrieb E. 1865 759, E. 1869 785 g. M., dazu 
röm. Bahnen, 1569 39 M. Bereinigung zu 5 großen Gejellichaften. 

Spanien. Erfte B. erft 1548, ftärferer Bau in den 5ver u. 60er 
Fahren. Privatbahnfyften u. Privatbetrieb, zahlreiche zeriplitt. Unter- 
nehmungen, aber Staatsfubventionen. Länge fertig A. 1870 733 M., 
im Bau 273 M. Capitalaufw. bis 1869 746, Mil. Escudos (zu 2 Fr. 
70 e.). Nad) einer and. Angabe in Kolhb's Stat. 6.9. Länge E. 1569 
940 M. (?), Koften 65,85 Dil. Pf. St., won. 19,85 Mill. Staatsbeiträge). 

Portugal. Privatb., (franzöf. Gef. v. 1860) u. fl. Staatöb. 1871 
fertig 105,9 M 

Rumänien Privatb., mit Staatsgarantie, namentl. die befannte 
Stroußberg'ſche Eifenbahnunternehmung, die jegt (E. 1871) nad Auf- 
hebung d. früh. Conceffion in eine Actiengef. verwandelt werden foll; 
eröffnet E. 1870 davon 562 Kil., v. and. Privatb. 179 Kil. Daneben 
eine Staatöbahnftrede, Bulareft = Giurgewo 9,3 Meil.; 1. ©. 109,3 M. 
fertig. 

Türtei Kleine Streden Geſellſchaftsbahnen fertig. Großes Eifen- 
bahnnet der „Geſellſch. der türk. Bahnen“ mit Staatsgarantie ift jegt 
in theilweifer Ausführung begriffen, wofür 1870 eine Prämienanl. v. 
nom. 792 Mill. Fr. (reell 356,6 M.) ausgegeben wurde. 

Rußland. Große u. bedeut. Ausdehnung bald nad d. Krimmkrieg, 
bej. in den 60er Jahren u. in allerneuefter. Zeit. Vorherrſchend Privat- 
bahnſyſtem, aber mit Zinsgarant. u. ftarten Vorſchüſſen aus d. Staats- 
cafje, zu welchem Zwede Anleihen aufgenommen wurden (aus beiden 
Titeln hat der Staat 1871 bereits 109,° Mill. R. an Eifenbahngef. zu 
fordern). Die wichtigfte Staatsb., Petersburg - Moskau (Nicolaib.), iſt 
aus Finanzrüdfichten verkauft worden. Ein Theil der füdruff. jind 
Staatöbahnen, $. 234 (e). Es waren 1867 (außer Finnl.) 587 Meil,, 
1870 1151 M., wovon 164,2 Staatöb., Auf. 1571 1481 M., wovon 
92 M. Staatsb. in Betrieb. Die ehem. Staatsb. Warjchau -üfterr. 
Grenze wurde ſchon 1857 veräußert, bez. auf 75 3. verpadtet. ©. 
Näheres im Petersb. Kal. für 1872. 
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Großbritannien. Weines Privatbahnſyſtem. Erſte Bahn 1530 
eröffnet, dann langfame, zuerft 1536 ftärtere Vermehrung, darauf bei. 
nad) günft. finanz. Folgen der bisber. Bahnen große Ausdehnung 1845 fi. 
Bedeut. Abnahme der Rente, große Fuſionirungen. Periodifch ſehr 
Ihwanf., aber im Ganzen doch ftetig fortichreit. Ausbau, jedoch vielfach 
ſchlechte Finanzlage u. andere mit dem Privatbahnſyſtem zufammenbäng. 
Uebelſtände. Allmälig größere Gontrole des Staats auch über Dd. 
Finanzweſ. der Bahnen. Neuerdings bäuf. Erörterung der Frage, Die 
Bahnen (wie bereit3 die Telegr.) auf den Staat zu übernehmen , was 
mit ir. Bahnen beginnen fol. Fert. Yänge E. 1870 3285 M., An- 
lagecap. 492,5 Mil. (nach einer and. Angabe fchon 1867 502,256 Mtill.), 
wovon auf England 2336 M. u. 430,77 Dill, auf Schott. 520 Me. u. 
34,20 (nad andern Angaben erheblich höher?) auf rl. 425 M. u. 
26,59 Mil. Pfd. St. 

Berceinigte Staaten von Nordamerika. Faſt ganz Privat- 
bahuſyſtem, aber mit oftmal. erbebl. Unterftügungen der Staaten u. 
felbft der Bundesregierung in Land, Geld u. f. w. Oft fehr umnfolide, 
rein betrügl. Verwaltung. Yänge A. 1842 767, 1851 2364, 1861 
6644, 1570 10°248, 1871 11'551 geogr. Meilen, Koften 2573,95 Mill. 
Doll. bis 1871. ©. 8. 246. 
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8. 240. 


C. Grundſätze der Eifenbahnpolitif. Für unfere 
Staaten, insbejondere für Deutjchland, weiterhin für ven ganzen 
Continent und im Wejentlihen überhaupt für unjere ganze 
europäifch> amerikanische Welt, find demnach gegenwärtig wohl 
folgende Grundſätze der Eifenbahnpolitif aufzuftellen. 

1) Die vorhandenen Staatsbahnen jind im Eigenthum 
(und in der Verwaltung, $. 241) des Staats zu behalten (a). 
Nur bejondere Verhältnifje einzelner Yinien fünnen eine Aus- 
nahme von diejer Regel, aber auch dann Lieber nur eine Ver: 
pachtung auf nicht zu lange Zeit, feine Veräußerung, bedingen (2). 

2) Neue Eifenbahnen find auf Koften des Staats zu bauen 
(und zu verwalten). Namentlich gilt dies von folchen wichtigen 
Linien, welche eine Hauptverbindung berjtellen und das Bahnnetz 
iyftematifch erweitern (c); ferner in Yändern bed gemijchten 
Syſtems von folchen Linien, welche die getrennten Stüde ver 
Staatöbahnen verbinden (d). 

3) Der Uebergang der vorhandenen Privatbahnen in 
das Staatseigenthum iſt im Princip zu erjtreben. Ob und 
wieweit dies alsbald verwirklicht werben kann, hängt von ven 
concreten Verhältniffen, namentlich von der Finanzlage des Staats 
ab. Jedenfalls ift aber Folgendes zu verlangen: 

a) daß die dem Staate nach Geſetz, Conceffionsurfunde oder 





Vertrag zuftehenden Rechte hinfichtlich des Heimfalls (e) oder des 
Ankaufs der Privatbahnen unter im Voraus bejtimmten Be- 
dingungen (f) und die fonftigen Vorbehalte zu Gunften des 
Staats (g) forgfam erhalten, eher gemehrt als gemindert ‚und 
nicht für ablösbar Seitens der Bahnen erklärt (AR) werben; 

b) daß in geeigneten Fällen, wenn eine Privatgejellichaft 
jelöft die Abtretung ihrer Linien unter billigen Bedingungen an 
den Staat wünfcht, die Erwerbung erfolge (2); 

ec) daß an Stelle der Fufionivung von Privatbahnen, 
namentlich der Berjchmelzung von Heinen mit großen Unter» 
nehmungen, möglichjt, wenn e8 die geographiiche Yage ver Yinie, 
ihr bereits bejtehenver oder leicht herzuftellenvder Zufammenhang 
mit anderen Staatsbahnen irgend erlaubt, die Fuſionirung folcher 
Privatbahnen mit Staatsbahnen trete (A); 

d) daß, jolange ver Uebergang in das Eigentum nicht zu 
erzielen ift, wenigjtens die wichtigjten Privatbahnlinien, welche 
feicht factifche Monopole erlangen, ferner folche Privatneben- 
bahnen, welche in Staatsbahnen münden (2), in die Verwaltung 
des Staats übergehen (m). 

4) Wird gleichwohl die Goncefjion zu neuen Privatbahnen 
noch ertheilt, fei e8 an alte Gefellichaften zur Erweiterung ihres 
Neges oder an neue Unternehmungen, fo hat fich der Staat 
möglichft weitgehende und unzweidentige Rechte hinfichtlich des 
Heimfalls und des Anfaufs der Bahn vor der Heimfallsfrift 
vorzubehalten, etwa eine vegelmäßige und nicht zu langjame 
Amortifation des Capitals (d. h. der Actien neben ven Priori- 
tätsfchulden) einzurichten, und auch bier, erforderlichen Falls 
(Nr. 3 ade), die Verwaltung felbjt zu übernehmen (n). 

5) Bei der Erwerbung wie bei ver bloßen Berwaltungs- 
übernahme ver Privatbahnen durch den Staat find wohl- 
erworbene Privatrechte forgfältig zu jchonen, mögen 
fie auf dem allgemeinen Privatrecht oder auf beſonderem Geſetz 
oder Privileg beruhen. Eine Befeitigung diefer Rechte zu Gunſten 
des Staats ift aber gleichwohl möglich und jtatthaft: 

a) Einmal jelbftverjtändlich auf dem Wege freier Verein: 
barung. Yeßtere wird im Ganzen am Wünjchenswertheiten und 
oft auch bei Privatbahnen in jchlechter Finanzlage und ohne Aus- 
jicht auf eine beſſere Zukunft unter nicht zu läftigen finanziellen 

Rau-Wagner, Finanzwiffenihaft. 6. Aufl, 35 
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Bedingungen (0), bei gut rentirenden und zukunftsreichen Bahnen 
wenigftens unter Anlegung eines angemeſſenen Kauf- oder Pacht⸗ 

preiſes (p) (oder der Gewißheit guter Staatsverwaltung, falls 
nur dieſe an Stelle der Privatverwaltung tritt (9)) möglich ſein. 
Indeſſen gewährt der Weg der freien Vereinbarung keine ge— 
nügende Sicherheit, die Bahnen überhaupt oder ſie zu ange— 
meſſenen Preiſen zu erwerben. Es bedarf daher noch der An— 
erkennung des Princips: 

b) daß Privatbahnen auch zwangsweiſe im Wege des 
Erpropriationsverfahrens oder eines nach deſſen Analogie 
auszubildenden Rechtöverfahrens gegen volle Entſchädigung 
der Eigenthümer in das Eigenthum (und analog in die Ber: 
waltung) des Staats übergehen können. Diejes Princip wird 
den Rechten der Privatbahnen gegenüber nicht nur wie im Falle 
mancher anderer Privatrechte, befonders des Grundeigenthümers, 
fanctionirt durch das überwiegende öffentliche Intereffe, ſondern 
bei ven Bahnen noch fpeciell durch den Umſtand, daß fie felbft 
bloß ver Gewährung des -Erpropriationsrechts ihre Entftehung 
verdanfen. Diejes Verfahren ift bei alten wie bei neuen Bahnen, 
mag es vorbehalten fein oder nicht, ftatthaft. Es verlangt nur 
folgende Bejhränfungen in feiner Anwendung, damit 
feine Rechte und ſelbſt feine berechtigten Intereflen ver Bahn— 
eigenthümer verlegt werden und das Privatcapital, wenn es 
einmal noch zur Anlegung in Brivatbahnen in Anjpruch genommen 
werben foll, fich nicht zurückſchrecken laſſe: 

a) Die zwangsweile Eigenthums- over Verwaltungsüber— 
nahme von Privatbahnen ift vor demjenigen Zeitpuncte abfolut 
unftatthaft, bis zu welchem fie etwa ausprüdlich im Geſetz oder 
in der Conceffionsurfunde (Privileg) ausgefchloffen if. Ebenfo 
müſſen etwaige früher fejtgejegte Bebingungen für die Anwendung 
des Erpropriationsverfahrens genau innegehalten werben. In 
Zukunft find aber anvererjeitS nur die nothwendigen Be- 
ſchränkungen ver Nechte des Staats (ad A) vorzunehmen, damit 
die Geltendmachung ver letzteren zu geeigneter Zeit immer 
möglich fei (r). 

P) Das Zwangsverfahren gegen eine Brivatbahn iſt erft won 
einem Zeitpuncte an zuläffig, in welchem die Betriebsergebniffe 
ver Bahn ein einigermaßen ficheres Urtheil über die finanzielle 
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Lage des Unternehmens geſtatten. Namentlich muß für unrentable 
Bahnen eine Minimalfrift bezeichnet werben, vor welcher fie nicht 
zwangsweife an den Staat übergehen bürfen, um bie Actionäre 
möglichſt vor Capitalverluften zu fichern; 3. B. eine Frift von 
20 Sahren bei Bahnen, welche in einer bejtimmten Reihe (3. B. 
5— 10) ver lebt verfloffenen aufeinanderfolgenden Jahre ihren 
Uctionären eine gewiſſe Minimalvente (3. B. 4/0) des Actien— 
capital8 nicht liefern konnten. Bei rentablen Bahnen kann diefe 
Friſt ohne Gefährdung des Kapitals ver Actionäre verkürzt 
werden, 3. B. auf 10—-15 Jahre, wenn in den leßtverflojfenen 
3.2. 5 Jahren die Dividende der Actionäre einen gewiſſen Sat 
(etwa 6/0) überjchritten hat. 

y) Die Entſchädigung der Actionäre Hat nach dem vollen 
Werthe des Eigenthumsrechts zu erfolgen, und zwar nach dem 
Tarwerthe (5) oder, wenn dies für die Actionäre günftiger ift, 
auf der Bafis der Capitalijirung der von den Actionären binnen 
einer bejtimmten Neihe (3. B. 5) ver letztverfloſſenen Jahre be- 
zogenen Rente nach einem für die Actionäre günftigen, alfo 
vielleicht etwas niedrigeren als dem üblichen Zinsfuße für gute 
Sicherheit; ferner eventuell noch weiter, namentlich bei der Ueber— 
nahme nach dem Taxwerthe, aber felbit auch in dem anderen 
Falle, unter Zufchlag eines bejtimmten Procents (3. B. 10) zu 
dem fich nach diefer Rechnung ergebenden Capitalbetrag (2). Die 
Abfindung der Actionäre muß in Baarem oder nur mit ihrer 
Einwilligung in Staatspapieren erfolgen. Die Schulden ver 
Bahn (Prioritätsobligationen) werden unter verbleibender Ver— 
pfändung der Bahn zu Staatsjchulden und müſſen genau nach 
den Anleihecontracten verzinit und getilgt werden. Auch Hinfichtlich 
der Gonverfion, etwaiger Zingreduction u. dgl. m. tritt der Staat 
ganz in das Rechtsverhältnig ver Gejellichaft als Schulonerin ein («). 

Neben dem Staate felbjt können auch Provinzen, Kreife und 
Gemeinden das Recht erhalten, auf ihre Rechnung Eifenbahnen 
zu bauen, wobei jedoch der Betrieb pafjend von der Verwaltung 
der Staatseifenbahnen und nach den Grundſätzen für lettere 
(auch in der Tarifpolitif) geführt wird (v). Auf diefe Weife wird 
die Einheitlichfeit des Eifenbahnwejens gewahrt, während Bahnen, 
die vielleicht der Staat noch nicht ausführen würde, doch bereits 


gebaut werben. W. 
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(a) Nach der Ueberficht im vor. $. ift diefer Grundfag im Deutfchland bisher 
nur bei den braunfchw. Bahnen verletzt worden. 

(5) So namentl. Heine Grenz- oder Enpdftreden in den Ländern gemifchten 
Bahnfyftens, wie mehrfach in Deutfchl., Belgien. 

(ec) u Deutfhen Mittelftaaten, mitunter au in Preußen 
befolgt. 

(d) Mit Wecht wäre daher zu wünfchen gewefen, wie Berrot bemerkt, daß 
die neue Directe Linie Berlin — Hannover (Berlin= Lehrter B. E. 1871 
eröffnet) nicht von einer Geſellſch, der Magd.- Halberft., fondern vom 
preuß. Staate gebaut worden wäre, wodurch zwifchen den weftl. u. öftl. 
preuß. Staat3= u. umter Staatsverwalt. fteh. Privatbahnen die Ber- 
bindung hergeftellt worden wäre. ©. vor. $. Anm. (k). 

(e) Regelmäßig in d. Öfterr. (Gef. v. 1854), franzöf. Geſetzgeb. fo be- 

ftimmt, nad) 90, bez. 99 (früher 40) Jahren; in der erfteren fo, daß 

das Realvermögen an d. Staat fommt, das Dio bil.-Bermögen, Trans- 
portmater. u. ſ. w. der Gef. bleibt. Aehnlich auch fonft, aber keineswegs 
allgemein. So kann nad) d. Privil. d. dfterr. Yerd.-Nordb. v. 4. März 

1836, das nad) 50 %. abläuft, die Gef. dann mit Real- u. Mobiliar- 

verm. frei fchalten, mit d. Staate od. Privaten in Unteghandl. treten 

oder um Berläng. nachfuchen. Heimfallgrechte nach den befond. Eon- 

Fi Arahwane mitunter auch bei Deutſchen Bahnen, fo bei v. 

Prälz. Ludwigsb. nad 99 J, (ohme Transportmittel, Gej.- Gebäude, 

Mobiliarverm.). Das preuß. Gef. v. 1838 hat fein Heimfallsrecht, 

aber ein Rücklaufsrecht (f. folg. Anm.); bei den preuß. Privatbahnen 

befteht daber als Regel beftändiges Eigenth. der Geſellſch, (vgl. 
preuf. ee v. 1838, 8. 42, Nr. 4, Eh. d, — abgefehen vom Rüd- 
faufvorbehalt), ebenſo auch bei d. ſäch ſ. Yeipz.-Dresd. Privatb. Doch 
fommen Ausnahmen vor. So bejtand ein eigenthüml. Berhältnif des 
preuß. Staatd zur Eöln-Mindener B., wonach d. Staat aus 
den eg u. Divid. ded von ihm übernomm. Siebentel3 der Actien 

u. aus denjenigen der amortif. Actien die in Privathänden befindl. 

Actien amortifirte, indem er den betreff. — Actien jährlich ausloſte 

u. zur Rückzahlung al Pari einrief. Bei d. Erweiterung jenes Bahn— 

unternehmens (Coin⸗Gießen) gewährte der Staat den Verzicht auf 

diefes Recht für 15 J., v. 1855 an vertragsweife u. fpäter entfagte er 
dieſes Rechts gegen eine befond. Entihädigung von 12 Mil. Thlr. 

(wovon 5704400 Thle. Baar, der Reft in Stammactien) fiir immer, 

Bertr. dv. 10. Aug. 1865, wobei zugleich Seitens der Gef. auf die älteren 

Binsgarantien verzichtet wurde. Aehnlich wie zu C. M. ift das Ver— 

hältnıg des Staats zur Oberſchleſ. B. 

Hierhin gehören zunächft die vorbehaltenen Rüdfaufsredhte bei 

veräuß. Staatsbahnen vor Ablauf der Heimfallfrift. So behielt 

fih Defterreich ein ſolches Recht bei den 1856 verkauften lombard. 

Bahnen von 1889 an, bei den 1858 abgetretenen Südbahnen 

von 1895 an vor, nad) Maßgabe des Neinertrags der letsten 7 Sabre, 

ercl. die 2 fchlechteften, u. unter Feſtſetzung eines Minimalertragd oder 
einer Minimalablöfungsrente von 51/5 0/, des Anlagecapitals. Aehnliches 

Recht bei d. Staatöbahngef. nah 30 J. u. in and. Fällen mehr. — 

Auch bei Deutſchen Privatbahnen fommen foldhe Vorbehalte vor. Die 

heſſ. Ludwigsbahn kann nad Ablauf v. 25 Jahren nah d. Con— 

ceffionirung vom Staate gegen Erftattung der Anlagefoften, nach Ablauf 
der Eonceffionsdauer von 99 Jahren gegen Erftattung de3 Tarwerths 
der Bahn u. des Betriebsmaterials; die baier. Oftbahnen können vom 

Ablauf der 35jähr. Zindgarantiezeit, d. 5. v. 1898 ab in der Weife 

vom Staate erworben werben, daß das Actiencapital nah den Franff. 

Börfencurd der Tetten 10 Jahre abgelöft, im Minimum aber der Betrag 
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de3 conceff. Bau- u. Einrihtungscapital3 fammt dem Reinertrag bes 
Ablöfungsjahrs bezahlt wird. — Ganz allgemein beftimmt endlich der 
wichtige 8. 42 des preuß. Eifenbahngef. v. 1838: dem Staate bleibt 
der Ankauf des Eigenthums der Bahn fammt allem Zubehör gegen 
volle Entſchädig. vorbehalten. Diefe Erwerbung lann auch zwangsweiſe 
geichehen nah Ablauf v. 30 Jahren von der Transporteröffnung an 
ob die erfte Stredeneröffnung bier für die ganze Bahnunternehmung 
entfcheidet? Bei einigen Bahnen ift diefe Frift v. 30 J. abgelaufen 
oder dem Ablauf nahe), Ankündigung der erb3abficht ded Staats 
mindeftend 1 Jahr vorher. Entfchädigung: 25 faches der jährl. Divid., 
die an fämmtl. Actionäre im Durchſchn. d. letzten 5 Jahre gezahlt ift; 
Uebergang der Schulden an den Staat, der fie nad den contractl. 
Beding. zu behandeln Hat; Uebergang alles Eigenthums, aud) des In— 
ventars, Refervefonds, der Activford. an den Staat. Diefe gefetsl. Be- 
ftimmung ift fehr werthvoll u. kann von großer pract. Bedeutung auch 
für Die Finanzen werben. Aber freilich ıft die Ablöfung danach fehr 
theuer. Die 4%/oige Capitalifirung der 5jähr. Divid. enthält eine ftarfe 
Beriidfichtigung v. lucrum cessans mit. 
Unter Borbehalten diefer Art werben hier nicht vollswirthſchaftspolitiſche 
in Betr. der Tarife u. f. w., fondern finanzielle in Betr. der Ueber— 
nahme von Leiftungen für den Staat, — unentgeltlich wie oft hinfichtlich 
der Beförderung der Poft u. f. w. (preuß. Gef. $. 36) oder gegen mäß. 
Marimaltarif, wie auch mitunter bei der Poft, fir Militär u. f. m. 
(große Rechte des fran zöſ. Staats in diefen Puncten) —, ferner an=. 
dere finanzielle in Betr. der Erleichterung ver —— der Privat⸗ 
bahnen durch den Staat verſtanden. Hierhin gehörten die wicht. Be— 
ſtimmungen der preuß. Geſetzgeb. über Eiſenbahnabgaben u. über deren 
—— 8. 38 des Gef. v. 1838 behielt die er einer bef. 
Abgabe v. d. Bahnen vor, —— die Geſellſch. v. d. Gewerbſteuer 
frei blieben. Nach 8. 39 ſollte der Ertrag dieſer Abgabe z. Entſchädig. 
der Staatscaſſe für die ihr durch d. Bahnen entzog. Einnahmen (wohl 
an Poſt u. Chauſſeegeld gedacht) u. zur Amortif. des in dem 
Unternehmen angelegten Capital dienen. Art der Ber- 
wendung blieb vorbehalten. Nach vollend. Amortif. follte das Unter- 
nehmen fo eingerichtet werben, daß der Ertrag des Bahngelds die Koften 
der Unterhalt. d. Bahn u. der Berwalt. nicht überfteige ($. 40). Die 
durch Gef. v. 30. Mai 1853 eingericht. progrefi. Eifenbahnabgabe (f. 8. 4) 
follte dann zur Amortif. der in d. Eifenbahnunternehmen angel. Actien- 
tapitalien in der Art dienen, daß mit ihrem Ertrag u. unter Zuwachs 
der Binfen u. Divid. der erworb. Papiere Stammactien frei angelauft 
würden. Durch dieſes Gefets, welches fein Recht ** — die Höhe 
der Abgabe iſt feine princip. Frage —, war alſo der allmälige Ueber- 
ang der Privatbahnen ins Eigenthum des Staats vorbereitet. Später- 
Ein hätte diefe Antaufsweife durch Cursſteigen bei vermind. Actienzahl 
u. ftärferer Amortif. theuer werden können. Allein durch Gef. v. 
21. Mai 1859 ift dieſe Amortif. befeitigt u. fogar 8. 39 u. 40 des - 
v. 1838 aufgehoben worden. Eine Mafregel von mindeſtens zweifel- 
haftem vollswirthſchaftspolit. u. — Werth. Seitdem u. auch nach 
d. neuen Eiſenb — v. 16. N 1867 fließt der Ertrag der 
Eifenbahnabgabe in die Staatöcafje zu allgem. Staatsausg. 
Wie in dem Fall der Eöln-Mind. B. f. Anm. (e). 
Mehrfache Fälle in Preußen, Sachſen, f. $. 239 (%). Langjähr. Wunfch 
der Actionäre der Rhein-Naheb., aber noch zu große Anforderungen. 
©. u. Anm. (f). 
So follte nad) Beſchlüſſen v. Herbft 1871 die Taunusb. mit d. heil. 
Ludwigsb. fufionirt werden. Die Bereinigung der erfteren — Wied- 


— 550: 


baden = Frankfurt — mit der nafj. u. der Main -Wefer- Staatsb., Die 
fie verbindet, Tag wahrlich näher u. erfolgt auch nach ſpät. Bortr. d. 
preuß. Negier. mit d. heſſ. Ludwigsb. " 

(0) Richtiges baierifches u. bad. ° v. 8. (6); ähnlich in Sachſen. 

(m) Die Uebernahme der Verwaltung von Privatb. durch den Staat beruht 
in Preußen auf feinem fo beftimmten ‘Prindp, als dei beiden. im 
Text genannten, obgleih finanz. Geſichtspuncte mit maßgebend find. 
Ber d. Oberſchleſ. B. hatte fih der Staat die Uebernahme des Be— 
triebs für den Fall vorbehalten, daß er aus der Yinsgarantie ein be- 
ſtimmtes Moß von Zahlungen Teiften müffe Die. Berg-Märt. 2. 
ging in Zeit ſchlechter Finanzlage 1850 auf 10 J. 1853 auf beftändig 
in Staatsverw. über, die Gofel-Oderb. B. nad) der Kataftrophe v. 
1856 (f. 8. 232 (f)) i. J. 1857. Die Rhein-Naheb. ftand von Anf. 
unter Staatöverwaltung. 

(rn) Alfo Durchführung der mehrfach ſchon vorkommenden Grundjäge, f. 
Anm. (e) bis (g). 

(0) Die Niederfchlef.- Mär: B. ging im Winter 1851 — 52. vertragsweife 

gegen eine fefte Actienrente von 4%, Zins u. regelmäß. Amortif. ar 

den Staat über. Curs der Actien 1850 meift c. 83, Auf. 1851 dsgl., 

Ende 1851 c. 930/05; nad Genehmigung des Vertrags durch die Re— 

gierung 97— 980% — Die Sächſ.-Baier. B. ging 1846 an d. fädhl. 

Staat über gegen 49/0, Actienzinfen für 8 Jahr (1847 —54) u. gegen 

Austauſch mit 3%, Staatöpap. alsdann. Curs um die Zeit des Ver— 

tragsabſchluſſes 76—83, nach demf. (i. J. 1847) 84—90, 

Die Wien-Öloggniser B. erwarb der öfterr. Staat 1853 in der Weife, 

daf der Gef. die B. Wien-Raab verblieb u. er für jede der 13:219 Actien 

zu 500 fl. 675 fl. &.-M. in 5%, Staatdoblig. gab. Curs Anf. 1853 

155 — 160% ,, nach dem Bertragsabfhluß 170%, u. mehr, nad) der 

Umgejtaltung noch 92—93 %/o. 

(q) Diet Ausfiht guter Berwaltung wirkte wohl für die Ueberlaffung der 
Berg.Märf. Bahn an die Staatöverw., Anm. (m), mit. 

(r) Die Friften, nad deren Ablauf der Staat das Eigenthum erwerben 
fann, find in dem befteh. Gefegen u. Verträgen doch fehr Yange; 25, 30, 
35 J. im Deutſchl. u. Defterr., oder gar 50, 90, 99, nad). Ablauf der 
Concefj.-Beit. ©. o. Anm. (e) u. (f). 

(s) So namentl. bei Bahnen, welche ihren Actionären gar keine Dividenden 
zahlen konnten, wie 3. B. Rhein-Nahebahn. 

() Eine Ablöfung nad dem zufünftigen Börfencurs, wie z. B. bei den 
baier. Oftbahnen, ſcheint mir unzuläffig. Denn hier wird dem Bahn- 
eigenthum nur durch die Ausficht des Lebergangs der Bahn 
an den Staat ein künftli hoher Werth gegeben, wie 3. B. Rhein— 
Naheb. (Curs im Nov. 1871 35) zeigen möchte. Außerdem würde e3 
dann —— ſo ſchwer ſein, durch Speculationen den Curs in die Höhe 
zu treiben. 

(u) So ſchon die beſteh. Beſtimm. im preuß. Eiſenbahngeſ. $. 42 u. a. m. 

(k). 


— 
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(v) So vielfah in Baiern, au in Baden, f. o. 8. 239 (k) 


8. 241. ($. 219f.) 


II. Bewirthſchaftung oder Verwaltung der Staats— 
bahnen. Die Regel ijt bisher bei ven Staatsbahnen 

1) die eigene Abminiftration durch. ven Staat felbft. Diefe 
DBewirthichaftungsform ermöglicht es allein vollftändig, die Vor— 
theile, welche das Stantsbahnwefen Haben kann und verentwegen es 
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gewählt werden ſoll, zur Geltung zu bringen. Denn nur bei 
ihr kann jederzeit diejenige Modification des Bewirthichaftungs- 
princips erfolgen, welche: im: vollswirthſchaftlichen Intereſſe gegen- 
über dem finanziellen etwa geboten ift. Die eigene Verwaltung 
des Staats, läßt fich auch technifch und ökonomisch mindeftens 
ebenfogut einrichten als diejenige einen Gefellfchaft. In der Haupt- 
jache muß der Betrieb der Eifenbahnen nach gewiſſen gleichartige: 
allgemeinen Grundfägen beforgt. werben, wer immer ihn: führe, 
Auch erfahrungsmäßig: jteht die Staatsverwaltung des Betriebs 
hinter der Gefellfchaftsverwaltung, wenigjtens bei ung, durchaus 
nicht zurüd. So muß die eigene Abminiftration des Staats: 
als die grundfäklich zu wählende bezeichnet werben. 8: 242 ff. 

2) Verpachtungen vom großen Streden Staatsbahnen find 
mehrfach als Finanzoperationen einer in bedrängter Finanzlage 
befindlichen. Regierung vorgekommen ($. 239).. Ueber den Inhalt 
der Verträge entjcheiden: im ſolchem Falle nicht fachliche Er— 
wägungen binfichtlich; der im volfswirthichaftlichen Intereffe der 
Gefammtheit und im finanziellen des Staats liegenden Puncte, 
fondern eben die concrete Finanzlage, die Nothivendigkeit, un— 
mittelbar möglichſt große Summen zu erhalten u. f. w. Denn 
meiſtens wird bier der Pachtjchilling auf einmal oder in wenigen 
großen Raten im Voraus entrichtet, alſo capitalifirt, und nur 
etiwa für fpätere Zeiten dem Staate noch ein Antheil an dem— 
jenigen Reinertrag, welcher eine gewiſſe Höhe überjchreitet, vor— 
behalten. Für den Inhalt der Verträge bei der. Verpachtung 
Heiner Neben= und namentlich Grenzjtreden zur Verbindung mit 
anderen: Bahnen (etwa fremder: Länder) find auch oft nicht rein 
öfonomifche Erwägungen maßgebend, fondern der Wunfch des 
Staats, durch. günftige Bedingungen ven Anſchluß zu ermöglichen, 
oder felbjt Verpflichtungen, welche er in dieſer Hinficht eingehen 
muß u, dgl. m. 

Soll eine Verpachtung von Staatsbahnen, d. 5. alfo bie 
Veberlaffung des Betriebs der Bahn an einen Dritten, daher 
wohl meiftens wieder am eine Gefellfchaft, feine wejentlichen volfs- 
wirthfchaftlichen und finanziellen Intereffen des Staats beein: 
trächtigen, fo müffen wohl folgende fehr ſchwer zu erfüllende 
Bedingungen geftellt werben, veventwegen wiederum bie Selbit- 
verwaltung. vor. der Verpachtung. ven Vorzug verdient (a): 
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a) Verbleiben einer eingehenden Controle und eines Ge— 
nehmigungsrechts des Staats über den Betrieb, namentlich über 
das Tarifwefen (mit Feſtſtellung von Marimaltarifen im Ver— 
trage) und die Transporteinrichtung. 

b) Gute Inftandhaltung des Bahnbaus und der Gebäude u. ſ. w. 
durch den Pachter; Uebernahme von Neubauten (Gebäude) even- 
tuell durch ihn gegen Entſchädigung bei Ablauf der Bachtzeit. 
Stellung des Fahrmateriald oder mindeftens bes während ber 
Pachtzeit neu erforverlichen womöglich durch den Pachter und 
ebenfalls Ueberlafjung deſſelben an ven Staat gegen Entſchädigung 
nach Ablauf ver Pachtzeit. 

c) Nicht zu lange Pachttermine und Möglichkeit für ven 
Staat, unter im Voraus grundfätlich feitgeftellten Bedingungen 
den Contract vor Ablauf des Termins zu löſen. 

d) Beitimmung des Pachtgelves theils in einem gewiſſen 
Geldbetrag als Minimum, theils in einem Antheil des Staats 
an dem Reingewinn, welchen ver Pachter über einen Minimal: 
procentfaß hinaus (3. B. 5 oder 6°/0) erzielt. W. 


(a) Beifpiele von Pachtverhältnifien bei D. Bahnen in $. 239 (k), 3. B. 
bei der Oldenb. Bahr. Ueber d. Pachtverh. bei d. baier. B. ſ. D. 
Eifenbahnftat. 1865 ©. 135, 1866 ©. 139. Einn. für d. verpadht. 
Streden 1869 349°686 fl., A. für 1871 353°643 fl., Ausg. für d. gepacht. 
Streden 1869 1037767 fl., A. 1871 1.037640 fl. Bemerkensiertt 
ift die Verpachtung der der Oberjchlef. B. gehörenden Bergwerksbahn 
an Privatumternehmer auf kurze Termine, 1871 wieder auf 12%. aus- 
efchrieben. — Deftere Bahnpachten in Belgien, mit mancherlei ver- 
chied. Stipulationen, 3. B. einem gewiffen Procent der Bruttoeinn. als 
Pachtzins oder einer feften Bahnmiethe p. Kilometer. — Ueber die Ber- 
ebung der niederländ. Staatöbahnen an eine „Geſellſch. für d. 

etrieb der niederl. Staatsb.“ |. D. Eifenbahnftat. 1867, S. 204. Gef. 
v. 3. Juli 1863 beftimmte die Bedingungen, unter denen d. Betrieb der 
Staatöbahnen einem Dritten überfaffen werden fünne: alle Tarife u. 
Fahrplane find zuvor dem Minift. d. Innern 3. Genehm. — 
v. allen Einnahmen iſt der Regierung Rechnung zu legen (f. Er. v. 
5. Mat 1865); feine Bejchlüfie And einfeitig zu fafjen über Verhältniſſe 
der Betriebseinnahmen; die Gef. hat alle erford. Betrieb3mittel, Telegr., 
Werkzeuge zu liefern; die Gef. bezieht einen Theil d. Bruttoeinn. als 
Betriebskoften nach einer Scala, die im Berh. 3. Einn. p. Meile fteht, 
ferner v. d. verbleib. Nettoeinn. ?/;, %/s der Staat. Conceffionsurf. v. 
3. Juli, Stat. v. 7. Sept. 1563. Unter faft gleichen Beding. iibernahm 
dief. Gef. die Linie Almelo-Salzbergen v. einer and. Gef. 


8. 242. 


Die eigene Adminiftration der Staatsbahnen (a) 
unterjcheivet fich in einigen PBuncten von berjenigen der Privat- 
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bahnen und ift auch bei den verfchievenen Staatsbahnen nicht 
ganz gleichartig eingerichtet. Zu Abweichungen hat mitunter bie 
Bereinigung des Poſt- und Telegraphenwefens mit dem Staats: 
eifenbahnwefen ven Anlaß gegeben (b). Die Verwaltung hat fich 
auch nicht nach einem feiten Plane ausgebildet, ſondern bei ber 
Neuheit der ganzen Einrichtung ift erſt durch bie allmälig ge- 
fammelten Erfahrungen vie anfangs ziemlich naturaliftiiche Ver— 
waltungsorganifation den aufgetretenen Bebürfnijfen gemäß ent- 
wickelt worden. Im gewiffen großen Grundzügen befteht aber 
eine wejentliche Uebereinſtimmung. 

Eine gute und wohlfeile VBerwaltungseinrichtung ber 
Bahnen ift von ebenfo großer volfswirthfchaftlicher als 
finanzieller Bedeutung. Denn von der guten Einrichtung 
der Verwaltung hängt vie Leiftungsfähigfeit ver Bahn für ven 
Berfehr, von der möglichit fparfamen Einrichtung tie niebrige 
Höhe der laufenden fog. Betriebsausgaben — abjolut und im 
Verhältniß zur Bruttoeinnahme bemeſſen — ab. Die Höhe 
biefer Ausgaben ift ver eine Factor, von welchem bie Größe des 
Neinertrags und der Rente des Anlagecapitals beftimmt wird. 
Der andere Factor ift die Höhe der Bruttoeinnahme und für vie 
Rente tritt als dritter Factor die Größe des Anlagecapitals hinzu. 
Die Höhe der Betriebsausgaben beftimmt aber auch wieder mit 
die Minimalhöhe ver Tariffäge und infoferne die Leiſtungs— 
fühigfeit der Bahn für den Berfehr und die Größe der Brutto- 
einnahme. Die thunlichfte Verminderung jener Aus- 
gaben und vie dem entfprechende Einrichtung ver Verwaltung 
ift daher, felbtverftändlich neben möglichjt billigem Bahnbau und 
daher einem Heineren Erforderniß an Zins und Tilgungsquote, 
die Vorausjegung eines guten Reinertrags und einer genügenven 
Rente fogar bei mäßigem Verkehr und niedrigen Tarifen, alfo 
bei geringer Bruttoeinnahme. Sie fteigert Reinertrag und Rente 
leicht erheblich bei ftarfer Bruttoeinnahme und fie bildet endlich 
eine ver wichtigiten Bedingungen für bedeutende Tarif— 
ermäßigungen ohne zu große oder felbjt ganz ohne Verminderung 
des Reinertrags. Mit Recht ijt daher namentlich die möglichite 
Verminderung der Selbftloften des Transports als eine 
hochwichtige volfswirthichaftliche und finanzielle Aufgabe im Eifen- 
bahnmwejen neuerdings immer mehr erkannt worden (c). Haupt: 
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puncte babei find: richtige Arbeitstheilung in Betreff. ver ver- 
Ichiedenen Functionen der Verwaltung, genügenve Berückſichtigung 
bes Privatintereffes ver Functionäre, fichere und leichte Controle 
ber letzteren, günftiges Verhältniß des todten zum. nütlichen 
Gewicht beim: Transport. W. 


(a) Bgl. darüber Weber a. a. DO,, 2. W. 196 ff., danach z. Th. Perrot, 
D. Eifenb. u. Eifenbahnref,. — Im Texte ift die Darftellung von Weber 
neben d. amtl. Quellen (Staatshandbilcheru), Rechenfchaftsberichten, d. 
deutfchen u. preuß. Eifenbahnftatiftit bemutt worden; für Preußen f. 
aud) das Staatöbudget. 


(65) So bisher in Baden, ferner in Baiern. 
(c) Bol. 3.8. Schäffle a. aD, Scholz; & 14 ff. 


8. 243, 


A. Die Eifenbahnverwaltung der Staats- und der Privat- 
bahnen pflegt bei ung in drei große Zweige zu zerfallen, in bie 
allgemeine over Gentralverwaltung, einfchließlich ver. Ober— 
leitung, die Bahn= und bie Transportverwaltung, 

1) Die allgemeine Verwaltung. 

a) Drganifation. Die Staatseifenbahnen reſſortiren am 
Paſſendſten zu dem jog. Hanvelsminifterium (a), andernfalls in 
Ermanglung eines folchen zu dem Minifterium des Inneren, der 
Finanzen (b), wo dann nur eine einfeitig fiscalifche Behandlung 
vermieden werden muß, felbit des Weußeren (c). Zweckmäßig 
wird da, wo ein umfaſſendes Staatsbahnweſen bejteht, entweder 
eine eigene Minifterialabtheilung mit einein Miniſterialdirector 
und ber erforderlichen Anzahl von Räthen und Hülfsarbeitern (d) 
für die Staatsbahnen gebildet, oder es wird. unmittelbar unter 
dem Peinifterium eine Generaldirectiom ver Staatsbahnen (e) 
als bejondere Behörve eingerichtet, welche zugleich das oberjte aus- 
führende Drgan der allgemeinen Verwaltung der Staatsbahnen: ift 
und durch ihren Vorſtand oder eines ihrer Mitglieder im Minifte- 
rium vertreten fein fan. Die Minifterialabtheilung für Staats- 
bahnen jollte dann aber nicht das. etwa beſtehende Privatbahn- 
wejen unter ſich haben, um Interefjencollifionen zu vermeiben: 
Sie oder anderſeits das Minifterium. mit der Generalbirection 
bat die Entſcheidung über die Principienfragen zu fällen. Die 
Minifterialabtheilung und die Generaldirection müſſen daher: 
aus juriftifch und technifch gebilveten Perſonen zufammengefett 
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fein, von denen namentlich vie erfteren aber auch eine umfaſſende 
adminiftrative, nationalöfonomifche und commercielle Bildung 
haben: jollten. Fehlt e8 daran bei den berufsmäßigen Staats- 
beamten, fo iſt womöglich durch Herbeiziehung tüchtiger, wifjen- 
Ichaftlich gebilveter Praftifer Erſatz zu fchaffen (f). 

Die Generaldirection leitet dann unmittelbar die allgemeine 
Dermwaltung der Stantsbahnen. Wo fie fehlt, beftehen befonvere 
Directionen ber einzelnen Linien (g), deren Vorſtände am Beſten 
Zechnifer, deren Mitglieder theils dies, theils Juriſten find, wobei 
aber wieder bie nöthigen Anforderungen hinfichtlich der volfs- 
wirtbichaftlichen und commerciellen Bildung zu ftellen find. Unter 
ber Direction fteht in Preußen ein Centralbureau für bie 
allgemeine Verwaltung, ferner Abtheilungen für das Gaffen- 
und Rechnungs- und Controlwefen und bier auch für bie 
Betriebsinfpection ($. 244). Diefe Einrichtungen weichen 
aber in den einzelnen Staaten etwas von einander ab (A). 

b) Koften. Die Gefammtausgabe für bie allgemeine 
Berwaltung bildet vegelmäßig. nur einen Heinen Bruchtheil aller 
Ausgaben, bei größeren Staatsbahnen 2—4—5 Procent (?). 
Erfparungen auf dieſem Gebiete fallen alſo finanziell für ben 
Reinertrag und für die Tarifreduction nicht ſchwer ins Gewicht. 
Sie find auch, da hier wenig fachliche Ausgaben vorkommen (k), 
faft nur möglich durch Verminderung der Beamten und Ange: 
jtellten (Bureauperfonal), alſo Vereinfachung des Behörden: 
organismus und Berringerung ber Arbeitslajt (2), ferner durch 
geringere Bezahlung diefer Perfonen. Das: Erjtere mag mitunter 
ansführbar fein, das läßt fich aber nur nach den concreten Ver— 
hältniſſen beurtheilen. Vieles ift auf dieſe Weife gewiß nicht zu 
erreichen und allgemeine Vorwürfe Fönnen ven Staatsbahnen 
etwa gegenüber den Privatbahnen nicht gemacht werden, beren 
Divectionen im Gegentheil ſtärker befetst zu fein pflegen. Im 
Ganzen zeigen beide Arten Bahnen in. ver Höhe des Aufwands 
ziemliche Gleichheit ($. 235). Erſparungen durch verminderte 
Gehalte find wenigftens in Deutfchland ficher unthunlich,. vielmehr 
müffen die Gehalte, wie in anderen Zweigen bes Staatsdienſts, 
erhöht werben, was gerade in der Gegenwart ftarf gefchieht. Die 
Anwendung des: Tantiemes und Prämienjyftens für die höheren 
Beamten der allgemeinen Verwaltung iſt nicht unftatthaft, aber 
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da ſich ein Maß dafür, wie die Thätigfeit des Einzelnen ven 
finanziellen Erfolg ver Unternehmung beeinflußt, faum findet, fo 
ift im Gebiete biefes Verwaltungszweigs doch diefes Syſtem von 
zweifelhaften Werthe. 

Im Ganzen läßt ſich daher in der allgemeinen Verwaltung 
jchwerlich eine erhebliche VBerminberung der Ausgaben erzielen, 
eine relative nur durch Bereinigung bisher getrennter Ver— 
waltungen und Bergrößerung des Verkehrs. Die etwaigen Re- 
formen tüchtiger Directoren und Techniker können vergleichen 
aber um fo mehr in den beiden anderen VBerwaltungszweigen zu 
Wege bringen, weil bier Erfparungen an fachlichen Ausgaben 
möglich find. W. 


(a) Dadurch wird, wie Weber hervorhebt, gleich das volkswirthſch. Intereſſe 
richtig betont. So in Preußen, Baden, biöher in Baiern. 

(6) So in Sadfen. 

(c) Sp in Würtemberg u. jebt, feit der E. 1871 erfolgten Auflöfung 
des Handelsminifteriums, in Baiern. 

(d) So in Preußen, früher in Sachſen. 

(e) So in den 4 größeren Deutfchen Mittelftaaten, in Belgien, früher 
in Hannover In Baiern u. Sachſen mit d. Titel General- 
direction. j 

() Im Ganzen gefchieht dgl. bei dem firengen Abſchluß der Bureaufratie 
im Eifenbahndep. u. in verwandten Fällen (Finanzen, Handeldange- 
legenh. u. a. m.) in Deutfchland zu felten; öfters und nicht zum Schaden 
in Oefterreih (Brud, Brentano u. a. m.). 

(9) So früher (vor 1. Juli 1869) in Sachſen, noch jet in Preußen, 
wo in den alten ‘Prov. 4 (DOftb., Niederichlef.-Märk., zugleih für d. 
ſchleſ. Gebirg3b. u. Berl. Bahnh.Verbindungsb., Weftfäl., Saarbr.), in 
den neuen dögl. 4 (Hannov., Main-Wef., Bebra-Han., Naſſau). 


(h) Beispiel der Organif. d. allgem. Berwalt.: Preuß. Oftb.-Direction 
1 Borfigender, 7 Mitglieder; Centralbureau 79 ——— 
17 Canzliſten, 1 Eifenbahnbau= u. Betriebsinſpector, 2 Zeichner, 5 Bahn— 
controleure, 4 Bureaudiener, Hauptcaffe 1 NRendant, 1 Caffirer, 
7 Buchhalter, 1 Caſſenaſſiſt, 2 Eafjendiener; Betriebsinfpection 
1 Oberbetrieböinfpect., 12 Betriebsinfpect., 1 Bahncontrofeur, 2 Eifen- 
bahnfecr., 32 Betrieböfecr., 2 Bureaudiener, Gefammtaufwand für Dies 
Perfonal 130°600 Thlr., A. für 1871. 

() ©. 0.8. 235 (d). Die Gehalte, Tagegelder u. Emolumente in ver 
allgem. Verwalt. betrugen 1869 bei den preuß. Staat3b. p. Meile 1488 
(Dear. 2356 Main-Weſer B., Min, 1191 Naff.) oder p. 100000 Thlr. 
Bruttoeinn. 2046 (Mar. 3529 Bebr.- Han., eben eröffnet, Min. 1754 
Saarb.), bei den eigen verwalt. Privatbahnen bez. 1352 u. 1918 Thlr., 
alfo kein großer Unterfchied. 

(%) Bel. nur für Drudfachen, Schreibmater., Bureaubedürfn., Heizung, Be- 
leucht. d. Pocalit. 

() 3. B. BVereinfa_hung im Caſſen- u. Rechnungsweſen, in d. ftatift. 
Arbeiten (Scholz a. a. D.). 
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8. 244. 


2) Die Bahnverwaltung. Sie umfaßt diejenigen Ver— 
waltungsthätigfeiten, durch welche für die Erhaltung der Bahn 
jelbft, der Gebäude, der Bahntelegraphen, der Signale und 
anderer fefter Anlagen in dem für den regelmäßigen ordentlichen 
und geficherten Betrieb erforderlichen Zuftande geforgt wird. 

a) Die Orgatiifation dieſes Verwaltungszweigs iſt auch 
in Deutfchland befonders in Betreff der Oberleitung manchfach 
verjchieven. Mitunter jteht an der Spitze der Oberleitung ein 
Techniker als Oberingenieur, was Bortheile hinfichtlich der Ein- 
heitlichfeit aller Maßregeln bietet, oder e8 fungiven Ingenieure 
für einzelne Bahnabtheilungen unmittelbar unter der Hauptver- 
waltung (a). Dieſer Dienjtzweig wird bisweilen zur allgemeinen 
Berwaltung gerechnet und bejteht dann gleichzeitig mit für bie 
Dberleitung der Transportverwaltung (b). Die weiteren Thätig- 
feiten ver Bahnverwaltung zerfallen in die beiden Hauptzweige 
a) der fpeciellen Beauffihtigung ver Bahn, welche dem fog. 
Stredenperfonal übertragen ift, und 4) ver Stationsver- 
waltung, welche dem Stationsperjonal anheimfällt. Zur 
Stationsverwaltung gehört auch die Bahntelegraphenverwaltung 
und die DBerwaltung der Bahnunterhaltungs- und Betriebs- 
magazine, doch ftehen diefe Zweige mitunter auch unabhängiger 
neben ver Stationsverwaltung. 

«) Das Stredenperjonal bejteht aus Abtheilungs- (Be— 
zirks-) Ingenieuren (Bahninjpectoren), Baumeiftern, ſämmtlich 
ausgebildeten Technifern, mit dem nothwendigen Hülfs- (Bureau-) 
perjonal, ferner aus Bahnmeijtern (Bahnauffehern, Oberbahn- 
wärtern), etwa 1 auf die Meile, endlich aus ven unter ben 
Bahnmeiftern ftehenden Bahnwärtern (Bahnwächtern), 6 — 9 
p. Meile in Deutſchland. An diefe ſchließen fich etwaige weitere 
Hülfswärter, dann Tagelöhner u. ſ. w. ar. 

P) Das Stationsperfonal begreift die Stationsvorfteher 
(unter verfchiedenen Namen, wie Bahnhofinfpector, Bahnhofver- 
walter), deren meijten® zwei Claſſen, für größere und für Heinere 
Stationen, unterfchievden werden. An fie reihen fich Aſſiſtenten, 
Stationsauffeher, Portiers, Nachtwächter, ferner die Weichenfteller, 
die mitunter auch zum Stredenperfonal gerechnet werden; eventuell 
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die Zelegraphiiten und Material: und Magazinverwaltungs- 
beamten. Xebterer Zweig wird auch bisweilen zur Zransport- 
verwaltung gejtellt (c). W. 

(a) ©. Weber, Frage 369. 

(5) So bei den preuf. Staatsbahnen. 


(c) Beifpiel der Organifation der Bahnverwaltung: Preuß. Oftb. 
Stredenperjfonal 7 Eifenbahnbanumeifter, 8 Betriebsfecr., 1 Ober- 
briidenmeifter (Weichfel- u. Nogatbrüde), 86 Bahnmeifter (vor Eröffn. 
einiger neuer Streden 1871 79, 1 auf 1,5 Meil.), 5 Krahmmeifter, 
773 Bahnmwärter (biöher 715, auf 1 M. 6); Stationsperfonal 
24 Stationsvorftcher 1. El., 33 dsgl. 2. El., 14 Stationsauffeher, 
69 Stationsaſſiſt, 10 Wagenmeifter, 1 Telegrapbeninfp., 1 Betriebfecr., 
8 Zelegraphenauffeher, 62 Xelegraphiften; weiter 304 Weichenfteller 
(incl. 9 Brüdenwärter), 17 Bortiers, 101 Nachtwächter. Gefammtaufw. 
U. für 1871 413330 Thlr. 


8. 245. 


b) Koſten. Die Ausgaben der Bahnverwaltung, natürlich 
bei den einzelnen Bahnen etwas verjchieven, je nachdem Ab— 
theilungen der Oberleitung zur allgemeinen Verwaltung oder 
untere Dienftzweige zur Transportverwaltung geftellt werben, 
jind abfolut und relativ viel bedeutender als diejenigen ver allge- 
meinen Verwaltung, ftehen aber fat immer ſtark hinter ven 
Ausgaben der ZTransportverwaltung zurüd. Sie betragen im 
großen Durchfchnitt der preußifchen Bahnen etwa 30%, und 
darüber, rund (einfchlieglich der Betriebsinfpection $. 243) ein 
Drittel ſämmtlicher Betriebsausgaben, alfo etwa fünf bis fechsmal 
foviel als die allgemeinen Berwaltungsfoften und faft die Hälfte 
ber Ausgaben der Transportverwaltung. Bei den einzelnen 
Bahnen, Staats- wie BPrivatbahnen, zeigen fich aber wieder 
erhebliche Abweichungen biefer Quoten («). 

Die Ausgaben ver Bahnverwaltung find 1) theil® perſön— 
liche, Bejoldung der Bahnbeamten u. ſ. w. (Kleidung, Heizung 
der Bahnwärterhäufer), 2) theils fachliche, Unterhaltung des 
Bahndamms, der Schienen, Schwellen, Brüden, Durchläffe, 
Tunnel, amderen Anlagen, ver Gebäude, Telegraphen, Signale, 
des Inventars und der Arbeitsgeräthe, Ausgaben für Reinigung 
von Schnee, Feuerverficherung, Steuern, Bureaubepürfniffe u. |. w. 
Die fachlichen Ausgaben pflegen erheblich höher als bie perſön— 
lichen zu fein, doch äußert das Verwaltungsſyſtem und das unten 
bevvorgehobene Moment (VBerhältniß des ftehenden zum umlau— 
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fenden Capital) auch ſeinen Einfluß auf die Relation beider 
Poſten (6). Unter den ſachlichen Ausgaben befinden ſich viele 
Werfverrichtungen gegen Taglohn. Die Höhe der fachlichen, 
indivect aber auch diejenige ber perjönlichen Ausgaben hängt 
vornehmlich ab: a) von Klima, Bodenbejchaffenheit des Landes (c), 
durch das die Bahn führt, b) von der mehr oder weniger forg- 
fältigen und vollflommenen exjten Anlage und feitherigen Er- 
haltung ver Bahn u. f. w., €) von der Frequenz, welche bie 
Abnugung durch den regelmäßigen Betrieb bedingt, endlich 
d) von der Sorgfalt, mit der die Unterhaltung und Beauf- 
fichtigung der Bahn im eigenen Interefje ver Verwaltung oder 
nach Landesſitte oder in Folge von Staatögefegen gejchieht. Im 
legterer Beziehung werden namentlich in Deutfchland und 5. Th. 
überhaupt auf dem Gontinente mit Recht um der Ordnung und 
Sicherheit des Betriebs und der dabei beichäftigten Perfonen 
Willen größere Anforderungen gemacht, als in England und 
vollends in Norbamerifa. Das bedingt aber auch etwas größere 
Ausgaben für diefen Titel der Bahnverwaltung, bejonvers für 
ein größeres Auffichtsperfonal (Bahnwärter u. f. w.). 

Im Mebrigen ftehen die unter b und ce und theilweife ſelbſt 
die unter a und d erwähnten Beftimmungsgründe ber Höhe ver 
Bahnverwaltungsausgaben alle im Zufammenhang mit ver Be— 
ihaffenheit ver ganzen Bahnanlage. Diefe Befchaffenheit 
muß ſich aber vationeller Weife aus üfonomifchen Gründen 
einigermaßen nach ber volkswirthichaftlichen Entwicklung eines 
Landes richten. Im Großen und Ganzen pflegt dies auch mit 
der durchſchnittlichen Anlage der Bahnen verjchievener Länder 
und Zeitalter der Fall zu fein. Borzüglich dem eigenthümlichen 
Umjtande, daß bei den Bahnen das Sicherheitsmoment jo wichtig 
ift und eventuell von Seiten der Gejeßgebung weitgehende be- 
züglihe Vorjchriften öfters erlaffen worden find, ift es zuzu— 
fchreiben, daß nicht noch größere Unterſchiede in der Bejchaffenheit 
ber ganzen Bahnanlage hervortreten, was nationalökonomiſch fehr 
begreiflih wäre. Alsdann würden auch namentlich die Bahn- 
verwaltungsausgaben noch ſtärkere Verjchievenheiten zeigen. W. 


(a) Die amtl. preuß. u. deutſche Eifenbahnftatiftit verteilen die Aus- 
gaben unter die drei Berwaltungszweige nicht ganz gleihmäßig. Nach 
der erfteren ergiebt fich Folgendes (Jahrg. 1869, ©. 44). Die wirfl. 
Betriebsausg. aller pr. Bahnen betrugen bei der 
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Allg. Verw. Bahnverw. Transportverw. 
Hpder p. Meile p. Ruß: der p. M. p. Nuß- Yyder p. M. p. Nutz⸗ 
Geſ.⸗ 100 meile Hr Gel. 100 meile Ka Gel. 100% meile H%. 
Ausg. Ausg. Ausg. 


1508 ...... 8,3 27° 04 306 102 1,6 61t 203 32 
1868 ...... 1 262 08 312 103 1,7 609 202 3% 
12... BSG 65 190 te re 191 38 
121. ee GE 53 0 Be 79 138 hi 154 3,8 
1569 A..... 6 20 0 2 97 15 0 204 3,8 
u Ba 1 292 04 310: 132 16 14 0 37 3% 
ar A Se 6 0 0 3 1 1 33 
„Oſtb.. ... 78 18 0 2 77 1,7 ah 33 
„N.-Schleſ. 52 24° 0° 295 11 17 65° 311 38 


— 
„Hannov... 6,6 24% 03 26, 87 13 667 215 3,8 


(b) 


(e) 


1869 A: preuß. Staatsb., B: Privatb. unt. Staatöverw., C: Privatb. 
unt. Privatverw. Bei 18569 A (nicht im d. erften Weihe für 1869), 
ferner in d. letzten Reihe (Hannov. B.), find bei den allgem. Ausgaben 
die 731494 Thlr. Herauszahlungen der Hannov. B. an jvemde Bermwalt. 
(für Betrieb fremder Streden) in Abzug gebradt. Durch Einrehnung 
diefer Summe erjcheint d. allgem. Yusg. bei den preuß. Staatsb. u. 
bei d. Hannov. B. fpeciell zu hoch. — Nach den (durch andere Bertheil. 
der Betriebsinfpection u. a. m.) abweich. Aufftell. der Deutfchen Eifen- 
bahnftatift. find die Procente der 3 Zweige von d. Gefammtausg. bei 
d. Oſtb. 5,%, 33,78, 60,5, bei d. Niederfchlef. 4,3, 35,9%, 59,74, bei D. 
Hannov. 6,6%, 34,%, 59,%, bei d. baier. Staatsb. 1,7%, 33,8%, 64,%, bad. 
Staatöb. 3,%, 31,%, 65,°%, würt. 2,4, 41,%, 56,2, ſächſ. Staat8b. (mit 
etw. abweich. Bertheil. einzelner Zweige) 4,0, 21,02, 74,2%, — Nach d. 
preuß. Stat. find die Maxima u. Minima der Bahnverwaltungspro- 
cente v. d. Gefanmmtausg. bei den Staatsb. 51,3 (Berl. Berbindungsb.) 
u. 26,' (Hannov.), bei allen Brivatb. 48,’ (Elmsh. Glückſt., kleine Zweigb. 
v. Alt.Kiel) u. 15,5 (Frankf.-Hanau, wieder abweich. Vertheil.), bei den 
meiften u. wichtigften Staat3= u. Privatb. etwas über u. unter 3000; 
die Mar. u. Min. der Transportverwaltungsprocente bei d. StaatSb. 
65 — 66 (Saarbr., Niederfchlef., Weftfähl.) u. 48,' (Berbindungsb.), bei 
d. Privatb. 78,2 (Franff.-Han.) u. 41,* (Elmsh. Glückſt.), bei den meiften 
u. wichtigften etwas über u. unter 60 9/0. 

Beifpiel: Preuß. DOftb., nad der Berechnungsart in d. Deutjchen 
Eifenbahnftatift. gefammte Ausg. für Bahnverwaltung in ZTaufenden 
1188, dav. auf Bejold. der Bahnbeamten incl. Dienftfleid. u. f. w. 162, 
Heizung der Wärterlocale 8,“ (bei Niederfchlef.- Märt. 84, woraus herz 
vorgeht, daß alle folche Poſten auch nach den Befoldungsiyftemen ab— 
weichen), Unterhalt. d. Bahndamm, d. Schienen, Schwellen 453, der 
Brüden u. Durchläſſe 11,9, der Gebäude 82, Zelegr. 26, übr. Anl. 71, 
Invent. u. Geräth 14,8, Grundft. (?), Feuerverfih. 33, Schneereinigung 
19, Bureaubedürfn., Formul. u. f. w. 4,%, Sonjtiges 2,° Taufend Zhlr., 
im Ganzen perfünl. Ausg. 40, fachl. 600/05; dsgl. bei d. niederfchlef.- 
märf. bez. 36,° u. 63,7, bannov. 37,9 u. 62,', ſächſ. Staatsb. 42,° u. 
57,3, baier. c. 28 u. 72, würt. 19,'! u. S0,9, bad. 36,’ u. 63,32. Auch 
bei Privatbahnen ähnlihe Schwankungen, 25—10/o pflegt die perfönl. 
Ausgabe von den gef. Bahnenverwaltungsfoften meiftens zu betragen. 
Die unter die ſachl. Ausgaben gerechneten Taglöhne für Werkverricht. 
im Gebiet der Bahnverw. erheben fich öfters zu bedeut. Summen, 3. B. 
Oſtb. 167, Niederfchlef. 206, Hannov. 300, Sächſ. Staatsb. 239, Wiürt. 
230 Tauſend Thlr. 

Scneereinigung 3. B. bei d. öſt. Süd- u. Tir. B. 1569 50,314 Thlr. 
unter 1,81 Dil. Thlr. Bahnverwaltungsauslagen. Selbft ſolche Poſten 
ftehen mit unter dem Einfluß des in $. 246 befprocd. Princips. Mehr 
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Tunnelbau im Gebirge, Schneeſchutzwehren (fog. Gallerieen) verhüteit 
die Verwehung, aber erfordern einen viel größeren Aufwand von 
ſtehendem Capital. 


8. 246. 


Nach der volkswirthichaftlihen Entwidlung eines Yandes oder 
einer Zeit ift nehmlih die Höhe der Zinsfühe und der 
Arbeitslöhne verfchieden, indem in ver höher entwicelten, 
reichen VBolkswirthichaft der Zinsfuß niedriger, der Lohn höher 
ijt und umgefehrt. Zugleich macht dort die Bejchaffung eines 
großen Capitals weniger Schwierigkeit. Dies äußert Alles 
feinen wejentlichen und ganz berechtigten Einfluß auf die Ver— 
theilung des ſtehenden und umlaufenden Capitals bei 
einer Unternehmung und fällt vor Allem ſchwer ind Gewicht bei 
jtet8 jo außerordentlich foftjpieligen Anlagen wie Eifenbahnen 
(und manchfach analog überhaupt bei Wegebauten und Verkehrs— 
anftalten). Die möglichjt vollkommene Herftellung einer Bahn, 
die Vermeidung ftarfer Steigungen — alfo mehr Einfchnitte — 
Curven — aljo längere Bahnlinie oder bei fürzerer Linie um— 
fänglichere Ervarbeiten oder Bauten —, der Bau von Zunneln, 
befonders auch, um theuren Grunderwerb, um Steigungen zu 
vermeiden (a), von eifernen ober maſſiven ftatt Holzbrüden, die 
Ueber= over Unterführung der Bahn bei Wegeübergängen, jtatt 
der Pafjage im Bahnniveau, die Anlage des Bahnförpers für 
zwei Gleiſe, die Ausführung des Doppelgeleifes, die Benugung 
jchwererer Schienen (breitbafiger ſtatt Stuhlfchienen) oder felbit 
von Stahlichienen, von imprägnivten ftatt nicht imprägnirten, 
von eichenen ftatt buchenen und fiefernen Schwellen, die Ein- 
führung eifernen Dberbaus, die Legung von zahlreichen Gleiſen 
auf ven Bahnhöfen (b), die Einrichtung großer Bahnhöfe und 
großer, mafliver Gebäude u. f. w. u. ſ. w, — das Alles veprä- 
jentirt einen relativ größeren Aufwand an ſtehendem Capital und 
erfordert daher überhaupt von vorneherein die Anjegung eines 
größeren Anlagecapital8 verglichen mit einer möglichjt einfach und 
billig gebauten Bahn. Bei letterer wird dann aber gerade 
wegen der geringeren Solidität ver Anlage ver regelmäßige Auf- 
wand für die Bahnverwaltung relativ größer fein, d. h. ver- 
hältnißmäßig das umlaufende Kapital ftärker hervortreten. Soll 
dann bei einer ſolchen Bahn die Sicherheit einigermaßen gewähr- 

Rau-Wagner, Finanzwiſſenſchaft. 6. Aufl. 36 
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leiftet fein, jo bevarf e8 vollends eines um fo größeren Auffichts- 
perſonals (Bahnwärter u. f. w.). Im Großen und Ganzen 
vertritt das norbamerifanifche Bahnfyftem (c) die Kategorie des 
zweiten, mit verhältnißmäßig weniger ftehendem Capital, pas 
europäifche, befonvers das englijche die Kategorie des erften, mehr 
mit ftehendem Capital arbeitenden Eifenbahnwefens. Auch zwiſchen 
England einer-, dem Continent andererfeits, ebenfo zwifchen Wejt- 
europa und Theilen von Oſt- und Nordeuropa zeigt fich ein 
ſolcher Unterfchted in einigen wichtigen Puncten. Die Folge ift 
denn der gleich anfänglich höhere Koftenfag der englifchen ver- 
glichen mit den anderen Bahnen und der äußerſt nievrige ber 
nordamerifanifchen und einiger nad) deren Mufter gebauten 
europäifchen Bahnen (d). Es würde fich ein noch ftärkerer Unter- 
ſchied kundgeben und kundgeben müfjen, wenn man auf dem Con: 
tinent, befonvers im Oſten und auch- in Theilen von Deutſchland, 
nicht unter Mißachtung des richtigen volfswirthichaftlichen Prin- 
cip8 die Bahnen zu allgemein jchon anfänglich mit ftärkerem 
Aufwand an ftehendem Capital angelegt hätte. 

Dffenbar kann man nehmlich dem „englifchen” und dem 
„amerilanifchen” Princip, wie man fie wohl nennen Fönnte, 
feinen unbedingten Vorzug vor einander geben (e). 
Vielmehr finden fich auch bei der Benukung des Bodens 
zu Eifenbahnanlagen wieder die bemerfenswerthejten 
Analogieen zu Thünen’s Lehren von der KRelativität 
der Vorzüge der Aderbaufpfteme. Das amerifanifche 
Syſtem ftellt extenfiven, das englifche intenfiven Eifenbahnbau 
bar. Jedes ift für feine Verhältniſſe bevechtigt. Bei hohem 
Zinsfuße, geringer Frequenz, aljo auch geringer Abnugung der 
Bahn durch den Betrieb, bei geringerer Bedeutung des Schnellig- 
feitsmoments im Transport empfiehlt fich das amerifanifche, bei 
niedrigem Zinsfuße und hoher Frequenz, aljo ftarfer Abnutzung 
und bei großer Werthlegung auf Zeiterfparniß das englifche 
Syſtem; das erjtere um jo mehr ba, wo auch die Löhne niedrig 
find, das Tettere da, wo fie hoch find und wo die Conjtruction 
der Bahn für großen Verkehr und vafches Fahren bei wenig 
Aufjichtsperfonal vollends folid fein muß. In den weniger ver» 
fehrsreichen Gegenden Deutjchlands und zumal des europäifchen 
Dftens hätte man alfo das amerifanifche Syitem, auch trog relativ 
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höherer laufender Bahnverwaltungskoſten, bevorzugen und erſt 
nach und nach bei veränderten Zinsfüßen, Lohnſätzen, größerer 
Frequenz und höherem Werth der Zeiterſparniß mehr ſtehendes 
Capital in der Bahnanlage verwenden, d. h. letztere entſprechend 
aus⸗ und umbauen ſollen. Gerade die niedrigeren Löhne, wegen 
deren Höhe in Amerika die Bahnbeaufſichtigung ſo mangelhaft 
iſt, ſprachen bei uns dafür noch mehr, als in Amerika ſelbſt (f). 
Für die Praxis des Eiſenbahnweſens läßt ſich dann folgende 
Regel für die Höhe der Bahnverwaltungsausgaben, ſoweit dieſe 
von der Beſchaffenheit der ganzen Bahnanlage abhängt, aufſtellen: 
auch ein abſolut höherer Betrag an ſolchen Ausgaben, welcher 
durch geringere Beſchaffenheit der Bahnanlage und daher durch 
größere Reparaturausgaben und Beaufſichtigungskoſten verurſacht 
wird, iſt ſo lange ein Vortheil, als das Plus dieſer Ausgaben 
über den bei vollkommenerer Anlage zu verwendenden Betrag 
kleiner iſt als ver Zins des in dieſem Falle erforderlichen Plus’ 
des Anlagecapitals. Damit iſt auch gleichzeitig die weitere Regel 
gegeben, wann zum Behufe einer Reduction der Bahn— 
verwaltungskoſten eine leichtere Bahnanlage in eine voll— 
kommenere verwandelt werden muß: ſobald die erwähnte Zins— 
erſparung kleiner wird als die von der Bahnbeſchaffenheit bewirkte 
Steigerung jener Koſten (9). Alſo bei ſteigendem Arbeitslohn, 
vollends wenn damit ein Fallen des Zinſes verbunden iſt, und 
bei größerer Frequenz, welche die Bahnverwaltungskoſten leicht 
auf der unvollkommeneren Bahn mehr ſteigert oder aus techniſchen 
und Sicherheitsgründen auf ihr etwa gar nicht möglich iſt. 
Abgeſehen von dieſem Wechſel im ganzen Bahnbauſyſtem 
wird eine ſelbſtändige Verminderung der Ausgaben der Bahn— 
verwaltung in erheblicherem Maße kaum möglich ſein. Die 
Verminderung der Zahl der Beamten und Angeſtellten würde 
meiſtens nur auf Koſten der Sicherheit geſchehen, was im Durch— 
ſchnitt wegen öfterer, Koſten für Entſchädigung und Material 
hervorrufender Unglücksfälle nicht einmal eine Erſparniß ſein 
würde. Mit der ſteigenden Frequenz wird ſogar die Zahl der 
Beamten nothwendig ſteigen müſſen (A). Die Gehalte und Löhne 
gehen auch einer Erhöhung entgegen. Durch Aemtercumulirung 
kann nur eine unerheblihe Erjparung entjtehen, meijt gegen das 
fachliche Intereffe. An ven fachlichen Ausgaben (3. B. für 
36 * 


Schienen, Brüden) läßt fich durch folivere Anlage ſparen, wofür 
obige Principien gelten. Für gewiſſe Heinere Neparaturarbeiten 
und dabei verwendete Meaterialien ift endlich aus Erſparniß— 
rüdfichten das Prämien- und Zantiemefyften (für Erfparungen au 
Material) anwendbar, einmal bei den leitenden Bahningenieuren, 
theilweife auch bei dem unteren Perſonal (i). W. 


(a) Der M. Cenis-Tunnel, verglichen mit der Fell’fchen leichten Bahr über 
den M. Cenis, ift wohl das großartigfte, bisher vorhandene Beijpiel des 
Vorwiegens des jtehenden Capitals in der Bahnanlage, während eigentlich 
die ganze Fell'ſche Bahn, welche nur bis zur Eröffnung des Tunnels 
beftehen ſollte, umlauf. Capital darftellt. 

() In England u. Frankreich, bei höherem Grundwerth, übrigens mehr 
Drehſcheibenſyſtem, in Deutſchland mehr Weichenſyſtem auf d. Bahnhöfen. 

(ce) Nur daß e3 wegen des hoben Arbeitslohns und wegen der Ridfichts- 
lofigteit in Hinfiht auf Unfälle die legt erwähnte Forderung: viel Auf- 
fichtsperfonal, nicht erfüllt. Einige Hauptübel des nordamer. Bahn— 
weſens erklären fih aus dem Zufanumentreffen jchlechten Baus (wenig 
fteb. Cap.) und trogdem geringen Aufſichtsperſonals u. geringer 
Sorgfalt der Unterhaltung der Bahn (alfo gleichzeitig zu wenig umlauf. 
Kapital). 

(d) Manche billige Babnen in Schottland, Scandinavien, Südrußlaud, bei 
denen etwas nad) d. amerik. Gefichtspuncte verfahren worden tft, 8.234 (e), 
239 (k). — Vgl. die vortrefil. Schilderung des Charakter der Eijen- 
bahnen der Hauptländer von Weber, Fr. 32 u. ff., 3. B. Ft. 40, 
äußerl. Erfchern. der engl. Bahnen, wo eben ganz das Borwalten des 
jteh. Cap. hervortritt. In England niedrige Yage der Bahn im Terrain, 
häufiger Tunnels u. —— als Brücken u. Dämme, umgekehrt in 
Deutſchland. Die franzöf. gelten ihm als die beſtgebauten. Weber 
hebt indefjen das den verjchiedenen Bahnjyftemen zu Grund liegende 
nationalök. Princip nicht hervor. 

(e) Wozu doch auch Weber, bier zu fehr Techniker, nicht National- 
öfonom, geneigt ift. 

(F) Das richtige Princip ift jetzt bei der Anlage fog. Secundärbahnen zur 
Geltung gelangt, aber man baut offenbar noch immer zu viel Bahnen 
al3 Primär- oder Hauptbahnen gleih von Anfang au. Bei dem jet 
auch bei uns erfolgenden ag‘ zu ee Schienen, zu Er- 
perimenten mit Stahlfebienen, zu Doppelgeleifen, zu einzelnen Ber- 
änderungen der Bahntrage, 3. B. der Sefeitigung von Steigungen, 
Curven, Umwegen, ſchiefen Ebenen, Kopftationen, bet der Erjegung von 
Holzconftruction durch Eifen u. dgl. m. wird daffelbe richtige Princip 
befolgt. Da ergiebt ſich eine Verminderung der Bahnverwaltungstoften 
bei einem höheren Zinserforderniß des Anlagecapitald. Auch mit diefer 
Beränderung hängt die wahrnehmbare Steigerung der Meilenkoften in 
Deutfchland wohl etwas zufammen, $. 234 (db). Die Anlage von Doppel- 
geleifen, die in Couceſſionsurkunden mitunter von vornherein vorge- 
riebene Anlage de3 Bahndamms, der Brüden für d. Doppelfpur war 
in Deutſchland auch öfters verfrüht, — ein Berftoß gegen obige Regel. 
Nicht aus Ueberlegung und Ökonom. Verftändnig, fondern aus Unter- 
ſchätzung der Berkehrsentwidlung, alfo aus Zufall ift man in Deutſchland 
u. a. 2%. mwenigftens tbeilweife bei d. erften Anlage der Bahnhöfe richtig 
verfahren: man bat fie anfangs zu Fein angelegt u. baut fie jet umt, 
parte dadurch früher an Gabitat u. kann jet dem Bedürfniß gemäß 
bauen, — fein ökon. Nachtbeil in d. Regel, wie man wohl irrthümlich 
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mitunter annahm. Der Fehler war nur, daß man gleich zuerſt die 
kleinen Bahnhöfe zu ſolide baute. 

(9) Analog iſt in verwandten Fällen zu entſcheiden. Z. B. die Anlage einer 
Bahn für ftarfe Frequenz koſte p. Meile 600000 Thlr., vorausfichtlich 
aber habe die Bahn ſolche Frequenz erft nach längerer Zeit, während 
einftweilen eine Teichtere Anlage für 400000 Thlr. ausreicht, deren 
Ausbau fpäter no 3000000 Shlt. erfordert: dann ift Dennoch die fpätere 
Bahn für 700000 Thle. billiger, wenn bis zu dem Zeitpuncte des Be- 
darf3 die Zinſen u. Binfeszinfen der erfparten 200.000 Thlr. tiber 
100°000 Thlr. betragen, — gewiß ein oftmaliger Fall bei hohem Zinsfuße 
in vielen öftl. Theilen Europas. 

(h) So wurde 3. B. 1869 jede Meile der Oftb. 11,%, der Niederſchleſ. 
21,7 Mal täglich durchſchnittl. befahren, das Stredenperfonal der erfteren 
war p. Meile 9,°, der zweiten 15,5, dad Stationsperfonal bez. 4,’ u. 
9,6 Mann. 

(Ü) Weber, Fr. 370. — Detail der Bahnumterhaltungstoften d. preuß. 
Bahnen in d. preuf. amtl. Stat. ©. 152 für 1869. ©. u. $. 250. 


8. 247. 


3) Die Transportverwaltung. Ihr Gebiet ift die Ueber— 
wachung und Beforgung des gejammten Transportdienſtes ver 
Bahn, welcher in ven Perfonen- und Giterverfehr zerfällt (a). 

a) Die Organifation der Transportverwaltung ift wiederum 
nicht ganz gleichmäßig. Gewiſſe Grundzüge ergeben fich aber 
aus dem Weſen der Sache und fehren daher ziemlich überein- 
itimmend wieder. An ver Spike der Oberkeitung und Be: 
auffichtigung des Betriebs ſteht das Betriebspirectorium oder 
die Betriebsinfpection, deren Yunctionen mitunter über vie 
Transportverwaltung hinausgehen, Behörden, welche daher bie- 
weilen auch zur allgemeinen Verwaltung gejtellt werden (db). In 
der ZTransportverwaltung wird dann «) der erecutive Be— 
triebsdienft und 2) die Mafchinen-, Wagen- und Werk— 
ftättenverwaltung, daneben auch wohl noch y) die Mate: 
rialienverwaltung (Magazinpienft) unterjchieven, welcher 
mitunter mit der Werfftättenverwaltung verbunden ijt (c). 

a) Der erecutive Betriebspienft zerfällt in ven Erpeditiong- 
bienjt und ven Fahrdienſt. Der erjtere, welcher an bie 
Station gefnüpft ift, ift, wenigftend an den größeren Stationen, 
wieder in ven Dienft fir den Perfonenverfehr (incl. Gepäd) und 
in die Gütererpedition getrennt. Das zum Expeditionsdienſt ge- 
hörende Perfonal beiteht aus Einnehmern (Billetverfäufern, 
Stationscaffenrendanten), Gepäcderpebienten, mitunter noch be— 
ſonderen Gepächwiegern, dann Gepäcträgern, und etiwaigem Hülfs— 
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perfonal (Affiftenten) für den Perfonentransportvienit. Zur 
Güterexpedition gehört das Perfonal der Gütererpebienten, Boden-, 
Lade- und Wiegemeifter und das nothwendige Hülfsperfonal für 
Saffe, Buchhaltung, Rechnung u. f. w. Diele gewöhnliche Werk— 
verrichtungen im Güterdienſt (Auf- und Abladen, Wagenran- 
given u. f. w.) erfolgen im Taglohn. Das gefammte Güter- 
transportwefen einer Bahn fteht mitunter noch unter einem 
befonveren Güterverwalter. Die Ueberwachung und Oberleitung 
des Erpebitionsbienfts füllt dem Bahnhofvorjteher zu, welcher 
durch Schirrmeifter (Wagenmeifter) die Zufammenftellung ver 
Züge bejorgen läßt. 

Das Fahrpdienftperfonal höherer Ordnung find bie 
Locomotivführer, Zugführer (Oberfchaffner) und Packmeiſter, das— 
jenige nieberer Ordnung die Heizer, Schaffner, Zugfchirrmeifter, 
Bremfer, deren Dienft mit dem der Schaffner mitunter vereinigt 
it. An dieſes Perjonal fehließt fich als ſtehendes Perfonal auf 
den Stationen für den Fahrdienſt dasjenige der Wagenpuger, 
Schmierer, Wagenmeilter (Schirrmeifter, Wagenreviforen) u. dgl. m., 
bisweilen auch beſonderer Mafchinenheizer an. Diejes Perfonal 
ober ein Theil vefjelben wird mitunter auch zum Stationsperfonal 
(Bahnverwaltung) oder zur Wagenverwaltung gerechnet. 

P) An der Spige des Werkfftättendienfts (für Repa— 
vaturen des Fahrmaterials u. f. w., in ber Regel nicht für ven 
Bau neuer Majchinen u. ſ. w.) ftehen Techniker, ſog. Mafchinen- 
und Obermafchinenmeifter, welche Zeichner zur Seite haben; unter 
ihnen Werkftättenvorjteher, Werkmeifter, Wagenmeifter, außerdem 
das nothwendige Buchhaltungs-, Rechnungs», Caſſenperſonal u. ſ. w. 
Die meiften Werfverrichtungen gejchehen gegen Tagelohn. Auf 
größeren Stationen bejtehen beſondere Magazine verfchienenen 
Umfangs für bie erforverlihen Betriebsmaterialien unter Ma— 
terialienverwaltern, unter denen Auffeher u. f. w. fungiren. 

Die Organifation einzelner Zweige ber Transportverwaltung 
und die Zahl des Perjonald in benjelben hängt begreiflicher 
Weife von ver Frequenz ver Bahn, befonders was den Fahr- 
und Werkftättendienft, und von ber Bebeutung ber einzelnen 
Stationen, was ben Expeditionsdienſt anlangt, wefentlich mit 
ab (d). Auf Heinen Stationen und bei ſchwachem Verkehr können 
3. B. manche Arbeiten von einem Beamten beforgt werben, bie 
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fonjt getrennt werben müffen (3. B. Billetverfauf und Gepäd- 
expebition, beides und Gütererpebition). Einige Verſchiedenheiten 
in ber Drganifation und in ber Zahl des Perfonal® werben aber 
im Perfonenverfehr auch durch das Billet- und Controlſyſtem (e), 
im Güterverkehr durch das Verladungsſyſtem (f) bebingi, in beiven 
endlich durch die obwaltende Rüdficht auf Betriebsficherheit und 
durch den Zuftand der Bahn, wo wieder das im $. 246 hervor- 
gehobene Moment in Betracht fommt (g). Die Aufgabe ift hier 
offenbar, diejenigen Shyiteme zu wählen, welche bei aller Sicherung 
vor Unterjchleif und Verluſt in volfswirthichaftlicher Hinficht 
günftig, für das Publicum möglichjt bequem und für bie Ver— 
waltung durch Vereinfachung des Dienjts, Erfparung von Arbeits- 
fräften u. f. w. möglichjt wohlfeil find. In beiven Beziehungen 
bleibt noch viel zu wünfchen übrig (j. Anm. e bis 9). W. 


(a) Kurze prägnante Charakteriftit der Functionen der einzelnen Organe 
der Transportverwaltung bei Weber Fr. 341 ff. 

(db) Preuß. Staatöbahnen f. o. $. 243. 

(c) Beifpiel der Organif. u. der Zahl u. Vertheil. des Transportver— 
waltungsperfonald: Preuß. Oſtb. Erpeditionsdienft, 1 Ober- 
güterperwalter, 1 Eifenbahnfeer., 16 Stationscafjenrend. u. Einnehmer, 
9 Gepäderpedienten, 63 Gütererped., 56 Bodenmeifter (an 12 Halteftellen 
find Weichenfteller geg. Remuner. mit d. Billetverfauf betraut). Fahr— 
dienſt 135 Locomotivenführer, 43 Zugführer, 44 Padmeifter, 135 Heizer, 
112 Schaffner, 28 Schmierer. Werfftättenbetrieb 1 Obermafchinen- 
meifter, 7 Mafchinenmeifter, 8 Zeichner, 7 Hgg ee 32 Betrieb- 
fecr., 5 Werkftättenworfteher, 18 Werkmeifter, 22 Wagenmeifter; — 
27 Mafchinenheizer (fehlen bei and. preuß. Staatäbahnen), 8 Portiers, 
10 Nachtwärter. Materialverwalt. a. d. Strede, 9 Materialverwalter 
1., 7 dögl. 2. Elafje, wozu bei and. pr. Staat3b. noch Auffeher, Wächter 
u. dal. treten. 

(d) Beijpiele P. Meile Bahn kamen 1869 in d. Transportverwaltung 
vor bei d. preuf. Oftb. 7,0 Beamte u. Hilfsarbeiter, 19,6 Arbeiter, 
bei d. niederfchlef. 22,! u. 43,3, weftfäl. 12,6 u. 24,9, Saarbr. 
20,2 u. 30,%, Haunov. 11,9 u. 23,1, naff. 8° u. 13,2 Dagegen war 
die beförd. Bruttolaft auf 1 Meile Bahn reducirt bei dieſen Bahnen 
bez. 25,9, 51,0, 29,0, 37,7, 32,8 u. 20,3 Mil. Centner 64 Centner⸗ 
meilen, Gewicht der Perſ. Güter, Wagen, Locom. u. Tender zuf.) und 
die Bruttoeinn. p. Meile 64, 101, 56, 104, 75 u. 43 Zaufend Thlr. — 
Bei einer Länge von 122 M. der Oftb. u. von 72 M. der niederfchlef. 
(incl. ſchleſ. Gebirgsb.) hatte Die erfte u. zweite bez. 130 u. 167 Loco— 
motivenführer, 130 u. 194 Heizer, 39 u. 28 Augftihter. 34 u. 54 Pack⸗ 
meifter, 101 u. 223 Schaffner. 

(c) Wenn die Controle und Abnahme der Perfonenbillete nur in den Wagen 
erfolgt, wie faft allgemein in Deutfchland, bedarf es unvermeidlich mehr 
Schaffner, die dann wenigſtens in den Perfonenzügen auch nicht fo 
umfafjend al3 Bremfer mit befehäftigt fein Zönnen, zumal fie oft im 
Fahren die Billete coupiren müſſen. Anders im Ausland, bef. in 
Frankreich, wo die Bahnhöfe ſtreng abgefperrt find u. die —— 
der Billete beim Eintritt in u. Austritt aus dem Bahnhof erfolgt. Bei 
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der Billeterpedition ergeben ſich Durch das jetzige Syſtem der zahllofen 
Einzelbillete für Hunderte von Stationen, für verſchied. Wagenclafjen, 
Züge u. ſ. w. große Weitläufigfeiten, an allen Hauptftat. zumal, für 
Stempelung, Verkauf der Billete, Controle der Einnehmer. Das 
Edmondfomſche Billetfuftem (die Kärtchen mit bloßer Angabe von Ab- 
gangs= u. Beltimmungsort, Preis u. Fahrnummer od. Datum, die 
Kärtchen werden dann von den Schaffnern oder Bahnhofportierd ge— 
fammelt und zur Mitcontrole abgeliefert), das auch in Deutfchland 
allmälig ganz das ältere Zettelfyftem verdrängt bat u. den Bortheil 
rafcher Stempelung (mit Hülfe bezügl. — bietet, reicht jetzt 
immer weniger aus. Eine große Vereinfachung des Billetweſens ge— 
ſtattete das von Perrot vorgeſchlag. einfache Tarifſyſtem, deſſen Durch— 
führung nur problematiſch genug iſt (8. 255). Aber auch bei weſentl. 
Fefthaltung, wenn auch einiger Vereinfachung des heut. Berfonentarif- 
ſyſtems find Reformen in dem Billetiwefen möglich, vgl. z. B. den 
Borfhlag von Scholt a. a. O. 
Vgl. hierüber die Schriften v. Michaelis, Perrot, Scholtz u.a. m. 
Die von manchen Seiten gewünfchte Trennung des Fahr- u. Fracht- 
verfehrs (8. 256) würde den Giltererpeditionsdienft der Bahnen faft ganz 
in Wegfall bringen, da hier die Befrachter eintreten würden. Es ift wohl 
möglich, daß dadurd an Arbeitskoften im Ganzen einige Erſparung 
entjteht, wenn auch feine jehr mefentliche. Auch die Stellung ganzer 
Wagen zur Dispofition von Berradhtern, zum belieb. Bollladen, die Be- 
förderung von Maſſengütern in Wagenladungen, welche die Befrachter 
jelbft anfüillen, haben neben anderen Vortheilen den, der Bahn Arbeit3- 
kraft zu erfparen. Bet der Stellung eigener Wagen durch die Befrachter 
würden fih für die Bahn felbft im Werkftättendienft Erfparungen 
ergeben. Am Meiften Laſt in der Eypedition macht der Stüdgüterwerfehr. 
(g) Auch wegen diefer Umftände in Deutfhland mehr Fahrperfonal 
auf den Zügen, wie mehr Stredenperfonal auf der Bahn. Hier rech— 
nete man nah Weber vor einigen Jahren 2—3 VBerfonenwagen auf 
I Schaffner oder Bremfer, 5—8 Güterwagen auf 1 Begleiter; in 
England und Frankreih dagegen auf 1 Perfonenzug felten mehr als 
1 Oberfh. u. I—2 Sch. oder Bremfer. Yandesfitten thun bier auch 
viel. Das deutſche Publicum verlangt jet auch mehr Schaffner u. 
würde das franzöf. Billetcontrolfyftenn fchwerlich bevorzugen. 


(f 
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8. 248. 


b) Die Koſten der Transportverwaltung bilden ver Regel 
nach ven bei Weiten jtärkjten Boten der Betriebsausgaben 
(8. 245 u. daf. Anm. a). Eine Erfparung an ihnen fällt daher 
für den Reinertrag und für die Möglichkeit ver Tarifreductionen 
gewöhnlih am Schwerften ins Gewicht. Sie ift aber auch in 
größerem Umfange möglich, al8 in ven beiden anderen Ver— 
waltungszweigen. 

Auch die Ausgaben der Transportverwaltung find 1) theil® 
perjönliche, Beſoldung u. f. w. ver Beamten, 2) theils jach- 
liche, einjchließlich großer Summen von Taglohn für nievere 
Werkverrichtungen. Die fachlichen Ausgaben überwiegen bei der 


— 
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Transportverwaltung die perfönlichen noch ftärfer als -bei ber 
Bahnverwaltung (a). Sie zerfallen in die unmittelbaren Koſten 
der Zugfraft (Feuerung ber Yocomotiven, Schmieren und 
Putzen der Mafchinen und Tender), ver Züge (Schmieren und 
Reinigen der Wagen, Beleuchtung der Züge, Güterverladung), 
in die Reparaturfoften der Fahrzeuge, in die zu einem Theil 
mitunter aus ven laufenden Betriebseinnahmen erfolgenne Er— 
gänzung der Transportmittel, alfo Neubefhaffung (nicht 
nur Erfat) folcher, welche inveffen richtiger von ven laufenden 
Ausgaben ganz ausgefchloffen wird; ferner in die Ausgaben für 
Heizung und Reinigung der Betriebslocalitäten, für 
Wagenmiethe an fremde Bahnen, für Entfhädigungen im 
Perſonen- und Güterverkehr, für Druckſachen und Bureaubebürf- 
niffe u. a. Diverfa. Diefe fachlichen Ausgaben laſſen fich wieder 
mit denjenigen perfönlichen Ausgaben, welche fich an die einzelnen 
Zweige Fnüpfen, zufammenfaffen, was für einzelne Puncte ein 
richtigeres Bild gewährt. 

Befonders wichtig find die fo gebildeten Koften des eigentlichen 
Fahrdienſtes und unter dieſen wieder diejenigen ver Zugkraft. 
Ein Theil diefer Koften, beſonders für die Befoldung des Fahr— 
perfonal® auf den Zügen (b), für Neparaturfoften ver Yocomotiven, 
Zender, Wagen (c), auch gelegentlich fiir Miethe fremder Wagen (d), 
für Entjchädigungen bei Unfällen hängt wieder mit ben in 8. 246 
beiprochenen Principien in Betreff der Bahnanlage zuſammen: 
bei dem englifchen Shfteme wird dieſer Koftenbetrag Fleiner als 
bei dem amerifanifchen und auch als in Deutfchland fein. Er: 
fparungen an diefen Koften hängen alfo unter Umftänden von 
dem Uebergang zu vollfommenerem Bahnbau und Fahrmaterial 
ab, wofür das im $. 246 Entwidelte gilt. Ein weiterer Theil 
der Koften ergiebt fi aus ver Zahl des Fahrbienjtperjonals, 
wofür Sicherheitsrüdfichten, gefetliche Vorfchriften mit maßgebend 
find, aus der Höhe der Befoldungen, ver Preife des Brenn: 
ftoff8 u. f. w., worüber allgemeine Landes- und Zeitverhältnifie 
entjcheiven, endlich aus dem mehr oder weniger ſparſamen Ber: 
brauch von Brennjtoff, Del, Schmier- und Putzmaterial u. ſ. w., 
wo fich ein vationelles Syſtem von Kofes-, Delprämien u. |. w. 
jehr vortheilhaft erwiefen hat (e). Im Uebrigen wird die Höhe 
der Fahrdienſtkoſten wefentlih mit bejtimmt durch bie Ge— 
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wichtsmaſſe, welche auf den Eiſenbahnen bewegt wird. 
Namentlich iſt dieſe Gewichtsmaſſe für die Koſten der Zugkraft, 
der Züge, der Reparatur und innerhalb gewiſſer Grenzen auch 
für die Zahl des Fahrdienſtperſonals, alſo für die Beſoldungs— 
fumme (f), entjcheivend. W. 


(a) Beifpiel. Preuß. Oftb. Ausg. für gef. Transportverw. 1869 
2131 Zaufend, wovon auf Bejoldung ac. 496, fachl. Ausg. 1635 Taufend, 
mit Ausſchluß der Ergänz. d. Betriebsmittel 1435 von L. Ganzen 1931, 
oder perf. A. 25,72 u. fachl. Ausg. 74,389, nehmlich Yeuerung d. Locom. 
315, Schmieren d. Maſch. u. Tender 24, Pugen dögl. 53, Schmieren 
er Wagen 17, Wei a 10, Beleucht. d. Züge 17 Süterverlad. 71 
fonft. Koften 102, i. ©. Koften der Zugkraft u. der Züge 609; Re- 
paraturkoften 485 (Loc, u. Tender 282, Perfonenwag. 62, Laſtw. 138 
and. 2); Heiz. u. Neinig. d. Betriebsloc. 81, Wagenmiethe 143, Entfhäd. 
im Güterverk. 25, Drudf., Bureaubed. 31, Sonftiged 62 Zaufend Thlr. 
Bei d. niederfchlef. ift d. Verbältniß d. perf. zu ben fachl. Ausg. 
(excl. neue Transportmittel) 16,5 u. 83,58, bei d. hannov. 23,’ u. 
76,3, fächf. Staat3b. 184 u. 82,6, baier. 30,5 u. 69,5, würtemb. 
29, u. 70,1, bad. 34,! u. 65,982. Ganz glei mäß. Vertheilun der 
Ausgaben erfolgt auch bier nicht. Nicht unweſentlich verfchieden Hellen 
fi) unter dem Einfluß der Frequenzverhältniffe auch die Reparaturkoften 
der einzelnen Arten Fahrzeuge, 3. B. 1869 bei d. niederfchlef. B. weniger 
al3 bei d. Oftb. für Locom. u. Tender (206 : 282), etwas mehr für 
Perfonenwagen — 62), erheblich mehr für —— (250: Bs Tauſend; 
Kohlenverkehr u. ſ. w. auf d. erfteren). jo. Zaglohn erfolgten Werk— 
verricht. 1 d. Transportverw. bei d. Oftb. für 472 niederfchlel für 328, 
bannov. 535, ſächſ. 215, würt. 275 Taufend r. 
(b) — Aufſichtsperſonal bei unvolllommenerem Bau und Fahr— 
material. 
(c) Etwas leichterer u. unvolllommenerer Bau der Fahrzeuge, bei leichtem 
Bahnbau, was event. — Repar. machen kann. 
(d) ——— an Capital f. Betriebsmittel, alfo an ſteh. Capital, ftatt 
deſſen Miethe fremder Wagen bei Hleineren, ärmeren, einfacheren Bahnen. 
Sonft hängt die Benugung fremder Wogen weſentl. von d. geograph. 
Lage, Durchfuhrverkehr einer Bahn, Größe der letzteren ab; daher meift 
verhältnißunäß. größere Benußung fremder Wagen bei den Privatbahnen. 
Bei d. Staatsb. ift fie bei d. niederfchlef., hannov., weftfäl., ſächſ., bad. 
roß, bei d. and. bedeutend kleiner, bef. d. wilrt., baier., nafl. 
Die Koften der Zugkraft (Befold. u. Löhne d. Mafchinenmeifter, 
Locomotivenführer, Heizer, Prämien, Neifegelder, Arbeitslöhne, Reparatur- 
koſten d. Loc., Tender, Werkftättenbetrieb, Repar. d. Wafferftat., Brennft., 
Schmier- u. Putzmat.) betrugen in Preußen bei allen Bahnen 1858 
29,6, 1869 25,22 ſämmtl. Betriebs=-, 478 u. 41,32 der Transportansg. ; 
ei d. Staatsb. 1869 27,6 von allen, 15,2 v. Teßtr. Ausg. Auf Brenn- 
ftoff kommt ein Drittel der Ausg. der Zugkraft. — lieber die Bortheile 
des Prämienfyftens, das jet weit verbreitet ift für einen unter einem 
gew. Mar. bleibenden Verbrauch an Brennft., Del u. f. w. f. Perrot 
Eifenbahnref. ©. 152 ff., 157 ff. Erfparung bei d. Rhein. B. weſ. mit 
durch Schmierprämien in 2 Jahren 32'000 Tülr. (Berbraud) bei 73/, Mill. 
Achsmeilen 1862 29-000, bei Y?/; Mill. 1869 5723 Thlr.). ©. aud) 
u. 8. 250. 
(f) Die Gewihtämafe rührt vornehmlich vom Eigengewicht der Wagen 
ber, 8.249. Die Züge verlangen faft das gleiche Dienftperfonal, mögen 
die Wagen voll oder leer fein. 


(e) 
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8. 249, 


Die zu bewegende Gewichtsmaffe zerfällt bei der Eifenbahn 
wie bei jeder Transportleiftung in das fog. todte und nüßliche 
Gewicht. Letzteres begreift die Gegenftände, deren Bewegung 
Zwed der ganzen Transportleiftung ift, welche daher ver Trans- 
portunternehmung ven Ertrag geben: bei ven Eijenbahnen 
mithin die Perjonen (Paffagiere) und die Güter. Das 
todte Gewicht umfaßt die Transportmittel, mittelft deren bie 
Beförderung des nützlichen Gewichts bewerkitelligt wird: bei ven 
Eifenbahnen alfo das Eigengewicht der Fahrzeuge, wie Loco— 
motiven, Tender, Wagen, deren nothivendigen Bedarf an Brenn- 
ftoff, Waffer, diverfem Geräthe und Geſchirr u. ſ. w., ferner das 
Zugperjonal. 

Das zu erjtrebende Ziel ift mun bei jever Zransportanftalt 
eine günftige Geftaltung des VBerhältniffes des todten 
zum nüglihen Gewicht, oder wenn biefe Forberung in ihre 
einzelnen Theile zerlegt wird: 1) ein möglichſt geringer 
abfoluter Betrag des todten Gewichts, aljo namentlich 
bes Eigengewichts der Wagen u. f. w., 2) eine möglichit jtarfe 
Ladungsfähigfeit ver Wagen, abjolut und im Verhältniß 
zum tobten Gewicht, 3) eine möglichjt große wirkliche Be— 
laftung der Wagen turch das nüßliche Gewicht oder eine dem 
entjprechende Ausnugung der Radungsfähigfeit. Je gün- 
ftiger diefe drei Puncte fich ftellen, vejto höher der Neinertrag, 
auch bei gleicher Bruttveinnahme, deſto größer ferner der Spiel- 
vaum für Zarifreductionen, ſelbſt bei gleihem Frachtquantum 
und befto leichter möglich eine höhere Bruttoeinnahme ganz ohne 
oder ohne entjprechende Koftenfteigerung. 

Bei den Eifenbahnen ift das Streben nach jenem Ziel be- 
greiflicher Weife ganz beſonders wichtig, aber feiner Erfüllung 
jtehen auch eigenthümliche Schwierigkeiten entgegen. 

1) Das Eigengewicht der Wagen, einschließlich ver Loco— 
motiven und Tender, ift aus technifchen Gründen ein ganz 
enormes: nothwendig vorwaltende Verwendung von Eijen in 
großen Maſſen; Nothwendigkeit folivefter Conftruction, was vielfach 
wieder ftarke Eifenverwendung bebingt; Erforberniß einer erheb- 
lichen Schwere, um einen entjprechenden Drud auch ber leeren 


Wagen auf die Schienen auszuüben und eine genügende Trag— 
fähigkeit und Widerftandsfühigfeit bei fchneller Bewegung be— 
(adener Wagen zu bieten u. dgl. m. Es läßt ſich darin durch 
Fortſchritte der Technif eine Verminderung erzielen, aber bie 
Grenzen diefer Fortichritte fcheinen eng gezogen. Ja, die An- 
forderungen, welche bei entwicelterem Verkehr in Betreff des 
Fahrmaterials ftärker hevvortreten, nehmlich größere Tragfähigfeit 
der Wagen, größere Dampffraft ver Yocomotiven, rajcheres Fahren, 
jeltenere Reparaturen, damit das Material beftändiger im Dienft 
jein fann u. j. w., laffen fich theilweife gerade nur mit Hilfe 
gleichzeitiger Erhöhung des Eigengewichts erfüllen, theil- 
weife verhindern ſie wenigjtens, daß das Eigengewicht in dem: 
jenigen Maße vermindert wird, wie es bei gleichbleibenvden An- 
forderungen obiger Art möglich wäre (a). 

2) Die Stärfe ver Yadungsfähigfeit und ihr Verhältnif 
zum Eigengewicht ver Wagen laſſen fi) zwar auch verbejjern, 
aber ebenfalls im nicht fehr weiten Grenzen, wie ſich aus dem 
Ebengejagten jchon ergiebt. Auch hierüber entjcheiven technifche 
Momente, fowohl in Betreff der einzelnen Perfonen- und Güter: 
wagen, als der ganzen Züge, das Yocomotiven- und Tendergewicht 
bier zum todten Gewicht gefchlagen (D). 

3) Die Ausnußung der Yadungsfähigfeit hängt dagegen 
vornehmlich von geſellſchaftlichen und wirthichaftlichen 
Umftänden ab. Hier bieten fich wegen der Verſchiedenheit 
der Gefellfchaftsclaffen der Reifenden und der ver- 
ſchiedenen Boluminofität und Schwere und des ver- 
ſchiedenen Werth8 der Güter (c), ferner wegen der ver: 
ihiedenen natürliden Richtungen des Güterverfehre im 
Ganzen und in feinen Hauptarten (d), wegen ver. verfchiedenen 
Zeiten im Jahre, in denen fich Perfonen und Güter natur: 
gemäß vornehmlich auf den Bahnen bewegen und wegen des oft 
unvermeivlichen längeren Leerftehens ver Wagen auf ben 
Stationen (e), eigenthümliche Schwierigkeiten, welche die Erreichung 
des Ideals, d. h. der volljtändigen Ausnugung der Ladungs— 
fähigfeit hindern. Im diefer Hinficht muß man ich vor Illuſionen 
hüten (f). Aber die Weiterentwiclung des Verkehrs ſelbſt führt 
doch zu einer Annäherung an das Ziel. Ferner kann die Eifen- 
bahnverwaltung dazu ſelbſt mächtig beitragen durch eine richtige 
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Tarifpolitik, durch welche fie einen gar nicht exiſtirenden 
Berfehr erſt hervorruft und einen ihr ſonſt entgehenden an 
jich zieht (9). Sonſt wird die Yadungsfähigfeit der Wagen nur 
zu einem geringen Theile ausgenutt bleiben,‘ was gegenwärtig 
bei uns noch fehr zu beklagen iſt (h). Das Verhältniß zwifchen 
todtem und müßlichem Gewicht ijt folange noch viel ungünftiger, 
als e8 nach der Natur der Eijenbahnen ohnehin fein muß, oder 
m. a. W. ver Betrieb ‚bleibt zu theuer, die Rente zu Elein, 
wenigſtens theilweije deshalb, weil der Tarif zu hoch it. Dem- 
gemäß find vor allen an die Staatsbahnen wichtige Anz 
forderungen für die Tarifpolitik zu ftellen, ebenjo jehr im volfs- 
wirtbichaftlichen al8 im finanziellen Intereſſe, $. 251. W. 


(a) Beifpiele aus d. preuß. Eifenbahnftatiftit. Durchſchnittsgewicht eines 
preuß. Perfonenwagens p. Achſe 1359 59,6, progreji. Zunahme, 
1569 71,7, p. Platz 3,5 u. 3,9 Centner; Koften der Neubefchaffung (alfo 
zu verzinf. Gap.) p. Achfe 1859 962, 1869 1013 Thlr., p. Platz 56,* 
u. 54,7 Thlr. (Verminderung, welche ſich aus verhältnigmäß. ftärkerer 
Zunahme der Wagen 4. El. erklärt). Bei Staat3- u. Privatb. gleiches 
Gewicht, bei einzelnen Bahnen erhebl. Unterfchied: bei neuen Bahnen 
größeres Gewicht (3. B. Bebra-Han. 51,5 C. p. Achje, 4,1 p. Plab), 
was offenbar mit joliderer erjter Bauart u. größeren Anforder. an die 
Leiſtung u. Ausdauer der Wagen zufammenhängt. — Durchſchnittsgew. 
eines Gepäckwagens p. Achſe 1859 59,3, 1869 72,8 Centner (Min. 
nach Bahndurchſchu. 55, Mar. 55 E.), eines bevedten Güterw. 54,1 
u. 61,8 (Din. 53,1, Dear. 70,2, Entw. wie bei Perjonenm.), eines 
offenen Gütermw. 432 u. 40,5 (Min. 36,8, Mar. 58,7). Durch— 
ſchnittskoſten ſämmtl. Güterw. p. Achſe 1859 486, 1865 496, 1869 
(incl. neue Prov.) 492; in dieſer Stabilität des Preifes bei größerem 
Eigengew. u. — (Anm. (5)) zeigt ſich der Einfluß d. techn. 
Fortihr. u. der Concurr. der Wagenbauanftalter. — Die Loco— 
motiven hatten 1859 im D. 221, 1869 270 Pferdekraft, das größte 
Eigengewicht einer Loc. mit Feuer und Waffer war 1859 650, 1869 
900 Kentner, Das Gewicht von Waffer und Kohlen beträgt 50 — 
100 Centner u. darüber; bei rafcherem Fahren u. feltenerem Aufenthalt 
(Schnellziige) muß dies Gewicht natürlich auch fteigen. Die Zahl der 
von einer Locom. durchichnittl. durchlaufenen Nutzmeilen war 1859 
2395, 1865 2882, eine Steigerung, Die wieder befjere Arbeit voraus- 
ſetzen wird. 

(4) Die Ladungsfähigkeit der Güterwagen ift erheblich geftiegen u. ftärfer 
als die Tragfähigkeit, — der Hauptfortfehritt. Die folg. Zahlen ftehen 
etwas unt. d. Einfluß der Einrechn. der Bahnen d. neuen Prov., Die 
wirklich zu vergleichenden find eigentlich ein Flein wenig unglnftiger. 
Gepäckwägen allerdings Yadungsfähigfeit p. Achſe 1859 45,6, 1869 
53,3 Gentn., Zunahme 16,92, dSgl. des Eigengew. 22,72, aber bededte 
Güterw. Ladf. 541,3 u. 79,' Gentn., Zum. 45,52%, dögl. des eig. Gew. 
wur 13,62, off. Güterw. Ladf. 64,° u. 89,5 &., Zum. 2 38,7, dsgl. d. 
eig. Gew. 14,82. Während noch vor 12 Fahren ein off. Güterwagen 
bh eine Ladungsfähigteit von c. 150% feines eig. Gew. hatte (gemau 
1492), bat er jeßt fait die doppelte (gem. 1818); bei den bededten 
Güterw. war dafjelbe Verhältniß damals knapp 100%, jetzt ift es 1280. 


(e) 


(d) 


(e) 


(A) 
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Immerhin wiegt auch jet noch ein Güterzug von 20 Achfen bededter, 
30 N. off. Güterw., mit 1 Yoc. u. Tender durchſchn. c. 3900 Centner, 
bei einer Ladungsfähigk. v. c. 4300 E., alfo ein Berh. von 0,9%: 1 de 
todten zum mütlichen Gewicht bei voller Ladung, die faum vorkommt; 
dagegen von 2,21: 1 bei der preuf. ach Sarg vd. 412. — 
Ber den Perfonenmwagen ift natürlich das Berhältniß des Eigen- zum 
nütl. Gem. viel unglnjtiger u. wie aus Ann. (a) hervorgeht, meuer- 
dings noch umgünftiger geworden. Eine Achſe trug 1850 Perfonen- 
gewicht (1'/2 E. a. d. Perf.) 25,5, 1569 27,5 (Raumerfpar. bei 3. ı. 
4. Elaffe), d. b. bet: 42,8 u. 35,72 des jeweil. Eigengewicht. Ein Per- 
(pnenaug von 30 Achjen wiegt mit Loc. u. f. w. c. 3200 Gentner, die 
erfonen in ihm durchſchn. 530 E., alſo todtes zum mitt. Gew. mie 
3,851, bei d. preuß. Durchfchnittöbefegung von bloß 26,32 der Plätze 
aber gar wie 14,7: 1, d. 5. um einen Menfchen zu befördern, muß man 
i. D. faft das 10fache feines Gewichts mitfchleppen! Im %. 1869 be- 
förderten die preuß. Bahnen ein nügl. Gewicht von faſt 11 Milliarden 
Centn. 1 Meile weit, zu weldhem Zweck aber 30 Milliarden Centn. 
todtes Gewicht mitgefchleppt wurden. 
Die Hauptelafien der Güter, die Rohproducte des Ader-, Forſt-, Berg- 
baus, die Baumaterialien, Diüngftoffe, die fremden Berzehrungs« u. 
Gewerköftoffe (Colonialwaaren, Baummolle, Yabrikftoffe u. f. w.), die 
Fabrilate u. |. w. verlangen verfchiedene Räume, verfchtedenen Schuß, 
alfo th. bededte, th. offene u. fonft verfchiedene Wagen, verfchiedene 
Schnelli 3 teit des Transports, was Alles wieder die Ausnutzung der 
Wagen —— u. indirect das todte Gewicht vergrößert. — Achnliches 
gilt vom Wagenclaffenfpftem des Perfonenverfehrs. 
©. o. $. 237 (k), 3. B. für die Wagen, welche Getreide aus dem 
Binnenland zum Erport nach den Seehäfen, Kohlen aus den Bergwerf3- 
gegenden nach den Induſtrieſitzen bringen, fehlt die Rückfracht ganz oder 
theilweife, oder die Eolonialwaaren u. Fabrifate u. f. w., die im der 
Gegenrichtung gehen, verlangen wieder andere Wagen. Daber leere 
Fabrt rüdwärtd („Ballaftfahrt”). Aehnliche Verhältniſſe oft in See- 
häfen, bef. mit Holz =, Getreide, Flachserp. u. mit ſchwachem Import 
(Oftfeehäfen, außer Stettin). 
3. B. im Perfonenverkehr die Wagen in einer Richtung ftark befetst im 
Ausreife-, u. umgelehrt fpäter im Heimreifeverfehr, in d. anderen 
Nihtung gleichzeitig wenig Frequenz. (Berl.- Anh. in d. Richtung 
von Berlin im Sommer, nach Berlin im Herbſt). Aehnliches im 
Güterverkehr. Das oftmalige Leerftehen der Wagen auf den Stationen, 
das mitunter 10 mal fo lange Zeit währt, als das In-Bewegung fein, 
häugt mit diefen u. mit den im vor. Anm. erwähnten Umftänden, mit 
der zeitraubenden Be- u. Entladung und mit dem Borhandenfein zahl- 
reicher Stationen von fehr verjchiedenen Transportbedürfnifien zufammen 
u. bewirkt natürlih ein ZXodtliegen großer Capitalien. ber die 
Wichtigkeit der richtigen Dispofition über den Wagenpark, 
mitteljt telegraph. Ordres, Wagenftrafmiethe für Ueberfchreitung der 
Friſt, binnen deren Wagen von einer fremden Verwaltung zurüdgeliefert 
fein müſſen u. dgl. m. 
Was Perrot wohl nicht genügend thut im ſ. Vorſchlag der Perfonene 
tarifreduction; f. darüber au Scholb a. a. D. 
Beides mit Erfolg gefchehen in d. Einführung der 4. Wagenclafje für 
d. Perfonenverfehr, im Syſtem billiger Netourbillete, in der Gewährung 
des Piennig - u. Meilentarifs für Maffenproducte u. |. w. Aber das 
ift Alles noch durchaus nicht hinreichend. 
Beifpiele der Ausnutzung der Ladungsfähigkeit nach d. preuß. Statiftil. 
Bon den Sitz- bez. Stehplägen (4. El.) der preufß. Perfonenmwagen 
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auf allen Bahnen wurden benutzt: 1859 31,2, 1865 29,, 1869 (inc. 
Bahnen d. neuen Prov.) 26,32, alfo fogar Abnahme. 1569 Staatsb. 
27,2 (Min, naff. 21,%, Mar. Oftb. 29,%, Brivatb. unt. Staatsverw. 23,5, 
and. Privatb. 26,5 (Min. Coſel-Oderb. 14,8, Mar. 34,3 Berl. - Potsd.- 
Magd.). — Die wirfl. Belaftung ſämmtl. Güterwagen Preußens war 
in Procenten der Marimal elaftung (Ladungsfähigk) 1859 41,5, 1865 
42,6, 1869 41, alfo auch fein Fortſchritt (d. Heine Rückgang rührt v. 
d. Einrechn. d. neuen Bahnen ber). Staat3b. 32,9 (Min. Bebra-Han., 
eben eröffn. 18,!, fonft Oftb. 31,6, Mag. Saarbr. 58,1 — re, 
Privatb. unt. Staat3verw. 46, and. Privatb. 39,82 (Min. 18, Taunusb. 
Frankf.-Wiesb.]), Mar. 549%, Neiffe-Brieg). Nach d. deutfchen Eifen- 
bahnftat. fiir 1869 waren die Perfonenwagen der baier. Staatöb. 1869 
zu c. 20,”, d. bad. zu 27,8, d. ſächſ. zu 22,', d. wirt. zu 27,62 
beſetzt; ähnlich bei d. außerpreuß. Privatb., nur im ganz wenigen 

ällen über 300%/0; etwas ftärfer, bis 35—36%, bei d. öfterr. 

ahnen, meift auch unter 30%. Die Güterwagen waren belaftet bei 
d. baier. Staat3b. 33,8, bad. 29, fächf. 30, wilrt. 46,12, bei d. br. 
deutſchen u. Öfterr. Privatb. zieml. diefelben Zablen wie bei d. preuß., 
Mar. öfterr. Südb. 49,35, ſüdöſtl. Staatöb. 49,9, Aufjig= Tepl. 56,68. 


8. 250. 


Faßt man die einzelnen Zweige ver Eifenbahnverwaltung zu— 
fammen, fo ergiebt fich Hinfichtlich einer Verminderung der 
laufenden Betriebsausgaben und der Herbeiführung eines 
günftigeren Berhältniffes der legteren zur Brutto- 
einnahme Folgendes (a): 

1) Bei gleichbleibender Bejchaffenheit der ganzen Bahnanlage 
(Nr. 2,2) wird nur in Ausnahmefällen, bei bisheriger mangel- 
bafter Verwaltungsorganifation, buch Verminderung der 
Deamten- und Arbeiterzahl und beider Gehalte und 
Löhne eine Erfparung zu erzielen fein. Im ber Pegel wird 
diefer wichtige Ausgabepoften bei fteigendem Verkehr und wegen 
der Nothwendigfeit ver Lohnfteigerungen in der Gegenwart abjolut 
wachjen und wegen bes letzteren Umftands möglicher Weife felbft 
relativ, d. h. von der größeren Bruttoeinnahme eine ftärfere 
Quote beanfpruchen, eine gerade jetzt bei uns leicht in Ausficht 
ftehende Möglichkeit. 

2) Dagegen wird eine abjolute und relative Verminderung 
der Betriebsausgaben auf folgende Weife zu erzielen fein: 

a) Durch Vervollkommnung der Bahnanlage und 
des Fahrmaterials in der Weife, daß in Folge Eoftfpieligerer, 
aber vauerhafterer erfter Eonjtruction das ftehende Capital mehr 
vorwaltet, 8. 246. Dann werden die fachlichen Bahnunter- 
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haltungs- und die Reparaturfoften des Fahrmaterials, ferner 
manche Beauffichtigungstoften (alſo perjönliche Ausgaben) jinfen. 
Diefen Erfparungen ift zwar der größere Bedarf an Zinfen für 
das erhöhete Anlagecapital gegenüber zu jtellen. Allein es wird 
dabei doch eine ſchließliche Erfparung übrig bleiben, denn dieſe 
zu ermöglichen, ijt der eine Hauptzwed der bezüglichen Umge— 
jtaltung ver Bahn. Der andere Hauptzwed diefer Maßregel, 
die Bahn für ven Verkehr leiftungsfähiger zu machen, führt aber 
zu erhöhter Bruttoeinnahme und damit zugleich wieder zu einem 
günjtigeren Berhältniß der Ausgaben zur Einnahme (b). 

b) Durh ein umfaffendes, vationeles Accorpverfahren 
für Arbeitsleiftungen und Prämienſyſtem für fpar- 
ſamen Materialverbrauc können viele fachliche Ausgaben, 
theils in der Bahn, namentlich aber in der Transportverwaltung, 
annähernd auf den unumgänglichen Minimalbetrag herabgeminvert 
werden. Es gilt dies im Allgemeinen von allen folchen Aus- 
gaben, bei denen durch Gontrole von Dben höchſtens die Inne— 
haltung eines gewiſſen, nicht zu niedrig gegriffenen Marimal- 
verbrauchs an Material und eine beftimmte Durchfchnittsqualität 
der Arbeitsleiftung erzwungen werben fann. Um einen geringeren 
Materialverbrauh und eine höhere Qualität ver Arbeitsleiftung 
und die aus Beidem vejultivende Erjparung zu erzielen, empfiehlt 
fih das Accord- und Prämtirungsfpftem auch hier, weil es das 
eigene Intereſſe ver Arbeiter und Beamten, bejonvers der Unter- 
beamten erweckt. Auch nach Abzug der Prämien bleibt dann 
doch eine Erjparung für die Verwaltung übrig. Immer neue 
Gebiete erweifen fich dieſem Syitem zugänglich. Durch die befjere 
Qualität der Arbeitsleiftung kann fchlieglih auch an Arbeitskraft, 
daher an perfönlichen Ausgaben für Beſoldung u. ſ. w. gejpart 
werben. MWebrigens darf von dem Shitem, wie e8 wohl vorge: 
kommen, auch nicht zu viel erwartet werben, denn die Summe 
der auf dieje Weife möglichen Erjparungen ift doch feine für das 
Ganze f ſehr bedeutende (c). 

e) Den größten Vortheil in jeder Hinſicht muß die günſti— 
gere Sejtaltung des Berhältuifjes des topten zum nüß- 
lihen Gewicht im Transport und die abjolute Verminderung 
des erjteren bieten, weil fie die Selbftkoften des Transports 
und die Quote der Ausgaben von ver Bruttoeinnahme vermindern. 


es 


a BIT. 


Diefe Frage ift wegen ihres Zufammenhangs mit der Tarifpolitif 
auch volkswirthſchaftlich, nicht nur finanziell und privat- 
wirthichaftlich (für die Bahnunternehmung over die dabei be- 
theiligten Beamten) die wichtigfte. Einer befriedigenden Löſung 
derſelben muß daher doch die Aufmerffamfeit in erjter Linie ge— 
widmet fein. W. 
(a) Die preuf. amtl. Eifenbahnftatiftit f. 1869 geftattet noch folgende 
Gruppirung der gefammten eigentl. Betriebsausgaben, welche für d. 
Fragen im Texte wichtig ift. 


Privatb. unt. 


Staatäb. Staatäverw. Privatb. Eumma 
10003 % 1000 Re % 100 9 0, 
DBefoldung ren 3683 25, 2416 25, 6594 29,? 12:693 28,' 


Diäten, Arbeitöhilfe zc. 2896 20,' 1701 17% 1916 10,6 6513 14,6 
Meateriele Berwal- 


tungstoften . ... 830 58 554 58 1272 69 2656 5,9 
Unterhaltungd. Bahn⸗ 
anlagen ©..... 1668 11,6 1226 12,% 2968 14,9% 5861 13,1 


Koften d. Bahnıtrand- 

port? . ...... 3700 25,8 1928 20, 6415 30,8 12°039 26,9 
Unbeftimmte Ausg. . 1655 11,5 1692 17,8 1567 80 4916 11, 
Summa 14432 100 9517 100 20727 100 44676 100 
Bei den Staatsb. find bier wieder die Hinauszahlungen der hannov. 
Staatöb. für fremde Streden abgezogen worden ($. 245 (a)), deren 
Einrechnung manche Procentberehnungen der preuß. Bahnen i. d. offic. 
Werk ftört. Die unbejtimmten Ausg. begreifen namentl. die Miethe für 
fremde Wagen. — Die Quote für Befoldung ift gegen 1868 von 24,8 
auf 26,72 (ohne Abrechn. jener hannov. Summen in beiden Jahren), 
die fir Diäten u. Arbeitshülfe (incl. Reiſekoſten, Vertret.) v. 12,7 (1859 
10,6) auf 15,2% gejtiegen. Dieſe Bewegung dauert an, da neuerdings 
viele Gehalte u. Löhne um 10 - 200, u. mehr gefteigert werden mußten 
u. noch werden. Die folg. 3 Rubriken fünnen durch dauerhaftere Con- 
ftruction dv. Bahn u. Material u. durch d. Accord= u. Prämienſyſtem 
etwas ermäßigt werden im abfol. Betrage. Ein günftigere3 Verhältniß 
des todten z. nüßl. Gewicht drüdt den Wrocentfat der gef. Ausg. v. d. 
Bruttoeinnahme herab, 1869 44,0, Staat3b. 46,?, Privatb. unt. Staats- 

verw. 42,°, and. 42,9, 1868 45,', 1865 40,3 1859 46,62. 

(d) Aus ftatift. Vergleihungen läßt ſich der Einfluß der vollfommeneren 
Bahnanlage auf die ablor u. relat. Höbe der Bahnumterhalt. u. Re— 
paraturfoften nicht mit genügender Sicherheit erkennen. Hier können 
nur jpecielle Unterfuchungen im einzelnen Fall ergeben, wie weit obige 
Sätze in Wirklichkeit zutreffen. Das Alter der Bahn, die bisher. Sorg- 
falt u. f. w. üben ebenfalls einen Einfluß aus, der nur im Einzelnen 
zu ermitteln ift. 


(c) ©. Berrot, Eifenbahnref. ©. 157 ff. u. d. dortigen interefj. Mittheil. aus 
d. Ber. d. Rhein. B. ($. 218 (e)). Hier ift d. Prämiirungsfyften für fparf. 
Verbrauch eingeführt für Locomotivenführer u. Heizer in Betr. d. Brenn- 
ſtoffs bei Locomotivenheizung; für eritere i. Betr. des Oels beim Schmieren 
d. Yocom.; für d. Bremfer in Betr. d. Oels beim Schmieren der Wagen ; 
für ökon. Ausführung d. Unterhaltungsarbeiten des Oberbaus für 
Wärter u. Weichenfteller, Arbeitsrottenführer u. Arbeiter; endl. Accord- 
präm. verf. beim Betrieb auf d. Centralgüterftat. Cöln, für d. Wagen- 
rangirgefhäft u. d. Ladegefhäft. Mauche Schwierigkeiten bei d. Einführ., 

Rau:Wagner, Finanzwiffenichaft. 6. Aufl. 37 
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= in Vorurteilen d. Arbeiter; mehrfah 3 —/ der gegen eim 
Darimalfumme erzielten Erfparnifie an d. Beamten u. Arbeiter, die 
fi darein nach gew. Quoten theilen. Sehr günft. Ergebniffe. 


8. 251. 


B. Tarifwefen(a.) Die Feitftellung des Preifes ver Trans— 
portleiftungen erfolgt bei den Eijenbahnen wie bei ven meiſten an- 
deren großen Verfehrsanftalten nicht wie im gewöhnlichen Verkehr 
in jedem einzelnen Falle nach jpeciellem Uebereinfommen ver Bahn 
und ber Trachtgeber, ſondern nach Zaren, welde in ven fog. 
Tarifen zufammengejtellt und veröffentlicht werden. Die eigen- 
thümliche Natur des Eijenbahntransports, wo eine Menge Ber: 
fonen und Verſchiedenen gehörende Güter für eine Transport— 
gelegenheit (Bahnzug) zufammengefaßt und die Reihenfolge viefer 
Transporte ftreng geregelt werden, vechtfertigt und bedingt zum 
Theil jelbft dies Tarifweſen. Mit Taxe und Tarif fteht vie 
Eifenbahnunternehmung aber jchon wieder anders ba, als eine 
gewöhnliche wirthichaftliche Unternehmung mit ihrer Preisbeitim: 
mung: die Einwirkung der Concurrenz wird eine weniger birecte. 

Als Grundlage des Bahntarifwejens dient bisher und 
gegenwärtig noch faſt ausjchlieglih die Mejfung des Werths 
der Transportleiftungen für den Beanſprucher ver 
(etteven, wobei folgende Momente als maßgebend gelten: 

1) Die von dem Transportebject mit dem Fahrınaterial zurück— 
gelegte Entfernung, alfo die Weglänge Nur ausnahms- 
weife finden hiervon Abweichungen ftatt: a) theils in gering- 
fügigen Fällen zum Zwed ver Abrundung der Tarifſätze; b) theils 
wegen der befonveren Koftjpieligfeit einzelner Wegjtreden, indem 
bie wirkliche Weglänge und die tarifmäßige Länge unterjchieven 
wird, fo daß 3. DB. eine Feine koſtſpielige Wegjtrede im Tarif 
als eine längere betrachtet wird; ce) theild im Differential: 
tarifipften, wo die Tare für die ZTransportleijtung im Ber: 
fonen=, namentlich aber im Güterverfehr, befonvders für längere 
Streden, niedriger. angejegt wird, als es der Bemeſſung 
des MWerths der Zransportleiftung nach der Weglänge unter 
Innehaltung des allgemeinen Tarifjates entipricht. 

2) Auf gleicher Weglänge die Schnelligkeit ver Beför— 
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derung, alſo die beim Transport (bei Gütern einſchließlich 
der Einfhiffung und Ausihiffung) verbrauchte Zeit. Diefer 
Maßſtab ift beim Perjonen- und Güterverkehr faſt allgemein, 
aber nicht immer confequent genug in Anwendung (Schnellzug, 
Perfonenzug, Eilzug, Frachtzug). 

3) Bei gleicher Weglänge und gleichem Zeitverbrauch die 
Sicherheit des Transportobjects vor Beſchädigung u. ſ. w. 
(offene, bedeckte Güterwagen ꝛc.), und die Bequemlichkeit und 
Annehmlichkeit des Reiſenden im Berfonenverfehr (Claſſen— 
ſyſtem). 

4) Die Art und Beſchaffenheit des Transport— 
objects, die damit verbundene Expeditions- und Mani- 
pulationsarbeit und die Fähigkeit des Transportobjects, einen 
gewiſſen Tarifſatz zu ertragen: Unterſcheidung von Perſonen— 
und Güterverkehr. Im erſten maßgebender Factor: das 
Individuum, daneben Berückſichtigung des Alters (Kinder, 
Erwachſene), mitunter, aber ſelten, des Berufs, Standes und der 
ökonomiſchen Lage u. a. m. (Auswanderer, Schüler, Militär). Im 
Güterverkehr maßgebender Factor: das Gewicht, daneben aber 
Berückſichtigung des Volumens (Sperrgut), der Manipulations- 
arbeit, des ungefähren Werths und der davon abhängigen Trans— 
portabilität oder Fähigkeit, bei einem gewiſſen Tarifſyſtem mehr 
oder weniger weit oder eventuell gar nicht verſandt werden zu 
können (Waarenclaſſification der Tarife, Normalgut, er mäßigte 
oder billigere Tarife für ſchwere und Waaren niederen Werths 
— d. h. „geringeren ſpecifiſchen Werths“ — over für ſog. Maſſen— 
producte). W. 


(a) Dieſer hochwichtige, für Theorie und Praris ſchwierige Gegenſtand iſt 
noch wenig eingehend vom volkswirthſch. Standpuncte aus unterſucht 
worden und kann hier nur im den allgemeinen Umriſſen Aufnahme 
finden, muß dies aber auch wohl, gerade mit Rüdficht auf den Character 
de3 Re'ſchen Werks. Denn bei den Domänen, Forſten u. a. privat- 
wirthſch. Einnahmezweigen finden fich die analogen Abfchnitte. Vgl. zu 
dem Folgenden bef. d. gen. Arbeiten von O. Michaelis, Schäffle, 
Perrot, Scholg; ferner: Garde, compar. Berechnungen d. Koften 
d. Perf. u. Gütertransporte auf d. Eifenb., 3. Beurtheil. d. Frage über 
d. zuläfj. od. mögl. Minimalſätze, Berl. 1859. — Scheffler, d. 
Transportkoften u. Tarife d. Eifenb., unterfucht auf Grund d. Betrieb3- 
refult., Wiesb. 1860. — Weftphalen, üb. Güterbeweg. auf Eifenb. 
u. derf. Erläut. 3. dief. Brofh., Beitrag z. Löſ. d. Tariffrage, 1870. 
72. — Mit Rückſ. auf den Raum mußte im Folgenden die Vorführung 
von ftatift. Detail in d. Anm. faft ganz unterbleiben, da nur fehr ein- 
gehende Berechnungen 3. B. über Selbſtkoſten mehr Werth haben. 


37 * 
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8. 252. 

Der principielle Deungel diefer Grundlage unferer heutigen 
Bahntarife liegt carin, daß hier das eine Element, weldes ki 
der Werthbejtimmung eines wirtbichaftlihen Cuts (daher auch 
einer Transportleiftung) in Betracht fommt, zu ausſchließlich fein 
Berüdjichtigung gefunden hat: dasjenige Clement, welches vie 
Grenze des Tauſchwerths und Preifes nah Oben beftimmt, 
nehmlih der Gebrauhswerthb für den Begehrer m 
die Zahlungsfähigfeit des legteren. Dieſe Geftaltung des Eijen- 
bahntarifwejens ijt jehr characteriftifch und verräth wieder deutlic 
die Monopolnatur der Eifenbahnunternehmung. 

Das andere, ven Taufchwerth und auf die Dauer ven Preis 
nach Unten bin begrenzende Clement ift der vom Anbieter 
getragene Productionsfoftenjag für das Gut. Diefer Sat 
wird zwar in den vier Momenten, welche vie Grundlage unferer 
Tarife bilven, etwas mit berüdfichtigt, aber im Ganzen noch jebr 
ungenügend und im Einzelnen höchſt willführlich, fo auch im bie 
herigen Differentialfyjtem und in ver bejtehenden Waaren- 
claffification ver Gütertarife. Diefes zweite preisbildende Element 
it aber wegen der unzuveichenden Wirkjamfeit des Concurrenz 
princips im Eiſenbahnweſen nicht orventlich zur Geltung gelangt. 
Dem foll gerade durch das Staatsbahnſyſtem wieder ab 
geholfen werden. 

Die Aufgabe einer rationellen Tarifpolitit ver Staatsbahnen 
ift daher eine größere und conjequentere Berückſich— 
tigung der Productionskoſtenſätze over ver Selbjtfojten 
der Transportleijtungen für die Tarifbildung. Im 
volfswirtbichaftlichen Interejje ift vie thunlichſte An- 
näherung der Tarife an dieſe Selbjtfoftenbeträge d. h. an gewiſſe 
Minimalfüge, jtatt wie bisher mehr an Marimalfäge zu ver- 
langen. Der rein gewerbliche Stanbpunet in der Verwal— 
tung der Eijenbahnen fpricht für eine folche Reduction der Tarife 
allerdings nur joweit, als daraus eine mehr als proportionale 
Berfehrsfteigerung und demgemäß gerade eine höhere Rente her- 
vorgeht. Dieſer Standpunct ift aber nur für eine Privatunter: 
nehmung, nicht für den Staat ausjchlieglich maßgebend, was eben 
ein weiterer Grund gegen Privat- und für Staatsbahnen ill, 
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8. 236. Der Staat Fanıı vielmehr eine Zarifpolitif annehmen, 
bei welcher das volfswirthichaftliche Intereſſe ſelbſt dauernd 
auf Koften des finanziellen gewinnt. Ob und wieweit biefer 
Gefichtspunet beim Staatsbahnſyſtem leiten foll, ift im concreten 
Fall und entjchieven auch unter Berüdfichtigung der Finanzlage 
zu entjcheiven. Auch wenn invejjen bie Tarife aus finanziellen 
Rückſichten nicht — over noch nicht gleich — bis auf die Selbjtfoften 
berabgefett werben, jo fann fie der Staat denſelben wenigitens 
mehr nähern, weil ihm gewiſſe Berfehrsvortheile mit einem etwaigen 
vorübergehenden Einnahme und Reinertragsausfall nicht zu 
theuer erfauft find, was bei einer Privatunternehmung wegen ber 
Unficherheit des Ergebnifjes oft ver Fall fein wird. 

Die Selbjtkoften ver einzelnen Arten von Transportleiftungen 
find naturgemäß manchfacy verjchieven. Die Proportion ver 
Selbjtfojten bilvet die richtige Grundlage der Stufenbildung im 
Tarife. W. 


$. 253. 

Die Selbftkojten des Transports enthalten folgende drei 
Elemente: 

1) Einen Zinsbetrag für das in der Unternehmung 
ſteckende (alfo noch nicht amortifirte) Capital. Diefer muß mit Rück— 
fiht auf das mit der Unternehmung verbundene Riſico ven 
üblichen Zinsfuß für beſte Sicherheit überfteigen, aber, wenigjtens 
bei Staatsbahnen, nicht nothwendig jo hoch fein, um noch einen 
Unternehmergewinn zu enthalten. Bei ung wird der Anſatz von 
5—6°o genügen. Unter Umſtänden kann indeſſen auch eine 
höhere Rente ald Ziel gejtedt werden (a). 

2) Eventuell einen Amortijationsbetrag für dieſes 
Capital. So bei derjenigen Privatbahn, welche nach Ablauf ver 
Conceffion ohne Weiteres an den Staat heimfällt. Bei anderen 
Privatbahnen und bei Staatsbahnen wäre der Betrag unter Um— 
jtänden entbehrlich, nehmlich a) wenn die Bahn aus den laufenten 
Einnahmen vollfommen im Stande erhalten wird, b) wenn eine für 
PB. 1 genügende Ertragsfähigfeit der Eifenbahnen für immier 
ficher ift und ec) wenn die Bahn immer fo verwaltet wird, daß 
das für fie aufgenommene Schulbcapital hinreichend verzinft wird, 
Die erſte dieſer drei Bedingungen läßt fich erfüllen, die zweite 


hängt von der weitern Entwidlung der Technif im Communi: 
cationswefen und von der zufünftigen Geftaltung ver Volkswirth— 
fchaft, die dritte von der immerwährenden Aufrechthaltung ent- 
fprechender Tarife ab. Um für die Zukunft das in den Bahnen 
ſteckende Capital nicht zu visfiren und freiere Hand für vie Tarif- 
vegelung zu gewinnen (Einführung des Gebührenprincips mit 
mäßigen Sägen $. 227), ift daher die Einrechnung einer mäßigen 
Amortifationsquote für eine nicht zu lange ZTilgeperiove (30 bis 
50 Yahre) unter die Selbitlojten auch für Staatsbahnen em: 
pfehlenswerth. 

3) Den dritten Bejtandtheil der Selbſtkoſten bilvet bie 
laufende Betriebsausgabe, einfchließlich eines gemügen- 
den Erfates für die Abnugung und Erneuerung der Bahn und 
des Fahrmaterials (db). Diefes Element ijt nun offenbar immer 
nur für eine bejtimmte Verkehrsgeſtaltung auf der 
Bahn (namentlih u. A. auch für ein bejtimmtes Verhältniß ves 
todten zum müßlichen Gewicht) zu ermitteln — eine an fich fchon 
recht jchwierige und mühjame Aufgabe ver Technif und Verwal: 
tung (ec). Die Selbſtkoſten ändern fich aber ſelbſt mit viejer 
Berfehrsgeftaltung, die ihrerfeit8 wieder von der Tarifhöhe ab- 
hängt, während für die Normirung der legteren gerade der Selbſt— 
foftenfag ein wefentlich entjcheivendes Moment fein fol. Dieje 
gegenfeitige Abhängigkeit, in welcher vie Tarifhöhe, der Selbit- 
fojtenjag und vie Berfebrögeftaltung ftehn, erſchwert die Aufgabe 
ver Zarifregelung jehr. 

Dean wird fich darauf beſchränken müſſen, zu erforjchen, wie 
fih der unter beftimmten Umſtänden gefundene Selbjtfoftenjat 
unter bhpothetifcher Annahme fo und fo veränderter Tariffätze, 
Bahnfrequenzen ter einzelnen Transportobjecte, todter Gewichts: 
mengen und Berhältniffe des todten zum nüßlichen Gewicht, als 
von diefen Momenten abhängige Größe veränvert und welcher 
Reinertrag und welche Rentabilität alsdann erzielt werden. Nach 
den Ergebniffen diefer Unterfuhung find dann ſolche Tarif: 
füge zunächſt verſuchsweiſe zu wählen, bei denen eine gewiffe, 
hypothetiich angenommene Verkehrsentwicklung und demgemäß eine 
in Ausficht genommene Rente wahrjcheinlich eintreten wird. Von 
der Erprobung des Verſuchs hängt e8 ab, ob man die einjtweilen 
ngenommenen Sätze dauernd fefthalten und ob und wieweit man 
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mit Rückſicht auf das Finanzintereſſe in der eingeſchlagenen Rich— 
tung weitergehn oder umkehren ſoll. Die Größe der jedesmaligen 
einzelnen Tarifveränderung, alſo meiſtens einer Tarifermäßigung 
kann auch bei ven Staatsbahnen nicht allein von volkswirthſchaft⸗ 
lichen Erwägungen, jondern muß zugleich von der Höhe des dabei 
gelaufenen Riſicos der Einbuße für die Finanzen und daher von 
der ganzen Finanzlage abhängen. W. 


(a) 3.2. zur Erzielung größerer Ueberſchüſſe auf guten Streden, um damit 
Deficite Schlechter Linien zu deden. 

(6) Dafür wird bei d. preuß. u. andern Privatbahnen ein fog. Er- 
neuerungsfonds dotirt, welcher bei d. Staatsbahnen (aufer d. 
ſächſ.) fehlt. Auch bei diefen erfolgen in ‘Preußen aber nicht umerhebliche 
Neubefhaffungen von Fahrmaterial aus den lauf. Einnahmen. 

(ec) Bgl. darüber bei. d. Schriften v. Garde u. Scheffler, die ſehr fpec. 
Berechnungen entbalten. Aus d. amtl. preuß. Eifenbahnftatift. ift für 
einige Theile der Betriebsausgabe der Selbftfoftenbetrag des Transport3 
berechnet. Sp für die Koften der Zugfraft, 1869 11,9 Mill. Thlr., 
auf die Gentnermeile Bruttolaft 0,1% Pfenn., 1859 noch 0,2" Pf., per 
Centnermeile Nettolaft auf 0,3%, bez. 0,'0 Pf. Letzterer Betrag wird bei 
einer ftärferen Durchſchnittsbeladung, welche diefe Ausgabe nur fehr 
wenig, die Einnahme bedeutend fteigert, fofort viel günftiger. Er war 
1869 3. B. bei d. Oſtb. 0,:%, Bebr.-Han. 0,8%, dagegen bei niederfchlef.- 
märf. nur 0,3, hannov. 0, Pf., wogegen d. Betrag p. Bruttocentner- 
meile nur variirt wie 0,%, 0,%, 0,1, 0,", Bei Privatbahnen mit günft. 
Frequ. u. ftarfer Verladung finkt der Sat p. Nettocentnermeile bis auf 
0,% (Brutto 0,", Cöln- Mind.), fteigt aber unter ungünft. Frequ. bis 
auf 1,92 (Br. 0,3 Pf. Borpomm. B). Die Selbftfoften der Zugkraft 
vartiren aljo bier faft wie 1:6. 


8. 254. 


Die Analyfe ver Selbſtkoſten zeigt nun, daß dieſe letteren 
durchaus nicht immer denjenigen Momenten proportional find, 
welche gegenwärtig zur Meſſung des Werth ver Transport— 
leiftung und zur Grundlage unferer Tarifſyſteme dienen (8.251). 

1) Der Weglänge, über welche ein Object transportirt 
wird, ift nicht einmal a) der unter die Selbjtkojten zu ſetzende 
Zins und Amortijationsbetrag proportional, wegen ver ganz uns 
gleichen Koſten der einzelnen Streden (8. 234). Gerade bei dem 
jegigen Strecken-Tarifſyſtem — ftatt eines etwaigen Zonen— 
ſyſtems — wäre e8 richtig, diefe Ungleichheit der Koſten bei der 
Bildung der Tariffäte zu berücfichtigen. b) Ebenfowenig find 
die eigentlichen Transportkojten (einjchließlich dev Bahnunterhal- 
tung) der zurückgelegten Weglänge proportional, denn die Koften 
ber Erperition find von der Yänge diejer Strede faſt ganz unab— 
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hängig, die Koſten des Fahrdienſts, ſelbſt die eigentlichen Zug— 
koſten, ſodann diejenigen der Bahnverwaltung hängen auch nicht 
immer vorwiegend von der zurückgelegten Weglänge, ſondern oft 
noch mehr von den Steigungsverhältniffen, ver Mitführung todten 
Gewichts auf bejtimmten Streden u. dgl. m. ab. Die rationelle 
Zarifregelung nach den Selbjtfojten führt taher zu einen mobl- 
begründeten Differentialtarifjyjtem, in welchem vie Sätze 
nicht durchweg ven Yängen ber zurüdgelegten Streden pro: 
portional find. 

2) Bon der Schnelligkeit hängt wenigſtens ein Theil ver 
Selbitkojten des Transports (Zugkraft, Sorgjamfeit ver Aufficht, 
Abnugung des Materials, Zins vejjelben, verjchieden nach ver 
von ver Schnelligkeit mit bepingten Gonjtruction u. a. m.) ab. 
Die Zarifabftufung danach ift aljo berechtigt. Sie fünnte aber 
wahrſcheinlich ſowohl den wirklichen Proportionen ver Selbit- 
fojten, als in diefem Falle auch tem Gebrauchswerthe der Leiftung 
gemäß oftmals richtiger als jetzt durchgeführt werden. Wahr- 
ſcheinlich: nicht gewiß, weil bei einer größeren Preispifferenz 
zwifchen jchneller und langſamer Beförverung die Nachfrage nach 
eriterer jo jehr abnehmen fünnte, daß die Bahn, wenn fie die 
Ihnelle Beförderung nicht ganz einzujtellen vermag, 
was rein finanziell oft das Vortheilhaftere fein kann, fich bei 
einer geringeren Differenz und niebrigerem Tarif für viefe 
Zransportart leicht beſſer fteht. 

3) Im Tarifelaffensyiten des Perfonenverfehrs und ver 
in verjchiedenartigen Wagen zu verfendenvden Güter find 
bie Selbftkojten des Transports (verjchievene Koften und Eigen- 
gewichte der Wagen, verjchiedene Ausnugung dev Yadungsfähigfeit, 
berſchiedene Manipulation der Güter u. ſ. w.) etwas mit berüd- 
fichtigt, aber wiederum nicht durchgreifend noch auf Grund ge- 
nauer Berechnungen. Die Schwierigfeit ift nur auch hier wieder 
die unter Nr. 2 angeveutete: bei einer genau ben bisherigen er: 
fahrungsmäßigen Selbjtfoften entjprechenden Abjtufung der Tarife 
und bei vemgemäßen genügend hohen Säten der höheren 
Claſſen kann die Frequenz in letteren leicht zu fehr abnehmen, 
was dann doch wieder niedrigere Sätze gerade biefer Claſſen be- 
dinge. Im Perfonenverkehr läßt fich durch Vereinfachung ver 
Ausstattung der mittleren Clafje (zweite) vielleicht ein rich- 
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tigere8 Frequenz- und Tarifverhältniß der einzelnen Claſſen zu 
einander mit herbeiführen (a). Ein großer Bortheil läge in ver 
Defeitigung over wenigjtens in der Verminderung ber 
Wagenclaffen im Berfonenverkehr (ähnlich ſelbſt im Güterverkehr). 
Denn das Claſſenſyſtem erhöht unvermeidlich die Selbſtkoſten 
des Transports, weil e8 die Durchjchnittsmafje des todten Ge— 
wichts fteigert, die Ausnußung der Ladungsfähigkeit verringert 
und das Verhältniß des topten zum nüglichen Gewicht ungünftiger 
gejtaltet. Aber unjere Gefellichaftszuftände widerjtreiten dem 
Gebrauch einer einzigen Wagenclafje zu fehr. Vielleicht könnte 
jedoch nach der zwedmäßigen Einführung ver 4. Claſſe die erjte 
fortfallen. Im Güterverkehr kann man fich wenigftens auf 
2 Hauptarten von Wugen (offene und bevedte) bejchränfen, da— 
neben etwa noch Viehwagen. 

4) Bon der Art und Beſchaffenheit ver Transport— 
objecte hängen gewifje Theile ver Selbftkoften des Transports 
ab, weshalb die Berücfichtigung diefer Momente in unferen Tarif» 
ſyſtemen ganz richtig ift, fo namentlich die Durchgreifende Unter— 
iheidung von Perſonen- und Güterverkehr. Innerhalb jeder 
biefer beiden Werfehrsarten müßte aber das Princip der Tarif: 
regelung nach den Selbftkoften mehr durchgeführt werden. Dies 
erweift jich möglich, ohne daß die in Nr. 2 und 3 hervorgehobenen 
Bedenken zu ftörend eingreifen, in Betreff ver untern Glafjen 
bes Perſonen- und Güterverkehrs, alfo der vierten, bedingt ber 
pritten Wagenclaffe bei erjterem und der Mafjfenproducte (vor= 
nehmlich geringeren fpecififchen Werths) bei letzterem. Demgemäß 
werden hierfür Minimaltarife, die den Selbſtkoſten möglichit 
genau entjprechen, zu verlangen fein. Durch folche Tarife wird 
auch hier die ftärkfte Frequenzzunahme erzielt werden können, 
indem dadurch ein ganz neuer Verkehr ins Leben gerufen wird. 
Dann wird auch wieder das Verhältniß des todten zum nüßlichen 
Gewicht günftiger, dadurch ver Betrag der Selbftfoften niedriger 
und eventuell eine neue Tarifermäßigung ohne finanzielle Einbuße 
möglih. Bei den höheren Claſſen des Perfonen- und in ges 
willen Grenzen auch des Güterverfehrs muß experimentell erprobt 
werben, wieweit die Erhöhung der Tariffäge derjenigen der Selbft- 
fojtenfäge, verglichen mit den unteren Glaffen, proportional fein 
oder aus finanziellen Gründen ſelbſt noch darüber hinaus ge— 
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gangen werben kann. Letzteres erſcheint wenigſtens im Perjonen- 

verkehr auch bei Staatsbahnen zuläſſig. Eine abſolute Er— 

höhung der Durchſchnittsſätze der höheren Perſonen- und Fracht— 
tarifclaſſen würde aus dev Annahme dieſer Principien nicht 
allgemein folgen. Im Gegentheil Fönnte auch bei ihnen eine 

Ermäßigung gegen bisher eintreten, nur daß biejelbe nicht 

leicht ebenfo beveutend als diejenige der unteren Tarifclaſſen fein 

würde (b). W. 

(a) Weber tadelt mehrfach die zu gute Ausftattung der deutfhen 2. Wagen- 

clafje, weshalb die erſte fo wenig benutzt fe. In der That ift der 
Unterſchied zwifchen beiden Claſſen in dieſem Puncte wohl zu gering. 
Um fo mehr fpricht für eine Aufhebung der 1. El. Die Zahl der Rei— 
fenden 1. EI. finft bei einzelnen d. Bahnen unter 19%, der Gefammt- 
zahl, ift oft nur 2—3, im D. bei d. preuß. Bahnen 1,°%, nach Perſonen- 
meilen 3,'%.. 

(db) Garde, a. a. O. ©. 9 u. in den Tabellen S. 87 ff. berechnet die 
Koften der Züge nach Ach3meilen u. theilt die dabei in Betracht kom— 
menden Ausgaben in 3 Claſſen: a) folche, weldhe von d. Länge der v. 

d. Zügen zurüdzulegenden Touren (d. i. v. d. Fahrtlänge) unabhängig 

find u. ſich direct nach ihrer Gattung p. AchSmeile beitimmen laflen 

(oder variabel nah d. Zuggattungen find), nehml. Befeuerung d. Lo— 
comot., Verforg. derf. mit Waſſer, Puten u. Schmieren d. Focom. u. 
Wagen (Arbeit u. Mater.), Neparaturfoften d. Locom. u. Wagen, einfchl. 

der Unterhalt. d. erford. Gebäude, Beleucht. d. Züge; — I) Koften, d. 

für einen beftimmt begrenzten Betrieb v. d. Art u. Curslänge d. Züge 
unabhängig find, nehml. Koften d. Allg. u. d. Bahnverwalt., Verzinf. d. 
Anlagecap. u. Befteuer. (im Hauptbeifpiel !/, Mill. Thlr. excl. Betriebsmat. 

p. Meile u. 50/0 gerechnet); — c) Koften, welche v. d. Yänge d. Fahrt 
abhängig find, nehm. Abnutz. d. Schienen (vom Berf, aus beſ. Grumd | 
unt. b geftellt), Zinfen u. Erneuerungstoften d. Yocom. u. Tender, dsgl. 
der Achſen u. Wagen, Koften des Zugperfonald. Die Gefammtekoften 
p. Achsmeile (fiir wirkl. Wagenachfen, ercl. Achfen v. Mafch. u. Tender), 
zu denen nod ein approrim. Betrag für Koften d. Stationsdienft3 ge— 
ſchlagen wird, ftellen fi nad) ver Gattung (Schnell-, Perf.-, Giüterz.), 
Stärke (Achfenzahl) des einzelnen Zugs u. nach der Bahnfrequenz 
(Died wegen der unter c gen. Koften) wefentlich verfchieden. Die Koften 
(erel. Stationsdienft) p. ÄAchsmeile in Thlr. varliren in d. angeftellten 
Berechnungen zwifchen diefen Grenzen: 


d 
bei !/; Mill. Thlr. bei !/; Mill. Thlr. 
Anlagecap. p. Meile (excl. Betriebsmittel) 


u. 5%, Zind u. tägl. Frequ. v. 2 mal 6 
Zügen zu 50 Nutachfen. 


rn 

Marin. Mintm. arim. Minim. 

Schnellz. 0.30 Perf.-Wag.-Achfen 0°2604 03119 0.3355 03870 
bei tägl. Achsm. ....... 3000 300 3000 300 

Dsgl. v. 18 Perſonenwagen-A. 0°2923 0.3582 03674 0.4333 
bei tägl. Achsm. ....... 1800 180 1800 180 

Perfonenz. v. 48 Padwagen-A. 02250 02753 0.3031 0.3504 
bei tägl. Adam. ....... 3360 336 3360 336 

Dsgl. v. 12 Packwagen-A. ... 03020 04163 0.3771 0.4914 
bei tägl, Achsm. ...... 840 84 840 84 


Br 


bei 1/, Mill. Thlr. bei !/; Mill. Thlr. 
Anlagecap. p. Meile (excl. Betriebsmittel) 
f 
’0 


u. 5%, Bin u. tägl. Frequ. v. 2 mal 6 

Zügen zu 50 Nutachfen. 

ala > F 

Maxim. Minim. ſtaxim. Minim. 
Güterz. v. 120 Güterwagen-N. . 01873 02574 02624 0.3325 
bei tägl. Adam... ..... 6000 600 6000 600 
Dögl. v. 24 Güterwagen-A. .. 02254 0.3563 03005 041314 
bei tägl. Achsm. . . . . ... 1200 120 1200 120 


Durdihn. Einnahme preuß. 
Berfonenz. p. Achsm. 1857 05733 


Dagl. 165... 222220. 05133 — — — 
04433 — — — 
Dsgl. d. Güterzüge 1857 ... 062466 — — — 
Dsgl. 18668 ........... 92333 — — — 
Dsgl. 1860........... 92233 — — = 


Hätten Garcke's Berechnungen den Werth von Durchſchnittszahleu für 
Preußen, fo ergäbe fi, daß die Perfonentarife damals auch bei fehr 
— Frequenz und anf theurerer Bahn einen erklecklichen Ueberſchuß, 
ie Gütertarife aber nur bei ftarfer Frequenz auf billiger Bahn einen 
mäßigen Gewinn gegeben hätten. Stärtere Tarifreductionen im Güter— 
verfehr hingen daber ſchon damal3 von der Steigerung der Frequenz 
vornehmlih ab. Die Verminderung der Einn. 1565 u. 1869 gegen 
1857 erflärt ſich wohl befonders aus der allgemeineren Verbreitung der 
4. Cl. im Perfonenverf. u. der ermäß. Tarife für Mafjenproducte u. dgl. m. 
(für 1869 wirft auch die Einrehn. d. Bahnen d. neuen Prov. ein). 


8. 255. 


Auf Grund der vorausgehenden Erörterungen lajjen fih nun 
folgende Principien der Zarifregelung namentlich für 
Staatsbahnen aufjtellen. Die Annahme derjelben würde zu einer 
eingreifenden vationellen Zarifreform führen. 

I. Berfonenverfehr. 

1) Eine nieprigjte Wagenclafje (die bisherige vierte) ijt zu 
einem den Selbftfoften bei einer gewijjen Verkehrsgeſtaltung mög- 
licht nahefommenven Zarifjfage einzuführen. Auch dieſe Claſſe 
jolite jevoch den aus humanen und fanitären Rückſichten noth- 
wendigen Grad der Annehmlichkeit bieten (a). Die Zahl ver 
höheren Claſſen ijt dagegen möglichjt auf zwei zu bejchränfen. 
Der Zarifjag derjelben muß zu demjenigen ver niederjten Claſſe 
mindeftens im Verhältniß der relativen Selbitfojten ſtehen, joweit 
das aus finanziellen Rüdfichten durchzuführen: ift. 

2) Die Tarifregelung nach der Dijtanz bleibt zwar das 
Hauptprincip, das aber doch nur mit wejentlichen Modificationen 
durchzuführen ift. Namentlich find a) niedrigere Säge ſtatt— 
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haft und auch finanziell zweckmäßig «@) zwiſchen nahen Puncten 
mit ſehr lebhaften Yocalverfehr (theilweile erfüllt im Syſtem ver 
Netourbillete, ver Abonnementsfarten); ferner 2) für 
größere Entfernungen, wo ver feite Diftanzenfag per Meile 
verhältnigmäßig etwas, aber nicht zu ſtark, abnehmen kann 
(mäßiger Differentialtarif, NRetourbillete (db), Reiſe— 
billete), wenn vie Selbitfojten gleichfall® abnehmen (c). Um- 
gefehrt b) jind höhere Säge auf ganzen Yinien und auf eim- 
zelnen Streden, welche theuer zu bauen over zu betreiben find, 
auch volfswirthichaftlih zuläffig und mitunter finanziell an- 
gebracht (d). 

3) Der Unterſchied ver Schnelligfeit ver Beförderung iſt 
in ber Tarifirung fo zu berüdjichtigen, daß nicht nur Schnellzüge 
theurer, fonvdern auch die Perfonenbeförvderung in Güterzügen 
(fog. gemifchte Züge) womöglich etwas wohlfeiler als ‚die Berfonen- 
züge find (e). Eine Bejchränfung ver Schnellzüge auf die oberjten 
Claſſen ift thunlichjt zu vermeiden, mindeftens ift eine folche nicht 
bei allen Schnellzügen anzuwenden (f). Vollends aber darf ein 
indirecter Zwang zur Benugung höherer Claſſen nicht durch zu 
große Seltenheit und unbequeme Fahrzeit ver Perjonenzüge jtatt- 

finden (g). 

4) Freigepäd ift nur für die unterfte Wagenclafje zu ge- 
währen. Für die ZTarifirung des Gepäds der höheren Klaffen 
find vornehmlich nur finanzielle Rüdjichten, nicht voltswirthfchaft- 
liche maßgebend, man kann alfo unter Umftänden bis zum Maximum 
der Eilguttarife gehen (Ah). . 

5) Das Billetfyjtem iſt für den Expeditions- und Con— 
troledienſt möglichit zu vereinfachen (2). 

6) Nach dieſen Grundſätzen hat die Geſetzgebung ten Ber: 
fonentarif der Staatsbahnen feitzuftellen. Regelmäßige Revifionen 
auf Grund der gemachten Erfahrungen müſſen in nicht zu langen 
Perioden ftattfinden. Im Verordnungswege dürfen nur provifo- 
riiche Veränderungen getroffen werden, die dann durch die Geſetz— 
gebung zu genehmigen find. Bei ftarfen Tarifreductionen von 
zweifelhafter finanziellev Tragweite empfiehlt e8 jich, auch durch 
die Gefetgebung erjt ein Proviforium von bejtimmter Länge ein- 
zuführen. | 

Unfere PBerfonentarife find fehr hoch und von Beginn der 
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Eiſenbahnära an faſt unverändert geblieben, abgeſehen von Maß— 
regeln, wie die Einführung einer 4. Claſſe (Preußen), während 
die Frachttarife ſtark ermäßigt wurden. Cine Reduction der 
erſteren möchte im finanziellen wie im volkswirthſchaftlichen 
Interejfe liegen (k). W. 

(a) Es ift daher wohl zu wünfchen, daß die 4. El. Sig pläße ftatt Steh- 


(6) 
(e) 


plätze erhält. | 

Bei denen jedoch die Beſchränkung auf zu furze Zeitdauer (wenige Tage) 
oder auf d. Perfonenzüge oft noch die Benutbarfeit ganz vereitelt. 

Biel radicaler find die oft von ihm ſchon wiederholten Vorſchläge 
Perrot's, f. 3. B. Eifenbahnref. S. 191. Nach Analogie der Benny- 
portoreforn wird hier eine Bahntarifreform proponirt, mit Zugrund- 
legung eines einfachen Zonenſyſtems oder ganz ohne Rückſ. auf die 
Entfernung. Für den Perfonentarif jhlug P. anfangs 2 Entfermungs- 
ftufen, bis 40 u. iiber 10 Meilen vor, mit Sägen fir die 3 verbleib. 
Claſſen von 1 u. 2 Thlr. für 1. EL, 5 gr. u. 15 gr. für 2. CL, 3 u. 
10 gr. fir 3. Cl.; neuerdings geht er noch weiter u. plädirt für 3 Glaffen- 
ftufen bei d. preuß. Staatsbahnen, ohne jede Rückſ. auf d. Entfern., 
nehm. 2 Thlr., 10 gr. u. 5 gr., was bei gleicher Frequenz wie 1869 
3324000 Thlr. Einnahme ftatt 8702000 Thlr. gäbe. In d. Moti- 
pirung wird richtig betont, daß manche Selbtfoften gar nicht von der 
zurüdgelegten Weglänge abhängen, bei niedrigem Zarıf ohne oder ohne 
entfprech. Steigerung der Selbſtkoſten viel mehr nützliches Gewicht be- 
fördert, alfo eine beſſere Ausnugung der Yadefühigkeit erzielt werden u. 
die Frequenz außerord. fteigen würde Wahrſcheinl. ift Yebteres, aber 
P. icheint die Wirkung einer ſolchen Zarifreform gerade im Berfonen- 
verkehr zu überfchägen. Ein bedeutendes Deficit möchte bleiben. Denn 
1) die Koften der Bahnfahrt bilden doch nur einen — u. felbft jetzt 
ſchon fehr oft nur einen geringen — Theil der Gefammtkoften von Ge- 
Ihäfts- u. VBergnügungsreifen, namentlich bei. größerer Entfermung, 
weshalb die Ermäßigung diefes einen Elements der Koften nicht noth- 
wendig die Frequenz ſehr zu vermehren braucht; u. 2) die vermehrte 
Benugung der Eifenbahnen erheifcht doch vor Allem mehr freie Zeit, die 
aber für Geſchäfts- und VBergnügungsreifen befchränft ıft. Auch hängt 
immerhin ein wejentl. Theil der Selbſtkoſten von der zurücgelegten 
Weglänge ab, weshalb es nicht richtig wäre, dieſes Moment, ähnlich 
wie beim Briefporto, gar nicht mehr im Tarif zu berüdjichtigen. Poſt 
und Eifenbahn geftatten hier Doch nur in einigen Puncten einen Ver— 
gleih u. unterfcheiden fich in anderen jehr weſentlich, namentlich aber 
gilt dies vom Perfonenverkehr. Die Durchführung der P.fchen Vor— 
Schläge würde endlich vornehmlich dem weiterreifenden wohlhaben— 
deren Publicum, beſ. auch den Bergnügungsreifenden zu Statten fommen, 
was von zweifelhafter Billigteit wäre. — Wichtiger ift die bedeutſame 
Perfonentarifreform auf d. belg. Staatsbahnen v. J. 1866, die 
allerdings i. J. 1571 durch das gegueriſche Minifterium (Ultramont.) 
wieder rüdgängig gemacht wurde. Sie wirft auf — wie die 
eben erwähnten auch einiges Licht. Vgl. den eingeh. Miniſierialbericht 
v. 10. Dec. 1869 über d. am 1. Mai 1866 eingeführte Tarifreform in 
d. Sitzungsber. d. belg. Repräſentantenkammer 1569 — 70, p. 53—100, 
ebendaſ. d. Debatte einer techn. Comiſſion darüber. Zu d. Tarifreform 
wurde d. Regierung durch Geſ. v. 1. Juli 1865 ermaͤchtigt, ſie erfolgte 
durch V. v. 20. März 1866, wurde aber vorerſt nur theilweiſe durch— 
geführt. Die Principien waren dieſe: an Stelle des feſten Diftanzen- 
preifes v. 8, 6 u. 1 cent. p. Kilometer für d. 3. El. der gewöhnl. Züge 


(d) 
(e) 


(N) 





trat ein Differentialtarif mit abnehm. Sätzen für weitere Entfen, 
nehmlich für d. Yieue (zu 5 Kl.) bei d. erſten 10 Lieues 30, 20 m. 15, 
bei d. zweiten 10%. 15, 10 u. 7,5, bei d. 21.—52.2. 10, 7*/z u. 5 Cent. 
Schnellzüge mit 20%, (bisher 25° ,) Erböh., aber jetst verſehen mit allen 
3 Cl. Für den internat. Verkehr blieben die alten Tarife in Kraft, doch 
war nicht zu verbindern, daß d. Neifenden vielfach feine durchgeh. Billete 
mebr nahmen, fondern an den Grenzen d. billigeren Billete des inneren 
Verkehrs kauften. Beifpiele der Zariffäge nah d. 3 Zar. v. a 1838, 
b 1856 u. e 1566: Brüſſel-Mecheln die 3 Cl. a 150, 100, 60, b ge 
wöhnl. 3. 180, 130, 55, c dögl. 180, 130, 55. Brüfjel = Antwerpen 
a 300, 200, 125, b gewöhnt. 3. 350, 270, 185, c dSgl. 320, 225, 155. 
Brüfjel- Gent a 450, 300, 175, b 470, 350, 230, c 340, 235, 170. 
Brüfiel- Dftende a 900, 600, 350, b 1000, 750, 500, c 500, 335, 
250 cent. Die ceinftweilen wirklich geltenden Tarife v. 1866 waren 
indefjen etwas anders geregelt: für die erjten 7 Yieues bliebeu Die alten 
Sätze, f. die s.—Iäte X. erfolgte eine wachfende Reduction nach den 3. CL, 
1. Cl. v. 6,35—36,', 2te dv. 8,35— 43,3, 3te v. 9,1— 36,78; v. d. 16 8 
an trat die Neduction nah B. v. 20. März 1866 ein, nehmt. fteig. 
Sat big zur 52ten L. 1. El. u. 3. ©. 39— 63, 2. El. 45,8 — 65,?2; 
einige Abweich. f. Schnellzüüge. Der Erfolg der Mafregel konnte nicht 
unzweifelhaft — werden, die Berechnungen der Regierung 
wurden z. Th. als unrichtig oder doch unſicher beſtritten. Aus dem 
Bergleih v. 1868 mit 1865 fcheint fich indefien zu ergeben, daß ein 
Einnahmeausfall v. mindeftens 600.000 Fr. — ſchätzten ihn auf 
11/3 — 1,6 DU), dagegen eine Zunahme der längeren Reiſen (2 Mill 
Perf.) u. keine merkbare Koftenvermehrung (?) eingetreten if. Daß die 
Reform fih nur auf *5 der Neifenden (über 10 Lieues) u. im erhebl. 
Maße nur auf derſelben (über 21 Y.) erftredte, ift Dabei zu be 
achten. Darin (09 wohl der Hauptmangel. Die belg. Erfahrung möchte 
immerhin das O engefagte be ätigen, daß felbit eine ftarfe Ermäßigung 
der Tarife für längere Streden nad d. Differentialprincip die Frequenz 
nicht entiprechend fteigert. Durch Miniſt.-Verordn. v. 18. Sept. 1871 
wurde v. I. Nov. 1871 an das Differentialfyften wieder verlaffen, für 
alle Entfernungen 10%, Ermäßigung an den Tarifen von 1851 — 54 
(die bis 1566 beftanden), außerdem ein günftiges Retour- u. Abonne- 
mentfartenfuften gewährt. Die Mafjregel hing mit der polit. PBartei- 
ftellung des cleric. belg. Miniſteriums zufammen. Als Motive werden 
eltend gemacht: die ungerechte Begünftigung des weiten vor dem naben 
Kertebr, der reicheren vor den fleinen Leuten im bisher. Differential- 
ſyſtem, die zwedlofe ur ung der im internat. Berfehr das Land 
durhreif. Fremden, der Einnahmeausfall, die Ausfichtslofigteit, daß die 
Privatbahnen den Staatsbahntarif annähmen, die Erjhwerung des — 
ſehr allgemein gewünſchten — Rücklaufs der Privatbahnen durch den 
Staat Bei dem unrentablen Differentialtarifigftem. Erlaß u. Motive 
. im Moniteur belge, 20. Sept. 1871. Es wird faum zu Teugnen 
kn dag die Mafiregel von 1866 in der Befolgung des Differential- 
princ. zu weit ging. 

3. 8. bei Brüden öfters höhere Säge in Kraft. 

Auch hier befteht wieder die Schwierigfeit, daß durch billigere Tarife der 
Perfonenbeförderung in gemijchten Bligen ettere zum Nachtbeil des 
Dienft3 überfegt, die Perfonenzüge zu ſehr entleert werden künnten. 
Eine fleine Yreigpifereng erfcheint aber doch möglich. 

Engl. u. franz. Prince. nur 1. Cl. In Deutſchl. faft immer aud) 2. Cl., 
aber nur in Ausnahmefällen, bef. wieder bei nordd. Staatsb., auch 
3. Cl., in Belgien feit 1366 alle 3. El. Sicherlich trägt die Menge der 
Paſſagiere 3. El. den Zeitverluft in langſ. Zügen ſchwerer, als es die 
wohlbabenderen Leute in 1. u. 2. EI. thun. 
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(g) Worüber nicht mit Unrecht mitunter geklagt wird, z. B. in Baiern. 

(A) Belanntlich in Norddeutſchl. allgemein 50 Pfd. Freigepäd, in Süddeutſchl. 
feines. Gegen Aufhebung der Gepädfreiheit Scheffler a. a. O. ©. 25, 
trotz des Nachweifes, daß bei d. braunfchw. Bahnen die Gepädbeförderung 
mehr Koften als Einnahme bringt. 

(@) ©. oben $. 247, Anm. (e) u. bei. Scholtz, ©. 53 ff. 

(k) Auf d. preuf. Bahnen — u. ähnlich war fat überall in Deutjchland 
u. anderswo die Entwidl. — war d. Ertrag p. Perf. u. Meile 1844 
3,5, 1856 3,5, 1859 3,', 1865 u. 1867 2,°, 1869 2,’ Sgr., alle Claſſen 
zufammen gerechnet; eine geringe Abnahme, die noch dazu der Ein- 
führung u. ftärkeren Benugung der 4. EI. hauptfächl. zu verdanken: ift. 
P. Perf. u. Meile ergab ſich fir d. 1. El. 1859 7,', 1869 6,6, 2. El. 
48 0.43, 3. Cl. 3 u 2%, 4. Cl. 1,6 u. 1,6, Militär 1,6 u. 1, Sgr. 
Ganz anders war die Reduction der Frachttarife: 1544 p. Centn. u. 
Meile für alle Güter i. D. 7,', 1856 3,4, 1859 3,%, 1861 3,2, 1865 2,6, 
1867 u. 1869 2,3 Penn. Ertrag. In den letzten 10 J. 1859— 1869 : 


ig = 10,8 u. 10,2 Pf., Frachtgut d. Normalcl. 5 u. 4,5, d. ermäß. EL. 
u. Koblen 2,’ u. 2 Bf. 


8. 256. 

Il. Güterverkehr. 

1) Ob die neuerdings von den Theoretifern öfters verlangte 
Trennung des Fahr- und Frachtgeſchäfts (a) auf ven 
Eifenbahnen, in der Weile, daß die Bahnverwaltung nur den 
Weg, die Transportmittel und die Locomotion zu liefern hätte, 
die Verfrachtung aber ver Privatinpuftrie überlaffen würde, möglich 
und zwedmäßig fei, das follte wenigjtens vecht unbefangen von 
ven Staatsbahnen geprüft werden. Diefe Trennung hätte das 
Gute, eine neue Arbeitstheilung durchzuführen, ven Bahnen be- 
ſonders Täftige Geſchäfte abzunehmen und vielleicht zu einem 
günftigeren Verhältniß des todten zum müßlichen Gewicht zu 
führen, weil die Wagen beſſer ausgenütt würden. Aber es fragt 
fih, ob der Verkehr auf diefe Weife bejjer und weniger mono- 
polijtifch bevient würde, was mindeſtens nicht gewiß ift. Einft- 
weilen wird man für weitere Vorfchläge über das Tarifwefen des 
Güterverkehrs noch von der Vereinigung des Fahr- und 
Trachtgejchäfts in der Hand der Bahnen ausgehen müjjen, joweit 
nicht in Nr. 2 eine Ausnahme bejteht. 

2) Das neuerdings mitunter beanspruchte Recht der Pri- 
baten, die Beförderung eigener Eifenbahnwagen mit 
Srachtgütern durh die Bahn, alfo die Einjtellung 
fremder Wagen in die Züge der Bahn zu verlangen, 
welche leßtere dann nur den Weg und die Locomotion (Loco— 
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motiven, Tender, Zugkraft und einen Theil des Fahrdienſti— 
perfonals) liefern würde, ift nur eine befondere Formulirung der 
Forderung der Trennung von Fahr- und Frachtverfehr. Dies 
hätte ähnliche Bortheile und Bedenken wie ver VBorfchlag unter 1, 
außerdem aber ven weiteren Bortheil, das Capital ver Eiſen— 
bahn zu verringern. Dem entgegen jteht jedoch das ſchwer— 
wiegenve Bedenken, daß mit einer Pflicht ver Bahn, fremte 
Privatwagen im ihre Züge einzujtellen, die andere, jet Doch im 
Ganzen einigermaßen anerkannte Pflicht, ihren Wagenparf ven 
Verkehrsbedürfniſſen anzupafien, jchlechtervings unvereinbar ilt. 
Denn eine folche Pflicht kann doch nur bejtehen, wenn eine Bahn 
dann auch das Monopol ver Wagenverwendung bat, auch vrobt 
die Gefahr eines doppelten factiijchen Monopols, desjenigen der 
Bahn und der Wagenbefiger. So wäre leicht zu fürchten, daß 
ver Verkehr im Ganzen unter dem neuen Syſtem mehr leiden 
würde, als unter dem alten. 

3) Bleibt legteres wenigjtens vorläufig in der Hauptſache 
beitehen, was pas Wahrjcheinlichite ift, jo werden auch einige 
wejentlihe Puncte des bisherigen Zarifwejens verbleiben, nur 
aber müſſen dieſe Puncte die entjprechenden Modificationen gemäß 
dem Princip ver Regelung ver Zarifjäge nach ven Selbſtkoſten erleiven. 

a) Die Unterjcheivung von Eil- und Frachtgut (i. w. ©.), 
für rafche und langjamere Beförderung tft ganz richtig, nur ift 
die Proportion der Zarifjäge eine willführliche, öfters wohl das 
Eilgut zu hoch tarifirt, auch wenn man auf die erheblich höheren 
Selbitkojten des Transports Rücdjicht nimmt. Eine Ermäßigung 
des Gilguttarifs, ver aber nicht weiter clajjificirt zu werden 
braucht, ift daher wohl zu verlangen (b). 

b) Im Frachtgutverkehr find folgende Grundjäge anzuwenden: 
«) Einmal find Stüdgüter (Frachtgut i.e. ©.) und Maſſen— 
güter oder Wagenladungsgüter zu unterjcheiden, was in 
unferen Tarifen auch gefchieht, nur meiſtens ganz willtührlich und 
nach dem einfeitigen Ermefjen ver Bahnverwaltung. Statt deſſen 
kann vie Beitimmung, in welche ver beiden Claſſen die einzelnen 
Güter zu reihen find, im Allgemeinen dem Frachtgeber überlafjen 
werben, wenn er fich ven Beringungen für die Beförderung ver 
Slaffe fügt. As Maffengüter gelten dann die, welde in 
minvdejtens einer vollen Wagenladung aufgegeben over für bie der 
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Tariffag für eine folche volle Ladung bezahlt wird. 4) Weiter 
werben die Stüdgüter uud Maffengüter im Tarife nad ber 
Gattung der Wagen, die zu ihrer Beförderung bienen (alfo 
namentlich bedeckte und offene u. f. w.) unterfchieven. Auch hier 
aber jollte ver Frachtgeber wählen können, in welcherlei Wagen 
er feine Güter befördert haben will. y) Sperriges Gut, 
welches als Stüdgut aufgegeben wird, wird nach einem be» 
jtimmten Verhältniß Höher als anderes Stückgut tarifirt. 6) Bei 
folhen Gütern, welche bei ver Verladung un. |. w. größere Ma- 
nipulationsarbeit machen, erfolgen bejtimmte Yrachtzujchläge ; 
doch joll den Frachtgebern möglichjt die Verladung ſelbſt über- 
laffen werden, wenn fie die wünjchen. &) Eine weitere Claſſi— 
fication der Güter mit Rüdficht auf den Werth und eine Ab- 
ftufung ver Tarife danach erfolgt dagegen nicht, ſondern es wird 
alles Stüd- und Maffengut bloß nach dem Gewicht tarifirt, 
jedvoh auch nur bis zu einem nicht zu hohen Maxrimun per 
Gentner im Fall des Verlufts, der Bejchädigung u. ſ. w. Ber: 
gütung gewährt. Höherer Werth muß durch Tarifzufchläge ver- 
fichert werden. — Auf dieſe Weife wird die unendliche Verwirrung 
und Willtühr unferer heutigen Tarife vermieden: fie ijt die nach: 
theilige Folge des gerade hier ganz falfchen Grundſatzes, ven 
Zarif nach dem Werthe ver Zransportleiftung für den Fracht: 
geber, und dieſen Werth meiftens nach dem fpecifiichen Werth 
des Zransportobjects, ftatt nach den Selbftfoften der Bahn zu 
bejtimmen und daher durch vie complicirtejte Claſſification ber 
Güter verſchiedene Tarifjäge feitzuftellen. 

ec) Als unterjte Claſſe des Güterverkehrs wird die Beförderung 
von Majfengütern in offenen Wagen gerechnet (c). Der Tarifſatz 
(„unterfter Normaltarif“) dafür wird zunächft möglichjt dem 
bisherigen Selbjtkoftenjage des Transports angenähert. Eine 
weitere Reduction dieſes Tarifs erweift fich aber ſehr wahrjcheinlich 
thunlich, weil gerade bei diefen Gütern ein niedriger Tarif bie 
Frequenz fehr fteigert, — zumal wenn eine unbefchränftere Zu- 
lajjung der Güter zu dieſer Beförderungsart ftattfindet —, und 
weil dann das Verhältniß des todten zum nützlichen Gewicht fich 
jehr verbeſſert. Verfuche in diefer Richtung find daher namentlich 
ven Staatsbahnen zuzumuthen (d). 

d) Möglichit in der Proportion ver fteigenven — 


Rau-Wagner, Finanzwiſſeuſchaft. 6. Aufl. 
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des Transports werden vier höhere Normaltarife für 
Maſſengüter in bedeckten Wagen, für Vieh in ganzen Ladungen 
(eventuell mit weiterer Unterſcheidung der Wagenart), für Stück— 
güter in offenen und in bedeckten Wagen feſtgeſtellt. Mitunter 
wird der Tarif noch etwas höher als in dieſer Proportion ſteigen 
können, oftmals dahinter zurückbleiben müſſen, um das Gut nicht 
in die unterjte Normaltarifelafje (Nr. €) zu drängen. Das muß 
experimentell ermittelt werden. 

e) Die Zarifregelung nad der Dijtanz bleibt zwar auch 
im Güterverkehr als allgemeines Princip beitehen, das aber 
ebenfalls zahlreiche und einjchneidende Modificationen erleidet. 
«) Höhere als die Normaljüge sub ce und d dürfen eintreten 
bei abnorın hohen Bau- und Betriebsfoften einzelner Streden. 
P) Niedrigere Sätze und bementiprechend richtige Diffe- 
rentialtarife (e) find jtatthaft in Fällen einer erheblichen Ver— 
minderung ber Selbitkojten des Transports, daher be- 
jonders aa) zwiſchen Puncten, welche günftige Rüdfrachten geben, 
ferner bb) für größere Entfernungen, durch welche die Wagen 
voll laufen, wobei ji ein Theil der Kojten günjtiger vepartirt, 
ee) überhaupt ftet8 da, wo auf ein bejferes Verhältniß des todten 
zum müßlichen Gewicht zu vechnen ijt, daher 3. B. auch auf 
Grundlage allgemeiner veröffentlichter Bedingungen nad 
befonderem Webereinfommen im einzelnen Fall mit einem Fracht: 
geber, der gleich eine bejtimmte Anzahl voller Wagen auf einmal 
befördern läßt, oder im befonderen Abonnement mit einzelnen 
Srachtgebern, welche in dieſer Hinficht gewiſſe Bedingungen zu 
erfüllen, namentlich ein gewiſſes Frachtquantum in regelmäßigen 
Perioden zu liefern verjprechen. Endlich find y) Differential: 
tarife und fog. Particulartarife (begünftigenve. niedrigere 
Tarife für einzelne Frachtgeber, wenn fie die beftimmte Bahn 
benugen) als Mittel der Concurrenz auch für Staatsbahnen 
jolange unvermeidlich, als e8 fi um die Concurrenz mit aus— 
ländifhen Bahnen und mit inländifhen Privatbahnen 
handelt, um gewijje Frachtquanta an fich zu ziehen. Differential- 
tarife diefer Art, baher die meiften jetzt beftehenden, — das 
Ergebniß zufälliger Entwidlungen im Eifenbahnneg $. 236 — 
würden aber mit Recht wenigftens im Inlande bei der Durch— 
führung des Staatsbahnjyitems verjchwinden. 
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4) Die Normaltarife find durch die Geſetzgebung feſtzu— 
jtelfen, die Differentialtarife durch die Regierung im Verorbnungs- 
wege. Alle das Tarifweſen betreffende Verhältnifje find amtlich 
zu veröffentlihen und durchaus feine geheimen Begün— 
jtigungen einzelner Frachtgeber, außer auf Grund allgemeiner 
Normen (Nr. e unter A u. ce), zu gewähren. Eine Revifion 
der Zarife nach den gemachten Erfahrungen erfolgt in funzen 
Perioden (2— 3 Yahre), in Fällen beveutender Tarifreductionen 
eventuell zunächſt proviforifch auf eine beftimmte Furze Zeit. W. 


(a) ©. oben $. 236, Anm. (5). Michaelis’ Auffäge, die Verhandl. d. 

Arge ar i. Deutfchen Handelsbl. 1871. Perrot, Eifen- 
ahnref. ©. 34. 

(d) Eilgut wird in Deutfchland i. D. gut 2mal fo hoch als Normal- 
Frachtgut u. 4—5 mal fo hoch als ermäß. Gut, S—10 mal fo hoch als 
Kohlen u. dgl. tarifirt. Erpedition, Mantpulation find bei Eilgut müh— 
famer, Ausnutzung der Wagen geringer. Bei einem mäßigeren Sat 
würde Letzteres ſich wohl verbefjern, mitunter die Einrichtung bejonderer 
Eilgüterzüge ventabel. 

(ce) Für gewilje ordinäre Mafiengüter fehr niedrigen fpec. Werth3, wie 
Kohlen, Erze, Steine u. f. w. dienen wohl bef. eigene einfache Wagen 
3. Transport, wofür noch niedrigere Tariffäe erhoben werden fünnen. 
Daher denn auch neuerdings oft noch weiter bef. ermäß. Tarife für 
Kohlen u Kokes neben d. fog. ermäß. Gut (z. B. preuß. Staatsb. 1669 
i. D. p. Eentn. u. Meile 1,3 gegen 2,2 Pf.). 

(d) So war bei d. preuß. Bahnen die auf 1 Meile Bahnlänge beförd. 
Gentnermafje 1859—1865— 1869 (in dief. J. unter Einrechn. der neuen 
Prov.) verglichen mit der Bewegung der Tariffäge: 


; Frachtg. der Ermäß. Frachtg. 
Eilgut Normalcl. n. Kohl. u. Kokes 

Menge Tarif Menge Tarif Menge Tarif 

1859 100 100 100 100 100 100 
1865 140 97 96 98 242 c. 81 
1869 171 94 87 90 268 74 


(e) Biel weitergehende Vorſchläge macht auch hier Perrot a. a. D., der 
ein Zonenfyftem von 3 Zonen, bis 20, 20—50, über 50 Meilen 
mit Tarifſätzen p. ge v.5, 8 u. 12 Thlr. befürwortet. Auch dies 
geht wohl zu weit u. über das ganze Princip läßt ſich ftreiten. Immerhin 
yätte eine folhe Neform mehr als die im Perfonenverf. verlangte eine 
Ausficht auf günftigen Erfolg, denn für die Waare ift der Fradtfag in 
der That ein Hauptmoment der Transportfähigfeit, für den Menſchen 
nur ein fecundäres. 


8. 257. 


C. Einnahme Die Einnahmen ver Eifenbahnen zerfallen 
in bie drei großen Gruppen ver Einnahmen aus dem Perjonen- 
verfehr (einfchließlih Gepädfracht), vem Güterverfehr (ein- 
ſchließlich BVieh-, Equipagenfracht u. dgl. m.) und ber jonjtigen 
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Einnahmen, worunter namentlich Wagenmiethe (befonvers für 
Güterwagen), andere Pacht- und Mietheinnahmen, bejondere 
Transporte, Lagergeld, Provifionen, Telegraphie u. f. w. Im 
ganzen Bahnfyftemen und auch bei ven meijten einzelnen Bahnen 
pflegt anfangs die Einnahme aus dem Perjonenverfehr zu über- 
wiegen, fpäter tritt fie in der Regel mehr und mehr trog ihrer 
eigenen Vermehrung abjolut und velativ hinter die Einnahme 
ans dem Güterverkehr, und oft ſehr beträchtlich, zurüd, während 
auch die diverfen Einnahmen felbjt relativ jteigen. Der Güter» 
verkehr ift daher in fpäterer Zeit, wie 3. B. in der Gegenwart, 
gewöhnlich auch der finanziell wichtigite Theil des Eifenbahn- 
transports (a). Die Urfachen diefer Entwiclung find wohl vor- 
nehmlich: die Verknüpfung volfreiher Orte und Gegenden im 
Beginn der Eifenbahnzeit (8. 231 (a)); die Ausvehnung ver 
Linien in weniger bevölferte, in Ackerbau- und Bergbaugegenden 
erſt ſpäter; die Nothiwendigfeit des Vorhandenfeins eines größeren 
Bahnnetzes für die Ausbildung mancher Güterverfehrszweige (b); 
die nur allmälige BVBeränderung der Productions- und Abfag- 
verhältniffe ver Güter; die nach und nach durch die Eifenbahnen 
bewirkte größere locale Concentration der Bevölkerung (Groß: 
ſtädte) (c), welche wieder größere und weitere Zufuhren von 
Conſumptibilien und Robftoffen bedarf; die naturgemäß beſchränk— 
tere Transportfähigfeit der Menfchen als ver Güter; die ftärfere 
Zarifermäßigung im Güterverkehr ($. 256 (A) ), die immer mehr 
Güter niedrigen fpecififchen Werths transportfähig macht u. dgl. m. 
Bei Staats- und Privatbahnen ift diefe Entwiclung begreiflicher 
Weife im Ganzen die nehmliche. Das relative Zurücbleiben 
oder Stilljtehen der Einnahmen aus dem Perfonenverfehr und 
die günſtige Einwirkung der Frachttarifermäßigungen auf bie 
Steigerung der Einnahmen aus dem Güterverfehr weifen nur 
immer wieder darauf bin, daß die Opportunität von Zarif- 
veductionen im Perfonen= und immer weiteren Ermäßigungen 
im Güterverkehr auch im finanziellen Interejje ebenjo ernitlich 
zu prüfen it, als im volfswirtbichaftlichen. 

Die Einnahme aus dem Perfonenverfehr rührt in 
Deutijchland bei Staats: und Privatbahnen mit jehr jeltenen 
Ausnahmen nur zu einem ganz Meinen Theil (6— 8°.) vom 
Berkehr in ver erjten, zu etiwa einem Drittel von demjenigen im 


— 597 — 


ber zweiten, zur vollen Hälfte bis zu Dreifünfteln von dem Ver- 
fehr in der dritten ober in dieſer und der vierten Wagenclaffe 
her. Die einzelnen Linien, auch der Staatsbahnen, zeigen indeſſen 
manche VBerjchievenheiten. Die Quoten der Erträge ber einzelnen 
Claſſen bleiben fich aber, von Neueinführung ganzer Claffen wie 
der vierten abgefehen, im Durchichnitt aller Bahnen und bei ven 
einzelnen Linien von Jahr zu Jahr ziemlich gleich (d). 

Bon der Einnahme aus dem Güterverkehr rührt nur 
eine fehr Heine, bei ven hoben Tarifen eher noch etwas abneh- 
mende Quote aus Poft- und Eilgut her (3—5°,o meiftens). Die 
Einnahmegquoten der anderen Zarifclafjen ändern fih von Bahn 
zu Bahn und von Jahr zu Iahr erheblich nach den wmejentlich 
wieder von der abfoluten und relativen Tarifhöhe jeder Claſſe 
abhängigen Frequenzen und nach ver Natur des Verkehrsgebiets 
ber einzelnen Bahn. Aus erfterem Grunde meift zunehmende 
Quoten der ermäßigten ZTarifclaffen für Güter geringen fpeci- 
fiihen Werths (e). W. 


(a) Die amtlichen Eifenbahnftatiftifen enthalten reiches Material 3. Beleg 
diefer Süße, f. 3. B. ©. 19 der preuf. Stat. für 1869. Es war bei 
fämmtl. preuß. Bahnen die Bruttoeinnahme 


p. Meile in 100 Thlr. aus dem in %/, d. Gefammteinn. 
Perfonen- Güter- „: ron ß 

— verf, Di. Summe Perf. Güt. Div. 
1844 201 101 7 309 6a 
1851 174 186 17 376 463493 4A 
1857 200 389 29 618 32,3 62,? 4,8 
1862 190 405 37 633 30,! 64,0 5,? 
1865 213 493 46 152 28,3 65,5 6,? 
1567 211 523 55 788 26,' 66,8 6, 
1869 209 493 54 756 27,8 65,? 7, 


Im J. 1851 überftieg zuerft die Einn. aus d. Güterverk. diej. aus d. 
Perfonenverf. 1869 hier wieder incl. Bahnen der neuen Prov. Nur 
durch die Einrechnung diefer Bahnen verändert fih die Richtung der 
Bewegung einen Moment. Bei den einzelnen Bahnen ift das Ver— 
hältniß verfchieden, aber die Entwidlungstendenz diefelbe u. nur in den 
feltenften Fällen, 3. B. bei Heinen Privatbahnen zwifchen großen Städten, 
die Einn. aus d. Perfonenverf. jest noch größer (3. B. Taunusb., 
Homb. B.). 1869 war bei d. preuß. Oftb. die nn. aus d. Perfonenverf. 
3. derj. aus d. Güterverf, wie c. 2:3, bei d. niederfchlef. wie 1:4, 
weitfäl. 1: faft 4, Saarbr. 1:6, hannov. 1:2, naſſ. 2: über 3, Bebra- 
Han. (neu) 1: wenig über 1, Main-Wef. 2:35 ſächſ. Staatöb. 1:3, 
baier. 1 : über 2, würt. 2: über 3, bad. 4:5. Volksdichtigkeit, Durch— 
reifeverkehr, Mafjenproductentransport (Kohlen u. f. w.) zeigen bier ihre 
charakt. Einflüffe. 

(b) So ergiebt fih aus d. preuf. Eifenbahnftat., wie die Einn. aus d. 
directen Güterverk. mit and, Bahnen ſtärker al3 diej. aus dem loc, 





Güterverkehr zunimmt (3. B. 1859—65 jene v. 10 auf 24, dieſe v. 10 
auf 16 Mill. Thlr. geftiegen). 

(c) Bol. Schwabe in Sildebrandt Jahrb. VII, 25 hierüber. 

(d) Biel ftatiit. Material bierüber in d. amtl. Statiftiten. Die Durchſchnitte 
der 1.—4. El. u. des Militärd bei allen preuß. Bahnen ergeben Ein- 
nabmequoten 1859 6,6— 36,3 — 42,3 — 10,5— 4,3, bei Quoten der ſpecif. 
Perionenfrequenz (Perfonenmeilen) ohne Milit.: 3,1 — 26,1— 48,0 — 22,5; 
1869 (incl. neue Prov.) Einnabmequoten: 7,1— 33,9 — 40,5— 15,3 — 3,2, 
Frequenzquoten: 3,1— 22,9 — 44,7 — 29,38. Erbebl. über d. Durchſchn. 
it die Einn. aus 1 GL. bei d. preuß. Staatsb. nur bei naff. 8. (11,5, 
aber feine 4. Cl.), u. Oftb. S,”; bet d. Privatb. bei d. Rhein. (26,9, 
bomb., Taunusbahn. 

(e) 317 Durchſchn. aller preuß. Bahnen war in Procenten der geſammten 

Ütereinn. 1859, 1865 u. 1869 (incl. neue Prov.) die Einn. aus Poſt— 
u. Eilgut bez. 4,1'—38— 4,?, aus Frachtgut der Normalcl. 34,7 — 
21,0 — 17,7, Koblen u. Frachtgut der ermäß. EI. zuf. 56, — 69,5— 71,7, 
aus Viebtransp. 2, — 3, — 3,3, aus and. Transp. u. Nebenertr. 1,9 — 
25—3,'2. Die einzelnen Bahnen zeigen natürlih bier große Unter- 
Ichiede, z. B. Einn. aus Koblentransp. preuß. Oftb. 1,*, niederfchlef. 35,°, 
weſtfäl. 28,', Saarbr. 61,°, hannov. 16,?, naſſ. 9,7, Bebra=- Harn. U,%, 
Main-Wei. 5,72. 


8. 258. 


D. Reinertrag. Derjelbe genügt bei venjenigen Staats- 
bahnen, welche eine Zeitlang im Betriebe jtehen, fajt immer, um das 
aufgenommene Schulpcapital genügend zu verzinfen und eventuell 
zu tilgen. Genaue Vergleiche für längere Zeiträume find nur für 
die einzelnen Linien, nicht für die ganzen Staatsbahnſyſteme zu— 
läjfig, weil in letteren fich oft neue Linien mit noch unentwicel- 
tem Berfehre befinden, die den Durchichnittsertrag herabdrücken. 
Das iſt beſonders bei der Vergleichung mit älteren, ftabilen over 
nur wenig fich ausdehnenden einzelnen Brivatbahnunternefmungen 
zu beachten (a). 

Aus dem Reinertrag werden, wenn auch nicht immer formell, 
fo doch reell zumächit beitritten (db) 1) die Zinfen der zur An- 
lage ver Bahnen aufgenommenen Anleihen, 2) vie für bieje 
Anleihen etwa ftipulirten Tilgequoten. Der Reſt, welcher bei 
fortjehreitender Tilgung alſo immer größer wird, bildet einen 
freien Ueberfhuß und eine eigentliche privatwirthichaft- . 
liche Einnahme. Dieſelbe kann ganz oder theilweife zur weiteren 
Tilgung der Eiſenbahnſchulden (ec) oder als Hülfsmittel zur wei— 
teren Auspehnung des Bahnnetes und zur Dedung etwaiger 
Defieite ungünftiger Linien (d) oder endlich als Staatseinnahme 
zur Dedung eigentliher Staatsausgaben dienen (e). Die erſte 
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Verwendung ermöglicht eine frühere Annäherung an pas Ge— 
bührenprincip in der finanziellen Behandlung ver Staatsbahnen (f); 
die zweite einen immer umfajjenveren Ausbau des Bahnnetzes, 
worauf es bei dem Staatsbahnſyſtem gerade abgejehen ift; bie 
dritte macht Steuereinnahmen überflüffig oder geftattet die Vor— 
nahme paſſender neuer Staatsthätigfeiten und führt, wie die Forſt— 
einnahmen ($. 173 Nr. e), auch ven finanziellen Nuten großer 
allgemeiner Fortjchritte der Bolfswirthichaft dem &emeinwejen 
unmittelbar zu, jtatt, wie beim Privatbahnweſen, in die Taſchen 
einzelner Privaten (j. $. 231h). Welche Verwendung des 
Erlöſes ſtatthaben joll, ijt mit näch den concreten Verhältniſſen 
des einzelnen Staats zu entjcheiven. Die erſte und zweite Ver: 
wenbungsart verdienen aber wohl principiell ven Vorzug. W. 


(a) ©. oben $. 231 (A). Es ift nicht immer ganz leicht, die wahre Höhe 
de3 Neinertrags und der Rentabilität feftzuftellen, da mancherlei fremdart. 
Poften zur Ausgabe geftellt zu werden pflegen. 

Preußen. 1869 nad d. Eifenbahnftat. Gefammteinn. aller Staatsb., 
incl. einige verbliebene Nefte, 32°455°147 Thlr., ab Betriebsausgabe 
15163291, demnach Weinertrag 17291856 Thlr. oder 7,22 des 
Capitals; davon weiter ab für Vermehr. u. Berbeif. d. Betriebsmittel, 
3. Meliorat. u. bei. z. Erneuerung v. Bahnanlagen 2878957 Thlr., 
wobei dahin gejtellt bleibt, ob dies ganz Erfag von Abnutungen war, 
der zur eigentl. Ausgabe gehört, oder z. Th. wirtlihe Neubeihaffung, 
die neue Bupitalanlage wäre Nach Abzug hiervon bleibt Reinertrag 
14412869 Thlr. (©. 43, Sp. 81, 101, 106, ©. 47, Sp. 158). Ebð 
Sp. 159 wird angegeben als „Ueberfhuß an die Generalftaatscafie ab- 
eführt“ 12976323 Thlr. (incl. 313°963 Thlr. heſſ. Antheil a. d. Main- 
Weſerb.). Rechnet man dazu die v. d. niederjchlef.= märk. u. weſtf. 
Bahn » Direction verwend. Summen 3. Berzinſ. u. Tilg. der Actien u. 
Schulden d. ebemal. Privatgef., denen dieſe Bahnen 3. Th. gehört hatten, 
fo ergiebt fi ein wirfl. Erträgniß der preuß. Staatsb. für 1864 
v. 14080093 Thlr. oder 5,862 des verwend. Cap. v. 240238893 Thlr. — 
Nah d. N. für 1871 follten d. Staatseifenb. (incl. d. Ertragsantheile 
d. Oldenb., Offenbacher u. Main =Nedarb.) ertragen 35905806 Thlr., 
bei 21384037 Thlr. lauf. Ausg. (incl. Hinauszabl. fiir fremde Bahnftr.), 
demnach Neinertrag 14521769, wovon noch 906500 Thlr. auferord. 
Ausg. für Neu- u. Umbauten u. Betriebsmittel abgeben, fo daß ein 
Ueberſchuß v. 13615269 Thlr. bliebe. Das Zinserforderniß fr die 
noh nicht amort. Eiſenbahnſchulden ift S:001°196 Thlr., wonach der 
reelle Ueberihuß 5604073 Thlr. betrüge, von denen aber noch ein 
Zilgebetrag v. 2755645 Thlr. abgeht. Die Eiſenbahnſchuld v. urſprüng— 
lich 226,1 Mil. Thlr. hat fi) bis E. 1570 durch Tilgung bereit3 auf 
192,7? Mil. Thlr. vermindert. Der Neinertrag beträgt Davon 7,079. — 
Außerdem bat Preußen durch Betbeil. an PBrivatbahnen 1871 an Zins 
u. Divid. 1629947 Thlr. einzunehmen, z. Amortif. v. Actien u. an 
YZinsgarant. an Privatb. dagegen 1407558 Thlr. auszugeben. Mit 
Einſchl. H. and. Einn. fowie d. Ausg. für d. Gentralverw. ü. die Eifen- 
bahncommifjariate jchliegt der Etat der gef. Eifenbahnverw. für 1871 
nach Abzug aller betrefi. Binfen u. Tilgungen ab mit 3009734 Thlr. 
Ueberſchuß. 


(d) 
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Sachſen. Nah d. D. Eifenbahnft. fir 1869: Einn. 9838328, 
Ausgabe (ohne Einlage in d. für d. ſächſ. Staatsb. befteh. Erneuerungs- 
fonds, in den 993640 Thlr. floſſen) 4°202°338, Ueberſchuß 516355990 Thlr. 
= 8,%29 von d. Anlagecap. von 67,9 Mill. Thlr. (mit Abrechn. D. 
Erneuerungsf. 6,859), fo daß eim reeller Ueberfchuß von 2— 2'/40%/, Des 
Schuldcapitals über defjen Zinfen hinaus refultirt. 

In d. ſüdd. Staaten iſt d. Rente in neuerer Zeit durch d. Ausdehnung 
des Netzes, wo die neuen Linien noch ſchwach rentiren, etwas gedrückt. 

Batern 1869 roh 12428610 Thlr., Ausg. (wirfl. Betriebsa., 
nad Abzug gem. in d. Rechn. dazu gefügter Poſten (7042246, Rein 
ertrag 5356364 Thlr., — 4,72 des Anlagecap. v. 108,2° Mill. Thlr. 
Abſchluß für 1868 nach d. Staatshaush.-Rechn. 22, Dil. fl. Brutto» 
einnahme, 9,47 M. fl. rein, A. für 1971 21,96 u. 9,1% Mil. fl. Eifen- 
bahnſchuld E. 1569 163,8 M. fl. Zinfen dafür 1871 6,2% M. fl. 
gef. Ausg. incl. Tilg. u. Berwalt. 7,3 M. fl., jo daß über erftere 
Summe ein Reingewinn von c. 2,86 Mil. fl. refultirt. 

Würtemberg. 1869 roh 5364691 Thlr., rein 2139955 Thlr. 
Anlagecapital 61,70 M. Thlr., Rente 3,9. Eiſenbahnſchuld 1871 
129 M. fl. (wonach die Angabe ©. 540 oben zu berichtigen). Augen- 
blidlich genügt der Neinertrag wohl nicht ganz zur Dedung der 
Schuldzinſen. 

Baden. 1869 roh 61901891 Thlr., rein 35030543 Thlr. Anlagecap. 
66,7 M. Thlr. Rente 4,532. Eiſenbahnſch. für 1870 125,5 m. fl. 
Der Ertrag reicht eben bin zur Berzinf. u. Tilgung, war aber früher 
vor den Neubauten böber. 

Braunfhmweig. 1869 roh 3:182:773 Thlr., rein 1:651°012, Rente 
12,312, Capital 13, M. Thlr. ©. oben $. 239, ©. 538. 

Einen Erneuerungsfonds, nad Analogie der Privatbahnıen, hat nur d. 
ächſ. Staatsb., |. vor. Ann. Bei den and. Bahnen muß ein entſprech. 
etrag durchſchnittl. zu den Ausgaben gerechnet werden. 

Da die Eiſenbahnſchulden bisher bei uns regelmäßig in Form von, 

zurüdzuzahl. Schulden (f. A. Wagner, Staatsſch. im StaatSwörterb. X, 

25) aufgenommen wurden, fo erfolgt bier eine ſolche Tilgung aus d. 

Ueberſchüſſen. 

Dies im Weſentl. der Geſichtspunct in d. deutſchen Mittelſtaaten. 

So in Preußen, da hier bisher von einer ſyſtemat. Ausbildung des 

Staatöbahnneges nicht die Rede iſt. Eigentl. daher hier der am Meiſten 

fiscal. Gefichtspunct. Durch Berwandlung der zurüdzuzahl. Schulden 

in Rentenſchulden u. durch Aufnahme heuer Eifenbabnfchulden in der 

Form der Renteuſchuld tritt Dies jett noch mehr hervor. 

Dies zeigt fich deutlich 3. B. bei d. preuß. Bahnen, wenn man bedenkt, 

daß von der urjprüngl. Schuld v. 226,15 M. Thlr. ſchon 33,3 M. Thlr. 

getilgt find bis E. 1570 (nehml. Schulden der alten Yandesth. u. neue 

Schulden feit 1566: v. 159,3 auf 142,17, hannov. v. 28,% auf 15,'%, 

churheſſ. v. 16,3 auf 15, naſſ. v. 16,9% auf 16,3, Frankf. v. 5,9 auf 

3,57 M. Thlr.). \ 


III. Stantscanäle und Scifffahrtsdienite. r 
| 8. 259. 
Hinfichtlich etwaiger Anlage und Verwaltung von Staats- 


canälen und Scifffahrtslinien, insbejondere Dampf- 
Ihifffahrtscourfen genügt es im Wejentlichen, auf die früheren 
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allgemeinen Bemerkungen zu verweilen. Die Anlage eines 
neuen Canalſyſtems wird in ber Gegenwart, wo die Goncurrenz 
mit den Eifenbahnen fo jehwer ſelbſt für eigentliche Canalartikel, 
wie Maffenproducte, ins Gewicht füllt, faum anders als durch 
ven Staat, in einzelnen Fällen durch Provinzen, Kreife und 
Gemeinden, oder wenigftens nur mit erheblichen Subventionen, 
Zindgarantieen u. |. w. Seitens des Staats und ber genannten 
Gelbitverwaltungstörper durch Privatunternehmungen erfolgen 
können. Die großen Anlagefoften machen dies gleichfalls noth- 
wendig (a). Wenn ferner die Verwaltung von Ganälen und 
Scifffahrtslinien vor erfolgter Amortifation des Anlagecapitale 
grundfäßli nach dem privatwirthichaftlichen Princip geſchehen 
muß (8. 227), jo ift doch nicht zu verfennen, daß dieſe For— 
derung oft nicht durchzuführen fein wird. Denn häufig wird bei 
den entjprechend normirten Zarifen ver Verkehr zu Hein, bei 
niebrigen Zarifen (gemäß dem Gebührenprincip) aber die Rente 
doch noch zu niedrig bleiben. Das muß wieder zur VBorficht im 
finanziellen Interefje mahnen. Eine erhebliche privatwirthichaft- 
liche Einnahmequelle werden Canäle und Schifffahrt daher nicht 
leicht werben (Bd). W. 


va) Dal. den Auff. von Meitzen über Canalbau in Deutfchland, Preuß. 
ſtatiſt. Ztſchr. 1870. ©. 93 ff., mit Koftenberechnungen. Das hier näher 
unterfuchte Neß v. 351,5 Meil. Canäle wird auf 9,5 M. Thlr. Koften, 
25200 Thlr. p. M. angefchlagen. — ©. ferner d. Petition d. D. 
Flußfchifffahrtvereind an d. Reichskanzler, v. 24. März 1871, D. 
yandel3-Dl. Nr. 13, wo zwar die Canäle wejentl. der Privatinduftrie 
zugewieſen werden, dennoch aber die Unterftütung mit Zuſchüſſen, Prä- 
mien oder-Zinsgarantieen für eine Reihe v. Jahren als unumgänglich 
bezeichnet wird, obgleich bier meift ſtrenge Gegner folder Staatshilfe 
ſprechen. — Ueber d. fchlechten Erfolg des Donau = Main = Canals in 
Baiern f. $. 79a (k). 

(5) Die drei füddeutfchen Staaten unterhalten eine Dampfſchifffahrt auf dem 
Bodenjee, die jest in enger Verbindung mit den dort. Staatsbahnen 
fteht. Rohertr. fir Baiern 1868 250213, rein 52299 fl., N. für 
1871 in Einn. 260395, Neinertr. 15'234 fl. Baiern hatte früher auch 
wenig rentable Staatsdampfichifff. auf der Donau, deren Material jpäter 
d. öſterr. Donaudampffchifffahrtgef. verfauft wurde. — Auf der O ftfee 
früher mehrfach preuß., vufi., ſchwed. Staatsdampffchifff. zwiſchen Haupt— 
b fen, noch neuefter Zeit zwiſchen Stralfund u. Malmö, mit erhebt, 
Deficit, weshalb jetst Abgabe an Private, mit Poftfubvention. 
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7. Hauptſtück. 
Einnahmen aus Wohngebäuden. 
8. 260. (5. 154a.) 

Die Beibehaltung oder vollends die neue Erwerbung öffent— 
licher Gebäude bloß ihres Miethertrages willen würde unzweck— 
mäßig ſein, denn die vermietheten Wohnungen pflegen im Ver— 
hältniß zu ihrem Ertrage der Regierung zu viele Baukoſten zu 
verurjachen und bie Domänenbeamten können fi zur Erzielung 
der größten Einnahme nicht jo frei bewegen als Privateigenrhümer. 
E83 müſſen andere Gründe binzufommen, um die Beibehaltung 
von Wohngebäupden anzuempfehlen, 3. B. das Bedürfniß von 
Dienitwohnungen ($. 67), over die Schwierigkeit des Verkaufes 
großer Gebäure und die Ungewißheit, ob viejelben nicht fünftig 
wieder für die fürjtliche Samitie oder einen Regierungszweck wer— 
ven benußt werden, der Zujammenbang mit anderen Staats— 
gebäuden u. dgl. Die Benugung für die Staatscajje gejchteht (a) 
bei ven Dienjtwohnungen durch einen Abzug von ven Geld— 
befolvungen, entwever nach vem abgejchägten Meliethertrage, mit 
billiger NRüdficht darauf, daß der Beamte die Wohnung nicht 
frei wählen kann, over nach einem allgemeinen Verhältniß— 
lage (db, bei den übrigen Wohnungen durch Wermiethung aus 
der Hand, nach den an jedem Drte bejtehenden mittleren Mieth— 
preijen. 


(a) Wehrer, Kam. Dom. Admin. ©. 22. Hoffmann, ‘©. 35. 


(6) Baden: Die Dienftwohnung wird zu 10 Proc. der Beſoldung ange— 
ihlagen, doch tjt dem Beamten gejtattet, den Beweis zu führen, daß 
der Deietbertrag jeiner Wohnung geringer it. — Batern. A. 186 1—6i: 
vermiethete Gebäude 66'922 fl., Geldanſchlag der Dienjtwohnungen 


— 


106985 fl., reine Einnahme von beiden 6*118 fl. — ©. $. 67 (b). 


8. 261. 

Das Schluf-Ergebnif der vorausgehenvden Unterfuchungen 
über die heutzutage als privatwirthichaftliche zu betrachtenven 
Staatseinnahmen ($. 93) iſt Daher folgendes. Im Allgemeinen 
find von den bejprocyenen ſieben Hauptarten privatwirthichaftlicher 
Unternehmungen nur die Waldungen und die Eijenbahnen 
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in das Eigenthum und zugleich in vie Selbjtverwaltung des Staats 
zu übernehmen, bez. darin zu behalten. Auch dafür jprechen aber 
nicht in erjter Linie finanzielle, fonvdern volfs- und jtaatswirth- 
Ihaftliche Gründe, jedoch jpielt das finanzielle Interejje erheblich 
mit. Alle anderen privatwirthichaftlichen Unternehmungen find 
im Princip vom modernen Staat im Ganzen aufzugeben. Die 
Domanialeinnahme ift demnach nicht jchlechtweg für die Gegen- 
wart zu verwerfen, wie mitunter geſchah, ſondern fie ift nur 
pajjend umzugeftalten. Forſten und Eifenbahnen jind vie 
richtigen Domänen des heutigen Staats, wie Feld— 
güter, Forften, Berg» und Hüttenwerfe, z. Th. auch Fabrifen 
und Banken diejenigen des früheren Staats waren. Die Ein- 
nahmen aus jenem Cigenthum bilden daher auch jett noch ein 
pafjendes Staatseinfommen neben den Gebühren und Steuern, 
welches mit ver Weiterentwidlung der Volkswirthſchaft und mit 
fortjchreitender Amortijation ver Eifenbahnjchulvden auch von immer 
größerer finanzieller Wichtigfeit wird. W. 





Gedrudt bei @. Polz in Leipzig. 
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